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Borrede zur eriten Auflage. 


Der dritte Band der ‚Geichichte der katholiſchen Kirche in 
Deutjchland‘ umfaßt die Zeitperiode vom Jahre 1848 bis 1870. 
Sein Hauptgegenitand ift der Kampf der Kirche gegen die bis- 
berige, ebenjo ummwürdige als verderblihe Staatsbevormundung 
und die don den vereinten Liberalen und Freimaurern herauf: 
beſchworene Oppofitton gegen jede freie Bewegung der Kirche, 
welche im }. g. ‚Sulturfampfe* neuen Quälereien und Bedrückun— 
gen ausgejeßt wurde, ja geradezu um ihre Exiſtenz kämpfen und 
leiden mußte. 

Es war anfangs meine Abiicht, die Gejchichte der fatholi- 
ichen Kirche von 1848 bis zur Gegenwart in einen Bande dar- 
zuitellen; allein das hiſtoriſche Material iſt jo reichhaltig, daß 
es ohne Gefahr für die nothwendige Vollſtändigkeit und Deutlich— 
feit nicht in den Rahmen eines Bandes eingeengt werden fann. 
Aus diefem Grunde entjchloß ich nich, einen vierten Band folgen 
zu laſſen, worin die Schiejale der Kirche in den drei leßten De- 
cennten näher bejprochen werden jollen. Da die Vorarbeiten jchon 
weit gediehen, und manche Partieen bereits ausgearbeitet find, 
dürfte ſich das Erjcheinen dieſes Bandes nicht allgulange ver: 
zögern. 

Wie die Firchenpokitiichen Verhältniſſe, ſo wurden auch die 
willenichaftlichen Zuftände eingehend bearbeitet. ine bejondere 
Berüdfichtigung fand der von den Gegnern der Kirche mit Hilfe 
gleichgefinnter Staatsmänner in Scene gejeßte Schulfampf, deſſen 
eigentlicher Zweck nad der Abſicht feiner Urheber die Entchrift: 
lichung der Volksſchule it. 

Die Grundjäße, welche mich bei Bearbeitung des umfang— 
reihen und vielfach jchwierigen Stoffes leiteten, habe ich in den 
vorausgegangenen Bänden bereits ausgefprochen, und ich fann hier 
nur wiederholen, daß mich bei der Abfaſſung diejes dritten Ban— 
des der Wunſch bejeelte, ein wahrheitsgetreues Bild der firchlichen 
Zuftände diejer Zeitperiode auf Grund authentiſcher Quellen und 
Einzelbearbeitungen zu entwerfen. 

Die Anfichten über die kirchlichen Kämpfe und Die wiſſen— 
ſchaftlichen Controverſen u. ſ. w. in diefer Periode find verjchteden 
und geradezu widerjprechend. Um jo mehr erſchien es mir gebo= 
ten, mit großer Umſicht zu Werke zu ibn und auch jeden Schein 
einer ungerechten Parteinahme zu vermeiden. Aus diefem Grunde 
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babe ich die Quellen metjtens wörtlih angeführt und auch die 
Schriften der Gegner in das Bereich meiner Unterfuchung gezogen. 

Möge auch diefer Band die wohlwollende Aufnahme finden, 
welche den beiden erjten Bänden zu Theil wurde. 


Mainz, den 1. Juni 4896. 
Der Verfaſſer. 


Borrede zur zweiten Auflage. 


Dem hochwürdigiten Verfaſſer des vorliegenden Werkes war 
es nicht beichteden, den dritten Band ſeiner verdienftvollen ‚Ge— 
Ihichte der katholiſchen Kirche in Deutichland im 19. Jahrhundert‘ 
in neuer Auflage dem Publikum darzubteten. Am 5. November 
1903 iſt Biihof Dr. Heinrich Brüd durch einen plößlichen Tod 
jeiner veichgejegneten Wirkſamkeit entriifen worden, — für Die 
Geihichtsichreibung im katholiſchen Deutichland, wie für die Diö- 
ceſe Mainz, in welcher er jo lange als akademiſcher Lehrer und 
zulegt als Oberhirt gewirkt hatte, ein jchwerer Verluft. 

Der Unterzeichnete, ein Schüler des hochjeligen Bilchofes und 
als langjähriger Amanuenſis zu dejlen litterariichen Arbeiten in 
naher Beziehung jtehend, wurde von maßgebender Stelle mit der 
Bearbeitung der Neuauflagen und mit der Fortſetzung des leider 
unvollendet gebliebenen großen Werkes betraut. Für die Neu— 
ausgabe dieſes Bandes galt es zunächſt, die umfangreiche Littera- 
tur, die ſeit jeinem erſten Erjcheinen die hiſtoriſche Erkenntniß 
des hier behandelten Zeitraumes bereichert hat, einzujehen und zu 
verwerthen. Nach der formellen Seite hin gedachte der hoch— 
würdigite Autor jelber der Darftellung eine erhöhte Aufmerkſam— 
feit zu widmen; dieſe Intention wurde zu verwirklichen gefucht. 
Geringere Kürzungen fonnten vielerorts eintreten, jo daß der 
Umfang des Bandes nicht all zu jehr anwuchs. Tiefer gehende, 
die Anordnung und Behandlung des Stoffes betreffende Aen— 
derungen, jo discutabel jolche auch jein mochten, jind vermieden 
worden. So ſchien ed die Pietät zu fordern, und jchließlich er— 
wartet doch der Lelerfreis, aus der Hand des Bearbeiters im 
Wejentlichen eben das Werk des hochjeligen Biſchofs zu erhalten. — 
Ein Wunſch des Verblichenen war es, daß die Orthographte, in 
welcher j. 3. der erſte Band gedrudt wurde, für das ganze Werf 
beibehalten werde. 


Mainz, Ende Oftober 1904. 
Der Berausaeber, 
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Die revolutionärzfirchenfeindliche Bewegung, welche in Deutſch— 
land ſich durch den Kongejcandal ! mantfeftirt hatte, blieb nicht 
auf die fatholifche Kirche beſchränkt, ſondern fand auch den Weg 
auf das jtaatliche Gebiet. Diejelben Männer, welche jo eifrig 
an der Zerftörung der Altäre arbeiteten, legten in furzer Zeit 
ihre Hände an die Throne der Fürsten. Schon ſeit Yangem zeigten 
ih am politiichen Horizonte die Symptone eines heftigen Ge— 
witters, welches jich in der Februarrevolution 1848 zunächſt über 
Frankreich entlud. Der Thron des Bürgerfönigs war aufs äußerſte 
gefährdet; es hätte eines energiichen Auftretens bedurft, um die 
Pläne der Revolutionäre zu durchfreuzen. Aber hiezu war Louis 
Philippe nicht zu bewegen. Anjtatt den Kampf mit der Umſturz— 
partei aufzunehmen, überließ er ihr feine Hauptitadt ohne Schwert: 
ftreich und entfloh nad England, wohin er jchon früher jein Geld 
in Sicherheit gebracht hatte. Seine Abdankung zu Gunſten des 
Grafen von Paris, jeines Enfels, fand nicht den Beifall der 
Nationalverfammlung; dieje errichtete die Nepublif auf den Trüm— 
mern der gejtürzten Monarchie. 


Bd. IT?, 531 ff. 
Brück-Kißling, Geſch. d. kath. Kirche im 19, Jahrh. III, 2. Aufl. 1 


2 Kap. 1. Die Revolution 1848. Verhalten des fath. Klerus. 


Die entfeflelten Elemente tobten indeß fort. Der Sturm 
der Revolution durchbraufte einen großen Theil von Europa, ins- 
bejondere Deutjchland, und richtete überall große Verheerungen 
an. Die abjolutiftiich-bureaufratiichen Regierungen, welche, un— 
eingedenf der Verſprechungen der Fürſten und unbefümmert um 
das Wohl der Völker, das jo oft und nachdrucksvoll geäußerte 
Berlangen nach größerer Freiheit und Selbititändigfeit hurtnädig 
abgemwiejen hatten, wurden gewaltfam aus ihrer Sorglofigfeit auf- 
geichreckt und waren theilweile vom reißenden Strome der Re: 
volution weggefegt worden, ehe jte nur die drohende Gefahr er— 
fannt hatten. Die Revolution feierte ihre Triumphe. Die Für: 
ten waren rathlos und vermochten kaum durch weitgehende Ver— 
\prechen ihre jchwanfenden Throne zu ftüßen. Der Ruf nad 
Freiheit war ertönt und zündete glei einem electrifchen Funken 
in allen Gauen des deutſchen Baterlandes. Die bureaufratiche 
Allregiererei ſollte endlich aufhören. 





Die fatholifchen Biſchöfe und ihre Priejter gaben in jenen 
Zeiten der Verwirrung und Auflehnung gegen die weltliche Ge— 
walt ein herrliches Beiſpiel der Treue gegen die Obrigkeit und 
traten unbefümmert um das Gejchrei der Revolutionäre für die 
Erhaltung und Befeftigung der ſocialen Ordnung ein, was um 
jo mehr Anerkennung verdient, als damals nicht wenige und jelbjt 
höher geſtellte Staatsbeamte ſchwankten und mit der Revolution 
(tebäugelten. 

Wie aber die Bilchöfe bereit waren, ‚dem Kaiſer zu geben, 
was des Kaiſers ift‘, Jo verlangten fie auch, daß man ‚Gott gebe, 
was Gottes iſt.“ Das bisherige, mit den Nechten der Kirche und 
den feierlichen Verträgen zwilchen dem Papſte und den Landes- 
fürften im jchreiendften Widerſpruch ſtehende, unbeilvolle Bevor- 
mundungs- reſp. Bedrückungsſyſtem konnte von Seiten des Staates 
um jo weniger aufrecht erhalten werden, als es mit den Zuge: 
ſtändniſſen der Fürften an ihre Unterthanen und mit den Bes 
ftimmungen der zugeftandenen Verfaſſungen unvereinbar war. Es 
fonnte fein Ginfichtiger ſich der Ueberzeugung verjchliegen, daß 


Vorſchläge betr. die Stellung der Kirche zum Staate. 3 


eine Neuordnung der Beziehungen zwilchen Kirche und Staat nach 
den Grundjägen des Rechtes und der Freiheit ein unabweisbares 
Bedürfniß jei. Ueber die Art und Weile aber, wie das Verhält- 
niß zwiſchen beiden Gewalten zu regeln fei, machten fich verichie- 
dene Meinungen geltend. Einzelne gewichtige Stimmen ſprachen 
lich für die Trennung der Kirche vom Staate aus. Diejer Vor- 
ihlag, welcher ſchon früher in Frankreich! gemacht wurde, hatte 
manche Gründe für ſich; namentlich konnten fich die Vertheidiger 
desjelben auf die unleugbare Thatjache berufen, daß der angeb- 
liche Schuß, welchen der Staat der Kirche bisher gewährte, in 
eine Bevormundung und Bedrüdung derjelben ausgeartet war. 
Auf der anderen Seite dagegen durfte man jich doch nicht ver- 
hehlen, daß eine jolche Trennung den Anordnungen Gottes, welcher 
beide Gewalten auf einander angewieſen, widerjprah und auc 
leicht zu ſchlimmen Folgen bezüglich des Vermögens der Kirche, 
ihrer Beztehung. zur Schule, ihres Einfluffes auf das öffentliche 
Leben u. j. w. führen fonnte. Es war deshalb mehr der Aus- 
druck des Unwillens über die unmürdige Behandlung der Kirche, 
wenn gutgejinnte und eimfichtsvolle Katholiken ? eine Zeit lang 
der Trennung von Kirche und Staat das Wort redeten. 

Der Kirche Deutichlands die jo lange vorenthaltenen Rechte 
wieder zu erobern, ohne die Pflichten gegen die weltliche Obrig- 
feit zu verlegen, waren vor Allen die deutjchen Biſchöfe berufen, 
und eine gemeinjchaftliche Berathung derjelben über die zu er- 
greifenden Maßregeln ſchien im Augenblicke mehr denn je geboten. 
Bon dieſer Heberzeugung geleitet, richtete der damalige Dom- 
capitular und jpätere Domdecan Adam Franz Lennig von 
Mainz ſchon am 8. April 1848 an Biſchof ‘Peter Joſeph Blum 
von Limburg ein ausführliches Schreiben ?, in welchem er Die 
Nothwendigfeit des Zujammentrittes der deutſchen Biſchöfe zur 
‚Löjung diefer im wahren Sinne welthiltoriichen Aufgabe‘ * ein- 
gehend begründete und den firchlichen Oberhirten bat, diejer wich— 


! Beionders in der Zeitichrift L’Avenir (Oft. 1830). 
* Brüd, Ad. Franz Lennig ©. 108. 

4.0.8. ©. 110 ff. 

_U.0.0R. ©. 110. 


4 Kap. 1. Plan einer Berfammlung der deutjchen Bijchöfe. 


tigen Angelegenheit jeine Aufmerkſamkeit zu ſchenken. In derjelben 
Abſicht wandte ſich Lennig auch an den mit ihm jehr befreun- 
deten Biſchof Nicolaus Weis von Speyer und an einige andere 
bochgeitellte Geiftliche. Er fand bereitwilliges Gehör. Der Biſchof 
von Limburg trat alsbald in Correſpondenz mit dem greifen Me— 
tropoliten von Freiburg, Herrmann v. Vicari, welcher den Plan 
Lennigs vollftändig billigte! und auch den Erzbiichof von Köln, 
Joh. dv. Geiſſel, für denjelben zu gewinnen juchte. Lebteren 
hatte Yennig als die Perſönlichkeit bezeichnet, die am meiſten 
geeignet fei, ji) an die Spige des ganzen Unternehmens zu ftellen, 
jowohl wegen der großen Kenntniſſe und der firchlichen Geſinnung 
diefes Prälaten, als auch wegen des Anfehens, deſſen jich derjelbe 
erfreute, und der Bedeutung jeiner kirchlichen Stellung ?. 

Der hohe Kirchenfürft war von der Nothwendigfeit einer 
Berfammlung der Bilchöfe zur Neclamirung der kirchlichen Freiheit 
vollfommen überzeugt. Er hatte jchon im Mai feine Suffragane 
zu einer Berathung über die firchlichen Verhältnifie nach Köln ? 
eingeladen, und die erjchtenenen Kirchenoberen ‚erfannten ein— 
ſtimmig an, daß die Abhaltung eines Nationalconcils bei den vor— 
bandenen und noch bevorftehenden Greigniffen höchſt zweckmäßig 
und erwünjcht wäre. Aber der Verwirklichung diejes Planes 
jtellten jich nicht geringe Schwierigfeiten entgegen. Der glüd: 
(ihe Ausgang des Unternehmens hing von der Betheiligung des 
Episcopates und von der Gutheigung des apoftoliichen Stuhles 
ab. Dan war aber weder des einen noch des anderen ſicher. Ein 
Theil der Biſchöfe konnte Bedenfen tragen, in dieſen ſtürmiſch 
aufgeregten Zeiten ihre Didcefen zu verlaflen, und der in Rom 
noch in friſchem Andenken jtehende Emjer Congreß * jowie Die 
— in Baden und Württemberg dienten nicht 





' Maas, Geſch. der fath. Kirche in Baden ©. 2167. 

?° Veber bie Berdienfte Geifjeld um das Zuftandefommen der Würz— 
burger Verſammlung und jeine Thätigfeit auf derjelben * Pfülf, Card. 
v. — 591 ff. 

® Collect. Lacens. V, 942 sqqg. Vering, Ardiv Bd. 21, ©. 117 ff. 
Brück, Die rationaliftifchen Bejtrebungen ©. 113 ff. 
5 Siehe Bd. II’, ©. 569 ff. 
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gerade zur Empfehlung des projectirten Nationalconcils. Diele 
nur zu jehr berechtigten Bedenken bejtimmten den Erzbiſchof, mit 
der Berufung des Episcopates noch etwas zu zögern. Doch war 
die Sache in. Fluß gefommen und der Zufammentritt der deutjchen 
Biihöfe nur eine Frage der Zeit. Auf einer VBerfammlung in 
Köln trafen die Suffragane diefer Metropole die Verabredung, 
‚im Monat August eine möglichjt große Zuſammenkunft deutſcher 
Biſchöfe zu veranlaſſen. Kaum hatte Lennig hievon dur Dom- 
capitular und Profeſſor Dieringer in Bonn Kunde erhalten, 
jo wandte er ſich an jeinen Freund, Weihbiſchof Baudri, um 
durch ihn den Erzbiichof zu bewegen, ‚daß einitweilen die Einla- 
dung dazu an die betreffenden Kirchenfürſten erginge, damit nicht 
alles ex abrupto und übereilt geichehe‘ !. 

Der Plan einer deutjchen Biichofsverfammlung gedieh bei 
dem im Auguft 1848 jtattgefundenen Kölner Dombaufeft zur 
Reife. Bei demjelben hatten ſich mehrere Biichöfe betheiligt, und 
auch der päpftliche Nuntius in Wien, Viale Prelà, war als 
Stellvertreter des Papſtes in Köln erſchienen. Am 16. Auguſt 
fand eine vertrauliche Unterredung der Firchlichen Oberhirten ftatt; 
diefe waren einftimmig der Anficht, daß es zwedmäßig und wün— 
ichenswerth wäre, wenn jo bald ala möglich eine deutiche Nattonal- 
iynode abgehalten würde. . Der päpitlihe Nuntius billigte den 
Plan und jchrieb auch in diefer Angelegenheit an die bayeriſchen 
Biſchöfe. Doch wollte man erſt noch die ‚Verhandlungen in der 
Kirchen- und Schulfrage in den beiden Nationalverfammlungen 
zu Frankfurt und Berlin‘ abwarten ?. 

Mit dem Beichluffe vom 16. Auguft war man dem Ziele 
einen Schritt näher gefommen. Gin Theil des deutichen Episco- 
pates war bereits von dem Vorhaben vertraulih in Kenntniß 
gejeßt und um jeine Betheiligung an demjelben gebeten worden. 
Erzbiſchof v. Vicari ſchrieb im Auftrage Geiſſels an jeine Suffra- 
gane und an den Fürſtbiſchof von Breslau, Melchior v. Diepen- 
brod?. Alle antworteten zuftimmend. Diepenbrod übernahm es, 


ı Brüd, Ad. Lennig ©. 118. 
? Coll. Lacens. V, 960. 
3 Biichof Weis beſprach ſich mit ihm perfönlid im Bad Soden. 
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die öfterreichiichen Bilchöfe für den Plan zu gewinnen !; aud er 
‚gelangte zu dem gewünſchten Erfolge ?. 





Unterdeilen hatte die Nationalverfammlung in Frankfurt die 
Berathungen über die Grundrechte des deutichen Volkes begonnen. 
Die Debatten über das Verhältniß zwiſchen Kirche und Staat 
wurden am 21. August eröffnet und dauerten bis zum 8. Sep— 
tember. Ste waren fehr erregt. ES handelte ſich vornehmlid) 
um das Princip der Unabhängigkeit der Kirche von der Staats— 
gewalt. Für dieſelbe trat eine Anzahl Fatholiicher Abgeordneten 
mit überzeugenden Gründen ein und fand kräftige Unterjtüßung 
bei vielen proteftantiichen Collegen, welche ebenfalls die Freiheit 
und Selbititändigfeit der Kirche befürworteten. Die Gegner der 
Kirche gingen nach zwei Richtungen auseinander. Die radicale 
Bartei fteuerte auf die Vernichtung der Kirche los; hiezu erichten 
ihr die Trennung von Kirche und Staat als ein geeignetes Mittel, 
wie einzelne Nedner auch offen befannten. Andere Abgeordnete 
bofften denjelben Zweck durch gänzliche Ueberlieferung der Kirche 
an die Staatögewalt zu erreichen. Beide Richtungen widerjeßten 
ſich demnach gemeinfam der geforderten Freiheit der Kirche, welche 
‚nur ein Decdmantel der Iyrannei‘ jet, das Anſehen des Staates 
gefährde, ‚die Priefterherrichaft‘ ausjpreche, ‚die Finſterniß auf 
lange verdichte, die fich zu theilen begonnen‘; durch diefe Yor: 
derung würden ‚dem Volke neue Felleln gejchmiedet‘ und Die - 
Zuftände des Mittelalters wieder heraufbeichworen d. Diefe und 
ähnliche Bhrafen wurden von den Feinden der Kirche in den ver— 
ichtedenften Wendungen vorgebracht. Auch unwürdige katholiſche 
SPriefter ſtimmten in diefen Ton ein. Pfarrer Tafel von Zwei— 
brücken erging ſich in den ſchmachvollſten Ausfällen auf die Hier: 
archte *; der befannte Pfarrer Huenzer? von Conſtanz pries den 





ı Bfülf, I 59. 

° Schreiben an Geifjel vom 12. Oft. Siehe Pfülf I, 603 f. 
s Stenogr. Bericht III, 1683, 1761 ff. 

"Ua. ©. ©. 1658 ff. 

° Siehe Bd. II? ©. 572 ff. und Stenogr. Bericht III, 1707 ff. 
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Feindſelige Stimmung gegen die fath. Kirche. 


Sojephinismus als das deal der Sirchenfreiheit und beklagte, 
‚daß dieſe Richtung heutzutage in der Kirche nicht mehr die 
herrichende jet‘. Der Abgeordnete von Beisler, damals noch 
Gultusminifter in Bayern, erblicte jogar in der Unabhängigkeit 
der Kirche vom Staate die größte Gefahr für das Chriftenthum, 
indem hiedurch ‚die Prieſterherrſchaft fertig gemacht: und ‚dem 
Chriſtenthum eine Wunde gejchlagen werde, wie fie ihm jeit acht- 
zehn Jahrhunderten nicht geichlagen worden jet. Er machte den 
unfinnigen Vorſchlag, die Verfaſſung der Kirche vorerit abzuändern 
und ‚die Angelegenheiten der chriftlichen Kirche Deutichlands, 
namentlich ihre Beziehungen zu dem Staate‘ für die verjchtedenen 
Confeſſionen ‚durch eine NReichsiynode‘, auf welcher ‚die Gemein 
den‘ und ‚nicht die Elerijei allein‘ vertreten jein müßten, ordnen 
zu laſſen!. | 

Die Vertheidiger der Kirche liegen ſolche nichtsjagende Ein: 
reden und unbegründete Berdächtigungen nicht unbeantwortet. Sie 
hoben insbejondere die Widerjprüche der gegnerischen Reden hervor, 
wiejen die ungerechten Anklagen gegen die Kirche zurücd und ver: 
fochten deren Rechte mit fiegreichen Gründen. Indeſſen vermochten 
fie aber nicht, die Feinde der Kirche, deren fanatiſcher Haß aus 
allen ihren Reden hervorleuchtete, umzuftimmen und zu einer auf: 
richtigen Anwendung des Principes der Freiheit auf die katho— 
liche Kirche zu bewegen. 

Aber die alten verrotteten Zuftände konnten nicht mehr er: 
neuert werden. Die ‚Bolizeihoheit‘, welche ‚aus allen Theilen 
de3 Staatsweſens‘ verbannt wurde, fonnte nicht einjeitig der fa- 
tholiichen Kirche gegenüber aufrecht erhalten werden. ‚Was jedem 
Dereine vom fleinften bis zum größten‘ durch die Grundrechte 
zugefichert war, nämlich ‚jeine eigene Gejeßgebung, jeine eigene 
Leitung und Disciplin‘, durfte auch der katholiſchen Kirche ‚ohne 
die offenbarfte Ungerechtigkeit‘ nicht vorenthalten werden ?. 


ı%.a. 8. ©. 1662. Siche das Schreiben des Bilhofs Weis von 
Speyer an Erzbiichof Reijach vom 8. Januar 1849 bei Remling, B. W. II, 
478 ff. 

? Morte des Abgeordneten v. Radowitz. Stenogr. B. Ill, 1695 f. 
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Die katholischen Abgeordneten Nagel !, Diepenbrod, Döllinger, 
v. Ketteler, General v. Radowis, Laſaulx, Cornelius, Anoodt, 
Sepp, Aug. Reichensperger u. a. hatten bezüglich der Glaubens- 
und Gewillensfreiheit (Art. III S 12 der ‚Grundrechte‘) Folgenden 
Antrag geftellt: ‚Die Freiheit jeder Gottesverehrung und ihrer 
öffentlichen Ausübung it verbürgt. Verbrechen und Vergehen, 
welche bei Ausübung diefer Freiheit begangen werden, unterliegen 
den allgemeinen Strafgefegen‘. Nachdrücklich trat A. Reichens- 
perger für diefen Antrag ein, indem er betonte, daß der in Vor- 
ihlag gebrachte Saß feine Ausnahmegejege in irgend einem 
Staate zulaſſen werde für die jpeztellen Fälle, auf welche der 
Baragraph Bezug nehme, auch hier jolle das Princip der Gleich- 
heit aller Staatsbürger jeine volle Geltung haben. Diejer Antrag 
wurde abgelehnt, und der Ausichußantrag angenommen: ‚Seder 
Deutſche ift unbejchränft in der gemeinfamen häuslichen und öffent: 
fichen Uebung jeiner Religion. Verbrechen und Vergehen, welche 
bei Ausübung dieſer Freiheit begangen werden, find nad) dem 
Geſetze zu beitrafen‘. 

Don großer Bedeutung mußte Paragraph 14 werden. Die 
Majorität nahm den von Kuenzer und Genofjen gejtellten Antrag 
an, welcher in die Grundrechte überging. Er lautet: „Jede Re— 
ligionsgeſellſchaft — Kirche — ordnet und verwaltet ihre Ange— 
(egenheiten jelbititändig, bleibt aber, wie jede andere Gejellichaft 
im Staate, den Staatögejegen unterworfen.‘ 

Ueber die Tragweite diefes Paragraphen urteilte treffend 
Döllinger auf der erjten Mainzer Katholifenverfammlung ?: 
‚Stünde nicht? anderes dabet, Jo hätten wir alles, was wir wollen; 
das Bedenkliche liegt im Nachſatze, daß die Religionsgeſellſchaften 
den Staatögejegen unterworfen jein jollten, wenn diefer Nachſatz 
immer nad) Maßgabe des Vorderſatzes interpretirt würde, aljo 
nicht in Bezug auf veligiöfe, jondern nur auf andere Angelegen- 
heiten Gehorfam verlangte, jo wäre nichts Wejentliches zu erinnern. 
Aber es iſt möglich, daß man unter Staatsgejegen auch die jegigen 

! Vaftor, A. Reichensperger, I, 256. 


? Verhandlungen ©. 47. Das interefjante Urteil des darmſtädtiſchen 
Geheimrates v. Biegeleben hierüber j. bei Friedrich, Döllinger H, 417. 
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oder zukünftigen ſtaatskirchlichen Geſetze verſtehen könnte, wo es 
dann mit der kirchlichen Freiheit ein Ende hätte.‘ Uebrigens gab 
die Berfammlung den ‘Petitionen der Katholiken Deutichlands 
wenigſtens in der Art Folge, daß bei der zweiten Lefung aus dem 
$ 14 die Worte ‚wie jede andere Gejellichaft im Staate‘ getilgt 
wurden, und jomit die Kirche doch nicht mit jeder beliebigen 
PBrivatgejellichaft gleichgeitellt erichten !. 


Diefe Unbeitimmtheit des 8 14, ſowie die feindjelige Ge- 
finnung der Majorität der Nationalverfammlung gegen die fa= 
tholiiche Kirche, welcher fie jeden Einfluß auf die Schule und 
Ehe zu entziehen juchte, bejtärkte den Erzbilchof von Köln noch 
mehr in jeinem Vorhaben, eine VBerfammlung der deutichen Bi- 
ihöfe zu veranftalten. Am 7. September beiprach er ſich hierüber 
in Frankfurt mit einigen fatholiichen Mitgliedern des Barlamentes, 
Geiftlihen und Laien. ‚Alle diefe Herren erklärten ſich ein= 
müthig dahin, daß eine jolche gemeinſame Berathung der deutichen 
Biſchöfe nicht nur außerordentlich nüßlich, jondern ganz und gar 
nothwendig jei, und daß im Hinblick auf all die verjchtedenen, für 
die Kirche und ihre Rechte feineswegs günstigen Bewegungen die 
Berufung einer Art von Nationalfynode dringend jei; man dürfe 
feinen Augenblick verlieren, diejelbe vorzubereiten‘ ?. Hierauf er: 
ließ Geiſſel am 1. Oktober die Einladung ? zu einer ‚iynodalen 
Derfammlung‘ an die deutjchen Biſchöfe. Die Zulammenkunft 
jollte am 23. Oktober in der alten fränkischen Biſchofsſtadt Würz— 
burg * ftattfinden. Bon diefem Schritte verftändigte er am 13. Of- 
tober Viale Prelà und den Nuntius Sacconi in Münden °. 

Paſtor, A. Reichensperger 1, 260. 

? Schreiben Geiſſels an Viale Prela vom 13. Oft. Siehe Pfülf I, 595 

® Die einjchlägigen Schriftjtüce ftehen bei Dumont, Schriften und 
Reden 11. 1725, Bering, Ardiv Bd. 21 umd 22; Collect. Lacens. 
Tom. V. 

* &3 waren auch andere Städte in Vorſchlag gebracht worden, 

> Bfülf I, 597. 
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In einem Promemoria vom 25. September, welches dem 
Einladungsichreiben beigelegt war, wies der Erzbiichof nach, wie 
‚erwünjcht‘ ja wie ‚nothwendig‘ eine joldhe ‚Iynodale Zuſammen— 
funft‘ der Biſchöfe ‚für die Wahrung und Förderung der Mohl- 
fahrt der Kirche nach Außen und nach Innen‘ jet. ‚Nach Außen‘, 
wegen der Stellung der Kirche zum Staate, deſſen ‚altes Bureau: 
kraten-Regiment nicht mehr vorhalten wolle‘, und zu den andern 
Neligionsgenoffenjchaften; ‚nach Sinnen‘, wenn man ‚die Yage der 
Laien und des Klerus, jowie die Stellung der Bilchöfe in's Auge 
falle‘ Die ‚Feinde der Kirche‘, heißt es, ‚welche in ihren An- 
griffen umd ihrem Hohne gegen fie täglich frecher und giftiger 
werden, weil fie auß dem Schweigen der Biſchöfe den Schluß 
ziehen zu fünnen wähnen, die Kirche jet von dieſen ſelbſt muth— 
und hoffnungslos aufgegeben, werden dadurd eines Andern be- 
(ehrt werden, und die großartige Einheit der deutjchen Kirche wird 
ihnen Achtung abgewinnen, indem fie gewahren, daß diefe Kirche 
in ihrem Episcopate weder zerrilien und zertheilt, noch erjtarrt 
und todt ift. Die Lauen und Wanfenden unter den Katholiken, 
welche jeßt ihre religiöje Kälte damit bejchönigen, daß ja Die 
Biſchöfe jelbit bei den großen Fragen der Zeit verjtummt jeien, 
werden ſich beihämt und aufgewect, und die Guten und Ge- 
innungstüchtigen ungemein ſich erinuntert und zum Feſthalten 
und zu neuer Bertheidigung der katholiſchen Sache ermuthigt fühlen. 
Schon die Gewißheit allein, daß die deutjchen Biſchöfe ſich ver: 
jammelt haben, um die fatholiichen Intereſſen zu berathen, wird 
gar ſehr zur Beruhigung und Kräftigung der Katholiken beitragen.‘ 
Auch für den Klerus ſei eine ſolche Verſammlung von hoher Wich— 
tigfeit. Die Pläne der falichen Reformer, welche ‚das Firchliche 
Gemeinderegiment an die Stelle der mißliebigen Hierarchie jegen 
wollten‘, würden vereitelt, und der Firchliche Geift im Klerus ge: 
tärft werden. Much die innige Verbindung des deutichen Epis- 
copates unter ji und mit dem Heiligen Stuhl würde hiedurd) 
neu documentirt und befeftigt und die traurigen Folgen der bis— 
herigen ‚Vereinzelung‘ mancher Biſchöfe gehoben werden. Wenn 
aber eine jolche Berfammlung Nuten bringen jolle, müſſe fie 
‚chleunigft‘ jtattfinden, ‚alle Biſchöfe in Perfon dabei ſich einfin- 
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den‘, und ‚nur dann, wenn perjönliches Erjcheinen völlig unmög— 
lich fallen würde, durch einen Nepräfentanten jich vertreten lalien‘. 
Auch wäre es erwünjcht, wenn ‚die Biichöfe den einen oder anderen 
tüchtigen Theologen und Ganoniften als beirathende Gehilfen‘ mit: 
bringen und ‚jeder Prälat auch einen jachverjtändigen, ſtaats- und 
rechtsfundigen Laien von erprobter Fatholiicher Gefinnung zur 
Theilnahme zuzüge.‘ 

Die Denkſchrift Ichließt mit den beherzigenswerthen Worten: 
‚Eine neue Zeit will beginnen, und wer fann jagen, was fie 
bringen wird? Ihre Zeichen deuten auf große Gefahren, welche 
der Kirche bevorftehen. Aber der Herr wird mit ihr fein und 
jein heiliger Geist. ihre berufenen Hüter werden wachſam jein, 
daß die Rettung nicht zu ſpät komme. Das katholische Deutſch— 
land ſieht auf jeine Biſchöfe. Die Bilchöfe aber werden handeln 
mit Gott für feine Kirche.‘ 

Die kirchlichen Oberhirten folgten diejer Einladung und fan: 
den Jich. rechtzeitig in Würzburg ein!. Einige Biſchöfe ſandten 
Stellvertreter. Auch mehrere tüchtige Theologen und Canoniſten 
ſowie einige hervorragende fatholiiche Laien waren beigezogen wor— 
den. Am 12. Oktober hatte der Erzbiichof von Köln durd Nun— 
tius Sacconi den hl. Water von der bevorftehenden Biſchofs-Ver— 
jammlung in Kenntniß geleßt. 


Mit einer vom Erzbijchof von Bamberg im Dome zu Würz- 
burg gefeierten hl. Meile, in welcher die Bijchöfe die hl. Com— 
munion empfingen und an deren Schluffe fie das Tridentintjche 
Slaubensbefenntniß ablegten, wurde die Berfammlung am 23. Of- 
tober eröffnet. Sie dauerte bis zum 16. November. Da Gar- 
dinal Schwarzenberg noch nicht eingetroffen war, wurde Erz: 
biichof Geifjel einftimmig zum Vorfigenden gewählt. Als Stell: 

Erzbiſchof Reiiah von Münden hatte anfangs Bedenfen gegen Die 
Berfammlung, nahm aber doch Theil an derjelben. Siehe Remling, Bi: 
ſchof Weis II, 471 und 478, Eine außergewöhnliche Thätigfeit für den 
Zufammentritt der Biſchöfe entfaltete Biihof Weis v. Speyer. Siehe 
Remling, Biſchof Weis 11, 109 ff. u. 459 ff. Pfülf, Card. dv. Geiiiel I, 605 ff. 
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vertreter fungirten die Biſchöfe Richartz von Augsburg und Lipp 
von Rottenburg, zwanzig Biſchöfe waren perjönlich in Würzburg 
erjchienen, und fünf hatten Stellvertreter gefandt. Letztern wurde 
ebenfalls entjcheidende Stimme zuerfannt. Als Leitfaden für die 
Berhandlungen legte man die Denkichrift des Erzbiſchofs von Köln 
vom 7. September zu Grunde. 

Nachdem die Verfammelten zuerjt ihre ‚treue Anhänglichkeit 
an den hl. Bater, als Oberhaupt der ganzen fatholifchen Kirche 
und als Mittelpunkt der Firchlichen Einheit‘ feierlich ‚vor ganz 
Deutjchland als oberiten Normalſatz vor allen andern Kundge— 
bungen ausgejprochen hatten‘, traten fie in die Berathung der 
einzelnen Gegenftände ein. 

Wir müſſen hier auf eine ausführliche Behandlung ‘aller er- 
örterten Fragen verzichten und wollen nur hervorheben, daß feine 
einzige Sache von Wichtigkeit der Aufmerkfamfeit der verfammelten 
Prälaten entging. Ste beichäftigten fich in den einzelnen Sitzungen 
eingehend mit den Batronatsverhältnifien, beionders dem vom 
Staate widerrechtlich ausgeübten ‚Landesherrlichen Batronate‘, mit 
der ftaatlihen Placetirung firchlicher Erlaffe und dem freien Ber: 
fehr der Biichöfe mit dem heiligen Stuhl und ihren Didcejanen, 
mit der ungejeßlichen Appellation von den Entjcheidungen der 
Biſchöfe an die weltliche Gewalt, mit der Frage wegen der An: 
rufung des weltlichen Armes zur Durchführung firchlicher Ver: 
fügungen, ‚wo die Umftände es erfordern‘ u. ſ. w. 

Ein Gegenftand von bejonderer Wichtigfeit fam in der vier— 
ten Sitzung zur Sprache. Er betraf das Verhältniß der Kirche 
zum Staate. Das Referat hierüber hatte Döllinger ausgearbeitet. 
Seinen Auseinanderjegungen und Anträgen jtimmte die Verſamm— 
lung im wejentlichen bei und nahm in ihre an die deutſchen Re— 
gierungen gerichtete Denfichrift folgende Säße auf: ‚Eine Tren- 
nung herbeizuführen vom Staate, d. h. von der öffentlichen, noth— 
wendig auf fittlicher und religiöjer Grundlage ruhenden Ordnung, 
liegt nicht im Willen der Kirche. Wenn auch der Staat ſich von 
ihr trennt, jo wird die Kirche, ohne es zu billigen, gejchehen 
(alien, was ſie nicht hindern fann; fie wird jedoch die von ihr 
ſelbſt und im wechjeljeitigen Einverftändniß gefnüpften Zuſammen— 
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hangsfäden ihrerjeits nicht trennen, wo nicht etwa die Pflicht der 
Selbiterhaltung dies geböte‘ Die Kirche nimmt für die ‚Aus- 
und Durchführung‘ der ihr von Gott übertragenen Sendung, ‚wie 
immer die öffentliche Ordnung der Staaten geitaltet jein mag, 
nur die volljte Freiheit und Selbititändigkeit in Anſpruch. Wo 
ihre Beziehungen zum Staate ‚durch Goncordate oder ähnliche 
Verträge mit dem heiligen Stuhle normirt und die unverfümmert 
getreue Erfüllung dieſer Verträge geiichert ift, da werden die 
Biſchöfe diejelben heilig achten‘; falls aber im Einzelnen und Be 
ondern die Beltimmungen jolcher Verträge jih als Hemmniſſe 
des Eirchlichen Lebens und der freien episcopalen Wirffamfeit 
bereit3 erwiejen haben . . . oder wo eintretende Aenderungen in 
der öffentlichen Ordnung der Dinge Meodificationen oder Abrufung 
der Berträge bedingen: da werden die Biichöfe nicht ſäumen, Die 
Weisheit des heiligen Stuhles um feine Vermittlung zur Ab— 
wendung alles Hemmenden anzugehen. Wo weder Berträge noch 
Beitimmungen des Kirchenrechtes einem Präjentations- oder Be— 
tätigungsrechte zu Kirchenämtern das Wort reden, da fühlen jich 
die Bilchöfe verpflichtet, die Freiheit der Kirche zu behaupten.‘ 
Wird aber die Kicche ‚nicht ferner‘ als eine ‚öffentliche, um ihrer 
höheren Miſſion willen bevorzugte Corporation‘ vom Staate an: 
erfannt, jondern ‚ihr nur die Stellung eines blos noch privat: 
rechtlich geficherten Vereins verbleiben: jo muß und wird diejelbe 
ungejcheut zu ihrem ursprünglichen Prinzipe, dem der vollen Frei— 
heit und Selbititändigfeit in Ordnung und Verwaltung ihrer Ans 
gelegenheiten zurückkehren.‘ 

Hiedurch war die Stellung der Kirche zum Staate nad) den 
Grundjägen des Glaubens und der Vernunft Klar und bejtimmt 
ausgeiprochen. Die göttliche Anordnung beider Gewalten und 
die Nothwendigfeit ihres gegenfeitigen Zuſammenwirkens zur Er: 
füllung ihrer großen Miffion ward feierlich anerkannt und dem 
Mebergreifen der einen Gewalt in die” Sphäre der andern ein 
Damm entgegengejeßt; aber auch dem Staate wurden die ihm 
zuftehenden Nechte in Bezug auf die Kirche zuerkannt und nur 
die Auswüchje eines ebenjo unberechtigten wie unbeilvollen Staats: 
kirchenthums mit der Wurzel ausgeriſſen. 


- 


14 Kap. 1. Verhandlungen in Würzburg betr. den Unterricht. 


Wie wir Schon an einem anderen Orte! nachgewielen haben, 
hatte der Staat die jo tief begründeten und wohlerworbenen 
Rechte der Kirche bezüglich des niederen und höheren Unterrichtes 
aufs tiefite verleßt, ihr falt jeden Einfluß auf die Lehranftalten 
entzogen, die Fatholtichen Schulfonds feiner Verwaltung und Ver— 
wendung unterftellt, ja nicht einmal die Erziehung und Ausbil- 
dung der Gandidaten des geiftlichen Standes den firchlichen Ober- 
hirten zugejtanden, jondern als fein Recht beaniprucht und aus- 
geübt. Ein ſolch unnatürlicher und in jeinen Wirkungen jehr 
verderblicher Zuftand durfte nicht länger fortbeftehen. Die Bi: 
ſchöfe widmeten dieſer jo überaus wichtigen Sache ihre ganze 
Aufmerkſamkeit. Alle in Frage ftehenden Punkte erfuhren eine 
vieljeitige und eingehende Grörterung; alle Bedenken, welche 
man gegen einzelne Anträge geltend machte, wurden in reifliche 
Erwägung gezogen. Da wir an einer andern Stelle die Schul- 
verhältnifie näher beiprechen werden, ſei hier nur bemerkt, daß 
die Bilchöfe ‚die Freiheit der Lehre und des Unterrichtes, ſowie 
die Errichtung und Leitung eigener Erziehungs- und Unterricht3- 
anftalten im ausgedehnteften Sinne‘ verlangten, ihre echte be- 
züglich der theologischen Facultäten und Lehranftalten, der Gym: 
naften und der Volksſchule wahrten und namentlich ‚das unver- 
äußerliche Recht in Anſpruch nahmen, nach canoniſchen Vor— 
ichriften alle jene Anjtalten und Seminarien zur Erziehung und 
Bildung des Klerus‘, welche ihnen ‚nothwendig und nüßlich ſcheinen, 
jret und ungehindert zu errichten.‘ 

So wenig die Beichlüffe über die Schulen die Kechte des 
Staates verlegen, jondern nur einem unberechtigten und höchſt 
verderblichen Monopol der Staatögewalt entgegentreten wollten, 
jo wenig wurde die wahre Parität durch Beitimmungen über die 
Stellung der Kirche zu den Mfatholifen verlegt. Eingehende 
Debatten veranlaßte die Frage der Beerdigung verjtorbener Pro— 
teftanten durch den katholiſchen Geiftlichen und öffentliche Gebete 
fiir Solche Verstorbene. Die meisten Anmwejenden jprachen ſich 
gegen eine derartige Praxis als eine communicatio in sacris 





"8. 11”, ©. 428ff. 
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aus; nur vereinzelte Stimmen waren dafür. Die Biſchöfe trafen 
feine Entſcheidung, jondern bejchlofien, ‚die Sache nach reiflicher 
Ueberlegung auf National-, Brovinziale und Didcefaniynoden dem 
apoftoliichen Stuhl zur Entjcheidnng vorzulegen.‘ 

Ein weiterer Gegenitand der Berhandlungen war die Ab— 
haltung von Diöceſanſynoden. Die Bilchöfe verfannten die Wich— 
tigkeit diefer Synoden, deren Feier das Concil von Trient vor: 
Ichreibt, und die gerade jeßt auch von gutgefinnten Geiitlichen jehr 
gewünſcht wurden, feineswegs, ebenjowenig aber aud) die Schwie- 
rigfeit ihrer Veranſtaltung und die Gründe, welche diejelben zur 
Zeit minder väthli machten. Doch wurde nach eingehenden Er- 
örterungen und in Anbetracht, daß ‚man lieber folge, wenn man 
auch gehört werde‘, und ‚es wehe thue, immer zu fühlen, daß 
man nur adminiftrirt werde‘, beſchloſſen, ‚jobald als möglich nad) 
gehöriger Vorbereitung und in canoniicher Form Didcefaniynoden 
abzuhalten.‘ 

Die Gründe, welche für die Feier von Diöceſanſynoden 
Iprachen, fanden noch mehr Anwendung auf die Abhaltung von 
Provinzialiynoden. Die verjammelten Bijchöfe waren ganz ein— 
veritanden, in Bälde Provinzialſynoden abzuhalten und einigten 
fih auch über die Feier einer Nationalfynode, auf welcher die 
wichtigsten kirchlichen Fragen näher erörtert und hierüber Bes 
ſchlüſſe gefaßt werden jollten. 

Bor allem aber waren die hohen Kicchenfüriten bemüht, das 
Band der Einheit unter einander feiter zu fnüpfen. ‚Die großen 
und mannigfachen Uebel, welche ſich aus dem bisherigen Zuftande 
der Solirtheit und Zeriplitterung ergeben hatten, ließen es als 
höchſt wünfchenswerth, ja als kaum erläßliche Nothwendigkeit er— 
icheinen, daß der deutiche Episcopat ich enger zufammenjchlieke 
und in einer bleibenden, durch beitimmte Organe vermittelten 
Einheit verharre.‘ Diejes Bedürfniß fühlten wohl alle Prälaten; 
aber die Ausführung eines ſolchen Vorſchlags war gerade feine 
leichte Sache und hatte jogar manches Bedenkliche. 

Am einfachiten konnte diefer Plan verwirklicht werden, wenn 
ein hervorragender deuticher Biſchof an die Spige des Episcopates 
getreten wäre, die Correſpondenz der firchlichen Oberhirten in wich— 
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tigen Fragen vermittelt und die Oberleitung der Gejchäfte über- 
nommen hätte. Ginen Antrag diejer Art stellte Biſchof Weis 
von Speyer, welcher den gegenwärtigen Augenblid, ‚wo die große 
Mehrheit aller deutſchen Biſchöfe fi) an Einem Orte vereinigt 
finde‘, jehr günstig ‚zur Erreichung diejes wohl allgemein erjehnten 
Zieles‘ bezeichnete. Um allen irrigen Auffaffungen von vorn herein 
die Spite abzubrechen, hob der Biſchof hervor, daß es Jich nicht 
‚um Aufrichtung eines Firchlichen Nattonalprimates‘, jondern um 
‚eine proviſoriſche Einrichtung‘ handle, welche ‚eine einheitliche 
Leitung der gemeinfamen, die katholiſche Kirche in Deutichland 
betreffenden Angelegenheiten herbeiführen würde.‘ Dieſe einheit— 
liche Leitung könnte in der Weiſe bewerfftelligt werden, daß ‚unter 
den deutſchen Wtetropoliten eine Art Turnus eingeführt werde‘, 
jo daß ‚die Belorgung der Firchlichen Angelegenheiten‘ unter den 
Wtetropoliten mwechjele; oder daß man ‚zwei Gejchäftsführer‘, einen 
für die rheinischen, weſtfäliſchen und nordischen Biſchöfe in Köln 
und einen für die öſterreichiſchen und bayerijchen Biſchöfe in Salz: 
burg aufitelle. Da aber diefe Einrichtung auch große Unzuträg: 
lichkeiten habe, jchlug der Antragiteller ‚einen einzigen Gejchäfts- 
führer in dem Metropoliten von Köln vor, deſſen Kirche durd) 
ihre geographiiche Lage am beiten zur DBerbindung des Nordens 
mit dem Süden geeignet jei.‘ Die VBerfammlung beauftragte eine 
Commiſſion, über diefen Antrag zu referiren. Auch der in dem— 
jelben Intereſſe vom Biſchof Georg Müller von Münſter ge- 
Itellte Antrag einer gemeinfamen Vertretung des deutjchen Epis- 
copates in Rom wurde der genannten Commiſſion überwiejen. 
Am 9. November 1848 erjtattete Döllinger Bericht über 
die beiden Anträge. Bezüglich des eriten Punktes jtellte er den 
Antrag, ‚die Führung der gemeinfamen Angelegenheiten des deut- 
ihen Episcapates‘ und die ‚Leitung der Geſchäfte‘ einem „durch 
geheimes Serutinium jämmtlicher Biichöfe zu wählenden deutjchen 
Mtetropoliten‘ bis ‚zur Verſammlung der Nationaliynode‘ zu 
übertragen; hinsichtlich des zweiten Punktes machte er den Vor— 
ihlag, eimen ‚durch Wahl der fünf Mtetropoliten‘ zu beſtimmen— 
den Geiſtlichen als gemeinjchaftlichen Agenten für die Firchlichen 
Angelegenheiten Deutjchlands ‚mit Genehmigung‘ des heiligen 
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Stuhles in Rom anzuftellen. Auch über die projectirte National: 
ſynode referirte Döllinger und empfahl den Bilchöfen, die Er: 
laubnig des Papjtes zur Feier derjelben nachzuſuchen und jetzt 
ihon ‚die Stadt zu bejtimmen,‘ wo ‚eventuell die Nationaljynode 
gehalten werden jolle.‘ Dieje Anträge famen am 9. und 10. No— 
vember zur Berathung. 

Noch ein anderer mit den erwähnten Gegenjtänden aufs 
innigite zufammenhängender Punkt nahm die Aufmerkſamkeit der 
Biſchöfe in dieſen zwei Sitzungen in Anſpruch, nämlich die Frage 
wegen einer einheitlichen Organifation der fatholiichen Kirche in 
Deutichland, oder die Frage, ob ‚der deutjche Episcopat fich ala 
deutſche Nationalkirche conftituiren Tolle‘. Diefen Zweck hatte auch 
Biſchof Blum von Limburg im Auge, als er an die Berfammlung 
das Anfinnen stellte, ‚dem hl. Vater das Bedürfnig einer höheren 
einheitlichen Verbindung des deutſchen Episcopates ehrerbietigſt zu 
unterbreiten‘ und die Bitte auszufprechen, ihm ‚in der Perſon 
eines der Erzbiichöfe ein Organ erhöhter Einigkeit zu geben‘ umd 
denjelben als vicarius Apostolicus mit den erforderlichen Voll: 
machten aufzustellen. 

Wenn wir die firchliche Gefinnung der Männer, welche dieſe 
Anträge stellten, bejonders ihre treue Anhänglichfeit an den hei— 
ligen Stuhl und den Inhalt ihrer Anträge jelbit einer näheren 
Beachtung unterziehen, werden wir unjchwer erfennen, daß diejelben 
weit entfernt waren, eine ‚deutſche Nationalfirche‘ im Sinne der 
ſ. g. Reformer des 18. Jahrhunderts zu befürworten. Nichts lag 
ihnen ferner. Was ſie bezweden wollten, jprachen ſie deutlich 
genug aus. Sie wollten eine innigere Verbindung als die bis- 
herige unter den firchlichen Obern Deutjchlands bewirken, und ihre 
Vorſchläge erjchtenen ihnen als das geeignete Mittel hiezu. Nur 
aus dieſem Grunde brachten jie ihre Anträge ein, den verjammelten 
Biichöfen das Weitere anheim gebend. Auch der für jene Anträge 
eintretende Referent unterichted genau die Nationalfirche im Sinne 
des Gallicanismus und Febronianismus mit ihren jehismattichen 
Tendenzen von der durch die Antragfteller erjtrebten Nationalkirche. 
Erſtere bezeichnete er als abjolut verwerflih. Dagegen ſprach er 
fich entjchieden für eine Nationalficche aus, deren Character darin 

Brück-Kißling, Geich. der kath. Kirche im 19. Jahrh. III, 2. Aufl. 2 
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beſtände, ‚daß eine organiſch geordnete Verfaſſung der deutjchen 
Kirche eingeführt, d. h. ein Primas wieder anerfannt würde, und 
ein bleibender geordneter Verkehr, ein gemeinjchaftliches Benehmen, 
und in bejonders wichtigen Fällen ein gemeinfchaftliches Handeln 
und Auftreten jich bildete‘ u. ſ. w.; denn ‚die jo geordnete ein- 
heitliche deutjche Kirche würde, weit entfernt, die Einwirkung des 
apoftoliichen Stuhles auf die deutjchen Firchlichen Zuftände zu 
ſchwächen oder zu beſchränken, Diejelbe vielmehr erleichtern und in 
eine engere, fejtere und regelmäßigere Verbindung mit dem all- 
gemeinen Centrum unitatis treten, als dies bei dem jeßigen Zu— 
Itande der Zerjplitterung und Bereinzelung gejchehen fünne‘ 1. 

‚Die hohe Berfammlung zollte* dem berührten Referat ‚die 
verdiente Anerkennung‘, war aber der Anficht, für jet noch feinen 
Beihluß Fallen zu jollen. Auch der Antrag des Bilchofs von 
Limburg ward abgelehnt. Bezüglich der andern Fragen wurde 
eine Verftändigung erzielt; die Ddefinttive Entſcheidung blieb der 
Nationalſynode? vorbehalten. 

Die übrigen Verhandlungen, reſp. Beitimmungen der Würz- 
burger Bilchofsconferenz jollen hier nur furz erwähnt werden, da 
wir diejelben an einem anderen Orte näher anführen werden. Sie 
betrafen vornehmlich die Handhabung der firchlichen Diseiplin, die 
Hebung der Religtofität durch Prieſterexercitien und Volksmiſſionen, 
Förderung des Ordenslebens, die Verbreitung guter Schriften und 
die Unterftügung der katholiſchen Preſſe, die Revifion des Breviers, 
die Einführung eines allgemeinen Katechismus und einer bibliichen 
Geichichte, Die Ehegejeggebung, bejonders die Givilehe und Die 
gemiſchten Ehen u. a. 


Die verfammelten Bifchöfe, welche dem heiligen Stuhl ? über 
die Veranlaffung, den Zweck und die Hauptgegenjtände der ab- 


' Das Referat ift abgedrucdt in Collect. Lacens. V, 1097, 

? Der heilige Stuhl ſprach fich jpäter gegen die Abhaltung einer Na- 
tionaljynode aus. Siehe Pfülf, Card. Geijjel, I, 627. 

’ Auch an König Mar II. von Bayern richtete die Verſammlung ein 
von Geifjel verfaßtes Schreiben, auf das der König huldvoll antwortete. 
Collect. Lacens. V, 1142. 
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gehaltenen Conferenz Bericht eritatteten, beichloflen, ihre For: 
derungen in einer bejonderen Denfjchrift an die Regierungen zu 
präciliren und zu begründen, auch Sirtenworte an Klerus und 
Volk zu richten. Die Ausarbeitung der Denkjchrift wurde dem 
in Würzburg anmejenden Legationsrath Moriz Lieber übertragen. 
Die Hirtenworte an das Volk verfaßte Domcapitular Föriter 
von Breslau, das Schreiben an den Klerus entwarf Profeſſor 
Fehler aus Briren. Die einzelnen Entwürfe wurden nach einer 
jorgfältigen Prüfung mit einigen Abänderungen von den anwe— 
jenden PBrälaten ! angenommen. Bon einer Mittheilung der Denk— 
ſchrift an das Frankfurter Parlament wurde, als nicht vathjam, 
Abjtand genommen. Die Berfammlung jchloß mit der jechsund- 
dreißigften Siung am 16. November 1848. 

Bon einer Analyje der Denkſchrift können wir hier um jo 
mehr abjehen, als die Hauptpunkte derjelben bereit3 angeführt 
wurden. Die herzlichen und liebevollen Worte der Bilchöfe an 
den Klerus fordern mit Hinmweifung auf die Gefahren der Zeit zu 
eifriger Arbeit im Weinberge des Herrn auf. Zuerſt wenden fie 
ih an die Profefioren der Theologie an den ‚Hochjchulen und 
Seminarien* mit der Ermahnung, daß diejelben ‚nicht nur als 
Prieſter, jondern auch als Lehrer‘, ſich ‚als von der Kirche Ge— 
jendete* betrachten und ‚deshalb auch der Verantwortung, welcher 
die Führung ihres Lehramtes der durch die Bilchöfe getragenen 
Autorität der Kirche gegenüber nad güttlihem und Eirchlichem 
Rechte unterliegt, immerdar eingedenf jeten‘. Hierauf führen fie 
dem Curat-Klerus feine hohen Bflichten als Ausjpender der Ge: 
heimniſſe Gottes und Verkündiger der Heilswahrheiten vor Augen, 





: Einige Siöwierigteiten erhob Biſchof Richartz von Augsburg, die 
glücklicherweije bald bejeitigt wurden. Siehe Collect. Lacens. V, 1117 sqgq, 
Pfülf, I, 6255. Der Apojt. Vicar Laurent von Luxemburg hatte feine 
Einladung zur Bijchofsverfammlung erhalten. Hierüber führte Freiherr von 
Wydenbruck Beihwerde. — Geiſſel rehtfertigte jein Verhalten und die Ver: 
jammlung erflärte auf Fehlers Antrag: ‚Die verjammelten Erzbiihöfe und 
Biſchöfe erfennen bei aller Verehrung und Theilnahme für den Biſchof Lau— 
rent das Hinfichtlich desjelben von den Erzbiſchofe von Köln bei der Zus 
jammenberufung der Verſammlung in Würzburg eingehaltene Verfahren als 


völlig richtig und wohlbegründet.‘ 
‘) * 
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geben demjelben eine furze Anleitung zur Verwaltung feines 
Amtes, und richten zulegt noch väterlihe Worte der Ermahnung 
und Aufmunterung an die ‚Ordensbrüder und Ordensichweitern‘. 
Mit tiefem Schmerze gedenft das Schreiben jener unjeligen Prie= 
fter, welche in heillofer Berblendung den Biſchöfen den jchuldigen 
Gehorſam verweigern, eigenmächtige und unfirchliche Neuerungen 
vornehmen, die Feinde der Kirche unterjtügen und ‚jogar in öffent- 
(ichen Verfammlungen gegen die Freiheit der Kirche fich erheben 
und zur Unterdrüdung ihrer Rechte mitwirken‘, jie fnüpfen hieran 
die Ermahnung an die Geiftlichen, durch echt priefterlichen Wandel 
und treue Hingebung an die Kirche, verbunden in gegenjeitiger 
Liebe, jene Aufgabe zu erfüllen, zu welcher der Welterlöjer fie 
ausermwählte. 

Die herrlichen Hirtenworte an das fatholiiche Volt ver- 
breiten Sich über die Zeitverhältnifie, insbejondere über die der 
Kirche drohenden Gefahren, über den Zwed der Verfammlung in 
Würzburg und die auf derjelben gefaßten Bejchlüffe. Sie enthalten 
eine liebevolle und eindringliche Ermahnung an die Didcejanen, 
auszuharren im Glauben, feitzuhalten an der Kirche und ihrem 
Oberhaupte, fich jtarf zu erweiſen in der Liebe, namentlich gegen 
‚Arme, Kranke und Leidende‘, und durch unabläſſiges Gebet die 
Hilfe von Oben zu erflehen. 


Der Zujammentritt des deutſchen Episcopates in Würzburg 
bot der gläubigen und ungläubigen Welt ein merfwürdiges Schau= 
jpiel und war von unberechenbarer Bedeutung für die Kämpfe, 
welchen die Kirche noch entgegen ging. Mitten in den Stürmen 
der Revolution, vor der die gefrönten Häupter ſich beugten, treten 
die Bilchöfe Deutichlands zufammen und erheben, eingedenf ihrer 
heiligen Pflichten, ihre Stimme, um die tief aufgeregten Maſſen 
zu beruhigen und fie vom Wege der Empdrung zur Unterwerfung 
unter die von Gott gejeßte weltliche Obrigkeit zurüczuführen, zu: 
gleich aber auch für die Unterthanen Gerechtigkeit und für Die 
Kirche jene Freiheit und jene Rechte zu verlangen, ohne welche fie 
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ihre göttiche Miſſion nicht erfüllen kann, da ‚eine gefeflelte Kirche 
feinen Einfluß mehr auf die Menſchheit hat‘ !. 

Die Würzburger Biſchofs-Conferenz hatte das Programm 
aufgeftellt, welches den einzelnen Biſchöfen als Directive bei Geltend: 
machung ihrer Rechte diente. Die Forderungen, welche ihre Dent- 
Ihrift an die Höfe jtellte, wurden in der Hauptiache von den 
Biſchöfen der einzelnen deutſchen Staaten in ihren Eingaben und 
Denkichriften an die reip. Regierungen wiederholl. So berechtigt 
aber auch dieſe Forderungen waren, vief doch die Reclamirung 
der firchlichen Rechte eine hejtige Oppofition hervor, welche ihren 
verderblichen Einfluß auf die Fürſten und deren Miniſter nicht 
verfehlte. Die Gegner der Kirche gehörten verichtedenen Richtun- 
gen an. Bureaufratiihe Staatsbeamte, welche die bisherige fait 
unbejchränfte Herrichaft über die ‚Landeskirche: nicht aufgeben 
wollten, Mitglieder der Loge, welche jeder freien Bewegung der 
Kirche abhold waren, Vertreter des falſchen Liberalismus, der 
im ſchreienden Widerfpruch mit feiner Deviſe: ‚Freiheit für Alle: 
auf firhlichem Gebiete eine unerträgliche Sclaverei befürwortete, 
Angehörige der verjchtedenften Schattirungen des Proteſtantismus 
— alle verbunden durch den Kitt der Feindſchaft gegen die fa- 
tholiiche Kirche, waren eifrigjt bemüht, in Reden und Schriften, 
in politiichen wie in religiöfen Berfammlungen, in den Miniſte— 


Biſchof dv. Ketteler an Minifter v. Dalwigk bei Brüd, Die oberrh. 
Kirchenprovinz ©. 366. Erzbiihof vd. Geiſſel ſprach ſich über den Zweck 
der Biihofsverfamminng in der 14. Sigung, in feiner Eigenjchaft als Prä- 
fident, folgendermaßen aus: ‚Man muthmaßt vielfach über die Abficht, Die 
uns zujammengeführt. Dieje Abficht iſt ausjchließlich das Wohl der Kirche. 
Wir wollen berathen, wie die Nechtsverhältnilie zu geftalten find. Das 
fälſchliche Recht wollen wir bejeitigen, Anmaßungen und Beeinträhtigungen 
der Kirche zurückweiſen. Aber für alle wirklichen Rechte haben wir die hei- 
ligite Achtung. Auch das Concordat wollen wir anerfennen, wenn es nur 
in Bayern hergejtellt wird. Einen Theil unferer Beſchlüſſe wollen wir nad) 
reiflicher Berathung zur Veröffentlichung bejtimmen, einen Theil nur als 
feite Grundjäße zur Directive unter uns verabreden und bei uns behalten 
zur Ausführung. Ich glaubte, dieſe Worte mir jelbit jhuldig zu fein. Wir 
haben uns von diejem Geijte nicht entfernt; Diejen Grundjäßen des Bor- 
gehens find wir bis jeßt treu geblieben und werden es aud mit Gott künftig 
thun.‘ Siehe Pfülf, Card. v. Geiſſel I. 6297. 
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rien und in den Ständefammern die fatholiiche Kirche aufs hef- 
tigfte anzufeinden, und arbeiteten gemeinfam daran, die Ketten 
zu jchmieden, in welche die faum erſt ihrer drüdenditen Feſſeln 
entledigte Kirche aufs neue gelegt werden jollte. 


Zweites Kapitel. 
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Auch das Kaiſerthum Defterreich ! blieb von den Stürmen 
des NRevolutionsjahres nicht verjchont. Ein Hauptheerd der Em: 
pörung wurde die Nefidenzitadt Wien. Das jeitherige Regierungs— 
Syitem fiel, Fürſt Metternich mußte in England ein Afyl juchen. 
Die Studenten und die Bürgerſchaft Wiens ertroßten Volksbe— 
waffnung, Prebfreiheit und eine jtändiiche Verfaſſung für die Ge— 
jammtmonarchie. Kaiſer Ferdinand glaubte, mit diefen Zugeftänd- 
nillen die Empörer befriedigt zu haben; allein immer neue For— 
derungen wurden geitellt. Die Verfaflung vom 26. April 1848 
genügte den Nevolutionären nicht; als die Regierung ihre Wünjche 
nicht sogleich erfüllte, wurde am 16. Mat ein Angriff auf die 
Hofburg gemacht. Das Miniſterium gab nach; aber Kaifer Fer: 
dinand verließ am folgenden Tage in der Stille Wien und fand: 
in dem ſtets treuen Tyrol eine fichere Zufluchtsitätte.e Im lom— 
bardiſch-venetianiſchen Königreiche zeigten ſich bedenkliche Unruhen, 
an denen Piemont ſehr intereffirt war; die unzufriedenen Ungarn 
waren bejtrebt, unter Koſſuths Anführung den Thron des hei- 
(igen Stephan zu ftürzen und die Republik zu proclamiren. Auch 
in Böhmen, wie in den meisten übrigen Kronländern, ward die 
Fahne der Revolution aufgepflanzt. 

Die Betrübnig der Wiener über den Weggang des Kaijers 
war nur von furzer Dauer; Ferdinand I., welcher ihren Ver: 


I Siehe Bd. H?, ©. 139 ff. 
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iherungen der Treue Glauben ſchenkend, am 12. Auguft in feine 
Refidenz zurüc gekehrt war, jah ſich nach furzer Zeit (am T. Of: 
tober) gezwungen, in Olmüg Schuß zu juchen. Am Tage vorher 
hatten die befannten revolutionären Greuel in Wien jtattgefunden. 
Der falſche Liberalismus mußte der Anarchie weichen. Die 
Refidenzitadt war dem Terrorismus vepublifanifcher Parteien 
überliefert. 

Dieje traurigen Auftände dauerten glücklicherweife nicht lange. 
Fürſt Alfred v. Windiichgräß, der jchon in Prag die Ord- 
nung bergeftellt hatte, jchlug im Vereine mit dem Banus von 
Kroatien, Jellachich, in Wien den Aufitand nieder. Am 31. Of 
tober rücdten die tapferen Truppen in Wien ein. Kater Ferdinand 
empfing die vom Reichstage abgeordnete Deputation nicht, ver: 
fügte am 19. Oktober die Bertagung desjelben und deſſen Ein- 
berufung als conftituirenden Körpers auf den 19. November nad) 
Kremſier, einem Landfiße des Fürfterzbiihofs von Olmütz. Der 
Proteſt des Reichstages, deſſen conjervative Mitglieder entweder 
ausgejchieden waren oder aus Furcht vor den revolutionären Par: 
teien feinen Widerjpruch zu erheben wagten, wurde nicht beachtet. 
Am 22. November erfolgte die Eröffnung des conftitutrenden 
Neichstages in Kremſier. Kaiſer Ferdinand legte am 2. Dezember 
die Krone zu Gunjten feines Neffen, des Erzherzogg Franz 
Joſeph, nieder !. 

Der jugendliche, erit 18 Jahre zählende Wtonardy hatte eine 
ihwere Aufgabe zu löjen. Die Revolution war in manden Zeilen 
des weiten Neiches noch zu dämpfen, auch die neue conftitutrende 
Verſammlung in Kremfier träumte immer noch von der Volks— 
jouveränität und jtellte wieder als erſtes Princip auf, daß alle 
Gewalt vom Volke ausgehe. Kaiſer Franz Joſeph löſte deshalb 
den Reichstag auf und gab am 4. März 1849 dem Lande eine 
neue Verfaſſung. Diejelbe fam jedoch nie zur Ausführung und 
wurde mittels fatjerlichen Batentes vom 31. Dezember 1851 
‚außer Kraft und gejegliche Wirkjamfeit‘ gejett. 





Intereſſante Notizen theilt Hübner, Ein Jahr meines Lebens 1848 
bis 1849, Leipzig 1891, mit. 
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Die politifchen Veränderungen übten ihren Rüdjchlag auch 
auf das firchliche Gebiet aus. Das Joſephiniſche Bevormundungs- 
ſyſtem war mit den neuen Verhältniffen nicht vereinbar. Der re— 
ligiöſe Aufſchwung, der ſich überall fundgab, konnte auch in Deiter- 
reich nicht aufgehalten werden. Ein frifcher religtöfer Zug ging 
durch die Länder des Kaiſerſtaates. Der bisherige ‚äußerlich ge: 
ihüßte, innerlich möglichit gefeflelte, lauwarme, polizeiftaatliche 
Katholicismus‘, wie Graf Leo Thun fich ausdrüct !, konnte ‚nicht 
aufrecht erhalten werden‘. Der öſterreichiſche Episcopat erhob 
jene Stimme gegen die Staatsbevormundung, und die Regierung, 
an ihrer Spite Fürſt Felix v. Schwarzenberg, fam ihm 
freundlich entgegen. 

Schon bald nad) dem Zujammentritt des Neichstages im 
Jahre 1848 hatten ſich die Biſchöfe Oeſterreichs nach Wien ge- 
wandt und die bisher der fatholichen Kirche in Oeſterreich vor: 
enthaltene Freiheit und Gelbitjtändigfeit zurücverlangt?. Sie 
fanden feine Berücfichtigung. Die politiihen Wirren verhin— 
derten ohnedies jede ruhige Erörterung eines jo wichtigen Gegen 
Itandes. Beſſere Ausfichten eröffneten ſich im folgenden Jahre. 
Das faijerliche Patent vom 4. März 1849 jicherte den gejeßlich 
anerfannten Kirchen- und Religtionsgemeinfchaften das Recht der 
gemeinfamen öffentlichen Religionsübung, die jelbititändige Ber: 
waltung ihrer Angelegenheiten zu, jowie den Beſitz und den Ge— 
nuß der für ihre Cultus-, Unterrichts: und Wohlthätigkeitszwede 
beitimmten Anjtalten, Stiftungen und Fonds. Damit war das 
alte bureaufratiiche Syitem der fatholiichen Kirche gegenüber im 
Principe aufgegeben. Es war num Sache der öſterreichiſchen Ober: 
hirten, von diefen Errungenschaften Gebrauch zu machen. Die 
Negterung bot hiezu ihre Mithilfe. Auf Einladung des Grafen 
von Stadion, Minister des Innern, traten die Biſchöfe des Kaiſer— 
ftaates in Wien zufammen, um ihre Wünfche und Forderungen 


' Kath. Stimmen aus Defterreih. Neden in der Schulgejeßdebatte 
©. 43. 

° Hhre Eingaben und Denkſchriften j. Brühl, Acta Ecel. Mainz 1853, 
Oeſterreichiſche Monarchie. 
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genau zu jormuliven. Die VBerfammlung ! dauerte vom 30. April 
bis zum 17. Junt 1849. Sie war von 29 Bilchöfen und 4 Dom: 
herren, als Vertretern ihrer Oxdinarien, bejucht; den Vorſitz 
führte Kardinal Friedrich v. Schwarzenberg, Fürſterzbiſchof von 
Salzburg. Einen Haupteinfluß auf den Gang der Verhandlungen 
übte Jo. Othmar v. Raujcher, Fürftbiichof von Sedau, aus. 
Ueber den Zwed der Berfammlung äußert er fich folgendermaßen: 
‚Die Aufgabe der verfammelten Bilchöfe wird eine doppelte 
jein: Sie jollen ji) mit der Staatögewalt über die Wiederge- 
Italtung der öfterreichiichen Kirche verständigen und beziehungsweiſe 
vereinbaren. Sie jollen die hiezu nöthigen Beſtimmungen injofern 
treffen, als diefelben ihrem Bereiche anheimfallen. In Vollendung 
des MWerfes dürfte ſich ein Goncordat mit dem heiligen Stuhle 
als nothwendig und eine Generaljynode der Öjterreichtichen Biſchöfe 
als höchſt wünſchenswerth herausftellen. Um dazu den Weg zu 
bahnen, dürften die zu eröffnenden Berhandlungen mit Gottes Segen 
und Beiftand ganz geeignet jein‘?. Am 7. Mat überreichten die 
Biſchöfe dem Kaiſer eine Loyalitätsadreile, welche Franz Joſeph l. 
aufs freundlichite erwiederte. 

Die Verhandlungen der verlammelten Bijchöfe umfaßten die: 
jelben Gegenstände, wie auf der Würzburger Berfammlung ?. An— 
fnüpfend an $ 2 der Verfaſſung vom 4. März 1849 verlangen 
die Firchlichen Oberhirten überhaupt das Recht einer freieren Be— 
wegung auf ihrem Gebiete, ohne jedoch damit den Nechten des 
Staates irgendwie entgegentreten zu wollen. ‚Wir jtehen unjerer 
Pflicht gemäß‘, heißt es in der Eingabe an Miniſter Bach vom 
30. Mai 1849, ‚für die Rechte der Kirche ein, jowohl für jene, 
welche ihr als jolcher und in Folge ihrer göttlichen Sendung zus 
jtehen, als auch für jene, welche fie in Oeſterreich kraft bejonderer 
Rechtsgründe erworben hat. Wir ehren aber aud alle Rechte, 
welche die Staatsgewalt der Kirche gegenüber anjprechen kann, 
jowohl jene, welche aus der Natur der Staatögewalt hervorgehen, 





Actenſtücke die Bilch.-Verfammlung zu Wien betreffend. Wien 1850, 
° Wolfögruber, J. DO. Card. v. Rauſcher ©. 101. 
’ Siehe Seite 11 ff. 
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als auch jene, welche der Monarch kraft bejonderer Rechtsgründe 
erworben hat.‘ ! 

Diejer Zuichrift war zugleich ein Promemoria über die Ehe 
beigefügt; in demjelben wurde die Forderung auf Wiederheritellung 
der Firchlichen Gerichtsbarkeit über den Abjchluß der Ehe und auf 
Abſchaffung der die Gewiſſen der Katholiken jo tief verlegenden 
ſtaatlichen Ehegejeggebung des Kaiſers Joſeph II. geitellt und im 
einzelnen begründet. 

Ein weiterer Gegenjtand der bijchöflichen Wünjche war die 
Neugeltaltung des Jugendunterrichts auf religiöfer Grundlage. Nach- 
dem die Biichöfe Die Nothwendigkeit einer religtössfittlichen Jugend— 
erziehung für Kirche und Staat aus Vernunft und Gejchichte 
nachgewiejen, verlangen jte ‚mit Berufung auf das Recht und die 
göttliche Sendung der Kirche, mit Berufung auf die ſchon zuge— 
Itandene Selbitjtändigfeit in Verwaltung der firchlichen Angelegen- 
heiten, mit Berufung auf die Natur der Sache und den wahren 
Bortheil der europäiſchen Gefellichaft‘, die Freiheit, ‚den Unterricht 
der Katholiken, in jo weit er die religtöfen und jittlichen Ueber— 
zeugungen betrifft, nad) den Gejegen und im Geiſte der fatholiichen 
Kirche ohne Hinderniß zu leiten‘. Site verbreiten ſich biebet 
insbejondere über die Heranbildung der Candidaten des geiitlichen 
Standes, die Leitung des Neligionsunterrichtes an den Volksſchulen 
und höhereu Lehranftalten, über die Anftellung eigner Prediger 
an den Univerfitätsficchen, über den Antheil der Kirche an der 
Leitung der Volksſchulen, über eine zwedentiprechende, das ‚Zuviel‘ 
und das ‚Zumenig‘ vermeidende Ausbildung der Lehrer, Ver: 
beflerung der materiellen Yage derjelben u. ſ. w. Site jchliegen 
mit den Worten: ‚Der Muth und die Treue des Heeres hat 
Deiterreich und mit DOefterreich bisher Europa vor dem Aeußerſten 
bewahrt; doch wenn das Werk der Rettung gelingen joll, jo muß 
die Macht des Getites jich mit der Macht des Schwertes verbinden. 
Je gieriger die unerfahrene, entzündete Jugend von dem Taumel— 
felhe eines verderblichen, unfinnigen Wahnes gefoftet hat, deſto 
dringender thut es Noth, über die Bildung der Jugend zu wachen, 
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und ihr jtatt verführerifcher Trugbilder die wahre Aufklärung, die 
wahre Begeifterung zu bringen.‘ 

Die Defiderien der Biſchöfe Hinfichtlich des Unterrichts wurden 
der Regierung am 15. Juli überreicht; am darauffolgenden Tage 
folgte die biſchöfliche Erklärung über die firchliche Verwaltung. 

Die Oberhirten gaben ſich der zuverfichtlichen Hoffnung hin, 
daß ihre Erklärungen und Anträge auf ‚feine bedeutenden Hinder- 
niſſe ſtoßen würden‘, da der Staat durch ‚Abänderung mancher 
bisherigen Gejeße‘, welche die freie Ihätigfeit der Kirche ver- 
fimmerten, ‚nur gewinnen fünne. Dieje Anträge näher präci— 
firend, fordern fie den freien Verkehr mit dem heiligen Stuhl und 
mit den ihrer Hirtenjorge anvertrauten Gemeinden, das Necht, 
Provinzial- und Didcefaniynoden abzuhalten, ohne von der welt- 
lichen Gewalt bebelligt zu werden. Bezüglich dev ‚geiltlichen Aemter 
und Pfründen' richten fie die Bitte an den Kaiſer, er möge bei 
Ernennung von Bilchöfen fich des ‚Beirathes katholiſcher Biſchöfe‘ 
bedienen und ‚die Bilchöfe der Kirchenprovinz, welcher der er: 
(edigte Sig angehört, dabei niemals übergehen‘; er möge bei 
Uebertragung einer Domberrnitelle mehr auf Gelehriamfeit und 
Verdienit, denn auf adelige Geburt jehen. Auch bezüglich der 
Anitellung der Geiftlichen, der Verleihung ‚Eicchlicher Auszeich— 
nungen‘ durch den Staat, Befreiung der ITheologie-Studierenden 
vom Militär tragen fie ihre Wünſche vor. Eingehend verbreiten 
fih die Bifchöfe über das Patronatsrecht; die Ausübung Diejes 
Rechtes an den zum Religionsfonds gehörigen, oder durch denfelben 
dotirten Pfründen von Seiten des Staates weijen fie als unberechtigt 
zurüf. Die weiteren Defiderien beziehen ſich auf die Pfarr— 
concursprüfung, ‚welche in Dejterreich in den Bereich der Staat3- 
gejeßgebung gezogen wurde‘, — ‚dem Bilchof blieb nur die Ernennung 
des Craminator3 aus der Dogmatik vorbehalten‘, und endlich auf 
‚ven Gottesdienit‘ !. 

An demjelben Tage reclamirten die verfammelten Bijchöfe 
auch die geistliche Gerichtsbarkeit, welche jeit ‚einem Jahrhundert‘ 
in Oeſterreich zu einem ohnmächtigen Schattenbilde geworden war‘, 
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namentlich) das Recht, gegen Geiftliche und Laten firchliche Strafen 
zu verhängen, das firchliche Begräbniß ſolchen Katholiken, die ſich 
desjelben unmürdig gemacht, zu verweigern u. ſ. w. 1 

Die Berfammlung wurde am 17. Juni geichloffen. Che die 
Theilnehmer an derjelben ſich trennten, erließen fie zwei Hirten- 
briefe an den Klerus und die Gläubigen; diefe wurden auch dem 
Kaiſer und dem Mtinifter d. J. überreicht. 

Diefe Zufammenfunft der öfterreihiichen Oberhirten war von 
hoher Bedeutung. Bisher hatte man eine ſolche Verſammlung 
im Kaiſerſtaate noch nicht gejehen. Der Anfang zum Beſſern war 
gemacht. Die Bilchöfe waren endlich aus ihrer unheilvollen Iſolirt— 
heit herausgetreten, um die großen firchlichen Fragen gemein- 
ſchaftlich zu erörtern und im Einverſtändniſſe mit der Staatöge- 
walt das Verhältniß der Kirche in Defterreih zum Staate zu 
ordnen. 


Die biichöfliche Verfammlung hatte in ihrem Schreiben die 
Gegenftände, über die eine Berjtändigung zwijchen beiden Gewalten 
nothwendig jchten, bezeichnet und ihre Forderungen und Wünſche 
näher angeführt. Auf Grund ihrer Zujchriften an das Mini— 
ſterium fonnten die Verhandlungen eröffnet werden. Die Regie: 
rung erflärte fich bereit, ‚das wichtige Werk mit thunlichjter Be— 
ichleunigung. zu Ende zu führen‘. Um die Berhandlungen zu 
führen, hatten die Biſchöfe ein aus fünf Mitgliedern beitehendes 
Gomite ? gewählt. Vorſitzender war Cardinal Schwarzenberg. ALS 
Berichteritatter jungirte Raufcher. Beide Kirchenfürjten begaben 
ih anfangs November 1849 nah Wien, um die Sade in Fluß 
- zu bringen. Die Erledigung der Angelegenheit ging jedoch nicht 
jo Fchnell von Statten, als man wiünjchte und hoffte. Die Ur— 
jache hievon lag theils in der politiichen Neugeftaltung des Kaiſer— 
Itaates, welche die Kräfte der Negierungsorgane zu jehr in Anz 
ſpruch nahm, noch mehr aber in dem Gegenftand der Unterhand- 
lungen. Es handelte fi) um nichts Geringeres als um die Ab- 
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ändernng, reſp. Aufhebung der jeit vielen Decennien in Oeſterreich 
ausſchließlich herrichenden Joſephiniſchen Gejeßgebung, um das 
Aufgeben von Grundjäßen, in welchen die ganze Beamtenwelt und 
auch der Klerus erzogen worden waren, und in welche man ic 
förmlich Hineingelebt hatte. Wenn auch die Forderungen des 
Episcopates noch jo jehr begründet waren, und deren Berech— 
tigung von den oberjten Staatslenfern anerkannt wurde, jo konnte 
doc) nicht verhindert werden, daß ſich in Regierungskreiſen Stimmen 
für das alte Bevormundungsfyiten erhoben, und daß gegen die 
eingeleitete Berftändigung Widerjpruch erhoben wurde. ine Sache 
von jo weitgehender, in die ganze bisherige Verwaltung tief ein= 
greifender Wirkung konnte von Seiten der Staatögewalt nicht jo 
ichnell erledigt werden. Diejen Verhältniſſen ſchenkten die Mit— 
glieder des Comités die gebührende Berücfichtigung. Doc) fanden 
fie ſich zulegt gemöthigt, um Bejchleunigung der Gejchäfte zu 
bitten. Sie richteten deshalb eine von Rauſcher verfaßte Denk: 
Ihrift an die Regierung, und als diejelbe unbeantwortet blieb, 
wandten fie fich drei Monate jpäter in einer zweiten Eingabe an 
den Minifterpräfidenten, Fürften Felix von Schwarzenberg; te führ- 
ten Klage, daß die berechtigten Forderungen auf bitrgerlihem und 
politiihem Gebiete erfüllt jeien, die Kirche aber bis jet noch) 
feine Berücfichtigung gefunden habe, und wiejen zugleich auf die 
Inconvenienzen hin, welche die bejtehenden Zuſtände im Gefolge 
hätten. ‚Die Staatsbehörden‘, jchreiben fie, ‚welchen für die An— 
wendung der Verfaſſung auf die firchlichen Verhältniſſe jeder 
Maßſtab gebricht, handeln in verjchiedenen Yändern verjchteden, 
und die Nachtheile diejes lähmenden Zwiſchenzuſtandes fteigern Die 
Ungeduld, womit man dem Erfolg der objchwebenden VBerhand- 
lungen entgegenfieht !.‘ 

Einige Wochen nad diejer Erklärung, am 7. April 1850, 
hielt der neue Cultusminister, Graf Leo Thun, Kaiſer Franz 
Joſeph Vortrag? über die Kirchenfrage. Von der Nothwendig- 
feit der Religion für das materielle und geistige Wohl dev Völker 
und Staaten ausgehend, führt er bejonders den Nachweis, daß 
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die Ruhe und das Glück der Nationen durch einmüthiges Zu- 
jammengehen der beiden Gewalten, Kirche und Staat, bedingt jei, 
und daher ebenſowenig Trennung zwischen Kirche und Staat, als 
Beherrihung der eriteren durch die weltliche Gewalt eintreten dürfe. 
‚Das begründete Verlangen, daß die freiere Bewegung, die auf 
allen Gebieten zu gewähren Bedürfnig und Nothwendigfeit war, 
auch der Kirche nicht verjagt werde, mußte daher beachtet werden, 
ohne doc vorjchnell mit der Vergangenheit zu brechen und Un— 
ausführbares zu verheigen‘ Um die MWünjche der Firchlichen 
Dberhirten in diefer Hinficht fennen zu lernen, habe die Regie: 
rung eine Berfammlung der Bilchöfe in Wien veranftaltet, um 
deren Vorſchläge und Wünſche zu vernehmen, wie fie auch die 
proteſtantiſchen ‚Superintendenten und evangelijchen Vertrauens— 
männer gleichfalls zu einer Berathung über die Angelegenheiten 
ihrer Glaubensgenofjen‘ zu demjelben Zwecke ‚eingeladen habe‘. 
Das Miniſterium habe die von den Bilchöfen ausgejprochenen 
Wünſche ‚bereits eiuer gründlichen Prüfung unterzogen‘ und werde 
über die ‚angeregten wichtigen Fragen, die einer gemeinfamen Er— 
(edigung bedürften‘, mit ‚dem Ausſchuſſe der Biſchöfe demnächit 
in nähere Verhandlung treten‘. ine definitive Ordnung der 
firchlichen Verhältniſſe könne aber ‚nur durch ein Einvernehmen 
mit dem päpftlichen Stuhl erzielt werden.‘ ‚Mehrfache Rück— 
ihten mißriethen jedoch jene Erledigung in der kirchlichen An— 
gelegenheit jo lange zu vertagen, bis für alle darin begriffenen 
Gegenftände die Borbedingungen definitiver Enticheidung erfüllt 
jeien.‘ ine längere Zögerung würde für Kirche und Staat glei) 
ihlimme Folgen haben. Der Miniſterrath jet ‚daher nad) reif: 
licher Erwägung der Sachlage der Anficht, daß ohne weiteren 
Verzug vorläufig alle diejenigen von der biichöflichen Berfammlung 
angeregten Fragen erledigt werden follen, deren Erledigung bereits 
möglich iſt, Hinfichtlich der übrigen aber die Verhandlungen mit 
dem Ausſchuſſe der Biſchöfe Tortgejegt und die nöthigen Vorberei— 
tungen für ein Concordat mit dem päpftlichen Stuhle, injoweit 
ein ſolches erforderlich tit, getroffen werden‘. 


Kaiſerliche Patente vom 18. und 23. April 1850. 31 


Das vorläufige Rejultat der eingeleiteten VBerhandlungen 
waren die fatjerlichen ‘Patente! vom 18. und 23. April 1850. 
Griteres gibt den Verkehr der. Biſchöfe mit dem heiligen Stuhl 
und mit ihren Didcefaneu frei, anerkennt die Disciplinargewalt 
der Biichöfe, erfüllt ihre Wünjche bezüglich der Ernennung von 
Biihöfen und Domherren u. . w.; letteres verfügt, daß ‚Nie: 
mand an niederen oder höheren Lehranftalten als katholiſcher Re— 
ligionslehrer oder Profeſſor der Theologie wirken fünne ohne Er— 
mächtigung des Didcejfanbiichofes‘, der. ‚diefe Ermächtigung jederzeit 
wieder entziehen fünne‘, daß nur ‚Männer‘, welche vom Bifchofe 
‚zum Bortrage der Theologie‘ ermächtigt ſind, als ‚Profeſſoren 
an den theologijchen Yacultäten ernannt oder als Privatdocenten 
zugelaifen werden jollen‘; dem Bilchof ſoll freiſtehen, ‚einen 
Alumnen die Vorträge, welche ſie an der Umiverfität zu bejuchen 
haben, und deren Reihenfolge vorzuzeichnen, und fie darüber in 
jeinen Seminarien prüfen zu laſſen‘ und ‚die Hälfte der Brüfungs- 
commillton‘ für die theologischen Doctoreramen zu ernennen; Nie: 
mand könne die theologische Doctorswürde erlangen, ‚der nicht vor 
dem Bilchofe, oder dem von ihm Beauftragten das Tridentinijche 
Glaubensbefenntniß abgelegt habe‘. 

Damit war eine Breſche in das Joſephiniſche Syitem gelegt 
und ein Schritt zum Beſſern gemacht. Am 29. April theilte 
Graf Leo Thun die Documente nebjt einem Erlaſſe dem biſchöf— 
lihen Comité mit. Der Erlaß jchließt mit folgenden Worten : 
‚Die Biſchöfe werden in diefen Mittheilungen eine Bürgichaft 
finden, daß es der Failerlichen Regierung Ernft ift, den Rechten 
der katholiſchen Kirche den gegebenen Zuficherungen gemäß volle 
Geltung zu gewähren und die Vorjteher derjelben in den Stand 
zu jegen, zur Belebung höherer Intereſſen und Beltrebungen eine 
volle Wirkſamkeit zu entwideln.‘? Rauſcher übermittelte die beiden 
fatferlichen Batente und diefen Erlaß den Biſchöfen. 

Die Gegner der Ffatholiihen Kirche, vornehmlich die Frei— 
maurer und die eingefleiichten Joſephiner, befämpften die kaiſer— 
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lichen Verordnungen in der Prefle, zogen falihe Schlüjle aus 
denjelben und verdächtigten jie auf jede Weile. Die Regierung 
ließ ſich jedoch durch ein ſolches Gebahren nicht einjchüchtern, 
wünſchte aber, daß die Biſchöfe der unwürdigen Polemik entgegen 
treten jollten. ‚Daß man fich bemüht‘, jchreibt Graf Leo Thun 
am 20. Mat an Rauſcher, ‚den Eindruck der faiferlichen Verord- 
nungen in kirchlichen Angelegenheiten auszubeuten, überrajcht mich 
nicht. Dringend nothwendig iſt e8 aber, daß bald von den 
Bılchöfen ein Wort geiprochen werde, geeignet, die mit dem 
Schredbilde von Kirchenbußen und Bannflüchen geängitigten Ge— 
miüther zu beruhigen und wo möglich auch anzudeuten, wie jte 
ihrem Klerus gegenüber fich zu benehmen gejonnen find. Ich habe 
gefehlt, daß ich die biichöflichen Eingaben nicht gleich bei meinem 
Amtsantritte veröffentlichen ließ. Die übrigen Fragen, zumal die 
Ehefragen, jollten nun wenigjtens vor ihrer Löſung öffentlich be— 
Iprochen werden.‘ Die Bilchöfe verfäumten nicht, diejer Auf- 
forderung nachzukommen. Einige, auch Raufcher, hatten bereits 
die grundlofen Angriffe auf die obigen Verordnungen in bejonderen 
Hirtenbriefen ! zurück gewiejen und Die gegen diejelben vorge- 
brachten Einwände widerlegt. Auch zahlreiche Dankadrefien ? von 
GSeiftlihen und Laien für die gemachten Zugeſtändniſſe wurden 
an den Stufen des Thrones niedergelegt. 

Es faın nun Alles darauf an, daß die Biichöfe den Inhalt 
der Ffatjerlichen Verordnungen practiich durchführten. ‚Bon uns 
hängt es ab‘, jchreibt Rauſcher an jeinen Klerus, ‚ob die Anord- 
nungen, in welchen wir die Miorgenröthe eines neuen Tages be= 
grüßen, einem Funken gleichen, welcher auf feuchten Moorgrund 
fiel, oder das Feuer erneuern ſollen im Haufe des Herrn ?.* Doc) 
gewann man in geiltlichen wie in NRegierungskreifen immer mehr 
die Meberzeugung, daß dieſe wichtige Angelegenheit nur mit Hilfe 
des apoftoliichen Stuhles in einer für Kirche und Staat befriedi- 
genden Weiſe geordnet werden fünne. Am 28. Mai 1850 zeichnet 
Conſiſtorialrath Kutſchker in Olmüß die Situation mit folgenden 


! Roskoväny, Monumenta VII, p. 635 sqq. 
?L. c. p. 623 sqa. 
’ MWolfsgruber ©. 115. 


Die Ehefrage. 33 


Worten: ‚Was die Durchführung der bereits finalifirten Fragen 
anbelangt, jo jind hierwegen zu ftellende Anträge äußerit bedenk— 
(ih, weil wir immer auf die wiederholte Bemerkung der Mini— 
jtertalvorträge zurückkommen: das Beichloffene bindet nicht die 
gegenwärtigen, viel weniger die fünftigen Bilchöfe. Deshalb 
meinte ich, daß es dringend nothwendig jei, die noch zu erledt- 
genden Fragen thunlichit ſchnell zu finalifiven und jodann Die 
Sache dem heiligen Stuhle vorzulegen. Nur jo wird fich eine 
feite Baſis für die Detailverfügungen gewinnen fallen. Große 
Schwierigkeiten wird die Unterrichtsfvage bereiten. Es gibt eine 
heillofe Verwirrung, wenn über die theologischen Studien nicht 
wentgitens allgemeine Umriſſe gegeben werden. Jeder Biichof 
wird thun und laſſen, was er will, und wir werden schlecht 
unterrichtete Prieſter erhalten". 

Das Eintreten des heiligen Stuhles war aber um jo noth- 
wendiger, als einige und zwar jehr wejentliche Punkte, wie die 
Chegejeßgebung, die Frage bezüglich dev Schule und des Kirchenver- 
mögens, eine definitive Ordnung erheiichten, welche nur im Ein- 
verſtändniſſe zwilchen Kaiſer und Papſt erfolgen fonnte. Die 
Verhandlungen des bijchöflichen Komite mit dem Miniſterium be— 
zogen ſich auch auf dieſe Gegenftände, jchritten aber nur langjam 
vorwärts. Als bejonders dringlich erwies ſich die Umgeitaltung 
der Chegefeßgebung. Kaiſer Joſeph II. hatte dieſelbe ganz an ich 
gerilien, Ehehinderniſſe aufgeftellt und abgeichafft, Vorſchriften über 
den Abichluß der Ehe gegeben und die Jurisdiction in Ehejachen 
den weltlichen Gerichten übertragen. Diejer Zuſtand, welcher nur 
durch Die Art und Weile, wie die Gejege gehandhabt wurden, einige 
Milderungen erfuhr, war mit der Freiheit und den Rechten der 
Kirche unverträglic. Das faliche Syſtem mußte fallen. 

Allein grade hierin lag die größte Schwierigkeit. Die fatjer: 
lihen Beamten hatten ſich in die Joſephiniſchen Anſchauungen und 
Anordnungen ganz hinein gelebt, und aud in den höchiten Re— 
gierungskreifen fand die beitehende Geſetzgebung ihre Vertreter. 
Schon am 16. November 1849 hatte Leo Thun dem liberalen 
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Suftizminifter, Ritter v. Schmerling, den Antrag der in Wien 
verfammelten Bijchöfe bezüglich) der Ehe mitgetheilt, um deſſen 
Anfichten zu vernehmen und um nad erzielter Einigung über die 
Grundidee die weiteren Verhandlungen über die einzelnen Moda— 
litäten durch eine von beiden Miniſterien ernannte Commiſſion 
mit dem biichöflichen Comité führen zu laſſen. Schmerling ant— 
wortete am 12. März 1850 durch eine Note an den Cultus— 
minifter, in welcher er die Ueberzeugung ausipricht, ‚daß die edlere 
Geſtaltung unſerer gejellfehaftlichen Zuitände mit davon abhänge, 
daß, wie die Bilchöfe am Schluffe ihres Operates vom 30. Mai 
1849 jagen, die Kirche auf die Ehe wieder größern Einfluß ge- 
winne und ſie allgemein mit dem Weſen eines höheren Geiſtes 
durchdringe‘. Er erklärt ſich auch für die Anficht Thuns, ‚daß 
der Indifferentismus und das theilweile in die große Maſſe ge= 
drungene Mißtrauen gegen Religion und Kirchenthum — und von 
da aus weiter gegen die Autorität — dem Staate feinen Vortheil 
gebracht habe. Auch damit, daß das Einverftändniß über eine 
möglichlt übereinitimmende Gejeßgebung, im Intereſſe beider, 
feineswegs durch die Autonomie beider Gewalten ausgejchloflen 
jei‘, erflärt er Tich vollfommen einverftanden; zugleich aber fügt 
er bei, daß der einzig mögliche Ausweg im Falle eines Eonflictes 
in Einführung der Givilehe Liege, welche allerdings nur ein 
‚trauriges, aber in Staaten von gemijchten, gleichberechtigten Con— 
feſſionen unabweisbares Ausfunftsinittel jer, um bürgerliche Ord— 
nung und Sitte im Falle unlöslichen Conflictes zwiſchen Staat 
und Stiche zu wahren‘. 

Die irrigen Anſchauungen des Juſtizminiſters wurden durch 
Naufcher widerlegt. Insbeſondere führte er den Nachweis, daß 
die aus Oppofition gegen die fatholifche Kirche in Frankreich ein— 
geführte Eivilehe nicht das geeignete Mittel jei, um etwaige Con— 
flicte zwijchen Kirche und Staat zu verhüten, jondern nur großes 
Verderben in Defterreich anrichten würde; er gab zugleich Die 
Mittel an, wie eine Vereinigung über die Eheangelegenheiten 
zwijchen beiden Gewalten mit Vermeidung der Givilehe gejchlofjen 
werden könne. Die Verhandlungen zogen ſich in die Länge. Um 
jo eifriger war Naufcher bemüht, diejelben zu bejchleunigen. In 
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einem Gutachten vom März 1851 behandelte er die ganze Frage 
mit ausführlicher Gründlichkeit und machte darin Vorichläge, 
welche die Rechte des Staates wie der Kirche berückſichtigen. 
Doc) verging noch) längere Zeit, ehe die Negierung die von Naufcher 
in jeinen verjchtedenen Denkſchriften und Gutachten geltend ge= 
machten Grundjäße anerfannte. 

Endlich) erihien am 2. Dezember 1851 ein an den Gultus- 
minifter gerichtetes Fatjerliches Edict des Inhaltes: ‚Die öiter- 
reichiiche Gejeßgebung über die Ehe ſteht, infofern ſie sich auf 
die Ehen der Katholiken bezieht, mit den Vorſchriften der fatho- 
lichen Kirche in einem Widerfpruche, welcher ſeit vielen Jahren 
den Gegenstand nachdrüclicher Beichwerden des päpftlichen Stuhles 
bildet, den katholiſchen Klerus Häufig einem unvermeidlichen 
MWideritreite jeiner Pflichten gegen die getitliche und gegen die 
weltliche Obrigkeit ausjeßt, und die Achtung, welche Meine fatho- 
lichen Unterthanen den Inſtitutionen der Kirche ſchuldig find, zu 
untergraben geeignet it. Es ift Mein Wille, daß dieſer Uebel— 
ſtand bejeitigt und die öfterreichiiche Geſetzgebung in Ehejachen der 
Katholiken in dem Sinne umgejtaltet werde, daß a) die bürger- 
liche Geltung der Ehe von der firchlichen Giltigkeit derjelben be— 
dingt bleibe; b) es der Kirche überlaflen werde, über dieje Giltig- 
keit nad) ihren Gejegen zu enticheiden; c) für die Hintanhaltung 
von Ehen, deren Abjchliegung aus politiichen Gründen nicht zu= 
läſſig ericheint, durch ftrenge Verbote Sorge getragen werde. 
Dabei wird von den bisher giltigen Beitimmungen des allgemeinen 
bürgerlichen Gejegbuches ſich nicht weiter, als nothwendig tft, zu 
entfernen, injofern es jih um Ehen von Katholiten mit Chriſten 
einer anderen Confeſſion handelt, auf die religiöjen Begriffe der 
(eßteren möglichſte Rückficht zu nehmen, und Hinfichtlich der in 
beiden Beziehungen erforderlichen Anordnungen im Einvernehmen 
mit dem päpftlichen Stuhle vorzugehen fein. Ich trage Ihnen 
auf, unter Zuziehung des Fürſtbiſchofs von Sedau, Joſeph Othmar 
Ritter dv. Naufcher, Meines geheimen Nathes, des Neichsrathes 
Anton Ritter v. Salvotti, Meines geheimen Nathes und Käm— 
mererd und gemwejenen Bräfidenten des mähriſch-ſchleſiſchen Land— 
rechts Karl Grafen v. Wolfenstein und des gemwejenen Staats- 
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und &onferenzrathes Johann Freih. v. Pilgram den Entwurf 
eines Patentes, welcher der Verhandlung mit dem päpftlichen Stuhle 
zur Grundlage zu dienen haben wird, auszuarbeiten und Mir zur 
vorläufigen Genehmigung mit Beichleunigung vorzulegen t.‘ Damit 
waren die Soncordatsverhandlungen mit dem bl. Stuhl inaugurirt. 
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Die bisherigen Concordatsverhandlungen ? zwilchen dem apo— 
ſtoliſchen Stuhle und Oeſterreich warın leider erfolglos geblieben; 
allein die beitehenden ftaatsficchlichen Zuſtände waren auf die 
Dauer nicht haltbar. Eine endgiltige Ordnung des Verhältniſſes 
zwifchen Kirche und Staat und zwar durch gegenjeitiges Ueberein— 
fommen war ein unabweisbares Bedürfniß. Dies erfannte aud) 
Fürſt Felix Schwarzenberg. ‚Seinem klaren Auge‘, jagt mit Recht 
Ritter v. Meyer’, ‚entging es nicht, welche Kräftigung dieſes 
Neiches und feiner Dynaftie in dem Schuße und der Förderung 
der katholiſchen Religion, in dem einheitlichen Zuſammenwirken 
der Negierung mit den Organen der Kirche und darum in einer 
Veritändigung mit Nom liege, und mit der gleichen Energie, mit 
welcher er die Revolution im Innern befämpfte, der Stellung 
Deiterreichs nad) Außen Geltung verjchaffte, mit einer wahrhaft 
jouveränen Verachtung gegen antikirchliches Tagesgeſchwätz jchlug 
er die Bahn ein, die er als die richtige für den Frieden, Die 
Ruhe und die- Größe Defterreichs erkannt hatte‘ Kaiſer Franz 
Joſeph, welcher vom firchlichen und ſtaatsmänniſchen Standpunkte 
aus eine Veritändigung mit Rom wünſchte, war mit dem Plane 
jeines Mtinifterpräfidenten einverftanden, und diefer traf nun mit 
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der ihm eigenthümlichen Ihatkraft die nothwendigen Einleitungen. 
Leider jeßte der Tod am 5. April 1852 feiner Wirkſamkeit ein 
Ende. Das begonnene Werk erlitt indeß feinen Aufichub; denn 
jein Nachfolger Graf v. Buol:Schauenfstein theilte ganz die An- 
fichten feines großen Vorgängers. Auch die übrigen Mitglieder 
der höchiten Negierungsbehörde ſtanden dem Goncordatsprojecte 
ſympathiſch gegenüber. 

Die eigentlichen Verhandlungen begannen im September 1852. 
Um 14. diejes Monats erließ der Kaiſer ein Gabinetsichreiben ! 
an den Neichsrathöpräfidenten, Baron dv. Kübeck, in dem er den 
Wunſch ausiprad, daß die Unterhandlungen mit dem heiligen 
Stuhle ohne Aufihub beginnen follten. Als Bevollmächtigten er- 
nannte der Kailer den Fürftbiichof von Seckau, Joſeph Othmar 
Ritter vd. Rauſcher, welcher ſchon bei den bisherigen Verhand— 
(ungen über das, Ehegejeß u. a. eine höchſt einflußreiche Rolle 
geipielt hatte. Ihm jollte ein Comité zur Seite Stehen. Das— 
jelbe war aus dem Minister des Eultus, Grafen Leo Thun, dem 
Minister des Aeußern, Grafen v. Buol-Schauenftein, dem Miniſter 
des Innern, Dr. Bach, dem Reichsrath Nitter v. Salviattı unter 
dem Borfige des Baron v. Kübeck zufammengejeßt. Alle Gegen: 
tände der Unterhandlungen mußten demjelben vorerit zur Prü— 
fung und Beichlubfaffung unterbreitet werden. Ohne Der: 
ſtändigung mit diefem Kirchencomite durfte Rauſcher feine Sache 
von Wichtigkeit zur Verhandlung bringen. Außerdem mußte das 
Ergebniß jeder Comitefigung vor endgiltiger Beſchlußfaſſung dem 
Kaiſer vorgelegt werden. 

Der heilige Stuhl wurde von den desfalliigen Plänen des 
fatierlihen Gabinets in Kenntniß gejeßt und gebeten, Bevoll: 
mächtigte zu ernennen, welche die Verhandlungen in Wien führen 
fnnten. Mit Freude ging Pius IX. auf dieſe Borjchläge ein 
und ernannte feinen Nuntius in Wien Viale Prelä mittels 
Breve vom 2. Dezember 1852 zu feinem Bevollmächtigten. 

Ehe die Verhandlungen begannen, fanden Belprechungen ver: 
traulicher Art zwiichen dem Nuntius und Rauſcher über die Ge— 
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genftände ftatt, welche in das Concordat aufgenommen werden 
jollten. Diefelben wurden hierauf Punkt für Punkt im Kirchen- 
comite erörtert und dienten dann als Baſis der officiellen Unter: 
bandlungen zwiſchen dem päpftlichen und dem fatjerlichen Bevoll- 
mächtigten. 


Um 15. Januar 1855 nahmen die Berhandlungen ihren 
Anfang. Wir fünnen auf die einzelnen Gegenjtände derjelben 
jowie die Berathungen des Kircheneomites nicht näher eingehen. 
da dieſelben unjerer Kenntniß entzogen jind, und nur conftatiren, 
daß die Schwierigkeiten, welche ſich in Folge der verjchtedenen, 
oft entgegenfiehenden Wünfche der Gontrahenten, jowie auch der 
Biſchöfe einzelner Kronländer bezüglich gewiſſer Punkte ergaben, 
nicht gering waren. Doch ließ man ſich nicht beirren. Am 
28. April überreichte Rauſcher, welchen der Kaiſer am 26. März 
zum Fürſterzbiſchof von Wien ernannt hatte, dem päpftlichen Be: 
vollmächtigten vertraulic” den Entwurf eines Concordats. Der 
PBronuntius ! jandte denjelben zur näheren Prüfung nach Rom. 
Im August 1855 erſchien Monſignor Ferrari? Secretär der 
Congregation für außerordentliche Firchliche Angelegenheiten, welche 
mit der Koncordatsverhandlung betraut war, in Wien. Er bradte 
dem Promuntius eine auf die Verhandlungen bezügliche Inſtruc— 
tion vom 9. Auguſt und einen römiſchen Goncordatsentwurf. 
Derjelbe jollte als Baſis weiterer Verhandlungen dienen. Er 
umfaßte vorzüglid; Unterricht, Verfahren bet bürgerlichen Ver: 
gehen der Geiſtlichen, Seminarien, Belegung der Domberrenftellen 
und der aus dem NReligionsfonds dotirten Pfründen, Einfünfte 
der Geiſtlichen, Klöſter, Religions- und Studienfonds und Zehent— 
aufhebung. 

Die erwähnte Cardinalscongregation hielt vom 22. Oktober 
1853 bis zum 12. März 1854 neun Sitzungen, in welchen die 
Concordatsfrage mit großer Gründlichkeit erörtert wurde. Es er— 


Viale Prela war im Auguſt 1852 zum Cardinal ernannt worden, 
verwaltete aber noch das Amt eines Nuntius, 
’ Wolfsgruber ©. 1427. 


Schwierigfeiten in der Lage Erzb. Rauſchers. 39 


gaben ſich nicht umerhebliche Schwierigkeiten. in Hauptobject 
derielben waren die ftaatlichen Eheverbote. Die Inſtruction 
Rauſchers juchte diefer Schwierigkeit durch die Beitimmung aus: 
zumweichen: die geiſtlichen Gerichte jollten bei Fragen über ſolche 
Verbote neben dem canonijchen Rechte auch die Landesgeſetze be- 
rückſichtigen. Damit waren aber nicht alle Eollifionen vermieden. 
Der heilige Bater joll deshalb ‚mit dem Benehmen des Wiener 
Erzbiſchofs in der Abjchliegung des Concordats‘, namentlich wegen 
‚des Punktes der Ehe, aus dem Grunde jehr unzufrieden‘ gewefen 
jein, ‚weil der Erzbiichof bei jenen Verhandlungen die Regierung 
im bureaufratiichjofephintichen Sinne vertrete.! Auch ‚über einige 
andere Punkte wünjchte der heilige Stuhl eine Beritändigung. 
Diejelben werden in der Note Viale Brela’s vom 1. Juni 1854 
im Einzelnen nambaft gemacht.” Miniſter Bad ließ durch 
Ritter dv. Meyer ein ausführliches Gutachten über die Note vom 
1. Juni ausarbeiten, welchem mit einigen unmelentlichen Aen— 
derungen die Meinifterconferenz vom 23. und 26. September bei- 
ſtimmte. Die Beichlüffe diefer Eonferenz wurden dem Kirchencomite 
übermittelt, welches in der Sitzung vom 9. Dftober denjelben 
jeine Zuitimmung extheilte und fie zur allerhöchiten Genehmigung 
empfahl. Auch dem heiligen Stuhle wurde das Reſultat der 
Neiniftereonferenz auf diplomatiſchem Wege mitgetheilt. Am 
6. Auguft 1854 hatte Rauſcher bereits dem Pronuntius Er— 
klärungen über verjchtedene Punkte der angezogenen Note gegeben. 

Auch auf das römiſche Concordatsproject hatte dev Fatjerliche 
Unterhändler ſchon mündlich geantwortet. Am 12. Oktober fanden 
die Verhandlungen über dasjelbe im Kirchencomite ftatt. Das— 
jelbe verhielt ich gegen einzelne Vorſchläge geradezu ablehnend 
und wollte bezüglich anderer feine vertragsmäßigen Verpflichtungen 
übernehmen. Alle diefe Erklärungen jollte Rauſcher in Rom 
mündlich abgeben. 

Da nämlich die Concordatsverhandlungen in Wien feinen 
rechten Fortgang hatten, wiünjchte der Papſt die Anweſenheit des 
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fatferlihen Bevollmächtigten in Nom. Schon im Auguſt 1854 
hatte der kaiſerliche Botjchafter, Fürft Efterhazy, das Wiener 
Gabinet hievon in Kenntniß gejeßt. Der Kaiſer war damit ein= 
verstanden. Doch jollte Rauſcher das Refultat jeiner Beiprechungen 
immer nach Wien. berichten und von dort feine Verhaltungsmaß— 
regeln erhalten. Am 21. Oftober 1854 trat er jeine erſte Reife 
in die ewige Stadt an, wohin gerade auf Einladung des heiligen 
Baters viele Biſchöfe aus allen Theilen der Kirche zur Feier der 
dogmatiichen Definition dev unbefledten Empfängnig Mariä pil- 
gerten. Er wurde dort mit großen Ehren empfangen und nahm, 
vom Bapfte eingeladen, im Quirinal feine Wohnung. Nach Bes 
endigung der Feftlichfeiten begannen die Verhandlungen. 

Diejelben wurden zwilchen Rauſcher und Cardinal San- 
tucci geführt. Am guten Willen, die jchwebenden Differenzen 
in friedlichem Ginvernehmen auszugleichen, fehlte es den beiden. 
Contrahenten ſicher nicht; allein die jachlichen Schwierigkeiten 
waren größer, als man gedacht hatte. Einzelne Forderungen 
Rauſchers verftiegen gegen das canonische Recht und hatten viel- 
fach einen Joſephiniſchen Beigeſchmack!, jo daß der heilige Stuhl 
dDiejelben nicht unbedingt erfüllen konnte, während der öfterreichtiche 
Bevollmächtigte ſich Jeinerjeits in die Nothwendigkeit verjeßt fand, 
Vorſchläge des heiligen Stuhles als unvereinbar mit den Ber: 
hältniffen im Kaiſerſtaate abzulehnen. Die Lage Nauichers wurde 
noch erſchwert durch die Hinderniſſe, auf welche jene Bemühungen 
bei einem Theile des Episcopates jtießen. Namentlich widerjeßten 
ih die Biichöfe Ungarns dem Abſchluſſe eines Concordates, weil 
die ungarische, Kirche durch dasjelbe die Freiheiten verliere, welche 
fie von alters her beſitze. Als Wortführer derjelben trat Car: 
dinal Scitovsky, Erzbifchof von Gran, in Rom auf. Auch aus. 

Olmütz erichten ein Ganonifus zu demjelben Zwede?. Doch ver- 
mochten ſolche Bemühungen nicht, den Gang der Berhandlungen 
aufzuhalten. 
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Am 21. Januar 1855 berichtete Naufcher nach Wien, die 
Verhandlungen über die Artifel des Concordats jeien jeßt jo weit 
gediehen, daß die nmothwendigen Vorlagen an die Gongregatign 
für außerordentliche Kirchliche Angelegenheiten gemacht würden. 
Wenn die Punkte, über welche er und Santucci überein gefommen 
wären, auf feine weiteren Schwierigkeiten ftießen, dann werde das 
Concordat jo vortheilhaft ausfallen, als es unter den gegen- 
wärtigen Verhältniffen nur immer möglich ſei. Doch jei die 
ganze Sache noch in der Schwebe, da noch manche Hindernifie, 
3. B. bezüglicy der Berwaltung des Neligtonstonds, dev Inſtruction 
für Ehejachen u. ſ. w., zu bejeitigen jeien. Auch wider die Ein- 
richtung des Gymnaftalunterrichtes ſeien von ungarischen und 
italienischen Biſchöfen heftige Beſchwerden eingelaufen, unter welchen 
fich vieles befinden dürfe, was einer reiflichen Weberlegung nicht 
unmwerth wäre. Uebrigens hänge das Schickſal des Koncordates 
von der Entjcheidung der genannten Gongregation ab, auf welche 
er nur Schriftlich einwirken könne. 

Diele Hinderniſſe wurden glücklich bejeitigt, und am 17. März 
fonnte Raucher dem Wiener Gabinet die Weittheilung machen, 
die Berathungen der Eongregation jeien am 14. März geichloffen, 
und ihr Reſultat dem heiligen Vater vorgelegt worden. Gardinal 
Santucci, jchreibt er, habe wiederholt Verſuche gemacht, in Form 
von Grläuterungen wejentlihe Abänderungen einzelner Punkte 
herbei zu führen, habe jedoch auf feine Gegenvoritellungen Die 
Sade fallen laſſen. Die Genehmigung der Uebereinfunft durch 
den heiligen Vater jei wohl zu erwirfen, wenn nicht ein außer 
der Berechnung liegender Einfluß auf denjelben ausgeübt werde. 
Ein Hauptgegner des Concordates, welches allerdings große Con— 
ceſſionen an die weltliche Gewalt enthalte, jet Monſignor Ferrari, 
der auch die bisherigen Schwierigkeiten größtenteil3 veruriacht 
habe, und als eriter Geremonienmeifter des Papſtes nicht ohne 
Einfluß auf denjelben fei. Am 30. März konnte Raufcher jenem 
Berichte ergänzend beifügen, es ſeien alle wirklichen Schwierigkeiten 
gehoben; doch fünne es noch einige Wochen dauern, bis die Sache 
endgiltig geordnet jei. Am 3. Mat zeigte der fatjerliche Bevoll- 
mächtigte jeinem hohen Committenten an, die zwiſchen ihm und 
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Gardinal Santucet getroffene Webereinfunft habe die päpftliche 
Zuftimmung erhalten und Cardinal Viale Vrela werde die Boll- 
macht und den Auftrag empfangen, das Concordat nah Maßgabe 
der gepflogenen Unterhandlungen abzujchliegen. Am 6. Juni 1855 
traf Raufcher wieder in Wien ein. 

Am 20. Jun fand eine Sigung des Kirchencomites ftatt, 
in welcher Rauſcher Bericht über feine Verhandlungen in Rom 
erjtattete und den von ihm in Rom verfaßten Entwurf des eigent- 
lichen Concordats vorlegte. Am 11. Juli überreichte er die mit 
dem heiligen Stuhle vereinbarte Inſtruction in Ehejachen. Das 
Comité unterzog in vier Sigungen die einzelmen Punkte des Con— 
cordats und der Inſtruction einer näheren Prüfung. Einzelne 
Artifel wurden neu bearbeitet, andere erfuhren eine Aenderung. 
Am Geburtstage des Katjers, 18. August 1855, unterzeichneten 
Biale Prelà und Rauſcher den Concordatsentwurf. Verſchiedene 
Beltimmungen wurden durch bejondere Noten, welche die Bevoll: 
mächtigten mit einander wechlelten, näher erläutert und bezüglich 
der Punkte, welche nicht in das Concordat aufgenommen werden 
jollten, bejtimmte Zuficherungen gegeben. Am 20. Auguit begab 
ſich Monſignor VBalenziani, Auditor der Nuntiatur in Wien, 
nach Rom, um das Concordat nebit den Beilagen dem heiligen 
Stuhle zur Natification zu unterbreiten. Dem Sailer wurden 
Jänmtliche Documente zur Zuftimmung durch Raufcher überreicht. 
Die päpitliche Genehmigung erfolgte in dem geheimen Conſiſtorium 
vom 3. November. Zwei Tage Ipäter erließ Kater Franz Joſeph 
das Patent! vom 5. November 1855 „wirffam für den ganzen 
Umfang des Reichs‘, durch welches das Concordat Gejegesfraft 
erhielt. 


Ehe wir ein Urtheil über den geſchloſſenen Vertrag? abgeben, 
müſſen wir deſſen Inhalt näher ins Auge faſſen. 

Das öſterreichiſche Concordat enthält 36 Artikel nebſt 20 Er— 
läuterungen oder Erklärungen über einzelne Punkte. Mit den— 
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jelben Worten wie im bayerischen Concordat garantirt Art. 1 der 
fatholtichen Kirche im SKaileritaate ‚die Nechte und Prärogative 
welche ihr nad) Gottes Anordnung und den canonischen Sakungen‘ 
zuftehen. Artikel 2 hebt das Placet auf, indem er den gegen: 
feitigen Verkehr zwiſchen dem Bapft, welcher ‚den Primat der 
Ehre und der Jurisdictton in der ganzen Kirche nad göttlichen 
Rechte beiigt‘, und dem Episcopat, dem Klerus und Volk ‚voll- 
fommen frei‘ gibt. Die folgenden zwer Artikel räumen den kirch— 
lichen Obern das Recht ein, Verordnungen an ihre Didcefanen zu 
erlaffen und ihre Sprengel ‚nach den Ganonen und der gegen- 
wärtigen, vom heiligen Stuhle approbirten Disciplin zu regieren‘, 
insbejondere ihre Generalvicare und geiftlichen Näthe zu ernennen, 
die Kandidaten für den geiftlichen Stand aufzunehmen, ihnen die 
Weihen zu ertheilen, Unwürdige von denjelben auszuſchließen, 
kleinere Beneficten zu errichten, und im Einvernehmen mit der 
Negierung (namentlich bezüglich der Dotation) Pfarreien zu 
gründen, öftentliche Gebete, Wallfahrten und andere Werfe der 
Frömmigkeit anzuordnen, ‚die Leichenbegängnifie und alle andern 
heiligen Funftionen‘ nach Vorſchrift der Kirchengeſetze vorzunehmen, 
PBrovinziale und Didcefaniynoden zu feiern und deren Verhand— 
lungen zu veröffentlichen. 

In Hinſicht auf die Schulverhältniffe bejtimmen die Folgenden 
Artikel, ‚der ganze Unterricht der Katholischen Jugend in allen 
jowohl öffentlichen als Privatjchulen muß der Lehre der fatho: 
lichen Religion angemeſſen jein‘, und die Biſchöfe haben darüber 
zu wachen, ‚daß bei feinem Lehrgegenjtande etwas vorfomme, was 
dem fatholiichen Glauben und der jittlichen Reinheit zumiderlaufe‘ 
(Art. 5), Niemand darf Religionsunterricht ertheilen ohne ‚Sendung 
und Ermächtigung‘ des Diöeeſanbiſchofs, welcher diejelbe, jalls es 
ihm Zweckmäßig‘ erjcheint, wieder zurücknehmen kann. Als Pro— 
jefforen der Theologie fünnen nur Männer angeftellt werden, 
welchen der Biſchof nad) vorausgegangener Prüfung ‚Sendung und 
Vollmacht‘ ertheilt. Sollten einige derjelben zugleid; die Zög— 
linge in den biichöflichen Seminarien unterrichten, jo dürfen hiefür 
‚nur ſolche Männer beftellt werden, welche der Biſchof vorzugs— 

weile für tauglich hiezu hält‘. Der legtere ernennt auch die 
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Hälfte der Eraminatoren für das Doctorat der Theologie oder 
des canonilchen Rechtes. (Art. 6.) An katholiſchen Gymnaſien 
und Mittelſchulen dürfen nur katholiſche Lehrer angeftellt werden; 
die Neligionslehrbücher haben die Biſchöfe zu beftimmen. Bezüg— 
(ih der Anitellung der Religionslehrer ‚bleiben die hierüber ex: 
lafjenen heilfamen Verordnungen in Kraft. Die Clementar: 
Schullehrer unterjtehen ‚der kirchlichen Auflicht‘, die Didcefanjchul- 
inipectoren werden auf Vorſchlag des Biſchofs ernannt. Ein 
Lehrer, welcher ic) eines VBergehens gegen ‚Glauben oder Sittlich- 
feit* ſchuldig macht, ſoll ‚von feiner Stelle entfernt werden‘. 

Der neunte Artikel erkennt das Recht der Biſchöfe an, Die 
Lectüre religions- oder fittenfeindlicher Bücher zu verbieten, und 
Die Negierung verjpricht, die Verbreitung jolcher Bücher im Kaiſer— 
itaate ‚durch jedes zweckmäßige Mittel‘ zu verhindern. Die firch- 
liche Gerichtsbarkeit, bejonders die Jurisdiction in Eheſachen, ſowie 
die Disciplinargewalt über den Klerus ſteht den Biſchöfen zu, die 
auch gegen Laten, welche ‚die Eirchlichen Anordnungen und Geſetze 
übertreten, mit kirchlichen Strafen‘ einjchreiten fünnen. ‚Ueber 
das Batronatsrecht wird das Firchliche Gericht enticheiden.‘ Doch) 
ertheilt der heilige Stuhl ſeine Einwilligung, daß Proceſſe über 
die Nachfolge im ‚Yatenpatronate vor den weltlichen Gerichten 
geführt werden. ‚Mit Rückſicht auf die Zeitverhältniffe gibt 
der heilige Stuhl auch ſeine Zuftimmung, daß die blos weltlichen 
Rechtsſachen der Geiftlichen‘ vor denjelben Gerichten abgeurtheilt 
werden, und ‚hindert auch nicht, daß Geiſtliche wegen Verbrechen, 
oder anderer Vergehen‘ gegen die Staatsgejeße ‚vor das weltliche 
Sericht geitellt werden. Jedoch muß dasjelbe den Biſchof ‚ohne 
Verzug hievon in Kenntniß ſetzen‘ und ‚wenn das Urtheil auf 
Tod oder auf Kerfer von mehr als fünf Jahren lautet‘, demjelben 
‚jederzeit die Gerichtsverhandlungen‘ mitteilen, damit derjelbe auch 
Die Kirchenſtrafen über einen jolchen Geiftlichen verhängen fann. 
‚Die Immuniät der Kirchen joll in jo weit beachtetet werden, als 
die öffentliche Sicherheit und die Forderung der Gerechtigkeit es 
geitatten‘ (Art. 19). 

Der Kaiſer, jo beftimmt Art. 16, wird nicht dulden, ‚daß Die 
fatholiihe Kirche. und ihr Glaube, ihr Gottesdienft, ihre Eins: 
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richtungen Durch Wort oder That oder Schrift‘ verjpottet, oder 
daß die Getjtlichen ‚in Ausübung ihres Amtes‘ gehindert werden, 
und wird ‚nöthigenfalls wirkſame Hilfe leiften, damit die Strai- 
jentenzen der Bilchöfe gegen pflichtvergeſſene Geiftliche vollitrect 
werden.‘ Deögleichen jollen die Faiferlichen Behörden angewiefen 
werden, dem Klerus ‚bei jeder Gelegenheit‘ die ihm gebührende 
„Achtung und Ehrerbietung‘ zu zollen. ‚Die biihöflichen Semina- 
rien‘, beitimmt Art. 17, werden ihrem Zwecke erhalten und unter: 
jtehen der freien Leitung der Btichöfe, welche die Profeſſoren 
derjelben ernennen und wieder entfernen, Zöglinge aufnehmen 
dürfen u. ſ. w. Die Errichtung und Umschreibung neuer Diöcejen 
ſoll nach Art. 18 vom Papſte im Einvernehmen mit der faijer- 
lichen Regierung geichehen. Ber Ernennung der Bilchöfe wird 
der Kaiſer ‚auch in Zukunft ſich des Rathes der Bilchöfe, vorzüg- 
lid) der Comprovinztalen, bedienen‘. Die Art. 20 und 21 haben 
den Eid der Biſchöfe und die Zeftirfreiheit der Geiftlichen zum 
Gegenſtande. Die folgenden Artikel handeln von der Belegung 
der Dignitäten= und Domberrenftellen und von den Eigenschaften 
der Domherren. ‚Die Notwendigkeit adeliger Geburt‘ für die 
Aufnahme in die Domcapitel wird aufgehoben, wenn nicht Diele 
Bedingung in der Stiftung beigefügt tt, und die alöbaldige Ein: 
ſetzung eines Canonicus PBönitentiarius und Theologalis in den 
Dom- und Collegiatcapiteln, in denen Solche fehlen, angeordnet. 
Die Pfarreien jollen duch öffentlichen Concurs vergeben werden; 
bei Pfarreien geiltlichen .Batronates müſſen die Patrone Einen 
von den drei vom Bilchofe bezeichneten Gandidaten präfentiven 
(Art: 24). Um dem Kater ‚einen Beweis bejonderen Wohl- 
wollens zu geben‘, verleiht der Papſt ihm und und feinen fatho- 
liſchen Nachfolgern ‚die Grmächtigung, für alle Ganontcate und 
Pfarreien zu präjentiren, welche einem auf den Religions oder 
Studienfonds beruhenden Patronate unterjtehen‘. Jedoch muB 
‚Einer von den Dreien, welche der Bilchof nach vorausgegangenem 
öffentlichen Concurſe für würdiger als die übrigen erachtet, ge: 
wählt werden‘. Die Pfarrer des unirtsortentaliichen und des la= 
teiniſchen Ritus, welche nicht die genügende Congrua haben, jollen 
aufgebejjert werden (Art. 26). Die Berwaltung der Temporalien 
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kann nur in Kraft kirchlicher Einjegung übernommen werden, 
‚va das Recht auf deren Genuß aus der canoniſchen Einjegung 
entipringt‘. Bei Beligergreifung von Gathedralfichen und deren 
Gütern müſſen die firchlichen Vorſchriften mit Beſeitigung ‚aller 
gegenthetligen Gebräuche und Gewohnheiten‘ beobachtet werden 
(Art. 27). Hinſichtlich der Klöfter verfügt Art. 29, daß die 
Ordensgenerale in’ Rom mit den Klöftern in Deftereich frei ver— 
fehren und Viſitationen abhalten, und daß alle Ordensleute ‚ohne 
Hinderniß die Regel ihres Ordens beobachten‘ fünnen. Zugleich 
wird den Bilchöfen das Necht eingeräumt, im Ginvernehmen mit 
der Regierung geiftlihe Orden und Gongregationen in ihren 
Sprengeln einzuführen. 
Die Kirche iſt nach Art. 29 berechtigt, neue Beſitzungen auf 
jede gejeßliche Weile frei zu erwerben, und ihr Eigenthum ift 
unverleglih. Die Berwaltung joll nach den Kirchengefegen durch 
die firchliden Organe geichehen. Doch jollen ‚in Anbetracht der 
Unterftüßungen‘, welche ‚zur Beltreitung der kirchlichen Bedürfniſſe‘ 
aus dem Staatsichaße geleiftet werden, SKirchengüter ohne Ein- 
willigung des heiligen Stuhles und des Katjers ‚weder verfauft 
noch mit einer beträchtlichen Laſt beichwert werden‘ (Art. 30). 
Der 31. Artikel erfennt an, daß die Güter des Religions und 
Studienfonds ‚kraft ihres Urjprungs Eigentum der Kirche jeien 
und im Namen der Kirche verwaltet werden jollten. Den 
Biihöfen wird die ‚ihnen gebührende Aufſicht“ nach den 
zwiſchen Rom und der Regierung zu vereinbarenden Beltimmungen 
zugefichert und das Verſprechen beigefügt, daß die Einkünfte nur 
für firchliche Zwedfe verwendet werden. ‚Zur Ergänzung. des 
sehlenden wird Se. Wtajeität wie bisher auch künftig gnädig 
Hilfe Leisten.‘ Das Einfommen aus dem Studienfonds wird 
‚einzig allein auf den fatholifchen Unterriht und nad) dem 
jrommen Willen der Stifter verwendet werden‘. Die Einfünfte 
der erledigten Pfründen jollen dem Religionsfonds zufliegen, welchem 
der Kaiſer auch künftig die ihm bisher zugefallenen Erträgnifie 
der erledigten Bisthümer und weltgeiftlichen Abteren in Ungarn 
überweifen wird. In jenen Theilen des Reich, wo fein Reli— 
gronsfonds beiteht, joll eine gemifchte Commiſſion die Intercalar— 
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gefälle verwalten (Art. 32). Bezüglich des kirchlichen Zehnt ge— 
ftattet der Bapit, daß an jenen Orten, wo der Zehnt durch ein 
Staatögejeg aufgehoben ward, ‚als Entihädigung Für denjelben 
von der failerlichen Regierung Bezüge aus liegenden Gründen, 
oder verſichert auf die Staatsjchuld‘ den Zehntberechtigten verab- 
folgt werden jollten (Art. 33). Nach Art 34 follen ‚alle Bunte, 
mögen fie kirchliche Perſonen oder Sachen betreffen‘, über welche 
im Concordat nichts beitimmt tit, ‚nach der Lehre der Kirche und 
der dom heiligen Stuhl gut geheißenen Disciplin geleitet und 
verwaltet werden‘. Im 35. Art. werden alle diefer Vereinbarung 
entgegenstehenden Gejeße in Defterreich aufgehoben und dem Con— 
cordat ‚die Geltung eines Staatögejeßes‘ zugefichert. ‚Wofern‘, 
heißt es am Schluffe, ‚ſich aber in Zukunft eine Schwierigkeit er— 
geben jollte, werden Se. Heiligkeit und Se. Failerliche Majeſtät 
ſich zu Freundjchaftlicher Beilegung der Sache ins Einvernehmen 
legen.‘ Der lebte Artikel jet für die Ausmwechslung der Ratifi— 
cationen einen Zeitram von zwei Monaten feit. Wenn möglich) 
fann diejelbe auch früher jtattfinden. 

Die dem Concordate beigefügten Grläuterungen umfaſſen 
theils jolche Gegenstände, welche einer definitiven Regelung bes 
durften, aber nicht in das Goncordat aufgenommen werden 
fonnten, theils find es nähere Erklärungen einzelner Beitimmungen. 
Sie betreffen vornehmlich die Stellung der kirchlichen Obern zu 
den Univerfitäten, beionders zu den theologifchen Yacultäten, Die 
Befreiung des Klerus vom Militärdienite, die Neligionslehrer an 
den Volksſchulen und an den höheren Lehranitalten, die Ueber: 
wachung der Preſſe, die Unterdrückung irreligtöfer und ſittenver— 
derblicher Bücher, die Anklagen gegen Geiftliche ! und deren Ber- 
urtheilung, die Verbringung derjelben in Detenttonshäufer, die 
Vernehmung der Geiftlichen als Zeugen, die Einquartterungslait, 

! Ein geheimer Artifel des Concordat3 rejervirt dem Kaijer das Nedt, 
gegen einen Biſchof, der fich des Hochverraths oder der Mtajejtätsbeleidigung 
ihuldig gemacht, etiam antequam de judicio peragendo cum Sancta Sede 
consilia conferre potuerit, ea praevie disponendi, quae ad servandam 


imperii integritatem et pacem pro casus natura necessaria forent etc. 
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die Unterftügung der Biſchöfe durch die weltliche Gewalt zur 
Durchführung der Kirchengejeße u. ſ. w. 


Eine ruhige Prüfung der Beitimmungen des Concordates 
wird uns ein richtiges Urtheil über diefen Staatsvertrag ermög— 
lichen. Die zwiichen dem Papſte und dem Kaiſer Franz Joſeph 
von Defterreich getroffene Vereinbarung enthält weſentlich nichts 
neues. Die einzelnen Stipulationen derjelben finden ji) mehr 
oder weniger im den Verträgen, welche der heilige Stuhl mit 
andern Ffatholifchen Regierungen abichloß. Die Bedeutung des 
Concordats beiteht übrigens gar nicht in den Zugeftändniffen des 
Staates an die Kirche, welche nicht groß waren und von den 
Conceſſionen des heiligen Stuhles an die weltliche Gewalt mehr 
als aufgewogen wurden, jondern darin, dab überhaupt der Kailer 
nit dem Papſte eine Uebereinkunft ſchloß. Durch diefen Act 
wurde das bisher in Defterreich herrichende, nit dem Wejen und 
der Aufgabe der katholischen Kirche im Wideripruch ftehende Febro— 
manche Syftem und die auf demjelben beruhende unbeilvolle 
Joſephiniſche Gejeggebung offictell bejeitigt, die Freiheit und Selbit- 
jtändigfeit der katholiſchen Kirche anerkannt und ihr zur Erfüllung 
ihrer hohen Aufgabe Schuß nebſt Unterjtügung von Seiten der 
Staatsgewalt zugefichert. Der Kaiſer opferte im Concordate fein 
einziges jeiner Souveränitätsrechte, jondern er gab mur ‚Gott 
was Gottes ift‘, wofür die Kirche ‚dem Kaiſer gab, was des 
Kaiſers ift‘. | 

Sehr gut characterifirt Cardinal Rauſcher das Concordat 
in jeinem zu dieſem Zwecke erlaſſenen Sirtenbriefe ! vom 15. No— 
vember 1855 mit den Worten: ‚Diefe Vereinbarung ift unter 
Gottes Beiltande gejchloffen worden und ihre Blätter liegen offen 
vor Euch, Mitbrüder im Herrn! Der Gedanfe des chriftlichen 
Staates ift e8, welcher mächtig in ihr maltet, welcher von ihr 
laut vor Europa's Angefichte verkündet wird. Dies ift ihre höchſte 
Bedeutung umd ihre beite Erläuterung. Sie enthält Manches, 
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was die Kirche in Oeſterreich entweder niemals entbehrt oder doc) 
vor langer Zeit thatſächlich wieder erlangt hat. Sie enthält 
Underes, was Seine Majeftät für einen großen Theil des Reiches 
ihon vor mehr als fünf Jahren gewährt haben. Sie enthält 
endlich jene Beltimmungen, welche zur Vollendung des großen 
beilbringenden Werkes noch fehlten. Dies Alles iſt aber in dem 
untrennbaren Ganzen eines feterlichen Vertrages vereinigt und 
durch die Webereinftimmung des heiligen Stuhles und des Kaijers 
als Feitbegründete Richtſchnur für Oefterreichs kirchliche Angelegen- 
heiten aufgeitellt und beitätigt.‘ 

Der heilige Vater ſprach in dem geheimen Confiftorium vom 
3. November 1855 jeine Freude über den Abſchluß des Concor- 
Dates aus und ermahnte die öfterreichiichen Bilchöfe, die Stipu- 
fationen desjelben genau zu beobachten. Am 5. November gab 
er ihnen mittels Breve! noch bejondere Anweiſungen über die 
Ausführung einzelner Beltimmungen. Vornehmlich trägt ihnen 
der Papſt auf, der faiferlichen Regierung Kenntniß von ihren 
Hirtenfchreiben und Didcefanerlallen zu geben, die Abhaltung von 
Synoden ihr anzuzeigen und ein Exemplar der Synodalacten mit- 
zutheilen, auf ihre Wünfche Hinsichtlich der Form und Methode 
der Religionshandbücher Rückſicht zu nehmen, jedoch unter Auf: 
vechthaltung des Nechtes der Kirche bezüglich der in jenen Büchern 
enthaltenen Doctrinen. Auch eumahnt der heilige Vater die kirch— 
(ichen Oberhirten, für eine zweckmäßige, dem Geiſte der Kirche 
entiprechende Einrichtung der Seminarien zu ſorgen, tüchtige Pro— 
feſſoren an denjelben anzuftellen, sich aber bei ihrer Ernennung, 
jowie bei Anstellung der Pfarrer und Beneficiaten zu vergewiſſern, 
ob die Regierung ‚gegen fte in politifcher Beziehung nichts einzu— 
wenden habe‘. Bejonders jollen die Bilchöfe wachen, daß der 
Klerus bei ‚Eirchlichen Functionen, hauptjächlich bei dem heiligen 
Meßopfer und der Spendung der Sacramente‘, ſich der vom hei— 
figen Stuhle für jeden Ritus bewilligten Sprache bediene. 

Auch Kaiſer Franz Joſeph gab in einem jeiner Religioſität 
wie jeinem Gerechtigfeitsfinne zur höchſten Ehre gereichenden 


' Collect. Lacens. V, 1238 sq. 
Brück-Kißling, Geich. d. kath. Kirche im 19. Jahrh. III. 2. Aufl. 4 
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Schreiben ! an Papft Pius IX. feiner Freude über die getroffene 
Uebereinfunft Ausdruck und fügte nod das Verſprechen bei, nad) 
Kräften für die Durchführung ihrer Beſtimmungen thätig zu jein. 


Das Concordat war glüclich abgeſchloſſen und von den bei- 
den hohen Kontrahenten, Papſt und Kaiſer, ratificirt. Die 
Durchführung desjelben ſtieß aber auf nicht unerhebliche Hinder— 
niſſe. Die Geiftlichfeit des Kaiſerſtaates war jeit Jahrzehnten 
an die Staatsbevormundung gewöhnt, und die richtigen Grund- 
jäße bezüglich des Verhältniffes zwiichen Kirche und Staat waren 
faft ganz abhanden gefommen. Die theologischen Studien lagen 
no in den Banden des Joſephinismus, und die Wiflenjchaft des 
Kirchenrechtes war fait unbekannt. An die Stelle der Firchlichen 
Ganones waren die fatjerlichen, mit den Grundjägen der katho— 
liſchen Kirche vielfah in Widerſpruch ftehenden Verordnungen 
getreten. Die traurigen Folgen dieſes unnatürlichen Berhält- 
niſſes hatten ſich beſonders auf dem Gebiete der Ehegejeßgebung, 
der kirchlichen Gerichtsbarfeit und der Disciplinargewalt der Bi— 
ihöfe über Klerus und Laten bemerkbar gemacht. Das Concordat 
gab der Kirche die ihr gebührenden, bisher vorenthaltenen Rechte 
zurück; die Geltendmachung derjelben war jedoch unter den be= 
ſtehenden Verhältniſſen äußerſt ſchwierig. 

Um die kirchlichen Verhältniſſe Oeſterreichs zu ordnen und 
die Beſtimmungen des Concordates in der ganzen Monarchie 
gleichmäßig in Geltung zu bringen, war eine Verſtändigung der 
öſterreichiſchen Biſchöfe unter ſich ſowohl wie mit dem Miniſterium 
ein unabweisbares Bedürfniß. Am 18. Januar 1856 richtete des— 
halb Rauſcher im Namen des biſchöflichen Comités ein Schreiben 
an die kirchlichen Oberhirten, in welchem er nachwies, daß auf die ge— 
nannte Weiſe die obwaltenden Bedenklichkeiten und etwaige Zweifel 
über einzelne Beltimmungen des Concordates am leichtejten und 
gründlichiten gehoben würden, und ein einheitliches Vorgehen des 
Episcopates am beiten ermöglicht werde. Auch die Negierung 
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war derſelben Anſicht. Schon am 25. Januar erging ein Eir— 
ladungsſchreiben! des Cultusminiſters, Grafen Leo Thun, an die 
Biſchöfe zu einer Verſammlung in Wien. Er hob darin beſon— 
ders hervor, ‚es ſei der angelegentlichſte Wunſch und Wille des 
Kaiſers, daß das abgeſchloſſene Concordat nunmehr ſeinem ganzen 
Inhalte nach ſobald als möglich ausgeführt werde, um ſeine 
Wirkſamkeit ſegensreich entwickeln zu können‘. Die Ausführung 
ſei wohl in den weſentlichen Punkten die eigene Angelegenheit der 
Kirche und liege zunächſt in den Händen der Biſchöfe. Aber ‚es 
werde den kirchlichen Intereſſen nicht weniger entſprechen, als es 
in politiſcher Beziehung von Wichtigkeit ſei, daß bei der Durch— 
führung in allen Diöceſen des Reiches nach gleichen Grundſätzen 
vorgegangen, und daß demnach den Biſchöfen des Reiches Gele— 
genheit zu gemeinſamer Berathung geboten werde. „Hierdurch,, 
fährt das Schreiben fort, ‚werde es zugleich der Regierung Seiner 
Majeſtät ermöglicht werden, hinſichtlich jener Punkte, deren Aus— 
führung ein genaues Einvernehmen der kirchlichen und weltlichen 
Behörden erfordern dürfte, dieſes Einvernehmen ſofort mit der 
Geſammtheit der hochwürdigen Biſchöfe herzuſtellen, oder inſofern 
ſich Schwierigkeiten ergeben ſollten, die zu deren Löſung gemäß 
Art. 35 des Concordates mit dem heiligen Stuhle zu pflegende 
Verhandlung vorzubereiten‘. Leber die Aufgabe der Verſamm— 
fung heißt es: ‚Im Uebrigen wird es die Aufgabe diejer Ber: 
jammlung fein, ſich überhaupt mit allen jenen das Goncordat 
und deifen Ausführung berührenden oder dadurd) angeregten Fra— 
gen zu beichäftigen, welche ihrer allgemeinen Bedeutung wegen 
gemeinschaftlich erwogen zu werden verdienen. ben deshalb er: 
warten Eeine Maj., daß die hochw. Bilchöfe des Neiches es für 
zweckmäßig erachten werden, den Berathungen jener Verſammlung 
nicht durch vorjchnelle Maßregeln in den einzelmen Diöcejen vor— 
zugreifen.‘ Schließlich macht der Cultusminifter noc einige theils 
für einzelne, theils für alle Biſchöfe beitimmte Bemerkungen über 
verichiedene Punkte des Concordates, vornehmlich über Stellen 
bejeßung, Ordensweſen, Erwerb von Eigenthum u. |. w. Inter 
Es fteht Moy, Archiv f. kath. AR. I, p. XXIX sqq. * 
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demjelben Datum erging auch ein Ausjchreiben an die Landes— 
behörden bezüglich der Ausführung des Concordates. 

Der apoſtoliſche Stuhl war mit der projectirten Biſchofs— 
verfammlung einverstanden und ernannte mittels Breve vom 
17. März den Promuntius Viale Prela zum Vorfigenden der: 
jelben. Auch an die Bilchöfe erging ein Breve. Dasjelbe hebt 
befonders die Wichtigkeit diefer Verſammlung hervor, ertheilt den 
kirchlichen Obern die nothwendigen Vorſchriften und Rathichläge 
für ihre Verhandlungen und ermahnt fie namentlich, ein bejon- 
deres Augenmerk darauf zu haben, ‚daß die allgemeinen Uebel 
durch ihre gemeinjchaftlichen Bemühungen rechtzeitig geheilt wür— 
den‘. Am 6. April wurde die Berfammlung eröffnet. Es hatten 
ſich 66 Erzbiichöfe und Biſchöfe theils perſönlich in Wien einge- 
funden, theils Stellvertreter gefandt. In jener herrlichen Eröff- 
nungsrede verbreitete ſich Viale Prela über den Zweck des Con— 
cordates, betonte die Nothwendigkeit eines gemeinjchaftlichen und 
einheitlichen Wirfens zwilchen Kirche und Staat zur Förderung 
des geiftigen und materiellen Wohles der Menſchheit und berührte 
auch kurz das Beftreben jener Männer, welche die Kirche ganz 
der Willfür der weltlichen Gewalt unterwerfen, und ihr ‚feine 
andere Stellung zugeitehen als eine elende Sklaverei‘. 

Um die Berathungen mit mehr Erfolg führen zu fünnen, 
bejchloffen die verfammelten Oberhirten, fünf Commiſſionen zu 
ernennen, welche die wichtigeren Gegenstände für die Plenarver- 
ſammlungen vorzubereiten hätten. Am 12. April hatten die 
Kicchenfürften eine Audienz beim Kaifer. Als Wortführer fun: 
girte Gardinal Schwarzenberg. Seine Anſprache wie auch die 
Erwiederung des Kaiſers Franz Joſeph gipfeln in dem Satze, 
daß ‚der Bund zwilchen Staat und Kirche die mächtigite Schuß: 
wehr für alle wahren Güter der Menſchheit fer‘, daß ‚nur im 
chriſtlichen Staate das vielbewegte Europa die Hoffnungen der 
Ewigkeit und die Wohlthaten des irdiſchen Friedens vereinigt fin 
den‘, und das ‚Band der bürgerlichen Gejellichaft durch die Innig— 
feit der veligiöfen Ueberzeugung befeftigt‘ werde. Der Kailer 
entlieg die Bijchöfe mit der Verficherung: ‚Was ich verfprochen 
habe, werde ich mit jener Treue erfüllen, welche dem Monarchen 
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und dem Katfer ziemt.‘! An den heiligen Water hatten die ver- 
ſammelten Firchlichen Oberen jchon am 6. April eine Adreile ge: 
ſchickt, in welcher ſie das Verſprechen gaben, daß fie ‚beitrebt fein 
wollten, die durch die Weisheit Seiner Heiligkeit zwiſchen der 
Kirhe und dem Staate hergeftellte Eintracht aufrecht zu er: 
halten‘. 

Die Verſammlung hielt ihre Sikungen vom 7. April bis 
zum 16. Jun. Die anweſenden Prälaten ftellten zunächſt die 
Gruudſätze auf, nach welchen bei Ausführung des Goncordates 
ein einheitliches Zulammengehen des Episcopates unter ſich und 
mit der Regierung ermöglicht werden fünne. Diefelben umfaſſen 
80 Artikel und erjtreden ji auf die Abhaltung von Provinzial: 
und Didcefanfynoden, auf Erziehung und Ausbildung des Klerus, 
insbejondere Neuorganifation der theologiichen Studien, Religions- 
unterricht und Geeljorge für die Gymnaften, Ginführung von 
Religionshandbüchern und Gontrole darüber, daß Unterrichtsbücher 
für die profanen Wiſſenſchaften nicht irreligiöſe Grundfäße ent: 
halten. Hinfichtlih der Schule jpreihen ſich die verfammelten 
Biihöfe für Confeſſionsſchulen und Aufhebung der bejtehenden 
Communaljchulen aus. Sie wünjchen die Ernennung der Diftricts- 
Schulvorfteher durch den Biſchof, — dieſer habe ‚aber jtets Män— 
ner zu wählen, die der Regierung genehm ſeien,“ — und die An- 
ftellung der Volksſchullehrer durch. die biſchöflichen Conſiſtorien, 
wie es ‚ohnehin in den meisten öfterreichiichen Ländern der Fall 
ſei. andidaten, deren Lehre oder Wandel verdächtig jet, jollen 
zurücfgewiejen werden‘. Entſchieden ſprechen fich die Bijchöfe ge: 
gen die Verwendung von Knaben und Mädchen im Dienjte der 
Maichine aus. Sie. mißbilligen jehr den Beſuch afatholiicher 
Schulen durch katholiſche Jünglinge und wünſchen dringend die 
Errichtung einer fatholiichen Univerfität unter der Oberleitung der 
Biihöfe. Die allgemeine Annahme und Befolgung der Inſtruec— 
tion Rauſchers in Eheſachen zur Herftellung einer einheitlichen 
Praris gehörte ebenfalls zu ihren Defiderien. Auch die Eides— 
feiftung der Geiftlichen, die Localimmunität, die Vergebung der 
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Wolfsgruber, ©. 160f. 
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Pfarreien durch Concurs, das Concurseramen u. ſ. w. waren Ge— 
genftand der Verhandlungen, ſowie die religiöjen Orden, Congres 
gationen und Vereine, die Verwaltung des Kirchenvermögens, ins— 
bejondere des Neligionsfonds, die Patronatsrechte, die Erhöhung 
der Congrua zu gering dotirter Pfarrer u. ſ. w. Die ‚von allen 
hriftlichen Erinnerungen und Uebungen ausgejchlojjenen‘ Eiſen— 
bahnbeamten entgingen auch nicht der Fürſorge der Firchlichen 
Dberhirten. Nach diefen von den verfammelten Biſchöfen aufge— 
ſtellten Grundfäßen wurden die nothwendigen Schreiben an das 
Miniſterium für Cultus und Unterricht verfaßt, um deifen Mit- 
wirfung zur Ausführung des Goncordates anzurufen. Die Re= 
daction der Dokumente hatte Rauſcher übernommen. 


Bei der DVerjchiedenheit der Bedürfniſſe und der Wünjche der 
einzelnen Biſchöfe fonnte eine vollftändige Uebereinftimmung in 
allen Punkten begreiflicher Weiſe nicht erzielt werden. Insbeſon— 
dere behielten fich die Bijchöfe Ungarns vor, über die Verwaltung, 
und Beauffichtigung des ungarischen Religionsfonds bejondere An— 
träge zu stellen. Weniger Schwierigfeiten verurjachte die Frage 
über die Olmützer Domberren reſp. Aufnahme von Nichtadeligen 
in das Domcapitel. Wegen der Beichränfung des usus pontifi- 
calium von Seiten der Aebte und Prälaten wandte jich die Ver— 
lammlung an den heiligen Stuhl, um das Decret vom 5. No— 
vember 1855 rückgängig zu machen, oder deflen Verkündigung zu. 
verzögern. 

Die Mitglieder der hohen Verſammlung nahmen an der 
Feier der Grundfteinlegung der Votivfirche Antheil. Am 17. Junt 
wurden die Verhandlungen mit einem Dankgottesdienſte geichloffen.. 
Nach demjelben hielt Cardinal Viale Prela als Vorſitzender die 
Schlußrede. Am folgenden Tage empfing Kater Franz Joſeph 
die Bischöfe zur Abichtedsaudienz. Kardinal Schwarzenberg führte 
im Namen derjelben das Wort und verſprach, ‚mit raſtloſem Eifer 
dahin zu wirken, daß die Vereinbarung ihre jegensreichen Wir- 
fungen nad allen Seiten hin verbreite. Der Kaiſer erwiederte, 


Bedeutung der Verjammlung. 55 


daß er es ‚zu jeinen erſten Pflichten zähle, das, was an ihm sei, 
zu thun, damit das Concordat in allem nad Gebühr vollzogen 
werde‘, und daß jein ‚Wunjch und Streben dahin gehe, daß die 
ihm anvertrauten Völker die Güter des zeitlichen Lebens hätten, 
ohne die ewigen zu verlieren‘. 

Es war eine denfwürdige Verfammlung, welche in Wien ge- 
tagt hatte. Das ganze Reich) war in Firchlicher Beziehung ver- 
treten, Venedig und Mailand, Gran und Agram, Böhmen, Sie- 
benbürgen, Polen und Ungarn und die deutſchen Kronländer. 
‚Alles war vereinigt und fühlte fich dem großen Kaiſerthum ange: 
hörig.“ Die Biſchöfe hatten auf Grund des Goncordates ihre 
Aufgabe präcifirt. ES galt nun, die Beitimmungen des Vertra— 
ges in Ausführung zu bringen. Mit dem Episcopate ging die 
Regierung Hinfichtlic” der Neuordnung der firchlichen Verhältniſſe 
nad) den Grundjäßen der getroffenen Hebereinfunft Hand in Hand. 
Auf beiden Seiten herrichte entiprechende Rückſichtnahme und Elu- 
ges Nachgeben. Doch war die allgemeine Durchführung der ein- 
zelnen Stipulationen des Goncordates, ganz abgejehen von der 
Anfeindung, welche dasjelbe in Liberalsjojephintichen und antikirch— 
lichen Kreiſen fand, eine nicht leichte Aufgabe. ‚Das Firchliche 
Leben‘, jchrieb damals Flir!, ‚wird im Kaiſerſtaate eine völlig 
neue Geftalt befommen; aber der Episcopat und Klerus wird 
feine Freiheit mit großen Strapazen bezahlen.‘ 

Noch ehe die kirchlichen Oberhirten des Kaiferjtaates die Be— 
jftimmungen des Concordates ernitlich in Ausführung bringen konn: 
ten, erhob fich jchon ein heftiger Sturm gegen dasjelbe, dem es 
zulegt auch zum Opfer fallen jollte. 


’ Briefe aus Rom, ©. 30. 
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Biertes Kapitel. 


Die katholiſche Kirche in Preußen unter König Friedrich Wilhelm IV. Die Verfaffung von 
1850. Eultusminijter v. Naumer. Die Minijterialerlafje 1852. Die ‚tatholiihe Fraction‘., 
Kammer-Debatten. Anſprüche der PBrotejtanten. Begünjtigung derfelben durch die Regie— 
rung. Verlegung der Parität. Der Antrag Dtto’s und Genojjen. Verhandlungen hier: 
über im Landtag. Ablehnung desjelben. Eollectivantrag der Fatholiihen Fraction. Dit 
Dotationsfrage. Weiterer Antrag Otto's. Benehmen der Regierung. Der königliche Dis 
pojitionsfonds. Die Vfarrdotationen auf der linten NRheinjeite. Das Minijterialeirculor 
vom Jahre 1854. Antwort der Biſchöfe. Der Prinzregent. Die ‚neue Vera‘, Angriffe 
auf die katholiſche Kirche. 


Mit der TIhronbefteigung Friedrich Wilhelms IV. wurde das 
Verhältniß zwilchen Kirche und Staat in Preußen! unvergleichlid) 
bejjer, als unter der langen Regierung des Vorgängers. Der 
neue König brachte der katholiſchen Kirche ein gewiſſes Wohl: 
wollen entgegen. 

63 war von dem Monarchen aus ganzer Seele geſprochen, 
als er bet der Huldigung in Berlin auf die Glüdwünjche des 
Biſchofs von Paderborn, Freiheren von Ledebur, erwiederte: ‚Sie 
können mir vertrauen, daß ich Ihrer Kirche meine aufmerkſamſte 
Fürſorge widmen werde. Sollten, was ich nicht hoffe, Unbilden 
gegen Diejelbe gejchehen, jo erkläre ich es für meine theuere 
Pflicht, ſie augenblickfich abzuftellen. Sollten in der Kirche viel: 
leicht Wunden vorhanden jein, jo werde ich mit Entzücden zus 
jehen, wie ſie diefelben ſelbſt ausheilt durch ihre Biſchöfe und 
Hirten.‘ 

Sr gab den Berfehr mit dem apoſtoliſchen Stuhle frei und 
befahl die Errichtung einer katholiſchen Abtheilung ? im Mini: 
jtertum des Cultus. Die ‚katholifche Abtheilung‘, beftehend aus 
dem Staatsjeeretär von Düesberg und den beiden Geheimräthen 
Schmedding und Aulife, eröffnete mit dem 1. Februar 1841 ihre 
jegensreiche Ihätigkeit. Es war ihre Aufgabe, ‚die Beziehungen 
zwiſchen Staat und Kirche in einer für beide Theile eriprießlichen 

13. 2°. ©. 244 ff. 274 ff. 

"©. ‚Die vormalige katholiſche Abtheilung im preuß. Miniſterium der 
geijtlichen u. ſ. w. Angelegenheiten‘ in Hift.spol. BI. Bd. 97, ©. 537 ff. Der 
Artikel ſtammt von dem hochverdienten Geheimrath Joſeph Linhoff; v. Pfülf, 


Der lebte Veteran der Kathol. Abtheilung‘ in Stimmen aus Maria-Laach, 
Bd. 59. ©. 121 ff. 
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Weiſe zu erhalten und den katholiſchen Unterthanen die Bürg- 
Ihaft zu bieten, daß die fatholiichen Intereſſen in einer das Ge- 
ſammtwohl befriedigenden Art gewahrt würden‘. Doc laſtete 
immer noch der Druck eines intoleranten proteitantiichen Beamten- 
thums auf den Katholifen Preußens, welche, obſchon fie ein Drit- 
theil der Bevölkerung bildeten, nur eine geduldete Firchliche Ge: 
noſſenſchaft zu ſein jchienen. Noch kurz vor dem Ausbruch der 
Revolution, im Jahre 1845, wurde den vereinigten ſtändiſchen 
Ausſchüſſen der Entwurf eines Strafgefeßbuches zur Berathung 
vorgelegt, welches die umvürdigiten und ungerechtejten Beſtimmun— 
gen gegen die fatholifche Kirche und ihre Geiſtlichen enthielt ?. 
Ehe diefe Commiſſion ihre Arbeit vollenden konnte, hatten 
die Märzitürme dem alten abjolutiftiichen Regiment ein Ende ge: 
madt. Kine neue Zeit Sollte beginnen. Die unabweisbaren 
Forderungen der Unterthanen des preußiichen Staates durften 
nicht unerfült bleiben. Aus allen Brovinzen des Reiches ward 
der König mit Adreſſen beitürmt, im welchen die bisher dem 
Volke mehr oder weniger vorenthaltenen Rechte und Gerechtiame 
zurücverlangt wurden. Friedrich Wilhelm IV. war geneigt, Die 
Wünſche jeiner Unterthanen zu erfüllen, und berief eine National- 
verjammlung, um eine Conftitution zu berathen. Aber nod) be— 
vor diejelbe zuſammen treten konnte, hatte die Bewegung bereits 
die ihr gejeßten Grenzen überjchritten. Die Männer des Um— 
jturzes bemüßten das von ihnen verhegte und aufgeregte Volt für 
ihre Zwecke. An einzelnen Orten fam es zu offenen Widerſetzlich— 
feiten. Das euer des Aufruhrs verbreitete ſich mit Blißesjchnelle 
über das ganze Land und Loderte auch in der Hauptſtadt hell 
auf. Am 18. März fand zwifchen den Empörerern umd den 
föniglichen Truppen ein heftiger Straßenfampf ſtatt, aus welchem 
die Soldaten ald Sieger hervorgingen. Trotzdem verfügte dev 
eingejhüchterte Monarch die Entfernung des Militärs aus Berlin. 
Der Prinz von Preußen entfloh nach England, und der liberale 
Graf von Schwerin trat in das neue Miniftertum ein. Am 
I Rinhoff, a. a. ©. ©. 541. 
® Bfülf, Card v. Geifiel 1,505 ff. Ludwig v. Gerlach, Aufzeichnungen 
1, 436 ff. 
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2]. März erließ der König eine Proclamation an jein Bolt und 
einen Aufenf am die deutjche Nation, in welcher ev fich für die 
Einführung ‚wahrer conftitutioneller Verfaſſungen‘ ausfpricht, Preß— 
freiheit, freies Vereinsrecht, Schwurgerichte u. j. w. verheigt und 
jeine Mitwirfung zur Gründung eines ‚neuen Deutjchlands‘ zus 
jagt, in welchem ‚Preußen aufgehe‘. An demjelben Tage ritt der 
König mit den drei Reichsfarben: voth, Schwarz, gold, geſchmückt, 
duch die Straßen der Hauptitadt. Am 22. März wurden Die 
im Kampfe gefallenen Inſurgenten feierlih zu Grabe getragen. 
Der König jah entblößten Hauptes vom Balcon des Schloſſes 
dem Schaufpiel zu!. Nun bewilligte er auch die in jeinem obigen 
Manifefte angeführten Forderungen nach dem Vorgange Badens. 

Am 22. März wurde die Nationalverfammlung in Berlin 
eröffnet. Ste beſtand aus ſehr verjchtedenartigen Clementen. 
Die Bewohner der fatholiichen Provinzen hatten Abgeordnete ges 
Jandt, welche Freiheit vereint mit Ordnung, Gehorjam gegen 
den König und Gewährung der berechtigten Forderungen der 
Unterthanen eritrebten. Unter Ddenjelben befanden ſich zwei 
Biſchöfe? und vierzig Geiltlihe. Die Majorität der Verſamm— 
(ung bildeten aber die Liberalen und die Radicalen, welche wohl 
für ſich eine weit gehende Freiheit verlangten, bezüglich der fatho- 
lichen Kirche dagegen den alten Despotismus aufrecht erhalten, 
ja noch verjchärfen wollten. Einer jolchen Partei gegenüber 
waren auch die gewichtigften Gründe ohne Wirkung. Die fatho: 
liſche Kirche Preußens jchien einer neuen Bedrückung und Ver: 
jolgung entgegen zu gehen. 

Diefe Befürchtung ging glücklicherweiie nicht in Erfüllung. 
Die maßlojen Uebergriffe der liberal-vadicalen Partei, welche jogar 
dem König den Titel ‚von Gottes Gnaden‘ entziehen, und das 


Leop. dv. Gerlach, Denfwürdigkeiten I, 127 ff. Der Verfaſſer, ein 
Bruder des berühmten Parlantentariers und Hospitanten des Gentrums Lud— 
wig v. Gerlach, gibt intereffante Aufichlüffe iiber die Vorgänge am Hof und 
deſſen Stellung zur fatholifchen Kirche. Leider iſt derjelbe aber jo jehr in 
proteftantifchen Borurtheilen befangen, daß er oft nicht einmal die thatjächlichen 
Berhältnifie richtig auffallen, gejchweige ein gerechtes Urtheil abgeben fann. 

Erzbiſchof Geiſſel v. Köln und Biſchof Drepper dv. Paderborn. 
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Militär desorganifiren wollte, nöthigten den Monarchen, ent: 
ſchiedener aufzutreten. Durch die Siege Radetzky's in italien 
ermuthigt, faßte er den Entiehluß, dem wüſten Treiben ein Ende 
zu maden. Er ernannte am 2. November 1848 den Grafen 
von Brandenburg zum Minifterpräfidenten und vertagte am 
8. desjelben Monats die Nationalverfammlung, welche am 27. 
in Brandenburg wieder zujammentreten jollte!. Nach Verlefung 
des fol. Nejeriptes verließen die loyalen Abgeordneten den Saal; 
die liberal:radicale Partei aber jeßte unter dem Präſidium des 
Herrn v. Unruh die Situngen fort. Die Folge. hievon war 
das Einrücken der Truppen unter Wrangel in Berlin am 
10. November, die Auflöfung der Bürgerwehr und die Ver: 
hängung des Belagerungszuftandes. Die Männer der Oppofition 
decretirten am 15. November Steuerverweigerung, konnten aber 
ihrer Verfügung feine Geltung verichaffen und mußten zulett, 
dur das Militär genöthigt, ihre VBerfammlungen Ichließen. Am 
27. November wurde die conjtituirende Verſammlung in Branden- 
burg mit 156 Abgeordneten ? eröffnet, aber jchon am 5. Dezember 
wieder aufgelöft, weil die Oppofition durch ihre tumultuarischen 
Brotejte jede Beſchlußfaſſung zu verhindern juchte. An dem näm— 
lichen Tage gab der König aus eigener Machtvollkommenheit dem 
Lande eine jchon vorbereitete Verfaſſung? mit zwei Kammern, 
welche am 26. Februar 1849 zulammentreten jollten. 

Die Verfaſſung jtellt in SS 11—16 auch das künftige Ver— 
hältnig des Staates zur fatholiichen Kirche jeit!. Schon die 
Nationalverfjammlung hatte ſich mit diejer Frage beichäftigt und 
die Verfaffungscommijfion die Faſſung vorgeichlagen:: ‚jede Reli— 
gionsgeſellſchaft iſt in Betreff ihrer inneren Angelegenheiten und 
der Verwaltung ihres Vermöyens der Staatögewalt gegenüber frei 
und jelbftftändig‘. Die Centralcommijfion aber hatte dem Para— 
graphen eine andere Faflung gegeben und namentlich das leicht 


' Reop. dv. Gerlad 1, 213; 232; 238. 
»Pfülf, Card. v. Geiffel I, 660 ff. 

” Reop. v. Gerlad I, 255 u. 258. 
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zu mißdeutende Wort ‚innere‘ weggelaſſen. In dieſer Form ging 
der Artikel als 8 12 in die octroirte Verfaſſung über. 

Die der fatholifchen Kirche kaum erſt zurücdgegebenen Frei— 
heiten und Gerechtſame wurden aber durch die ‚Erläuterungen‘ !, 
welche der Cultusminiſter v. Yadenberg am 15. Dezember in 
Bezug auf die erwähnten Verfaſſungsparagraphen erließ, ‚umge: 
gedeutet und jo wieder beengt oder ganz vorenthalten‘. Die 
Biichöfe der Kölner SKirchenprovinz hielten deshalb vom 6. bis 
9. März 1849 in der Metropole eine Verfammlung, deren Frucht 
die Denkſchrift? -über die Verfaſſung vom 5. Dezember 1848 
war. Die Schrift it vom Juli datirt und wurde vom Erzbiichof 
v. Geiſſel mittel3 Schreiben vom 28. Auguſt? dem König über: 
veiht. Die unterzeichneten Biichöfe ſprechen dem Landesherrn 
ihren Dank für die der Kirche gewährten Conceſſionen aus, 
weiſen die Unhaltbarfeit der ſ. g. Erläuterungen und ihren Wider: 
\pruch mit dem Sinn und dem Wortlaute der Berfaflung nad), 
und legen gegen jene Beſtimmungen der Verfaſſung, welche ‚die 
unveräußerlichen Nechte der Fatholifchen Kirche ſchwer beein- 
trächtigen, jowte gegen jeden Berjuch, die darin gewährten Befug- 
niſſe durch angebliche Erläuterungen wieder einzuzwängen, feierliche 
Verwahrung ein‘, da ‚in einem verfallungsmäßig freien Staate 
die katholiſche Kirche nicht verfaffungsmäßig unfrer fein könne und 
dürfe‘, Im bejonderen verbreiten ſich die Biſchöfe über die Be— 
jegung der kirchlichen Beneficien, Tpectell über das Patronatsrecht, 
über Berwaltung und DBerwendung des Kirchenvermögens umd 
über die für fatholifche Unterrichtszwede bejtimmten Anftalten, 
Stiftungen und Fonds mit Bezugnahme auf die irrigen Auf: 
faſſungen der ‚Erläuterungen‘. Sie vindiciren ſich das Recht der 
Oberaufficht und Leitung des Neligtonsunterrichtes, treten für den 
confeſſionellen Character der Schule ein und nehmen die ‚unbe: 
Ichränfte obere Leitung‘ der katholiſchen Wohlthätigfeitsanftalten 
u. 1. w. in Anſpruch. Schließlich verwahren fie ſich mit aller 


5 

- Köln 1849. Sie iſt auch abgedruft in Dumont I, 238 ff. und 
Cellect. Lacens. V, 1143 sqg. 

ı Dumont, a. 0. ©. 237. 
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Entſchiedenheit gegen die ‚tiefe Verlegung‘ ſowohl der ‚gewährleiiteten 
Freiheit des religiöjen Bekenntniſſes und der öffentlichen Neligions- 
übung‘, wie ‚ver jeldititändigen firchlichen Thätigkeit durch den 
Zwang, die Eirchliche Trauung erit nach dem Givilacte vornehmen 
zu dürfen‘. 


Die Stellung, welche die auf den 26. Februar 1849 zur 
Reviſion der Verfaſſungsurkunde einberufenen Stände der Krone 
gegenüber einnahmen, führte am 27. April die Auflöfung der 
zweiten und die DVBertagung der eriten Kammer herbei. Die 
Neuwahlen im Juli hatten fein für die Kirche günstiges Nefultat. 
Auch die Regierung kehrte die jeindfelige Seite heraus, und der 
Cultusminiſter griff bei den Debatten die biichöfliche Denkſchrift 
in gehäjfiger Weile an. Die Biſchöfe richteten eine würdig ae: 
haltene, eingehende Beleuchtung ? der minijteriellen Angriffe an 
die erite Kammer. Die Majorität derjelben nahm aber das von 
. der Linken zu Art. 12 der Verfaſſung geitellte Amendement an, 
durch welches die Gelbititändigfeit der Kirche auf die ‚inneren‘ 
Angelegenheiten bejchränft wurde, für Die ‚äußeren‘ aber die Mit— 
wirfung des Staates und der Gemeinden vorbehalten werden 
jollte. Glücflicherweife wurde dieſes Amendement, welches den 
alten Conflict bezüglich der Grenzen von Innerem und Aeußerem 
erneuert und den ganzen Artikel illuſoriſch gemacht hätte, von 
der zweiten Kammer nicht angenommen und die uriprüngliche 
Faſſung wieder hergeitellt. Die revidirte Verfaſſung? wurde am 
31. Januar 1850 vom König bejtätigt. Die von den Biſchöfen 
gewünschten Aenderungen und Verbeſſerungen fanden nicht Ttatt. 

Eine Verordnung ? des Staatsminiiteriums vom 12. Februar 
1850 jchrieb ‚allen unmittelbaren und mittelbaren‘ Staatsbeamten 
den Eid auf die Verfaſſung vor. Obſchon die lettere für Die 
katholiſche Kirche in manchen Punkten günftig war, jo enthielt fie 
do auch Beitimmungen, welche möglicherweife gegen dieſelbe ge: 

ı Remling, Cardinal Geiſſel S. 229. Prülf, a. a. O1, 682 ff. 
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deutet werden fonnten. Ginzelne Bilchöfe wiejen darum ihre 
Geiftlichen, die zugleich ein Staatsamt befleideten, an, diejen Eid 
nur unter Vorbehalt der Nechte der Kirche zu leiſten. Der Cul— 
tusminifter dv. Yadenberg erließ nun am 29. März ein Circular 
an die Oberpräfidenten, in welchem er jeden bedingten Eid ver: 
wirft und die geiftlichen Staatsbeamten vor die Alternative ſtellt, 
entweder einen unbedingten Eid zu ſchwören, oder auf ihr Amt 
zu verzichten !. Die Sache erregte großes Aufiehen. Das Verbot 
des unbedingten Eides ‚war ganz dazu angethan, zwiſchen der 
Kirche und dem Staat einen überaus erniten Conflict heraufzu: 
beichwören, deſſen Folgen ganz unabjehbar jein konnten‘, und ‚eine 
vollftändige Spaltung bervorzurufen, ſowohl beim Klerus wie bei 
den in Staatsämtern befindlichen fatholifchen Laien‘? Die 
Biſchöfe der Kölner Kirchenprovinz unterzogen deshalb auf einer 
Gonferenz vom 16.— 18. April die ganze Frage einer gründlichen 
Unterfuchung und erließen am 18. April ein gemeinjchaftliches 
Schreiben an ihren Klerus. Die Eirchlichen Oberhirten jehen ‚von 
der Aufnahme eines Vorbehaltes‘ in die Eidesformel jelbit ab, 
verordnnen aber, daß fein Geiftlicher ‚ohne vorausgegangene und 
angenommene Kundgebung der kirchlichen Verwahrung diefen Eid 
ablege‘ und der ‚betreffenden Staatsbehörde Ichriftlich‘ erkläre, den 
‚verlangten Eid‘ nur in der ‚Willensmeinung‘ zu leiften, ‚daß der 
neue Erd die Rechte der Kirche und feine Verpflichtungen gegen 
diejelbe nicht beeinträchtigen, folglich auch jeine kirchliche Stellung 
in Nichts Ändern könne‘. Dieſe Verfügung überjandten "die ver- 
Jammelten Biſchöfe dem Eultusminifter nebjt einem Begleitjchreiben ®. 
In diefem erklären fie nochmals, daß fie ‚als die berufenen Hüter 
und Bertheidiger der Nechte der katholiſchen Kirche überein- 
jtimmend mit den unverjährbaren Grundjägen derjelben, den Eid 
auf die Verfaſſung nur injoweit für bindend und rechtskräftig er- 
achten fünnten, als er salvis ecclesiae juribus geleistet werde‘. 
Nach Empfang diejer Verfügung erließ Ladenberg, welcher ſchon 
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in jeinem Gircular vom 18. April in der Breslauer Angelegen- 
heit ! eingelenft hatte, am 25. April ein Nundjchreiben ? an die 
Oberpräfidenten; er geitattete in diefem unter Zurücknahme feiner 
Verordnung vom 29. März die vorgängige kirchliche Verwahrung 
und deren Beigabe zum Protocoll bei der Eidesablegung. Doc) 
jolle, ‚um jedem Mißverſtändniſſe auf Seiten des betreffenden 
Geiftlihen vorzubeugen‘, demjelben ‚bei der Eidesleiitung zum 
Protocoll eröffnet werden, die Staatsregierung könne diejer jener 
Erklärung auf feine Pflichten als Staatsbeamter und gegenüber 
dem Staate feinen Einfluß zugeitehen‘. Damit war die ‚ohne 
jeden Zweifel jehwierigjte von allen Fragen, die jeit dem Streite 
über die gemiſchten Ehen im preußiichen Lande verhandelt wurden‘ ®, 
einer befriedigenden Löſung entgegengeführt. 


Wenn auc die neue Berfaflfung * nicht alle berechtigten For— 
derungen der Katholifen, namentlih in Bezug auf die Schule, 
erfüllte, jo war ſie doc von hoher Wichtigkeit für die Kirche. 
Das verderbliche Bevormundungsiyitem war aufgegeben, und Die 
Kirche konnte ſich freier bewegen. Der freie Verkehr mit dem 
Papſte wurde aufs neue garantirt, das unmürdige bis auf die 
Hirtenbriefe ausgedehnte Placet aufgehoben, und die Einreihung 
der ‚Konduitenliften über die einzelnen Mitglieder des Fatholiichen 
Klerus: an den Cultusminiſter fam in Wegfall. Auch die vom 
Staate bisher geübte Controle über die Vorbildung der Geiſtlichen 
hörte auf. Theologen konnten im Auslande ihre Studien abjol- 
viren und dort die Weihen empfangen, ohne von den kirchlichen 
Aemtern in Preußen ausgejchloffen zu werden, und den Biſchöfen 

' Die Profefjoren der theologischen Facultät zu Breslau hatten am Tage 
der Ablegung des Eides eine jchriftliche Erklärung abgegeben, in welcher fie 
fich gegen mögliche Folgerungen aus der Verfaſſungsurkunde zum Nachtheil 
der Rechte der katholiſchen Kirche verwahrten, und dann den Eid ohne Vor 
behalt geleiſtet. ? Siehe Vering, a. a. O. ©. 326 ff. 

? Schreiben Geifjels an Sacconi vom 3. Auguft 1850. 

* Meberficht der durch die preußiiche Verfaſſungsurkunde vom 31. San. 
1850 bewirkten Veränderungen in dem Verhältniß des Staates zur Fatho- 
lichen Kirche. Berlin 1867. Siehe auch Majunfe, Geihichte des Cultur— 
kampfes ©. 6 ff. 
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war unverwehrt, ausländische Geistliche im Kirchendienite zu ver: 
wenden, ohne daß dieje vorher in den preußiichen Unterthanen- 
verband aufgenommen werden mußten. Auch Hinfichtlich der Be— 
ſetzung kirchlicher Beneficien, der Errichtung und Theilung von 
Pfarreien, Einführung oder VBeränderungen der Taren für gottes- 
dienstliche VBerrichtungen, Anordnung von SKirchencollecten, der 
Verwaltung und Verwendung des SKirchenvermögens und Der 
milden Stiftungen wurde den Bilchöfen mit Aufhebung. der bis- 
herigen Verordnungen eine größere Freiheit eingeräumt. Die jo 
überaus heilfamen Volksmiſſionen fonnten nach dem Wortlaut 
und dem Sinn der Verfaſſung durch einheimiiche Geiftliche ſowohl 
wie durch Mitglieder religiöfer Orden abgehalten werden, und in 
Bezug auf die Niederlaflung ſolcher Genoflenjchaften in Breußen 
war nur das durch die Verfaſſungsurkunde verbriefte Aſſociations— 
recht anwendbar. 

Die fatholiichen Oberhirten Preußens, Erzbiſchof Geiſſel an 
der Spiße, beeilten ſich mit Berufung auf die Verfaſſung, die in 
Würzburg aufgeftellten Grundjäge in Ausführung zu bringen. 
Sie nahmen die ihnen kraft göttlicher Anordnunug zuftehende, 
bisher aber vorenthaltene Disciplinar- und Strafgewalt ſowie 
die kirchliche Gerichtsbarkeit über Klerus und Laien in Anſpruch, 
übten das Necht der Anftellung der Geiftlihen und der” Ent- 
fernung derſelben von ihren Sirchenämtern aus, trafen Anord- 
nungen über das Kirchenvermögen, über die Vornahme Firchlicher 
Handlungen und über gottesdienitliche Verrichtungen. Sie er: 
richteten veligiöje Vereine, deren Mitglieder die verjchtedenften 
Zwecke verfolgten, beriefen Ordensleute in ihre Diöceſen, gründeten 
klöſterliche Niederlaſſungen, ohne von der Regierung bejonderen 
Widerſpruch zu erfahren, da der Gultusminifter von Ladenberg 
dem Klaren und deutlichen Wortlaute der Verfaſſung nicht 
geradezu entgegenhandeln wollte !. 

Die wohlthätigen Folgen einer freieren Bewegung der fatho- 
lichen Kiche in Preußen, jowohl für die Kirche als für den 


Beiſpiele in Beiträge, Heft 1, S. 42, und bei Pfülf, Cardinal 
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Staat traten alsbald zu Tage. Das religiös-fittliche Leben nahm 
einen neuen Aufſchwung, die revolutionären Ideen wichen den 
Grundjägen der Ordnung und Loyalität. Das Verhältniß der 
katholiſchen Kirche zur weltlichen Gewalt geitaltete ſich friedlich, 
und die Rechte der Andersgläubigen wurden nicht im mindeiten 
verlegt. 

Die Conceſſionen, welche die Verfaſſung den Katholiken 
machte, erregten die Eiferſucht proteltantischer Zeloten in hohem 
Grade. Eine Gleichberechtigung der fatholiichen Kirche mit der 
‚evangeliichen Landeskirche war ihnen unerträglich. Sie be: 
trachteten Breußen immer nod) als einen proteitantiichen Staat, 
in welchem die Katholiten höchitens auf Duldung Anspruch 
machen fönnten. Auch in den höheren Streifen machte ich eine 
unfreundliche, ja geradezu feindjelige Stimmung gegen die fatho- 
liche Kirche geltend, und ein dem Mlinifterium des Innern und 
des Cultus nahejtehendes Blatt stellte ſogar den Satz auf: 
‚Preußen tft fein paritätiicher, jondern ein evangeliicher Staat‘ !. 
In der eriten Reihe der Katholikenfeinde ſtanden ‚gläubige Prote— 
itanten‘, welche eine jehr gehällige Polemik wider die katholiſche 
Kirche eröffneten. Die wüthenden Ausfälle auf dem Kirchentage 
zu Bremen gegen den Papſt, das ‚infernale Syitem des Papſt— 
thums‘, und vornehmlich wider die Jeſuiten, gegen welche man 
alle Rücfichten bei Seite jeßte, und ähnliche ‚Ausftrömungen des 
ebenjo unchriftlichen wie unfatholifchen Eifers eines wilden protes 
ſtantiſchen Zelotismus‘, wie der protejtantijche Yudwig dv. Ger— 
lach? ſich ausdrüdt, fanden Widerhall auf anderen Verſamm— 
lungen. Der im Jahre 1850 eingejeßte und aus Staatsmitteln 
dotirte evangelifche Oberkirchenrath in Berlin richtete am 4. Dez. 
1851 eine Denkſchrift an den König um Erhöhung der Dotation 
der ‚evangelischen Kirche‘, welche mit den Worten beginnt, dab 
‚die Gefchichte der evangelifchen Kirche in Preußen mit der Ge: 
ichichte des regierenden föniglichen Hauſes und mit der Ent: 
wicelung des Staats: und Volfslebens aufs innigſte verwachſen 

! Die Miniſterialerlaſſe ©. 169 ft. 

? Hiit.-pol. Bl. Bd. 30, ©. 636. 
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jei t, Diefe dentificirung Preußens mit dem Protejtantismus 
fand auch Anklang ın dem Miniſterium des Cultus, welchem nad) 
Ladenbergs Nücdtritt Karl v. Naumer vorjtand. Da ein offener 
Kampf gegen die Kirche große Bedenken hatte, juchte er derjelben 
durch einjeitige Verordnungen zu jchmälern oder zu entziehen. 
was ihr die Verfaſſuug gewährte. Die Hatholifen hatten darum 
nur zu bald Gelegenheit, fich über die Verlegung der verfaſſungs— 
mäßigen Parität Seitens der Regierung zu bejchweren. 


Den erjten Grund zur Beichwerde gab die Verordnung der 
Miniiter des Cultus und des Inneren hinſichtlich der Abhaltung 
von Bolfsmilfionen, wozu bald noch "das indirecte Verbot der 
theologischen Studien im deutjchen Collegium zu Rom? hinzufam. 
Obſchon dv. Raumer die Verordnung vom 25. Februar 1851, 
welche die Verwendung ausländiſcher Geistlichen in der Seeljorge 
und das Studium inländischer Gandidaten der Theologie an aus— 
wärtigen YLehranitalten zuläßt, mit unterzeichnet hatte, erließ 
er gemeinichaftlic” mit dem Juſtizminiſter den ‚vertraulichen‘ Er- 
laß vom 22. Mai 1852 an die Oberpräfidenten, durch welchen 
die Abhaltung der Miſſionen bejchränft und die Fatholiichen 
Miſſionäre unter polizeiliche Aufſicht gejtellt werden. 

Diefer Erlaß iſt wohl auf direete Anordnung des Königs 
zurüczuführen. Als Friedrih Wilhelm IV. eine derartige Maß— 
vegel angeregt hatte, mußte Miniſter von NRaumer eingeftehen, 
‚aß alle Regierungen berichteten, wie heilfjam die Miffionen 
wirkten, wie ſie aller Controverjen fich enthielten, wie Nadicale 
jich befehrten, Diebe geitohlene Sachen wiederbrächten u. j. w.. 
Ludwig d. Gerlach, mit dem ſich der Mtinifter berieth, war der 
Anficht, ‚man jei weder mächtig genug, den Miffionen entgegen: 
zutreten, noch) dürfe man es; man jolle die Sache der polizeilichen 
Thätigkeit der Regierungen überlaffen‘. ? 

Das in der Folge ergangene Schreiben characterifirt die 
Stellung der preußifchen Regierung zur Fatholiichen Kirche vor— 
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trefflich. Raumer empfiehlt den Oberpräfidenten ‚eine fortgeiehte 
genaue Beauflichtigung‘ der ‚Predigten jowie des Verhaltens der 
Miſſionäre‘ und verordnet, ‚jofort‘ gegen diejelben ‚einzuichreiten‘. 
wenn ſie ‚irgend eine politisch bedenkliche und zu anderweiten die 
öffentlihe Ruhe gejährdenden Auftritten führende Aufregung 
hervorrufen jollten‘, und gegen diejelben ‚nöthigenfalls mit Aus- 
weiſung zu verfahren‘. Sehr bezeichnend iſt der folgende Paſſus— 
‚Der all einer die öffentliche Ruhe gefährdenden Aufregung 
fann bejonders in Orten gemifchter Confeſſion leicht eintreten.‘ 
Der Beweis dafür, daß bei irgend einer Miſſion jolche Störungen 
vorgefommen jeten, wird nicht erbradt. ‚Ein Muftreten der 
Miſſionäre‘, fährt der Erlaß fort, ‚wird aber überhaupt nicht ge: 
duldet werden fünnen in fatholiichen Gemeinden, welche mitten in 
rein evangeliichen Provinzen zeritreut Liegen, weil der Verdacht 
nahe liegt, daß hier andere Zwecke, als eine Einwirkung auf Diele 
fatholiichen Gemeinden, verfolgt werden Jollen.‘ Nach diejer ganz 
unbegründeten Berdächtigung fatholiicher Prieſter und Ordensleute 
Ichließt das Schreiben damit, den Oberpräftdenten ‚die vorfichtige 
Behandlung‘: diefer Sache ‚dringend zu empfehlen‘. Einige 
Wochen ſpäter, am 16. Juli 1852, erichten der an die Fünigliche 
Regierung zu Goblenz gerichtete Erlaß, welcher ‚das Studium im 
Collegium Germanicum zu Rom oder auf der dortigen Propa— 
ganda, oder auf Anftalten, welche von Jeſuiten geleitet werden, 
ohne vorgängige Erlaubniß nicht geitattet‘ und die Regierung ans 
weiſt, ‚ausländiichen Jeſuiten und Geistlichen, welche in Jeſuiten— 
Anftalten ftudirt haben, die Niederlaffung in Preußen nicht zu geltatten‘. 

Diejes verfaffungswidrige Benehmen der Regierung mußte 
die Katholifen tief verlegen. Die ihnen faum gewährte Freiheit 
war wieder in Frage geftellt, die Kirche hatte eine neue Beein— 
trächtigung ihrer Nechte durch ein intolerantes Beamtenthum zu 
befürchten. Kaum war daher die Kunde von diefen Verordnungen 
zur öffentlichen Kenntniß gelangt, jo traten die Biſchöfe der 
Kirchenprovinz Köln am 22. August in der Metropole zujammen 
und richteten eine würdige, aber ſehr entichiedene Adreſſe an den 
König, in welcher fie gegen die Nechtsverlegungen der Miniſterial— 


ur 
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verordnung Einfprache erheben. Das Actenftüd ward den übrigen 
Biichöfen Preußens in Abſchrift mitgetheilt. !. 

Die berührte Angelegenheit fam auch auf dem Yandtage zur 
Verhandlung. In der ‚Zweiten Kammer‘ waren 63 fatholiiche 
Abgeordneten am 30. November 1852 unter Führung von Auguſt 
und Peter Neichensperger zu einer ‚Katholiſchen Fraction‘ zuſam— 
mengetreten. Nach der politifchen Seite wollte die Fraction er— 
itreben: ‚„Feſthalten und Conſerviren der vechtsgiltigen Verfaſſung, 
Streben nach möglichjter Selbititändigfeit der corporativen 
Gliederungen, nach individueller Freiheit und möglichiter rechtlicher 
Sleichheit‘. In confejftoneller Hinficht verlangte das Programm 
Wahrung der Rechte und Freiheit der katholischen Kirche, Barität 
bei Beſetzung der ftaatlihen Stellen, confejfionellen Unterricht des 
Volkes. Nach Leop. v. Gerlachs ? Zeugniß dachte man alsbald 
daran, ‚ver Ffatholiichen eine evangelische Fraction entgegen 
zu Stellen‘ 8. 

Die ‚Katholiihe Fraction‘, v. Waldbott und Genojien, 
itellte am 17. Dezember 1852 in der zweiten Kammer 
zu Berlin den Antrag !, den König um Aufhebung der beiden 
Miniſterialerlaſſe zu bitten, da Diejelben eine Verlegung der 
Art. 12--15 jowie der Art. 3 nnd 4 der Verfaffung involvirten. 
Die Vertheidiger des Minifteriums juchten das Gehäſſige dieſer 
Erlaſſe durch Fünftliche Deutung abzuſchwächen und hoben be= 
londers hervor, daß der Erlaß vom 22. Mai ‚eine vertrauliche 
Mittheilung an die Oberpräfidenten‘ jet, diefen habe man ‚die 
vorsichtigite und umſichtigſte Auffaſſung und Behandlung der 
einzelnen Fälle und Perſönlichkeiten empfohlen: und auch ‚fein 
allgemeines Berbot der Miſſionen in jporadiichen römiſch-katho— 
lichen Gemeinden‘ erlaſſen. Der Erlaß vom 16. Juli aber 
‚enthalte jeinem Wortlaute nach fein Verbot, Jondern nur eine 
Sentralifirung der Bewilligung der betreffenden Bälle und Nieder: 


' Nemling, Card. Geiliel ©. 298. 
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laſſungen‘. Es heiße auch, ‚ohne vorgängige Erlaubniß ſei das 
Studium auf jenen fremden Anſtalten nicht geitattet, wohl alio 
mit vorgängiger Erlaubniß‘; ferner jage der Erlaß, ‚mir die Re— 
gierungen jollten die Niederlaifungen nicht bewilligen, was 
Ntiniitertalbewilligungen nicht ausichliege. Es müſſe aber .aner- 
fannt werden, daß die Aufrechthaltung der Centraliſirung der 
Aufficht über die Einwirkung fremder Jeſuiten wohl motivirt 
jeit, In ähnlicher Weiſe Iprachen fich die beiden Miniſter, 
welche den Berathungen beiwohnten, aus. Der Gentral:Aus- 
Ihuß ? empfahl mit 11 gegen 3 Stimmen Ablehnung des Antrags. 

Die Debatten ? in der zweiten Kammer wurden am 12. Fe— 
bruar 1853 eröffnet. Die fatholiichen Abgeordneten, insbejondere 
v. Waldbott, die beiden Brüder Peter und August Reichensperger 
u. A. traten mit großer Entjchtedenheit und fiegreichen Gründen 
für die katholiſche Kirche und ihre Inſtitutionen ein, bejonders 
für die Seluiten, auf welche es vornehmlich in den beiden Mini— 
ftertalerlafien abgejehen war. Für die Ablehnung des Antrags 
der fatholiichen Fraction jprachen der Berichteritatter des Central: 
ausichufles, Ludwig v. Gerlah* und Bethmann-Hollweg. 
Vornehmlich wurden die Jeſuiten in die Debatten hereingezogen. - 
Die Kammer lehnte den Antrag jIchlieglih mit 175 gegen 123 
Stimmen ab. Doch mußten jelbjt die Vertheidiger der Minis 
ſterialerlaſſe deren Ungehörigfeit direct oder indirect und damit 
die Berehtigung des Antrags zugeitehen. 

Das entichiedene und würdige Auftreten der Biſchöfe und 
der fatholifchen Abgeordneten hatte wohlthätige Folgen. Wenn 
auch die anftößigen Erlaſſe nicht officiell zurückgenommen wurden, 
jo ward doch deren Ausführung eingeftellt. Die katholiſchen 
Sünglinge fonnten ihre Studien im deutichen Eolleg zu Rom und 
in Sejuiten-Anftalten machen, und die Jeſuiten hielten in allen 
Provinzen des Königreichs Miffionen ab, welche von großem 
Segen begleitet waren. 
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Die fatholifche Fraction fand bald wieder Gelegenheit, für 
die Rechte der Kirche einzutreten. Diejes Mal handelte es ſich 
zunächſt um eine Finanzfrage. Die preußiſche Regierung war 
jowohl durch den Reichsreceß vom 25. Februar 1803 wie durch 
die zwifchen dem Papſte und König Friedrich) Wilhelm III. ver— 
einbarte Bulle De salute animarum vom 16. Juli 1821 ver: 
pflichtet, die fatholifchen Bisthümer und andere Didcejananftalten 
in liegenden Gründen zu dotiren, hatte aber bis jeßt trotz aller 
Aufforderungen feine Anftalten getroffen, den übernommenen Ver— 
pflichtungen nachzufommen. Sie begnügte ſich mit Einftellung, 
einer jährlichen Summe für fatholiiche Eultuszwede ins Budget. 
Diejelbe reichte aber zur Beltreitung der nothwendigen Bedürfniſſe 
nicht Hin und entiprach aud der Höhe der Erträgniſſe der ſtipu— 
(irten liegenden Gründe durchaus nicht !. 

Die Unzufriedenheit der Katholiken wurde noch vergrößert 
durch die offenkundige Begünstigung der Proteſtanten, welche aus. 
dem föntglichen Dispofttionsfonds und aus andern Staatsmitteln 
ſehr reichliche Unteritüßungen erhielten, während die begründetiten 
Bitten der Katholifen meistens ganz unberüdfichtigt blieben. Eine 
öffentliche Beiprechung diefer Mißſtände in der Kammer ichten 
dringend geboten. Doch zögerte die Fatholiiche Fraction aus: 
Rückſicht auf die unaünftige Finanzlage, die Sache zur Sprache 
zu bringen. Dieſer Rückſicht wurde fie aber durch das Benehmen 
der Regierung in der Legislaturperiode 1852/53 enthoben. Der 
evangelische Oberfirchenrath hatte in einer Denkſchrift? eine feite 
Dotirung, reſp. eine Vermehrung des jährlichen Zuſchuſſes aus. 
der Staatskaſſe um 274,000 Thaler für die evangeliiche Landes— 
firche verlangt und jeine Forderung unter Anderm mit der Weber: 
gabe der Kirchengüter, beſonders der bijchöflichen Güter an den 
Landesherrn im 16. Jahrhundert begründet. Außerdem machte 
die Denkjchrift geltend, daß Preußen als evangeliicher Staat 
auch Für die Bedürfniffe der evangeliichen Kirche zu jorgen habe 
umd dies um jo mehr, als die Regierung die fatholiiche Kirche 
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‚mit großer Liberalität‘ ausgeitattet, und ihr ‚veichliche Mittel‘ 
angewiejen habe, ‚um ihre firchlichen Bedürfniſſe zu beftreiten‘, 
Dies ſei aber bei der evangelischen Kirche durchaus nicht der 
Tal. Die ihr vom Staate zugewiejene Unterftügung ſei ‚für die 
Befriedigung ihrer Bedürfniſſe unzulänglich‘, weshalb eine Er- 
böhung der jährlichen Zuſchüſſe dringend geboten jet. Da die 
fatholiiche Kirche jährlich 719,465 Thaler erhalte, müßten nad) 
dem numerischen Verhältniß zwiſchen Katholiken und Proteitanten 
der evangelijchen Kirche 1,199,108 Thaler zugeiprochen, alfo zu 
den bereits bewilligten 328,770 Ihalern noch 870,338 Ihaler 
zugefügt werden. Doch erklärt ſich die Denkſchrift einftweilen mit 
den geforderten 274,000 Thalern zufrieden und verzichtet auf eine 
arithmetiſche Gleichitellung beider Culte ‚in der richtigen Erkennt— 
niß, daß es die Aufgabe der evangeliichen Kirche nicht ſein könne, 
müßige Schäße zu jammein‘, jondern ‚daß man fich vielmehr auf 
das zu bejichränfen habe, was die evangeliiche Kirche nach unab— 
weislihem Bedürfniſſe nicht entbehren könne‘. 

Die Denkſchrift des Oberfirchenrathes, welche die Grundjäße 
des Nechtes und der Parität verleugnet und ſich vieler gejchicht- 
(ihen Irrthümer jchuldig macht, namentlih auch die Bezüge 
der evangeliichen Kirche aus der Staatsfafje viel zu miedrig bes 
rechnet, die Leiftungen des Staates an die Ffatholifche Kirche 
dagegen zu hoch angibt, erregte großes Aufſehen. Noch in dem: 
jelben Jahre 1852 erſchien eine treffliche Beleuchtung ! derjelben 
vom Standpunkte des Nechtes und der Rarität, deren Verfaſſer 
die falſchen Angaben und Auslaffungen der Denkſchrift unwider— 
(egbar und actenmäßig nachweiſt. Dieje Schrift brachte ‚überall 
Klarheit in das durch die Denkjchrift vielfach vermengte und ver: 
worrene Dotationsverhältni beider Kirchen‘. Sie theilt nament- 
(ich ‚eine Menge der ichägenswertheften Nachrichten über den Bes 
trag der in einzelnen ‘Provinzen zur Staatskaſſe eingezogenen 
Güter der katholiſchen Kirche mil‘; auch gibt ſie an, ‚was von 


ı Durh G. Rintel. Regensb. 1852. Siehe aud ‚zum Budget des 
Minifteriums der geiftlihen und Unterrihts-Angelegenheiten in Preußen'. 
Mainz 1852. 
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Seiten des Staates feither für eine VBerbeiferung des evangeliichen 
Pfarrweſens in reichlichem Maaße geichehen und für das katho— 
liſche Pfarrweſen unterlaffen worden ift. Wollten die preußifchen 
Staotsmänner und Kammermitglieder fich über den Werth der 
Denkſchrift orientiren, jo bot ihnen dazu das Studium der ge— 
nannten Schrift die bejte Gelegenheit. 

Die Angelegenheit fam auf dem Landtage 1852/53 zur Ber: 
handlung. Das Mliniftertum ftellte ji ganz auf den Stand» 
punft des Oberfirchenrathes, betonte in einer dem Gultusetat bei- 
gelegten Dentichrift, deren Hauptpunfte der Denkſchrift des Ober- 
firchenrathes entlehnt waren, die Nothwendigfeit, ‚aus den Mit: 
teln des Staates, wie aus denfelben der fatholiichen Kirche ihre 
Dotation gewährt werde, auch für die Bedürfniſſe der evangelischen 
Kirche thunlichit zu ſorgen‘. Zur Befriedigung beionders drin— 
gender Bedürfniſſe der evangelischen Kirche brachte es die Summe 
von 210,000 Thaler in Anjaß, erklärte aber, day mit Rückſicht 
auf die Lage der Staatsfinanzen eine vollitändige Berücfichtigung 
dieſes Bedürfniſſes ‚zur Zeit‘ noch nicht erfolgen fünne. Es wurde 
einjtweilen nur eine Jahresſumme von 50,000 Thalern als ein 
‚verhältnigmäßig überaus geringer durch enticheidende Gründe der 
Nothwendigkeit unterftüßter Zufhuß‘ in den Staatshaushalt auf— 
genommen !. Um der Sache mehr Nachdruck zu geben, ftellten 
Graf Stolberg: Wernigerode und der onfiftorialpräfident 
Nöldechen von Magdeburg einen von 94 Mitgliedern des Ab— 
geordnnetenhaufes unterftügten Antrag ?, welcher noch über die 
Forderungen der Denkichrift des Oberfirchenrathes hinausgeht und 
ſogar eine Unterftüßung der Seelforge ‚für die im Oriente, in 
Stalien, Spanien, Südamerika lebenden zahlreichen preußiichen 
Unterthanen evangelifcher Confeſſion, wie für die Evangeliſche 
Juden- und Heiden-Miſſion, joweit auch hierin der Staat die 
Selbitftändigfeit der Evangeliſchen Kirche zu begründen und zu 
unterjtüßen haben würde‘, verlangt. 


' Die fatholiihen Intereſſen 1852/53 ©. BL ff. 
Er ſteht in Mintfterialerlafie S. 176 ff. Die fath. Intereſſen 1852/53 
S. 63 ff. 
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Das Benehmen der Regierung, welche auf eine königliche 
Gabinetsordre ! vom 15. Januar 1847, die übrigens nicht ver- 
öffentlicht worden war und jchon deshalb feine Bedeutung hatte, für 
ihre Forderungen zu Gunften der Proteftanten geltend machte, 
veranlaßte die katholiſchen Abgeordneten, ihre bisher zurückge— 
haltenen Bejchwerden vorzubringen und die ganze Frage einer 
gründlichen Erörterung zu unterziehen. Am 9. Mär 1855 
wurde der Antrag ? des Regierungsrathes Otto in Düſſeldorf 
und Genofien im Abgeordnetenhaufe niedergelegt. Die Unter: 
zeichner des Antrages verlangten zunächſt die endliche Dotirung 
der Fatholiichen Bisthümer und Diöcefananitalten in Liegenden 
Gütern, wie es vom König Friedrich Wilhelm III. feterlich zu— 
gejagt, aber nicht verwirklicht worden war, und dann eine ge— 
naue Ausscheidung der auf wirkliche Rechtsaniprüche begründeten 
Leitungen an beide Confeſſionen von den auf freiwilligen Zu- 
geftändnilien von Seiten des Staates beruhenden Bewilligungen. 
In leßterer Beziehung wurde auch ‚Anerkennung der Anjprüche 
beider chriftlichen Confeſſionen auf aleihmäßige billige Berückſich— 
tigung don Seiten des Staates‘ gefordert, ſowie Verwendung der 
dem Staate zur freien Verfügung stehenden Fonds, ‚isbelondere 
der in den tat eventuell aufzunehmenden 50,000 Thaler jähr- 
lich für Befriedigung der kirchlichen Bedürfniſſe‘ der katholiſchen 
Unterthanen nicht minder als der evangeliichen. 

Diejer auf der Grundlage des Rechtes und der Parität be: 
ruhende Antrag fam der Negierung höchſt ungelegen. Es war 
nur zu offenkundig, daß die Proteftanten auf jede Weile begün- 
jtigt wurden, während die Katholifen eine mehr als ſtiefmütter— 
liche Behandlung erfuhren. Cine rückhaltloſe Darlegung der 
wirflihen Verhältniſſe mußte der Negierung die größten Wer: 
fegenheiten bereiten, welchen fie ſich vergebens zu entziehen Juchte. 
Die Denkichrift des evangeliichen Oberfirchenrathes, deren Haupt: 
gedanken das Minifterium ſich angeeignet hatte, erhielt in den 


ı Die kath. Intereſſen 1852/53 ©. 108 vgl. 148. Die Gabinetsordre 
iſt abgedruckt in Rintel, Beleuhtung ©. 129 ff. 
» Die fath. Intereſſen 1852/53. ©. 66 ff. 
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dem Antrage Otto’3 beigefügten Motiven eine jehr eingehende 
Beleuchtung, in welcher die trrigen Angaben und falſchen Nechts- 
deducttonen derjelben klar und überfichtlich an der Hand authen- 
tiicher Documente nachgewieſen werden. Die proteitantiichen 
Wortführer ſuchten den Eindruck der Motive durch ihre ‚Bemer- 
fungen zu dem Antrage Otto und Genoffen‘ abzuſchwächen, er: 
fuhren aber in den ‚Gloſſen zu den Bemerkungen‘ ? die gebührende 
Zurechtweilung, veip. Widerlegung. Die Regierung beobachtete 
vorläufig, wenigſtens officiell, Stillfchweigen. 

Die Debatten im Abgeordnetenhaufe über die verlangten 
50,000 Thaler für proteftantiiche Sirchenzwede begannen am 
6. Mai 1853. Die Commiſſion hatte mit 14 gegen 15 Stimmen 
beichloffen, dieje 50,000 Thaler nicht zu bewilligen; allein die 
Najorität des Abgeordnetenhaujes, 190 gegen 100 Stimmen, 
entichted ich unter Ablehnung der Anträge Otto’s und Genoſſen 
für die Bewilligung diefer Summe. Die auf juriftiiche und jach- 
(iche Gründe gejtügten Einwände, namentlich der fatholtiichen Ab- 
geordneten, fanden feine Berückſichtigung bei den Mitgliedern der 
Wtajorität, welche alle Hebel in Bewegung jegten, um die Poſi— 
tion von 0,000 Thalern durchzubringen; an deren jchließlicher 
Annahme zweifelte jelbjt das Miniſterium?. Außerdem wurden 
noch verichtedene Zuſchüſſe zur Dotirung neuer proteſtantiſcher 
Pfarreien von dem Abgeordnetenhauje genehmigt. Für die Bes 
dürfniſſe der katholischen Kirche geichah nichts. Es ſchien, als ob 
die ‚katholiſchen Yandestheile‘, wie auch Nöldechen in jeiner ‚jal= 
bungsvollen‘ Rede! andeutet, ſich mit dem ‚Glücke‘ begnügen 
jollten, ‚dem preußischen Baterland einverleibt worden zu fein‘ ?, 

Die erite Kammer, welche nad) der Verfaffung das Jahres— 
budget nur im Ganzen ohne Streihung beitimmter Poſten an— 
nehmen oder verwerfen konnte, nahm den vom Abgeordnetenhaufe 


'A.0.0D.6. 83 ff. 

1.8: 97, 

’ Beop. vd. Gerlad, Denfw. IL, 35. 

So nennt diefe Rede ironisch der protejtant. Abgeordnete Brämer, 
der gegen die Bewilligung ſprach. 
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feſtgeſtellten Staatshaushaltsetat für 1853 an. Die katholischen 
Mitglieder derjelben ‚legten aber zugleich eine Erklärung, reſp. 
Verwahrung bezüglich der für die evangelische Kirche bewilligten 
0,000 Thaler in das PBrotocoll nieder: !. 

Die Dotationsfrage blieb umerledigt. Im der Seſſion 
1853/54 theilte die Regierung der Budgetcommifftion mit, daß 
ſie eine bejondere Commiſſion, ‚zu welcher auch die zwei Räthe 
der fatholiichen Gultus-Abtheilung gehörten‘, zur jchleunigen Re— 
gulirung diefer Sache ernannt habe. Damit gaben fich die fatho- 
liſchen Abgeordneten zufrieden. Welche Vorſchläge die Mitglieder 
jener Commiſſion gemacht haben, it unbefannt. Dagegen ift 
jiher, daß bis zur Stunde die Regierung ihren Verpflichtungen 
noch nicht nachgekommen it. 

Noch zwei andere, nicht minder wichtige Gegenitände famen 
in der Seſſion 1852/53 zur Sprache. Der erjte betraf die Ver: 
wendung des Fonds zur Derbeilerung der äußeren Yage der 
Geiſtlichen und Lehrer von jährli 121,083 Ihalern ?, von 
welchen die katholischen Geiitlichen und Lehrer nur '/,, erhielten, 
während ihnen °/,, zufommen mußten. Der Abgeordnete Lin— 
gens von Aachen ftellte deshalb den Antrag, die Regierung zu 
erfuchen, ‚diefen Fonds einer confejftonell gleihmäßigeren Ver— 
theilung zuzuführen‘. Die Kammermajorität lehnte aber denjelben 
ab, nahm dagegen den von Ofterrath eingebrachten Antrag an, 
‚daß bei der Dispofition über den Fonds auch die fatholiichen 
Geiftlichen und Lehrer unter Berücffichtigung der bejonderen Ver— 
hältnifje der evangeliichen Geiſtlichkeit angemeſſene Betherligung 
finden mögen‘. 

Der zweite Gegenftand betraf die Parität auf dem Gebiete 
des Unterrichtes, und zwar jpeciell die finanzielle Seite. Dev 
Abgeordnete Otto hatte in feinem Gorreferat zum tat des 
Unterrichts ‚eine Welt von Disparität nachgewiejen‘ und hieran 
zwanzig bejondere Anträge gefnüpft?. Dieſelben kamen jedod) 
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mit Ausnahme des Antrages wegen der Univerfität Breslau nicht 
mehr zur Berathung, jondern wurden für die Sejfton 1853/54 
vorbehalten, womit Otto in Anbetracht, daß der Schluß der 
Kammer bevorftand und der Voranfchlag fertig geitellt werden 
mußte, ſich einverstanden erflärte, da die Regierung in der Bud- 
geteommilfton ausdrüclich verficherte, ‚es Tolle die Zwilchenzeit bis 
zur Gröffnung der folgenden Seſſion benußt werden, um die vor— 
gebrachten Beſchwerden Jorgfältig zu prüfen, und, jo weit ſie be- 
gründet befunden werden würden, abzuftellen‘. 

Die Regierung hielt ihr Verſprechen nicht und äußerte ſich 
nicht einmal über die Beichwerden, reip. Anträge Otto’3 in der 
folgenden Seſſion des Landtages. Hiedurch veranlaßt, Itellte die 
katholiſche Fraction am 16. Februar 1854 einen Gollectivantrag !, 
in welchen die zwanzig Punkte des Gorreferates von Otto in 
drei Nubrifen zujammengefaßt waren. Die Antragiteller ver: 
langten, die Kammer ſolle die Regierung auffordern, ‚1. eine 
Nachweiſung vorzulegen, welche ſämmtliche vorhandene, von den 
Staats-Behörden verwaltete, ganz oder theilweiſe katholiſche Stif- 
tungs-Fonds umfaßt, und über deren Ipecielle Verwendung, jowie 
über die Grumdfäße, wonach jolche normirt tit, ſich verbreitet; 
2. die einzelnen Fonds ihrer ſtiftungsmäßigen oder jonit rechtlich 
feſtſtehenden Beſtimmung inſoweit zurüczugeben, als ſie derjelben 
ganz oder theilweiſe entfremdet ſind; 3. die grundſätzlich aner— 
kannte Parität auch in Bezug auf freie Bewilligungen aus der 
Staatskaſſe für das Univerfitäts:, Gymnaſial-, Schullehrer-Semi— 
narien- und Elementar-Schul-Weſen zu verwirklichen‘. Dieſe ſehr 
eingehend und gründlich motiwirten Anträge wurden an eine 
Commiſſion überwielen. Präfident derjelben war U. Reichens- 
perger, Berichteritatter dv. Mallinckrodt?. Die Majorität der 
Commiſſion hielt den eriten Punkt des Antrages durch die Er: 
klärung des föniglichen Negierungscommiflars für erledigt, empfahl 
aber den zweiten und dritten Punkt. Die Minorität dagegen 


' Die fath. Anterefien 1853/54 ©. 44 ff. 
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machte den Vorſchlag, die beiden letzteren Punkte der Regierung 
‚zur Erwägung zu überweilen‘. 

Die Verhandlungen ! in der Kammer fanden am 27. und 
28. April 1854 ſtatt. Die Debatten waren ziemlich erregt: 
Eine jehwierige Aufgabe hatte Gultusminifter v. Naumer, welcher 
die vorgebrachten Beichwerden theils in Abrede stellte, theils, die 
Bevorzugung der Proteſtanten zugebend, behauptete, ‚für die evan- 
geliſche Kirche habe die Reformation jelbit ein allgemeines Rechts— 
fundament gelegt, indem jte den Staat mit der Kirche identificirt 
habe‘; biergegen legte jelbit Bethmann-Hollweg feierlich 
Proteſt? ein, während Mallindrodt den vom Cultusminiſter be- 
haupteten paritätiichen ‚,Tact‘, der Regierung ‚rückſichtlich der 
Unterrichtsanftalten ins vechte Licht ftellte. Die Majorität nahm 
die in der Gollectiveingabe geitellten Anträge zwar nicht in dieler 
Form an, beichloß aber den exiten Antrag ‚nach den entgegen- 
fommenden Erklärungen der föniglichen Staatsregierung als er- 
(edigt zu erachten‘, die Anträge 2 und 3 aber der königlichen 
Staatsregierung zur Erwägung zu überweiſen und ‚dabei die Er- 
wartung auszusprechen, daß diejelbe bei Eröffnung der nächſten 
Seſſion die Ergebniſſe der vorgedachten Prüfung vorlegen werde‘, 
was die Regierung bereits zugelagt hatte. 

Um 30. November 1854 fand die Eröffnung der neuen 
Kammerſeſſion statt. Die Regierung hüllte ſich bezüglich der 
objchwebenden Frage in tiefes Schweigen. Bereits waren zwei 
Monate vergangen, ohne daß auch nur das Geringjte über die 
‚Ergebnifje ihrer ‚Prüfung‘ verlautete. Die Unterzeichner der 
Gollectiveingabe richteten deshalb am 31. Januar 1855 eine 
Snterpellation an die Negierung, welche Schritte dieſelbe in ges 
nannter Angelegenheit gethan, und ‚ob und eventuell wann einer 
Vorlage der königlichen Staatsregierung im Sinne des gedachten 
Kammerbeſchluſſes entgegengefehen werden dürfe. Die „unter: 
pelfation fam in der Sikung vom 5. Februar zur Sprache *. 
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Die Antwort des Cultusminifters befriedigte in feiner Weile. Er 
erklärte, die Verwendung der in Frage ſtehenden Fonds jei ‚vecht- 
lich‘ begründet, und die Regierung fönne feine ‚rechtliche Ver— 
anlaflung‘ anerkennen, ‚eine Aenderung eintreten zu laflen‘, wolle 
jedoch ‚jede Abänderung in einzelnen Punkten, die Sich etwa 
fernerweit aus Gründen des Rechtes, der Billigfeit oder der 
Zweckmäßigkeit als angemeſſen herausftellen möchte, gern eintreten 
(aflen, wie ſie es auch bisher im geeigneten Fällen nicht unter: 
laſſen habe‘. Auch bei ‚ven freien Bewilligungen aus der Staats- 
falle für die verjchtedenen Zweige de3 Unterrichtswejens ſei das 
Intereſſe der katholiſchen Unterthanen Sr. Majeſtät des Königs 
nicht vernacjlälltgt worden‘. Dieſe im MWiderfpruche mit den 
evidenteften Ihatjachen jtehende Antwort Naumers hatte den An— 
trag! vom 19. Februar 1855 zur Folge, dahin gehend, Die 
Kammer möge erflären, daß der in der Sitzung vom 16. Fe— 
bruar 1854 von ihr ausgelprochenen, oben erwähnten Erwartung 
durch die Erklärung des Cultusminiſters ‚ein Genüge nicht ge- 
ichehen jet. Der mit der Prüfung des Antrags betraute Gen- 
tralausſchuß empfahl. deifen Annahme. Die Verhandlungen in 
der Kammer fanden am 30. März Statt. Trotz der herrlichen 
Reden Otto's, welcher die Bedeutung der in Frage jtehenden An— 
gelegenheit mit den Worten präciſirt, ‚es handele ſich hier mittel- 
bar um die Frage wegen der ganzen äußeren rechtlichen Exiſtenz 
der fatholiichen Kirche in Preußen‘, und der eingehenden Wider: 
legung des ultusminifters durch Mallinckrodt wurde doch der 
Antrag, allerdings nur mit einer geringen Wtajorität, abgelehnt ?. 

Sp wenig die Regierung und die Najorität des Landtages 
den gerechten Forderungen der Katholifen bezüglich der katho— 
chen Kirchen und Schulfonds entiprachen, ebeniowenig wollten 
jte eine Trennung der Leiftungen zu fatholiichen und proteftan- 
tiichen Gultuszweden, welche auf vechtlichen Berpflichtungen be— 
ruhten, von jenen Leiftungen, die ‚al3 eigentliche Staatszuſchüſſe 
anzujehen ſeien‘, eintreten laſſen, obſchon die katholiſche Fraction 
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wiederholt einen diesbezüglichen Antrag geſtellt hatte. Es war 
bereits das ſechſte Mal!, als Lingens in der Seſſion von 
1853/54 denjelben wieder aufgriff. Aber auch jett gab die Ma— 
jorität der Kammer ein ablehnendes Votum, wohl weniger aus 
Üeberzeugung von der Nichtigkeit der Behauptung des Gultus- 
minifters, daß ‚die Zahlungen für die Zwecke der evangeliichen 
Kirche mit ganz wenigen Ausnahmen auf vechtlichem Fundamente 
beruhten‘, als aus anderen Beweggründen. 


Die von der Regierung verlangte Erhöhung des föniglichen 
Dispofitionsfonds um 50,000 Thaler führte in der Seſſion 1853/54 
zu nicht unintereflanten Grörterungen im Abgeordnetenhauie. 
Bejagter Fonds beitand anfangs aus 500,000 Thalern, wurde 
aber 1849 auf 300,000 Thaler veducirt, hierauf wieder um 50,000 
Thaler erhöht. Die Regierung verlangte in der Seſſion 1853/54 
einen weiteren Zuſchuß von 50,000 Thalern, jo daß die ganze 
Größe des Fonds ſich auf jährlich 400,000 Thaler belief. Der: 
jelbe diente ‚zu Gnadenbewilligungen aller Art‘, vornehmlich zu 
1. g. Gnadengeſchenken zu Kirchen- und Schulzweden und unter: 
ſtand der freien Dispofition des Königs, welcher in der Regel 
von den Miniſtern des Cultus und der Finanzen gutächtliche Be- 
richte einforderte. Bisher waren die Gnadenbewilligungen aus 
diejem Fonds faſt ausjchlieglic; den Proteitanten zu Gute ge- 
fommen, und die Bitten der Katholiken meiltens ganz unberüd- 
jihtigt geblieben. Die fatholiihen Abgeordneten trugen daher 
Bedenken, die geforderten weitern 50,000 Thaler zu bewilligen. 
Dieje Bedenken juchte der Finanzminister durch die Erklärung zu 
bejeitigen, daß nicht ‚confeiftonelle Nückjichten‘, jondern nur ‚das 
Borhandenjein eines wahren Bedürfnifies‘ das ‚tete und alleinige 
Motiv‘ für die Bewilligungen aus diejem Fonds gewejen jet und 
jein werde. Die katholiſchen Abgeordneten gaben ſich mit diejer 
Erklärung feineswegs zufrieden, und U. Reichensperger bewies 
durch Anführung von Beijpielen, daß die Berficherungen des 
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Miniſters keineswegs jo unbedingten Glauben verdienten. Auch) 
einige proteftantiiche Abgeordnete jtimmten gegen die Bewilligung 
der geforderten 50,000 Thaler. Die Majorität aber jprach ſich 
für diefelde aus!. Ob in der Folge diefer Fonds nur nach ‚dem 
Vorhandenfein eines wahren Bedürfniſſes‘ verwendet wurde, darf 
mit allem Grunde bezweifelt werden. Thatſache tft, daß in den 
nachfolgenden Jahren viele proteſtantiſche Pfarreien und Seel— 
lorgsanftalten errichtet und reichlich dotirt wurden, für die ‚wahren 
Bedürfnifie der Katholiken dagegen nur wenig oder nichts ge= 
ſchah, wenn dieſe Bedürfntife auch jo dringend waren, wie fie 
3. DB. die Petition der Katholiken in der Priegnig (in der Pro— 
vinz Brandenburg) um eine Unterjtügung aus dem königlichen 
Dispolttionsfonds zur Ginrichtung eines eigenen ottesdienites 
zeichnet. 

Diefer Fall verdient hier befonders erwähnt zu werden. In 
der Priegniß wohnten mehr als 600 Katholiken, welche faſt ganz 
in der Unmöglichkeit ich befanden, dem fatholiichen Gottesdienfte 
beizumwohnen, da die beiden nächlten Orte, wo fatholifcher Gottes- 
dient abgehalten wurde. Ludwigsluſt in Mecklenburg und Stendal 
in der Altmark, ſechs, veip. zehn Meilen entfernt waren. Um 
dieſem Uebelſtande einigermaßen abzubelfen, wollte man in Wit: 
tenberge, wo die meisten Katholifen wohnten, einen eigenen Got- 
tesdienit einrichten und wandte ji), da die Gemeinde faſt ganz 
der ärmeren Klaſſe angehörte, an König Friedrich Wilhelm IV. 
um eine Unterftüßung aus dem Dispoſitionsfonds. Die Bitt- 
Ihrift wurde aus dem föniglichen Gabinet dem Cultusminifter 
v. Raumer zum Bericht übergeben. Leßterer eröffnete,am 28. Oft. 
1554 den Bittitellern, ‚daß er ſich nicht in der Lage befinde, das 
Geſuch zu befürworten, da die jehr geringe Zahl der in der 
Priegnig ſich aufhaltenden Katholifen (mehr ala 600N in den 
nahe gelegenen Städten Stendal und Ludwigsluft (6 bis 10 
Meilen!), im welchen katholiſche Kirchen beſtehen, Gelegenheit 
finden, ihren religiöjen Pflichten nachzufommen? 2. 


9.0.0.6. 321 ff. 
»Die Yage der fath. Kirche S. 43. 
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Noch einen anderen Punkt dürfen wir nicht mit Still— 
ſchweigen übergehen. Er betrifft die Staatszuſchüſſe zur Pfarr— 
dotation in den Rheinlanden!. Die franzöſiſche Repubik hatte 
das geſammte katholiſche Pfarrdotal-Vermögen eingezogen, das 
proteſtantiſche dagegen als Gemeindegut ſeinen Beſitzern belaſſen. 
Nur ein geringer Theil des letzteren ging verloren. Durch das 
Concordat von 1802 erhielten die Pfarreien die noch nicht ver- 
äußerten Güter zurück und wurden für die verlorenen durch 
Staatögehalt bis zur Höhe des firirten PBfarreinfommens ent- 
ihädigt. Auch den proteftantiichen Pfarreien ward der gleiche 
Etaatögehalt zugeiprochen, obſchon diejelben kaum einen Verluſt 
erlitten hatten. Dabei wurden nicht einmal wie bei den fatho- 
liſchen Pfarreien die ihnen gebliebenen Güter-Nevenüen in Abrech— 
nung gebradt. Dieſes Mipverhältni blieb auch unter preu- 
ßiſcher Herrichaft bejtehen und wurde noch dadurch geiteigert, 
daß die Regierung viele neue proteftantiiche Pfarreien in den 
Rheinlanden errichtete und ihnen den vollen Staatsgehalt aus— 
warf, den Katholifen dagegen bei Neuerrichtung oder Wiederher- 
ftellung unterdrüdter Pfarreien den Staatszuſchuß verweigerte. 
Die Folge davon war, daß 61 neuerrichtete oder wiederhergeitellte 
fatholiihe Pfarreien jeder Dotation entbehrten und troß aller 
Bitten der Katholiken auch den Staatszuſchuß nicht erhielten ?. 
Dieſe unparitätifche und ungerechte Behandlung ihrer Slaubenöge- 
noſſen hatten die katholischen Abgeordneten ſchon wiederholt gerügt 
und Abhilfe verlangt. Die Regierung verhielt ſich ablehnend. 
Als diejelbe in der folgenden Seſſion 1853/54 weitere 1512 
Thaler 15 Sgr. als Staatögehalt für protejtantiiche Pfarrer in 
den Gultusetat aufnahm, die viel dringenderen Bedürfniſſe der 
Katholiken dagegen wieder mit Stilljchweigen überging, ſtellte der 
Abgeordnete Eberhard! von Trier den eventuellen Antrag, falls 
diefe Summe von der Kammer bewilligt würde, zugleich auch die 
Staatsregierung zu erfuchen, ‚die ganze Angelegenheit wegen der 


' Die kath. Intereſſen II, 227 ff. 

U. 0 9. ©. 229. 

° Er wurde 1867 Biſchof von Trier. 
Brück-Kißling, Geich. der kath. Kirche im 19. Jahrh. IT, 2. Aufl. 6 
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evangeliichen und der Fatholiichen Staats-Pfarrgehälter der Linken 
Nheinjeite einer anderweiten gerechten Negulirung zu unterziehen 
und das Ergebniß im nächiten Jahre den Kammern vorzulegen‘. 
Hierauf ging auch die Kammer nad) erregten Debatten, bei welchen 
der Cultusminiſter v. Raumer ſich vergebens bemühte, die Be— 
rechtigung der von der Regierung bisher verfolgten Tactik nachzu— 
weiſen, am 20. April 1854 mit Einer Stimme Majorität ein. 
Die gewünjchte Regulirung erfolgte jedoch nicht, weshalb die Seſſion 
des Landtages von 1854/55 ſich wieder mit diefem Gegenjtande 
zu bejchäftigen hatte!. Die Regierung gab in der Commiliton 
zur Prüfung. des Staats-Etats eine Erklärung ab, in welcher fie 
an der vom Cultusminiſter ausgejprochenen Behauptung feithielt ?. 
Die Commiſſion empfahl nun mit ‚großer Wtajorität‘ der Kammer, 
‚gegen die Staatsregierung zu erklären, daß ihrem Bejchluffe 
weder der Form noch der Sache nach genügt jet. Die DBer- 
bandlungen am 30. Mär; 1855 gaben den Vertretern des An— 
trags noch einmal Gelegenheit, die juriſtiſche Berechtigung der 
Aniprüche der Katholifen nachzuweiſen und die jophiltiichen Rechts— 
deductionen dv. Naumers zu beleuchten. Sehr entſchieden trat 
auch Generalfteuerdirector v. Kühne? für den Antrag der Ma— 
jorität der Commiſſion ein, der jchließlih mit 133 gegen 115 
angenommen wurde. 

Eine den Grundſätzen des Nechtes und der Parität ent— 
Iprechende Regulirung dieſer Angelegenheit erfolgte troß der gün— 
jtigen Kammerbeſchlüſſe nicht. Die einzige Folge des Antrags 
Eberhard war die Dotirung von etwa ſechs aus den 61 
Pfarreien und zwar mit dem niedrigiten Competenzjaße von 131 
Thlr. 7 Sgr. 6 Pfg. jährlich, alfo etwa 393 Mark 50 Big. 


' Die Lage der fath. Kirche ©. 95 ff. 

° Die Stellung der Regierung präcifirt Eberhard kurz und bündig mit 
den Worten: ‚Die evangelifchen Pfarrer treten auf mit einem Rechtsan— 
ſpruche; die fatholiichen Pfarrer haben zu betteln um ein Almojen an der 
Pforte des Staats; — das iſt die Lage der Sache auf dem linken Rheinufer 
nad der Anficht der Staatsregierung.‘ 

’ Die Lage der kath. Kirche S. 107. 
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Wie tief die VBorurtheile gegen die katholiſche Kirche bei den 
preußiichen Staatsmännern Wurzel gefaßt, beweilt das vertrau- 
liche ircular!, welches der Miniſter des Innern, v. Weit- 
phalen, am 11. Mat 1854 an die Oberpräfidenten erließ. 
Veranlaßt war dasjelbe durch eine ‚vertrauliche Anzeige‘, nad) 
welcher ‚der katholiſche Klerus gegenwärtig aller Orte mit der 
Demokratie in Verbindung‘ getreten jei, ‚um mit diejer vereinigt 
die Gemüther gegen Rußland aufzureizen‘. Die Anregung hiezu 
joll nach jener Anzeige vom Klerus in Frankreich) ausgegangen 
jein, und ‚von dort aus auc auf die katholischen Biſchöfe, und 
durch dieſe auf das Fatholische Volk in Belgien und in Deutich- 
land, namentlich in der Rheinprovinz, in ähnlichem Sinne ge- 
wirft werden; Köln und Mainz jollen von Emiſſären der ultra- 
montanen Partei zu dieſem Zwecke überſchwemmt, und der be- 
fannte Siegwart Müller? dabei am thätigiten fein. Endlich 
jollen auch die fatholiichen Reiſeprediger beſondere Inſtructionen 
zur Belehrung ſowohl der jüngeren Geiſtlichen, als zur Beſtim— 
mung der Laien in ruſſenfeindlichem Sinne erhalten haben‘. Die 
Oberpräſidenten werden deshalb beauftragt, ‚vie Wahrnehmungen, 
welche fie über eine derartige antirufitiche Thätigkeit des fathol. 
Klerus und bejonders über eine Verbindung und gemeinfame 
Action desjelben mit der Demokratie etwa gemacht haben jollen, ge— 
fälligſt jchleunigft in vertraulichen Weile zur Kenntniß des Mi— 
nifters zu bringen‘. Eine jo unbegründete und tiefe Kränkung 
(oyaler Unterthanen, welche geradezu einer Verbindung mit einer 
antichriftlicherevolutionären Partei bezichtigt wurden, durften die 
katholiſchen Geistlichen nicht ſtillſchweigend hinnehmen. 

Nachdem Gardinal v. Geiffel ſich durch Anfrage bei dem 
Gultusminifter v. Raumer von der Eriftenz des obigen Schreibens 
officielle Kenntniß verichaftt hatte, richtete ev im Verein mit 


ı%.0.9.6.58. Dumont, a. a. ©. I, 396. 

? Siegwart Müller war SchultHeiß von Luzern. Unter ihm wurden 
auf Antrag des biedern Joſeph Leu von Eberſol am 24. Oft. 1844 bie 
Jeſuiten nad) Zuzern berufen. Der Sieg der Radicalen im]. 9. Sonder: 
bundsfrieg 1847 zwang ihn, die Schweiz zu verlafjen. 
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jenen Suffraganen im September 1854 ein Echreiben ! an das 
Staatsminiftertum, in welchem fie ‚den ganzen Inhalt der in Rede 
jtehenden Denunctation als eine durchweg grumdloje Erfindung 
und eine, wenn nicht hämiſche, mindejtens leichtfertige Werdäch- 
tigung des Klerus umd jeiner für die Kirche, wie für den Staat 
überall pflichttreuen Wirkſamkeit und ebenjo als eine unmiürdige 
Kränfung ihrer jelbit, wie ihrer amtlichen Stellung und Thätig- 
feit, im Namen ihrer gefammten Gerftlichfeit und auch tärerjeits 
mit aller Entichiedenheit und gerechtem Unwillen unbedingt zu= 
rückweiſen“ Unter Hinweis auf die dem König im Revolutions- 
jahre 1848 bewieſene Treue Sprechen die Firchlicden Oberhirten 
zugleich ihr tiefites Bedauern aus, daß ſie ‚da, wo fie Vertrauen 
zu genießen glaubten und mit Recht glauben durften, Mißtrauen 
gefunden hätten‘, und ‚dadurch zu der Ichmerzlichen Wahrnehmung 
gelangt jeten, wie wenig man dort fie und ihren Klerus fenne, 
und in welcher Weiſe ihre und ihres Klerus Stellung, Geſinnung 
und Wirkſamkeit, ſowie die Intereſſen der fatholifchen Kirche ge— 
würdigt werden‘. Das Schreiben des Miniſters des Innern an 
den Erzbiſchof von Köln, in dem es heikt, das Meinifterialeir- 
cular jet nur ‚eine vertrauliche Anfrage: an die Oberpräfidenten 
geweien, und es jet ‚Seitens der Oberpräfidenten‘ von Schlefien 
und dev Rheinprovinz die Auskunft eingegangen‘, daß nad) dafelbit 
gemachten Wahrnehmungen eine Verbindung des kathol. Klerus 
mit der Demofratie zur Aufreizung gegen Rußland nicht bejtebe, 
fünne ‚ihren Schmerz nicht mildern‘; denn ‚abgeiehen davon, ob 
dieſes Circular nur in den Händen der Oberpräfidenten geblieben 
jet, ‚oder Tich bis auf die Landräthe und Bürgermeifter hinab er- 
Itredt und dadurch den Klerus unter die bejondere Ueberwachung 
der leßteren geftellt habe, müſſe es immerhin höchſt drüdend für 
jte (die Biichöfe) fein, daß auch überhaupt nur jene Anfrage und 
Anordnung für nöthig oder angemeſſen erachtet worden jei‘. 
Würdig ſchließt das Actenſtück: ‚Wie jcehmerzlih aber auch der 
Eindruck it, den der bejprochene Vorgang auf uns und unjeren 
tlerus machen mußte, jo werden wir uns dennoch dadurch in 
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unjerem Berhalten nicht beirren laſſen. Wir find uns bewußt, 
wozu wir dem Könige, dem Lande und unjerem fatholiichen Wolke 
verpflichtet find, und wir werden, diefer Pflicht allzeit eingedenf, 
fie zu erfüllen wiſſen. Wir werden mit unjerem wirdigen Klerus 
fortfahren, in Zreue gegen Gott und unjeren Landesheren unfer 
Amt zu verwalten, unbekümmert um VBerdächtigung und Ver— 
kennung. Aber unferen Schmerz darüber durften wir nicht ver- 
ichweigen. Wir mußten ihm da Ausdrucd geben, wo wir glauben 
dürfen, ihn in gerechter Schägung gewürdigt zu jehen. Das 
geboten uns Amtspflicht und Ehre und mehr noch die Intereſſen 
unjerer heiligen Kirche. Wir hegen das Vertrauen, das hohe 
königliche Staatsminiſterium werde fich geneigt finden, in Weis- 
heit und Wohlmollen die Maßnahmen anzuordnen, welche dem 
Stande der Angelegenheit zu entiprechen geeignet jind.‘ Auf 
diejes Schreiben der Biichöfe antwortete der Miniſter des nnern !, 
welchem Ddasjelbe ‚zur veilortmäßigen Veranlaſſung überwiefen 
worden war‘, am 4. März 1855. Ohne auf die Sache näher 
einzugehen, Spricht v. Weitphalen nochmals ‚das lebhafte Be— 
dauern aus, welches er über die in Folge der unbefugten Ver— 
öffentlichung jenes vertraulichen Erlaſſes unter dem fatholiichen 
Klerus hervorgerufene Mipftimmung zu theilen micht umhin 
fünne. 

Mit diefem Rückzug des Minifters war die Sache, die auch 
Gegenstand von Kammerverhandlungen geworden war ?, erledigt. 
Das Mißtrauen und die Eiferfucht gegen die katholiſche Kirche 
dauerten jedoch fort. Je mehr das Kirchliche Leben ſich entfaltete, 
deſto mehr waren proteftantische Eiferer bemüht, einen neuen 
Kampf gegen die Kirche in Scene zu jegen.  Superintendent 
Eichler in Niederichlefien ließ im Jahre 1854 eine Schrift 
unter dem Titel ericheinen, daß ‚fein wohlgeordneter Staat die 
römiſch-katholiſche Kirche frei nach ihren Gejegen leben laſſen 


9.0.0. ©. 405. | F 
? Die Lage der kath. Kirche S. 58 ff. Verhandlungen über die Petition 
des Grafen von Saurnta. 
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könnes!. Der Verfaſſer jchreibt unter Anderem: Bisher hätten 
‚Die Regierungen, bejonders im proteſtantiſchen Deutichland, den 
Kampf gegen die römiſchen Eingriffe in ihre Nechte mehr iſolirt 
unternommen. Jetzt aber jet Die Zeit erjchtenen, wo auch die 
Völker, wie 1813 gegen das Napoleoniiche och, Jo num gegen das 
römiſche mit ihnen gemeinfame Cache machen würden. Der 
Streit über die gemifchten Ehen habe als ein Angriff auf die 
Rechte und auf die Ehre der Proteftanten die ganze proteftantijche 
Bevölkerung Deutjchlands mit dem gerechtejten Unwillen gegen 
Nom erfüllt; die MWiederherftellung des mittelalterlichen Aber- 
glaubens (Declaration der unbefleeten Empfängniß) aber habe die 
Gemüther aller aufgeklärten Katholiken gegen dasjelbe empört. 
Unter diefen Umständen ſähen die Regierungen jich jeßt von der 
öffentlichen Meinung aller ihrer gebildeten Unterthanen unter= 
ftüßt, wenn fie der römiſchen Hierarchie widerftehen wollten‘. 

Biel gefährlicher als dieſe Schrift und ähnliche Erzeugnifie 
ganatijchen Haſſes, welche leider den erjtrebten Zweck nicht ganz 
verfehlten, waren die ſ. g. NRechtserörterungen proteſtantiſcher 
Staatöfirchenrechtslehrer, welche im offenkundigſten Wideripruche 
mit dem Klaren Wortlaute der Verfaſſung und den Reſcripten 
des Cultusminiſters v. Yadenberg, die veralteten jura circa sacra 
wieder hervorzogen und behaupteten, daß die ‚Oberhoheitsrechte‘, 
d. b. das bisherige Bevormundungsiyiten des Staates über Die 
fatholifche Kirche nicht beſchränkt, geichweige denn aufgehoben 
worden ſeien. Die conjervative und liberale Firchenfeindliche Breite 
timmte ebenfalls in dieſen Ton ein, und auch im YLandtage 
machte ich eine unfreundlihe Stimmung gegen die Katholiken 
geltend. 

Wenn aber auch, wie die angeführten Ihatjachen beweiſen, 
die katholiſche Kiche in Preußen ich feiner bejonderen Gunft, 
ja nicht einmal einer paritätiichen Behandlung von Seiten der 
Regierung zu erfreuen hatte, war doch das Verhältnig zwiſchen 


' Sie erihien in Darmitadt.e Gegen ihn jchrieb Domdecan und 
Profefior Ritter in Breslau. Offene Briefe an ©. Eichler. Breslau 
1855. Eichler replicirte in jeiner Offenen Antwort ꝛc. Darnıftadt 1857. 
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Kirche und Staat unter König Friedrich Wilhelm IV. im Ganzen 
ein freundliches. In weiten Kreijen huldigte man ſelbſt der An- 
ficht, daß der König der katholiſchen Kirche ſehr zumeige. Diefer 
Glaube ijt unbegründet, jedoch betonte Friedrich Wilhelm IV. 
weit ſchärfer das den chriftlichen Confeſſionen Gemeinſame als 
das Trennende. Die Verfaſſung gewährte der Kirche eine weniger 
gehemmte Wirkſamkeit, und der König ließ ſich troß der Auf: 
reizungen von Seiten der firchenfeindlichen Parteien zu feinen 
Teindfeligen Maßregeln gegen die Katholiken verleiten !, 
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Während in vielen Ländern Europas die vom Sturme der 
Revolution gepeitichten Wellen ſich mit mächtiger Wucht gegen 
die Throne aufthürmten und dieſelben wmegzureigen Drohten, 
herrjchte im Königreich Bayern mit Ausnahme der metit prote- 
ſtantiſchen Rheinpfalz im allgemeinen Ruhe. Das Verdienſt hiefür 
‚gebührt, wie die Regierung ſelber anerfannte?, hauptlächlich der 
katholiſchen Geijtlichfeit, welche mit Muth und Entjchiedenheit für 
die Aufrechterhaltung der Ordnung und Autorität eintrat. Um 
jo mehr durften die bayeriſchen Biſchöfe erwarten, daß die Staats- 
gewalt ‚die bureaufratiichen Feſſeln‘, in welche im Königreich ‚das 
fichliche Leben gebannt war, löſe‘ und den Katholifen Bayerns 
jeßt, ‚wo jedem Staatsbürger und jeder auftauchenden Religions— 
partet alle nur erdenklichen Freiheiten und echte zugeſichert 
wurden‘, und ‚ein wohlwollender König‘ in dem ‚überwiegend 


Vergl. Zur Charakteriftif Friedr. Wild. IV. von Preußen in Hiſt. 
vol. BI.“ Bd. 97, 672 ff. 
»Remling, Biſchof v. Weis II, 102. 
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proteitantijchen Preußen ficchliche Unabhängigkeit gewährleiftete‘, 
auch die bislang  vorenthaltene kirchliche Freiheit zurückgebe. 
Hiedurch hätte ſich die Krone feines der ihr zuftehenden Rechte 
begeben, jondern nur Die Durch Abſchluß des Concordates mit 
dem heiligen Stuhle übernommenen Verpflichtungen erfüllt. Nichts: 
weniger und nichts mehr wollte der Episcopat. Er verlangte 
nur die getreue Ausführung des Concordates und die Aufhebung 
des ſ. g. II. Edicts!, welches, im ‚offenbarften und eingeftandenen 
Wideripruch‘ mit diefem völferrechtlichen VBertrage, das verderbliche 
Staatsfirchenthum erneuerte. Damit tft der eigentliche Character des 
bayerischen Kirchenconflict® bis zur Gegenwart präcilirt. Es 
handelte fich im leßten Grunde darum, ob die Gontrahenten eines 
feterlichen Vertrages verpflichtet ind, die Beitimmungen desjelben 
auch auszuführen, oder ob dem einen oder dem andern Con: 
trahenten das Recht zufteht, ſein gegeberes Wort zu brechen. 
Eriteres war der Standpunkt des Episcopates, leeres der Stand— 
punkt, welchen die Regierung einnahm. 

Einige Monate nad) der Würzburger Biſchofsverſammlung, 
im Januar 1849, reichte Erzbiichof Reiſach von München bei der 
Regierung ein Promemorta? ein, welches die wichtigiten For: 
derungen der Kirche an die Staatsgewalt enthält. Leider war: 
der Abfaſſung dieſes Actenſtückes eine gemeinschaftliche Ber: 
tändigung des Episcopates über deſſen Inhalt nicht vorausge— 
gangen, weshalb nur Biſchof Weis von Speyer in einem Schreiben 
an König Mar I. jeine Zuftimmung zu der Denkſchrift des Erz— 
biichofes ausiprad) ?, während die übrigen Biſchöfe ſich ſchweigend 
verhielten. Diejes Benehmen bewog Erzbiichof Reiſach, die Sache 
vorerit nicht weiter zu urgiren, zumal von beiden Kammern ein 
für die Kirche günftiger Belhluß nicht zu erwarten ftand t. Das. 
Promemoria wurde zu den AUcten gelegt. 


I Siehe Bd. 2° ©, 199. 
’ Promemoria über die firhlichen PVoitulate der Kath. München 1849.. 


Demjelben iſt der oben unter Anführungszeichen geſetzte Satz entnommen. 
’ Nemling IL, 480 ff. 
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Eine Wendung zum Beſſeren ſchien einzutreten, als Miniſter 
v. Beisler! im März 1849 zurücktrat und Dr. Ringelmann 
Gultusminifter wurde. Er hob einige Firchenfeindliche Verord— 
nungen ? auf, trat in freundliche Beziehungen zu den Bilchöfen 
und traf Borbereitungen zu einer Reviſion des II. Edictes. Dieſe 
wichtige Aufgabe wurde im April 1849 einer bejonderen Com— 
milfton übertragen. Sie bejtand aus drei Katholiken und zwei 
Brotejtanten unter dem Borfiße des Cultusminiſteriums. Die 
Zujammenjegung der Commiſſion, welche jo principielle Gegen- 
jäße, wie das Concordat und das II. Edict fie darstellen, nad) 
Möglichkeit ausgleichen ſollte, erfüllte die Biſchöfe mit der Be: 
jorgniß, es fünne durch die Vorſchläge dev Commiſſionsmitglieder 
vielleicht der Grund zu neuen Zerwürfniſſen und Kämpfen ge 
(egt werden. Site wandten ſich deshalb in einer gemeinjchaftlichen 
Boritellung an den König und baten ihn mit Hinweiſung auf 
die Gefahren, welche im Falle eines Conflictes auch dem Staate 
drohen würden, daB das von der Commiſſion vevidirte II. Edict 
ihnen zur Einſicht zugeitellt und feine Beitimmung den Kammern 
zur Annahme vorgelegt werde, zu welcher ſie nicht vorher ihre 
Zuftimmung gegeben hätten. 

Auf diefe Eingabe erfolgte eine zufagende Antwort ? des 
Königs; aber es fam nicht zu einer Vorlage an die Stände, 
Die Commiſſion hatte nach jahrelanger Arbeit das revidirte Edict 
um zwanzig Paragraphen vermehrt, aber feine einzige wejentliche, 
den Bilchöfen annehmbare Veränderung gemacht. Das Mint: 
ſterium jelbft erkannte, daß die Vorichläge der Commiſſion ganz 
ungenügend jeien, und legte den Entwurf bei Seite, ohne ihn dem 
Staatsrath vorgelegt oder den Biſchöfen mitgetheilt zu haben. 


Schon am 10. Auguft 1849 hatte Papit Pius IX. von Gaeta 
aus an die bayerifchen Bijchöfe ein Breve * gerichtet, in welchem 


ı Siehe Bd. 2°? ©. 202, Bd. 3 ©. 7. Remling II, 4757. 
° Das Redht ©. 387 ff. 

’ Nemling DO, 125 und 486. 
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er, bezugnehmend auf das vom Miniſterium geplante Kirchengeje 
reſp. die Nevifion des II. Edicts die Oberhirten aufforderte, die 
Rechte der Kirche auf Grundlage des Concordates zu reelamiren, 
und nachdrücklich die um ſich greifende Irreligiöſität zu 
befämpfen. Hiedurch ermuthigt und angejpornt, traten die Bi: 
ichöfe, deren Plan, eine Provinzialſynode zu halten, vorerft noch 
auf Schwierigkeiten geftoßen war, am 3. Oftober 1850 in Frei: 
ing zulammen, um die Firchlichen Angelegenheiten zu beratben. 
Sie hatten eine doppelte Aufgabe: Ordnung des Verhältniſſes 
zwischen Kirche und Staat nah den Beitimmungen des Con: 
cordates und Feititellung der Grundfäße über die innere Verwal- 
tung der Kirche, worüber die in Ausficht genommene Provinzial: 
ſynode endgiltige Beichlüffe faſſen jollte.e Die Frage über das 
Verhältniß der Kirche in Bayern zur Staatsgewalt wurde ein- 
gehend erörtert und das Ergebniß der Berathung in eine Denk— 
jchrift  zulammengefaßt. Ihre Ausarbeitung übernahmen Döl- 
inger ? und Windiicehmann ?. 

Die Freiiinger Denkſchrift enthält die Forderungen, deren 
Gewährung die Bilchöfe vom König erbaten. Sie verlangen mit 
Berufung auf die entiprechenden Artikel des Concordates Die freie 
Regierung und Verwaltung ihrer Didcefen und Aufhebung aller 
entgegenftehenden Verordnungen, insbefondere des Placet, ferner 
‚das Necht der freien Anordnung bezüglich des gelammten Cultus 
in jenen verjchiedenen Formen‘, wozu auch ‚das Necht der Kirche‘ 
gehöre, „Elöfterliche Inftitute ohne Einmiſchung des Staates zu 
gründen‘ und ihre ‚inneren Angelegenheiten nur nad) Maßgabe 
der. canonichen Saßungen zu ordnen‘. Ferner beanfpruchten fie 
die Befugnis ‚der Auswahl, Erziehung, Lehre und Prüfung‘ der 
Gandidaten des Prieſterthums und endlich die der Kirche zu: 
Itehenden Rechte auf die Volksſchule und auf die Verwaltung und 
Berwendung des Kirchenvermögens. 

Der Erzbiichof von München überreichte die Denkſchrift am 
2. November 1850 dem König. Auch dem Papſte wurde jie in 

' Abgedruct in Ginzel, Archiv für KG. ©. 173; Henner ©. 118 ff. 
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einer lateiniſchen Ueberſetzung! zugejandt. Die  verichiedenen 
abentheuerlichen Gerüchte, welche über ihren Inhalt in Umlauf 
gejeßt wurden, veranlaßten jpäter den Episcopat, diejelbe im 
Drude erſcheinen zu laſſen. 

Die Denkſchrift kam der bayerischen Regierung jehr unge: 
legen. Die Forderungen der Biſchöfe waren vollfommen berech— 
tigt ; ihre Erfüllung aber erforderte die Aufhebung, oder wenig: 
ſtens wejentliche Umgeftaltung des Il. Edictes, und das konnte 
nur mit Zuftimmung der beiden Kammern geichehen. Zur 
betreffenden Gejeßesvorlage aber wollte ſich das Ministerium nicht 
entichließen. 

Die Veröffentlihung der biichöflichen Denkſchrift verlegte die 
firchenfeindliche Preſſe in eine wahre Wuth, die fich in den un— 
finnigften Angriffen und Schmähungen Luft machte. Auch einzelne 
Mitglieder der zweiten Kammer ſchlugen diejen unmürdigen Ton 
an, obſchon ihnen gar nicht das Recht zuftand, die Petition der 
Biſchöfe zum Gegenjtand von Erörterungen und Interpellationen 
zu machen? Die Regierung behandelte, wohl aucd mit Rückſicht 
auf die Schwierigkeit ihrer Lage, die Sache dilatoriſch. Bereits 
waren jechszehn Monate verfloffen, und noch immer harrten die 
Unterzeichner der Denkichrift vergebens einer Antwort. Inzwiſchen 
war don der Regierung nicht das geringite geichehen, um den Bes 
ichwerden der Biſchöfe abzuhelfen; dagegen hatten die Miniſterial— 
entjchließungen über den Dienfteid der Geiftlichen, die außeror— 
dentlichen kirchlichen Feierlichfeiten, die Aufnahme in das Klerikal— 
feminar u. ſ. w. ſowie das Verhalten der Regierung bezüglid) 
des Pfarreonceurseramens neue Verwicklungen hervorgerufen ®. 
Die Biſchöfe, denen es ſehr ſchmerzlich war, ‚die Errchlichen Ange— 
fegenheiten‘ in Bayern ‚in einer Lage zu willen, welche jeden Tag 
einen ernftlichen Conflict mit der Kirche und ihrem Oberhaupte 
herbeiführen konne‘, richteten deshalb am 20. Februar 1852 eine 
neue DVorftellung an König Mar I. Mittels Minifterial- 


ı Die Antwort des Papites vom 20. Febr. 1851 bei Ginzel ©. 2267. 
? Ginzel, ©. 229 ff. Das Recht, ©. 400 ff. 

3 Ginzel, ©. 232. Das Redt, S. 410 ff. 
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-referiptes vom 8. April wurde ihnen die königliche Entichließung ! 
vom 30. März mitgetheilt. Sie hält den falſchen Standpunkt 
feſt, berüclichtigt aber in einigen Punkten die Forderungen der 
Denkſchrift. ‚Ber Auslegung und Anwendung mehrdeutiger' und 
zweifelhafter Stellen des II. Edictes, heißt es u. A., ift jene 
Snterpretation anzunehmen, welche mit den Beltimmungen des 
Concordates übereinſtimmend it oder ſich denſelben annähert.‘ 
Das ‚oberhoheitlihe Schutz- und Aufſichtsrecht‘ ſoll „ortbeſtehen, 
jedoch niemals ſo ausgeübt werden, daß die Biſchöfe in der ihnen 
vermöge ihres Amtes zuſtehenden Verwaltung rein kirchlicher An— 
gelegenheiten behindert werden, inſofern hierbei nicht beſtehende 
verfaſſungsmäßige Beſtimmungen zu beobachten kommen‘. Das 
Placet‘ wird beibehalten, aber ‚für Jubiläums- und Ablaßver— 
fündigungen‘ und ‚für die Faſtenpatente bis auf Weiteres im 
voraus ertheilt‘; bei ‚allen andern Erlaſſen und Ausjchreiben der 
geistlichen Behörden, bei welchen die vorherige fünigliche Geneh— 
migung bisher erforderlich gewelen‘, it dieſelbe ‚auch fernerhin 
nothwendig‘. ‚Die Erkenntniſſe der geiftlichen Gerichte bedürfen 
der königlichen Beltätigung nicht‘, haben aber ‚nur dann einen 
Einfluß auf Die Staatsbürgerlichen Beziehungen‘, wenn die ‚Ein— 
willigung der Staatsgewalt erholt ft. Der ‚Recurs wegen 
Mißbrauchs der geiftlichen Gewalt‘ au den Staat bleibt geitattet, 
wird aber eingeichränft. Die Belegung der kirchlichen Pfründen 
durch den Bilchof wird ‚von der föniglichen Genehmigung‘ ab— 
hängig gemacht. ‚Geiftlichen‘, welche dem Könige ‚nicht genehm 
jind‘, darf feine Pfründe übertragen werden. Der Bijchof kann 
nur das Kirchenamt übertragen; die ‚Verleihung der Temporalten‘ 
wird als Recht des Königs beanjprucht und verfügt, es mülje ‚bei 
dem Acte der Inſtallation ausgeſprochen werden, daß die Ver: 
leihung der Temporalien vom Könige herrühre. Auf die For: 
derung der Bilchöfe, ihnen die Anordnungen des Gultus, der 
Andachten u. ſ. w. fret zu geben, erwidert die Entſchließung, daß 
das im NM. Edict ‚vorbehaltene Mitwirfungsrecht der weltlichen 
Obrigkeit nur in einer das kirchliche Leben nicht beengenden Weiſe 
gehandhabt werden jolle. Die Borjchriiten über die Sonntags- 
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heiligung jollen genau befolgt werden. ‚Ber Wahl der Kloiter- 
oberen wird von der Abjendung von Commiflarien Umgang ge- 
nommen’, ebenjo ‚von jürmlicher Beltätigung der Vorftände und 
Lehrer an den bijchöflichen Klerikal- und Knabenſeminarien'. 
‚Bei Beſetzung der Lehritellen an den Lyceen ſoll auf die Wünſche 
der Bilchöfe Rücficht genommen‘, und bei ‚Anftellungen von 
Profeſſoren der Theologie an Univerditäten‘ auch ‚ein Gutachten 
des Didcefanbiichofs über den dogmatiichen Standpunkt und den 
hittlihen Wandel der Bittiteller‘ eingeholt werden !. Desgleichen 
bei ‚Aufitellung von Neligionslehrern an andern öffentlichen An— 
jtalten‘. Das Eigenthumsrecht der Kirche ‚an dem Gejammt- 
Cultus-Vermögen‘ wird vom Staate anerkannt, bezüglich der 
Berwaltung diefem aber vorbehalten, ‚das räthlich Scheinende 
anzuordnen‘. 

Dieje Concejfionen, welche den Biſchöfen nebjt einem vor: 
wurfspollen Begleitjchreiben ? des Eultusminifters zugeltellt wurden, 
fonnten Ddiejelben feineswegs befriedigen. Wenn aud) einige 
Härten früherer Beitimmungen entfernt oder gemildert waren, 
jo hatte das Miniſterium damit feine falſche Auffaſſung bezüglich) 
der Verbindlichfeit des Koncordates nicht aufgegeben, vielmehr 
Diejelbe wieder aufs neue ausgeſprochen. 


Nah Empfang der föniglichen Entſchließung verjtändigten 
ſich die Biſchöfe über eine Antwort ?, welche vom 28. April 1852 
datirt iſt. 

Die Oberhirten ſprechen darin dem König ihren Dank für 
die ‚gewährten Erleichterungen‘ aus, ‚legen aber gegen den Mini— 
fterialerlaß vom 8. April, infofern derjelbe die Rechte der Kirche 
noch nicht genügend anerfenne, Verwahrung ein‘. Sie äußern 
zugleich das ‚Verlangen‘, ‚daß das Verhältniß zwiſchen Goncordat 
und Verfaſſung auf eine beruhigendere Weiſe geordnet werde‘, als 
es durch die angeführte Minifterialverordnung geſchehe, und er: 


' Henner, ©. 149. 
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flären schließlich, ‚nach gepflogener reiflicher Erwägung‘ ihre 
weiteren Gutachten und ‚Anträge‘ vor dem föniglichen Throne 
niederzulegen !. | 

Bor Ausarbeitung des dahin bezüglichen Entwurfes über: 
Jandten die einzelnen Bilchöfe dem Münchener Metropoliten nad) 
deſſen Rückkehr von Rom? ihre VBorjchläge und Wüniche. Nach 
Empfang derjelben lud eifach jene Mitbiſchöfe zu einer Ver: 
jammlung nad) Würzburg ein, um ſich über Form und Inhalt 
der Vorftellung an den König zu verjtändigen. Die Zuſammen— 
funft fand im Februar 1855 Itatt?. Wegen eines durch Biſchof 
Hofftätter von Paſſau erhobenen Anjtandes fonnte aber die 
Eingabe erſt um Pfingiten, 15. Mat, dem König überreicht 
werden. Ste enthält eine jehr eingehende Kritif der Miniſterial— 
verordnung vom 8. April 1852. 

Diejes einmüthige und entichtedene Auftreten des Episcopates 
rief eine Mißſtimmung bei König Mar hervor, der jeden Schein 
vermieden haben wollte, als bejtehe zwijchen jeiner Negterung und 
der fatholischen Kirche in Bayern ein geipanntes Verhältniß. 
Sein Unmuth richtete ſich zunächit gegen Erzbiſchof Reiſach oder 
vielmehr gegen deifen Generalvicar Windiichnann , welchem ev 
die Schuld an dem Zerwürfnilie beimaß. Diejes Mißtrauen des 
Königs wurde noch genährt durch eine gewiſſe Partei, welche den 
Monarchen mit Abneigung gegen die Kirchenoberen zu erfüllen 
juchte und fein Mittel verichmähte, um den Erzbilchof bei dem 


ı Auf den Vorwurf des minifteriellen Begleitichreibens (j. S. 93 N. 21, 
daß der ‚Episcopat als Körperjchaft‘, d. h. gemeinschaftlich aufgetreten ſei, 
erwwidern die Bilchöfe: ‚Der lebhaftejte Drang des Gewiljens, die Stimme 
des Oberhauptes der Kirche, die vffenfundigen veligiöjen Bedürfniſſe der Ge- 
genwart, von zwei Hauptmächten Deutjchlands mitten im Sturm der Ereigs 
niſſe durch Gewährung firchlicher Freiheit anerkannt, die gerechte Erwartung 
aller Katholiken, welche mit Spannung auf die Schritte des Episcopates 
ihauen — dies waren die Motive, welche die allerunterthänigit Unterzeich- 
neten unwiderſtehlich trieben, gemeinjchaftlich die Angelegenheiten der Kirche 
zu beraten‘ (Bering, Ardiv, Bd. 8, ©. 401 f.). : 
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Hofe zu verdädtigen. Die Verhandlungen zwiichen leßterem und 
dem Miniſterium über das Seminar in Freifing ! geitalteten die 
Lage noch ſchwieriger. 

- Die fünigliche Regierung konnte die Vorjtellung der Biichöfe 
auf die Dauer nicht ignoriven, und auch König Max wünichte 
eine Verftändigung mit denjelben über die verjchiedenen itrittigen 
Punkte. Er genehmigte deshalb den Vorſchlag des neuen Cul— 
tusmimijters v. Zwehl?, mit einzelnen Bischöfen wegen Ordnung 
der kirchlichen Berhältniife Rüciprache zu nehmen. Auf einer 
Reife in jeine Heimath Vallendar bei Coblenz bejuchte Herr vd. 
Zwehl Bamberg und Würzburg und traf am 10. März 1854 in 
Speyer ein. Hier hatte er eine vertrauliche Beiprechung ? mit 
Biſchof Weis, deren Ergebniß ein befriedigendes war. Der Mi— 
niſter knüpfte hieran ‚die jüße Hoffnung‘, daß es gelingen werde, 
‚eine Regelung der Verhältniſſe zu erzielen, die jo zum Frommen 
der Kirche wie des Staates gereichen mühe‘ Am 20. April 
theilte der Cultusminiſter den Biſchöfen den Entwurf einer fünig- 
lichen Entihliegung auf ihre gemeinfame Borftellung vom 15. 
Mai 1853 nebit einen vertraulichen Schreiben * mit. Doc) jollten 
die gemachten Zugeſtändniſſe nur in dem Falle gewährt werden, 
daß die Biſchöfe ſich damit zufrieden geben und erklären würden, 
von weiteren Forderungen abjtehen zu wollen, Die Beurtheilungen 
des Entwurfes® durch die Biſchöfe fielen meiftens günftig aus. 
‚Der Ton war verjöhnlich und der Würde der Kirche angemeſſen; 
wichtige principielle Zugeftändniffe wurden gemacht und manche 
der objchwebenden Fragen zur Genüge gelöft‘. Auch ‚den Prin— 
cipienfragen hatte das Minijterium die wohlwollendite Würdigung 
zugewandt und fie in einer Weiſe erledigt, die alle Anerkennung 
verdient‘, obſchon allerdings der Fragliche- Entwurf noch manche 


! Siehe Ausführliches im Kapitel über die geiftlichen Studienanftalten. 
” Remling U, 137 ff. 

Remling II, 138 F. 
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»Remling II, 140. 


96 Kap. 5. Die Biihöfe u. der Entwurf der fgl. Entſchließung. 


Beltimmungen enthielt, welche nicht im Einflange mit dem Con: 
cordate jtanden !. 

lm die Angelegenheit zum Abjchlufle zu bringen, wandten 
ſich die Biſchöfe an Erzbiſchof Reiſach mit dem Erjuchen, die noth— 
wendigen Einleitungen zur Abfaſſung einer gemeinjchaftlichen Ant- 
wort an den König zu treffen. Der Erzbifchof fragte vorher 
beim apoftolischen Stuhl an, ob die Biſchöfe auf das Anerbieten 
der Regierung eingehen fünnten, und erhielt eine ihm mündlich er- 
öffnete Billigung, Falls die Erklärung jo abgefaßt werde, daß ſie 
den Rechten der Kirche nichts vergebe ?. Nach diejer Inſtruction 
ließ der Erzbiſchof eine Erklärung entwerfen, welche mit fleinen 
Aenderungen den Beifall des Episcopates fand. Nur der Bilchof 
von Regensburg, Valentin Riedl, trug Bedenken, das Actenſtück 
zu unterzeichnen ?. Hiedurch gertethen die Berhandlungen zum 
großen Mißvergnügen des Königs wieder ins Stoden. Um jie 
zu Ende zu bringen, lud Erzbiſchof Reiſach, welcher yeue Anwei— 
jungen von Nom erbeten hatte, die Bijchöfe zu einer Gonferenz 
nach Augsburg. Hier wurde am 25. Juli das Antwortichreiben * 
an den König angenommen und unterzeichnet. Die Biſchöfe 
ſprachen darin ihren Danf für die gemachten Zugeſtändniſſe aus, 
wahrten aber die Rechte der Kirche, indem ſie ‚zugleich die hie— 
durch neu belebte Hoffnung ausdrüden, daß auch die Bereinigung 
aller anderen Punkte des Concordates, welche bisher ihre Erledi- 
gung nicht gefunden hätten, durch die Gerechtigkeit und Pietät 
des Königs noch erzielt würde. Am 9. Oftober wurde den Bi: 
\höfen die ihnen bereits im Entwurf mitgethetlte königliche Ent— 
\hließung ? auf ihre Dentichrift vom 15. Mat 1853 durch das 
Miniſterium zugeftellt. in Begleitjchreiben ® des Heren v. Zwehl 


' Schreiben des Bild. v. Dettl von Eichſtätt an Biſch. Weis bei 
NRemling II, 140. 

’ NRemling IL 141. 
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enthält „die Erklärung, ‚daß die ertheilten Zugeitändnifie das 
Aeußerſte ſeien, wozu jich die Staatsregierung, in Wahrung ihrer 
verfaflungsmäßigen und concordatsmäßigen (!) Rechte verstehen 
fünne und werde‘. 

Mit diefer königlichen Entichließung, welche amtlich nie— 
mals veröffentliht worden tit, waren wenigſtens die jactiichen 
Zuftände gebejjert, wenn auc die Nechtsforderungen des Epis- 
copates nicht vollitändig erfüllt wurden. Am 18. Oktober trat 
Erzbiichof Reiſach mit Biſchof Stahl von Würzburg eine Reiſe 
nah Rom an, um dem heiligen Stuhl Bericht zu eritatten. Der 
heilige Vater lobte den Eifer der Biſchöfe und Sprach zugleich die 
Hoffnung aus, daß das Concordat vollfommen umd in allen feinen 
Theilen, bejonders bezüglich der Dotation der Bisthümer in liegen- 
den Gründen und der Knabenjeminarien, in Ausführung gebracht 
würde. Ein Schreiben ! des Nuntius in München vom 4. uni 
1855 theilte dies im Auftrage des Papſtes den Biichöfen mit. 


Noch ehe diefes Schreiben in den Händen der Bilchöfe ſich 
befand, war ihr Führer feiner Wirkſamkeit in Bayern entrifjen 
worden. Das entichtedene Eintreten Reiſachs für die concordats- 
mäßigen Rechte der Kirche zog ihm die Abneigung des Dofes zu, 
welche in noc höherem Mabe feinen tüchtigen Generalvicar Win- 
diihmann traf. Hauptſächlich um Letzteren von den Firchenpoli: 
tiſchen Gejchäften zu entfernen, wünſchte König Max eine Ber: 
jegung des Erzbiichofes ?. Sein Plan, einen Tauſch zwijchen ihm 
und Erzbiichof Geiſſel von Köln herbeizuführen, mißlang. Der 
Kölner Oberhirte jah ſich außer Stand, auf den ihm durch Cul— 
tusminifter v. Zwehl in einer Unterredung am 19. März 1854 
gemachten Vorſchlag einzugehen, was er in einer ausführlichen 
Denkihrift? an den König Mar II. vom 20. April eingehend 
begründete. Die in diefer Schrift ausgeiprodhene Hoffnung, der 


'Remling U, 143. 
° Strodl, F. Windiſchmann, ©. 10. 21. 25. 
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—Brüück⸗Kißling, Gejch. der kath. Kirche im 19%, Jahrh. III, ?, Aufl. { 


98 Rap. 5. Erzbiſchof Reiſach Cardinal. 


König werde ‚einem ſo hervorragenden Biſchof, einem ſo wür— 
digen Edelmanne und einem ſo milden und liebenswürdigen 
Manne in Berückſichtigung des Amtes und der Stellung, die den— 
ſelben wohl zu manchem verpflichtet haben mochten, was nur miß— 
verſtändlich als perſönlicher Widerſtand gegen die Autorität der 
Krone und den König ſei ausgelegt worden, die königliche Gunſt 
nicht ferner vorenthalten‘, ging leider nicht in Erfüllung. * Mit allem 
Eifer betrieb nun die bayerische Regierung die Aufnahme Reifachs 
in das Gardinalscollegium. Papſt Bius IX., welcher ſchon Früher, 
aber vergebens ?, dem verdienjtvollen Kirchenoberen den Purpur 
angeboten hatte, gab dem Drängen des Meünchener Hofes nach 
und berief am 17. Dezember 1855 Erzbiſchof Reiſach als Car— 
dinal nah Rom. Er leiftete der Aufforderung des Heiligen 
Baters bereitwillig Folge und nahm feine Wohnung in der ewigen 
Stadt. Der Papſt würdigte Reiſach feines vollen Vertrauens 
und übertrug ihm bald die wichtigiten Geſchäfte, wozu er fich 
wegen jeiner Sprachgewandtheit, feiner Gefchäftserfahrung und 
jeinev ausgedehnten Kenntniſſe in der Theologie und im cano- 
niſchen Recht vortrefflich eignete. Für die katholiſche Kirche in 
Bayern aber war jein Weggang ein großer Verluſt. Als Erz: 
biichof von München wurde der bisherige Abt von Mtetten, Gre— 
gorius Scherr, ernannt, welcher den Dompropft v. Brand zum 
Generalvicar annahm. 


Durch die fönigliche Entſchließung vom 9. Oftober 1854 
wurde in Bayern ein leidliches Berhältniß zwiſchen der Regierung 
nnd den Biſchöfen angebahnt. Doch fehlte es auch jetzt nicht an 
Urſachen zu gerechten Klagen. Der Cultusminijter v. Zwehl war 
perjönlich der katholiſchen Kirche zwar nicht feindjelig, nahm aber 
zu große Rückſicht auf gewiſſe irrige Anſchauungen und Vorein— 


"Wie der Katholik, Jahrg. 1847 Nr. 114 mittheilt, trat die Regierung 
ihon 1847 mit dem öſterreichiſchen Miniſterium in Verhandlung wegen der 
Ernennung Reifahs zum Goadjutor des greifen Erzbiihofs von Erlau, 
Ladislaus Pyrker (F 8. Oft. 1847). 
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genommenheiten des Königs Marimilian I. und auf die am 
Hofe nicht unvermögende antikirchliche Liberale Partei; dadurch 
gerieth er in manche Gonflicte mit den kirchlichen Behörden, wie 
die Berhandlungen über die Freifinger Seminariumsfrage be- 
mweifen. Sehr ungünftig geftalteten ſich die Schulverhältniffe, ſo— 
wohl bezüglich der Volksſchulen wie der Mittelichulen. Die 
bayerischen Bilchöfe, welche vom 18. bis 20. Juli 1864 in Bam- 
berg eine Conferenz abhielten, führten in einer Voritellung an 
den König Klage über die Zuftände in den Volksichulen und be- 
ſchwerten ji) im folgenden Jahre über die Ertheilung des Ge- 
ihichtsunterrichtes in den höheren Schulen, beides leider ohne 
Erfolg. 

Nach der Verſetzung des Herrn dv. Zwehl als NRegierungs- 
präjident nad) Bayreuth übernahm Koh am 1. Auguft 1864 
das Eultusminiftertum. König Mar II. hatte am 10. März 
1864 das Zeitliche gejegnet und jeinen Sohn Ludwig I. zum 
Nachfolger. 

Der jugendliche König war eine ideal angelegte Natur, 
kunſtſinnig wie jein Großvater, König Ludwig L., wiſſenſchaftlich 
gebildet, leutjelig und in jeiner Frühzeit der katholiſchen Religion 
treu ergeben. Seine Regierung hätte für Bayern, deſſen Be: 
wohner mit inniger Liebe ihrem neuen Herricher zugethan waren, 
jegensreich werden fünnen, wenn er, von guten Rathgebern geleitet 
und auf fein treues Volk gejtügt, dem unfirchlichen falſchen Li— 
beralismus, welcher jchon damals den ‘Plan verfolgte, Bayern 
jeines fatholiichen Characters nah und nad) zu entkleiden, ener— 
gilch entgegengetreten wäre. Zum Unglück für das Yand erfüllte 
Ludwig II. die auf ihn gejeßten Hoffnungen nicht. Zu jehr von 
jeinev Phantaſie beherricht, erwies er ſich für das practiſche Yeben 
nicht brauchbar, mied gefliffentlich das öffentliche Auftreten, ver: 
ichwendete große Summen für jeine meilt unnügen Prachtbauten 
und gab ſich mit Hintanſetzung jeiner Regentenpflichten ganz 
jeinen Liebhabereien hin. Auf diefe Weiſe fan troß der bei jeder 
Gelegenheit vom König zur Schau getragenen hohen Meinung 
von feinen £öniglichen Rechten, die Negierungsgewalt in die Hände 


von Männern, welche dein preußiichen Intereſſe mehr oder weniger 
7* 
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zugethan, in diefem Sinne thätig waren, und biebei von den 
liberalen Wortführern im Gegenjaße zum König und der im— 
menjen Mehrheit der Bewohner des Landes fräftig unterjtüßt 
wurden !. 

Die furze Zeit, welche Herr von Koch als Gultusminifter 
regierte, war rei an Eingriffen der Regierung in die Rechte 
der fatholiichen Kirche, wie ihr Benehmen in der Speyerer Se— 
minariumöfrage, in Schulſachen u. ſ. w. Deutlich beweijen ?. 
Noch feindjeliger trat der Nachfolger Kochs (F im Februar 1866) 
Gultusminiter dv. Grejjer, der aus einer untergeordneten Stel— 
lung plößlich auf dieſen Poſten erhoben war, gegen die Fatholtiche 
Kirche auf. Ein Hauptobject des Kampfes bildete die Schulfrage, 
bei welcher die firchenfeindliche Gelinnung des Herrn von Greſſer 
und jein mehr als vückfichtslojes Benehmen gegen die Geiſtlichen 
jehr deutlich hervortraten. Auch die Berfolgung der Jeſuiten in 
Regensburg liefert eine Jluftration zur Stellung des Minifters 
gegen die katholiſche Kirche. König Ludwig II. lebte ganz jeinen 
phantaftiichen Anjchauungen und Plänen und ließ die Kirchen: 
feinde ruhig gewähren. 

Das Fatholiiche bayeriſche Volk nahm die Anfeindungen der 
Regierung gegen jeine Religion nicht ruhig hin. Die Landtags: 
wahlen im Mat 1869 waren die Antwort auf das jchlechte Schul- 
gefeg vom 20. Mat desjelben Jahres. Nach Auflöfung der 
Kammer, in welcher die ſ. g. Patrioten und die Liberalen gleich 
Itarf vertreten waren, fanden im November 1869 die Neuwahlen 
itatt. Es wurden 83 Batrioten und 71 Liberale gewählt. Noch 
vor Eröffnung der Kammer reichte Minifterpräfident Fürſt Chlod— 
wih dv. Hohenlohe?, der mit vollen Segeln der preußiichen 
Hegemonte zuiteuerte und durch jeine berüchtigte Concilsdepejche * 
die Katholiken aufs tiefite verlegt hatte, die Entlaflung des Mi: 


' Eine Cherakteriftif der Regierung Ludwigs 1. j. in ‚Hift.=pol. BL‘ 
Bd. 98, 83 ff., 232 ff. 

* Auch die Anerkennung des Königreichs Italien und damit der Be— 
raubung des Papſtes fennzeichnet den Geift der Regierung. 

Der ſpätere Reichskanzler. 

Sie iſt datirt vom 9. April 1869. 
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niftertums ein. Der König aber nahın diejelbe nicht an und er- 
theilte nur den am meilten verhaßten Miniſtern v. Greſſer und 
Hörmann die nachgefuchte Enthebung von ihren Poſten. Am 
20. Dezember wurde das Gultusminifterium Herrn dv. Lutz über- 
tragen, welcher in ſeiner Feindſchaft gegen die Fatholiiche Kirche 
noch viel weiter ging als alle jeine Vorgänger. Die unbeilvolle 
Thätigkeit dieſes Mannes Fällt in die Zeit des ſ. g. ‚Gultur- 
fampfes‘, an welchem er wacker mithalf. 

Als die Kammer im Januar 1870 in München zufammen- 
trat, gab die Miajorität dem Mlinifterpräfidenten v. Hohenlohe 
ein Miptrauensvotum und verlangte die Aufhebung der mit 
Preußen geſchloſſenen Berträge. Am 7. März erfolgte die Ent: 
lafjung Hohenlohe's und die Ernennung des Grafen Bray zum 
Miniſterpräſidenten. 


Sechſtes Kapitel. 


Die Lage der Kirche in der oberrheiniſchen Kirchenprovinz. Der Aufruhr in Baden 1849. 

Folgen für die katholiſche Kirche. Die Motion Hirſchers in der erſten Kammer 1850. 

Die Mainzer Biſchofswahl. Bilhof v. Ketteler. Die erjte Denkſchrift der oberrheiniihen 

Biihöfe 1851. Der Trauerconflict in Baden. Antwort der Regierungen auf die Dent- 
Ichrift der Biſchöfe. Die zweite biihöflihe Denkſchrift. 

Die kirchenpolitiſchen Zuftände in den fünf Bisthümern der 
oberrheinifchen SKirchenprovinz ! waren im den einzelnen Staaten 
verjchieden. Am erträglichiten hatte ſich die Lage der Kirche in 
den beiden Heſſen gejtaltet; minder erfreulich dagegen in Würt— 
temberg und Naſſau. Am traurigiten jah es im Großherzogthum 
Baden ? aus, wo die Regierung jeit einer Reihe von Jahren alle 
unfirchlichen Beitrebungen begünftigte, den greifen Erzbiſchof von 
Freiburg dagegen in unwürdiger Weije behandelte und ſich allen 
feinen Verſuchen zur Hebung des religiöjen Lebens unter Geift- 
lichen und Laien widerjeßte. 

Dieſe Unterwühlung des ‚Tundamentes des Glaubens und 
des in ihm begründeten allſeitigen Gehorfams‘ mußte naturgemäß 

I Siehe Bd. II, 2. Aufl., S. 102 ff. 

? Bd. II, 2. Aufl., ©. 204 ff. 414 ff. 
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auch ‚die Fundamente des Staates‘ ! zum Wanken bringen. In 
feinem deutichen Lande erzielte die Revolution größere Erfolge wie 
in Baden. Vergebens juchte die Regierung in Karlsruhe die 
Lenker des Aufruhrs durch neue Zugeftändnifle, 3. B. durch Preis- 
gebung der Confeſſionsſchulen, zu befriedigen. Doch war durd) 
diefe Conceſſionen nichts gewonnen. Großherzog Leopold mußte 
am 13. Mai 1849 fein Land verlaffen, dieſes erhielt eine neue 
proviforiiche Negterung. Nun traten die Wirkungen des bisherigen 
falſchen Syſtems deutlich zu Tage. Die Hauptleiter der revolu— 
* tionären Bewegung waren die Günftlinge der Regierung, die 
| firchenfeindlichen Liberalen md die ungehorfamen Geistlichen. 
Dieje führten auch das große Wort in der zweiten Kammer, 
deren Präſident und Vicepräfident ? liberale kath. Geiſtliche waren. 
Das Militär fraternifirte mit den Aufrührern, und die Beamten 
erwiejen ſich ſchwach. Viele derjelben ‚huldigten der proviſoriſchen 
Negterung, nahmen Aemter von ihr an und brachten die Grund- 
läße der Revolution zur Geltung‘ %. Der Erzbifchof dagegen, ‚ob: 
wohl ſtündlich in Todesgefahr, verweigerte der revolutionären Re— 
gierung den Eid‘. Mit ihm bewahrte auch der größte Theil der 
Geiſtlichkeit dem rechtmäßigen Staatsoberhaupte: die Treue. 

Die badischen Staatsmänner konnten jich dieſer Wahrneh— 
mung nicht entziehen, zogen aber nur geringen Nuten aus der: 
jelben. Wohl ſchienen ſie nach) der MWiederherftellung der Ord— 
nung Durch Die preußischen Waffen in andere Bahnen einlenfen zu 
wollen. Sie legten der Abhaltung von Miſſionen durch die Je— 
jutten vorläufig nichts in den Weg und ließen aud dem Erz: 
biichofe mehr Freiheit in Handhabung der kirchlichen Disciplm. 
Auch holten fie öfter als früher den Nath des Kirchenfüriten bei 
Belegung Eirchlicher Stellen ein und Tießen es gejchehen, daß die 
erzbiichöflichen Verordnungen ohne das Placet verfündigt wurden. 
Dieje Sinnesänderung dauerte indeß nicht lange. Die Regierung 


' Schreiben des Erzb. v. Vicari an die bad. Regierung dv. 7. Sept 1849 
(Brüc, Die oberrh. Kirddenprovinz ©. 297 f.) 

’ Maas, Geihichte ©. 258. 

Worte des erzbiich. Hirtenbriefes vom 11. November 1853 (Brüd, 
a.a. 08. ©. 356 f.). 
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warf ſich dem treulojen Liberalismus wieder in die Arme und be- 
gann das alte Bevormundungsigitem gegen die Kirche von neuem 
in Anwendung zu bringen. 

Um die badijchen Staatslenfer von dieſem verhängnißvollen 
Schritte abzuhalten, richtete der Erzbiſchff am 7. September 
1849 ein Schreiben an das Miniſterium, im welchem er ‚die im 
Großherzogthum weithin verbreitete Irreligioſität und die ftets in 
ihrem Gefolge ſich befindende Immoralität‘, die durch das bisherige 
Benehmen der Regierung, durch ‚Lehrer, Journale und Kalender‘ 
gefördert worden jet, als den eigentlichen Grund der jüngiten Ka: 
taftrophe angibt, offen auf die Gefahren hinweist, ‚denen ein Wolf 
jtet3 ausgejeßt jei, wenn es jein wahres Bildungs- und Lebens- 
princip verloren habe‘, und für die Kirche jene Rechte zurücver- 
langt, deren jte bedürfe, ‚um ein fräftiges, freudiges und erfolg: 
reiches Wirken in Baden entfalten zu fünnen. ! 

Die Regierung würdigte den firhlichen Oberhirten trog zweier 
Monitorien, vom 28. Dezember 1849 und 27. September 1850, 
nicht einmal einer Antwort. Diejes Benehmen veranlafte Dom- 
decan vd. Hirſcher, am 5. November in der Situng der eriten 
Kammer an den Mtinifterpräfidenten, Freiheren v. Marichall, die 
Directe Anfrage zu jtellen, ‚bi3 wann man der Regelung des Ber: 
hältniſſes zwijchen Staat und Kirche in Baden auf Grundlage der 
firhlichen Selbititändigfeit mit Beitimmtheit entgegenjehen dürfe‘. 
Die Antwort des Miniſters, durch welche ‚dieje Angelegenheit 
völlig ins Unbeftimmte vertagt wurde‘, veranlaßte Hirjcher, am 
18. November eine Motion einzubringen. Er beantragte, den 
Großherzog in einer Adreſſe zu bitten, ‚die dringenden Bitten, 
welche die katholiſche Kirche des Großherzogthums im Intereſſe 
ihrer Selbſtſtändigkeit und geeigneten Wirkſamkeit ftelle‘, ſchon jet 
‚entweder ‚durch eine Verordnung oder ein proviforiiches Gejet‘ 
zu bewilligen. Vorzüglich verlangte er Abſchaffung des Placet, 
die Anftellung und Disciplinarleitung dev Kirchendiener durch die 


ı Die Fundamente des Staates‘, jehreibt der Erzbiſchof, ‚ind in Baden 
gejunfen, weil das Fundament des Glaubens und des in ihm gegründeten 
allſeitigen Gehorfams gejunfen iſt und unter dem alten Syſteme finfen 
durfte und mußte.‘ 
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Kiche und namentlich die Errichtung von ‚drei bis vier Se- 
minarien im Sinne des Concils don Trient, worin Yünglinge, 
die ſich dem geiftlichen Stande widmen wollen, während ihrer 
Gymnafialitudien erzogen werden jollen‘. Letztere jeien „eine 
Lebensfrage für die fatholiiche Kirche‘, da die Erziehung an den 
ftaatlichen Mittelſchulen ‚die Zahl der Theologie Studirenden jo 
gemindert habe, daß gegen 200 Guratitellen unbejegt jeien‘. 

Die Motion, welche der Antragfteller ausführlich und mit 
Hinweis auf das Beiſpiel der beiden deutichen Großitaaten, 
Oeſterreich und Preußen, begründete, wurde an eine Commiſſion 
verwiejen, deren Berichterftatter der befannte Staatsrechtslehrer 
Hofrath und Profeſſor Zöpfl war. Die hohe Kammer nahm 
den Commiffionsantrag, der ganz im Sinne Hirichers lautete, 
am 14. Dez. an. Anders geftaltete ſich die Sache in der zweiten 
Kammer. Die Wajorität der Commiſſion Ichlug eine Adreſſe 
im Sinne des abjolutiftiic) bureaufratiichen Staatskirchenthums 
vor, jo daß die von ihr befürworteten, ohnedies verichwindend 
fleinen Zugeſtändniſſe an die fatholiiche Kirche in ein pures 
Nichts ſich auflöften. Hofrath Karl Zell dagegen, dem ſich noch 
zwei andere Mitglieder der Commiſſion anſchloſſen, beantragte An— 
nahme der von der erjten Kammer bejchlojienen Adreſſe, mit 
Ausdehnnng auf die Broteftanten, oder Abänderung der von der 
Ntajorität vorgejchlagenen Adreſſe. Die Verhandlungen fanden 
am 30. Januar 1851 ftatt. Diejelben befunden leider einen 
großen Mangel von Rechts: und Anjtandsgefühl von Seiten 
mancher Abgeordneten. Der Antrag Trefurts, über die Motion 
zur Tagesordnung hinwegzugehen, wurde mit 33 gegen 21 Stimmen 
verworfen, aber auch die Anträge Zells und der Majorität der 
Commiſſion abgelehnt; man beichloß, den Großherzog zu bitten, 
‚Die Staatsregierung zu beauftragen, daß jte mit den Bertretern 
der beiden chriftlichen Kirchen berathe, wie weit unter vollitän- 
digev Wahrung der für das Staatswohl unerläßlichen Hoheits— 
rechte rückſichtlich der Erziehung und Anftellung der Geiftlichen 
und der Disciplinargewalt über diejelben, ſowie rückſichtlich der 
Verwaltung des Kirchenvermögens andere Beltimmungen wün— 
Ihenswerth erjcheinen, welche (einer größeren Selbititändigfeit der 
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Kirche, den Forderungen der Gerechtigkeit mehr entiprechend) jo- 
dann, jo weit fie den Kreis der Gejeggebung berühren, zur ftän- 
diſchen Zuftimmung vorzulegen wären‘.! Cine Aenderung des 
herrichenden Syſtems wurde durch diefe Vorgänge für den Augen: 
bliet nicht herbeigeführt, wohl aber deilen Unhaltbarkeit aufs 
neue officiell ausgejprochen und die Regierung genötbhigt, aus 
ihrer bisherigen Reſerve herauszutreten. Hiezu gab die Ver— 
ſammlung der oberrheiniichen Biſchöfe in Freiburg im Jahre 1857 
den Anitop. 

Ehe wir dieſe Eonferenz und den jich hieran anjchliegenden 
Kirchenconfliet näher daritellen, müſſen wir der Vorgänge in der 
Didcefe Mainz gedenfen. 


Die Ereignifje des Jahres 1848 waren für die Mainzer 
Didcefe von hoher Bedeutung. Bisher herrichte hier das Staats: 
firhenthum, wenn auch deſſen verderbliche Wirkungen nicht in 
dem Maaße wie in den anderen Bisthümern hervortraten. Jetzt 
aber wurde in der alten Metropole Deutichlands das Panier für 
veligiöje Freiheit erhoben. ine hervorragende Stellung in den 
nachfolgenden Kämpfen für die Gerechtjame der Kirche nahm 
Domcapitular Lennig ein, deſſen Verdienfte um die Würzburger 
Biichofsverfammlung bereits erwähnt wurden. Die erſte Frucht 
jeiner Bemühungen war die Gründung des Mainzer Journals, 
für welche er große Geldopfer brachte. Auch als Präfident des 
Piusvereins entfaltete er eine außergewöhnliche Thätigfeit, um das 
Wolf über die Kirchenpolitiichen Fragen aufzuklären und die Be- 
geifterung für die Kirche zu wecken. Sein Werf war vornehmlich 
die im Oktober 1848 in Mainz abgehaltene erſte Generalver- 
ſammlung der fatholifchen Vereine ’, deren Bedeutung Telbit von 
den Gegnern zugeftanden wurde. Biſchof Petrus Leopold Kaifer 
und der größere Theil des Klerus zollten dieſen Beſtrebungen 
vollen Beifall. Doc gab es eine Anzahl verfehrter Geilter unter 

> Maas, Geſch. d. fath. Kirche in Baden, S. 229. 

2 ©, May, Geſch. der Generafveriammlungen ©. 27 ff. 
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dem Klerus, welche das Heil der Kirche von der Einführung j. g. 
Reformen erhofften, unter welchen fie aud die Aufhebung des 
Cölibates und die Abjtellung ‚veralteter‘ Gebräuche verjtanden. 
Die falſchen Reformer, zu deren Freunden und Gejinnungäge- 
nojlen Mitglieder des Domcapitels zählten, waren ſchon im Früh: 
jahr 1848 mit ihren Neformplänen hervorgetreten. Biſchof Kater 
aber erftictte die Flamme, ehe fie recht zum Ausbruch gekommen 
war. Doch glomm das Teuer unter der Aiche, um nach dem 
Tode des Bilchofs, 30. Dezember 1848, wieder aufs neue aus- 
zubrechen. 

Die Wahl! eines Nachfolger fand am 22. Febr. 1849 
Itatt. Sie fiel auf den Profeſſor der Theologie an der Landes: 
univeriität, Leopold Schmid, dem vier Domhberren ihre Stimmen 
gegeben hatten. Der Gewählte war wohl ein unbejcholtener 
Prieſter, aber in jeinen philojophiichen und theologiichen Anfichten 
höchſt unklar, in ſeiner Stellung zu den außerfirchlichen Reli— 
gionsgenoſſenſchaften nichts weniger als corredt. Ein Mann von 
jolchen, an Indifferentismus hart anftreifenden Anichauungen war 
der damaligen heſſiſchen Regierung für den erledigten Biſchofsſtuhl 
von Mainz erwünfchter, als ein Geiftlicher von echt Firchlichen, 
oder wie man ſich ausdrüdte, ultramontanen Grundjäßen. Dies 
ward auch dem Domcapitel jehr deutlich zu verftehen gegeben. 
Die Majorität desjelben folgte um jo lieber dem Winfe von 
Oben, als fie theilweije in denjelben falſchen Ideen wie Schmid 
befangen, theil3 durch die ſ. g. Neformfreunde beeinflußt war, welche 
in dem neuen Bilchofscandidaten das Werkeug zur Ausführung 
ihrer Pläne gefunden zu haben wähnten. Auch perjönliche Ab— 
neigung gegen die Vertreter des ‚Ultramontantsmus: war nicht 
ohne Einfluß auf die Stimmenabgabe der Wähler Schmids. 

Um deſſen Anerkennung bei dem heiligen Stuhl zu erlangen, 
Jandten fie einen jehr characteriftiichen Wahlberiht an den Papſt, 
in welchem ste u. A. den Gewählten an Tiefe der Speculation und 


Brück, U. 5. Lennig, ©. 131. Pfülf, Biſchof dv. Ketteler I, 
2025. Vgl. die irrige tendenziöje Darftelung bei Schröder, Leopold 
Schmids Leben und Denken. Lpzg. 1871. ©. 68 ff. 
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Klarheit ın Behandlung der Ichwierigiten Fragen dem hl. Thomas 
von Aquin ! gleichitellen. Pius IX., vom wirklichen Sachverhalt 
genau unterrichtet, konnte die erbetene Bejtätigung der Mahl 
nicht ertheilen. Um aber den Gemwählten zu jchonen, ließ er ihn 
wiederholt zur freiwilligen Verzichtleiſtung auffordern. Schmid 
aber hielt an jeinem vermeintlichen Nechte zähe feit und verlangte 
den Informativproceß, deſſen Nothwendigfeit jeine Anhänger mit 
gänzlicher Berfennung des Kirchenrechtes und des Zweckes dieſes 
Proceſſes in befonderen Brojchüren nachzuweiſen fuchten. 

Nach Fruchtlojer Anwendung aller Mittel der Güte verwarf 
endlicd) der Papit am 7. Dezember 1849 die Wahl Schmids, ae: 
ftattete aber aus bejonderer Gnade dem Domcapitel eine Neu- 
wahl und ſprach zugleich die Hoffnung aus, daß die Domhberren 
jet eine beifere Wahl treffen würden, ‚bejonders da fie ja aus 
ihrem eigenen Gremium eine jolche Wahl vornehmen fünnten‘. ? 
Hiermit hatte der heilige Vater deutlich auf Lennig hingewiefen. 
Die Wähler Schmids blieben aber hartnädig, weigerten ich, die 
Neuwahl vorzunehmen, und jeßten die Agitationen zu Gunſten 
ihres Gandidaten fort. Die Verwirrung in der Diöceſe ward 
täglid) größer. Klerus und Bolf wurden in den Streit ver- 
flochten. Adreſſen an ‚das biichöfliche Ordinartat‘ und Volksver— 
jammlungen zu Gunften Schmids, bei welchen Juden und Ron: 
geaner ein Haupteontingent ftellten, jollten die ſchließliche Aner— 
fennung desjelben erzwingen. Die friedlichen Verſuche im Dom: 
capitel jcheiterten am Starrfinn der Majorität. Die Aufregung 
erreichte zulegt einen ſolchen Grad, daß die Regierung ſich ver 
anlaßt jah, zwei Minifterialräthe ? nach Mainz zu jenden, um 
eine Verftändigung unter den Domberren herbeizuführen. Ihre 
Stimme jand bei der Majorität, mit Ausnahme des faſt unzus 
rehnungsfähigen Domcapitularen Fell, mehr Gehör als die Er— 
mahnung des Papſtes. Nach einigen Verhandlungen wurde 
eine Einigung erzielt. Das Domcapitel enthielt ſich einer Neu— 


! Brüd,a.a. ©. ©. 134. 
2 Brüd, a. a. ©. 139. 
’ Creve und Rieffel. 


108 Kap. 6. W. E. Frhr. dv. Ketteler, Biihof v. Mainz. 


wahl und machte dem heiligen Vater drei Gandidaten, welche 
jämmtlich nicht dem Bisthum Mainz angehörten, namhaft, damit 
der Bapit aus ihnen den fünftigen Biſchof auswähle. Das 
Schreiben des Domcapitels gelangte am 15. März 1850 in die 
Hände des Papftes, und noch an demfelben Tage ernannte Pius IX. 
den Bropit von St. Hedwig in Berlin, Wilhelm Emmanuel, 
Freiherrn von Ketteler!, zum Bilchof von Vtainz. Damit war 
der Streit, bei weldem die Schwäche und Gharacterlofigfeit 
mancher Geiſter offenkundig geworden war, beendigt, aber die 
Ruhe noch nicht vollftändig hergeitellt. Am 25. Juli 1850 fand 
die Gonfecration und Inthroniſation des neuen Biſchofes in der 
Domfirche zu Mainz ftatt. Der greife Metropolit von Freiburg, 
Hermann von Bicari, vollzog dieſelbe. 

Bon einer altadeligen katholiſchen Familie Weitfalens ab- 
itammend hatte Freiherr dv. Stetteler ſich zuerjt den juriftiichen 
Studien gewidmet und befleidete nach deren Bollendung ein Amt 
im Staatsdienfte. Später entichted er fich für den geiftlichen 
Stand, hörte theologische Vorleſungen in München und empfing 
1544 zu Münfter in Weitfalen die Briefterweihe. Er wirkte 
zuerſt als Kaplan und erhielt hierauf die Pfarrei Hopften. Im 
Jahre 1848 wurde er in das Frankfurter Parlament gewählt, 
wo er für die Nechte der Kirche und der Krone mannhaft ein= 
trat und bejonders durch feine meifterhafte Nede am Grabe des 
ermordeten Fürften von Lichnowsfy die allgemeine Aufmerkſamkeit 
auf ſich zog. Selbſt die Liberalen, gegen welche dieſe Rede vor: 


nehmlich gerichtet war, konnten deren gewaltigen Eindrud auf die 


Zuhörer nicht in Abrede ftellen. Bon dem damaligen Dome 
pfarrer Joſeph Nickel eingeladen, hielt dv. Ketteler ſechs Pre— 
digten über die großen joctalen Fragen im Dom zu Mainz, deren 
gediegener Anhalt verbunden mit der impofanten Erjcheinung des 
Predigers den tiefften Eindruc machte. Klerus und Volk ſtimm— 
ten in der Beurtheilung des großen SKanzelredners vollitändig 


' Außer ihm waren noch die Domherren Förjter v. Breslau (fpäter 
Fürſtbiſchof) und Dehler dv. Rottenburg in Vorſchlag gebracht worden, 
Pfülf, Biſch. v. Ketteler I, 2075. 
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überein, und Biſchof Kaiſer, Schon den Keim des Todes in ſich 
tragend, unternahm. jene legte Ausfahrt, um dem Nedner per: 
ſönlich ſeinen Dank auszuſprechen. 

Mit unermüdlicher Arbeitskraft und großen geiſtigen Fähig— 
keiten ausgerüſtet, begann der neue Oberhirt bald nach Beſitznahme 
des Bisthums ſeines hohen Amtes zu walten. Hiebei bediente er 
jich des Rathes einiger tüchtigen Geiftlichen, insbejondere Lennigs, 
deſſen Verdienſte um die Diöceſe er bei vielen Gelegenheiten öf— 
fentlih anerkannte. Ein Fortichritt zum Beſſeren hatte bereits 
begonnen; aber es bedurfte noch der weiſen und Fräftigen Leitung 
eines mit.der nöthigen Autorität ausgerüfteten Führers, um die 
Keime des Guten zur vollen Entwidelung zu bringen. Das 
Hauptbejtreben des neuen Biſchofs war die geiftige Erneuerung 
der Geiftlichfeitt und des Volkes nach der ihm vom Papſt Bius IX. 
gegebenen Anleitung. Er ließ Volksmiſſionen abhalten, führte 
religiöje Vereine, bejonders die Herz-Marien-Bruderſchaft ei, 
veranstaltete jährliche Brieitererercitien, verwaltete in jeiner Cathe— 
drale und bei Yirmungsreifen mit unermüdeten Eifer das ‘Pre: 
digtamt. Nicht allein für das fleine Bistum Mainz, jondern 
für das ganze fatholische Deutjchland hat er durch jein Wort umd 
jeine Schriften, zumal durch feine ſocialpolitiſchen Arbeiten, eine 
reichgejegnete Thätigkeit fast drei Jahrzehnte hindurch entfaltet. 
Eines jeiner Hauptverdienſte ijt die Wiedereröffnung der philo- 
jophiich-theologischen Lehranitalt im biichöflichen Seminar !, wo— 
von an einer anderen Stelle ausführlich gehandelt werden joll. 


Menden wir nun unſere Blicke wieder der oberrheinijchen 
Kirhenprovinz zu. Nach den Beltimmungen dev Würzburger 
Biſchofsverſammlung berief Erzbiſchof v. Bicari im Frühjahre 1851 
jeine Suffragane nad Freiburg, um die firhlichen Angelegenheiten, 
insbefondere das Verhältniß der Kirche zur Staatögewalt, nad) 
den Grundjägen des Nechtes und den Beſtimmungened der Verträge 
a den en Regierungen und Rom zu ordnen. Der 


’ Siehe, Bd. 2°, ©. 431ff. 
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apoftoliiche Stuhl hatte ſchon am 25. Juli 1850 mittels Breve 
hiezu die Erlaubnig gegeben und zugleich) die Punkte bezeichnet, 
welche Hauptgegenftände der Berathungen jein jollten. Das Re: 
jultat der VBerfammlung war die aus der Feder des Legations- 
vathes Moriz Lieber gefloſſene Denkſchrift, welche im März 
1851 den verbündeten Regierungen zugeſandt wurde. Die Bi: 
ichöfe verlangen in derjelben ‚das Recht, erſtens ihre Prieſter zu 
erziehen und frei anzuftellen, über Priefter und Laien die Firch- 
liche Disciplin zu handhaben, zweitens katholiſche Schulen zu 
beiigen und zu errichten, drittens das religiöje Leben zu leiten, 
namentlich) auch die zu deſſen Pflege dienenden Inſtitute und Ge— 
noſſenſchaften zu errichten und zu bejißen, und viertens das der 
fatholischen Kirche gehörige, durch den weſtfäliſchen Frieden und 
um Reichsdeputations-Hauptſchluß ausdrücklich garantırte Vermögen 
auch jelbit verwalten zu dürfen‘. 

Die Regierungen zögerten mit ihrer Antwort auf die bijchüf: 
lichen Forderungen. Erſt im Februar 1852 traten ihre Abge: 
ordneten unter dem Borjiße des Staatsraths v. Stengel in Karls: 
ruhe zufammen, fonnten aber wegen Mangel an njtructionen 
feinen Beſchluß fallen. Um diejelbe Zeit berief der Metropolit 
jeine Suffragane nad) Freiburg. Sie richteten am 10. Februar 
ein Monitorium an die Regierungen und verlangten von neuem 
‚Die Abſchaffung eines ganz principienhaft aufgeitellten Syſtems, 
deſſen reelle und conjequente Handhabung den vollitändigen Ruin 
der Kirche in der Provinz herbeiführen müßte und würde‘. 


Eine Epifode in diefem kirchlichen Streite bildet der ſ. g. 
Irauerconflict ? in Baden, deſſen wir kurz gedenfen müſſen. 

Am 24. April 1852 ſchied Großherzog Yeopold aus dieſer 
Zeitlichfeit. Das Staatsminiſterium ordnete eine Trauerfeier— 
lichkeit an und verlangte die Feier eines Seelenamtes in allen 
fatholiichen Pfarreien, welches am 10. Mai abgehalten werden 


' Freiburg 1851. 
° Brüd, Die oberrhein. Kirchenprov., ©. 306 ff. Maas, Geichichte 
u. }. w. ©. 226 ff. 
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jollte. Dieſe Forderung verſtieß gegen die Grundſätze der fatho- 
liſchen Kirche und die ausdrücklichen, noch von Gregor XVI. neu 
eingejchärjten Verbote des apoſtoliſchen Stuhles, weshalb der Erz— 
biichof die Abhaltung eines Todtenamtes, welches bei den An- 
Ihauungen der Proteſtanten vom heiligen Mteßopfer doch nur den 
Character einer äußerlichen Geremonie gehabt hätte, verweigerte 
und eine bejondere Trauerfeier auf den Abend des 9. Mai vor- 
Ichrieb. Hierauf erließ das Miniſterium, welches mit Berufung 
auf die bejtehende Gewohnheit einen neuen, vergeblichen Verſuch 
gemacht hatte, den Erzbiichof umzuftimmen, am 6. Mat ein 
Circular, in welchem es die von leßterem angeordnete Feier ver: 
warf und den Beamten zugleich einen Wink gab, diejelbe zu ver: 
eiteln. Zu diefem Zwede jollte das Gircular ‚jämmtlichen fatho- 
lichen Pfarrämtern und den Bürgermeifterämtern nöthigenfalls 
durch expreſſe Boten zugeitellt werden‘. ifrige Beamte und 
devote Gemeinderäthe entfalteten großen Eifer, um die Abhaltung 
der Trauerfeier zu verhindern. Einige Bezirksämter verboten den 
‚Großherzoglichen Biarrämtern‘ geradezu die vom Erzbiichof vor: 
gejchriebene Feier. Andere unterjagten den Gebrauch der Gloden. 
Auch die minifterielle und Liberale Preſſe vermehrte die Auf- 
vegung durch ‚Hetzartikels; nur wenige ehrenwerthe Männer führten 
die Vertheidigung des Erzbijchofs. Eigenthümlich war die Er: 
icheinung, daß jeßt ſolche Männer, welche den verjtorbenen Grob: 
herzog aus feinem Lande vertrieben hatten, und ſolche, welche das 
ganze Jahr feine Kirche bejuchten, nun plöglich für die Abhaltung 
eines Seelenamtes ſich ereiferten. Die künſtlich bewirkte Der: 
wirrung erreichte einen hohen Grad. Um die aufgeregten Ge: 
müther zu bejchwichtigen, erließ der Erzbiihof am 9. Mat einen 
Hirtenbrief, in welchem ev die Lehre der Kirche vom heiligen 
Mebopfer klar darlegt und die Gründe aufzählt, weshalb das- 
jelbe für verftorbene Proteftanten nicht dargebracht werden könne. 
Die Verweigerung des Seelenamtes jei weder ein Beweis von 
Lieblofigkeit und noch weniger von Unloyalität, jondern nur eine 
confequente Befolgung der Grundfäge der Kirche, die ‚ihr Heiligites 
gegen jede Profanation zu jchügen ſuche‘ und es nicht zu einer 
‚bloßen, äußerlichen und ceremoniellen Handlung‘ herabmürdigen 


112 Kap. 6. Berhalten des Klerus im ‚Trauerconflicte‘, 


wolle. Dieſes Hirtenjchreiben verfehlte jeinen Zwed nicht ganz. 
Ruhe und Bejonnenheit traten wieder mehr an die Stelle der 
aufgeregten Leidenjchaften. | | 

Erfreuli war dad Benehmen des Klerus, welcher den 
Drohungen der Beamten und dem Gejchrei einer Firchenfeindlichen 
Preſſe gegenüber eine anerfennenswerthe Feitigfeit bewies. Nur 
wenige Pfarrer unterliegen die von ihrem Oberhirten anbefohlene 
Trauerfeier. Noch) geringer war die Zahl jener Geistlichen, welche 
das verlangte Seelenamt abhielten. Am 6. Juli verfügte der 
Erzbiichof, daß die ungehorjamen Seeljorger fünftägige Erereitien 
im erzbiichöflichen Seminar zu St. Peter bei Freiburg unter der 
Leitung des Jeſuitenpaters Roh machen müßten. Gegen diejen 
Befehl direct aufzutreten, wagte das Miniſterium nicht; dagegen 
erklärte es am 4. Auguft die erzbiichöfliche Verordnung wegen 
Mangel des landesherrlichen Placet für unwirkſam und ficherte 
den renitenten Geiftlichen feinen Schuß zu. Doch zogen letztere, 
etwa 60 unter 800 Guratpriejtern, es vor, dem Befehle ihres 
Oberen Folge zu leiften. Der Sturm legte ji) allmählig. Der 
Brinzregent hatte ſchon am 26. Mat dem Erzbiichof für deſſen 
‚wohlmeinende Abjichten‘ gedankt. Der Präfident des Miniſteriums, 
Staatsrath v. Marjchall, der für die fatholiiche Kirche wenig Ver— 
ſtändniß bejaß, erhielt den Abjchied. Der ganze Kampf, jo reich 
an Bitterfeiten für den greifen SKirchenoberen, war für den 
weiteren Gang des Kirchenconflictes überhaupt von großer Bes 
deutung. Er offenbarte deutlich die Gewalt der Kirche über die 
Gewiſſen. 


Gegen Ende des Jahres 1852 traten die Abgeordneten der 
vereinigten Regierungen der oberrheiniſchen Kirchenprovinz, mit 
Ausnahme von Frankfurt und Kurheſſen, in Karlsruhe zuſammen, 
um eine Antwort auf die biſchöfliche Denkſchrift vom März 1851 
zu entwerfen. Sie wurde den Biſchöfen am 5. März 1853 zugeſtellt. 

Die Grundſätze, welche die fürſtlichen Bevollmächtigten leiteten, 
Itanden mit den Grundjäßen, von denen die biichöfliche Denkichrift 
ausging, in Ddirectem Widerſpruch. Die firchlichen Oberen ver: 
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langten vor Allem die Aufgebung der Falichen Principien und 
deren Gonjequenzen; die verbündeten Regierungen dagegen wollten 
nicht näher darauf eingehen, ‚was das bejtehende Necht bejaat‘, 
jondern meinten, ‚e8 dürfte genügen, ins Auge zu fallen, was das 
Wohl des Staates und der Kirche erheiiche. Auf einer jolchen 
Baſis war eine Berftändigung rein unmöglich. Ehe man fragen 
fonnte, welche Zugeltändnifie die beiden Gewalten, Kirche und 
Staat, ſich gegenjeitig machen fünnten, war vor allem eine Ueber— 
einftimmung bezüglich der Rechtöfrage nothwendig. Mit einigen 
Eoncejitonen des Staates, reſp. der Abänderung ſtaatskirchlicher 
Verordnungen wäre bei Feithaltung der falſchen Principien von 
Seiten der Staatögewalt der Kirche nicht gedient geweſen; denn 
es hätte in diefem Falle immer in der Macht der einzelnen Ne: 
gierungen gelegen, unter dem VBorwande des Staatswohles 
ihre Zugeſtändniſſe zu bejchränfen oder zurück zum nehmen. Aber 
wenn auch die Kirchenobern von der Rechtsfrage hätten abjehen 
wollen, fonnten ſie doc) nicht die von den Regierungen ihnen an— 
gebotenen Goncejlionen annehmen, da dieſelben jo unbedeutend 
waren, daß die bejtehenden traurigen Berhältniife faum wären 
gebeifert worden. Eine kurze Aufzeichnung derjelben wird uns 
davon zur Genüge überzeugen. 

Die Biſchöfe beanjpruchten Freiheit für die Befskiiig der 
kirchlichen Aemter, die Abhaltung des Goncurseramens und der 
Prüfungen zum Eintritt ins Seminar und ungehemmte Aus— 
übung der ihnen zuftehenden Disciplinargewalt. Die Regierungen 
(ehnten erftere Forderung ab und wollten die Prüfungen nur 
unter der Bedingung zugeftehen, daß denjelben ein landesherrlicher 
Commiſſar mit dem Nechte der Erelufton beimohne und zwei vom 
Staat ernannte Graminatoren zugezogen würden. Das Zuge— 
ftändniß bezüglich der Disciplinargewalt hoben fie durch ihre 
Aniprüche, einen weltlichen Unterfuchungsrichter dem geiftlichen 
beizugeben, und durch ihre Forderungen bezüglich der Organifation 
der geiftlichen Gerichte und des Necurjes an den Yandesherrn 
u. ſ. w. wieder auf. 

Die Einrichtung von Anabenjeminarien wurde den Biſchöfen 
verweigert, angeblich weil dieſelben in Deutſchland nie practiſch 

Brück-Kißling, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. III, 2. Aufl. 8 


114 Kap. 6. Antwort der Regierungen auf die Denkſchrift von 1851. 


geworden jeien, und Die Kegierungen den hierauf bezüglichen 
Art. 5 der Bulle Ad Dominiei gregis custodiam nicht ange= 
nommen hätten. Bezüglich der Ueberwachung des Religionsunter- 
richtes in den höheren und niederen Schulen, der Einführung der 
Lehrbücher und der Ernennung der Neligionslehrer ward den 
firchlicden Obern nur ein ‚Einfluß‘ zugeltanden. Derjelbe bejtand 
darin, daß Tte bei Einführung neuer Lehrbücher, Anftellung von 
Religionslehrern und Profeſſoren der Theologie ‚gehört‘ werden 
jollten. Auch durften ſie gegen etwaige Verirrungen der letzteren in 
Glaubensjachen der Regierung ‚amtliche Anzeige: machen; dagegen 
war es ihnen nicht gejtattet, mit den Religtonslehrern in Ddirecte 
Relation zu treten, fie zu beitrafen vder abzujegen. Noch weniger 
entgegenfommend waren die Beitimmungen über das Placet. Die 
Regierungen erklärten geradezu, ‚daß fie Ti) durch vorhandene 
päpftliche Anordnungen nicht abhalten laſſen fünnten, jo oft Die 
allgemeine Wohlfahrt des Staates uud insbejondere die Erhaltung 
des confeſſionellen Friedens es erheiſchen ſollte, einzujchreiten und 
das Nöthige zu verordnien‘. Ebenjo behielten fie ſich das Recht 
vor, ‚bei firchlichen Anordnungen in Betreff ‚dev Feier des Eultus 
und zur Weckung, Kräftigung und Entfaltung des firchlichen 
Lebens‘ wie ‚Volksmiſſionen, Proceſſionen, Wallfahrten‘ u. dal. 
‚jederzeit diejenigen Vorkehrungen zu treten, welche durch Rück— 
liht auf das öffentliche Wohl geboten erſchienen‘. Auf dieſe 
Weiſe war der öffentliche Gottesdienſt gleichlam unter polizeiliche 
Aufſicht geitellt. | i 

Die übrigen Punkte betreffen die Errichtung klöſterlicher 
Genoſſenſchaften, die Disciplinargewalt der Biſchöfe gegen Laien, 
die Beitätigung der Domherren durch den Yandesfürjten, die Ein: 
richtung des Oxdinariates und die Ernennung des Generalvicars 
durch den Biſchof, die freie DBerwaltung und Verwendung des 
Kirchenvermögens und die Rechte der Kirche auf die katholiſchen 
Volksſchulen und die gelehrten Anstalten. In allen diefen Punkten 
fommen die Regierungen den Forderungen und Wünſchen der 
Biſchöfe entweder gar nicht oder nur jehr wenig entgegen. Sie 
machen im Widerſpruch mit dem gejeßlichen VBereinsrechte die Grün— 
dung klöſterlicher Genoſſenſchaften, mögen dieje Corporationsrechte 
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befigen oder nicht, von ihrer Genehmigung abhängig, nehmen auch 
für die Zukunft die Beſtätigung der Domherren, ſowie des General— 
vicars in Anſpruch und erfüllen die Forderung bezüglich der Zuſammen— 
ſetzung des Ordinariats nur in ſofern, als fie den Biſchöfen frei 
jtellen, auf ihre Koften ‚Einen oder den Andern zur Aushilfe in 
dem Gejchäftsbereiche de3 Ordinariates beizugeben‘. Sie behalten 
die Berwaltung des Kirchenvermögens wie bisher in ihren Händen 
und wollen den Biſchöfen nur ‚eine Mitaufficht‘ geftatten und 
deren Wünſche ‚thunlichit‘ berücjichtigen. Sie erkennen zwar an, 
‚daB das ganze Schulwelen und namentlich die Volksſchule vom 
Geifte des pofitiven Chriftenthums bejtimmt und durchdrungen 
jein, und eben darum der Kirche auch ein wejentlicher Einfluß 
darauf zujtehen mühe‘, find aber der Meinung, daß diejer Ein- 
fluß den Ffirchlichen Obern jchon durch die Concejfionen bezüglich 
des Neligtonsunterrichtes gelichert jei, und wiederholen nur das 
Verſprechen, daß allen Wünjchen und Erinnerungen der Bijchöfe 
in Bezug auf die religiöjen Verhältniſſe in den Schulen jede ‚nur 
thunliche Berücdfichtigung‘ zu Theil werden folle. 

Bon einer eingehenden Kritik dieſer Zugeſtändniſſe joll hier 
Abitand genommen werden; es darf aber nicht unerwähnt bleiben, 
daß die verbündeten Regierungen den Bilchöfen am Schluſſe er: 
klären, ſie hätten dieje Conceſſionen ‚nach Jorgfältiger Prüfung‘ 
gemacht und jeien, ‚jo weit es möglich exjchten‘, ihren Anträgen 
nachgekommen, und daß ſie daran die Erwartung fnüpfen, jene wür— 
den „dieſes anerfennen‘ und auch ihrerjeitsS ‚zu einem gedeihlichen 
Zuſammenwirken zwijchen Staat und Kirche: beitragen. 

Mit ſolchen Conceſſionen, welche das alte verderbliche Staats- 
firhenthum vollitändig aufrecht hielten, konnten ſich die Biſchöfe 
nicht zufrieden geben, und nach Empfang dev Entjchließungen der 
Regierungen richtete jeder Biſchof für ſich ein Schreiben an jeine 
Regierung, in dem er die Gonceiftonen als ungenügend bezeichnete 
und ſich weitere Schritte vorbehielt. 

Am 6. April 1853 traten, von ihrem Metropoliten berufen, 
die Bilchöfe der oberrheinischen Kicchenprovinz nebſt ihren Landes: 
herrlich nicht beitätigten Generalvicaren in Freiburg zu einer Be— 
rathung zufammen. Sie faßten den Entihluß, ihre Forderungen 
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in einer zweiten Denfchrift noch einmal zu begründen und dann 
erit thatlächlic voranzugehen. Dies theilten fie auch am 12. April 
in einer &oflectiveingabe den rejp. Negierungen mit. Am 13. Sunt 
erichienen die Bilchöfe mit ihren Generalvicaren wieder in reis 
burg, wo am 18. die zweite Denfichrift ! unterzeichnet und den 
Höfen zugefandt wurde. Diejelbe hat nach Form und Inhalt 
hohe Vorzüge. Nach einer furzen Darftellung der ſeit 1803 
wider die katholiſche Kirche in Deutjchland verübten Rechtsver- 
legungen führen die Unterzeichner der Denkſchrift ihre or: 
derungen im Einzelnen an und begründen diejelben kurz und er- 
ihöpfend aus den Dogmen der Kirche und dem pofitiven Rechte, 
bejonders aus den mit dem heiligen Stuhle geſchloſſenen Ver— 
trägen, und weiſen zugleich die Unannehmbarfeit der Zugeſtänd— 
niffe vom 5. März nad). 

Die Denkſchrift jchliegt mit den Worten: ‚In dem Bis- 
herigen haben wir nun die Rechte, Intereſſen und Forderungen 
der Kirche mit pflichtmäßigem Freimuthe erörtert. Es wird 
daraus zur vollen Genüge hervorgehen, daß die Bilchöfe bei ihren 
Sorderungen lediglich bejtimmte, poſitiv begründete Rechte und 
dieſe nur in jo weit geltend machen, als fie dazu durch ftrengite 
licht verbunden find.‘ 

‚Diejen ihren Anfprüchen ſteht weder ein wahres Intereſſe, 
noch ein wirkliches Necht der Staaten und der Regenten im 
Wege, jondern nur ein admintftratives Syitem, welches, in den 
Zeiten der Auflöfung des Reiches unter dem Einfluſſe unkirch— 
licher Meinungen entitanden, allmählich) in der Praris und auch 
in einer Neihe von Negterungsverordnungen, namentlich” in der 
Verordnung vom 30. Januar 1830 ji Geltung verjchaffte. 
Wenn ſonach in mehreren Ländern der oberrheiniichen Kirchen— 
provinz ein tiefgreifender Zwieſpalt zwilchen dem Staate und der 
Kirche beiteht, jo tragen nicht die Biſchöfe die Schuld dieſes 
traurigen Zuftandes. Er iſt vielmehr offenbar die bittere Frucht 
jener verderblichen Marimen, welche es zuläſſig ericheinen ließen, 
daß durch einjettige Negierungsverordnungen den Bilchöfen im 
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dieſer Provinz Grumdjäge und Vorſchriften aufgenöthigt wurden, 
die das Oberhaupt der Kirche beharrlich als ganz unkatholiſch 
verworfen hatte, und deren Verwirklichung eben darum die landes- 
väterliche Ablicht dev Allerhöchiten Souverains, ihre neugewonnenen 
katholiſchen Unterthanen durch eine befriedigende Ordnung ihrer 
kirchlichen Verhältniſſe zu bleibendem Dante zu verpflichten, noth- 
wendig beinträchtigen müßte: 

‚Die Biihöfe juchen und wünjchen noch heute wie von An- 
fang den Frieden und glauben in den vorausgegangenen Er- 
Härungen aufs Neue befundet zu haben, wie jehr ihnen eine 
friedliche Löjung der objchwebenden Differenzen am Herzen liegt. 
Sie jind jedoch außer Stand, ihrer Liebe zu einem einträchtigen 
Verhältniſſe mit den Regierungsbehörden die von ihnen darge— 
legten Ueberzeugungen und Grundſätze irgendwie zum Opfer zu 
bringen. Sie ſind katholiſche Biſchöfe, und als ſolche müſſen ſie 
ſich eben ſo an die Lehre und Verfaſſung der katholiſchen Kirche 
halten, wie ſie ſich als Unterthanen an die Geſetze und Ver— 
faſſung der Staaten, denen fie angehören, zu halten haben und 
gerne halten. Dieje ihre doppelte Stellung tft zu evident gegeben, 
als daß ſie hätte verfannt oder gar beitritten werden dürfen. 
Die Biihöfe haben nie vergeſſen und werden nie vergeſſen, daß 
fie ihren Allergnädigiten Souverains Treue und den Staatögejegen 
den allgemeinen jtaatsbürgerlichen Gehorjam geihworen haben: 
aber diefem Eide fonnten und fönnen jte niemals eine Verbind— 
lichkeit über jene jelbftverftändlichen Grenzen hinaus zugeſtehen, 
welche ihm das Gebot Gottes und der heilige Schwur zieht, mit 
dem die Unterzeichneten, als Bischöfe, ja ſchon als Chriſten dem 
allgemeinen Vater der Chriftenheit und den unantajtbaren Ge- 
jegen ihrer Kirche zur Treue und zum Gehorjame verpflichtet ſind. 
Die menſchlichen Gejege müſſen nad) den göttlichen bemefien, nie 
aber dürfen jene über dieje geftellt werden. Wer das gegentheilige 
Princip ftatuiren wollte, der würde nicht mehr auf dem Boden 
der hriftlichen Religion ftehen. Die Biſchöfe mögen nicht glauben, 
daß fie etwas der Art von Seiten ihrer Allerhöchiten und Höchſten 
Regierungen zu befürchten haben follten. Sie fünnen darum aud) 
nicht denken, daß man ihrem Gewilfen in unerhörter Meile Ge: 
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walt anthun und fie nöthigen wolle, das Heil ihrer unsterblichen 
Seelen um deswillen dahin zu geben, weil man in ihren Terri— 
torien das nicht als vereinbar mit den Rechten des Staates 
leiden will, wejlen die Kirche gemäß der Lehre und den Anord- 
nungen des Sohnes Gottes zu ihrem eigenthümlichen Bejtande 
ichlechterdings bedarf; was ſie in Deutjchland früher unbeftritten 
gehabt hat; was die vertragsmäßigen Bullen Provida solersque 
und Ad Dominiei gregis custodiam unzweideutig ftipuliren; was 
ihr faſt ganz jelbjt in einem Staate der oberrheiniichen Kirchen— 
provinz eingeräumt tft; und was eine folche Fülle innerer Wahr- 
heit und Berechtigung in fich trägt, daß e8 auf die Dauer un— 
möglich bejtritten und vorenthalten werden kann.“ 

‚Nie immer übrigens die fernere Entiwidelung der Sache 
ich geitalten möge: die Biſchöfe werden der Stimme ihres Ge- 
wiſſens umerjchroden folgen, die Zuwerficht auf Gott, das Ver— 
trauen auf die Weisheit und Gerechtigfeitsliebe ihrer Allerhöchiten 
und Höchiten Souveräns unerichütterlich Feithalten und in dem 
Bewußtſein, eine unabmeisbare, heilige Pflicht nach beiter Er— 
kenntniß erfüllt zu haben, ihre Beruhigung und Zufriedenheit 
finden.‘ 

‚Bon ſelbſt veriteht es fi), daß die Biſchöfe ſich bereitwilligit 
allen Vorſchriften und Anordnungen des heiligen Vaters unter: 
werfen werden, falls es die Allerhöchiten und Höchſten Regie- 
rungen für gut finden jollten, dergleichen zu veranlaſſen. Dex 
heilige Vater möge in jeiner Weisheit bejchließen, was er als. 
recht und nothwendig erkennt; die Biſchöfe werden zu gehorchen 
willen, und ſich aufrichtig Freuen, wenn durch ein glücliches Ein- 
vernehmen zwijchen dem apoftolichen Stuhle und den Allerhöchiten 
und Höchſten Regierungen Differenzen zur Löſung gebracht würden, 
deren längerer Fortdauer weder im Intereſſe der Kirche noch des 
Staates liegen kann“ 
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Nah Empfang der zweiten Denfichrift des oberrheiniichen 
Episcopates jtand es noch ganz in der Macht der Regierungen, 
einen Conflict zu vermeiden, deilen Folgen nicht vorauszujehen 
waren, Was die Biihöfe verlangten, war begründet und voll: 
fommen berechtigt. Die Gewährung ihrer Forderungen verlegte 
weder die Würde des Staates, noch die Gerechtiame anderer Ne: 
figionsgenofjenichaften. Die Vertreter des modernen Staatskirchen— 
thums fträubten ſich aber hartnädig gegen jedes Zugeſtändniß an 
die katholische Kirche, deren Oberhirten nach fruchtlojer Anwendung 
aller Mittel der Güte nichts übrig blieb, als die ihmen zuftehenden, 
aber von der Staatsgewalt widerrechtlich verweigerten Nechte in 
Ausführung zu bringen. Damit war der Conflict eröffnet. 

Am 10. Juni 1853 erflärte der Erzbiſchof von Freiburg 
dem katholiſchen Oberfirchenrathe !, ev könne künftig der Regie: 
rung nur die canonifch zuläffige Meitwirkung bei Beſetzungen 
kirchlicher Pfründen zugeſtehen, und ſprach die Erwartung aus, 
daß die Mitglieder diefer Behörde ‚ihr ferneres Verhalten hier: 
nad) regeln würden‘. Auf die ablehnende Erwiderung derjelben 
forderte der kirchliche Oberhirt fie in einem (iebevoll=erniten 
Mahnichreiben noch einmal auf, ‚dem Episcopate gegenüber nicht 
in eine jchismatische Stellung zu treten‘, jondern dem Regenten 
zu erflären, daß fie ‚als Katholiken ihre Hand zur Durchführung 
von Maßregeln nicht bieten könnten, wodurch die Jurisdiction 
der Biſchöfe vernichtet werde‘. Diejes Schreiben beantworteten 
die Oberfirchenräthe am J. Juli mit dem Vorwurfe, der Erz: 
biichof fordere fie ‚zum Ungehorfam gegen die beitehenden Bor: 


! Die Gorrespondenz bei Brück, oberrhein. Kirchenprov. ©. 320 ff. 
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Ichriften auf, und fügten die Erklärung bei, daß fie ungeachtet 
der Androhung von SKirchenftrafen die Landesgejeße in Aus— 
führung bringen würden. Dieſem unwürdigen Verhalten gegen: 
über belehrte der kirchliche Oberhirt die Meitglieder des Ober: 
firchenrathes unter dem 15. Juli, daß es ſich hier nur um 
Rechte handele, welche ‚der in ihrer Autonomie anerkannten Kirche 
zuftünden‘ und ‚durch völferrechtliche Verträge garantirt jeien‘, 
und bedrohte Ddiejelben mit kirchlichen Cenſuren, wenn fie ferner 
noch) ‚Vorjchriften‘ ausführten, welche nach dem Ausjpruche des 
Papſtes ‚dem Dogme der Kirche widerjprechen‘ und dazu bei- 
tragen würden, ‚daß die fatholiiche Kirche protejtantifirt werde‘. 
Der Oberfirchenrath ‚stellte die Entichließung auf den Erlaß vom 
15. Juli der höheren Behörde anheim und hielt es nicht für an: 
gemeſſen, ſolchen ſeinerſeits zu beantworten‘. Dieſe Erklärung 
gab der Director des Collegiums in einem ausführlichen Schreiben 
vom 19. Auguſt dem Generalvicar Buchegger. Der Exszbiſchof 
machte nun einen letzten Verſuch, die Oberkirchenräthe abzuhalten, 
‚Verordnungen zu vollſtrecken, welche die Kirchenverfaſſung zer— 
Itören‘; allein dieſe wiürdigten das desfalliige Schreiben vom 
6. September nicht einmal einer Antwort und fuhren fort, Die 
taatsfirchlichen Verordnungen auszuführen. 


Der Erzbiichof Ichritt num zur That!. Er lieg am 5. Sep- 
tember eine Goncursprüfung und am 11. September die Prü— 
fung zur Aufnahme in das Prieſterſeminar ohne Berjein eines 
Regierungscommillars abhalten. ernannte den Dompräbendaten 
Sulzer zum Mitgliede des erzbiichöflichen Ordinariats und er— 
flärte am 14. September dem Miniſterium, er werde fünftig alle 
Pfarreien bejegen, auf welche fein canoniſches Patronat geltend 
gemacht werden fünne. Sechs Tage jpäter übertrug er dem 
Pfarrer Hensler die Spitalpfarrei in Conftanz. Den Mtit- 
gliedern des Oberfirchenrathes gab er (20. Oktober) noch eine 
Friſt von 14 Tagen ‚zur Reue und Belferung‘. 


' Ueber das Folgende fiehe Brüd, a. a. ©. ©. 323 ff. Maas, Ge- 
ſchichte, ©. 237 ff. 
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Der Berjuc des Miniſteriums, den greifen Oberbirten ein: 
zujchüchtern, mißlang. Am 30. Oktober erichien Staatsrath von 
Stengel in Freiburg und beichied den Erzbiichof und das Dim- 
capitel in das Negierungsgebäude, um dort eine Eröffnung der 
Regierung entgegen zu nehmen. Dieſes Anfinnen wies der 
Kirhenfürft als mit feiner Würde nicht vereinbar zurück und 
berief am 31. Oftober das Domcapitel in jeine Wohnung, wo 
aud) dv. Stengel mit einem Secretär ſich einfand. Der Com: 
miſſär erhob gegen den Erzbiſchof die Beichuldigung des Inge: 
horſams und forderte ihn in einem gebieterifchen Tone auf, feine 
Verfügungen zurüdzunehmen, die Verordnung vom März 1853 
zu befolgen und die Ercommunication gegen die Oberfirchenräthe 
nicht auszujprechen. Er verlangte jofortige Berathung über dieje 
Punkte in jeiner Gegenwart und Aufnahme eines Protocolles 
hierüber, SHiegegen proteftirte Erzbiichof dv. Vicart, welcher dem 
barſchen Auftreten des Regierungscommiſſärs gegenüber eine be- 
wundernswerthe Ruhe bewahrte, und wurde von Domdecan von 
Hirſcher und den übrigen Domberren kräftig unteritügt. Der 
Erzbiichof verlängerte nur die den Mitgliedern des Oberkirchen— 
rathes gegebene Friſt um 14 Tage und ließ Freiherrn dv. Stengel 
mittheilen, er werde jeine Entichliegung dem Miniſterium  divect 
zuſenden. 

Nach gepflogener Berathung mit dem Domcapitel, welches 
am folgenden Tage in einer beſonderen Adreſſe ſeine Ueberein— 
ſtimmung mit dem Oberhirten öffentlich ausſprach und ihn ſeiner 
Unterſtützung verſicherte, richtete Vicari, 5. November, eine Zu— 
ſchrift an das Miniſterium, in welcher ex den ‚harten Vorwurf‘ 
des Ungehorfams zurücdweilt, die Berechtigung dev biihöflichen 
Forderungen und die ſchlimmen Folgen ihrer Verweigerung kurz 
darthut und den Negenten bittet, ‚nach der erhabenen Weisheit 
Sr. Majeftät des Königs von Preußen huldvollit auszufpreden: 
die römiſch-katholiſche Kirche verwaltet und ordnet ihre Angelegen- 
heiten frei und jelbititändig‘. 

Anftatt diefe Bitte zu erfüllen, erließ die Regierung die 
(andesherrliche Verordnung vom 7. November 1853, durch welde 
die amtliche Wirkſamkeit des Erzbiſchofes unter polizeiliche Auf— 


— 
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ficht geftellt wurde. Nach diefer Verordnung durfte ‚feine vom 
Erzbiſchofe jelbjt oder in deſſen Namen erlaſſene Verfügung im 
Sroßherzogthum verkündet oder vollzogen werden‘, wenn jie nicht 
von dem zur ‚Wahrung der Hoheitsrechte‘ beitellten ‚Specialcom- 


miſſär‘ durch deſſen ‚Unterichrift ausdrüdlih zur Ablaſſung 


zugelaſſen jet. Jede ‚Zumiderhandlung‘ wurde nach dem ‚wider 
die Störer der öffentlichen Ruhe am 24. Juli 1852 erlaſſenen, 
von den Ständen aber nicht angenommenen proviſoriſchen Gejeße 
mit Geld oder Gefängniß beitraft. Ein Begleitichreiben des Mi— 
niſteriums begründete diefe ungqualificirbare Maßregel mit der 
von Erzbiſchofe verjuchten ‚eigenmächtigen Durchführung der vom 
Episcopat erhobenen Anſprüche‘ und ſprach die Erwartung aus, 
der Oberhirte werde Schritte zu eimer friedlichen Verftändigung 
thun. Doc) jchten ſich die Regierung von diefem Mittel wenig 
Erfolg zu verjprechen; deshalb juchte ſie den Klerus von jeinem 
Oberhirten zu trennen und die öffentlihe Meinung für ſich zu 
gewinnen. Sie bedrohte die pflichttreuen Geiftlichen mit Polizei— 
itrafen und mit der Temporalienfperre und ſicherte den ‚wegen 
pflichtmäßiger Befolgung der Landesgejeße‘ vom Erzbiichof ver— 
tolgten Geiſtlichen ‚allen in ihrer Macht jtehenden Schuß‘, insbe: 
jondere ‚in der Ausübung ihrer Functionen und im Genuffe 
ihres Pfründeeinkommens‘ zu. ‚Sollte es erforderlich fein‘, To 
werde die Regierung ‚die Schließung der geiftlichen Strafanitalt 
in ©t. Peter anordnen‘. Dieſe offenbare Aufforderung zum Uns 
gehoriam fand jedoch taube Ohren beim Klerus, der mit ver- 
ichwindenden Ausnahmen an feinem Oberhirten treu fejthielt. Der 
muthige PBrieitergreis aber ließ am 9. November den Spectalcom: 
millär, Stadtdirector Burger in Freiburg, unter Androhung der 
Excommunication zur Niederlegung dieſes Amtes auffordern, und 
beießte am 11. November die Pfarreien Unter-Ibach und Donau— 
eichingen. Am folgenden Tage richtete er ein Schreiben an das 
Miniſterium, in dem er deilen tactlojes Benehmen vortrefflich 
characterifirt, die traurigen Folgen der bisherigen jtaatlichen Be— 
vormundung der Kirche ‚in veligiöfer und Sittlicher Beziehung‘ 
hervorhebt und schließlich erklärt, daß der Friede nur ‚durch das 
Aufgeben des Hoheitsrechtes über die fatholische Kirche und ‚die 
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Anerkennung ihrer rechtlichen Eriftenz nad) ihrer eigenthümlichen 
Berfallung‘ wieder heraeitellt werden könne. Als Antwort 
hierauf erjchien die Minifterialverordnung vom 14. November, 
welche die gehäſſigſten Ausdrücde gegen den Erzbiichof enthält und 
die Verordnung vom 7. November neu einichärft. Die erz— 
biſchöflichen Berfügungen wurden caſſirt, und die Geiſtlichen, 
welche zu deren Ausführung mitwirkten, beſtraft. 

Der Muth des greifen Oberhirten blieb ungebrochen. Nach 
nußlojem Verlauf der jejtgejeßten Friſt ſprach er über die Mit— 
glieder des Oberfirchenrathes und über den Specialcommiſſär die 
Greommunication aus und lieg das Urtheil am 15. November 
in Karlsruhe und Freiburg feterlich verfündigen !, 


Der Plan der Regierung, den Klerus zum Ungehorfam 
gegen den Erzbiichof zu verleiten, war an der Treue der Geift- 
lichkeit gejcheitert; ebenjo wenig gelang es ihr, die öffentliche Mei— 
nung zu gewinnen. Das Gebahren der liberalen und minifteriellen 
Preſſe, welche täglich unwahre Gerüchte über den Kirchenconflict 
brachte und die gehälligiten Beichuldigungen wider die Biſchöfe 
erhob, veranlaßte den Erzbiichof am 11. November einen Hirten: 
brief zur Belehrung des Volkes zu erlaſſen. In demjelben erhebt 
er an der Hand unleugbarer Thatſachen gegen die badiiche Ke- 
gierung die Anklage, fie habe jeit einer Reihe von Jahren ſich 
am Lehramte der Kirche vergriffen‘, in ‚Sachen des Gottesdienites‘ 
und der Spendung der heiligen Sacramente ſich gemticht, ‚das 
Regiment der Kirche an ich geriffen‘ und ‚weltlichen Beamten 
überantwortet‘, der ‚heiligen Neligion die Geltung im öffentlichen 
Leben des Volkes vorenthalten‘, den ‚Einfluß des Chriftenthums 
auf den öffentlichen Unterricht, von der katholiſchen Univerſität 
Freiburg an bis zu den Pfarrichulen, gehemmt‘ und die Kirche 
in der ‚Verwaltung des Kirchenvermögens behindert‘. Auf die 
Gegenwart übergehend, führt der Oberhirt den Beweis, daß die 


— Räftle in Freiburg und Kaplan Höll in Karlsruhe, welde 
die Ercommunication verfündigten, wurden mit ſechswöchentlichem Gefängniß 
beſtraft. 
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Regierung, von der Anwendung ‚offener Gewalt‘ vorläufig noch 
abjtehend, ihm alle Mittel zur Bertheidigung der FKirchlichen 
Rechte entziehen, ihn unter die Controle ‚eines untergeordneten 
Boltzeibeamten‘ jtellen und ihn ‚mundtodt machen‘ wolle. Diejer 
‚ Hirtenbrief wurde in Mainz gedrudt, da man troß der ‚ver— 
faſſungsmäßigen Preßfreiheit alle Drudereien mit Beichlag belegt 
hatte‘, und auf geheimem Wege nad) Baden gebradt. Ein erz- 
biichöfliches Gireular an die Decane vom 23. November verordnete 
die Verlefung des Hirtenbriefes unter der Strafe der Suspenſion 
und die Abhaltung bejonderer Betjtunden für Wiederherftellung 
des Friedens, 

Die Regierung war eifrigjt bemüht, die Verfündigung des 
Hirtenbriefes zu verhindern. Strafandrohungen, Hausfuchungen 
durch Die Ortöpolizei, Verlegung des Briefgeheimniſſes, Bewachung 
des Gottesdienftes durch Gensdarmen, Gelditrafen, Einferferung 
11. a. wurden in Anwendung gebracht !. Dies alles aber Fruchtete 
nichts. Während des Monats Dezember fand die VBerlefung des 
Hirtenbriefes in allen Pfarreien, mit ganz wenigen Ausnahmen ?, 
Itatt. Auch die Betjtunden wurden abgehalten. Am 14. De: 
zember bejahl der Erzbiſchof den Pfarrern, ihre Gemeinden mit 
Bezug auf den Hirtenbrief und die biichöfliche Denkſchrift über 
die Forderungen des oberrheintichen Episcopates zu belehren; auch 
dies geihah. Die wenigen ungehorſamen Getitlichen traf die 
wohlverdiente Strafe. 

Die maßloſen Angriffe vegierungsfreundlicher Zeitungen auf 
den Erzbiſchof und die von ihm vertretene Sache blieben nicht 
unerwidert. Auswärtige katholiſche und protejtantiiche Zeitichriften 

und DTagesblätter ſprachen die höchſte Mipbilligung über das 
Benehmen der badtichen Regierung aus und nahmen den edlen 
Kirchenobern gegen die ihm zugefügten Werunglimpfungen und 
Quälereien in Schuß. Da die inländiichen Blätter mehr vder 
weniger von der Regierung abhingen und in deren Sinne den 
Kirchenconflict behandelten, wurden Brojchüren und Flugblätter 


' Beijpiele bei Brüd, ©. 33377. 
’ Siehe Maas, ©. 250. 
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verbreitet, welche den Gegenſtand und die Bedeutung des Streites 
furz darlegten. Bejonderes Aufjehen erregte die Schrift Katho— 
(ifen paßt auf! Die von Seiten der Regierung verbreiteten 
Gegenjchriften, welche den Erzbischof als einen ‚Nebellen‘ bezeich- 
neten, der ‚die Fackel der Zwietracht in das Land werje‘, hatten 
feinen Erfolg. Klerus und Laien hielten an ihrem firchlichen 
Oberen feſt und und richteten zahlreiche Adreſſen an den Re: 
genten, im welchen ſie um ‚Einjtellung der Verfolgung gegen die 
Kirche: baten. Die Stimmung wurde immer ernfter, jo daß die 
Regierung ſich genöthtgt Jah, etwas behutiamer aufzutreten. 

Dies war um jo nothwendiger, als die Vorgänge in der 
Erzdiöcefe Freiburg bereits die Blicke der katholischen Welt auf 
ih) gezogen hattten. An 300 Bilchöfe, jehr viele Domcapitel, 
ahlreiche religidje Vereine des In- und Auslandes, der Curat- 
klerus mehrerer Diöcejen, viele bochgeftellte Berjönlichfeiten 
ſprachen in bejonderen Adreſſen und Zuichriften dem helden— 
müthigen Wertheidiger der firchlichen Gerechtiame ihre Bewun— 
derung und Anerkennung aus. Einzelne Biichöfe erließen Hirten- 
briefe an ihre Bisthumsangehörigen, in welchen ſie unter Dar— 
legung der Verhältniſſe zum Gebete für die bedrängte Kirche in 
Baden aufforderten und zu. diefem Zwecke beiondere Andachten 
anordneten. Auch wurden Sammlungen zur Unterjtügung der von 
der Regierung beitraften Geiftlichen veranitaltet. 

Solche Kundgebungen der fatholijchen Welt erfüllten das 
Herz des ehrwürdigen Kämpfers, welchen das unwürdige Be— 
nehmen des Domcapitularen HDaiz! tief betrübt hatte, mit 
großem Troſte und verliehen ihm neuen Muth zur Fortſetzung 
des Kampfes, deſſen Ende noch nicht abzujehen war. 

Auch der heilige Vater, welchem der Eazbijchof über die 
Vorgänge Bericht eritattet hatte, pries in der Allocution vom 
19. Dezember 1853 deſſen Standhaftigfeit. Nur eine Stelle joll 
hier Plaß finden: ‚Sn diefen Widerwärtigfeiten‘, jagt der heilige 
Vater, ‚hat aber die unbeftegte Stärke und Feſtigkeit ſowohl fait 

' Er hatte fich der Verlegung des Dienjtgeheimnifjes und der ‚Doppel= 


züngigfeit‘ jchuldig gemadt. Siehe Maas, ©. 251. Vgl. die Erflärung 
des Domcapitels in der Allg. Ztg. vom 4. Yan. 1854. 
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der gelammten Geiſtlichkeit als aud der geheiligten Oberhirten 
und hauptjächlich des Erzbilchofes von Freiburg, welcher den übrigen 
durch ſein Beiſpiel voranging, wunderbar aufgeleuchtet. Denn 
diefer, entichlojfen dem Kaiſer zu geben, was des Kaiſers iſt, und 
Gott, was Gottes ift, wurde weder durch Drohungen gebrochen, noch 
durch die Furcht vor Gefahren abgejchredt, die Gerechtiame der 
Kirche und die Pflichten des oberhirtlichen Amtes tapfer zu ver- 
treten. Indem Wir dieſe ausgezeichnete Standhaftigfeit in der 
Berfehtung der Sache der Kirche mit verdienten Lobpreiungen 
erheben, ermahnen Wir Unjern ehrwürdigen Bruder den Erz— 
biichof von Freiburg ſelbſt umd die Genoſſen jeiner Tapferkeit, 
daß fie den Muth nicht ſinken laſſen, ſondern ſich ſtärken in der 
Kraft des Herrn, der da jeiner Kirche verheißen, jederzeit bei ihr 
zu ſein, und der denen, welche den guten Kampf ftreiten, die Krone 
und die Palme bereitet hat. Daß übrigens, was mit dem Völker— 
apoftel die Kirche ſtets gelehrt hat, den höheren Gewalten gehorcht 
werden müſſe, das halten feſt und lehren Wir und mit Uns die 
fatholifchen Bilchöfe; wenn aber gegen die göttlihen Satungen 
und gegen die geheiligten Gerechtſame der Kirche, welche ihr von 
ihrem göttlichen Stifter übergeben, etwas geboten wird, daß man 
dann Gott mehr als den Menschen gehorchen müſſe, das bat 
durch ſein Beiſpiel der Apoftel ſelbſt bejtätigt, und das lehren 
und Ichärfen Wir ein mit den heiligen Hirten der Kirche.‘ Der 
Papſt verficherte auch in einem bejonderen Breve vom 9, Januar 
1854 den Erzbiſchof jeiner Theilnahme und feiner Unterjtüßung. 
Die Gefandten fremder Mächte, namentlich Oeſterreichs, nahmen 
jich ebenfalls des bedrängten Oberhirten fräftig an. 


Mit dem Beginne des Jahres 1854 ſchien eine Wendung 
zum Beſſeren einzutreten. Wie früher, jo richtete auch jet der 
Erzbiſchof ein Gratulationsjchreiben an den Regenten, in dem er, 
ohne des Kirchenconflictes bejonders zu erwähnen, bemerkt, daß 
die Treue gegen Gott, auf welcher die Unterthanentreue berube, 
nur dann im Volke wieder auflebe, wenn die Kirche im Genuſſe 
ihrer Freiheit ihre Wirkſamkeit mit vollfter Kraft dem Volke 
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zumenden fönne‘. Sierauf erfreute der Regent den Erzbiichof am 
3. Januar mit einem Huldvollen Schreiben, in welchem er jeinen 
Entihluß ausjpricht, die Hand dazu zu bieten, um ‚die gegenwär— 
tigen unbeilvollen Zuftände einer friedlichen Löſung zuzuführen‘ 
und durch eine ‚perfönliche Berftändigung‘ mit dem kirchlichen 
Dberen ‚eine definitive Regelung der Hauptfragen anzubahnen, 
einjtweilen aber einen Zuſtand herzuſtellen, welcher deſſen Amts— 
thätigfeit nicht lähme. Da der Erzbiichof durch jein „hohes 
Alter‘ gehindert wurde, perfönlich in der Reſidenz zu erſcheinen, 
ſandte er Biſchof von Ketteler ! als jeinen Bevollmächtigten nad 
Karlsruhe. Der Regent empfing ihn freundlich, wies ihn aber 
wegen der MUnterhandlungen an die Minifter v. Nüdt und 
v. Wechmar. Mit denjelben conferivte der Biſchof am 12. und 13. 
Januar. Am einfachiten wäre der Conflict bejeitigt worden, wenn 
die Regierung durch eine Verordnung die Freiheit der Kirche wie 
in Preußen anerfannt hätte. Auf diefen Vorſchlag gingen jedod) 
die Minifter nicht ein. Der erzbiichöfliche Bevollmächtigte ſchlug 
deshalb vor, einjtweilen ein Interim berzuftellen und die ſchließ— 
liche Entjcheidung einer Vereinbarung mit dem heiligen Stuhle zu 
überlaſſen. Hierauf gingen die Minifter in der Hauptſache ein, 
wichen aber hinfichtlich dev Art und Weile, den Vorſchlag zu ver: 
wirklichen, von dem Biſchofe von Mainz ab. Derielbe verlangte 
Aufhebung der Berordnung vom 7. November 1853 nebjt allen 
Ihren Folgen, Einftellung der Functionen des Oberfirchenrathes, 
in jo fern fie das Kirchenweſen betreffen, proviſoriſche Anerken— 
nung der vom Erzbiichofe ernannten Pfarrer, wogegen diejer feine 
weitere Kirchenſtelle definitiv bejegen werde, und jchleunige An— 
fnüpfung der Verhandlungen mit Nom. Die Negterungsbevoll- 
mächtigten jagten erjtgenanntes zu, wenn der Erzbijchof auch ſeiner— 
jeits die ‚entiprechenden Rückſichten‘ nehme, ftellten es dem erzbiſchöf— 
lichen Ordinariate anheim, mit dem Miniſterium direct anftatt 
mit dem Oberfirchenrath zu verkehren, und verjprachen auch, ‚in 
fürzeiter Friſt‘ Unterhandlungen mit dem apoftoliichen Stuhle 
‚wegen definitiver Negelung ſämmtlicher Streitpunkte‘ anzuknüpfen. 


Pfülf, Biſch. v. Ketteler I, 300 ff. 
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Der Biſchof von Mainz begab ſich nun nach Freiburg, um 
die Enticheidung des Erzbijchofes einzuholen. Derjelbe erwiderte 
am 15. Januar dem Miniſterium, unter welchen Bedingungen er 
auf deſſen Vorichläge eingehen fünne. Insbeſondere verlangte er 
bezüglich des erjten Punktes, daß jowohl ‚die unmittelbaren wie 
die mittelbaren Folgen‘ der Verordnung vom 7. November auf- 
gehoben und demnach die ganz ungejegliche Ausweifung der es 
juiten aus Freiburg ! zurücdgenommen, die wegen VBerfaffung und 
Berbreitung kirchlicher Schriften verhängten Strafen nachgelaifen, 
der inländiichen Preſſe die gejeßliche Freiheit, kirchliche Fragen 
zu erörtern, gelaflen und das DBerbot firchenfreundlicher auslän- 
dDiichev Zeitungen aufgehoben werden müſſe. Die entiprechenden 
Nücfichten werde er nehmen, ‚jo weit es immerhin feine ober: 
hirtlichen Pflichten gejtatteten‘, ‚namentlich wolle er die über die 
Oberfirchenräthe und Stadtdirector Burger verhängte Excommu— 
nication aufheben, wenn diejelben die von der Kirche geforderten 
Bedingungen erfüllten‘. Die zweite und dritte Propoſition nahm 
er unter der Bedingung an, ‚daß der Oberfirchenrath auch nicht 
mehr mit den Pfarrämtern verfehre‘, und bezüglich des vierten 
Punktes gab er folgende Erklärung ab: ‚Auf den Fall, daß gegen 
alles Erwarten die Unterhandlungen durch die Schritte der aller: 
höchſten Regierung über das Maß verzögert werden jollten, be: 
halte ih mir vor, alle mir nad canonishem und weltlichen 
Nechte zustehenden kirchlichen Gerechtſame pofitiv auszuüben. Den: 
jelben Vorbehalt mache ich auf den Fall, daß die großherzogliche 
Regierung nach der Annahme diejer interimiftiichen Vereinbarnng 
neue Hebergriffe gegenüber der Kirchengewalt machen, oder Beamte, 
die ſich diejelben erlauben, nicht jofort zur Verantwortung ziehen 
würde.“ 

Mit einer ſpeciellen Inſtruction des Erzbiſchofes verſehen, 
kehrte Biſchof v. Ketteler nach Karlsruhe zurück, wo die weiteren 

Der Erzbiſchof hatte einigen Mitgliedern dieſer Geſellſchaft, welche ſich 
jo große Verdienſte um Baden erworben hatte, eine Wohnung eingeräumt. 
Die Ausweifung erfolgte am 16. November 1853, wonegen der Kirchenobere 
am 19. November remonjtrirte u. a. mit Berufung auf das Vereins» und 
Niederlafiungsreht (Maas, ©. 252 7F.). 
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Beiprechungen über Herjtellung eines nterims auf Grund des 
erzbiichöflichen Schreibens jtattfinden jollten. Dieje Beiprechungen 
wurden aber ‚durch ein Mißverſtändniß (!) vereitelt‘ !, und der 
Biſchof von Mainz verließ unverrichteter Sache die Nefidenz. Das 
Miniſterium jandte nun den Geheimen Neferendar Junghans 
nach Freiburg, um mit, dem Erzbiichofe perjünlich zu conferiren, 
hauptijädhlih aber, um die Aufhebung der Ercommunication der 
Oberficchenräthe durchzujegen. Hierauf ging aber Vicari nicht ein. 

Auf das Schreiben des Erzbiſchofs vom 15. Januar er: 
wiederte Freiherr dv. Wechmar am 25. theilweiſe zuſtimmend, über- 
ging aber wichtige Forderungen, wie Rückkehr der Jeluiten und 
Aufhebung des Berbotes ausländiicher Zeitungen, mit Still- 
ſchweigen und machte die ganze Uebereinkunft von der Aufhebung 
der Ereommunication abhängig. Der Erzbiſchof fam der Ne: 
gterung jo wett entgegen, als es ihm jeine Pflichten gejtatteten. 
Er erklärte dem Miniſterium am 28. Januar feine Bereitwillig: 
feit, auf ‚die mildeite Art: die Excommunicirten von den auf 
‚ihnen laftenden Kirchenſtrafen zu befreien‘, wenn dieſe ‚sich mit 
ihm ins Vernehmen jeßten‘, wiederholte jene vom Minister nicht 
berührten Forderungen und Sprach jchließlich ‚die Zuverficht‘ aus, 
daß ‚der Abichluß einer provtioriichen Mebereinkunft‘ nun er— 
folgen werde. 

Dieſe Zuverficht wurde gewaltig erjchüttert durch das Schreiben 
Wehmars vom 7. Februar, welches nach Inhalt und Form von 
den früheren Schreiben merfwürdig abitiht. Der Verfaſſer erhebt 
darin die jchweriten Vorwürfe gegen den Kirchenoberen und be: 
ihuldigt ihn unter Anderm, ‚die begehrten Zugeſtändniſſe nur 
als Mittel zur Durchführung der erhobenen Anſprüche zu be— 
nüßen‘. Auf dieſes Schreiben, das auch dem Erzbiichofe den 
Vorwurf macht, der höchiten Ortes gewünjchte Frieden habe bei 
ihm ‚feinen Anklang‘ gefunden, richtete der tiejgefränfte Prälat 
am 19. Februar eine Vorftellung an den Regenten, in welcher ev 
die Unannehmbarkeit der minifteriellen Forderungen nachweiſt, 
dDiefelben auf ‚Mangel an Kenntniß der Rechtsverhältnifie und 


' Siehe unten ©. 131 ff. 
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Einrichtungen der katholiſchen Kirche‘, oder auf Mangel ‚an 
gutem Willen, den Frieden überhaupt, oder doch bald herzu- 
jtellen‘, zurücdführt und das Beitreben, ‚die verfaflungsmäßig an- 
erfannte geiftliche Autorität in ihren Fundamenten zu unter: 
wühlen und zu Ddiscreditiren‘, auc als ein Berbrechen gegen den 
Staat bezeichnet, da es ‚neben einer ruinirten geiftlichen Auto: 
rität eine ftarfe und geachtete weltliche nicht geben könne und 
niemals gegeben habe‘. 


Die Vermutung des Erzbiſchofs, daß ‚ein ſtändiſches Votum‘ 
diefen Umſchwung in den höheren Kreijen zu Ungunften dev Kirche 
bewirkt habe, war nicht unbegründet. Die von dem protejtan- 
tiihen PBrälaten Ullmann auf die Thronrede vom 12. Sanuar 
1854 verfaßte Adreife der erjten Kammer pricht deten Sympa- 
thieen mit der Kirchenpolitif der Regierung aus. Ihr ſchloß ſich 
die zweite, metit aus Beamten bejtehende Kammer an. 

Wir würden jedod) irren, wenn wir diefen Kundgebungen 
den Haupteinfluß auf das Benehmen des Karlsruher Cabinets zu= 
ichreiben wollten. Derjelbe wurde, wie die Bublicationen Poſchin— 
gers! u. a. darthun, von anderer Ceite ausgeübt. Die Haupt: 
wenn nicht die einzige Schuld, daß ein friedliches Verſtändniß 
zwijchen der Regierung und dem Erzbijchofe nicht zu Stande fam, 
trägt der damalige preußische Bundestagsgefandte in Yrankfurt, 
Freiherr v. Bismard ?. 

‚Man faßt hier‘, jo jchrieb er am 25. November 1853 dem 
Generaldjutanten des Königs, Leopold von Gerlach’, ‚und hat 
en gros darin Necht, den Sieg des Erzbiſchofs von Freiburg als 
Niederlage des Protejtantismus, der landesherrlichen Gewalt und 
ichließlich Preußens als der Schutzmacht des deutichen Proteſtan— 
tsmus auf. .... Ich betrachte dieſe ecelesia militans als un: 
mweifelhaften Feind, der Preußen bis auf die Exiſtenz jelbjt als 
feßerischen Mißbrauch befämpft.‘ Wenn Preußen für Baden ein- 


' Preußen im Bundestag, Bd. 1 und 4. 
? Siehe Kap. 14. 
> Bısmards Briefe an Leop. v. Gerlach ©. 107. 
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trete, jo werde das leßtere ‚mit Ehren aus der Sache fommen‘. 
‚Wenn wir aber zugeben, daß die geiftliche Inſurrection gegen 
den protejtantiichen Landesherrn und gegen das beitehende im— 
merbin fehlerhafte Gejeß triumphirt, jo geht der Nimbus eines 
jtreitbaren Patrons der evangeliichen Kirche zum Kudud, ob mit 
Recht oder mit Unrecht, laß ich unerörtert.‘ 

Ebenſo ſprach Bismard am 29. November 1853 dem preus 
ßiſchen Mlinifterpräfidenten dv. Manteuffel jeine Ansichten und 
Pläne bezüglich des badtichen SKirchenconflictes aus!. Es handele 
ich, ſchreibt er, in dieſem Streite, deſſen ‚treibendes Princip feinen 
Sik nicht in Freiburg jondern in Mainz in der Perſon des 
Biſchofs Stetteler‘ ? habe, nicht ‚um eine Zwiſtigkeit zwijchen der 
badiichen Regierung und dem Erzbiichofe dv. Freiburg, jondern 
um die Sache aller protejtantiichen Obrigfeiten gegenüber dem 
jtreitbaren, unerjättlichen und in den Ländern evangeliicher Für— 
Iten unverjöhnlichen Getjte des Klerus, ‚deilen Forderungen jede 
Regierung zu berüdfichtigen Anjtand nehmen müſſe, weil die Er: 
Tahrung Lehre, daß der Friede mit ihm ohne Einräumung unum— 
ſchränkter Alleinherrichaft nicht erreichbar ſeit. Die ‚evangeliichen‘ 
Regierungen müßten deshalb ‚auch anjcheinend billigen For— 
derungen gegenüber jeden Zollbreit des Beſitzſtandes mit Ent: 
ſchloſſenheit vertheidigen‘, um jo mehr, ‚wenn dieſe ‘Prätentionen 
auf die Gefahr eines offenen Aufruhrs und Religionskrieges hin (!) 
mit der Leidenichaftlihen Maßregel der Excommunication der 
höchſten katholiſchen Staatsbehörden unterjtügt werden‘. Die Sache 
erhalte eine noch größere Wichtigkeit durch die Stellung Dejter- 
reich, welches ji der Sympathien der Fatholischen Bevölkerung 
der jüddeutichen Staaten jehr erfreue und die religiöje Bewegung 

Poſchinger I, 319 ff. 

? Diejer Umjtand‘, jchreibt Bismard, ‚wird zwar officiell in Abrede 
gejtellt, ich weiß indeſſen durch einen Seßer (!!) der Herzog'ſchen (joll 
wohl heißen Herder’ihen) Drucderei in Freiburg, daß jämmtliche erz— 
biſchöfliche Erlaſſe im Manuſcript von Kettler (sie) und nur mit Rand» 
bemerfungen vom Erzbiſchofe verjehen find‘. Aus Dderjelben unlauteren 
Quelle erfuhr Bismarck auch, ‚daß der befannte Buß, Prof. in Freiburg, 
augenbliclih eine Schrift ‚gegen Preußen druden läßt. Poſchinger, |], 
321. Vergl. Pfülf, Biſch. v. Ketteler I, 262. 


g* 


132 Kap. 7. Die preuß. Regierung billigt eine Intervention. 


leicht zu politifchen Zwecken ausbeuten fünne, wofür aud ‚die 
wiederholten Reiſen des Freiheren dv. Prokeſch! nad Freiburg 
im Laufe des Sommers‘ jprähen. Die preußiiche Regierung, 
meint Bismarck, dürfe ‚in eimer die Bundespolitif jo vielfach 
durchdringenden Angelegenheit‘, ‚abgejehen davon, daß uns jeder 
veligiöfe Streit in Deutjchland mehr oder weniger berührt, der 
Sroßherzoglihen Regierung, jobald diejelbe die Initiative der 
Beiprehung mit uns? ergreife, diejenige Ermuthigung nicht 
verlagen, welche fie aus dem Bewußtſein ſchöpfen wird, einen 
Nüchalt an Preußen zu haben‘. Um mehr Eindruck zu machen, 
fügt er noch hinzu: ‚Sn den hiefigen politischen Streifen ift man 
der Anficht, daß die badiſche Regierung feſt bleiben werde, went 
jte nöthigenfalls auf Preußen rechnen fünne, ſonſt aber nicht.‘ 

Dieſes Schreiben erzielte zum Theile die beabjichtigte Wirkung. 
Der preußiiche Minifterpräfident ließ in jeinem Antwortichreiben 
zwar Ddahingeftellt, ‚ob nicht Aenderungen des beitehenden Rechts: 
ſtandes wünſchenswerth jeten‘, ſtimmte aber Bismarck darin bei, 
daß ‚die badiiche Regierung des preußiichen Nückhaltes zu ver- 
fichern fer‘, und theilte ihm mit, daß ‚ſchon am 22, November 
der preußiiche Gejandte in Karlsruhe, Herr dv. Savigny, hiernach 
jet inftruiet worden‘. Eine directe Bermittelung werde nicht an— 
geboten, weil die Bermittelung einer auswärtigen Macht in dieſem 
Streite nicht Itatthaft jer und auch von der badischen Regierung 
nicht gewünscht werde ®. 

Die Abjicht Bismards ging weiter. Gr wollte auch die ba= 
diſche Regierung für ſeine Pläne bearbeiten. Ein Beſuch im 
Karlsruhe erichten ihm hiezu ſehr geeignet. Sein Vorjchlag er: 
hielt die Zuftimmung Wtanteuffels, und am 26. Januar 1854 
begab er ſich in die Reſidenz, wo er eine Unterredung mit dem 
Negenten und den Miniſtern v. Nüdt und v. Wechmar hatte. 
Ueber den Erfolg dieſer Neile eritattete Bismarck dem Miniſter— 
präfidenten am 31. Januar Bericht t. Derſelbe verdient großes 


Oeſterreichiſcher Bundespräſidialgeſandter. 
Von Bismarck unterſtrichen. 

Poſchinger, S. 35*. 

Das Schreiben bei Poſchinger, S. 350 ff. 
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Intereſſe. ‚Nachdem die Berhandlungen mit dem Exszbiſchof,, 
beißt es wörtlich, ‚bereits zu vollitändigem Schriftwechjel und ver: 
bindlichen Erklärungen geführt, auch die Wahl der vorläufig nad 
Rom zu emtjendenden Perſönlichkeit auf den Grafen von Lei— 
ningen:Billighetim bereits jejtgeitellt war, glaubte ich mic 
einer kritiſchen Beurtheilung bereits getroffener Maßregeln und 
der directen Hinwirkung auf etwaige Zurücnahme einzelner, ſchon 
zur Thatſache gewordener Details enthalten zu jollen, Habe es 
mir dagegen im Allgemeinen angelegen jein laſſen, das Selbit- 
vertrauen Sr. Hoheit des Negenten und der Miniſter zu heben 
and auf Befejtigung ihrer Haltung in dem jerneren Verlauf der 
Dinge hinzuwirken. Ich habe zu diefem Ende hervorgehoben, wie 
der nachdrüclichite Beiftand Breußens der Sache der badijchen Ne: 
gierung nicht nur durch die Gefinnungen Sr. Maj. des Königs, 
jondern auch durch) das gemeinjame Intereſſe gefichert ſei, indem 
Baden zugleih die Sache aller proteftantiichen Regierungen ver: 
trete, und daß leßteren ebenjowohl die Früchte einer feſten und 
entichtedenen Haltung Badens zu qute fommen, als ein etwaiges 
Zurücweichen oder eine Niederlage von denjelben empfunden 
werden müfle. Ich fand mamentlich bei Sr. Hoheit dem Re: 
‚genten das volle Verſtändniß des ehrenvollen Berufs, den ſchwe— 
benden Streit in der Eigenſchaft eines Vorfämpfers der übrigen 
deutſchen und namentlich) der protejtantischen Fürſten durchführen 
zu müſſen.“ 

Dieſes Schreiben verbreitet Licht über das räthſelhafte Be— 
mehmen der badiſchen Regierung. Dieſelbe war anfangs ent— 
ſchloſſen, dem Erzbiſchof mit Gewalt entgegen zu treten, wurde 
aber von den übrigen Regierungen der oberrheiniſchen Kirchen— 
provinz nicht unterſtützt und zog es deshalb, ‚lediglich auf ihre 
‚eigene Kraft angewiejen‘, vor, mit Rückſicht ‚auf die katholiſche 
Mehrheit ihrer Unterthanen, die drohende Gejtaltung der Euro: 
päiſchen Bolitif und die erponirte Yage des Großherzogthums‘, 
den ‚factiichen Conflict und die mit demjelben verknüpften inneren 
Gefahren zu  bejeitigen‘; es erjchien "ihr ‚eine jchleunige Be— 
Jeitigung‘ des Gonflictes, troß des ‚ihr zur Seite ftehenden Ein: 
fluſſes Preußens‘, wodurch ‚die bis zur Drohung geiteigerte ‘Par: 
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teinahme Delterreichs Für den Erzbiichof ‚neutraltiirt ward, ges 
boten. Auch das Votum der Kammer, deren ‚Sinmüthigfeit auf 
jo manchen verichtedenartigen Mtotiven der einzelnen Barteien 
beruhte, daß ſich nicht mit voller Beitimmtheit für eine längere 
Dauer auf gleich günftige Aspecten rechnen ließ‘, konnte dieſen 
Entſchluß nicht ändern. | 

Nach der Verſicherung Bismard3 war der Hauptbeweggrund 
des DBenehmens der badischen Regierung, namentlich ‚der An— 
fnüpfung von Verhandlungen: mit dem Erzbiichofe, der Wunſch, 
einen Coadjutor für den greifen Kirchenobern zu erhalten, deſſen 
‚Beitellung‘ ihr ‚als dringendes Bedürfniß erſchien‘. Sie be- 
trachtete nämlich) den muthigen Oberhirten als einen ‚unbedeuten- 
den und unfelbititändigen‘ Mann !, der ihren ‚unfichtbaren Geg— 
nern‘ zur ‚Dedung und als unangreifbares Werkzeug diene‘, und 
hoffte mit einem durch Vereinbarung zwijchen ihr und dem heili- 
gen Stuhle aufgeitellten Coadjutor leichteres Spiel zu haben. Es 
war ihr deshalb ‚unerwartet‘, daß der Erzbiſchof ‚zu feinem Be— 
vollmächtigten einen fremden und namentlic” den Biſchof von 
Mainz gewählt habe‘, deſſen ‚Ausichliegung‘ fie ‚vergebens da— 
durch zu erreichen gejucht, daß fie von mündlicher Verhandlung 
zum Schriftwechjel übergegangen fer‘, indem der Erzbiichof ‚die 
an ihn ergebenden Weittheilungen heimlich nach Mainz ſchicke und 
von dort die Antwort empfange‘. 

Aus diefem Briefe und einem ergänzenden Nachtrag erjehen 
wir auch, welche Rathſchläge Bismarck der badifchen Regierung 
ertheilte. Bor Allem rieth er zu einem feſten Auftreten in diejer 
Sache, da es ‚eine Täuſchung jet, wenn eine proteltantiiche Regie- 
rung glaube, auf dem Wege der Nachgiebigkeit gegen ultramon— 
tane Bejtrebungen‘ den Frieden zu erlangen. ‚Die Zurücdnahme 
der Excommunication müſſe jedenfalls früher erfolgen als die 
Aufhebung der Verordnung vom 7. November 1853, und die 
Begnadigung der in Folge diefer Verordnung geftraften Priefter, 
jo weit fie überhaupt ergebe, müſſe jedenfalls von einer Bitte bet 
Sr. königlichen Hoheit dem Regenten abhängig gemacht werden.“ 


Poſchinger, ©. 332. 
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Als Gejandten für die Unterhandlungen mit Nom wünſcht er 
einen Protejtanten, da ‚ein Katholif dem Papſte gegenüber gar 
nicht in der Lage jei, die Stellung einer proteitantischen Negie- 
rung mit allen Gründen geltend zu machen‘; doch enthielt ex ſich 
mit Rüdjicht auf den Miniſter v. Rüdt!, gegen die Wahl des 
Grafen Leiningen Einwände zu erheben, zumal ihm der Regent 
erklärte, den genannten Grafen ‚mir als Ueberbringer, nicht ala 
Unterhändler benüßgen zu wollen‘. ‚sn Bezug auf die Form der 
Eröffnung der Verhandlungen mit Nom‘ ſuchte Bismarck darauf 
binzumwirfen, ‚daß man derjelben mehr den Character einer Be: 
ſchwerde über den Erzbiſchof bei deſſen Vorgejegten, al3 den einer 
durch die Bedürfniſſe der badischen Regierung hervorgerufenen 
Fortſetzung der Verhandlungen von 1849 gebe‘. 


Der preußifche Abgeordnete erreichte jeinen Zweck. Es ge- 
lang ihm, Defterreich zu verdächtigen ? und dem badiſchen Gabinet 
die Ueberzeugung beizubringen, daß ‚Baden und die übrigen klei— 
nen Bundesitaaten in Sachen der äußeren Politik vorzugsweiſe 
auf die maßgebende Entieheidung Preußens angemiejen jeten‘, und 
der protejtantiichen Abneigung gegen die fatholiiche Kirche neue 
Nahrung zu geben. Auch erhielt ev von dem Negenten die „Zus 
jage‘, ‚in den Verhandlungen mit Rom jo feit und zähe ſein zu 
wollen, daß man mit ihm zufrieden jein werde: ®. 

Mit dem Erfolge jeiner Sendung zufrieden, kehrte Bismarck, 
welcher das badiiche Gabinet ‚jo preußiich‘ fand, ‚als man mur 
werden fann‘, nach Frankfurt zurüd. Hier empfing er ‚eine ver- 
trauliche Weifung‘ Manteuffels vom 28. Januar 1854 ‚den ba= 


Rüdt war der Schwager des Grafen Leiningen. 

U a.0D. ©. 356. 

> &. 356. Der Regent erklärte au, daß er ‚auf eine wirfjame Un— 
terftüßung von Seiten des preußijchen Gejandten in Rom rechnen und Dies 
jelbe in Anfpruch nehmen werde‘. Außerdem wolle der Regent, ‚ehe mate- 
vielle Eröffnungen nad Rom gemacht würden, jolche jedenfalls nach Berlin 
mittheilen, um den Rath der fönigl. Regierung in Betreff derjelben zu 
erbitten‘. 
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diſchen Kirchenftreit betreffend‘. ‚Der Ausgang des Conflictes in 
der oberrheinifchen Kirchenprovinz kann von entjcheidenden Folgen 
für die ganze Stellung, ich will nicht jagen, dev Römiſchen Kirche, 
ondern der ultramontanen Parthei in Deutjchland werden, und 
wenn die Badiiche Regierung ausharrt und abwartet, jo kann 
diefer Conflict der Ausgang und Anknüpfungspunft werden, um 
eine gemeinſame Baſis für die Stellung der proteftantiichen Re: 
grerungen in Deutſchland zur katholiſchen Kirche zu gewinnen. ! 

Der Gejandte antwortete am 1. Februar. Er ergänzt jeine 
früheren Berichte und hebt noch bejonders hervor, daß er ‚aud) 
die Beränderung der Situation, welche durch die päpftliche Allo— 
cution ? bewirft worden, geltend gemacht und dabei allerdings 
gefunden habe, daß man auf die vertraulichen Commentare des 
Gardinalitaatsjecretär und auf eine gleich nach der Allocution 
von Sr. Heiligkeit jelbjt gegen den dortigen Großherzoglichen 
Brivatagenten in jcherzhaftem Tone gethane verlöhnliche Aeuße— 
rung mehr Gewicht lege, als man jolle*. 

Brogrammatiic äußerte ſich Bismard wenige Wochen ſpäter 
an Leop. von Gerlach: ‚Zu einer der jchwierigiten Pflichten mei= 
nes Amtes vechne ich den unablälfigen Kampf, der im Dienite 
des Königs grade an diejer Stelle gegen die ecclesia militans 
der KHatholifen zu führen ift. Es it nicht ein chriftliches Be— 
kenntniß, ſondern ein heuchleriſcher, güßendieneriicher Papismus 
voll Haß und Hinterliſt, der hier im practiſchen Leben von den 
Cabinetten der Fürſten und ihrer Miniſter aus... . einen under: 
jöhnlichen, mit den infamjten Waffen geführten Kampf gegen die 
protejtantiichen Negterungen und bejonders Preußen, als die welt: 
lichen Bollwerfe des Evangeliums unterhält. Die Badiiche Re 
gterung iſt eine elende Bureaufratie, . . . aber jolange mir mein 
Bekenntniß höher jteht, als meine politische Anfıcht, glaube ich 
auch dieſe mattherzigen Befenner des Evangeliums gegen den ge: 
Tährlichen Feind als Mitjtreiter anjehen zu müſſen, der mit ſeinen 


' Aus Bismards Briefwechiel II, 147 ff. 
” Siehe oben ©. 125 f. 
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anmapßenden Menjchenjagungen die Offenbarung Gottes fälſcht 
und die Abgötteret als Grundlage weltliher Herrſchaft pflegt.‘ ' 


Nicht von allen preußiichen Bolitifern wurde die badiiche 
Kirchenfrage in der Art Bismards aufgefaßt. Wie die hriftlich- 
conjervativen Kreiſe des Königreichs den Conflict betrachteten, er- 
heilt aus der in vieler Hinſicht ausgezeichneten Neujahrs-Rund— 
ihau 1854 der Kreuzzeitung. Dieſe von dem edlen E. Ludwig 
von Gerlach verfaßte Kundgebung verdient einer Würdigung 
eben jo jehr wegen ihres Inhaltes als wegen der Epijode, die ſich 
daran knüpft. 

Die Rundſchau‘ billigt die Handlungsweile des Erzbiſchofs 
v. Dicari auf das Entſchiedenſte und rühmt von dem Hirtenbriek, 
daß er verfaßt jei ‚in der begeifterten Sprache innigiter Glaubens 
überzeugung, in der Sprache der alten Bilchöfe und Apojtel jelbit, 
unter dem Panier des apoftolischen Wortes: man muß Gott 
mehr gehorchen als den Menſchen‘. ‚Schon dieje Sprache ergießt 
Segen und Geiſt, und weckt auf weit hinaus über die Grenzen 
der römiſchen Kirche‘; der Verfaſſer freut fich, daß diejes ‚„Zeugnip‘ 
des Erzbiichofs ‚getragen wird von dem freudigen und leidenswils 
(igen Gehorjam des fräftigiten Theils jeinev — bejonders der jün— 
geren — Getitlichkeit, und gehoben durch die thätige Zuſtimmung 
römiſch-katholiſcher Biſchöfe und Chriſten in Deutichland, Belgien, 
Frankreich, England und Irland‘. Die weiteren, mitunter von 
proteſtantiſchen Vorurtheilen nicht freien Ausführungen des ver: 
dienten Publiciſten ſchloſſen mit einem Proteſte gegen die Nudi— 
täten, welche damals auf der Berliner Schloßbrüde zur Aufitel- 
lung gefommen waren. 

Alsbald wurde die betreffende Nummer dev Streuzzeitung 
confiscirt; bei der Stellung der Gebrüder Gerlady zu Friedrich) 
Wilhelm IV. konnte die Vermuthung auftauchen, daß der Artikel 
‚des Königs intime Gedanken‘ enthalte. Diefem Glauben jollte 
der Grumd entzogen werden, da der König ‚über Freiburg ganz 
anders‘ dachte und ‚den. Verdacht des Romanismus‘ vermeiden 


' Briefe an Leop. vd. Gerlach, 20. April 1854, ©. 122. 
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wollte, daher alſo die Deaßregel der Eonfiscation. Bismard aber 
ließ den Autor bitten, ‚wenn er wieder Proteſtant würde, es ihn 
wiſſen zu laſſen‘. In einem Briefe an Leopold dv. Gerlach ergoß ſich 
der Bundestagsgejandte abermals in ‚heftigen Ausfällen gegen den 
gewiſſenloſen, ränke- und herrichlüchtigen Breußenhaß der ‚Römer‘, 
gegen den er in Frankfurt fortwährend zu fämpfen habe, und 
gegen den er jelbit die elende badijche Bureaufratie ver: 
theidige, welche VBertheidigung aber durch den eriten Theil der Rund» 
ſchau völlig paralyfirt jet, weil man darin die Gefinnung des Königs 
vermute‘. Ludwig von Gerlad) gab dagegen dem preußiichen Ge— 
jandten zu bedenken, daß Preußen — halb (sie!) katholiſch, und 
jein Proteſtantismus zu /,. „Religion Friedrichs des Großen” — 
des wahren Katholicismus dringend bedürftig jet‘. In dem ganzen 
‚leider tief characteriftiichen‘ Vorgang erblicdte Präfident v. Gerlach 
jpäter ‚ein Vorſpiel zu dem jchreeflichen Trauerfpiel der Kirchen: 
verfolgung von 1872/73*. ! 

Wie die Nathichläge Bismards, welcher auch die von der 
preußifchen Regierung abhängige Breite ? in den Dienſt Badens 
zu ziehen bemüht war, von den höchſten Staatslenfern befolgt 
wurden, beweilt der weitere Verlauf des Gonflictes. War die 
badiſche Negierung bisher gewillt, eine friedliche Verftändigung 
mit der Kirche anzubahnen ?, jo fehrte jte nach der Intervention 
Bismards die Ichroffe Seite hervor. Das Nefeript vom 7. 
sebruar 1854 machte den Anfang. Bald jollte der Streit einen 
ganz acuten Character annehmen. Sein Hauptobject war die 
Beloldung der vom Erzbiichof ernannten Pfarrverwalter und die 
Verwendung ausländiicher Geistlichen. Da das erzbiichöfliche 
Ordinariat dem Oberkirchenrathe von feinen Ernennungen feine 
Anzeige machte, verweigerten die großherzoglichen Aemter den Er— 
nannten die Auszahlung ihres Gehaltes, und das Miniſterium 


' €. Ludw. dv. Gerlach, Aufzeihnungen II, 182 ff.; vergl. Veop. 
v. Gerlachs Denkwürdigfeiten II, 89; 104 u. Bajtor, U. Reichensperger, II, 240. 
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’ Hauptjählih um einen Coadjutor zu erhalten. „Hiezu bedürfe man 
aber unumgänglid der Mitwirkung des römischen Stuhles.‘ Poſchinger, 
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erwiderte am 4. März auf die Beichwerde des Erzbiichofes vom 
17. Februar, die Anweifung der Zahlung von Pfarrverwalters- 
gebühren jei Sache des Oberfirchenrathes. An demjelben Tage 
machte eine Mtiniftertalverordnung das Recht der Prüfung und 
Zulaflung fremder Getitlichen von der genannten Behörde ab- 
hängig. Hierauf erließ der Erzbiichof am 17. März zwei Circu— 
lare an die Decane, in welchen er die Gemeinden auffordert, für 
die Suftentatton ihrer gejperrten Seeljorger einftweilen zu jorgen, 
und den fremden Geiftlichen befiehlt, den Schuß ihrer veipect. Ge— 
jandten anzurufen, falls man fie von ihren Stellen gewaltjam ent: 
fernen wolle. Den übrigen Getitlichen aber verbot der Erzbiichof, die 
Functionen der durch die Regierung von ihren Stellen entfernten 
Priefter vorzunehmen. Die Berhängung diejes factiſchen Inter— 
Dietes nnd Die Proteſte einzelner Regierungen gegen die Auswei— 
jung ihrer Landeskinder thaten ihre Wirfung. Das Miniſterium 
nahm jeine Verordnung in der Stille zurüd. 

Am 25. März erfolgte auch die Aufhebung der Verordnung 
vom 7. November 1853, angeblich weil ‚eine außerordentliche 
Borfehr zum Schuge der Staatsordnung gegen die Eingriffsver: 
ſuche des Erzbiichofes von Freiburg bei den dermaligen Verhält— 
niſſen nicht mehr nöthig jer, in Wirklichkeit aber, weil Graf Lei— 
ningen nur unter diefer Bedingung die Gejandtichaft nad) Nom 
übernehmen wollte. Der Streit wegen Bejoldung der Pfarrver— 
walter wurde fortgeführt. Am 27. März erließ das Miniſterium 
eine Verordnung, welche den Sirchenvechnern ‚bei Vermeidung 
eigener Haftbarkeit‘ unterjagte, den Anweiſungen der Kirchen: 
behörde auf firchliche Fonds Folge zu leilten. Gegen dieſe wider: 
rechtliche und unbegründete Temporalienjperre erließ der Erzbiichof 
am 12. April die Erklärung, daß ihm nad) Fruchtlojer Erſchöpfung 
aller Mittel der Güte nichts übrig bliebe ‚als alle jeine Pflichten 
nunmehr vollftändig .zu erfüllen: und ‚die Anordnungen zu treffen, 
wodurch das Kirchenvermögen der fatholiihen Kirche — frei von 
fremden Eingriffen — erhalten werde‘. Auf diejes entjchtedene 
und würdige Schreiben des Erzbiſchofes, der ‚jeinerjeits nichts un- 
versucht gelaflen‘, um ‚die Beilegung des Conflictes herbeizu— 
führen‘, antwortete die Regierung durch die Verfügung vom 18. 
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April, welche der Eirchlichen Behörde jede Theilnahme an der Ber: 
waltung und Verwendung des Kirchenvermögens entzog. Der Erz: 
biſchof verbot hierauf, 21. April, jenem Klerus jeden Verkehr 
mit dem Oberfirchenrathe oder Bollzug der Verordnungen des- 
jelben über Gegenftände, deren Enticheidung nur der firchlichen 
Behörde zuſtehe. Auch ließ er eine Berordnung über die Ver: 
waltung des Kirchenvermögens vorbereiten, deren NRedaction am 
5. Mai feſtgeſetzt wurde. Noch ehe diefelbe expedirt werden fonnte, 
hatte das Miniſterium durch den Erlaß vom 6. Mai die Geijt- 
lichen von der Verwaltung des Stirchenvermögens ausgeſchloſſen 
und den weltlichen Amtsvorſtänden den Vorjig in der Stiftungs- 
commiſſion mit der Vollmacht übertragen, die austretenden Mit: 
glieder proviſoriſch durch neue zu erjegen. Dieſe Verordnung 
wurde dem Erzbiichof amtlich nicht mitgetheilt. Er erhielt jedoch ge: 
naue Kenntniß von derjelben, was ihn veranlaßte, das oben erwähnte 
bereits redigirte Rundſchreiben jeines Ordinariates einer neuen 
Durchſicht zu unterwerfen und mit einigen Zujägen verjehen den 
Ifarrern am 14. Mat mit der Aufforderung zustellen zu laſſen, 
dasjelbe von den Kanzeln zu verfündigen. Die gemachten Zus 
läße enthielten theils Widerlegungen der in der Verordnung vom 
6. Mat gegen ihn enthaltenen Bejchuldigungen, theils neue ver: 
ichärste Beltimmungen bezüglich der VBermögensverwaltung. Der 
Erzbiſchof trug dem Ortsitiftungsvorftande auf, unbefümmert um — 
den Mtinifterialerlag die DBerwaltung in der bisherigen Weile 
fortzuführen, die Decreturen weltlicher Behörden auf das Kirchen- 
vermögen nicht zu beachten, feine Zahlungen auf deren Anweiſung 
zu machen u. ſ. w. Gr beauftragt ſchließlich die Pfarrer, ſämmt— 
lichen Wtitgliedern der Stiftungsvorftände und Berrechnern diejen 
Erlaß zu eröffnen und zu erläutern, und jeden derjelben einzeln 
protokollariſch zu befragen, ob er ‚das Fatholijche Ortskirchenz, 
Stiftungs- und Schulvermögen jeinem Zwecke erhalten‘ und allo 
die Anordnungen der SKirchenbehörde ‚jo weit es an ihm Liege, 
vollziehen, oder ob er das Eigenthum der Kirche der weltlichen 
Gewalt überantworten wolle: !. 

Durch ein Berjehen blieb in der neuredigirten, vejp. veränderten Ver— 
ordnung das Datum der früheren, nicht exrpedirten Verordnung, 5. Mai, jtehen. 


Der Erzbiihof verhaftet. 141 


Die Veröffentlihung des erzbiichöflichen Erlaſſes führte die 
Kataftrophe herbei. Die Negterung ließ den Erzbiſchof durch 
Oberamtmann Senger am 19. Mat wegen Störung und Ge: 
fährdung der öffentlichen Ruhe im Unterfuchung ziehen, ſein Pa— 
(ats durchluchen, die Schränfe der erzbiichöflichen Kanzlei erbrechen, 
umd auch in der Buchdruderet von Herder nad dem Manuſeript 
der ineriminixten Verordnung, freilich vergebens, fahnden. Einige 
Tage Ipäter wurde die Verhaftung des ſtandhaften Kirchenoberen 
verfügt. Vicari legte gegen die Maßregeln der Regierung Ber: 
wahrung ein, weil ‚in Firchlichen Dingen weltliche Gejeße für ihn 
nicht maßgebend Teten‘. 

Die Verhaftung des greifen Kirchenfürſten, welcher Togleic) 
dem Papſte Bericht über dieſe Vorgänge eritattete, ſeinem Ordi: 
nartate jede Amtsthätigfeit unterjagte und nur die dringend noth— 
mwendigen Vollmachten den Decanen übertrug, vief die höchite 
Beitürzung und Entrüftung hervor. Der weitaus größte Theil 
des Klerus und des katholiſchen Volkes der Erzdiöcefe hielt treu 
zu dem Oberhirten. Die Gloden und die Orgeln verjtummtenr. 
Deffentliche Gebete für die bedrängte Kirche wurden abgehalteır, 
die VBerhängung des nterdictes ſtand bevor. Da entichloß ſich 
Die Regierung, am 31. Mai die Haft des Exzbiichofes aufzuheben, 
angeblich weil die Unterſuchung jetzt gejchloflen jet. 

Der Kampf war aber damit nicht beendigt. Die kirchen— 
feindliche, confervative und vadicale Preſſe ergoß in Tagesblättern 
und Broſchüren einen Etrom von Schmähungen gegen den muthi— 
gen Erzbiichof, welchen ſie als einen Rebellen verichrie, und die 
großherzoglichen Beamten entfalteten eine fieberhafte Thätigkeit in 
Aufipionirung der Verordnung vom 5. Mai!. Vornehmlich 
juchte die Regierung die Stiftungsvorjtände zu gewinnen. An 
vielen Orten wurden die Stiftungsfiften in den Pfarrhäuſern ges 
waltjam erbrochen und ihr Inhalt von Staatswegen mit Beichlag 
belegt. Der Widerſpruch des fatholifchen Volkes wurde durch) 
militärische Erecutionen ? unterdrückt. Dex Erzbiichof, deſſen Briefe 


' Siehe ©. 140, Note 1. 
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auf mintfteriellen Befehl durch die Poſt erbrochen wurden, wider: 
legte die gegen ihn gejchleuderten Vorwürfe in einem zu Mainz 
gedrudten Hirtenbriefe, in dem er den eigentlichen Kern des ganz: 
zen Streites noch einmal hervorhebt. Auch der Biſchof von 
Mainz und Domdecan v. Hirſcher verfaßten Schriften zur Nechtferti- 
gung des Freiburger Oberhirten, deſſen Benehmen die Zuftimmung 
des fatholiichen Erdfreiies gewann, während die badiſchen Staats- 
männer durch ihr ſchroffes Vorgehen eine friedliche Verftändigung 
faft unmöglich machten. Die Verwirrung wurde täglich größer, 
und auch dem blödeiten Auge konnte es nicht entgehen, daß 
ichleunige Abhilfe ein unabwetsbares Bedürfniß ei. 


Achtes Kapitel. 


Die kirchlichen Verhältniſſe in der Didcefe Rottenburg. Die Convention von 1854. Ihr 
Inhalt. Die Kirhenjrage im Großherzogthum Hejfen. Correjpondenz zwiihen dem Biſchof 
von Mainz und dem Minijterpräfidenten v. Dalwigf. Die Mainz-Darmitädter Ueberein- 
funft 1854. Verhandlungen mit dem heiligen Stuhl wegen deren Betätigung. Der Kir— 
henconflict im Herzogthum Naſſau. Quälereien des Biſchofs von Limburg. Einmilhung 
Bismards. MWeiterer Verlauf des Streites. Eingreifen des Herzogs. Anfnüpfung der 
Unterhandlungen mit Rom. Nefultat derjelben. Verſchlimmerung der Lage des Biſchofs 
von Limburg. Neue Verhandlungen mit der Regierung. Endliher Abſchluß einer 
Bereinbarung. 


Während die badilche Regierung ‚auf jede Gefahr hin Die 
Unterwerfung des Erzbiichofes von Freiburg unter die Yandes- 
gejeße erzwingen‘ ! wollte und ein gleiches Anfinnen auch an Die 
anderen Negierungen der oberrheinischen Kirchenprovinz ſtellte, 
zogen leßtere vor, durch Verhandlungen mit ihren Bijchöfen eine 
friedliche Uebereinfunft über die jtrittigen Punkte zu treffen. 

Am friedlichiten verlief aus den jchon angeführten Gründen ? 
der Kirchenconfliet in Kurheſſen. Auch in der Diöcefe Rotten- 
burg, wo das Staatsfirchenthum jehr üppig ich entfaltet hatte, 
wurden Verſuche gemacht, die Firchlichen Verhältniſſe durch gegen 
jeitiges Einvernehmen zu ordnen. Einige Wochen nach Ueber: 

! Beriht Bismarcks an Mlinifterpräfidenten v. Manteuffel bei Po— 
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reihung der Denkichrift, welche das Stuttgarter Cabinet unbeant: 
wortet ließ, verbot Biſchof Lipp von Rottenburg in einem Erlaß 
an die Decane unter Androhung Firchlicher Cenſuren den Geiſt— 
lichen jede Betheiligung an dem ſ. g. Staatsconcurseramen für 
firchliche Beneficten. Auch den zwei geiftlichen Mitgliedern des 
fatholiichen SKirchenrathes gab der Oberhirt von diefer Verfügung 
Kenntnig und ſprach dabei das Vertrauen aus, daß diejelben 
durch ihr ‚kirchlich pflichtgemäßes Verhalten‘ ihn ‚der unangeneb- 
men Nothwendigkeit‘, Cenſuren gegen ſie zu verhängen, überheben 
würden. Als Antwort ! auf diefen Erlaß traf die Regierung 
‚unverweilt die Einleitung‘ zu einem Staatsconeurseramen und 
ließ ‚gleichzeitig den Gandidaten die Eröffnung zugehen, daß die- 
jenigen, welche eine Prüfung von Seiten des Staates vder unter 
jtaatlicher Betheiligung nicht eritanden Hätten, weder auf Kirchen— 
diente im königlichen Patronate vorgeichlagen, noch im Falle 
ihrer Ernennung auf Stellen des Privatpatronates würden be: 
jtätigt werden‘. Das minifterielle Schreiben vom 6. Auguſt, 
dur das dem Bilchofe diejer Entſchluß mitgetheilt ward, läßt 
zugleich die Drohung durchbliden, daß die Regierung die unge— 
horiamen Getitlichen gegen die Genfuren ihres Oberen jchüßen 
und ‚Webergriffen der geiftlichen Gewalt‘ fräftig entgegentreten 
werde. Zuletzt ſtimmt aber der Verfaſſer des Schreibens wieder 
einen verjühnlicheren Ton an, indem er den Bilchof ‚auf das 
dringendfte erjucht‘, von der Verwirklichung jeiner Drohungen 
noch Abitand zu nehmen und ‚die weitgreifenden Folgen eines 
Eonflictes von DVaterlande abzuwenden‘. Hiezu war Bilchof Yıpp 
ganz bereit und fnüpfte Unterhandlungen mit der Regierung an. 
Er jandte jeinen Generalvicar Dehler und den Domcapitularen 
Ritz nad Stuttgart, um mit den Bevollmächtigten des Mini— 
ftertums über die Punkte einer Vereinbarung zu unterhandeln. 
Die eriten Conferenzen verliefen ohne Reſultat. Doc waren die 
Differenzen nicht jo groß, daß man nicht auf eine Berjtändigung 
hoffen durfte. Nach mehreren Verhandlungen wurde am 19. De- 

' Das Schreiben des Minifters an den Bijchof jteht bei Friedberg, 
Die Gränzen, ©. 882 ff. 
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zember ein provtjorisches Uebereinkommen erzielt, deſſen endgil— 
tige Beſtätigung dem heiligen Stuhle vorbehalten blieb. Am 
12. und 16. Januar 1854 erfolgte die Unterzeichnung der Con— 
vention durch den Miniſter des Kirchen- und Schulweſens und 
den Biſchof von Rottenburg. 

Die Convention! beſteht aus 20 Artikeln. Die Regierung 
erfennt das Necht des Bilchofes an, die Kirchenpfründen, welche 
feinem Patronate unterliegen, zu bejegen, doch joll er, falls von 
ihr ‚gegen den betreffenden Geiftlichen im bürgerlicher oder poli= 
tiicher Beziehung ein Anjtand erhoben wird‘, vor deilen Be— 
jeitigung die ‚Inveſtitur nicht vornehmen laſſen‘ (Art. 1). Auch 
‚das Necht des Bilchofes, die Candidaten der Theologie für Die 
Aufnahme in das Briefterfeminar einer vom ihm einzurichtenden 
und zu leitenden Prüfung zu unteritellen, wird anerfannt‘, Die 
‚Zulaflung zu diefer Prüfung‘ aber von einem Zeugniß der fa= 
tholiſch-theologiſchen Facultät in Tübingen, ‚über die mit Erfolg 
eritandene akademiſche Schlußprüfung und die fittliche Lüchtigkeit‘ 
abhängig gemacht. Der Biſchof kann die Pfarreoncursprüfung 
vornehmen; doc) behält fich der König vor, ‚diefer Prüfung einen 
Commiſſär anmwohnen zu laſſen‘ (Art. 2). Die folgenden Ar: 
tifel handeln von der Disciplinargerichtsbarfeit des Bilchofes über 
die Getftlichen, welche ‚unter Vorbehalt des canonischen Recurjes‘ 
anerfannt wird; über jeine Stellung zu den beitehenden Convicten 
für katholiſche Getitliche‘, über die Errichtung ‚eigener Seminaria 
puerorum‘, — dabeı behält ſich die Negierung aber ‚das Inſpections— 
recht‘ vor —, und über die Oxdination ‚auf die beitehenden kirch— 
(ihen Zitel hin. ‚Die Leitung und Ueberwachung des katho— 
lichen Religionsunterrichtes an den öffentlichen Schulen jeder Art‘ 
wird dem Bilchofe zugeiprochen, und die ‚Anstellung eines katho— 
(tich-theologiichen Lehrers an der Hochichule von deilen ‚aus= 
dDrüclicher Zuftimmung‘ abhängig gemacht. Auch wird ihm die 
Befugniß eingeräumt, ‚gegen etwaige Verſtöße der theologischen 
Lehrer wider die Neinheit der Ficchlichen Lehre und Diseiplin 
einzujchreiten‘ und ‚im benöthigenden Falle die firchliche Lehrvoll- 


— 
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macht zurüczuziehen, ſowie die Vorleſebücher und Vorlejecataloge‘ 
zu prüfen und zu genehmigen (Art. 3--7). Kirchliche Anord- 
nungen über Gegenjtände, welche ganz in dem eigenthümlichen 
Wirkungskreiſe der Kirche Liegen, bedürfen feines PBlacet.‘ Alle 
‚Anordnungen‘ in Betreff ‚der Feier des Eultus‘ und zur Pflege 
‚des firchlichen Lebens trifft der Biſchof jelbititändig‘ (Art. 8 und 9). 
Klöſterliche Inſtitute“ kann derjelbe ‚nur nach exzieltem Einver— 
nehmen mit der föniglichen Regierung‘ gründen, muß aber zuerit 
den Beweis erbringen, daß ‚ein jolches Inſtitut feine der ftaat: 
lichen und bürgerlichen Ordnung nachtheiligen Zwecke verfolge‘ 
(Art. 10). ‚Dem Bilchofe ſteht e3 zu, Kirchliche Cenſuren gegen 
Laien, jedoch ohne Verhängung bürgerlicher Folgen anzumenden‘ 
(Art. 11). ‚Der Verkehr mit dem heiligen Stuhl in Firchlichen 
Angelegenheiten ijt für Biſchof, Klerus und Laien frei.‘ Bezüg— 
lich ‚der Bejegung des biſchöflichen Stuhles u. ſ. w. bleibt es bei 
dem mit dem heiligen Stuhl vereinbarten Verfahren‘. Die An: 
jtellung des ‚Seneralvicars‘ und eines ‚außerordentlichen Mitgliedes 
des Ordinariats‘ geichieht durch den Biſchof, welcher aber mur 
ſolche Perſonen ernennen wird, die von der Regierung ‚un bürger: 
licher oder politischer Hinficht‘ nicht beanftandet werden. Der 
Biſchof beitätigt die Wahl der Decane, ex ‚joll ſich aber mit der 
Staatsregierung in’s Einvernehmen jeßen‘, jo lange die Decane 
‚auch Staatliche Berrichtungen auszuüben haben‘ (Art. 12— 14). 
‚So weit der Inhalt der gegenwärtigen Uebereinkunft eine Pe: 
viſion der bezüglichen Staatögejeße‘ nothwendig macht, wird Die 
Regierung die geeigneten Mittel anwenden (Art. 15). Sie wird 
ih aud ‚der Erfüllung der von ihr ftets anerkannten Verbind— 
lichkeit der realen Dotation des Bisthums nah Zulallung der 
Staatsfinanzlage‘ nicht entziehen. (Art. 16). ‚Die oberjte Ber: 
waltung des Vermögens der fatholiichen Kirchenpfründen u. ſ. mw. 
gebührt nad Art. 17 dem Biſchof. Der folgende Artikel läßt es 
‚bis zu einer Abänderung der betreffenden Schulorgantjation‘ dem 
Biſchofe ‚unverwehrt, zur Sicherftellung der Schulen vor unkirch— 
lichen und fittenverderblichen Einflüflen die geleglichen und er— 
laubten Mittel zu ergreifen‘. Die beiden legten Artikel erklären, 
daß ‚der Verfehr des bijchöflichen Ordinariates mit allen Staats— 
Brück-Kißling, Geſch. d. kath. Kivhe im 19. Jahrh. ILL. 2. Aufl. 10 
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jtellen ohne die jeitherige Vermittelung der Staatsbehörde ftatt- 
finden‘ könne (Art. 19), und daß die mit der Vereinbarung im 
Widerjpruch jtehenden Beltimmungen der Verordnung vom 30. 
Januar 1830 und vom 17. März 1853 ‚abrogirt jeten‘. 

Die Stipulationen der getroffenen Uebereinkunft legte Frei: 
herr v. Hummel als Abgeordneter des Königs in Rom zur Be— 
tätigung vor. Mean zweifelte jo wenig an der Zuftimmung 
des apoftoliichen Stuhles, daß Icon am 2. Januar 1854 der 
Staatsanzeiger die Nachricht brachte, die Differenzen zwischen der 
Staatsregierung und der biihöflichen Gurte ſeien gütlich beigelegt 
und die päpftliche Beitätigung der gejchloflenen Convention ſei in 
Bälde zu erwarten. Dieje Nachricht war verfrüht. Der römische 
Hof ertheilte die erbetene Gutheißung nicht, und Freiherr von 
Hummel fehrte unverrichteter Sache nach Stuttgart zurück, wo 
er am 21. Februar eintraf. Das Verhalten von Seiten des 
heiligen Stuhles hatte wohl jeinen Grund in der vagen und un— 
genügenden Faſſung einiger Artikel der Uebereinkunft, noch mehr 
aber in dem Wunjche, die Firchlichen Angelegenheiten der ober— 
rheiniſchen Kirchenprovinz durch eine Vereinbarung mit den be= 
theiligten Fürften zu ordnen!. Den Beweis hiefür liefert uns 
das Schielal der Mainz. Darmitädter Convention. 


Die großherzoglich heſſiſche Negierung, an deren Spiße nach 
Jaupp's Nüctritt Freiherr von Dalwigf getreten war, ſchien 
anfangs wenig geneigt, die ſtaatskirchlichen Grundſätze aufzugeben ?. 
Sie hatte gehofft, bei Aufrechthaltung des falſchen Syitems den 
Biſchof von Mainz durch einige Zugeſtändniſſe zufrieden zu ftellen. 
Die Eollectiveingabe der oberrheiniſchen Biſchöfe vom 12, April 
1553 fam ihr deshalb höchſt ungelegen. Ste bezeichnete dieſelbe 
in ihrer Antwort an Biſchof v. Ketteler jogar als ‚unftatthaft‘ 
und erklärte demfelben, daß man ‚die Gejeße und die Verfaſſung 
des Staates gegen jeden Eingriff werde zu ſchützen willen‘. Der 


"Note Antonelli's vom 20. Juli 1854 bei Friedberg, Der Staat 
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firchliche Oberhirt ließ ſich jedoch nicht einjchüchtern. Er über: 
reichte der Regierung die Denkſchrift vom Juni 1853 und be- 
zeichnete in einem Begleitichreiben die Zugeſtändniſſe der Negie- 
rungen vom 5. März als ungenügend. Dabei verhehlte ev dem 
Darmitädter Cabinet nicht, daß ihm jein Gewiſſen die Geltend- 
machung der firchlichen Rechte zur heiligiten Pflicht mache, wenn 
die gerechten Forderungen des Episcopates unberüdiichtigt bleiben 
jollten. 

Der Biſchof jchritt zur That. Er ließ am 11. November 
1853 das Concursexamen für einige vacante Pfarreien aus- 
ichreiben. Die Staatsregierung mußte nun eine Entſcheidung 
treffen. Großherzog Ludwig II. war einem &onflicte mit der 
fatholiihen Kirche abhold, und auc der Mlinifterpräfident zog 
eine friedliche Berftändigung dem offenen Kampfe vor. Er 
wandte ſich deshalb am 19. November an Bilchof von Setteler 
mit dem Erjuchen, von einem factiſchen Vorgehen vorläufig noch 
Umgang zu nehmen, indem die Großherzogliche Regierung das 
Rejultat der zwiſchen der württembergiichen Staatsbehörde und 
dem Bilchofe von Rottenburg eingeleiteten Unterhandlungen ab— 
warten wolle, um mit den übrigen betheiligten Regierungen 
die Frage in DBerathung ziehen zu fünnen, ob und wie weit Ber: 
anlafjung vorhanden ſei, in Folge der neueiten bijchöflichen Denk— 
Ihrift an den Entjchliegungen vom 5. März Abänderungen eur: 
treten zu laſſen, und welche ſonſtige Schritte zu einer Friedlichen 
Lölung der kirchlichen Streitfrage zu thun ſeien. 

Da in dem minijteriellen Schreiben verjchtedene irrige Anz: 
Ihauungen und unrichtige Behauptungen ausgeiprochen waren, 
fand ſich Biſchof v. Ketteler veranlaßt,. diejelben in feinem Ant— 
wortichreiben zu berichtigen und zugleih den ‚Standpunkt‘ zu 
firiren, ‚von dem aus eine Ausgleichung zwiſchen Kirche und Staat‘ 
möglich jei. Derjelbe ergebe ſich aus dem einfachen Saße, ‚die 
fatholiihe Kirche hat das Recht, in Deutichland mit den Lehren 
und Einrichtungen, wodurch fie ſich als fatholiiche Kirche von ans 
deren Confeſſionen unterjcheidet, zu beitehen, und das Necht, zu 
verlangen, daß die Staatsgewalt feine Verordnungen erlafje, Die 
dieſes Recht vernichten‘. Den Vollzug der Beichlüffe des ober: 

10 * 
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rheinischen -Episcopates, ſchließt der Biſchof jein Schreiben, fünne 
er ‚in dem Augenblide, wo der greiſe Erzbiichof in einer noch nie 
dagewejenen Weile behandelt werde, nicht verichteben‘ ; doch be— 
merft er, daß die Ausführung bis zur MWiederbejegung der va— 
canten Pfarreien ‚jedenfalls noch mehrere Monate in Anjprud) 
nehme‘, die Staatsregierung alſo ‚immerhin noch Zeit habe, den 
Erwartungen der Bilchöfe zu entiprechen‘. 

Sn ſeinem Antwortichreiben vom 4. Februar 1854 jchlägt 
der Meinifterpräfident dem Biſchof Unterhandlungen vor. Als 
Grundlage derſelben jollte die württembergiſche Uebereinkunft 
dienen, weshalb die Eröffnung der Verhandlungen jo lange hin: 
ausgejchoben werden möchte, bis eine Enticheidung des heiligen 
Stuhles, welche wohl bald eintreffen werde, erfolgt Jet. 

Das Verlangen des Miniſterpräſidenten war begründet, brachte 
aber den Bilchof in eine peinliche DBerlegenheit. Er wollte die 
angetragenen Unterhandlungen nicht ablehnen, erfannte aber aud), 
daß ein längeres ruhiges Zuwarten Veranlaffung zu den mannig- 
fachſten Vermuthungen geben könne. Der Conflict in Freiburg 
hatte bereits einen heftigen Character gewonnen, und auch in 
Yımburg war derjelbe entbrannt. Nur der Biſchof von Mainz, 
welcher als der eigentliche Führer im Kampfe angejehen ward, 
verhielt ſich ruhig. Bald curjirten die verjchtedenften Gerüchte 
über das unerflärliche Benehmen des Bilchofes, welcher den wahren 
Grund ſeines ruhigen Abwarten der Deffentlichfeit nicht befannt 
geben konnte, ohne von vornherein jchon ein friedliches Ueberein- 
fommen zu vereiteln, und es fielen ‚wenig jchmeichelhafte Aeuße— 
rungen emestheils über ihn ſelbſt, als ob er den Kampf für die 
Sache der Kirche in den Momenten der Entſcheidung Anderen 
überlafle, anderntheils über feine hochwürdigſten Amtsbrüder, als 
ob Diele weniger friedlich als er wären‘. Unter dem Gindrude 
einer Jo ſchwierigen Yage richtete Biſchof v. Ketteler am 10. März 
1854 ein Schreiben ! nach Darmftadt, worin er den Miniſter— 
präfidenten erfucht, Die Verhandlungen jchleunigit eröffnen zu laſſen, 
und für diefen Fall vertpricht, ‚diefen Verhandlungen durch ein 
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factiſches Vorſchreiten für die nächſte Zeit nicht vorzugreifen‘. 
Von dieſer Gorrespondenz gab der Bilchof von Mainz jeinen 
Mitbiſchöfen durch abjchriftliche Mittheilung der beiden Schreiben 
Kenntniß. 

Da die Eröffnung der Conferenz ſich in die Länge zog, er— 
ſuchte Biſchof von Ketteler die Regierung am 21. Mai um Be— 
ſchleunigung der Sache und erklärte zugleich, unter welchen Mo— 
dificationen er die württembergiſche Convention als Grundlage 
der Verhandlungen annehmen wolle. Dieſelben fanden im Juli 
1854 ſtatt. Als Regierungscommiſſär fungirte Miniſterialrath 
v. Rieffel; Freiherr von Ketteler hatte den Generalvicar Lennig 
zu ſeinem Bevollmächtigten ernannt. Am 23. Auguſt wurde die 
vorläufige Uebereinkunft unterzeichnet. Ihre Beſtätigung blieb 
dem apoſtoliſchen Stuhle vorbehalten. Der Biſchof ließ den ein— 
zelnen Artikeln der Convention noch beſondere Erläuterungen bei— 
fügen und ſandte Abſchriften beider Actenſtücke an die Nuntien 
von Wien und München, ſowie an die Biſchöfe der Provinz. 
Ein näheres Eingehen auf die einzelnen Artikel der Convention !, 
welche mit einzelnen Ausnahmen theils wörtlich, theils dem we— 
ſentlichen Inhalte nach mit der württembergiichen Vereinbarung 
übereinftimmen, erjcheint nicht nothwendig. 

Wie aus der officiellen Note des Pronuntius in Wien, Car: 
dinal Viale Prelä vom 3. Oktober erhellt, trug der apoſtoliſche 
Stuhl Bedenken, die erbetene Genehmigung zu ertheilen. Die 
Gründe werden in einem vertraulichen Schreiben angegeben. We— 
niger war es der Inhalt der Convention, wie die Form, die Art 
und Weije ihres Abſchluſſes. Der Eardinal jchreibt: ‚Der heilige 
Stuhl findet zwar, daß die vom Generalvicar Lennig abgefaßten 
Bemerfungen und Grläuterungen von großer Wichtigkeit ſind; 
allein das kann nichts an dem Syſteme ändern, dem der heilige 
Stuhl in diefer Sache zu folgen jich vorgenommen hat; nämlich 
daß eine Uebereinkunft über die Regelung der SKirchenangelegen: 
heiten im der oberrheiniſchen Kicchenprovinz nur im Rom abzu— 
ichließen jei.‘ Der Bilchof von Mainz erfannte die Richtigkeit 
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diejes Principes vollitändig an, verſäumte aber auch nicht, den 
Gardinal auf die Nachtheile aufmerkſam zu machen, welche deſſen 
Anwendung im vorliegenden Falle im Gefolge haben würde. 
Größeren Erfolg hoffte der Bischof durch mündliche Verhandlungen 
in Rom zu erzielen. Vom heiligen Vater zur eier der dog— 
matiichen Definition der unbefledten Empfängniß Maria einge— 
laden, trat er in Begleitung feines Geueralvicars Lennig im No- 
vember 1854 die Reife in die ewige Stadt an. 

Nach Beendigung der Feltlichkeiten begannen im Januar 
1855 die Verhandlungen des Bilchofes von Mainz mit Cardinal 
Brunelli, die troß des wiederholten Drängens des eriteren fei= 
nen raſchen Fortgang nahmen. Erſt am 23. März erhielt ex 
eine Inſtruction, in welcher der apoftoliiche Stuhl ‚einige im 
Ganzen weniger wichtige Abänderungen der Convention verlangte. 
Dieſe Forderung machte eine neue Verſtändigung mit der Re- 
gterung in Darmftadt nothwendig, weshalb Freiherr von Ketteler 
nach jeiner Rückkehr dem Miniſterpräſidenten die Bunfte bezeich- 
nete, bezüglich welcher eine andere Redaction gewünjcht wurde. 
Am 19. April antwortete Freiherr v. Dalmigf zuftimmend. 
Hierauf Jandte der Bilchof von Mainz am 9. Juni die neu redi- 
girte Convention an den Gardinalftaatsjecretär, um die Genehmi- 
gung des heiligen Vaters zu eriwirfen. ine Beitätigung erfolgte 
nicht. Factiſch aber wurden die Beitimmungen der Convention 
von Biſchof und Regierung in Ausführung gebracht und damit 
war ein feindfeliger Zufammenftoß glüclich vermieden !. 


Einen anderen Berlauf nahm der Sirchenconfliet in der 
Didcefe Limburg ?, deren eifriger und thatkräftiger Oberhirt jchon 
jeit einer Reihe von Jahren das ungebührliche Hineinregieren der 
weltlichen Gewalt in die Angelegenheiten der Kirche nicht ganz 
ohne Erfolg befämpft hatte. Noch beifere Ausfichten jchtenen ſich 
demjelben im März 1848 zu eröffnen. Der naſſauiſche Miniſter 
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von Dungern jandte in diefem Monate den Staatsrath Henkel 
nad Limburg, um Biſchof Blum zu erjuchen, die fatholiiche Be- 
völferung des Herzogthums von revolutionären Bejtrebungen ab- 
zuhalten, und ihn zugleich aufzufordern, der Regierung feine 
kirchlichen Defiderien näher zu bezeichnen. Mit Freuden ging 
der Biſchof hierauf ein. Er erließ einen Hirtenbrief in Betreff 
der bevoritehenden Landtagswahlen und richtete ein ausführliches 
Schreiben an die Landesregierung, in welchem er feine Wünſche 
ausſprach und begründete. Die naſſauiſchen Staatsmänner ver- 
gaßen aber nur zu ſchnell die Lehren des Jahres der Revolution. 
Sie ließen das biihöfliche Schreiben unberückſichtigt, und das alte 
jtaatsfirchliche Syitem dauerte fort. Auch das Auftreten des 
deutichen Episcopates und jpeciell der Bilchöfe der oberrheintjchen 
Kirchenprovinz bewirkte feine wejentliche Aenderung. Da ent: 
Ichloß Sich der Biſchof ‚nad) mehr als fünfjährigem Bitten und 
Zumwarten endlich‘, das Beiſpiel ſeiner Meitbiichöfe und bejonders 
feines greifen Metropoliten nachzuahmen. Hiedurch gerieth er 
mit der Regierung in einen langjährigen Eonflict, welcher went: 
ger als der Kampf in Freiburg die allgemeine Aufmerkſamkeit 
auf ſich 309, weil die Regierung äußeres Aufſehen zu vermeiden 
juchte, dev aber überreih) war an Kränkungen und Quälereien 
des edlen Oberhirten, gegen welchen die Staatsbeamten vielfac) 
die allergewöhnlichjten Rückſichten außer Acht ließen. 

Die Berationen des Biſchofs wegen der Berufung einiger 
Redemptoriiten an die Wallfahrtskirche in Bornhofen waren gleich) 
jam der Prolog zu dem Drama, welches ſich bald abjpielen jollte. 
Der eigentliche Kampf begann aber im Dezember 1853 mit der 
Beſetzung von acht Pfarreien, auf welche der Staat nad) geichehe- 
ner Aufforderung fein Batronatsrecht geltend gemacht hatte. Die 
Regierung, welche um diejelbe Zeit ‚Peter Joſeph Blum und Con— 
jorten‘ wegen ‚Erprefiung‘ ! vor den Griminalrichter citirte, er: 


Es handelte fih um eine Meßitiftung zu Neudorf im Rheingau. 
Vicar Müller bejorgte während der Pfarrerledigung dieje Stiftung, wofür 
ihm der Biſchof die Stipendien zumwies. Die Regierung verbot aber Die 
Auszahlung, weil der Vicar zur Perjolvirung diejer Meſſen ohmedies ver: 
pflichtet jet. Das biihöflihe Ordinariat ließ demjelben deshalb aus einen 
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flärte die dom Biſchof vorgenommenen Ernennungen für ‚unges 
ſetzlich,, ließ das Kirchenvermögen der betreffenden Gemeinden mit 
Beichlag belegen und verfügte, daß ſämmtliche Pfarrgefälle an 
die herzoglichen Rentämter auszuzahlen ſeien. Hiegegen erhob 
der Biſchof von Limburg in ſeinem Hirtenbriefe! vom 20. Ja— 
nuar 1854 Proteſt und erklärte zugleich, daß Diejenigen, welche 
Pfarrcapitalzinſen u. ſ.w. an eine andere Behörde als an den 
Pfarrer ‚freiwillig“ bezahlen würden, dem großen Kirchenbanne 
verfallen ſeien. 

Kaum war der Kirchenconflict in Naſſau eröffnet, ſo ſuchte 
Bismarck denſelben im preußiſchen Intereſſe auszubeuten. Er 
erbat ſich nach Erſcheinen des biſchöflichen Hirtenbriefes vom 
Miniſterpräſidenten v. Manteuffel die Erlaubniß zu einem Be— 
ſuche in Wiesbaden und begab ſich nach erhaltener Zuſtimmung 
am 7. Februar dorthin, ‚um dort die Streitigkeiten mit der ka— 
tholiſchen Kirche zu beiprechen‘. Er fand freundliche Aufnahme 
bet dem Herzog und deſſen Umgebung und machte die Wahr: 
nehmung, ‚daß die dortigen Gelinnungen ſich im Laufe des leßten 
Jahres zu Gunsten Preußens geändert‘ hatten. Dieſe ‚Wand— 
lung‘, meinte er, habe ihren Grund in ‚der Beſorgniß und Er— 
bitterung‘, welche ‚die ultvamontanen Umtriebe und die Partei— 
nahme Dejterreichs für Diefelben beim. Herzog erweckt hätten‘. 
‚Weniger entjchteden,‘ fand Bismarck den Mtinifter, Prinzen 
v. Wittgenstein, ‚im jeinen Anfichten über den kirchlichen Streit‘. 
Doch gelang es jeinen UHeberredungsfünften, den Prinzen für die 
Anſicht zu gewinnen, ‚daß die protejtantiichen Regierungen sich 


anderen firchlichen Fonds, der fraft einer Privatitiftung dem Biſchof zur 
Verfügung jteht, die Stipendien auszahlen. Dafür cedirte der Vicar jenent 
Fonds jeine Forderung. Lebterer Fonds erwirkte nun ein Contumacial- 
urtheil gegen den Kaplaneifonds zu Neudorf. Die Regierung hatte verlangt, 
daß der Kirchenvorſtand von Neudorf procejlirend gegen den Biſchof auf: 
trete; der Oberhirt aber ließ ihn durch ein Schreiben davon abmahnen, in dem 
er u. A. auch auf die geiftlihen Genjuren hinweist, welche die der Kirche 
Widerjpänftigen treffen. Hierin erblickte die Regierung das Verbrechen der: 
Erpreifung. Siehe Katholift 1854, I, 102 ff. Das Oberappellationsgeriht: 
ſprach den Biichof und jeine Mitangeflagten frei. 
' Siehe Katholik a. a. DO. ©. 107 ff. 
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bejtreben müßten, mehr Gemeinfamfeit als bisher für ihre Stel- 
lung gegen die römiſche Kirche zu gewinnen‘; aber der Miniſter 
meinte, ‚daß man nur von Preußen eine Initiative auf dieſem 
Felde erwarten könnet. Das gerade wiünjchte der preußiiche 
Staatsmann, welcher diefen Plan ‚als ein mit der Zeit zu er= 
reichendes Ziel der preußiichen Politik Feitzuftellen und unverrückt 
im Auge zu behalten: dringend empfahl und es dem Mtintiter- 
präfidenten v. Manteuffel anheimitellte, ob nicht ‚jchon jeßt der 
Ausführung practiſch näher zu treten je. Vorzüglich aber war 
Bismarck bemüht, der herzoglichen Regierung ‚Feitigfeit und 
Stüße zu verleihen und von einem eimfeitigen und zu eifrigen 
Aufſuchen von Verhandlungen mit Nom abzurathen‘ !. 

Die Hoffnung Bismards, den Herzog von Naſſau für die 
proteftantifche preußiſche Politik gewonnen zu haben, ging nicht 
ganz in Erfüllung. Das Auftreten der Regierung, welche die 
firchenfeindlichen Blätter aller Richtungen in ihre Dienste 309, 
rief eine große Entrüftung unter den fatholiichen Bewohnern des 
Herzogtums hervor. Die Pfarrer und die Katholiken der oben 
erwähnten Gemeinden protejtirten gegen die Beichlagnahme ihres 
Kirchenvermögens und erklärten, nur der Gewalt zu weichen. Die 
fatholiichen Blätter vertheidigten mit Entſchiedenheit die Nechte 
des Biſchofes, und in den Ständefammern fan es zu Interpella— 
tionen, welche der Regierung höchſt unerwünjcht waren. Die fas 
tholiichen Beamten befanden fich in eimer jchwierigen Lage. Die 
Weigerung, den Befehlen der Regierung Folge zu leiten, führte 
ihre Abjeßung herbei, und die Ausführung der Negierungsverord- 
nungen brachte fie in Wideripruch mit ihrem Gewiſſen. Die 
Entrüftung wurde täglich größer und nahm zulegt einen Charae— 
ter an, welcher der Regierung ein theilweijes Einlenfen als räth— 
(ich) erjcheinen lieg. Sie erfannte die vom Biſchof ernannten 
Pfarrer als Biarrverwalter mit einer geringen Tagesgebühr an, 
hielt aber die Sequeitrirung des Kirchenvermögens aufrecht. 

Die Regierung gab in diefem Punkte nur nothgedrungen 
nach; im Uebrigen beharrte fie auf dem eingejchlagenen Wege. 
Te 

Poſchinger I, 360 f., 363 ff. 
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Die VBerationen des Bilchofes mehrten ih. Schon im Dftober 
1855 war das Ffirchliche Amtsblatt confiseirt und deſſen Drud 
im Herzogthum verboten worden. Es wurde nun in Frankfurt 
gedruckt. Die Koiten dafür mußte der Bilchof beitreiten. Das 
Jahr 1854 brachte neue Streitobjecte. Die Regierung verwei- 
gerte die Beitreitung der Cultuskoſten für die biichöfliche Kapelle 
aus Staatsmitteln, obſchon fie rechtlich dazu verpflichtet war, und 
verjagte den Gandidaten der Theologie, welche ſich vor dem Ein- 
tritt in das Prieſterſeminar der Prüfung dur) die vom Biſchofe 
ernannte Commiſſion unterzogen, die aus firchlichen Fonds 
fliegenden Suftentationsgelder. Um fein Mittel der Güte unver: 
ſucht zu laſſen, wandte ſich der Firchliche Oberhirt, deſſen ‚Stark 
muth in dem Kampfe für die Sade der Kirche: Papſt Bius IX. 
das ‚verdiente Lob jpendete‘, am 28. April 1854 an die Yandes- 
regterung md verlangte die endliche Gewährung jeiner berechtig- 
ten Forderungen mit der Erklärung, daß er fi im Weigerungs— 
falle genöthigt finde, thatjächlich voranzugehen. 

Das Miniſterium ſchien entichloflen, Gewalt zu gebraucen, 
und der Conflict unvermeidlich. Da griff plößlic” der Herzog 
von Naſſau perfönlich in die Sache ein. Nach einer Unterredung 
mit dem Stellvertreter des Bilchofes in der eriten Kammer, dem 
Domcapitularen Dr. Diehl, hob er durch directe Verfügung die 
ZTemporalienjperre der neubejeßten Pfarreien und des Prieſter— 
jeminars auf, bewilligte eine Summe aus Staatsmitteln zur Be— 
Itreitung der Koften der biihöflichen Kapelle und knüpfte wegen 
der Kirchenangelegenheit Unterhandlungen mit dem heiligen 
Stuhle an. 

Ob die Aufhebung der „ZTemporalienjperre: und der Um— 
Ihwung in der Gefinnung des Herzogs überhaupt ‚auf Betrieb 
des nallautichen Bundestagsgejandten dv. Dungern erfolgte, der 
hiezu durch Herrn v. Prokeſch ım Auftrage des Wiener Gabinets 
veranlaßt worden jei‘, wie Bismarck! behauptet, können wir nicht 
angeben; keineswegs aber wäre damit ausgejchloflen, daß Der 
Herzog durch die im Lande, oder wie Bismarck ſich ausdrüdt, 


Poſchinger II, 29, 
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„bet der ultramontanen Partei‘ herrſchende Exbitterung zu feinem 
Schritte bewogen wurde, wie jein ‚durch die Hauptführer deriel- 
ben‘ veranlaßtes Einjchreiten gegen die maßloſen Angriffe des 
amtlichen ‚Allgemeinen intelligenzblattes‘ * auf die Fatholiiche 
Kirche deutlich bemeiit. 


Mit der Führung der BVBerhandlungen in Nom hatte die 
naſſauiſche Regierung den niederländiichen Gefandten Yiedeferke 
betraut, dem Miniſterialrath Hendel beigegeben wurde. Schon 
im Sanuar 1855 ließ fie ihre Abficht durch den Pronuntius in 
Wien Wiale Brela dem heiligen Stuhl eröffnen, worauf der 
Bapit mittels Schreiben vom 26. Januar jeine Bereitwilligkeit 
ausiprah. Im Juni gab die Regierung dem Bilchof von Lim— 
burg Kenntnig von ihrem Vorhaben mit der Aufforderung, Tich 
eines weiteren thatlächlichen Borgehens zu enthalten. Hiezu war 
derjelbe unter der Bedingung bereit, daß auch die weltliche Ge— 
‚walt feine neuen Eingriffe in die Rechte der Kirche vornehme. 
Erit im September überreichte Hendel dem Gardinalftaatsjecretär 
eine Denkichrift ?, welche die Pfründebejeßung, die Ausbildung der 
Theologen und das Volksſchulweſen zum Gegenjtand hat. Auf 
ein näheres Eingehen müſſen wir. verzichten. Nur ſei hervorge- 
hoben, daß die Denfichrift im Widerjpruche mit den offenkundigiten 
Thatſachen das Benehmen der nafjautichen Regierung als ein 
durchaus gejeßliches darjtellt, den Bilchof dagegen als Störenfried 
bezeichnet. Auf diejes Actenſtück, welches auch bezüglich der er- 
wähnten Punkte einige Zugejtändnifie macht, erwiderte Gardinal 
Antonelli am 12. September durch eine Denkichrift ?, in welcher 
an der Hand authentijcher Thatjachen die Berechtigung der biſchöf— 


! Dasjelbe brachte Artikel ‚Ueber die oraniſche (proteft.) Parter in 
Naſſau‘ und „Iſt der Erzbiihof von Freiburg ein Unterthan‘, welche die 
gemeinjten Verdächtigungen und Schmähungen gegen die fath. Kirche enthiel: 
ten. Selbſt Bismard gejteht, daß dieje Artikel ‚allerdings den evangeltichen 
Standpunft ſcharf und bejtimmt hervorheben‘. 

? Sie jteht bei Friedberg, Die Gränzen ©. 907 ff. 

’ hr Wortlaut bei Friedberg, a. a. ©. ©. 859 ff. 
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lichen Forderungen überzeugend nachgewieſen, und namentlich das 
von Naſſau beanfpruchte und bisher factiſch ausgeübte ‚angebliche 
Oberauflichtsrecht des Staates über die Kirche mit den Morten 
zurücgewiefen wird, daß die Kirche ‚nad Anordnung ihres gütt: 
lichen Stifters von jeder weltlichen Gewalt unabhängig jet, und 
Dieter nur die Pflicht obliege, ſie zu beichüigen‘. 

Die Eröffnung der Verhandlungen verzögerte ſich bis zum 
April des folgenden Jahres. Der Papſt ernannte den Cardinal 
Brunelli zu jeinem Bevollmächtigten. Nach einigen VBorbeiprechun: 
gen überreichte der Gardinal dem Miniſterialrath Hendel eine 
Punktation, welche als Grundlage einer fünftigen Vereinbarung 
dienen ſollte. | 

Durch Anfnüpfung der Unterhandlungen zwiſchen Nom und 
der naſſauiſchen Regierung wurde die Lage des Bilchofes von 
Limburg eher erichwert als erleichtert. Bald gefellten ſich neue 
Itrittige Punkte zu den früheren. Die Regierung beanfpruchte u. U. 
das Recht der Beltätigung der Piarrverwalter und deren Ein— 
weiſung in die Temporalien, entzog dem biſchöflichen Oxdinariate 
die Summe von 1000 Gulden, welche der Herzog für einen Ge- 
hilfen ſeit 1849 bezahlt hatte, bedrückte die klöſterliche Genoſſen— 
ichaft der ‚Dienſtmägde Ehrilti‘ in Dernbach und griff auch in 
anderer Beziehung in die Verwaltung der Kirche ein. Sie be— 
handelte die Decane als reine Staatsdiener, gab ihnen den Zitel 
‚berzogliche Decane‘, correipondirte mit ihnen wie mit untergeord- 
neten Staatsbeamten und verhängte jogar Disciplinaritrafen ge: 
gen Diejelben. Vergebens erſuchte im Jahre 1854 der Biſchof 
mit Hinweis auf den firhlichen Charakter der Decane die Regie— 
rung, ihren Gejchäftsverfehr mit denjelben ftreng auf die Ber: 
mögensverwaltung einzuichränfen und in andern fatholifchen kirch— 
(ihen Angelegenheiten ſich unmittelbar an das Ordinartat zu 
wenden. Es entſpann ſich eine in mehrfacher Hinficht intereflante 
GSorrespondenz !, bei welcher die weltlichen Behörden den Bifchof 
‚einer ungerechtfertigten Neuerung ſowie der Aufforderung zum 
Ungehorfam‘ beichuldigten, und fein Auftreten als ‚ebenfo rück— 


' Brüd, die oberrhein,. Kirchenprov. ©. 379 ff. 
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ſichtslos wie umerlaubt‘ bezeichneten. Erſt dem periönlichen Ein- 
Ihreiten des Herzogs gelang es, den Conflict auf friedliche Weile 
beizulegen. Doc vermochte auch er nicht, den Starrſinn feiner 
bureaufratiichen Beamten ganz zu brechen. 

Die Lage des Bilchofes von Limburg wurde täglich troit- 
lofer. Seit Anknüpfung der römischen Verhandlungen waren ihm 
die Hände gebunden, während die bisherigen Bedrüdungen der 
Kirche fortdauerten. ‚Die naſſauiſche Regierung‘, jchrieb er an 
den Gardinal Reijad, ! ‚zur Genüge befriedigt, in den vorgeſcho— 
benen Verhandlungen mit dem heiligen Apoitoliichen Stuhle die 
bannende Formel gegen das unbequeme Vorgehen des „Landes— 
biſchofs‘' gefunden zu haben, jah, wie ich aus ihrem Verhalten 
ichliegen muß, Feine weitere Veranlaſſung zu ernſter Fortführung 
derjelben; dagegen beeijerte jie fich um jo mehr, die gewonnene 
Zeit mit der ganzen Emjigfeit verbilienen Ingrimms gegen jedes 
freiere Aufathmen des Katholicismus, die das alt:vraniiche Be— 
amtenthum von jeher auszeichnete, zu benüßen, um das verlorene 
Terrain wieder zu gewinnen.‘ Die Pfarreien blieben unbejeßt, 
und die Pjarrverwalter erhielten nur. einen jpärlichen Gehalt; 
pflichteifrige Geiftliche wurden vor die Gerichte geitellt, und nod) 
in anderer Weile die Nechte der Kirche verfümmert. Diejes ‚mit 
jedem Tage maß- und rückſichtsloſer werdende Worjchreiten des 
Gouvernements, durch welches die Didcejanregterung nachgerade 
unmöglich erſchien,“ veranlaßte den Biſchof am 8. Dezember 1859 
zwei energijche Eingaben an den Herzog und die Landesregierung 
zu richten, und zugleich ‚den heiligen Vater unter genauer Dar: 
legung der Verhältniife um eine Inſtruction für jein fünftiges 
Benehmen zu bitten. Nach Empfang diejes Schreibens richtete 
Cardinal Antonelli am 21. Dezember eine Note an Hendel, in 
welcher auf Beichleunigung der Sache gedrungen wird, da der 
heilige Stuhl einen jo unheilvollen Zuſtand nicht länger dulden 
fünne. Der berzoglich nafjauiiche Bevollmächtigte verjprady am 
16. Januar 1856 möglichit jchnelle Erledigung. Da aber 
Wochen verftrichen, ohne daß von deſſen Seite etwas geihab, ließ 


! Schreiben vom 8. Dezember 1855. 
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der Papſt am 21. Mai durch den Pronuntius Viale Prelà dem 
naſſauiſchen Gejandten in Wien infinuiren, daß Se. Heiligkeit in 
Anbetracht der neuen Unbilden, welche die naſſauiſche Regierung 
der Kirche zufüge, ſich des Zweifels nicht entichlagen fünne, das Hin— 
ausziehen der Verhandlungen durch fie habe ihren Grund in der 
Abſicht, hierdurch in der gewohnten Weiſe gegen die Kirche verfahren 
zu fönnen und die Katholiken eigentlic zum Beſten zu halten, indem 
man fie durch dieſe Manöver nur abhalten wolle, die Hilfe des 
apoitoliichen Stuhles anzurufen. Zugleich wurde der Pronuntius 
beauftragt, die Erklärung abzugeben, daß ein ſolcher Zuftand nicht 
(länger tolerivt werden fünne. Bon dem päpftlichen Schreiben 
jollte Viale Brela auch den Biſchof von Limburg in Kenntniß 
jeßen. 

An leßteren hatte der Papſt ſchon am. 13. Februar 1856 
ein Breve gerichtet, welchem er eigenhändig die Worte beijeßte: 
‚Bir hoffen, daß ſchon ein Brief von Unſerem geliebten Sohne, 
dem Gardinal Viale Brelä, apoſtoliſchen Bronuntius in Wien, 
über die befannten Angelegenheiten in Deiner Didcefe an Dich 
gelangt iſt.“ Der Biichof wandte ſich jogleich an den Pronuntius, 
erhielt aber weder die gewünschte Inſtruction noch überhaupt eine 
Antwort. Auch ein weiteres Schreiben vom 10. März blieb un— 
beantwortet. Inzwiſchen nahm ‚das Peinliche‘ jeiner Lage ‚mit 
jedem Tage noch zu‘. Die Regierung forderte ſogar Verzicht auf 
das Recht der Pfarrbeſetzungen ‚als Dienit- Pflicht von Seiten des 
firchlichen Oberhirten. Unter diefen Umständen wandte ich Biſchof 
Blum am 5. Mai 1856 direct an den heiligen Vater und bat 
um Berhaltungsmaßregeln. In einen bejonderen Schreiben an 
Cardinal Reiſach entrollt der Bilchof ein abjchredendes Bild 
naſſauiſcher Kirchenzuftände. Em Paſſus Toll hier mitgetheilt 
werden. 

‚Eine jüngſte Weinifterialentichliegung‘, heist es in dem ans 
geführten Schreiben, ‚die ich Ew. Eminenz in extenso abjchrift- 
(ich beizulegen wage‘, ‚tritt ſogar mit der ganz exrorbitanten For— 
derung auf, daß insfünftig alle Erlaffe und Ausjchreiben der 
biichöflichen Stelle vor ihrer Bublication der Herzogl. Regierung 
ur Prüfung und Entſcheidung darüber vorgelegt werden jollen, 
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ob diejelben rein kirchlicher Natur und zu genehmigen, oder aber 
al3 in die bürgerlichen und jtaatlichen Verhältniſſe eingreifend zu 
beanftanden jeien, widrigenfalls die Druckkoſten aus den dotations- 
mäßigen Revenüen der Kanzlei nicht bezahlt werden würden; eine 
Forderung, die im Grunde nur in etwas veränderter Form das- 
jelbe erneuert, was ſ. 3. die Großherzogl. badische Regierung 
mittels Beitellung des Specialcommiſſärs Burger verfucht hat, 
und die um jo gefährlicher iſt, als die Regierung im directen 
Widerjpruche mit Art. XU der Bulle Provida solersque die 
gefammte Bisthumsdotation und jomit auch jene Theile, welche 
für die Bedürfniffe der Adminiſtration bejtimmt find, in ihren 
Händen und unter ihrer Verwaltung hat, und dadurch im der 
Lage ift, der Kanzlei die Mittel des Beſtandes, wie jeither ſchon 
theilweife geichehen, zuleßt gänzlich zu entziehen‘. Hierdurch jei 
offenbar die Fortdauer der Bisthumsverwaltung jelbit in Frage 
gejtellt und ericheine eine Entjcheidung unumgänglich nothwendig, 
‚eine Entjcheidung, die ſich mur innerhalb der Alternative wird 
bewegen fünnen, entweder dem unerhörten Benehmen des nal- 
ſauiſchen Gouvernements nachzufommen, geduldig ſich der kläg— 
lichſten Knechtſchaft zu fügen, welche die Geſchichte der Kirche 
Gottes aufzumeilen hat, oder aber den Verſuch eines gütlichen 
Austrages vorerit aufzugeben und der Anmaßung der, Staats: 
behörde mit dem gebührenden Ernte und Nachdrude angemeſſen 
entgegen zu treten.‘ 

Am 10. Juni empfing der Biſchof ein päpftliches Breve vom 
30. Mai, in welchem der heilige Vater ihm den Gang der bis= 
herigen Verhandlungen mittheilt und das jchon berührte energiiche 
Breve vom 21. Mai erwähnt, zugleich aber auf die Nothwendig- 
feit hinweiſt, vorerit die Entichliegungen der Negterung abzuwarten, 
um nad) denjelben die geeigneten Maßregeln zu ergreifen. 

Der heilige Stuhl hatte durch die Erklärung vom 21. Mai 
ein entjcheidendes Wort geiprochen. Es ſtand nun bei der Re— 
gierung, durch Hartnädiges Feithalten an ihrem firchenfeindlichen 
Standpunkte einen neuen Kampf heraufzubeichwören, oder den 
Conflict in Frieden zu Schlichten. 
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Die Regierung ſuchte dem offenen Kampfe auszumeichen, 
wollte aber auch die Unterhandlungen mit dem apoftoliihen Stuhl 
nicht fortjegen, da te fich von Unterhandlungen mit dem Bijchof 
von Limburg mehr veriprad). 


Am 1. Juli 1856 machte Negterungspräfident v. Faber dem 
Oberhirten das Anerbieten, über gewiſſe Punkte mit der biichöf: 
lichen Behörde in Unterhandlungen zu treten. Diejes Schreiben 
erwecte in dem edlen Dulder von Limburg die Hoffnung einer 
baldigen Beendigung des verderblichen Eonflictes; allein das Pro— 
memoria der Negierung überzeugte ihn vom Gegentheile. Die 
dort gemachten Vorjchläge über die Bejeßung der Pfarreien, über 
das biſchöfliche Convict und die Bisthumsdotation waren für 
Biſchof Blum nicht annehmbar, deſſen Gegenvorichläge vom 
19. Auguſt aber wurden von der Regierung zurückgewieſen. 

Um wenigjtens eine geordnete Seelforge herbeizuführen, un: 
terbreitete der Biſchof von Limburg nad) einer Unterredung mit 
aber mittels Schreiben vom 16. September feine Borjchläge 
bezüglich einer definitiven Belegung der ſchon jeit Jahren vacanten 
Pfarreien und ſprach zugleich den Wunſch aus, wegen des immer 
mehr fühlbar werdenden Mangels an Seeljorgern ſowohl, wie 
auch aller Geldmittel, um neue Pfarreien zu gründen, an einigen 
Orten Stationshäufer für kirchlich approbirte Ordensgeiftliche ‚im 
Einvernehmen mit der Regierung‘ zu errichten. Grit am 6. Juni 
1857 erfolgte die ablehnende Antwort von Wiesbaden. Die Re— 
gierung machte die Bejeßung der Pfarreien durch ihre daran ge: 
fnüpften Forderungen geradezu unmöglich und wies die Berhand- 
(ungen über die Zulaffung von Ordensgeiftlichen mit den Worten 
ab, ‚es liege im Geiste des naſſauiſchen Staatsrechtes, daß die her: 
zogliche Negierung bezüglich des Verhaltens zu Firchlichen Orden 
und deren Mitgliedern feine Zujage und feine Eröffnungen machen 
könne, ich vielmehr freie Bewegung bewahre, da die Stellung 
von Gorporationen und Vereinen zur Staatsregierung unbedingt 
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von der jeweiligen politischen Gejeßgebung und den jeweiligen po- 
litiſchen Berhältniffen abhängig jein mühe. Die Gegenbemer- 
fungen des Biſchofs vom 9. Juni und jein Vorjchlag, die in der 
Mainzer Convention jtipulirte Verfahrungsweiſe bei Beſetzung der 
Pfründen auch in der Diöcefe Limburg in Anwendung zu bringen, 
wurden nicht weiter beachtet. 

Um ein Einverſtändniß mit der Regierung zu erzielen, wandte 
ih der Biſchof von Limburg, deſſen ſchwierige Lage Cardinal 
von Geiſſel bei jeiner Anweſenheit in Nom im Frühjahr 1857 
Papſt Pius IX. gejchildert hatte, am 2. Mai 1857 an den Herzog. 
Er fand aber weder bei ihm noch bei deilen Nathgebern Gehör. 
Die naſſauiſche Bureaufratie konnte ſich nicht dazu verftehen, an- 
geblichen Rechten über die katholiſche Kirche zu entjagen, obichon 
diejelben auf die Dauer nicht aufrecht erhalten werden fonnten 
und von anderen Staaten der oberrheinifchen Kirchenprovinz be— 
reits aufgegeben worden waren. 

Diejen Quälereien eines fatholischen Biichofes durch eine feind- 
jelige Regierung fonnte der apoftoliiche Stuhl nicht länger zus 
jehen. Die Berhandlungen zwijchen Rom und Naſſau waren 
zwar nicht förmlich abgebrochen ; allein es erfolgte feine Antwort 
von Wiesbaden auf die Forderungen des heiligen Stuhles. Der 
Bapit war jchon entichloifen, die Freiheit und die Nechte der fa= 
tholiichen Kirche im Herzogthume Naflau öffentlich zurück zu for: 
dern. Da gab eine Audienz des Biſchofs von Limburg bei 
Herzog Adolph der Sache wieder eine andere Wendung. 

MWiederholt hatte der Herzog den Wunſch ausgeiprochen, Die 
firhlihen Wirren in feinem Lande friedlich beizulegen. Doc) 
lollte vorerst von einer Wiederaufnahme der factiſch abgebrochenen 
Verhandlungen mit dem römischen Hofe abgejehen und eine Ver— 
ftändigung mit dem Bifchofe herbeigeführt werden. Dieje Ge: 
danken äußerte Se. Hoheit dem Bilchofe von Limburg in der 
eben erwähnten Audienz. Da ihm nun einige Monate vorher 
Cardinal Antonelli für den Fall, daß der Herzog nicht gewillt ſei, 
mit Rom zu negotitren, eine ähnliche Aufforderung durch den von 
Rom zurücdgefehrten Cardinal-Erzbiichof von Geiſſel hatte zugehen 
laſſen, jo überreichte Biichof Blum demnächſt dem Regierungs— 

Brück-Kißling, Geſch. d. fath. Kivche im 19. Jahrh. III, 2. Aufl. 11 


162 Kap. 8. Neue Schwierigkeiten für Biſchof Blum. 


präfidenten die Punktationen zu einer Convention. Er fügte den 
Vorſchlag bei, falls diefe Sr. Hoheit genehm jeien, möge man 
in Nom den Antrag ftellen, daß die einzelnen Punkte derjelben 
von dem naſſauiſchen Miniſterreſidenten Freiherrn dv. Zedliß und 
dem päpftlichen Nuntius Monſignore de Lucca in Wien berathen 
und ſodann der Genehmigung der beiden hohen Kommittenten, 
Sr. Heiligkeit des Bapftes und Sr. Hoheit des Herzogs, unter: 
breitet werden Jollten. Auf diefe Weiſe würde jowohl dem Ver: 
langen des römischen Stuhles als auch den Wiünjchen des Her- 
3098, mit Nom nit in neue diplomatiiche Verhandlungen zu 
treten, Rechnung getragen. 

Der Biſchof von Limburg fand ſich abermals in jeinen Hoff: 
nungen getäufcht. Seine obigen der württembergiichen Convention 
mit einigen Abänderungen entlehnten Vorſchläge an Die Regie: 
rung blieben unbeantwortet, und die Verhältniſſe geitalteten fich 
immer unerträglicher. Der kirchliche Oberhirt wandte ſich deshalb 
am 8. Januar 1858 an Cardinal Reiſach und einige Tage ſpäter 
an Gardinal Antonelli, um den heiligen Stuhl zu veranlaflen, 
der naſſauiſchen Negierung ‚ein binnen furzer Friſt anzunehmendes 
Ultimatum mit dem Anfügen zu überwachen, daß im Falle der 
Ablehnung der heilige Stuhl‘ dem Bilchof von Limburg ‚ent: 
Iprechende Weiſungen zur abermaligen factiichen Geltendmachuug 
der vollen biſchöflichen Amtsgewalt ertheilen werde: !. 

Bon Seiten Noms fonnte im Augenblide feine Hilfe erfolgen, 
und auc die auf den Herzog gelegten Hoffnungen erwiejen ich 
als verfrüht. Der Biſchof wurde ſogar 1857 wieder in einen neuen 
Conflict mit der Regierung wegen des Wallfahrtsortes Marien— 
thal ? bei Geijenheim im Rheingau verwidelt, welcher exit Ende 
des Jahres 1858 geichlichtet wurde. 

Nachdem der Bilchof von Limburg bereits länger als ein 
Jahr auf eine Entichliegung der Regierung in Betreff jeiner 
Borichläge vom 2. Dezember 1857 vergebens gewartet hatte, 
brachte er am 19. Juli 1859 diejelben in Grinnerung und 


'A.a.D. ©. 430. 
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richtete, als feine Antwort erfolgte, am 31. Oftober ein zweites 
Schreiben an den Miniſter. Diejer erwiderte ihm am 12, No- 
vember, ‚daß die ragen in Beziehung auf die ftaatsrechtliche 
Stellung der fatholiichen Kirche im Herzogthume noch zur Zeit 
nicht ſoweit feitgeftellt erichtenen‘, er fünne darum die unter dem 
19. Juli vom Biſchof am ihn gerichtete Anfrage noch nicht ein: 
gehend beantworten. Damit war die Sache wieder auf unbe: 
ſtimmte Zeit verjchoben. Belleren Erfolg ſchien eine mündliche 
Verhandlung des Bilchofes mit dem Herzog zu haben. Allein auch 
diejer ſchwache Hoffnungsſchimmer wurde jchon bald wieder jehr 
getrübt. Die wüſten Agitationen gegen die badiiche Konvention 
machten den Herzog in jeinem Entſchluſſe wieder wanfelmütbig. 
Er befürchtete ähnliche Scenen auch in Naſſau. Wergebens wies 
der Bilchof die Unbegründetheit dieſer Furcht nach). 

Da unter diejen Verhältnifien eine definitive Ordnung der 
jtritligen Punkte nicht zu erhoffen war, machte der Biſchof das 
Anerbieten, unter vorbehaltlicher Genehmigung des Papſtes einſt— 
weilen ein proviſoriſches Abkommen zu treffen, bei welchen jeine 
Bunftation vom 2. Dezember 1857 zu Grunde gelegt werden 
fünne. Der Herzog war hiezu bereit, aber jeine Regierung erhob 
Schwierigkeiten und fügte dem Biſchof neue Unbilden zu, welche 
diejen befürchten ließen, ‚daß die betreffenden Regierungsmitglieder 
troß der Friedensabjichten des Negenten ihrerjeits feinen Frieden, 
jondern Streit wollten‘. Yeider erwies ſich diefe Befürchtung nur 
zu jehr als begründet. Ungeachtet wiederholter Vorftellungen des 
firhlichen Oberhirten, dejien Bitten der päpftlihe Nuntius im 
Wien, de Lucca, und mehrere beim Herzog in Gunft tehende 
Laien, unter ihnen Legationsrath Moriz Lieber, kräftig unterjtüßten, 
waren die firchlichen Zuftände im Herzogthume Naſſau im Februar 
1861 ganz diejelben wie vorher. 

Endlich ſchien die Mlorgenröthe einer beifern Zeit für die 
bedrängte katholiſche Kirche in Naſſau aufzugeben. Biſchof Blum 
richtete die ehrerbietig-freimüthige Aufforderung an den Regenten, 
durch einen Act fürftlicher Weisheit und Gerechtigkeit möglichſt 
bald Zuftänden ein Ende zu machen, die aud für den Staat um 
jo nachtheiliger wirken, je länger jie andauern‘. Der Herzog 
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zeigte Geneigtheit, und am 8. April wurden dem Bilchofe die Ab— 
fichten des Landesfürſten eröffnet. Das betreffende Actenſtück war 
jedoch in jeinen Vorfchlägen für den Biſchof unannehmbar und in 
feiner Form tief Fränfend. Das alte Bedrüdungsiyitem wurde 
darin mit unmejentlichen Abänderungen wieder neu aufgejtellt und 
der Biſchof indirect als der eigentliche Urheber des Unfriedens 
bezeichnet. Der Kirchenfürſt beantwortete diejes Elaborat fanatijch- 
firchenfeindlicher Bureaufraten mit Ernft und Würde. Er fam 
den ihm gemachten Vorjchlägen, ſoweit es die Gejeße der Kirche 
geitatten, entgegen, verlangte noch mit Berufung auf das gejeßlich 
zugeitandene Recht der Aſſociation die Zulaflung von Klöftern im 
Herzogtum und gab Hiniichtlich der gegen ihn erhobenen Be— 
ichuldigungen die Erklärung ab, ‚an ihm liege die Schuld nicht 
und werde auch nie liegen, wenn im Herzogthum zwiſchen der 
Staatsregierung und dem biichöflichen Stuhle leider ein Verhältniß 
obwalte, wie jonit nirgends‘. 

Dieje freimüthige Sprache des Oberhirten, welcher in feinem 
Schreiben auch die Möglichkeit eines ‚demnächitigen Ausbruchs 
eines in die Deffentlichfeit fallenden ernſten Kampfes zwijchen 
der Staats und Kirchengewalt‘ durchblicken ließ, veritimmte dei 
Herzog, deſſen Nathgeber ein näheres Eingehen auf die Gegen 
bemerfungen des Bilchofes in obigem Schreiben beanftandeten. 
Endlic) fam man doch zum Ziel. Am 28. April 1861 Ichiete 
die Regierung eine neue Punktation nach Limburg, welche der 
Biſchof mit einigen Menderungen annahm. Die vereinbarten 
Punkte wurden in einer Gonferenz von NRegierungsmitgliedern tn 
eine endgiltige Faſſung gebracht und nach Zuſtimmung des Her: 
zogs mit Gutheigung des Biſchofs von Limburg als Cabinets— 
ordre der Landesregierung zur Befolgung zugeitellt. Die Mit- 
theiluna geſchah durch die Wtinifterialverordnung vom 25. Mai 
1861. Am 6. Juni ſandte der Biſchof eine lateinifche Ueber- 
jeßung der Vereinbarung nah Nom uud erhielt von dort am 
15, Auguſt ein belobendes päpftliches Breve. 

Die abgeichlofiene Lereinbarung !, welche fi auf Pfründe— 
beſetzung, Erziehung des Klerus, Aufrechthaltung der Disciplin 
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und Ausübung der Tirchlichen Gerichtsbarkeit, Unterricht in den 
Schulen, Verwaltung des Kirchenvermögens, Dotation des Bis- 
thums und das Sandesherrliche Placet bezieht, blieb nicht unan- 
gefochten. Ste wurde auch Gegenjtand von Grörterungen in der 
Ständefammer. Der nationalvereinliche Abgeordnete Yang stellte 
den Antrag, daß bejagte Mliniiterialverordnung vom 25. Mai 
zur Verhandlung der Landſtände eimverlangt und bis zu deren 
Zuftimmung außer Vollzug gejeßt werden jollte. 

Die Moajorität der Commiſſion verlangte in Uebereinſtim— 
mung mit dem Antragiteller, die Regierung ſolle die Miniſterial— 
verfügung dem Landtage zur Berathung und Zultimmung vor- 
legen. Zwei Mitglieder der Commiſſion wollten die genannte 
Verordnung als ein Proviſorium und mit aller Wahrung der 
landitändiichen Rechte bis auf Weiteres bejtehen laſſen, während 
das dritte Mitglied, der Abgeordnete Rath, die Nichtanwendung 
derjelben forderte. Die Discufiton wurde am 7. Auguft 1861 
geführt. Der Antrag der Abgeordneten Wirth, Stähler, 
Schleidt, Linf und Bellinger auf Üebergang zur Tages- 
ordnung, — weil die Kammer in diefer Sache incompetent jet —, 
wurde mit 17 gegen 6, der Specialantrag Rath's mit 12 gegen 
11 Stimmen abgelehnt. Dagegen wurde der Antrag der zwei 
Mitglieder der Majorität, Schmidt und Eigner, die Miniſterial— 
verfügung bis auf Weiteres beitehen zu laſſen, die Yandesregie- 
rung aber zu erjuchen, demnächit den Ständen eine Gejegesvorlage 
bezüglich der Regelung der firchlichereligiöfen Angelegenheiten über: 
haupt, im Sinne vollftändiger Glaubens: und Gewifjensfreiheit 
für alle Confejfionen, zu machen, mit 14 gegen 9 Stimmen anges 
nommen. Damit war auch diefe Sache erledigt. 
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Die Conventionsverhandlungen Badens und Württembergs mit Rom. Graf Leiningen 
in Rom 1854. Dentichrift der badiihen Regierung. Antwort des Cardinaljtaatsjecretärs. 
Notenwechſel. Römiſche Balis einer Convention. Uebereinkunft über die Bräliminarien. 
Berfuh einer provijoriihen Vereinbarung zwiihen Regierung und Erzbifhof v. Vicari 
hinfihtli der Pfründebejegung und der Verwaltung des Kirhenvermögens. Berhandluns 
gen zwiſchen Cardinal Reiſach und Staatsrath Brunner. Die württembergiihen Unter- 
handlungen. Freiherr v. Ow in Rom 1856. Abſchluß der Convention 1857. Ihre Bes 
rehtigung. Fortſetzung der badiihen Unterhandlungen. Cardinal Reifad) und Dr. Rokhirt. 
Schwierigkeiten. Die Convention 1859. Inhalt der württembergifhen und badiſchen 
Uebereinkunft mit dem heiligen Stuhle. 


Noch ehe der Kirchenconfliet in Baden den erniten Cha— 
vacter angenommen, hatten einfichtspolle Staatsmänner zu einer 
friedlichen Verständigung zwilchen der Stiche und dem Staate 
gerathen. ‚Die Erhaltung eines guten und vertrauensvollen 
Verhältniſſes zwiichen der Regierung und den Leitern der Kirche‘ 
bezeichnet der preußiſche Mlinifterpräfivent v. Manteuffel als 
‚eine unumgängliche Borbedingung‘ zur ‚Erhaltung des con= 
feffionellen Friedens‘; und ‚die ernten Gefahren dieſer Zeit for: 
derten‘, nach ſeiner Anficht, ‚mehr als je zu einem vedlichen und 
treuen Zuſammenwirken des Staates und der Kirche auf !. Doc 
die kurzſichtigen Miniſter in Karlsruhe achteten nicht auf ſolche 
wohlmeinende Mahnungen und ‚wollten mit dem hölzernen 
Schwerte der Bureaufratie dem gewaltigen Aufjchwung der 
römischen Kirche entgegentreten‘ ?. Der Erfolg zeigte die Uns 
wirfjamfeit ihrer Bemühungen. Der Knoten wurde immer ver— 
wicelter, ein Zerhauen desjelben war mißglüdt. Es blieb alfo 
der Regierung nur nod die Wahl: Fortſetzung eines in jeder 
Beziehung verhängnißvollen Conflictes, oder Ordnung der kirch— 
lichen Verhältniſſe durch gegenjeitiges Uebereinkommen. 

Der apoſtoliſche Stuhl war zu einer Verſtändigung hinſicht— 
(ih) der obichwebenden Differenzen geneigt. Schon vor Kennt— 
nignahme des Inhaltes der zweiten Denfichrift hatte Gardinal 


! Das Schreiben bei Friedberg, d. Staat und die Bilchofswahlen, 
Actenitüde) S. 202 ff. Siehe auh Nümelin, Reden u. Aufiäße Il, 224. 
> MWorte des edlen Ernjt Ludwig v. Gerlad in der oben (©. 137) 
citirten Jahresrundichau der Neuen Preußiichen Zeitung (Kreuzzeitung) 1854. 
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Antonellit dem preußiſchen Geſchäftsträger in Rom geyenüb er 
lic) geäußert, ‚es werde nicht jchwer fein, den Conflict von vorn 
herein abzujchneiden, wenn die an der Kirchenprovinz betheiligten 
Regierungen fich direct an den heiligen Stuhl wenden wollten, 
um mit ihm in Verhandlungen zu treten über eine Art von 
Concordat, welches die neue Stellung der Kirche zum Staate 
regele‘. In diefem Falle würde der heilige Stuhl natürlich den 
Bilhöfen Stillichweigen auferlegen, und man würde Mittel finden, 
ih zu vereinigen. Der Gardinalitaatsjecretär fügte noch hinzu, 
‚es ſei nöthig, daß die Regierungen diefe Angelegenheit vor den 
heiligen Stuhl brächten, ehe der Eonflict zum Ausbruch gefommen, 
und ehe die Biſchöfe jelbit die Hilfe des heiligen Stuhles ange: 
rufen hätten, weil es ihm alsdann ſehr jchwer ſein würde, ihre 
Sache nicht zu der jeinigen zu machen‘. Auch Papſt Pius IX. 
iprac) die Erwartung aus, daß die Höfe mit ihm in Communi— 
vation treten würden. So berichtete wenigjtens dev württem- 
bergiſche Generalconſul Kolb? am 10. Juni 1853 an feine Re: 
gterung. 


Nach längerem Zögern entichloifen ſich zuleßt, durch die Ver: 
hältniſſe genöthigt, die Regierungen von Baden, Württeinberg und 
Kaflau?, mit dem apoftoliihen Stuhl in Unterhandlungen zu 
treten. Sie thaten dies aber nicht gemeinschaftlich, Tondern jede 
einzelne Regierung führte die Verhandlungen für ich allen. 


! Die Aeußerungen ’ desjelben jtehen in dem ©. 166, Note 1 angeführten 
Schreiben v. Manteuffels. 

? Der Bericht ift nicht vollitändig mitgetheilt bei Friedberg, der 
Staat und die Biihofswahlen, 313 ff. Wenn Kolb berichtet, der Papit habe 
in jeiner Interredung mit ihm, am. 22. Juni 1853, den Bijchöfen ‚in der 
gewählten Form Unrecht gegeben‘, jo kann fich diefe hingeworfene Aeußerung 
nicht auf die Forderungen derjelben beziehen. Wie der Papit und Gardinal 
Antonelli, dem man ähnliche Aeußerungen in den Mund legt, über den 
Kirchenconflict dachten, haben fie in vielen öffentlichen Actenſtücken flar und 
beitimmt ausgeſprochen. 
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Im November 1853 hatte das badijche Gabinet ! dem rö— 
miſchen Stuhle eröffnen laſſen, daß es entſchloſſen jei, die kirchen— 
politischen DBerhältniife des Großherzogthums durch eine Weber: 
einkunft mit dem Papſte zu ordnen und zu diefem Zwecke einen 
Bevollmächtigten nach Rom zu jenden. Als folcher war Graf 
Karl von Keiningen=Billigheim, Hofmarjchall des Brinz- 
regenten, auserjehen. Derſelbe traf jedoch erſt im März 1854 
in der ewigen Etadt ein und überreichte am 3. Mai dem Gar: 
dDinalftaatsjecretär eine Denkichrift, in welcher mit Vermeidung 
jeder Erörterung der Grundjäße und jedes Eingehens auf die 
Nechtsfrage einige, mit der Verordnung vom 1. März 1853 we: 
jentlich übereinftimmende Punkte in Form eines Entwurfs zur 
Ordnung der Firchlichen Angelegenheiten aufgeführt werden. 
Offenbar wollte die Regierung mit Umgehung der Rechtsprincipien 
den heiligen Stuhl zu etwaigen Gegenbemerfungen auf ihre Bor: 
Ihläge veranlaffen, um auf diefe Were einen modus vivendi zu 
erhalten, ohne ihre ſtaatskirchlichen Grundſätze aufzugeben. Hieraus 
erklärt jich auch, weshalb Graf Yeiningen ohne Inſtruction und 
ohne jede Vollmacht war, obſchon er nach Rom gefandt worden, 
um durch gemeinschaftliche Unterhandlungen die Beziehungen des 
Staates zur Kirche auf eine befriedigende Weile zu ordnen ?. 

Am 5. Juni beantwortete Gardinal Antonelli die badiſche 
Dentichrist. Nach einer kurzen hiſtoriſchen Daritellung der Ber: 
handlungen zur Errichtung der oberrheiniſchen Kirchenprovinz be= 
zeichnet der Gardinal das Benehmen der Biſchöfe als durchaus 
correct und berechtigt und erklärt jchließlich, daß eine Verhandlung 
über die ftrittigen Punkte nur ftattfinden könne, wenn die unter: 
handelnden Parteien zuvor ‚über die Principien‘ und ‚in Betreff 
der Grundlagen der Unterhandlungen‘ ſich vereinigten, und ‚die 

' Bısmard schreibt im Januar 1854 an Wanteuffel: ‚Mir wäre es 
nicht unlieb, wenn die Sendung nach Rom noch nicht unbedingt fejtitände‘, 
und meint, es jcheine den Intereſſen der Negierung nicht ‚zu entiprechen, eine 
emprejfirte Sjnitiative in Diejer Beziehung zu nehmen‘ Poſchinger IV, 
166 j.). 

- Schreiben des Minifters v. Rüdt an Antonelli (Brüc, die oberrhein. 
Kirchenprov. ©. 396). 
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zum Unterhandeln beitimmten Perſonen von ihren Souveränen 
mit den betreffenden VBollmachten ausgerüstet jeien‘. ‚Wenn daher 
die badijche Regierung‘, jo ſchließt die Note, wirklich gejonnen jet, 
‚eine friedliche Verftändigung anzubahnen‘, jo müſſe fie einen mit 
den nöthigen Bollmachten ausgerüfteten Bevollmächtigten nach Rom 
jenden, zugleich aber auch alle Feindſeligkeiten gegen die Kirche‘ 
einjtellen. Als Grundlage der Verhandlungen mühe die zwiſchen 
dem heiligen Stuhl und den Regierungen der oberrheiniichen 
SKirchenprovinz vereinbarte Bulle Ad Dominici gregis custodiam 
vom 11. April 1827 angenommen werden. 

Die mittlerweile in Rom eingelaufene Kunde von dem jchon ' 
erwähnten jchroffen Auftreten der badilchen Regierung gegen den 
greifen Erzbiichof rief eine große Mißſtimmung am päpitlichen 
Hofe hervor, und Gardinal Antonelli richtete am 8. Juni eme 
energische Note an den Grafen Leiningen, in welcher er das Ber: 
jahren des Erzbiichofes von Freiburg als ein durch ‚Recht und 
Pflicht‘ gebotenes bezeichnet und gegen die ‚ihmähliche Behand: 
lung‘ desjelben protejtirt. Zugleich fordert er ‚im Namen der 
Gerechtigkeit‘, daß man ‚nunmehr einer jo langen Reihe feind- 
jeliger Acte gegen einen ehrwürdigen Prälaten em Ende mache‘. 
Der Erzbiichof von Freiburg babe ‚der badiichen Behörde gegen- 
über feine andere Schuld, als die, daß er, ohne Pflicht und Ge- 
willen zu verrathen, einem Syſtem fich nicht anjchliegen konnte, 
welches das Verhalten der bürgerlichen Gewalt gegen die fatho- 
liſche Kirche, deren Prärogativen und Freiheiten zumider regele‘ 
und mit den ‚vereinbarten Verträgen‘ ? im Widerjpruch Itehe. 

Auf diefe Note erwiederten Graf Leiningen und der inzwijchen 
‚mit Vollmacht zur Unterhandlung‘ in Nom eingetroffene Staats: 
rath Brunner mittel3 Note vom 12. Juni. Ste maden darın 
den Verſuch, das Benehmen der Regierung zu rechtfertigen umd 
die Fortſetzung der Verhandlungen zu erwirfen. Durch die Ver— 
mittelung Defterreichs wurde eine Verftändigung erzielt. Dev 
heilige Stuhl erflärte mittels Note vom 24. Juni feine Bereit: 


! Siehe ©. 141. 
? Siehe Rh. 2°, ©. 133 ff. 
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willigfeit zur Fortſetzung der Verhandlungen, verlangte aber zuerſt 
die Freilaſſung des Erzbijchofes und die Niederichlagung des gegen 
ihn anhängigen Proceſſes, desgleichen auch Befreiung jener Geift: 
(ichen und Laien, welche für ihren Gehorſam gegen die frrehliche 
Obrigfeit mit Kerferhaft beftraft worden waren. Dafür gab der 
apoftoliiche Stuhl in Anbetracht, daß die Titel, auf welche ein 
etwaiges Wräfentationsrecht des badischen Hofes auf Kirchen: 
pfründen ſich gründen könnte, unterjucht werden müßten, zu, daß 
der Erzbiichof während der Dauer der Verhandlungen feine neuen 
Pfarrbeſetzungen vornehmen ſolle. Hinfichtlih der Verwaltung 
von Localfirchen- und Stiftungsfonds jollte einjtweilen der Zuftand, 
wie er vor dem Streite beitanden, hergejtellt werden, und das 
Miniftertum jeine Verordnungen vom 18. April und 6. Mai 
1854 widerrufen !. 

Bald darauf verließ Graf Leiningen Nom, wo Staatsrath 
Brunner verblieb, um die Verhandlungen zu führen. Am 23. Auguft 
1854 theilte ev dem Gardinalitaatsjecretär mit, daß feine Re— 
gterung die vom apoftoliichen Stuhl verlangten Präliminar-Grund— 
lagen angenommen habe. Gardinal Antonelli erklärte hierauf 
am 6. September dem badifchen Unterhändler, daß num den Ver: 
handlungen nichts mehr im Wege ftehe, und diejelben beginnen 
fönnten, jobald die badiſche Regierung ‚die für den ſorgfältigen 
Vollzug der in obengedadhter Note vom 24. Juni enthaltenen 
Punkte erforderlichen Anordnungen werde getroffen haben‘. 


Am 23. September wurde Erzbiichof von Bicari von dieſen 
Vorgängen durch den Wiener Pronuntius Viale Prelà in Kenntniß 
gejegt umd ihm eine Inſtruction eingehändigt, durch die er ange: 
wiejen wurde, ſich vorläufig jedes weiteren Vorgehens zu ent= 
halten. Hiedurch waren dem muthigen Prälaten die Hände ge= 
bunden und mit Ausnahme der freien Goncursprüfungen und der 
Stellung des Oberficchenrathes die Zuftände hergeitellt, welche vor 
Ausbruch des Gonflictes beitanden. 
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Die Ausführung der ‚vorläufigen Uebereinkunft‘ hatte nicht 
geringe Schwierigkeiten. Dieje betrafen hauptjächlich die Einkünfte 
der vom Erzbiſchofe während des Conflictes angeftellten Pfarrer, 
die Gebühren der Pfarrverwalter und die Nachlaffung der Strafen, 
welche über die pflichttreuen Geiftlichen verhängt worden waren. 
Die Regierung beanipruchte das Recht, den ernannten Pfarrver— 
waltern ihre Gebühren anzumeijen, der Erzbiichof dagegen beftritt 
ein Jolches Decreturrecht der Regierung als im MWiderjpruche mit 
Urt. 3 der Präliminarien und der Note Brunners ftehend, er- 
flärte ſich jedoch bereit, den heiligen Stuhl um eine authentische 
Interpretation dieſes Artikels zu bitten und einjtweilen die früher, 
vor Ausbruch des Kirchenftreites, üblichen Vorlagen wegen der 
Pfarrverweſersgebühren an das Miniſterium zu machen. Ebenſo 
ſprach der Kirchenfürft jeine Zuſtimmung dazu aus, daß den von 
ihm während des Gonflictes ernannten Pfarrern nur die Pfarr: 
verwaltersgebühren verabfolgt werden jollten, wahrte denjelben je= 
doch ausdrücklich ihr Recht auf das ganze Pfründe-Einkommen, 
welches vom 9. Tage ihrer Broclamation als Pfarrer an wirkſam 
werden Jollte. In Bezug auf die Strafen, welche wegen Bollzugs 
der erzbiichöflichen Anordnungen verhängt worden waren, wünjchte 
Se. Greellenz, daß auch die Gelditrafen nachgelaifen werden 
möchten, weil e8 jo dem Geifte der Bereinigung mehr entjpreche, 
und es auch ‚immerhin ein gefährlicher Grundjaß ſei, Untergebene 
einer rechtlich anerfannten Gewalt wegen ihres dienstlichen Ge— 
horfams zu jtrafen‘. 

Hiezu gejellte jich noch eine andere Schwierigkeit. Die Prä— 
(iminarien enthielten feine Beitimmung bezüglich der Korrespondenz 
des Erzbiichofes mit dem katholiſchen Oberfirchenrathe. Das 
Minifterrum drückte am 7. Oftober dem Kirchenoberen den Wunſch 
aus, daß der ‚ordnungsmäßige Gejchäftsverfehr‘ mit dieſer Bes 
hörde, deren Mitglieder noch mit der Excommunication behaftet 
waren, wieder hergeftellt, reſp. die erzbiichöfliche Verordnung vom 
21. April 1854 aufgehoben werde. Auf diejes Anfinnen fonnte 
der Erzbiſchof nicht eingehen, wie ex in jeinem Antwortichreiben 
vom 13. desjelben Monats eingehend begründete. Er war aber 
bereit, die Oberfirchenräthe unter den mildeiten Bedingungen von 


172 Kap. 9. Unterhandlungen Badens in Rom. 


der Excommunication loszufprechen. Nach einigen weiteren Berhand- 
lungen ließ die Regierung diefen Punkt vorläufig fallen. Am 14. 
November theilte das Minifterium die Präliminarien den Be- 
ziurfsämtern mit. Die Zuſendung an die Pfarrer erfolgte am 15. 
November durch das erzbiichöfliche Ordinariat. Damit waren 
aber noch nicht alle Gonflicte bejeitigt. Die Regierung wollte die 
Geiftlichen bejtrafen, welche mit dem Oberfirchenrathe nicht ver- 
fehren wollten; und auch die wegen Abhaltung der vier vom Erz= 
biichof angeordneten Predigten gegen mehrere Pfarrer u. ſ. w. 
ichwebenden Proceſſe wurden nicht niedergeichlagen. Doc) erfolgte 
zuleßt eine Verjtändigung !. 


Die Verhandlungen in Rom hatten jchlechten Fortgang. Exit 
am 23. April 1855 übergab Staatsrat Brunner dem heiligen 
Stuhl eine Denkſchrift als Antwort auf deſſen Bromemoria vom 
Juni 1854. Die badische Regierung macht in derjelben den un— 
danfbaren Verſuch, im Wideripruche mit den unleugbaren That— 
ſachen und ihrer eigenen Erklärung, ſowie mit Verleugnung aller 
Srundjäße der Jurisprudenz und einer gefunden Logif den Be— 
weis zu führen, daß die verbündeten Regierungen der oberrhei— 
nischen Stirchenprovinz durch Wahrung ihrer Eouveränitätsrechte 
bei Annahme der Bulle Ad Dominici gregis custodiam die 
Grundjäße der von ihnen ſelbſt ‚offtciell aufgegebenen Kirchen: 
pragmatif und die darauf bafırten unkirchlichen Beſtimmungen 
und jpäteren Verordnungen gewahrt hätten. Es fonnte deshalb 
dem Cardinalſtaatsſecretär nicht ſchwer fallen, in jeiner Antworts- 
note die Falſchheit und Inconſequenz diefer Behauptungen der 
badiſchen Staatsmänner nachzuweiſen. 

Um die Verhandlungen endlich in Gang zu bringen, ließ 
Cardinal Antonelli dem badiſchen Bevollmächtigten, wie auch den 
Geſandten von Württemberg und Naſſau die Baſis einer Con— 
vention zuſtellen, deren nähere Prüfung den Beweis liefert, daß 
der apoſtoliſche Stuhl unter Aufrechthaltung der richtigen Prin— 


' Siehe ©. 124. Maas, Geſchichte ©. 286. 
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cipien geneigt war, die Anträge und Wünjche der genannten Re— 
gterungen möglichſt zu berüchichtigen. Eine furze Analyſe der 
Baſis‘ wird einen unumſtößlichen Beweis biefür bieten. 

Die Bejegung der Pfründen wird unter Anerkennung cano— 
niſcher Patronatsrechte den kirchlichen Obern zuerfannt, der Re— 
gterung aber die Befugniß eingeräumt, politiich verdächtige Indi— 
viduen von der Lilte der Bewerber auszuschließen. Die Prüfun— 
gen für die Aufnahme in das Seminar und das Goncurs- 
eramen kann der Bilchof frei abhalten. Er ſoll aber die Namen 
derjenigen, welche in den Prüfungen sich bejonders ausgezeichnet 
haben, der Regierung mittheilen, damit der Landesherr bei jeinen 
Präfentationen auch auf die Tüchtigfeit dev Bewerber Rücklicht 
nehmen fünne. Bezüglich der kirchlichen Gerichtsbarkeit verlangt 
der dritte Artikel der ‚Balls‘, daß die Sentenz des Ordinarius 
nicht allein auf judictellem, ſondern auch auf adminttrativem 
Wege erfolgen fünne; fie müſſe nach den Ganones erfolgen und 
dem Verurtheilten die canoniiche Appellattion vorbehalten bleiben; 
eine Mittheilung des gefällten Urtheils an die Staatsbehörde 
ſolle nur in dem Falle erfolgen, wenn deren Hilfe zur Execution 
desjelben verlangt werde, und endlich mühe die Clauſel, daß 
Genjuren gegen Laien feine bürgerliche Wirkung haben jollten, 
wegfallen. 

Der vierte Artifel vindicirt dem Diöceſanbiſchofe das Recht 
der Oberleitung des Klericalfeminars, der Anitellung der Bor: 
jteher und Lehrer desjelben, Aufnahme der Zöglinge und Ausweiſung 
Unwürdiger, und verlangt außerdem die Errichtung von Knaben— 
jeminarien (seminaria pierorum). Doc will ſich der Papft in 
Anbetracht der Verhältniſſe in Deutjchland mit ſ. g. Convieten 
begnügen, vorausgejegt, daß diejelben mit fatholiichen Gymnaſien 
verbunden und dem Biſchofe diefelben echte wie über die Kleri— 
caljeminarien zugejtanden werden. Im Gegenjage zur Verord— 
nung vom 30. Januar 1830, welche den Beltz des landesherr- 
lichen Tiſchtitels als unerläßliche Bedingung zum Empfange der 
heiligen Weihen erklärt, hält Art. 5 die canoniſchen Weihetitel 
aufrecht und macht dem Biichofe nur zur Pflicht, das Verzeichniß 
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der zu Ordinirenden der Staatsregierung mitzutheilen, damit 
dieſelbe ihnen den Tiſchtitel verabfolgen laſſe. 

Die Folgenden zwei Artikel handeln von den niederen und 
höheren Schulen. Der hl. Stuhl verlangt für die Biſchöfe das 
Necht, den Neligionsunterricht zu leiten, die NReligionshandbücher, 
wie Katechismen und Schulbücher einzuführen und abzujchaffen, 
und auch bei Anftellung und Abjegung der Lehrer mitzuwirken, 
lowie den Profeſſoren der Theologie die Vollmacht zu lehren zu 
ertheilen und zu entziehen, die Lehren derjelben zu überwachen, 
ihnen jährlich die Ablegung des Tridentiniſchen Glaubensbefennt- 
niſſes vorzujchreiben, die Lectionsverzeichniffe zu prüfen und end- 
ich kraft bejonderer Autorifation des heiligen Stuhles den theo- 
logiichen Doctorgrad zu verleihen. In Bezug auf die Profelloren 
der anderen Facultäten aber joll der Biſchof berechtigt fein, falls 
einer derjelben Behauptungen wider den katholischen Glauben und 
die Moral aufitelle, Beichwerden beim Gouvernement zu erheben 
und den katholiſchen Studenten den Beſuch ſolcher WVorlefungen 
zu verbieten. 

Der achte Artikel handelt vom Placet und fordert den freien 
Verkehr des Bilchofes mit jeinem Klerus und jeinen Didcejanen, 
jowie die freie Gorrespondenz mit dem römiſchen Stuhle, gibt 
jedoch bei Veröffentlichung päpftlicher oder biichöflicher Decrete 
und Ausjchreiben eine gleichzeitige Mittheilung an die weltliche 
Negterung zu. Durch Artikel 9 wird der Firchlichen Obrigkeit die 
ihr nad) göttlicher Anordnung zuftehende Befugniß gewahrt, Anz 
ordnungen in Betreff des Gottesdienites ohne Staatsgenehmigung 
zu treffen. Das Einmiſchen der Staatsgewalt in Sachen der 
Liturgie wird abgelehnt; doc) geiteht der Papſt zu, daß, um 
etwaige Störungen zu vermeiden, bei öffentlichem Gottesdienfte 
außerhalb der Kirche, 3. B. befonderen Proceſſionen, die geiftliche 
Behörde mit der Regierung ſich benehmen jolle. 

Don großer Wichtigkeit ift der zehnte Artikel, welcher die 
veligiöfen Orden zum Gegenftande hat. Der heilige Stuhl hält 
den Grundjag, daß der Didcefanbiichof vollkommen berechtigt jet, 
einen don der Kirche approbirten Orden in jeinem Bisthume ein- 
zuführen, vollftändig aufrecht und jpricht der betreffenden Staatö- 
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regierung das Recht ab, den Firchlichen Oberhirten in der Grün: 
dung von Klöſtern zu bejchränfen. Um aber alle Gollifionen mit 
der Staatögewalt zu verhindern, erbot ſich der heilige Stuhl zu— 
gleich, den Biſchöfen aufzutragen, bei Einführung neuer Orden 
zuerft mit der Negierung confidentiell ſich zu verftändigen: ein 
weitgehendes Zugeſtändniß. 

Die folgenden zwei Artikel, Genjuren über Laien und Ver: 
fehr mit Rom, werden in der päpitlichen ‚Balıs‘ mit der Bemer: 
fung übergangen, daß dieſelben jchon in den früheren Artikeln 
berüdjichtigt jeien. In Betreff der Belegung des bijchöflichen 
Stuhles und der Ganontcate ſtellt der heilige Stuhl die For: 
derung, daß man mit Abitellung jeden Mißbrauches ſich einfach) 
an die Beitimmungen der Bullen halte. Der vierzehnte Artikel 
beanjprucht für den Bilchof das echt, den Generalvicar, die 
Mitglieder des Ordinariates und die KYanddecane frei zu ernennen; 
jedoch joll der Ordinarius darauf achten, daß die Männer feines 
Vertrauens auch der Regierung nicht unangenehme Perſonen jeien, 
ohne aber mit diefer deshalb in bejondere Verhandlungen zu tre— 
ten. Die Aufhebung der Tandesherrlichen Verordnung vom 
30. Januar 1830 erflärt der heilige Stuhl als unerläßliche Be— 
dingung einer Bereinbarung, die noch immer nicht vollzogene 
Dotation der Bisthümer wird auf gelegenere Zeit verichoben. 
Das Kirchenvermögen ſoll von den kirchlichen Behörden frei ver: 
waltet werden; doch wird die Verwaltung der Yabrifgüter und 
der Erträgnifie vacanter Beneficten durch eine vom Gouvernement 
und dem Diöcefanbijchofe ernannte gemischte Commiſſion unter 
gewilien Bedingungen ! vom heiligen Stuhl zugegeben. Der lette 
Artikel verbreitet ſich noch einmal über die Stellung der kirch— 
lihen Obern zu den Elementarjchulen. 

Die Verhandlungen des heiligen Stuhles mit dem badijchen 
Bevollmächtigten, Staatsratd Brunner, wurden anfangs durch 


ı Dieje Bedingungen waren, daß die Staatsfafje zu den allgemeinen 
örtlichen Kirchenbedürfniſſen, wenn nöthig, Beiträge leiſte, daß die Mitglie 
der der Commiffion katholiſch und dem Biſchofe genehm jeien, daß derjelbe 
oder ein von ihm Ernannter Präfident diejer Commiſſion fei, und daß Die 
Sintercalargefälle für das vacante Beneficium verwendet würden. 
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Gardinal Brunelli und jpäter durch) Cardinal Reiſach geführt. 
Am 21. Mai 1856 überreichte Brunner dem Gardinal eine Denk 
ſchrift ſeiner Regierung, welche zu einer friedlichen Verftändigung 
wenig Ausſicht bot. | 

Die Uebernahme der Leitung des Staatsminiftertums durch 
sreiheren dv. Meyjenbug und die Ernennung des Staatsrathes 
v. Stengel zum Miniſter des Innern führten einen Umſchwung 
in den höheren Regierungskreiſen herbei, welcher für die firchlichen 
Angelegenheiten von Bedeutung war. Die Regierung gab ihre 
mehr ablehnende Stellung dem römischen Stuhle gegenüber auf 
und war geneigt, auf Die in der ‚Balls‘ gemachten Vorjchläge 
einzugehen. 


’ 

Die Hauptichiwterigfetten einer Vereinbarung waren: die Cor— 
vespondenz mit dem Oberfirchenrathe, das Kirchenvermögen und 
die Befeßung der Pfründen. Das Miniſterium wandte fich zus 
nächſt an Erzbiſchof dv. Vicari, um mit demjelben ein proviſori— 
ſches Uebereinkommen über diefe Bunfte zu Schließen. 

Am 3. Januar 1857 eröffnete Miniſter v. Stengel dem 
Erzbiichofe, die Regierung beablichtige, den fatholiichen Ober=" 
firchenrath aufzuheben und ‚die Lertung der fatholiichen Volks— 
ichulen und die Auflicht über das katholiſche Kirchen: und Stif- 
tungsvermögen, ſoweit Jolche dem Staate zufomme,‘ einer Cen— 
tralmittelftelle unter der Benennung: Katholiſcher Ober-Schul- 
und Stiftungsrath zu übertragen. ‚Die übrigen das Berhältnig 
des Staates zur Kirche betreffenden Gejchäfte, welche bisher dem 
Oberfirchenrathe oblagen, jollten an das Miniſterum des Inneren 
übergehen.‘ Auf diefen Vorſchlag konnte der Erzbiichof nicht ein= 
gehen, er erflärte ſich aber bereit. dem Wunjche der Regierung 
gemäß, mit dem Schul: und Stiftungsrathe zu verfehren und 
auch die Greommuntcation der Oberkirchenräthe in einer cano— 
niſch zuläffigen Form aufzuheben, wenn zuerſt Die Nechte der 
Kirche, insbeſondere bezüglich des SKirchenvermögens und Der 
Pfründebeſetzung durch eine proviſoriſche Verordnung geregelt 
würden, 
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Hiezu Ichien die Regierung bereit zu jein. Sie erweiterte 
die durch die Verordnung vom 3. März 1853 dem Erybiichofe 
eingeräumten Befugniſſe in Hinficht auf Verwaltung und Ver: 
wendung des Kirchenvermögens und ſprach ihm auch einen frei— 
lich nicht vollkommen genügenden Einfluß auf die Ernennung 
und die Gejchäftsernrichtung des Schul: und Stiftungsrathes zu. 
Auch in Bezug auf die Belegung der Pfründen wollte man eine 
Bereinbarung herbeiführen. Eine jolche war aber feine leichte Sache. 
Die Regierung hatte zwar das unhaltbare ſ. g. ‚landesherrliche 
Vatronat‘ aufgegeben und wollte nur zu jenen Pfründen präfen= 
tiren, auf welche ihr ein wirkliches Batronatsrecht zuftehe. Allein 
die Ausiheidung der Pfründen freier biichöflicher Gollatur von 
den Patronatspfründen verurjachte große Schwierigkeiten. Schon 
1856 hatte der Erzbiſchof auf Weiſung des heiligen Stuhles eine 
Unterfuhung über den Character der Pfründen der Erzdiöceſe 
anjtellen lafien, ! und die Regierung hatte ihrerjeits eine befondere 
Commiſſion zu diefem Zwecke ernannt. Die Refultate der beider: 
feitigen Unterfuchungen waren verjchieden. Insbeſondere Itellte 
die Regierung bezüglich ihrer Patronatsrechte Forderungen, auf 
welche der Erzbiſchof aus thatjächlichen und canoniſchen Gründen 
nicht eingehen konnte, was er in jeinen Berichten an den apojto= 
liſchen Stuhl wiederholt ausjprach und begründete. Doch erklärte 
der Erzbiichof ſich bereit, über die Verwaltung des Fatholiichen 
Kirchenvermögens mit der Regierung eine proviſoriſche Ueberein— 
kunft zu jchließen und auch ‚alsbald jene Pfründen bejegen zu 
laifen‘, welche ‚gemäß dem Kirchenrechte nach Feititellung der 
thatjächlichen Verhältniffe unftreitig dem Patronate oder dev freien 
Collatur zuftünden, falls der heilige Stuhl hiezu jeine Genehmis 
gung ertheile. 

Die badische Regierung war bereit, ‚den Ihatbeitand, auf 
welchen ſich das Beſetzungsrecht der Pfründen gründe, im Ver: 
eine mit dem Erzbijchofe feftzuftellen‘, lehnte aber eine Erörterung 
der Nechtsgrundjäge ab, weil fie größere Zugeſtändniſſe vom 

ı Die betr. Akten des erzbiſchöflichen Archivs find verwerthet in Seſter, 
Kirchenpatronatsreht in Baden S 5--42. 

Brück-Kißling, Geich. der fath. Kirche im 19. Jahr). III, 2. Aufl. 1% 
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heiligen Stuhl erwartete, da der Freiburger Oberhirt ji an die 
Beitimmungen des canonischen Rechtes halten mußte und feine 
Zugeſtändniſſe machen fonnte. Um eine zu große Nachgiebigfeit 
des römischen Hofes zu verhüten, bat der Erzbiichof unter genauer 
Darlegung der Verhältniſſe, insbeſondere aucd der großen Wich- 
tigfeit der Pfründebejegung für eine gedeihliche Seeljorge und den 
Character des Klerus, ‚die kirchlichen Rechte und Nechtsgrundfäge* 
über das Bejegungsrecht in der Convention principiell ‚Feitzuitellen 
und deren Ausführung und Anwendung der Vereinbarung zwiichen 
ihm und der Regierung zu überlaflen‘. Im Mat 1857 erhielt 
Erzbiſchof von Vicari ein Schreiben des Gardinals Reiſach, in dem 
er angewiejen wird, auf die Vorjchläge der Regierung bezüglich 
proviſoriſcher ‚Ausicheivung der PBfarrbejegung‘, Verwaltung des 
Kirchenvermödgens und ‚der Stellung des Oberfirchenrathes nicht 
einzugehen und Alles der Verhandlung mit dem heiligen Stuhl 
zu überlallen‘, da der Abſchluß der Convention ‚durch ein provi— 
ſoriſches Uebereinfommen nicht dürfe verzögert werden‘ !, 

War durch diefe Beſtimmung der Firchliche Oberhirt in die 
Nothwendigfeit verjeßt, die berührten Verhandlungen abzubrechen, 
jo konnten doch die Unterfuchungen über das Bejeßungsrecht fort: 
gejeßt werden. Diejelben wurden zwilchen Hofrath Zell und 
dem Director des Oberkirchenraths, Preſtinari, geführt. Sie 
begannen im Mat 1857 und dauerten bis zum Ende dieſes 
Sahres. Ihr Reſultat war ein für die freie biichöfliche Collatur 
ſehr günftiges. Ueber diefen Ausgang erjtattete der Erzbiſchof 
am 22. Januar 1858 Beriht nah) Rom und Sprach dabei in 
jeinem und ‚jeines Klerus‘ Namen den Wunſch aus, daß ‚nur 
jolche Pfründen der landesherrlihen Präjentation zuerfannt wür— 
den‘, für welche ein ‚canoniſcher Titel‘ geltend "gemacht werden 
fünne. Doch erklärte ex ſich ſchließlich ‚damit einverjtanden‘, daß 
dem Großherzog ‚noch das Präfentationsrecht zu einer Reihe an: 
derer Pfründen als Privilegium bewilligt werde‘, 2 aber nur 
‚unter der Borausjegung, daß in der Konvention den Erzbiichofe 


' Siehe hierüber Maas, Geihichte ©. 228 ff. 
° Das Reiultat diejer Verhandlungen fiehe unten ©. 183; vergleiche 
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von Freiburg der gebührende Einfluß auf das Unterichtsweien, 
ſowie die Oberaufjicht über die Verwaltung des katholischen Stif- 
tungsvermögens eingeräumt werde: !. 

Auch über das Kirchenvermögen, die Dotation der Pfarreien, 
das höhere und niedere Schulweien, bejonders über den fatho: 
liſchen Character der Univerſität Freiburg i. B. verbreitete sich 
der Firchliche Obere in bejonderen Berichten an den heiligen Stuhl, 
welchen er namentlich bat, daß in der Konvention ſeine kirchliche 
Jurisdiction über kirchliche Sachen und die Amtsvergehen der 
Geiitlichen gewahrt werde. 

Die Berhandlungen wurden durch den im Juli 1857 ex: 
folgten Zod des Staatsraths Brunner unterbrochen. Erit im 
Srühlinge des folgenden Jahres trafen die neuen Bevollmächtigten 
Badens, Freiherr v. Berckheim und Dr. Fran Roßhirt ın 
der ewigen Stadt ein. Sie brachten die Antwort des Minifteriums 
auf die päpftliche Baſis einer Convention ? mit. 


Ehe wir den weiteren Berlauf der badiſchen Verhandlungen 
berichten, wollen wir der zwilchen dem heiligen Stuhl und dem 
König Wilhelm I. von Württemberg abgejchloifenen Uebereinkunft 
gedenfen ?. 

Nachdem der Verſuch einer Verftändigung mit dem Bijchofe 
von Rottenburg am Widerjpruche Roms gejcheitert war!, trat die 
württembergijche Regierung mit dem päpftlichen Stuhl in divecte 
Unterhandlungen. Mit der Führung derjelben wurde Freiherr 
Adolph von Om betraut, der im Frühling 1856 in Rom et: 
traf. Ihm war der fatholiiche Stadtpfarrer von Stuttgart, von 
Danneder, beigegeben. Lebterer follte jedody nicht an den 
eigentlichen Verhandlungen Theil nehmen, jondern hatte zunächſt 
nur die Aufgabe, den heiligen Stuhl über die Firchlichen Ber: 
hältnifjfe in Württemberg zu orientiren, und über die dort bes 
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jtehenden kirchlichen Einrichtungen die nothwendigen Aufichlüffe zu 
erteilen. Der Papſt ernannte den Gardinal Reiſach zu feinem 
Bevollmächtigten. Als Grundlage der Verhandlungen diente die 
ſchon angeführte ‚Baſis‘ des Cardinals Antonelli. Der römiſche 
HoF fam den Wünjchen und Forderungen des Stuttgarter Cabi- 
nets jo weit entgegen, als er ohne offenbare Verlegung der kirch— 
lichen Grundſätze vermochte. Auf diefe Weile konnten die ob- 
waltenden Differenzen leichter ausgeglichen werden, jo daß am 
8. April 1857 die Unterzeichnung der Convention ftattfand. Sie 
beiteht aus 13 Artikeln !. Außerdem wurden ihr drei Beilagen 
beigefügt. Diejelben haben die Ausicheidung ? der Pfründen fü: 
niglicher Bräjentation und biſchöflicher Collatur, eine Inſtruction 
für den Bilchof von Kottenburg über. die Ausführung der Con— 
vention und eime Erklärung der Regierung in Betreff einzelner 
Artikel derielben zum Gegenjtande. 

Die Bereinbarung der mirttembergiichen Regierung mit 
Nom war nicht nur für erjtere jehr vortheilhaft, jondern ent- 
ſprach auch ganz dem Geiſte und den Beſtimmungen der Ver— 
faſſung? des Königreichs. Wert entfernt von dem Gedanken, 
als fünne der Staat jein Verhältniß zur fatholifchen Kirche ein- 
jeitig jeititellen, hatte jchon der ſtändiſche Berfaflungsentwurf vom 
Sahre 1818 ausgejprochen, ‚die Grenzen zwiſchen der geiftlichen 
Gewalt und den Staatshoheitsrechten über die fatholifche Kirche 
werden durch eine, die katholiſche Kirchenfreiheit mit der Staats 
freiheit vereintgende Webereintunft näher bejtimmt werden.‘ Dieſe 
Beltimmung ging unverändert in den füntglichen Entwurf vom 
3. März 1819 über. Diejer Paragraph fam allerdings bei den 
Berathungen zwiſchen den füniglichen und ſtändiſchen Commiſſio— 


" Schneider, Particul. KR. Quellen ©. 145 if. 

” Das Nefultat der Berhandlungen zwijchen dem Bevollmächtigten des 
Biſchofs und der Regierung war, daß 397 Pfarreien der Krone und 184 der 
freien Collatur des Biſchofs zugejproden wurden. Nah Rümelin, Re 
den II, 255 äußerte jih König Wilhelm I., ‚auf das allgemeine landesherre 
liche Batronat zu verzichten, falle ihm nicht ſchwer; ob er hundert Pfarreien 
mehr oder weniger zu bejegen habe, laſſe ihn, wer er jei‘. 

’NRümelin, aa. 98.1, ©. 225 ff. Statholif 1861, I, 616 ff. 
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nen in Wegfall, aber nur deshalb, ‚weil die Verhältniſſe der 
württembergiſchen katholiſchen Kirche zu dem Oberhaupt in Nom 
längit berathen worden jeien und bald definitiv regulirt würden‘, 
wober man die zwiſchen dem heiligen Stuhl und den Regierungen 
der oberrheinifchen Kirchenprovinz damals obſchwebenden Verhält: 
niſſe im Auge hatte. Die über die Verfaſſung berathende Stände- 
verjanmmlung. von 1819 ging aber hierauf nicht ein und nahm 
den don Biſchof Seller v. Evara ! vorgeichlagenen Paragraphen: 
‚eine bejondere Uebereinkunft mit dem Oberhaupt der fatholtichen 
Kirche beitimmt das Verhältniß derjelben zum Staat‘ einitimmig 
an. Der König war damit nicht einverstanden und wollte mit 
Berufung auf die berührten Berhandlungen mit dem Papſte den 
Sat in die Verfaſſung aumehmen, daß ‚die Leitung der inneren 
Angelegenheiten der katholiſchen Kirche dem Landesbiſchofe und 
vem Domcapitel zuftehe‘, und daß dieje ‚alle Nechte ausüben wür— 
den, welche nach den Grundjägen des katholiſchen Kirchenrechtes 
mit jener Würde wejentlich verbunden ſeien‘. Mit diefem fünig- 
lichen Referipte war der Bilchof von Evara, welchem ſich Die 
meilten fatholifchen Abgeordneten anſchloſſen, nicht einveritanden, 
glaubte jedoch jich einer weiteren Verwahrung enthalten zu dür— 
fen, injofern die Ständeverfammlung auf das königliche Nefeript 
die fefte Meberzeugung gründe, daß es in der Intention des Kö— 
nigs liege, die Grundſätze der katholiſchen Kirchenverfaſſung auf: 
vecht zu erhalten. 

‚Aus diefen Verhandlungen‘, jchreibt der ehemalige württem— 
bergijche Eultusminifter v. Rümelin?, ‚geht unzweifelhaft hervor, 
daß zur Zeit der Verfaifungsberathung weder die Staatsregierung 
noch die Stände von der Vorausſetzung ausgingen, die Verhält— 
nilfe der katholiſchen Kirche jollten einjeitig durch ſtaatliche An—⸗ 
ordnungen geregelt werden, daß vielmehr der Weg des Ueberein— 
kommens, und zwar mit dem Oberhaupte der katholiſchen Kirche, 
als der der katholiſchen Kirchenverfaſſung entſprechende allgemein 
angeſehen worden, die Aufnahme einer ausdrücklichen Beſtimmung 


— 


Siehe Bd. 12, ©. 162, 282. Bd. 2°, S 135, 211 ff. 416 ff. ⁊c. 
=.0: 2: 11; ©. 228. 
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hierüber in die Berfaffungsurfunde aber mır aus formellen Grün— 
den unterblieben ift.‘ 

Die Verhandlungen Württembergs mit Rom und der Ab— 
ihluß einer Vereinbarung war deshalb jowohl nach dem allge: 
meinen Staatsrechte wie nad der Verfaſſung des Königreichs 
vollfommen berechtigt. | 

Durch die Bulle Cum in sublimi vom 22. Juli 1857 be— 
ftätigte ‘Pius IX. die getroffene Uebereinkunft. Die fünigliche 
Verordnung, durch welche diejelbe in Württemberg verkündet 
wurde, it vom 20. Dezember Datirt. Für jene Beltimmungen 
der Convention, welche eine Aufhebung oder Veränderung der 
bejtehenden Gejege erforderten, war die Zuftimmung der Land» 
ſtände ausdrücklich vorbehalten. 

Der Inhalt der Convention, deren Artikel mit den Beſtim— 
mungen der badischen Vereinbarung ſich vielfach deden, wird am 
beften im Zuſammenhange mit letterer dargeftellt werden. 


Die Verhandlungen zwilden Rom und Karlsruhe wurden 
vornehmlich durch Gardinal Reiſach und Dr. Roßhirt geführt. 
Um 3. März 1858 ließ die badijche Regierung dem römischen Hof 
ihre Antwort auf den jchon mitgetheilten Gonventionsentwurf! 
überreichen. Durch dieſes Actenſtück wurde die Hoffnung auf 
eine baldige Ausgleichung der ſchwebenden Differenzen jehr herab- 
geitimmt. Das Miniſterium hielt jeinen bureaufratiich-Itaatsfirch- 
lichen Standpunkt feſt. Es hatte an den päpftlichen Vorſchlägen 
vieles auszujegen und ftellte immer größere Forderungen an den 
heiligen Stuhl. So vergingen Monate, und man ſtand dem Ziele 
nod) immer fern. Erſt ım September 1858 famen die beiden 
Unterhändler über einen Conventionsentwurf überein, in welchem 
die Wünfche Badens, jo weit nur immer möglich, berücdjichtigt 
waren. Der Entwurf wurde nad Karlsruhe geichiekt; allein das 
Miniſterium antwortete wieder mit neuen Forderungen. Namentlicd) 
war es ‚ın Bezug auf die Pfründen unerfättlich und machteswon 


' Siehe oben Seite 172 ff. 
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einer möglichit großen Anzahl den Abſchluß der Convention ab- 
hängig‘ !. Die hiedurch bewirkte Verzögerung ermuthigte die 
Feinde der Kirche, welche ihren Einfluß auf Großherzog Friedrich 
zu Ungunjten der Convention geltend machten. Hiebei famen 
ihnen die Feindſeligkeiten zwijchen Deiterreich und Frankreich ſehr 
zu Statten. Nur die äußerſte Nachgiebigfeit ? des römiſchen 
Stuhles ermöglichte endlich den Abſchluß einer Convention, welche 
am 28. Juni 1859 zu Stande fam. Der abgeichlofjene Vertrag 
wurde im Auguſt von beiden Gontrahenten vatificırt. Am 19, 
Dftober erjchten die Beltätigungs-Bulle Aeterni Pastoris. Die 
Genehmigung des Großherzogs erfolgte durch die landesherrliche 
Verordnung vom 5. Dezember ‚unter dem Vorbehalt der ftän: 
diſchen Zuftimmung zur Wenderung der der Dereinbarung ent: 
gegenstehenden Gejeßesbeittimmungen‘. 

Schon vor der KRatificatton der Uebereinkunft war die Auf- 
hebung der Excommunication der Oberfirchenräthe und einiger reni- 
tenten Geiftlichen durch den Erzbiichof erfolgt, nachdem die Bethei- 
ligten um Mbjolution beim heiligen Stuhl nachgelucht hatten. 
Auch die Angelegenheit bezüglich des Einfommens der während 
des Conflictes vom Erzbiichof ernannten Pfarrer war im Fried: 
licher Weile geordnet worden °. 

Die Bereinbarungen * Badens und Wiürttembergs mit dem 
heiligen Stuhle jtimmen in vielen Artikeln wörtlich, in andern 
dem wejentlichen Inhalte nach überein. 

Die eriten acht Artikel find im beiden Conventionen ganz 
Beten. Die Bejegung der Bisthümer und Ganontcate Joll 


ı Brief des Erzb. an Biſchof Blum v. Limburg vom 28. Nov. 1559. 
In demjelben Schreiben heißt es weiter: ‚Noch in den leßten Tagen vor Ab- 
ihluß der Convention wurden der Regierung 51 Pfründen mit jehr gutem 
Einfommen eingeräumt, welche bis dahin jtandhaft dev libera collatio vin— 
Dieirt waren.‘ Bal. Seſter, a. a. ©. ©. 88. 

? Er räumte dem Großherzog das Präjentationsreht auf 403 Pfründen 
ein, der ‚freien Collatur des Erzbiſchofs verblieben 209 Prründen‘. 

3 Brücd, Die oberrh. Kirchenprov. ©. 423f. Maas, ©. 314f. 

* Abgedrudt in Walter, Fontes, p. 363sqq. Nuss’, Conventiones, 
p. 321sqg. Siehe auh Brüd, ©. 419 ff.; Maas, ©. 317 ff.; Schnei— 
S. 1534ff. 
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fünftig nach den Beitimmungen der Bulle Ad Dominieci gregis 
eustodiam ftattfinden, der im Fundationsinftrument vorgejchrie- 
bene Eid des Erzbiichofes reſp. Biichofes ſoll durch einen andern 
Eid erjeßt werden, und die Bisthumsdotation in liegenden Gründen 
erfolgen,. Jobald es die Verhältniſſe zulaffen‘. 

Der vierte Artikel gejtattet dem Bilchofe, ‚alle Rechte aus— 
zuüben, welche demjelben in Kraft ſeines Firchlichen Hirtenamtes 
laut Erklärung oder Berfügung der heiligen Kirchengeſetze nad) 
der gegenwärtigen vom heiligen Stuhle gutgeheigenen Disciplin 
der Kirche gebühren‘. Dieſelben werden einzeln aufgezählt !. 
Die richterliche Gewalt des Bilchofes über Getitliche und Laien 
wird durch die Beltimmung anerkannt, daß ſein Gerichtshof ‚über 
alle Eirchlichen Nechtsfälle, welche den Glauben, die Sacranıente, 
die geiftlichen VBerrichtungen und die mit dem geiſtlichen Amte 
verbundenen Pflichten betreffen,‘ alſo auch über ‚die Ehelachen‘ 
zu entjcheiden habe, das Urtheil über die ‚bürgerlichen Wirkungen 
der Ehe: dagegen wird den ‚weltlichen Gerichten‘ zuerfannt. Des- 
gleichen erklärt th die Negterung damit einverftanden, daß der 
Biſchof ‚unbehindert‘ jeine Geistlichen überwachen, ermahnen nnd 
beitrafen, und auch gegen Laien, welche Tich Webertretungen der 
kirchlichen Saßungen zu Schulden fommen ließen, ‚die firchlichen 
Cenſuren in Anwendung bringen dürfe. Der heilige Stuhl aber 
gibt dafür feine Einwilligung, daß die weltlichen Gerichte über 
Laienpatronate‘ entjcheiven dürften, und verzichtet auf das privi- 
legium fori, welches freilich ſchon ſeit längerer Zeit nicht mehr 
velpectivt worden war. 

Der folgende Artikel hebt das Placet auf und verfügt, daß 
die Belehrungen und Erlafle des Bilchofes, die Actenftüce der 
Didcefaniynoden, des Provincialconcils und des heiligen Stuhles- 

! Mfründeverleihung, Wahl des Generalvicars, der Mitglieder des Or— 
dinariats, der Decane, Prüfungen für die Aufnahme in das Seminar, Con: 
curseramen, GErtheilung der heiligen Weihen, Anordnungen bezüglich des. 
Gottesdienstes u. j. w. nach canoniſcher Vorſchrift, Berufung von Diöceſan— 
innoden und Beſuch der Provinzialiynoden, Einführung religiöjer Orden 
und Genofjenjchaften nach Einvernehmen mit der Regierung ‚in jedem ein= 
zelnen Falle‘. 
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jelbit, die von kirchlichen Angelegenheiten handeln, ohne vorgängige 
Einfiht und Genehmigung der königlichen Negierung veröffentlicht 
werden fünnen‘. Der ſiebente Artikel hat das Verhältniß des Biichofes 
zu den Glementarichulen zum Gegenftande, und im achten Artifel 
werden die Rechte desjeiben bezüglich der Errichtung und Leitung 
der Seminarien nad) der Vorſchriſt des Concils von Irient an— 
erkannt. So lange aber jolche Anstalten nicht errichtet find, und 
dte Convicte von Ehingen, Rottweil und Tübingen fortbeitehen, 
jollen diejelben ‚bezüglich der religiöjfen Erziehung und der Haus— 
ordnung der Leitung und Aufficht des Biſchofes unterftellt werden 
und leßterem auch die ‚Bilttation‘, die Ernennung und Entlaffung 
der Vorſteher und NRepetenten diefer Anstalten zuftehen, unter der 
Bedingung jedoch, daß er niemals Perſonen zu jenen Stellen er: 
nenne, welche der Regierung ‚aus erheblichen, auf Ihatjachen be- 
ruhenden Gründen in bürgerlicher oder politiſcher Hınficht minder 
angenehm ſeien‘. Hinfichtlich der theologischen Facultät in Tü— 
bingen erfennt Art. 9 dos Recht des Biſchofes an, den Theologie: 
Profeſſoren und Docenten die canonische Miſſion zu ertheilen und 
zu entziehen, die Ablegung des Glaubensbekenntniſſes von ihnen 
zu fordern und die Lehrbücher zu prüfen. 

Die Beſtimmungen hinfichtlich der theologiichen Conviecte 
enthalten im Wejentlichen auch die Art. 8—10 der badijchen 
Convention, welche mehr die beitehenden Verhältniſſe des Groß— 
herzogthums berücfichtigen ; der auf die theologische Faculät in 
Freiburg ſich beziehende Artikel 11 hat denjelben Wortlaut wie 
Urt. 3 der Uebereinkunft mit Württemberg. 

Die Stipulationen über die Verwaltung des Kirchenvermögens 
iind Gegenftand des zehnten Artifels. Die Regierung anerkennt 
das Necht der Kirche, Vermögen zu erwerben, zu befigen und zu 
verwalten, und beitimmt, daß die Kicchengüter in ihrer Integrität 
erhalten und ohne Zuſtimmung der kirchlichen Behörde weder 
verfauft, noch verändert, noch ihrem Zwecke entzogen werden 
fönmen; doc bleiben fie den öffentlichen Laſten und Abgaben, 
jowie den allgemeinen Gejegen des Staates wie das übrige Eigen: 
thum unterworfen. Die Verwaltung wird durd) die hiezu bered)- 
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tigten Organe geführt, aber unter Aufficht des Bifchofes, welchen 
die VBerwaltungsbehörden jährlich Rechenſchaft geben müſſen. 

Weitläufiger verbreitet ſich die badische Convention über das 
Kirchenvermögen. Die hier aufgeltellten Grundjäße find aber die 
nämlichen, wie die eben angeführten über die Umantaftbarfeit des 
Kirchenvermögens, deſſen Verwaltung und Verwendung, jowie 
über das oberjte Auflichtsreht des Erzbiichofes, ohne deſſen Zu— 
ſtimmung die Güter kirchlicher Stiftungen weder veräußert, noch 
auf längere Zeit verpachtet werden dürfen u. j. w. Mit der 
Berwaltung des Localfirchenvermögens tft die fatholijche Stiftungs- 
commillton betraut; der Oberftiftungsrath hat ‚die allgemeinen 
ticchlichen Fonds‘ zu verwalten. Auch fteht ihm die Aufſicht über 
die örtlichen und Diltrietscommifftonen, die Nechtsvertretung und 
die Nechnungsreviftion über die Localfirhenfonds, die Diftricts- 
und die allgemeinen Fonds zu. Die Mitglieder des Oberitiftungs- 
vathes werden zur Hälfte von der Regierung und zur Hälfte vom 
Erzbiſchof, aber in gegenjeitigem Einvernehmen ernannt. 

Die Beltimmung, wie die im Budget für Cultuszwede vor- 
gejehenen Summen zu verwenden jeten, jteht dem Erzbiichof allein 
zu; ebenfo fanı er von der Verwaltung und der Verwendung 
firchlicher Stiftungen jederzeit Kenntniß nehmen. 

Die Artikel 11—13 der württembergtichen Convention ent— 
Iprechen wörtlich den Artikeln 22—24 der Webereinfunft Roms 
mit Baden. Sie ftipuliren den „unmittelbaren: Verkehr des 
Biſchofes mit allen Staatsbehörden, die Aufhebung, reſp. Abän: 
derung aller mit der Convention im Widerjpruche ftehenden Ber: 
ordnungen und Geſetze und die friedliche Beilegung etwaiger ſich 
noch ergebender Differenzen durch gegenjeitiges Ginvernehmen der 
Contrahenten. 

Bezüglich der für Schul- und Wohlthätigkeitszwecke beſtimmten 
ſ. g. nicht kirchlichen katholiſchen Stiftungen wurde in der badiſchen 
Convention feſtgeſetzt, daß dieſelben unter katholiſcher Verwaltung 
bleiben ſollten, und dem Erzbiſchofe das Recht zuſtehe, ‚Einficht 
von Urkunden und Rechnungen‘, welche dieſelben betreffen, zu 
nehmen, ‚damit er fi) von der Erhaltung und ſtiftungsmäßigen 
Verwendung dieſes Vermögens überzeugen fünne. Damit wurde 
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das DBeriprechen Seitens der Regierung verbunden, ‚daß auf 
etwaige gegründete Bemerkungen, welche der Erzbiichof in dieſer 
Beziehung vortragen werde, Abhilfe eriolgen würde‘. 


Zehntes Kapitel. 


Die Firhenpolitiihen Zujtände in Hannover. Dotirung des Bisthums Osnabrüd. Die 
fatholiihe Kirche im Königreich Sahjen und in den ſächſiſchen Herzogthümern, in den 
Fürjtenthümern Shwarzburg, Walded, Lippe. Die kirchlichen Verhältnijje im Großherzog: 
thum Oldenburg. Bedrüdungen der fatholifhen Kirhe in Medlenburg. Das Berfahren 
der Regierung in Schwerin gegen Freihr. von der Kettenburg. Die Lage der Katholiten 
in den Hanjejtädten, den Elbeherzogthimern, im Jadegebiete und in Braunfchweig. 

Durd) die Vereinbarung ! zwifhen Rom und Dannover 
waren die beiden Bisthümer, Hildesheim und Osnabrück, wieder: 
hergeitellt worden. Doch Jollte leßteres Bisthum vorläufig durd) 
einen apoftoliichen Adminiftrator verwaltet werden, bis die Mittel 
zur Dotation flüſſig jeien. Um die Sache zu beichleunigen, trat 
Weihbiſchof Lüpke von Osnabrück als Vollſtrecker der päpstlichen 
Bulle mit der Regierung in Unterhandlungen; allein es vergingen 
Sabre, und man war dem Ziele no) nicht um einen Schritt 
näher gerückt. Erſt König Georg V. dachte allen Ernites daran, 
‚die Schuld des welfischen Haufes gegen die katholiſchen Unter: 
thanen in der Provinz Osnabrück abzutragen‘. Auf ſeinen Be— 
fehl trat das Minifterium mit Biſchof Georg Müller von 
Münster, welchen Papſt Pius IX. nach Lüpke's Tod mit der Ere- 
cution der Bulle beauftragt hatte, in Verhandlungen. Ihr Re: 
jultat war der vorläufige Vertrag ? vom 7. Februar 1857. Die 
einzelnen Stipulationen desjelben entziehen ſich unjerer Kenntniß, 
Die wichtigite Beſtimmung ift aber unftreitig die Aufitellung eines 
Biſchofs für Osnabrück und die Errichtung des Domcapitels und 
des bijchöflichen Seminars. Erſter Biſchof wurde der General- 
vicar von Münfter, Baul Melchers, jpäter Erzbiichof von Köln ®., 
Die Inftallation des neuen Oberhirten und feines Domcapitels 
fand am 19., reip. 20. April 1858 Statt. 

I Siehe Bd. 2°, ©. 76 If. 

? Bering, Archiv, Bd. 33. ©. 337 ff. 

* Siehe Band 4. 
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So jehr auc das Beitreben des Königs, eine nur zu lange 
vernachläfligte Prlicht der Gerechtigkeit zu erfüllen, Anertennung 
verdient, jo darf man doch nicht verfennen, daß den Beſtim— 
mungen der Bulle ! feineswegs Genüge gejchehen ift. ‚Die Dom: 
capitularen beziehen nominell zwar die ihnen durch das Concor— 
dat zugewielene Einnahme; weil es jedoch an den nothwendigen 
Mitteln fehlt, jo befleiden verjchtedene der Gapitulare zugleich 
andere Aemter, um aus deren Einkünften ihren theilweiſen Unter: 
halt zu beziehen; außerdem müſſen die fünf älteren Gapitulare 
einen nicht unbedeutenden Theil ihres Einfommens zur Unterhal: 
tung des bifchöflichen Generalvicartates abgeben. Da dieſer Zuſchuß 
nicht ausreicht und andere disponible Gelder für dieſen Zweck 
nicht vorhanden find, hat bis dahin das bifchöfliche General: 
vicartat auch nur eine nothdürftige Einrichtung erhalten können. 
Neben dem Generalvicar fungiren gegemvärtig feine geistlichen 
Käthe, jo da LUeberlaftung mit Arbeiten und andere Incon— 
venienzen die nothwendige Folge fein müſſen. Außerdem fehlt es 
für eine entiprechende Abhaltung des Chordienſtes durchaus an 
den erforderlichen SKräften, ein Mißſtand, der mit jedem Jahre 
Ichretender hervortreten muß.‘ ? Cine Dotirung des Bistums in 
(tegenden Gründen iſt ebenfalls nicht erfolgt. Die Annexion des 
Königreichs durch Preußen hatte die Ausdehnung der preußiichen 
Verfaffung auf Hannover am 1. Oktober 1867 zur Yolge, die 
mit dem Beſitze des Landes überfommene Pflicht der realen Do: 
tatton der beiden Bisthümer harret nocd ihrer Ausführung. Die 
Wehen des Culturfampfes mußten auch die Katholiten Hannovers 
bitter empfinden. 


Nur kurz berührt ſei die Lage der Katholifen im Königreich 
Sachſen. Die alten Bedrückungsgeſetze haben hier noch immer 
Geltung, und die katholische Kirche Iteht ganz unter Bevormun— 


' Impensa Romanorum Pontificum vom 26. März 1824. Siehe 
Bd. 2°, ©. 101: 
° DBering, Ardiv a. a. DO. ©. 342. 
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dung des protejtantiichen ! Eultusminifters, der in ihre inneriten 
Angelegenheiten eingreifen fan. Die Berufung einiger barmber- 
zigen Schweitern in das fatholiiche Krankenhaus zu Dresden, im 
Jahre 1857, wurde von dem Minifter mit Berufung auf Artikel 
56 der Berfallung vom Jahre 1831 verweigert ?. Als jpäter 
zwei ‚Graue Schweitern‘ aus Schlefien zur Pflege der Kranken 
nad) Dresden berufen wurden, entitand eine heftige Oppofition 
in der Kammer, welche die Ausweiſung der Schweftern aus 
Sachſen, Neujahr 1874, bewirkte. Beachtenswerth ift die bei 
jener Gelegenheit gejallene Aeußerung des Referenten der Hammer 
Dr. Sertel, die SKatholifen bejäßen im Königreich wohl eine 
politische, aber feine firchliche Gleichberechtigung *. Die Einführung 
von Schulichweitern in einer fatholifchen Schule zu Dresden ver- 
anlaßte den Katholikenhaſſer Dr. Ludwig“, in dev Kammer den 
Antrag auf Entfernung derjelben einzubringen, welche auch von 
der Regierung verfügt wurde. Um den Einfluß der jo jehr ge: 
fürchteten Jeſuiten? vom Lande fern zu halten, wurde nicht allein 
den Mitgliedern dieſer Genojjenichaft %, ſondern auch ihren Schülern 
die Vornahme geiftlicher VBerrichtungen unterfagt. Um die Ne: 
juitenzöglinge zu entdeden, muß jeder Geistliche, welcher ein kirch— 
liches Amt befleiden will. ‚die eidesjtattliche Verſicherung abgeben, 
daß er weder dem Jeſuitenorden angehöre, noch auch jeine wiſſen— 
Ihaftliche Bildung bei einer von dem Jeſuiten- oder einem ver: 
wandten Orden geleiteten Anstalt erlangt habe‘ '. Selbit die fa- 
tholischen Gebetsvereinigungen unterliegen der Genehmigung des 
proteſtantiſchen Gultusminifters®. Auch das Placet wird troß 
! Nach $ 41 der Verfafjungsurfunde vom 4. Sept. 1831 muß der Chef 
des Eultusminijteriums ein Proteitant jein. 

»Vering, Ardiv, Bd. 2, ©. 341ff. - 

e Vering, Archiv, Bd. 7, ©. 332. 

* Dering, Ardiv, Bd. 30, ©. 165. 

> Nach $ 56 der Verfaſſung dürfen die Jejuiten in Sachſen nicht auf: 
genommen werden. 

® Bering, Arhiv, Bd. 25, ©. XXXIV. 

So lautet der Paſſus in der minijteriellen Inftruction. Siehe aud) 
Moy, Arhiv IV, ©. 486 ff. 

° Bering, Arhiv, Bd. 25, ©. XXXIV. 
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Prepfreiheit mit großer Strenge gehandhabt und jogar auf die 
dogmatiſchen Decrete ! ausgedehnt. 

In den kleineren proteftantiichen Gebieten Norddeutichlands 
erfreuten ſich die dort anſäſſigen Katholifen bezüglich der Aus- 
übung ihrer Religion nicht jener Rechte und Freiheiten, welche die 
Proteſtanten in den fatholtichen Territorien genießen. Ungeachtet 
der Beltimmungen des Nheinbundes ? und der deutjchen Bundes- 
acte? waren ſie mehr oder weniger der Willfür der einzelnen 
Regierungen überliefert und mußten ſich mit den geringen Zuges 
Ttändniffen begnügen, welche ihnen zugemeſſen wurden. Auch die 
Errungenschaften des Jahres 1848, Preßfreiheit, Vereinsrecht ꝛc., 
brachten feine mwejentliche VBerbeflerung ihrer Yage. Doc wurden 
hie und da die alten proteitantiich-jtaatsfirchlichen Verordnungen 
binfichtlich der fatholiichen Kirchengemeinden in einzelnen Fürſten— 
thümern etwas zu Gunsten der Katholifen verändert. 

Die Beziehungen zwiſchen der Regierung von Sachſen— 
Weimar umd dem Biſchof von Fulda blieben im Ganzen die 
nämlichen wie in den früheren Jahren !. Das Gefeß vom 7. Of: 
tober 1823 wurde durch Gejeß vom 6. Mat 1857 in einigen 
Punkten? umgeändert. Die Differenz wegen der von der Regie: 
rung in Anfpruch genommenen VBatronatspfarreien wurde gütlich 
beigelegt. Schwieriger war eine VBerftändigung über den ‚Dienit- 
eid der Geiftlichen zu erzielen. Die biſchöfliche Behörde, melche 
dDiefe Bezeichnung als unstatthaft ablehnte, erlaubte die Eides- 
leistung nur unter ausdrücklicher Wahrung der firchlichen Frei: 
heiten und Nechte. Die Regierung verlangte dagegen die Lei— 


Vering, Archiv, Bd. 30, ©. 165 ff. u. Bd. 25, ©. XXXIV. Als 
der apoftoliiche Vicar von Sachſen, Biſchof Forwerf, 1870 einen Hirten- 
brief über die Lage des jeiner Staaten beraubten Papſtes erlaſſen wollte, 
verweigerte der Cultusminifter das Placet, worauf der Bijchof die bereits 
gedruckten und verjandten Exemplare zurückzog. 

? Siehe Linde, Ueber die rechtliche Gleichitellung ꝛc. S. 20 ff. und 
Gleichberechtigung ©. 50 ff. 

’ Art. 16. Siehe Linde, Gleihberehtigung ©. 75 ff. 

* Siehe Bd. 2°, ©. 269 f. 

’ Bering, Archiv, Bd. 45, ©. 211 ff. 
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tung eines unbedingten Eides und beitrafte 1861 die renitenten 
Geiltlichen mit Temporalieniperre. Sämmtliche Getitlichen rechtfer: 
tigten num ihr Berhalten in einer Denkſchrift, worauf die Immediat— 
commilftion am 5. November 1862 dem bijchöflichen Oxdinariat 
von Fulda erklärte, es liege der Staatsregierung jelbitveritändlich 
jede Abjicht fern, der katholiſchen Kirche irgend zu nahe zu 
treten. Da durch dieje Erklärung der Grund des bisherigen Vor— 
behaltes wegftel, erlaubte der Biſchof durch Schreiben vom 27. No— 
vember 1862 die Leiltung des am 26. November 1856 formus 
lirten Eides ohne ausdrüclichen Vorbehalt. Den Getitlichen wur— 
den die vorenthaltenen Einkünfte wieder erjtattet!. Die neuen 
Geſetze und Verordnungen über Ehe und Schule werden im den 
betreffenden Abjchnitten beiprochen werden. 

Das Regulativ? vom Jahre 1811 hatte im Herzogthum 
Sachſen-Gotha die Beziehungen der dortigen Kirchengemeinden 
zum Staate geordnet. Nach demjelben ‚wird die römiſch-katho— 
liſche Confeſſion im Staate frei geübt, ihr Gottesdienst darf 
öffentlich gehalten werden‘. So lange die fatholiichen Kirchen: 
gemeinden noch feinem Biſchofe unterjtellt ſind, steht ihnen Die 
Wahl des Pfarrers in der Weile zu, daß dem Landesheren ‚zwei 
Subjecte präfentirt werden müſſen, aus welchen er eines aus— 
wählen fann‘. Doch ‚bleibt ihm, im Falle er feines der ihm 
präfentirten Subjecte annehmlich finden und jolches zu beitätigen 
ſich nicht bewogen finden fünnte, vorbehalten‘, entweder ‚die noch— 
malige Präfentirung zweier Subjecte zu geitatten‘, oder ‚eine 
ichiekliche Perfon zum Pfarrer auszuwählen‘. Vor Antritt jeines 
Amtes hat der Pfarrer den ‚WVerpflichtungserd bet dem (protes 
ſtantiſchen) Oberconfiftorium‘ zu leisten. Soll ein fremder Biſchof 
für kirchliche Verrichtungen eingeladen werden, dann hat der 
Pfarrer vorerst ‚Anzeige zu erftatten und die im dieſer Hinſicht 
zu treffende Verfügung zu erwarten‘. Die Anordnung des äuße— 
ren Gultus fteht dem Pfarrer zu. Derjelbe iſt aber verpflichtet, 
‚die zu treffenden Einrichtungen dem Oberconfiltorio zur Beur: 


ı Peering, Ardiv, Bd. 6, ©. 396 ff. # 
? Bering, Archiv, Bd. 36, S. 215 ff. Toleranzantrag, ©. 355 11. 
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theilung und Einholung der Herzoglichen Entichließung vorzulegen‘. 
Verfügungen ‚des römiſchen Hofes, des Biſchofes, des Pfarrers 
oder einer anderen Perſon, wenn auch jolche nur einzelne PBrivat- 
perjonen betreffen jollten‘, dürfen nicht ‚angenommen, befannt ge= 
macht, gedrucdt oder in Wirkung gejeßt werden, ohne daß der 
Landesherr ſolche eingejehen und autorifiret habe‘. ‚Ebenjowenig 
fönnen Deerete fremder Synoden und ſelbſt allgemeiner Concilien 
im Lande publteivt werden‘, ehe die Regierung ‚ihre Uebereinſtim— 
mung mit der Verfaſſung des Staates und mit jeinen jonjtigen 
Gejeßen, ingleichen ob dabei die öffentliche Ruhe im irgend einer 
Rückſicht gefährdet ſein möchte, unterjucht, und der Landesherr 
die zu erlallende Bekanntmachung autoriſirt hat.  Bäpftliche 
Nuntien, Legaten u. ſ. w. fünnen nur mit ‚Autorifation des Lanz 
desherrn‘ irgend welche Nechte im Lande ausüben. Auch die 
eier eines ‚Concilium‘, einer ‚Synode‘, überhaupt die ‚Vereini- 
gung mehrerer in= oder ausländiſcher Kirchen‘ darf nur mit ‚aus- 
drüdlich vorausgegangener Genehmigung des Landesheren gehal- 
ten werden. Eine von leßterem aufgejtellte Behörde hat zu 
‚achten‘, daß von geiftlichen Perſonen ‚in threm Amte oder außer 
demjelben fein Mißbrauch getrieben werde, welcher das Wohl. des 
Staates oder jeiner Bürger gefährde‘. Dieje Behörde war ‚das 
DOberconfiftorium in Gotha‘. Die Verwaltung des Kirchenver— 
mögens unterliegt der Controle des Staates. Die folgenden Ar: 
tifel handeln von der Refidenzpflicht des Pfarrers und deſſen Be- 
fugniffen. Nur die angejtellten Geistlichen, oder jolche, welche 
eine ‚bejondere Erlaubniß‘ des Landesheren erhalten haben, dür— 
fen ‚geistliche Verrichtungen‘ vornehmen. Die ‚außerhalb der Reſi— 
denzitadt Gotha wohnenden fatholiichen Glaubensgenofien‘ unter: 
jtehen den proteſtantiſchen Pfarrern ihres Wohnortes. Sie müſſen 
‚die eigentlichen Parochialhandlungen, als Taufe, Trauung, Bes 
gräbniß‘ von demjelben ‚verrichten laflen‘, und ihm dafür auch 
die Stolgebühren entrichten. ‚Die Liturgie und der Katechismus, 
welche in den Kirchen der katholiſchen Confeſſions-Verwandten 
gebraucht werden ſollen, müſſen für alle Kirchen eine und die— 
jelbe jein‘ Ste müſſen dem ‚Landesherrn‘ ‚zur Genehmigung 
vorgelegt werden‘. Gottesdienſtliche VBerrichtungen dürfen nur in 
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der Kirche abgehalten werden. ‚Bei jolchen gottesdienftlichen 
Handlungen aber, welche ihrer Natur nach außerhalb der Kirche 
bewirkt werden müſſen, wie bei Begräbniffen und bei Neichung 
des Abendmahl an Kranke der Fall ift, insbejondere aber bei 
der durch Die leßtere Veranlaſſung nothwendig werdenden Ueber— 
bringung der Monftranz in die Wohnung des Kranken,‘ muß 
Alles vermieden werden, ‚was den Befennern einer anderen Con— 
feſſion auffallend und anſtößig ſein fönnte. Dev Gebrauch der 
Gloden it nur geitattet, um die Gemeinde ‚zu den ſonn- und 
feittägigen Berfammlungen zujammen zu rufen‘, und ‚bei Be— 
gräbniſſen‘. ‚Zu anderen Zweden‘, 3. B. zum Yäuten des An- 
gelus Domini, ‚dürfen die Glocken ohne ganz ausdrücliche Ge- 
nehmigung der Polizei des Ortes nicht gebraucht werden.‘ Die 
Katholifen müſſen die Autheriichen ‚Bußtage und andere Feſte 
mitfetern. Wollen diejelben die ihrer Kirche ‚eigenthüntlichen 
Seite‘ feiern, jo hat der Pfarrer zuerit ‚ein Verzeichniß derjeni— 
gen, welche feine Gemeinde regelmäßig zu fetern wünjcht, bei dem 
Oberconſiſtorio als der beitellten Behörde einzureichen, und dies— 
fallfige Genehmigung zu erwarten‘. 

Diejes Regulativ, welches nur die Feder eines mit den Yeh- 
ven und Einrichtungen der katholiſchen Kirche gänzlich unbekann— 
ten Protejtanten niederjchreiben konnte, erfuhr erſt eine Aenderung, 
als Bapit Pius IX. im Einveritändniffe mit der Regierung durch 
Gonfistorialdecret vom 13. Sept, 1851 die Katholiken des Herzog: 
thums dem Biſchof von Paderborn zutheilte. Der damalige Bi: 
ihof Franz Drepper traf am 27. Dezember die zur Ausfüh- 
rung des päpftlichen Decretes nothwendigen Anordnungen, und 
die Regierung exrtheilte am 14. Mai 1852 die Genehmigung zur 
Veröffentlichung diejes Decretes, unter dev Vorausſetzung, daB 
das erwähnte Regulativ auch fernerhin in Kraft bleibe, und das 
(andesherrlihe Mtajeitätsrecht in Kirchenſachen gewahrt werde, 
Diefe Claufel veranlaßte den Biſchof in einer Denkſchrift vom 
13. Juni 1853 die irrigen Grundjäge und Anordnungen des 
NRegulativs darzulegen und die nothwendigen Abänderungen zu 
verlangen. Es erfolgte feine Antwort. Die Weigerung des zum 
Piarrer in Gotha ernannten Vicars Mellmann, den von der 

Brück⸗Kißling, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. IT, 2. Aufl. 13 
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Landesregierung vorgejchriebenen Eid zu leiſten, hatte weitere 
Berhandlungen zwiſchen leßterer und der bifchöflichen Behörde zur 
Folge. Das Regulativ wurde zwar nicht aufgehoben; aber die 
Regierung begnügte ſich mit dem Eide des Pfarrers Mellmann 
auf das Staatsgrundgejeg vom 3. Mat 18521 und beläftigte 
auch deſſen Nachfolger nicht mehr wegen des Negulativs?. Die 
Berordnung? vom 14. Dezember 1868 befreite die Katholiken 
des Herzogthums vom proteftantiihen Parochialzwang und von 
der Entrichtung der Stolgebühren an die proteftantischen Prediger. 

Das vom proteitantiihen Conſiſtorium für das Herzogthum 
Koburg entworfene Negulativ * ‚für die Firchliche Verfaſſung der 
fatholiichen Glaubensgenoijen‘ vom 24. Juni 1815 Stimmt in 
vielen Punkten mit dem analbyfirten Regulativ für Gotha über: 
ein. Auch hier ericheint der ‚Landesherr* als Träger ‚der ober- 
ten Kirchengewalt‘, dem aud die Ernennung des einzigen Pfar- 
vers in Koburg ? zufteht. ‚Die für die kirchlichen Angelegenheiten 
der fatholiichen Gemeinde angeordnete Behörde iſt das herzogliche 
Conſiſtorium.‘ ‚Die Liturgie und der Katechismus‘ unterliegen 
ebenfalls ‚der Genehmigung des Landesherrn‘. Das oben er: 
wähnte Staatsgrundgejeg vom 3. Mat 1852 hat auch für Ko- 
burg Geltung ®. Das Herzogthum war ſchon 1826 dur Bapit 
Leo XII. der Jurisdiction des Erzbiichofs von Bamberg unter: 
jtellt worden. 

Die KHatholiten des Herzogthums Sachſen-Meiningen 
Itehen unter dem Bilchof von Würzburg. Es eriftirt nur eine 
fatholifiche Pfarrei in dem ganz katholiſchen Dorfe Wolframs- 
haufen. Außerdem wohnt noch ein Geiftlicher in Meiningen, 
welcher hier und in Hildburghauſen abwechjelnd Gottesdienit hält. 


Zoleranzantrag ©. 383. 

? Siehe Bering, Arhiv, Bd. 36, ©. 226 ff. 

Sie jteht Archiv, Bd. 47, ©. 321 ff. 

Adgedruckt im Archiv, Bd. 32, ©. 420 ff... Toleranzantrag ©. 383 ff. 
° Es werden nur Pfarrverwalter ernannt. 

Dasſelbe verlegt in $ 35 (vorherige jtaatliche Genehmigung zur Ver: 
fündigung kirchl. Erlafje) und 5 52 (Amortijationsgejeße) die Nechte der 
Katholiken. 


in den Fürftenthümern Schwarzburg u. Waldeck. 195 


Die katholischen Bewohner von Sachjen- Altenburg werden von 
Leipzig aus paitorirt. 


Die Mifftonsitation zu Arnſtadt im Fürſtenthum Schwarz- 
burg: Sondershaujen, welche von Erfurt aus verjehen wurde, 
iſt jeit 1870 einem eignen Geiftlichen übertragen, dem auch die 
übrigen Katholiken des Fürftentgums unteritellt find. ine Ver— 
ordnung ! vom Jahre 1872 ‚geiteht‘ dem Biſchof von Paderborn 
in Schwarzburg:Rudoljtadt ‚die Ausübung der bijchöflichen 
Yurisdiction über die Katholiken des Fürſtenthums in demjelben 
Umfange und mit denjelben Rechten und Pflichten zu, wie jolche 
den katholiſchen Biſchöfen des Königsreichs Preußen zuftehen und 
obliegen‘. Die Errichtung von ‚Seeljorgeritellen‘ iſt geitattet. Die 
Anstellung der Seeljorger unterliegt der Genehmigung des Yan: 
desfürjten und wird ‚mur aus wichtigen jtaatlichen Gründen‘ ver: 
jagt. Der ‚Seelforger reip. Pfarrer‘ kann ‚alle pfarramtlichen 
Handlungen‘ ausüben. 

Im Fürſtenthum Waldeck beitehen fatholiiche Pfarreien zu 
Arolſen und Eppe. Die VBerfaffungsurfunde ? vom 17. Auguft 
1852 gewährt ‚allen Staatsangehörigen volle Glaubens- und Ge— 
willensfreiheit‘. ‚Der Genuß der bürgerlichen und jtaatsbürger- 
fichen Rechte wird durch das religiöje Befenntnig weder bedingt, 
noch beichränft.‘ Jede Religionsgejellichaft ‚bleibt im Beſitze und 
Genuß der für ihre Cultus-, Unterrichts: und Wohlthättigfeits- 
zwecfe bejtimmten Anftalten, Stiftungen und Bermögensftüce und 
ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten jelbititändig, iſt aber 
den allgemeinen Landesgejegen unterworfen‘. ‚Das Vermögen 
der Religionsgejellichaften, Wohlthätigkeits- und Unterrichtsanſtal— 
ten darf dem Staatsvermögen nicht einverleibt, noch überhaupt 
jeinen beftimmungsgemäßen, allgemeinen Zweden entzogen werden.‘ 
Die Verordnung vom 21. März 1861 hob den ‚bisher beſtande— 
nen Rarochialzwang‘ für die außerhalb der genannten beiden 


I Sie fteht Archiv, Bd. 36, ©. 411. Toleranzantrag ©. 39V. 
? Abgedruct Archiv, Bd. 9, ©. 24 ff. 
13? 
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Pfarreien lebenden Katholifen auf und wies ſie den genannten 
Pfarreien zu!. Damit famen die Stolgebühren an die prote= 
Itantifchen Prediger in Wegfall. Dagegen jollen ‚jelbitveritändlich 
alle jonftigen Berechtigungen und Bezüge, welche den Kirchen, 
Pfarreien und Schulen, rejp. Küſtereien evangeliicher Confeſſion 
den katholiſchen Landesangehörigen gegenüber competiven, unver— 
ändert und ungeſchmälert fortbeitehen bleiben‘. Hiernach müſſen 
die Katholifen zum Baue proteftantiicher Kirchen, Pfarrhäuſer x. 
beitragen. Eine weitere Verordnung von demfelben Datum er— 
laubt die Errichtung einer Pfarrei zu Pyrmont. Am 1. Juni 
1861 wurde die bisher vom proteſtantiſchen Conſiſtorium bejorgte 
Berwaltung katholiſch-kirchlicher Angelegenheiten der fürſtlichen 
Regierung, Abtheilung des Innern, übertragen. 

Schon die Fürſtin Bauline hatte 1807 den Katholiten im 
Fürſtenthum Lippe öffentlichen Gottesdienit geitattet. Die erite 
Kirche wurde in Detmold erbaut. Durch das Edict ? vom 9. März 
1854 erfolgte mit ausdrüdlicher Berufung auf die Rheinbunds— 
acte und Artikel 16 der deutſchen Bunpdesacte ‚die gejeßliche 
Gleichſtellung der Fatholiichen Kirche mit der evangelifchen Lan- 
desfiche‘. Der Fürſt erfennt die Jurisdiction des Biſchofs von 
Paderborn über die Katholiken feines Landes an, geitattet Die 
Errichtung und Bejeßung der Pfarreien durch denjelben, behält 
th aber das Recht vor, ‚minder genehme Gandidaten abzulehnen‘. 
Der Pfarrer tritt in den Belt aller Parochialrechte u. ſ. w. 

Die fatholiichen Gebietstheile ? des Großherzogthums Olden— 
burg ! wurden durch die Bulle De salute animarum dem Bis- 
thume Münſter zugetheitt, zu welchem ſie auch früher gehörten. 
Die Convention vom 5. Januar 1830 zwiſchen dem apojtoliichen 
Delegaten und der Regierung ordnete die Beziehungen der Kirche 


' Die Verhandlungen des Biſchofes Martin von Paderborn mit der 
Regierung fiehe Archiv, Bd. 9, ©. 18 ff. 

ꝰ Gejeßesfpammlung für das Fürſtenthum Lippe 1854, N. 6 u. 13. To: 
leranzantrag ©. 394 ff. 

° Durch) die Sächlarijatton fielen die dem Fürjtbiihofe vor Müniter 
gehörenden Aemter Vechta und Kloppenburg an Oldenburg. 

* Siehe Bering, Archiv, Bd. 31, ©, 428 ff. 
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zur Staatsgewalt. Nach derjelben jollte ein in Vechta vefidiren- 
der Official des Biſchofs von Münfter mit der Oberleitung der 
Katholifen des Landes betraut werden. Die Convention wurde 
durch Gabinetsordre vom 5. April 1831 ‚als Fundamentalitatut 
der katholiſchen Kirche im Herzogthum‘ veröffentlicht, zugleich aber 
derjelben ein ‚Normativ zur Wahrung des landesherrlichen Maje- 
jtätsrechtes circa sacra* beigefügt. Dieſe einjeitige Verfügung 
der Staatsregierung, welche Firchlicherjeits nicht beachtet ward, er- 
hielt einige Milderungen durch die Verfaſſungsurkunde vom 22. No- 
vember 1852. Diejelbe bejtimmt unter Aufhebung des bisherigen 
„Placet und Viſum,, daß jede Religionsgefellichaft ihre Angelegen- 
heiten jelbititändig ordnet und verwaltet, garantirt den Kirchen: 
geſellſchaften ausdrücklich den Beſitz ihres Kirchenvermögens und 
verlangt bei der Wahl, Ernennung oder Einjeßung der Beamten 
und Diener der Kirche nur die Gutheißung des Staates nad) 
Maßgabe der Gejeße oder Verträge. Um die noc betehenden 
Differenzen zwilchen der Berfaflung und der Convention von 1851 
zu heben, trat die Regierung am 18. Dezember 1852 in Unter: 
handlungen mit dem Bilchofe von Münſter. 

Es wurde auch eine Vereinbarung geichloflen. Diejelbe er: 
wies ſich aber in der Folge als ungenügend. Die Hauptdifferenz- 
punfte waren die Bejeßung der Kirchenämter und die Veröffent- 
lihung kirchlicher Erlaſſe. Exit nad) zwanzigjährigen Unterhand- 
(ungen fam eine Einigung über diefe Punkte zu Stande. Die 
kirchlichen Verordnungen jollen gleichzeitig mit der Publication 
der Regierung mitgetheilt werden und die Bejegung der Pfarreien 
nach) vorausgegangener Verſtändigung mit der oberiten Yandes- 
jtelle ftattfinden. Dieje Art der Belegung wurde 1872 aud auf 
die übrigen Beneficten ausgedehnt !. 

Während in Oldenburg die Staatsregierung der Firchlichen 
Behörde nicht jo ſchroff entgegentrat, waren die Katholiken im 
Medlenburg und in den Elbeherzogthümern allen Quälereien 
und Bedrüdungen fanatijch-intoleranter Beamten und Yandjtände 
ausgelegt. 


ı Bol. Vering, Kirdenredt, ©. 201. 
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Großes Aufſehen erregte das Benehmen der Regierung von 
Mecklenburg-Schwerin gegen den Comvertiten Freiherrn von 
der Kettenburg!, zu Matgendorf und Perow, welcher zum 
Unterrichte jeiner Kinder und zur Abhaltung des Gottesdienftes 
für jeine Familie im Sommer 1852 einen fatholiichen Hausgeiit- 
lichen ? annahm. Obſchon nur die fatholiichen Hausgenoſſen an 
diejem Gottesdienste Theil nehmen durften, und die proteitan- 
tijche Dienerichaft * vom Beſuche desjelben ausgeſchloſſen war, 
erblickte die Negterung hierin eine Verlegung des ‚beitehenden 
Staats: und Kirchenrechtes‘ und verlangte die Entfernung des 
Hausgetitlichen !. Herr von der Kettenburg wollte jeden Con— 
fliet vermeiden und richtete, anftatt auf feinem Rechte zu beftehen, 
am 21. Juli 1852 die Bitte an den Großherzog, ‚Allerhöchit 
derjelbe wolle nicht geitatten, daß man in Ihren Landen einem 
fatholiichen Ehriften verwehre, in jeinem Haufe jeinem Gotte zu 
dienen nach den Vorjchriften und Gebräuchen feiner Kirche. Als 
Antwort hierauf erfolgte am 26. Juli das landesherrliche Re— 
jeript, ‚den gedachten Prieſter feinerlei gottesdienftlihe Hand— 
(ungen weiter vollziehen zu laſſen, denjelben vielmehr binnen acht 
Tagen aus eueren Gütern wiederum zu entfernen und wie ihr 
dieſes gethan, innerhalb derjelben Friſt zu berichten‘. Gegen dieſes 
Reſcript machte Herr von der SKettenburg am 1. Auguſt per: 
ſönlich DVorjtellung bei dem Landesheren zu Doberan, erlangte 


‘Er hatte mit feiner Gemahlin im Mai 1852 in Mainz das katho— 
liſche Glaubensbekenntniß abgelegt. 

Dr. J. B. Holzammer, ſpäter Domcapitular und Regens des bi— 
ſchöflichen Seminars zu Mainz 7 1903. 

’ Die Bemerkung Blums, Fürjt Bismard u. ſ. Zeit. München 1894 
©. 471, daß der Hauögeiitliche ‚ih wohl außerdem (dab er Mecklenburg 
nicht angehörte) projelytiich übel bemerklich machte‘, iſt eine gänzlich un- 
wahre Verdädtigung, für welche auch nicht der Schein eines Beweijes vorge: 
bracht werden fann. 

* Die bezüglichen Aectenftücke theilt Yinde, Gleihberedtigung, S. 228 ff. 
mit. Es erjchien auch eine anonyme Darftellung aus officiöfer Feder zur 
Rechtfertigung der Regierung unter dem Titel, Die fathol. Religtonsübung 
in Mecklenburg: Schwerin. Jena 1852. Diejelbe erfuhr durch Linde eine 
gründliche Widerlegung. 
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aber nur die Zuficherung einer neuen Prüfung der Sache. Hie— 
durch wurde ein kleiner Aufichub bewirkt. Am 26. Auguſt er: 
gig die Aufforderung an den Baron, jeinen Hauscaplan binnen drei 
Tagen von jeinen Gütern zu entfernen. Dem Geiftlichen aber wurde 
‚der Befehl ertheilt, ſich nicht allein aller gottesdienstlichen Hand— 
lungen in Medlenburg fortan gänzlich zu enthalten, jondern aud) 
innerhalb dreier Tage das Land wiederum zu verlafen, widrigen- 
falls jeine Entfernung aus demjelben auf landespolizeilichem Wege 
werde bewirft werden‘. Unter anderen Gründen macht die Re: 
gierung aud geltend, daß ‚einer Vermehrung der im Yande ge: 
duldeten römiſch-katholiſchen Prieſter überhaupt nicht Itattgegeben 
werden fünne‘. 

Da wiederholte Bitten nicht zum Ziele führten, betrat Herr 
von der Kettenburg den Rechtsweg. Er berief fich insbelondere 
auf Art. 16 der Bundesacte und erklärte der Regierung, Die 
Sache vor den Bundestag zu bringen. Hiermit verband er die 
Bitte, ihm zunächſt wenigſtens diejenige Befriſtung gnädigit zu 
gewähren, welche zur Erreihung der Entjcheidung des Bundes: 
tages unvermeidlich nothwendig je !. Auch der Hausgeiftliche 
(egte Proteſt gegen das Reſcript der Regierung eim und berief 
ſich namentlich auf das ihm durch Heren von der Kettenburg 
verliehene Bürgerrecht ? auf deſſen Beſitzungen. Die Nathgeber 
des Landesheren trugen !jedoch den vorgetragenen jehr gewichtigen 
Gründen feine Rechnung. Ein vom 31. August datirtes Regie— 
rungsrejeript befahl dem Hausgeiſtlichen, ‚angefichts dieſes das 
Land ohne weiteren Aufenthalt zu verlaflen und nicht wieder zu 
betreten, und am 2. September erichienen zwei Gensdarmen in 
Perow, welche den Auftrag hatten, ‚für die jofortige Befolgung 
dieſes Befehles Sorge zu tragen und diejelbe zu überwachen‘, 
Da die Gensdarmen erklärten, im Weigerungsfalle Gewalt ge: 
brauchen zu müſſen, jegte Herr von der Kettenburg feinen wei- 
teren Widerftand entgegen. Der Hausgeiftliche verließ das Groß: 


— 


Schreiben vom 25. Auguſt 1852 (Linde, ©. 235 ff.). 
2 Hiezu war Herr von der Kettenburg nad) der Verfaſſung vollfommen 
berechtigt. Die Urkunde jteht Linde, ©. 6. 
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herzogthum !. Die Gensdarmen begleiteten ihn bis an die 
Grenze. 

Nun trat die Sache in eime neue Phaſe. Herr von der 
Kettenburg fühlte ſich durch die polizeiliche Ausweiſung eines 
Geiftlichen, dem er Bürgerrecht auf jeinen Gütern verliehen, in 
jeinem verfaffungsmäßtgen Rechte beeinträchtigt und rief den Schuß 
der Stände gegen die Negierung an. Das Suftizcomite 2 er- 
fannte an, daß das Miniſterium durch jene Polizeimaßregel die 
obrigfeitlichen Rechte des Herrin von der Kettenburg verletzt habe, 
und inſoweit die Beſchwerde desjelben begründet jei, exflärte aber, 
ohne emen Grund anzuführen, die Haltung römiſch-katholiſchen 
Gottesdienstes ohne vorgängige landesherrliche Erlaubniß für un— 
gejeßlich und beantragte, dem Beichwerdeführer zu erwidern, ‚es 
fünne ihm, da er beabfichtige, ohne rechtliche Erlaubniß einen 
römiſch-katholiſchen Hauscaplan in feinen Gütern zu halten, die 
ſtändiſche Vertretung nicht zu Theil werden‘. Dieſer aus confe]: 
fionellem Haß hervorgegangene Antrag wurde in der Land— 
tagsfißung vom 10. Dezember 1852 zum Beichluß erhoben. Der 
proteltantiiche Adel Mecklenburgs wollte lieber jeine Rechte, die 
durch das Verfahren der Regierung jehr gefährdet wurden, in 
Frage stellen laſſen, als für den katholiſchen Standesgenojjen 
eintreten. 

Schon unter dem 30. Oktober 1852 hatte Herr von der 
Kettenburg eine Beichwerdeichrift an den Bundestag in Frank— 
furt gerichtet, worin er wegen Beeinträchtigung der ihm durch 
Art. 16 der Bundesacte zugeficherten Religtonsfreiheit Klage 
führt und um Abhilfe bittet. Der öſterreichiſche Bräfidialgejandte, 
Graf Thun, widmete derjelben ein lebhaftes intereile ?, und die 
Mehrheit der Bundestagsgelandten ſtimmte jeinen Anfichten bei. 





' Die Gensdarmen hatten einen Transportwagen mitgebradt. Herr 
von der FKettenburg fuhr aber mit dem ausgewiejenen Hausgeiftlichen in 
jeiner eigenen Gquipage nah Güſtrow und von hier mit der Eijenbahn an 
die Grenzitation. 

? Siehe Linde, ©. ff. 

Bismarck an Manteuffel Poſchinger IV, 127). Graf Thun wurde 
am 18. November abgerufen. 
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Die Angelegenheit, für welche die wichtigiten Gründe des Nechtes und 
der Gerechtigkeit Iprachen, ſchien wenigſtens anfangs einen für den 
Bittjteller günftigen Ausgang hoffen zu laſſen. Wenn diejelbe 
jpäter eimen ungünstigen Verlauf nahm, jo it dies dem Ein- 
fluſſe Preußens auf einige Regierungen wejentlich zuzuichreiben. 
Der Hauptagitator war der preußische Bundestagsgejandte dv. Bis— 
mark. Kaum war ihm die Eingabe des Herrn von der Ketten- 
burg befannt geworden, jo begannen auch ſchon feine Hetzereien 
in Berlin und Frankfurt i. In einem Schreiben an den Miniſter— 
präfidenten von Manteuffel vom 15. November 1852 fpricht er 
‚jeine perſönliche Anjicht: in dieſer Sache ‚dahin aus, daß der 
aggreſſive Geiſt, welcher jett einen Theil der katholischen Geiſt— 
lichkeit beieele, und welcher bald auch den katholiſchen Negterungen 
bedenklich erjcheinen werde, ihn wünschen lafle, dab feine Re— 
gierung in diefer Mecklenburgiſchen Sache zu Gunsten der Katho- 
liken feinenfalls mehr thue, als das jtrengite Recht gebiete‘. 2 Der 
Minister verjtand diefen Wink. 

Um 17. März 1855 eritattete der Neclamationsausichuß, 
welhem die Eingabe zur Prüfung übergeben war, Bericht. Die 
Majorität ‚beantragte Einholung der Erklärung der Mecklenbur— 
giichen Regierung‘, d. h. Eingehen auf die Beſchwerde des Herrn 
von der SKettenburg ; die Minorität dagegen, aus Mecklenburg 
und dem um dieje Zeit für den Beitritt zum preußiichen Zoll— 
verein gewonnenen Hannover beitehend, ‚beantragte die Zurück— 
weiſung der Beichwerde als nicht für die Cognition der Bundes: 
verjammlung geeignet, durch einfachen Stanzleibeicheid‘.” Als 
Grund führte das Mlinoritätsqutachten an, dal die Reclamatıon 
lediglich eine Religionsjache ſei; zu deren Entſcheidung ſei der 
Bund nicht competent. Weder das eine noch das andere war 
richtig. Welche Stellung Bismardf bei diefer Verhandlung ein: 
genommen, erhellt aus jeinen Briefen an den Miniſterpräſidenten. 
Da diefer Bericht höchſt characteriftifch für feinen Verfaſſer tft, 

! Siehe Poſchinger, Bd. 1 und 4. 

»Poſchinger IV, 127. 

"aa. ©. IV, 147. 
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joll er hier wörtlich folgen. Nachdem er zuerit das Mtajoritäts- 
und das Ntinoritätspotum erwähnt, fährt ex wörtlich fort: ‚Das 
Präſidium schritt Jofort zur Abjtimmung, und Freiherr von Pro— 
fejch ! erklärte fi für den Mlajoritätsantrag, während ich unter 
Hinweiſung auf die ſchweren practifchen Bedenken, die es haben 
müſſe, die vielen Anläſſe zur Uneinigkeit im Schoße der Bundes: 
verfammlung auf eine gefährliche Weiſe dadurch zu vermehren, 
daß man Religionsitreitigfeiten vor das Forum der leßteren ziehe, 
ſowie auf die tiefen Eingriffe in die innere Unabhängigkeit der 
einzelnen Staaten, welche die Theorie des Mlajoritätspotums er- 
mögliche, für den Wtinoritätsantrag Itimmte, Um die angedeu- 
teten Schwierigkeiten practifch zur Anſchauung zu bringen, berief 
ich mich zugleic) darauf, daß jelbit der Beichluß, die Erklärung 
der Mecklenburgiſchen Regierung einzuholen, mit Rückſicht auf 
Art. XI. der Schlußacte, demzufolge in Religtionsangelegen: 
heiten fein Beichluß durch Stimmenmehrheit jtattfinde, nur durch 
Stimmeneinhelligfeit gefaßt werden fünne. Hienach ſprach der 
föniglich jächfiiche Gejandte den Wunſch aus, daß vor der Ab- 
ſtimmung Inſtruction eingeholt werden möchte. Dieſer Wunich, 
dem ſich Togleich der bayerische Geſandte anichloß, indem er gleich- 
zeitig einer perfönlichen Anſicht nach ſich für das Mlajoritäts- 
gutachten erklärte, fand allgemeinen Anklang, und man einigte 
ih dahin, über die Ausichußanträge innerhalb ſechs Wochen In— 
itruction einzuholen‘? Am 29 Mai 1855 erfolgte die Ab- 
timmung. Da aber einige Gejandte noch nicht inſtruirt waren, 
wurde eine neue Abjtimmung auf den 9. Juni anberaumt. Dies 
berichtete Bismard am 29. Mat nah Berlin. in einer Nach— 
Ichrift vom 30. desjelben Monats jprach er ſein Mißbehagen 
darüber, ‚daß mit Ausnahme Badens gerade Diejenigen Regie— 
rungen, welche in dem Streite mit den Bilchöfen des oberrhei= 
nischen Sprengels betheiligt waren, in der verwandten Ketten— 
burgiichen Frage ſich auf Seiten der katholischen Anſprüche ſtell— 


' Freiherr dv. Profejh-Often war der Nachfolger des Grafen Thun als 
Bundespräfidialgejandter. 

A. a. O. l, 216. Im ſ. g. Eulturfampf handelte Bismartf den hier 
ausgejprochenen Grundjäßen jchnurftrads entgegen. 


Weitere Beijpiele von Intoleranz in Mecklenburg: Schwerin 203 


ten‘, uud über ‚die Abſtimmungen der 15. und 16. Curie, 
welcher außer Lichtenftein ausſchließlich proteſtantiſche Fürsten und 
Staaten angehörten‘, unverhohlen aus und fmüpfte hieran einige 
Borichläge, wie Preußen ‚jich eine nähere Betheiligung an den 
Verhandlungen‘ der genannten beiden Eurien ‚Tichern‘ fünne. Die 
Abftimmung? am 9. Juni ergab das Nejultat, welches nad) 
dDiefen Vorgängen zu befürchten war. Die Majorität des Bundes- 
tages, zehn Stimmen gegen jteben, erklärte ſich für incompetent, 
den Art. 16 der Bundesacte zu interpretiven und wies die Be: 
ichwerde des Herrn von der Kettenburg ab. Auf diefe Were 
hatte ſich der Bundestag ſchon jelbit aufgegeben, noch ehe ihm 
Bismarck im Jahre 1866 den ZTodesitoß verjegte ’. 


Die Regierung von Mecklenburg gab noch andere Beweiſe 
ihrer Intoleranz. In Dömiß feierte Einer der beiden katholiſchen 
Seeljorger von Schwerin für die Katholifen der Umgegend in 
einem Privathauſe das heilige Meßopfer, welchem auc zwei Lu— 
theraner beiwohnten. Die Regierung ſah hierin ein Vergehen 
gegen die ‚Landesgeſetzet md verbot am 10. März 1852 die Ab- 
haltung fatholiihen Gottesdienstes in Dömitz. Die beiden Geift- 
lichen von Schwerin wandten ſich am 27. März in einer Ems 
gabe * an den Großherzog und baten um Aufhebung dev Mini— 
iterialverordnung, erhielten aber am 2. April den Beicheid, dab 
es ‚bei jenem Reſcripte das Bewenden haben müſſe‘. Auch auf 
eine neue rechtlich begründete Wiederholung diejer Bitte vom 28. 
August erhielten fie am 7. September die Antwort, ‚daß ihrem 
Antrag nicht gewillfahrt werden könne. Wie aus dem Mini— 
iterialrefeript vom 10. März erfichtlich ift, wurde ‚die katholische 
Neligionsübung‘ nur ‚in den fatholiichen Kirchen zu Schwerin 
und Ludwigsluft, während des Pfingitmarftes in Roftod und 
einmal jährlih in Bützow ‚geduldet‘. Nach einer ſpäteren 
A. ca. 8.1, 253. 

2 Siehe Beiträge zum preußiichen Kirchenrecht ꝛc. Heft 2, ©. 61fl. 
» Siehe Katholif 1853, I, 508 ff. 
+ Rinde, ©. 219 ff. 
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Nachricht findet außerdem noch monatlich einmal in Wismar und 
Güſtrow fatholifcher Gottesdienst jtatt. Als der fatholijche Seel: 
lorger in Ludwigsluft im Jahre 1890 die Regierung um Er: 
laubnig bat, einmal im Monate in Parchim Fatholiichen Gottes- 
dienſt abhalten zu dürfen, wurde diejelbe verweigert. Als Grund 
wurde die geringe Zahl der Katholiken in Parchim und die Nähe 
von Ludwigsluſt angegeben. In Wirklichkeit wohnten in Barchim 
mehr als 70 Katholifen und noch etwa 40 in der Umgegend. 
Die Entfernung leßterer Stadt von Ludwigsluſt beträgt 26 Kilo: 
meter '. Es war unter diefen DBerhältniffen nur den ganz we— 
nigen vermödgenderen unter den Katholiken ermöglicht, den ſonn— 
täglichen Gottesdienft in Ludwigsluſt zu beſucheu. Die Katho— 
(ifen richteten deshalb im Juni eine mit 55 Unterfchriften ver: 
jehene Bittichrift an die NRegterung um Geſtattung des Gottes: 
dienftes in Parchim, wurden aber ohne jede Begründung ab- 
ſchlägig bejchteden 2. 

In dem Heimen Großherzogthum Mecklenburg-Strelitz 
iſt die Lage der Katholiken auch nicht erfreulich. Wohl gab ihnen 
der Großherzog manche Beweiſe ſeines Wohlwollens. Die Landes— 
regierung dagegen konnte ſich nicht entſchließen, ihnen einige Er— 
leichterungen zu gewähren. Der ſtändige Aufenthalt eines katho— 
liſchen Prieſters im Lande iſt ‚um Aufregung zu meiden‘ nicht 
erlaubt. Der Miſſionsprieſter von Wittſtock in Brandenburg ver— 
weilt monatlich 10 Tage in Neu-Strelitz. Außer der Abhaltung 
des Gottesdienſtes und etwaiger Krankenproviſionen ſind ihm die 
übrigen kirchlichen Functionen verboten. Nicht einmal die Spen— 
dung der heiligen Taufe darf er ohne Dispens von Seiten der 
Regierung vornehmen. Die Dispensertheilung iſt aber für arme 
Leute mit verhältnißmäßig großen Koſten verbunden. Die Spen— 
dung der Taufe durch einen katholiſchen Geiſtlichen ohne Erlaubniß 


' Etwa 3'/, Meilen. 

° Archiv, Bd. 65, ©. 349. Weitere Beijpiele j. Toleranzantrag ©. 
404 f.; ©. 427. Der fatholiichen Geiftlichkeit in Mecklenburg: Schwerin 
werden bis heute die vom evangelifch-lutheriichen Oberfirchenrath aufgeitellten 
Predigtterte für die Buß: und Bettage dom Mtinijterium alljährlich zu— 
geitellt. 
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der Regierung iſt mit 50 Thlr. Strafe belegt !. — Für die fatho- 
(tiche Gemeinde in der Hanſaſtadt Lubeck erließ das ‚Regulativ‘ 
vom 14. Juli 1841 u. a. die Beitimmung, dab der ‚bei dieier 
Gemeinde angejtellte Seeljorger in Anjehung befonders angeord- 
neter, nicht etwa der protejtantiichen Kirche als folcher eigenthüm- 
licher kirchlicher Feſte, Bub: und Bettage, allgemeiner Fürbitten, 
Sirchencolleften und der Bekanntmachung obrigfeitlicher Verfügun- 
gen von der Kanzel dasjenige zu beobachten hat, was für alle 
Kirchen der Stadt angeordnet iſt‘. ‚Wie der Geiftliche von den 
Gebräuchen jeiner Kirche nichts zur öffentlichen Schau bringen, 
aljo auch keinerlei Proceſſionen, Aufzüge halten darf, To find ihm 
insbeſondere alle eingreifenden Schritte und Maßregeln zum Zwecke 
der Vermehrung ſeiner Glaubensgenoſſen, 3. B. durch geitellte 
Bedingungen bei gemifchten Ehen, gänzlich unterjagt‘ ?. 

In den beiden Herzogthümern Schleswig und Holitein 
wurden die Katholifen als Heloten behandelt. Die alten Zwangs— 
gejege aus dem 18. Jahrhundert blieben bejtehen und wurden 
noch durch neue vermehrt und mit großer Härte in Anwendung 
gebracht. Das Reſcript vom 28. Januar 1842 erkennt zwar den 
damaligen Administrator des Bisſthums DOsnabrüd, welchem der 
Papſt die Functionen eines apoſtoliſchen Vicars des Nordens über: 
tragen hatte, an, unterfagt ihm aber ‚nach den betreffenden Ge- 
jegen namentlich eine unmittelbare Wirkſamkeit in den Herzog: 
thümern‘ und geitattet ‚die Ausübung der biichöflichen Jurisdic— 
tion nur vermittelt der zugelaffenen Prieſter‘, jo daß aljo die 
Spendung der Firmung für den apoftoliichen Vicar unmöglid) 
war. Auch nachdem im Königreich Dänemark, deſſen Herricher 
dieſe Territorien unterworfen waren, jeit dein Jahre 1848 eine 
jreiere Beurtheilung katholiſcher Verhältnifie Platz gegriffen und 
ihre Wirkungen auf die Beziehungen der Staatögewalt zur Kirche 


! Dieje Strafe wurde auch im einzelnen Fällen wirklih verhängt. 
Archiv, Bd. 6, S. 373 u. 461Ff. Siehe Verhandlungen der Fatholijchen 
Vereine. Münden 1862, ©. 1617. 

? Zoleranzantrag ©. 397. Bergl. S. 450. Die einjchlägigen Berfaj- 
jungsbejtimmungen von Hamburg und Bremen j. ebendajelbit ©. 399 T. 

’ Ardhiv, Bd. 6, ©. 360 ff. 
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geäußert hatte, dauerte die faſt unerträgliche Bedrüdung dev Ka— 
tholifen in den Herzogthümern fort. Als die Fatholiichen Be— 
wohner Holiteins 1859 eine Petition um Aufhebung der Gejeße 
und Berordnungen, welche dev freien und öffentlichen Ausübung 
des römiſch-katholiſchen Cultus entgegenstehen, an die Ständever- 
ſammlung richteten, ging diejelbe mit Ausnahme des Standes: 
herren und Gomvertiten Grafen Hahn zu Neuhaus einfach 
zur Tagesordnung über. Dasjelbe Schiefjal hatte die Eingabe ! 
der Katholiken von Altona 1861 und die Vorftellung der Fatho- 
lichen Gemeinde in Kiel von demjelben Jahre. Bei diefen Ver— 
handlungen jehlte es nicht an gehäſſigen Ausfällen auf die fa- 
tholiiche Kirche, bejonders von Seiten der lutheriſchen Prediger. 

Das Verlangen nach Abichaffung der bejtehenden Zwangs— 
gejeße trat indeß immer gebieteriicher auf. Die Staatsmänner 
in Kopenhagen erkannten, ‚daß der Stand der Gejeßgebung, na= 
mentlich was die Katholiken anlangt, den Anforderungen der 
Gegenwart nicht mehr entipreche‘, und legten den Ständen in 
Itzehoe einen Gejeßentwurf ? „betreffend die Religtonsübung und 
Gemeindeverhältniffe der von der Landeskirche ich getrennt hal— 
tenden chriftlichen Glaubensgenofjenichaften im Herzogthum Hol: 
ſtein‘ zur Berathung vor. Derſelbe hebt die bisherigen Läftigen 
Beichränfungen der ‚gemeinjamen öffentlichen Religtonsübung‘ 
theilweife auf und gejtattet unter gewiſſen Bedingungen die Bil 
dung katholiſcher Religionsgemeinden und die Errichtung von 
Confeſſionsſchulen unter Aufficht des Staates. Die Fatholifchen 
Brautleute dürfen ihre Ehe vor dem ‚mit allerhöchiter Erlaubniß 
fungirenden Geiftlihen ihrer Confeſſion‘ abjchliegen und die ge— 
milchten Brautpaare nach ‚Uebereinfunft‘ einen Getitlichen wählen. 
Die Beitimmung der Religion der Kinder aus gemifchten Ehen 
wird dem Vater zugeiprochen. Die einzelnen Artikel diejes Ent: 
wurfes jollen auch Anwendung auf die Neformirten und auf 
andere Neligtonsparteien finden. 

Der Ausihuß der Kammer nahm mehrere wejentliche Ver— 


ıA.0a.0D.6©. 369f. 
° Er jteht mit den Motiven in: Die Katholikenfrage, ©. 1 ff. 
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änderungen ! an dem Entwurfe zu Ungunften der Katholiken vor, 
beantragte insbejondere, die Errichtung von Klöftern zu verbieten 
und den Mitgliedern des Jeluitenordens die ‚Vornahme geiit- 
licher Verrichtungen jeder Art‘ zu unterjagen. 

Die Verhandlungen ? über den Entwurf und die Anträge 
des Ausſchuſſes in der Ständefammer zu Itzehoe begannen am 
17. März 1865. Sie find nicht ohne Intereſſe. Kein einziges 
Mitglied der Verſammlung nahm den Standpunkt der PBarität 
ein; Dagegen gab ſich eine hochgradige Animofität gegen die 
katholiſche Kirche und ihre Mitglieder bei einzelnen Rednern fund, 
die ſich nur aus einer tiefen Abneigung gegen die fatholiiche Re— 
ligion und aus eimer gänzlichen Unkenntniß derſelben erklären 
läßt. Das Hauptwort führten die amvejenden lutheriſchen Pre— 
diger. Obſchon diejelben, jo 3. B. Paſtor Schrader, verlicherten, 
daß ‚öftentlih, Mann gegen Mann, die evangeliiche Kirche mit 
ihren Geiftlichen gewiß getroft der fatholiichen Kirche werde gegen: 
übertreten fünnen‘, legten fie eine faſt kindiſche Furcht vor der 
‚aggreiliven‘ katholiſchen Kirche ? an den Tag, die fie durch höchit 
ummürdige DVerdächtigungen und ſchmachvolle Verleumdungen 
derjelben zu verdeden bemüht waren. Am weitejten hierin ging 
wohl der lutheriſche Eiferer, Graf Blome, welcher ſich jogar zu 
der im Munde eines Lutheraners wahrhaft lächerlichen Behauptung 
verleiten ließ, ‚die Macht der fatholiichen Kirche‘ Liege haupt: 
ſächlich darin, ‚daß die fatholiiche Religion für alle bequemen 
Geiſter und namentlich auch für die Maſſen bequem ſei; denn ſie 
gebe eine ſichere Bürgjchaft der Seligfeit, wenn man nur gewiſſe 
Glaubensjäge gelten laſſen wolle und ſich gewiſſen Gebräucen 
unterwerfe‘5. In diefem oder in einem ähnlichen Zone pole— 
mifirten die Stände gegen die Kirche. Dabei conjtatirten dieſe 


i Siehe a. a. ©. ©. 19 Fi. 

?Y.a. ©. ©. 33 ff. werden diejelben im Auszuge mitgetheilt. 

33, 3. Propit Balemann, a. a. O. ©. 73. Siehe aud) ©. XXI 
und XXVII. 

“%,0. ©. ©. XXVIU; XXX; XXXV; u ©. 69. 

> Siehe a. a. ©. ©. 69. 
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Redner zugleich ihre eigene Schwädhe!. Nur einzelne Redner, 
unter ihnen auch Paſtor VBersmann, erhoben ftch gegen jolche 
Beicyuldigungen. Selbſt die Jeluiten fanden an dem Abgeord— 
neten Grafen Reventlow-Farve einen Anwalt. 

Das Reſultat der Abjtimmung war die Annahme des Ge— 
jeßes mit den vom Ausſchuß vorgeichlagenen Abänderungen. Es 
wurde am 4. Juli 1863 vom König unterzeichnet ?. Wenn da3- 
jelbe allerdings einige der drückendſten Verordnungen früherer 
Zeit aufhebt, jo enthält es doch wieder jehr große Beichränfungen 
der Katholiken, wie das mit dem freien Vereinsrecht im Wider: 
ipruche stehende Verbot der Klöſter und die Beitimmung, daß 
‚öffentliche veligiöje Handlungen nur in jolchen Gebäuden und an 
tolchen Orten vorgenommen werden Dürfen, welche für die Ab- 
haltung Dderjelben mit Genehmigung der Regierung beitimmt 
iind‘. In Folge dieſer Beſtimmung geichah es, daß katholiſche 
Geiſtliche? beitraft wurden, weil fie Taufen von Kindern fatho- 
(iicher Eltern in deren Behaufung vornahmen, da nach dem Ge— 
jeße der Getftliche nur das Recht habe, in jeiner Kirche die Taufe 
zu Spenden. uch die Darbringung des heiligen Meßopfers außer: 
halb der Kirche, 3. B. in einem Privatraume, war nicht ge— 
jtattet. Die Vorjchriften des Negierungsentwurfes über die ge— 
milchten Ehen und die Kindererziehung, welche ganz auf der 
Grundlage wahrer Parität beruhten, erlitten durch die Stände 
eine Abänderung zum Nachtheile der Katholifen. Die fatho- 
lichen Kinder mußten die lutherifchen Schulen an jenen Orten 


I Siehe a. a.0D. ©. 50. 

° Abgedrudt im Arhiv, Bd. 11, ©. 445 if. 

’ Archiv, Bd. 11, ©. 449. 

* Auf Erjuhen des Grafen Hahn celebrirte Pfarrer Coſſe von Stiel 
im Schloſſe Neuhaus die heilige Meile. Dafür wurde er zur Verantwortung 
gezogen. Zu feiner Rechtfertigung führte er an. daß er auf dem Schlofie 
‚einer Kranken die Tröſtungen der heiligen Neligion geipendet hätte‘, da die 
Gräfin Hahn erkrankt war und Deshalb nicht die Kirche in Kiel bejuchen 
fonnte. Es wurde ihm mun die Geldjtrafe nachgelafien, dagegen ein ſchrift— 
licher Verweis von Kopenhagen ertheilt und zugleich die Warnung, ſich 
fünftig nicht eine Ähnliche willfürlihe Handlung zu Schulden fommen 
zu laſſen! 
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beſuchen, wo feine Fatholiichen Schulen bejtanden, deren Errichtung 
für die meiſt armen Katholiken um jo jchwieriger war, als der 
Staat feinen Beitrag lieferte. Sogar dem lutherischen Neligions- 
unterricht mußten die fatholiichen Kinder beimohnen, wenn nicht 
nachgewiefen wurde, daß für ‚den Unterricht derjelben in der 
Religion in ausreichender Weiſe gejorgt Jei‘. 

Die Katholifen im Herzogthum Schleswig ! waren den näm— 
fihen Bedrüdungen und Quälereten ausgejeßt wie ihre Glaubens- 
brüder in Holſtein. Im Jahre 18653 wollte die däntiche Re— 
gierung ihr 2008 etwas erleichtern und legte den Ständen einen 
ähnlichen Gejeßentwurf wie in Holjtein vor. Derjelbe fam wegen 
Auflöfung des Landtages nicht mehr zur Berathung. 

Das Beitreben der dänischen Regierung, Schleswig von Hol- 
ftein zu trennen und Dänemark einzuverleiben, hatte zuleßt den 
befannten Aufftand in den Elbeherzogthümern zur Folge. Am 
23. Dezember 1863 rüdten 12,000 Sachjen und Hannoveraner 
auf Befehl des Bundestages in Holitein ein, worauf ſich die dä- 
niihen Truppen zurüdzogen. In Schleswig bejiegten die ver: 
einigten öſterreich-preußiſchen Heere die däntjche Armee und nö— 
thigten zuleßt den König von Dänemark, im Frieden vom 30. 
Dftober 1864 die Herzogthümer Lauenburg, Holſtein und Schles- 
wig abzutreten. Der preußiiche Mliniiterpräfident v. Bismarck 
wollte die Nechte des Herzogs von Auguftenburg auf dieje Ge: 
biete nur unter gewiſſen läftigen Bedingungen anerkennen und 
traf, als fic der Herzog deſſen weigerte, Anjtalten, das Yand zu 
‚annektiren‘. Der Wideripruch von Seiten Dejterreichs wurde 
durch den Vertrag von Gaftein, 15. Auguft 1865, bejeitigt. 
Preußen erhielt einjtweilen die Regierung über Schleswig, Oeſter— 
reich über Holjtein. Damit war nur ein Provijorium geſchaffen. 
Die definitive Enticheidung erfolgte nad) dem Bruderfrieg von 
1866, welcher der Krone Preußens den Beſitz dev beiden Herzog: 
thümer brachte. 

Der Einmarsch deutjcher Truppen in Schleswig-Holſtein be= 
wirkte wenigitens factiich eine Veränderung ‘der beitehenden kirch— 





ı Bering, Archiv, Bd. 11, ©. 4507. 
Brück-Kißling, Geich. der kath. Kirche im 19. Jahrh. TIL, 2. Aufl. 14 
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(ihen Verhältniſſe. Ein ſehr großer Theil der Truppen war 
fatholijh. Ueberall wurde nun katholiſcher Gottesdienit abge: 
halten, und katholiſche Ordensſchweſtern übernahmen die Pflege 
der Kranken und Verwundeten. Die bejtehenden firchenfeindlichen. 
Geſetze waren aber damit nicht aufgehoben. ine Verordnung ! 
der öfterreichiichen und preußiichen oberſten Givilbehörde vom 
23. April 1864 ficherte mit Rückſicht auf das Bedürfniß eines 
großen Theiles der alliirten Armee, jomwie der übrigen nicht der 
Landeskirche angehörenden Bewohner des Herzogthumes unter 
gleichzeitiger Aufhebung der bisherigen Beichränfungen und vor— 
behaltlich verfaſſungsmäßiger Regelung, allen chriſtlichen Glaus 
bensbefenntniffen, gegen welche nicht aus Gründen der öffent 
lichen Ordnung und Sittlichfeit ein Berbot erlaſſen wurde, gleichen 
Schuß und gleiche Berechtigung für das Herzogthum Schleswig 
zu und bejtimmte, daß ihrer freien Neligionsübung nirgends ein 
Hinderniß in den Weg gelegt werden ſolle. Am 23. Juni 1864 
bat der Bilchof von Osnabrüf um die Erlaubniß zur Gründung 
einer katholiſchen Miſſionspfarrei in Flensburg, welche ihm auch 
durch Refeript der oberjten ivilbehörde vom 4. Juli geitattet 
wurde. Die Einverleibung der Herzogthümer mit Preußen bradjte 
den dortigen Katholiken anfangs eine kleine Erleichterung 2, jpäter 
aber auch die ſ. g. Gulturfampfsgefeße. 

Die durch die Staatsverträge vom 20. Juli 1853 und vom 
16. Februar 1864 von Oldenburg an Preußen abgetretenen Ge: 
biete an der Jade mit etwa 1000 Katholiken entbehren einer 
eigenen Seelſorge. Die Paſtoration derjelben wird durch den 
Vicar des Pfarrers in Jever bejorgt. So dringend aud das 
Bedürtniß einer Regelung diefer Sache tt, jo hat doch die preu— 
ßiſche Regierung die hiezu nothwendigen Schritte noch nicht gethan >. 


U. a. ©. Bd. 15, ©. 4477. 

? Am Widerjprucdhe mit Art. 15 der preußischen Verfaſſung verurtheilte 
das Kriegsgericht zu Altona am 15. Dez. 1873 den katholiſchen Seeljorger, 
weil er einem gemijchten Brautpaar das Berjprechen der fatholiichen Kinder- 
erziehung abnahm. Das-Appellationsgericht zu Kiel und das Obertribunal in 
Berlin iprachen jedoch den Angeflagten frei. Siehe Germania 1874, Nr. 7). 

* Dove u. Friedberg, Zeitichrift für Kirchenr. Bd. 15, ©. 99 ff. 
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Im Herzogthum Braunschweig! jind die Katholiken nur 
‚geduldet‘ und allen DBerationen der Regierung preisgegeben. 
Einen Rechtsſchutz können ſie nicht beanspruchen. Die Jurisdie— 
tion über die fatholiichen Bewohner des Yandes wurde von Papſt 
Gregor XVI. dem Biſchof von Hildesheim übertragen ; allein die 
Regierung nimmt die volle Episcopalgewalt für ſich in Anspruch, 
und der Biſchof von Hildesheim iſt ganz ihrer discretionären Ge— 
walt überlaffen. Die Verfaſſung? vom 12, Oftober 1832 ge— 
währte zwar ‚jedem Ginwohner vollfommene Freiheit des. Ge- 
willens und des Glaubens‘ und den ‚geitatteten kirchlichen Geſell— 
ichaften‘ auch ‚das öffentliche Bekenntniß‘ ihres Glaubens, stellt 
aber ‚alle Kirchen‘ unter ‚die auf der höchiten Staatsgewalt be- 
ruhende Oberaufficht der Landesregierung‘. Auch das Geleß vom 
23. Mai 1848, das ‚alle Rechtsungleichheiten ſowohl im öffent: 
lichen als im PBrivatrecht, welche Folgen des Glaubensbefenntnilies 
find‘, aufhebt, brachte den Katholiken feine große Erleichterung. 
Die ‚noch beitehenden Barochialgerechtiame‘ der proteſtantiſchen Pre— 
diger waren ausdrüdlich vorbehalten und auch das Placet wurde 
troß der garantirten Prepfreiheit auf alle Eirchlichen Berfügungen 
ausgedehnt. Der protejtantiiche Barochialzwang wurde zwar durd) 
das Gele? vom 10. Mai 1867 für die drei vom Staate aner- 
fannten fatholischen Gemeinden zu Braunſchweig, Wolfen: 
büttel und Helmſtädt aufgehoben, blieb aber für alle anderen 
Geiftlichen und Kirchen, auch für die 1865 mit Erlaubniß des 
Ministeriums gegründete Seeljorgeitelle in Holzminden! be: 
itehen, jo daß hier wie an den übrigen Orten des Herzogthums 
die Katholiken den betreffenden proteitantiichen Pfarreien einge: 
pfarrt find. Die katholiſchen Seeljorger dürfen außer an den 
obigen drei Orten feine Taufen, Copulationen und Begräbnifie 

- ! Siehe Zuriftiiche Nundichau für das fathol. Deutjchland, Bd, 3, 
©. 21 ff. 

? Abgedruct im Archiv, Bd. 13, ©. 257 ff. 

3 6 fteht im Archiv, Bd. 19, ©. 405 ff. Juriſtiſche Rundſchau, 
S. 26 ff. 

+ Im Sahre 1863 war die Bitte von der Regierung abgeichlagen 
worden. 
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von Katholiken vornehmen, ohne vorerjt dem lutheriſchen Pfarrer 
Anzeige gemacht und deſſen Einwilligung zur Vornahme Diefer 
firhlichen Handlungen erhalten zu haben. Auch ift es nur ſtaatlich 
anerkannten Geijtlihen erlaubt, ſolche Handlungen vorzunehmen. 
Andere Getftliche ‚verfallen der Beltrafung nah Maßgabe der 
Landesgejege‘. ! Selbit die Spendung der Sterbefacramente durch) 
fremde Geiſtliche wird beitraft ?. Auch bezüglich der Ehe und der 
Schule macht fi) der Pfarrzwang in drücdender Weife für die 
Katholiten geltend. Die Bitten des Biſchofs von Hildesheim, 
der Geiitlichfeitt und des Volkes an die Staatsregierung und an 
die Stände, ſolchen ‚unerträglichen Zuftänden‘ ein Ende zu machen, 
blieben bis jeßt unerhört. Nicht einmal die Aufhebung des 8 11 
des Gejeßes vom 10. Mat 1867 3 vermochte man durchzufegen. 
Die wiederholt 1868 und 1869 geftellte Bitte der Katholiken in 
Holzminden um Itaatliche Anerkennung ihrer Pfarrei wurde von 
der Regierung abgejchlagen. Der Staat leijtet auch nicht den 


' Beifpiele j. Juriſtiſche Rundſchau, ©. 41; 43. Vergl. Toleranzantrag 
©. 471f. Im Jahre 1885 wurde der fatholifche Geiftlihe in Harzburg 
vom Schöffengerichte zu 84 Markt 20 Pf. Strafe und Kojten verurtheilt, 
weil er in drei Fällen ohne die jchriftliche Bejcheinigung der vor dem prote= 
ſtantiſchen Pfarrer geichehenen Meldung getauft hatte. In zwei Fällen han— 
delte es fi dabei um Nothraufen von Kindern aus rein fatholijcen 
Ehen. 

? Der Pfarrer von Lammijpringe wurde i. %. 1890 wegen Spendung 
der heiligen Sacramente an eine jterbende Perfon um 40 Mark beitraft 
(Surift. Rundihau, ©. 51). 

> Diefer $ beſtimmt, daß ‚Eheleute gemischter Confeſſion, welche ſich 
von Außen her im hiefigen Lande niederlafjen und Kinder unter 14 Jahren 
befißen, in den Städten dem Stadtmagiftrate, in den Landgemeinden der 
betreffenden herzoglichen Streisdirection innerhalb acht Wochen von der 
Zeit ihrer Niederlaffung Nachweis zu geben haben, wie e8 bezüglich der reli- 
giöjen Erziehung der Kinder, welche jie bejigen, nach den Gejeßen des Lan 
des, in denen ihre Ehe geichlojien wurde, zu halten ijt‘. Im Falle Die 
Eltern aus Unfenntniß oder einem anderen Grunde dies unterlaſſen, müſſen 
alle Kinder der Religion des Vaters folgen. Eine jolche Beſtimmung greift 
nicht blos in die Freiheit des Gewiſſens ein, jondern mußte auch viele Strei— 
tigfeiten herbeiführen, Beiſpiele ſ. Rundidau, ©. 47. 
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geriugiten Beitrag für katholiſche Cultuszwecke. Die zur Unter— 
haltung der Pfarrei Helmſtädt ausgeworfene geringe Summe be— 
ruht auf ſpeciellen, durch die Einziehung der Kloſtergüter hervor— 
gegangenen Verpflichtungen. Die Aufhebung der Stolgebühren 
durch das Geſetz! vom 31. Mat 1871 befreite die Katholiken 
von deren Leiftung an die lutheriichen Prediger. 


' Siehe Ardiv, Bd. 42, ©. 174 ff. 


Zweiter Abſchnitt. 


Der Kampf des fallıhen Liberalismus araen 
| Die Rirtihe. 


Elites Kapitel. 
Agitationen gegen das üjterreihiihe Concordat. Die firhenfeindlihe Preſſe. Angriffe 
auf dasjelbe im verjtärften NReichsrathe. Das Mühlfeld'ſche NReligionsedict. Debatten im 
Abgeordnetenhaufe. Sendung Fehlers nah Rom. Die Unfälle Defterreihs i. 5. 1866. 
Der Kampf für die Glaubenseinheit in Tyrol. Freiherr v. Beuft, Reihsfanzler. Neuer 
Concordatsſturm. Die Gejeesentwürfe des Dr. Herbjt. Projectirte Verhandlungen mit 
Nom. Die Biihofsverfammlung in Wien, September 1867. Adreſſe an den Kaiſer. 
Ungnädige Antwort desjelben. Debatte über die Gejetesentwürfe des Dr. Herbit. 
Annahme des Ehe: und Schulgefeßes. 

Obſchon das fterreichiiche Concordat die Andersgläubigen 
gar nicht berührte und auch die Nechte des Staates ganz und 
gar unangetaftet ließ, wurde es trotzdem ſchon bald nach jener 
Berfündigung ein Gegenstand heftiger Oppofition. Die Wühle— 
reien begannen in italien !, wo piemontefiiche Emiſſäre das Con— 
cordat zu Agitationen gegen Defterreich ausbeuteten ; die heftigſten 
Angriffe erfuhr es aber in den deutichen Erblanden des Kaiſers. 
Die von Juden und Freimaurern geleitete oder abhängige Preſſe 
befämpfte theils in einer mehr feinen und liſtigen, theils, und 
zwar meijtens, in gemeiner und plumper Weiſe das Concordat 
und deilen einzelne Beltimmungen. Selbſt die Fleinften und un— 
bedeutenditen Winfelblätter öffneten den Gegnern desjelben thre 
Spalten. 

Der in der firchenfeindlichen Preſſe angeichlagene Zon fand 
einen Widerhall in den höheren und niederen Kreiſen der Geſell— 


Rauſcher im Herrenhaus 11. Januar 1864. Siehe Wolfsgruber, 


— 
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ichaft, welche jich mehr oder minder vom Chriſtenthum entfernt 
hatten. Auch die proteitantifche und Tiberalsradicale Preſſe des 
Auslandes betheiligte ſich an dieſem Kampfe. Won einem wirf- 
lichen Eingehen auf das Goncordat, von jachgemäßen Einwänden 
gegen die DBereinbarung mit dem heiligen Stuhle findet man 
weder in den concordatsfeindlichen Artifeln der Breite noch in 
den Declamationen, welche in VBerfammlungen oder Magiſtrats— 
ſitzungen gehalten wurden, eine Spur. Den Abgang von Gründen 
mußten auc hier Schlagwörter, Schmähungen u. ſ. w. erjegen!. 
Die meilten Gegner des Concordates fannten jeinen Inhalt gar 
nicht, ja eine nicht unbeträchtliche Zahl derjelben waren nicht im 
Stande auf die Frage ‚Was denn eigentlich ein Concordat jei ? 
eine gemügende Antwort zu geben? Wurde es doch nach der 
Berlicherung des Biſchofs Rudigier von Linz von einem feiner 


Gegner für ‚die Schwiegermutter des Kaiſers“ gehalten. Aus nahe: 


liegenden Gründen verfehlten auch die zur Vertheidiqung des Con— 
cordates verfaßten gediegenen Artikel und Broſchüren ihren Zweck. 
Die urtheilsloſe Preſſe folgte blindlings den antifirchlichen 
Führern; dieſe aber erſtrebten nichts Geringeres als die Ber: 
nichtung der katholiſchen Kirche in Defterreich, wozu ihnen die 
Polemik gegen das Goncordat und deſſen jchließlicher Fall ein 
geeignetes Mittel zu fein dünfte!. Auf Leute diefer Art mußte 
jelbitverjtändlicd; auch die überzeugendite Vertheidigung des Con— 
cordates md ſeiner einzelnen Beltimmungen ohne weitere Wir- 
fung bleiben. 

Auf diefe Weiſe war die zwiichen dem heiligen Stuhle und 
Kaiſer Franz Joſeph getroffene Bereinbarung, noch ehe ein Ar- 


ı Fünfzig bis jehzig Schlagwörter, welche jeder Schulfnabe leicht ſich 
aneignet, nad den Bedarf des Augenblices herumgerüttelt und gruppirt, 
machen nicht jelten den ganzen Schaß der liberalen und radicalen Weisheit 
aus, wie fie in Kammern, Elubsverfammlungen, Kaffeehäujern, Flugſchriften 
und Tagesblättern zu haufen pflegt.‘ Worte des Erzb. Rauſcher. (U. a. 0. 
©. 179) 

? Siehe den Hirtenbrief des Biſchofs Rudigier von Linz vom 21, Oft. 
1867 bei Meindl, Leben und Wirken des Biſch. Rudigier I, 673 ff. 

Meindl, I, 674. 
+ Meindl, I, 681. 
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tifel Dderjelben in Ausführung gekommen, jchon ein Gegenitand 
der hefligiten Anfeindungen geworden. Doch würde die fünftlich 
heraufbejchworene Bewegung zulegt im Sande verlaufen jein, 
wenn nicht die politiichen Verhältniſſe der Sache eine andere 
Wendung gegeben hätten. Insbeſondere wurden die Unfälle 
Deiterreichs im franzöftichitalteniichen Kriege vom Jahre 1859 
zu Ungunften des Concordates ausgebeutet. Wie einftens im heid- 
niſch-römiſchen Reiche alle öffentlichen Galamitäten von den Feinden 
der chriſtlichen Religion als Waffen wider diejelbe benüßt wurden, 
jo entblödeten jich auch die Gegner des Goncordates nicht, Die 
Niederlage Defterreihs in Italien diefem Vertrage aufzubürden. 
Ihr Feldgeſchrei lautete: Aufhebung oder wenigitens Reviſion des 
Goncordates. 

Die Agitationen blieben aber nicht auf die Preſſe, Clubs— 
verlammlungen, Wirthshäufer beſchränkt; fie wurden auch in die 
Ständefammern hineingetragen. Die Lage der Regierung war 
eine höchſt kritiſche. Zu der Finanznoth gejellten ſich noch die 
Wühlereien und das Parteiweſen im Innern. Um die aufges 
regten Gemüther zu beruhigen, erſchien am 20. DOftober 1860 
das ‚Oftoberpatent‘, welches zwiſchen Gentralismus und Födera— 
lismus vermittelnd, die dee des Einheitsitaates feithielt, den ein= 
zelmen Kronländern aber ihre Landtage und ihre Autonomie 
zurüdgab. Auch Ungarn erhielt jeine alte Verfaſſung wieder. 
Das Batent jtieß jedoch auf Widerjpruch von Seiten der ‚Deutjch- 
liberalen‘ in Defterreich, fand aber auch Gegner in den Kron— 
(ändern, bejonders in Ungarn. Der liberale Ritter von Schmer: 
(ing, welcher am 14. Dezember das Bräfidium des Miniſteriums 
übernahm, legte durch fein ‚Februarpatent‘ vom 26. Februar 
1861 die Wirren nicht bei, jondern vergrößerte nur noch den 
Dualismus, indem er dem engeren Neichsrathe, aus den öſter— 
veichiichen Abgeordneten und dem Herrenhaufe beitehend, den un— 
gariichen Landtag als Repräjentanten der zweiten Hälfte der 
Monarchie coordinirt gegenüber jtellte und hiedurd den factiſch 
beitehenden Dualismus in die Februar-Verfaſſung hineintrug. 

Nach dem italieniſch-franzöſiſchen Kriege erlangte die Liberale 
Bartei in Oeſterreich immer mehr die Oberhand und benüßte ihr 
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Uebergewicht zur Bekämpfung des Goncordates. Um die traurige 
Finanzlage zu verbejlern, hatte der Kaijer am 5. März 1860 
einen verſtärkten Reichsrath nad) Wien berufen. In demfelben 
erhoben ji Stimmen gegen das Goncordat. Den eriten Angriff 
auf dasjelbe machte der Protejtant Maager, welcher angeblich) 
‚um eine Quelle der bitterjten Sagen eines großen Theiles der 
Bevölferung von Dejterreich‘ zu verjtopfen, am 10. Sept. 1860 
den Antrag jtellte, dev Reichsrath möge ‚die volltommene Gleich— 
berechtigung und Gleichitellung aller christlichen Confeſſionen aner: 
fennen‘. Da dies aber ‚nicht gründlich und zur Zufriedenheit 
der Afatholifen‘ gejchehen könne, ‚jo lange die ſtrengen Beſtim— 
mungen des Goncordates aufrecht beitünden‘, jei an den Kaiſer 
die Bitte zu stellen, ‚daß das Concordat jelbjt einer Reviſion zu 
unterziehen wäre‘. Dieſer Antrag, welchen Maager mit Hinweis 
auf die Beitimmungen des Goncordates über die gemischten Ehen 
und den Uebertritt von einer Confeſſion zur anderen zu begründen 
juchte, fand nicht die Zuftimmung des Neichsrathes; allein Die 
Agitationen hörten damit nicht auf. 

Das Miniſterium Schmerling fam den Wünjchen der Pro— 
teftanten in dem noch) von Leo Thun! ausgearbeiteten ‚Prote— 
ftantenpatent vom 8. April 1861° entgegen, welches die weit- 
gehenditen Zugeſtändniſſe enthielt. Hiermit nicht zufrieden, fuhr 
man, von den liberalen Katholiken unterjtüßt, in der Opposition 
gegen das Goncordat fort und erlangte auch vom Miniſterium 
das formelle Verjprechen, einen Gejegentwurf über die Rechte der 
Proteſtanten den Katholiken gegenüber einzubringen. Da aber 
der Kailer in diefer Sache ohne Zuſtimmung des heiligen Stuhles 
feine Anordnung treffen wollte und der vom Miniſterium ausge: 
arbeitete Entwurf unmöglich die Billigung des heiligen Stuhles 
erlangen fonnte, wurde derjelbe einer neuen Bearbeitung unter: 
zogen. Ehe diejelbe vollendet war, hatte die Seſſion des Reichs— 
rvathes ein Ende gefunden. 

10. Sept. 1860. Das Protejtantenpatent jteht Vering, Archiv, Bd. 
6, ©. 216 ff. Siehe auch S. 190 ff. 
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Der Kampf gegen das Goncordat dauerte fort. Am 1. Juni 
beantragte der Wiener Advocat Dr. v. Mühlfeld im Abgeord- 
netenhanfe die Aufftellung von Ausſchüſſen behufs Entwerfung 
von Griumdrechten. Nach längeren Debatten gingen die Abgeord- 
neten auf den Antrag ein und Schritten zur Wahl der Ausſchüſſe. 
Unter denjelben befand ſich auch ein Ausſchuß für confefftonelle 
Angelegenheiten. Derſelbe arbeitete einen aus 71 Paragraphen 
beitehenden Entwurf, das ſ. g. Mühlfeld’fche Religions: 
edict!, aus, durch ‚welches die Grundſätze und Vorſchriften in 
Betreff der Neligtonsverhältniffe überhaupt umd der Kirchen und 
Neligionsgenoffenichaften, insbeſondere für die durch den engeren 
Neichsrath vertretenen Königreiche und Länder feitgeftellt werden‘. 
Diejes ‚perfide Machwerf ſpricht den Grundjaß der Gleichheit für 
alle Secten aus und Stellt die katholiſche Kirche auf das gleiche 
Niveau mit der unbefannteiten Secte. ES verlegt das fatholiiche 
Dogma, die Freiheit des Gewiſſens, arbeitet auf vollftändige Zer: 
törung der Autonomie der katholiſchen Kirche Hin und nimmt 
ihr den berechtigten Einfluß auf die Schulen. Es dehnt das 
Anffichtsreht der Verwaltung über den Unterricht und die kirch— 
(iche Erziehung ſogar auf die theologiichen Schulen aus und ver- 
nichtet durch Die Inſtitution der Civilehe die vorzüglichiten Grund— 
lagen der Gefellichaft. Es verpflanzt endlich den Atheismus in 
die Gefeße und in die Familien und verfolgt im legten Grunde 
den Zweck, den Katholicismus, oder vielmehr das Ehriftenthum 
von Wurzel aus zu zerjtören ?. 

Noch ehe das Mühlfeld’iche Neligionsediet dem Reichsrathe 
vorgelegt werden fonnte, hatte bei Berathung über das Budget 


' Das Mühlfeld'ſche Neligionsedict‘, jchreibt Rauſcher am 19. April 
1862 dem Fürſterzbiſchof von Salzburg, ‚gibt die Umriffe, durch welche man 
einen Staat ohne Gott und Ehriftus gründen will. Bon dem Ehrijtenthume, 
geihweige denn von der fatholiichen Kirche, ijt bei seiner jolhen Ordnung 
der Dinge feine Rede mehr. Ach Finde es jehr gerathen, daß die Bijchöfe 
Oeſterreichs Fich vereinigen, um einem zn Treiben gegenüber tren: Ab- 
icheu auszujprechen‘ (Wolfsgruber, ©. 183.) 

* Siehe Buß, Deiterreichs — im Verh. des Reichs zur Kirche. 
Wien 1862, ©. 384 ff. und Revue catholique de l’Alsace IV, p. 269 sqgq. 
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des Minifteriums des Aeußern eine animirte und gehällige Dis: 
cuffton über das Concordat im Abgeordnetenhaufe ! ftattgefunden. 
Der erſte Angriff erfolgte bei der Debatte iiber den Gehalt des 
Botichafters in Rom. Der mährijche Abgeordnete Dr. Gisfra 
bezeichnete bei diejer Gelegenheit das Concordat als ‚ein Attentat 
auf den freien Geift‘, welches ‚Mißhelligkeiten und Familien: 
zwiltigfeiten hervorgerufen‘, als den ‚Samen der Zmwietradht, im 
Lande geläet; es hat ‚wie ein Meedufenhaupt auf die answär- 
tigen Freunde Oeſterreichs gewirkt‘. Er verlangte, daß dasielbe 
nicht etwa ‚geändert‘, ſondern ‚auf dem Wege der Gejetgebung 
bejeitigt werde. Auch im Herrenhaus kam das Concordat zur 
Sprache, wobei Graf Rechberg, Miniſter des Aeußern, und Gar: 
dinal Raucher die Berechtigung und die Nechtöverbindlichkeit des- 
jelben vertheidigten. 

Der Antrag des Abgeordneten Profeſſor Brinz aus Prag 
bezüglich des Studienfonds, reſp. des Art. 31 des Goncordates, 
hatte wieder neue Erörterungen über deifen Nevifion oder Ab— 
Ihaffung im Gefolge. Biſchof Litwinowicz aus Galizien führte 
in glänzender Nede den Nachweis, daß das Concordat ein bila: 
teraler Vertrag jei, welcher einjeittg weder abgeändert. noch auf- 
gehoben werden fünne, und gab zugleich eine treffliche Characteri— 
jtif der Art und Weiſe feiner Bekämpfung, während Gisfra ſeine 
alten Angriffe wiederholte und dabei u. A. die Behauptung auf- 
itellte, daß das Concordat in einer ‚den Staatsinterefien zumider: 
laufenden, ja feindjeligen Tendenz‘ von den Biſchöfen ausgebeutet 
werden könne. Auf die Nede Gisfra’s, welche alsbald von der 
fatholiichen Preſſe in Defterreich gut beleuchtet wurde, eriwiderte 
Pfarrer Ruczfa. Er bewies vornehmlich die Rechtsverbindlichkeit 
des Concordates und die Incompetenz des Abgeordnetenhaufes in 
diefer Frage. Nach ihm ergriff Profeſſor Herbit in ‘Prag das 
Wort. Seine an Hiftorischen und juriſtiſchen Fehlern reiche Rede 
hat die gebührende Abfertigung durd einen Fachmann in dem 
‚Defterreichiichen Volksfreund‘ gefunden. Da die Regierung diejen 
Anträgen entgegentrat, wurden fie mit Stimmenmehrheit abgelehnt. 


ı Die Verhandlungen j. Vering, Arhiv, Bd. 8, ©. 254 ff. 
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Das Mühlfeld'ſche Neligionsediet aber fam wegen des Schluſſes 
der Seſſion des Reichsrathes nicht mehr zur Verhandlung. 

Der öfterreichtiche Episcopat Jah den Agitationen gegen das 
Concordat nicht ruhig zu. Bereits am 6. Mai 1861, fünf Tage 
nach Eröffnung des Neichsrathes, hatten die ſechs in das Herren— 
haus berufenen Biſchöfe eine Adrefle an den Stufen des Ihrones 
niedergelegt, in welcher jie die Angriffe gegen das Goncordat 
zurüchveifen, den fatholiichen Character des Kailerjtaates hervor: 
heben und mit Hinweis auf die Stellung Preußens und Englands 
zum Proteſtantismus verlangen, daß den Katholiken Deiterreichs, 
der immenjen Mehrheit feiner Bewohner, auch die gebührende 
Rückſicht gezollt werde. 

Um die künſtlich aufgeregten Gemüther zu beichwichtigen 
und allen einfichtsvollen Männern die Unbegründetheit der wider 
das Concordat erhobenen Anjchuldigungen nachzuweiſen, verfaßte 
Profeſſor Feßler eine treffliche Broſchüre ‚die Reviſion des Con— 
cordates‘ !, welcher bald die Schrift ‚zur Orientirung über die 
gemijchten Ehen in Deiterreich und andere damit verwandte Fra— 
gen‘ ? folgte. 

Die Agıtationen gegen das Goncordat wurden durch dieſe 
und andere Bertheidigungsichriften nicht aufgehalten. Das Libe- 
vale Miniſterium hatte jchon Bereitwilligkeit gezeigt, auf eime 
‚NRevifion des Boncordates einzugehen. Auch der Kaiſer gab in 
Anbetracht der jchwierigen, durch das Benehmen der Ungarn nod) 
mehr erjchwerten politiichen Lage des Reiches zuleßt nach. Doc) 
wollte er feine Abänderung der Beltimmungen des Concordates 
ohne Zuſtimmung des heiligen Stuhles. Zur Führung der dies- 
bezüglichen Unterhandlungen wurde Fehler von der Regierung 
augerjehen. 

sm Mai 1865 begab ſich der öſterreichiſche Verkrauens— 
mann nad Rom? und vermweilte dort bis zum März des folgen- 

' MWien 1861. 

’ Wien 1861. 

’ MWolfsgruber, S. 186. Erdinger, ©, 121 ff. 
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den „jahres. Er hatte feine bemeidenswerthe Aufgabe !. Fehler 
jollte die Zuftimmung des heiligen Stuhles zur Forderung der 
Regierung erwirken, daß ‚der Uebertritt von einer Confeſſion zur 
anderen in Zukunft freiftehe, daß auch die vor dem proteftanti- 
ihen Prediger eingegangenen gemischten Ehen als giltige Der: 
bindungen anerkannt würden, und daß die Reverſe wegen Erzie- 
hung der Kinder ‚nur moraliſche, nicht juridiiche Verbindlichkeit 
haben jollten‘, jo daß im Falle feine jolche Reverſe gegeben wer: 
den, oder der eine Theil fich weigere, jein gegebenes Verſprechen 
zu erfüllen, die Knaben in der Religion des Vaters und die 
Töchter in der Religion der Mutter erzogen werden müllen‘ ?. 

Bezüglich des erjten Punktes erlangte Fehler die gewünſchten 
Zugeltändnifie von Seiten des heiligen Stuhles; dagegen war es 
ihm nicht möglich, die Erwartung des Ministeriums, ‚er werde 
auch die anderen drei Punkte ebenjo glücklich löſen‘, zu erfüllen. 
Der heilige Stuhl konnte auf die geitellten Forderungen nicht ein= 
gehen, und Fehler kehrte wieder in die Heimath zurück. 

Der Kampf gegen das Goncordat trat mun eine Zeit lang 
in den Hintergrund. Die politiichen Fragen, welche Oeſterreich 
unter dem Miniſterium Schmerling und Belcredi beichäftigten, 
der deutſch-däniſche Krieg und vorzüglich die Paciftcattion Ungarns 
lenkten für den Augenblid die öffentliche Meinung auf andere 
Gegenstände. Doch verloren die Gegner der Kirche ihr Ziel nicht 
aus den Augen und warteten nur auf den günftigen Augenblid 
zur Verwirklichung ihrer Pläne. Diejer jchien nach den Unfällen 
Deiterreichs im Jahre 1866 gekommen zu fein. 

Die Siege Preußens über das tapfere üfterreichtiche Heer 
waren von jchlimmen Folgen für die fatholiiche Kirche des Kaiſer— 
ſtaates. Die liberale Partei beutete die Bedrängniß des Kaiſers 
für ihre Zwecke aus und erreichte auch ihre Abſicht. Ein Haupt— 

! Cr jhreibt an Raufher am 17. Mai: ‚Es ijt Ew. Eminenz nicht 
unbefannt, daß ich mir nie mit großen Hoffnungen über die Erfolge diejer 
Miſſion jchmeichelte. Jetzt aber find nicht nur meine Hoffnungen bedeutend 
gejunfen, jondern — offen gejagt — ich jehe diejen ganzen Verſuch als einen 
großen politiichen Fehler an.‘ Wolfsgruber, ©. 186. 

? Siehe Die jüngjten Verhandlungen u. ſ. w. ©. 18 ff. 
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object ihrer Angriffe war das Concordat, welches die Niederlage 
der Armee wieder verjchuldet haben ſollte. Wie früher, To leistete 
auch jegt die antikatholiſche Preſſe den Concordatsſtürmern bereit- 
willige Dienſte. Die Agitationen begannen von neuem und wur— 
den mit großer Heftigkeit geführt. Die liberale Regierung ſah 
dem wüſten Treiben ruhig zu, und das öſterreichiſche Preßgeſetz 
ſchien nicht zum Schutze der katholiſche Kirche vorhanden zu ſein. 
‚Das öſterreichiſche Preßgeſetzt, heißt es in einem officiellen Do— 
cumente!, ‚gehört zu den fretejten. Inſoweit es der Religion und 
Sittlihfeit Schuß gewährt, ward es ſtets jehr nachlichtig voll- 
ſtreckt; allein jeıt beinahe anderthalb Jahren wird es in dieſer 
Beziehung gar nicht gehandhabt; die fatholifche Kirche, ja das 
Chriſtenthum wird als vogelfret behandelt. Keine Lüge it jo 
fee, fein Mittel der Verhetzung jo Ichändlich, daß es nicht Frei 
dürfte gebraucht werden, um das Concordat zu verdächtigen und 
Glauben und fittliche Scheu aus dem Herzen herauszuwühlen.“ 
‚Diejelbe Barter‘, heißt es weiter, ‚welche gegen die katholiſche 
Kirche mit einer Maßloſigkeit tobt, über welche Europa eritaunt, 
ruft jogleich die Regierung zum Einjchreiten auf, jobald ſie, wenn 
auch ohne allen haltbaren Grund, der Meinung it, eine gegen 
jie gerichtete Aeußerung widerftreite dem Geſetze.“ Die Regierung 
‚unterftüßte: noch ‚diefe Angriffe. Obſchon ‚die am 5. Nov. 1855 
und 8. Oftober 1856 erlaſſenen Geſetze noch immer zu Recht be= 
itanden, ward dennoch die Bertheidigung derſelben einem Anz 
griffe auf Gejeß und Verfaſſung nicht undeutlich gleichgeitellt‘. 

Auf dieſe Weile wurde mit Billigung, wenigjtens ohne 
Widerſpruch von Seiten der Liberalen Regierung Stimmung gegen 
das Concordat gemacht. Indolenz und Sorglofigfeit von Seiten 
jolcher Männer, welche berufen waren, den Kampf für das Con— 
cordat zu führen, erleichterten den Gegnern den Sieg. 


She wir den weiteren DBerlauf des Kampfes wider das Con: 
cordat berichten, ſei der Ereigniſſe in Iyrol gedacht. 


' Minoritätsgutahten dev Commiſſion des Herrenhauſes über den Ehe— 
gejeßentwurf vom 19. März 1868. Kath. Stimmen II, ©. 11. 
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Das Protejtantenpatent vom 8. April 1861 gefährdete ins- 
bejondere die Glaubenseinheit Tyrols. Das biedere Bergvolk 
hatte den Glauben jeiner Väter treu bewahrt und allen Wer: 
juchen, es demjelben abwendig zu machen, kräftig wideritanden. 
Die religiöfe Neuerung des 16. Jahrhunderts konnte im Lande 
nicht Fuß fallen, und das Zoleranzedict Kaiſer Joſephs II. vom 
6. Dezember 1781 blieb für Tyrol wirkungslos. Auch das 
bayeriiche Religionsedict! vom 24. März 1809 konnte feine blei: 
bende Aenderung der religtöjfen Zuftände bewirken, weil die Herr— 
Ihaft Bayerns über Tyrol nur von furzer Dauer war. 

Wie jehr die Bewohner Tyrols auf die Erhaltung der 
Slaubenseinheit bedacht waren, beweilt der Beſchluß des 1848 in 
Innsbruck verſammelten Landtages, ‚es ſei die Aufgabe des Yand- 
tages, mit allen gejeßlichen Mitteln dafür zu wirken, daß der 
römiſch-katholiſchen Religion allein die öffentliche Ausübung des 
Gottesdienstes gefichert bleibe: ?. 

Schon bald fand der Landtag Gelegenheit, dieſen Beſchluß 
in Ausführung zu bringen. Das kaiſerliche Patent ? vom 4. März 
1849 enthielt die Beſtimmung, daß ‚jede geleglich anerkannte 
Kirche oder Neligionsgeiellichaft in dem Nechte der gemeinjamen 
öffentlichen Neligionsübung zu erhalten und zu jehüßen fer‘. Diefe 
Beltimmung war allerdings im Augenblid für Tyrol gegenftands- 
(05, da dort feine afatholiiche Neligionsgeiellichaft beitand; aller 
für die Zukunft konnte diejelbe für das Land verhängnißvoll 
werden. Es ſtand zu befürchten, daß Proteſtanten ſich in 
Tyrol anſäſſig machen und das Recht des öffentlichen Gottes— 
dienſtes in Anſpruch nehmen würden. Um dieſer Gefahr vorzu— 
beugen, wandte ſich der Landtag an Kaiſer Franz Joſeph, der 
am 7. September 1859 erklärte, daß ‚dieſe von allen Seiten 
einer reiflichen Erwägung bedürftige Frage ſeiner Zeit dem dor— 
tigen Landtage zur Berathung vorbehalten werdet *. 


I Siehe Bd. 1°, ©. 239 if. 

? Bobl, Fürjtbifchof Galler, ©. 320. 
> Siehe oden Seite 24. 

* Bobl, ©.-321. 
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Die Entjcheidung des Kaiſers, welcher die Glaubenseinheit 
Tyrols von der Abftimmung des Landtages abhängig machte, 
fonnte die Befürchtungen der katholiſchen Iyroler um jo weniger 
verſcheuchen, als nad dem unglücklichen öfterreichiich-franzöftichen 
Kriege der unkirchliche Liberalismus im Satjeritaate zur Herr— 
ichaft gelangt war. Auch der apoftoliiche Stuhl theilte dieſe Be: 
fürhtung. Am 7. Februar 1860 forderte der päpitliche Nuntius 
in Wien, Erzbiichof de Luca, den Fürſtbiſchof Vincenz Gaſſer 
von Briren im Auftrage des Papſtes auf, ‚Alles zu thun, was 
in jeiner Macht ftehe, um dem drohenden Unheil vorzubeugen 
oder dasſelbe abzuwenden‘ !, 

Die Tyroler Angelegenheit 309 die öffentliche Aufmerkfam- 
feit immer mehr auf fih. Die Frage über die Glaubenseinheit, 
reſp. die Anjprüche der Protejtanten bezüglich der Anſäſſigmachung 
in Tyrol, wurde von der fatholiichen und von der liberalen Preſſe 
eifrig discutirt. Sehr eingehend verbreiten ſich die Hiſtoriſch— 
politischen Blätter in mehreren gediegenen Artikeln ? über den in 
Rede ſtehenden Gegenitand. 

Am 6. April 1861 wurde der Yandtag in Innsbruck er- 
öffnet.  Ginen Hauptgegenſtand jeiner Berathungen jollte die 
Glaubenseinheit bilden, für welche auch der Statthalter, Erzherzog 
Karl Ludwig, Fi lebhaft intereffirte?. Die Verhandlungen 
begannen unter ungünftigen Auſpicien. Am 8. April, zwei Tage 
nad Eröffnung des Landtags, erichten das oben erwähnte Pro— 
tejtantenpatent, wodurch den Lutheranern und den Reformirten 
auch ‚in der gefürjteteten Grafichaft Tyrol und Vorarlberg‘ das 
‚Net der gemeinfamen öffentlichen Reltgtonsübung für immer— 


' Das Schreiben theilt Zobl ©. 322. mit. 

’ Bd. 44. Siehe auch: Für die Glaubenseinheit Tirols ꝛc don einem 
rheiniſchen Juriſten. Innsbruck 1861. Buß, Rechtfertigung des Anſpruchs 
Tirols auf jeine Glaubenseinheit. Innsbruck 1863. 

> An einem Promemoria vom 13. April 1860 erklärt der Erzherzog, 
er erachte eö als jeine heiligite Pflicht, nach Kräften dahin zu wirken, ‚das 
ihm anvertraute Land, für das er perjönlich eine bejondere Zuneigung hege, 
in dem genuinen Character jeines lebendigen Glaubens und feiner nie wan— 
fenden Treue zu erhalten und zu fejtigen‘. Siehe Zobl, ©. 323. 
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währende Zeiten zugefichert wird‘. Die Mitglieder des Landtages 
fießen ſich durch das kaiſerliche Patent, welches in Tyrol die 
höchſte Aufregung hervorrief, nicht beirren. Schon am. 12, April 
jtellte Fürſtbiſchff Gafler den Antrag, auf Grund des failerlichen 
Schreibens vom 7. September 1859 folgende Landesgeſetze in 
Vorihlag zu bringen: ‚Das Recht der Deffentlichkeit der Re— 
ligtonsübung jteht in Tyrol nur der fatholifchen Kirche zu. Die 
Bildung nicht-katholiſcher Gemeinden it unzuläffig. Die nicht zur 
fatholiichen Kirche ſich Befennenden erlangen die Erwerbsfähigfeit 
unbeweglichen Vermögens nur über Antrag des Landtages umd 
Dewilligung des Kaiſers. Die Behörden haben die Befolgung 
dieſes Landesgejeges von Amtswegen zu überwachen.‘ Dieſer An: 
trag, welchen der Fürſtbiſchof in einer eingehenden Nede ! alljeitig 
begründete, wurde in der 7. Situng, am 17. April, mit großer 
Majorität ? angenommen. 

Der Jubel der fatholiichen Iyroler über diejen Yandtags- 
beſchluß verjtummte bald wieder. Die Gegner wandten alle 
Mittel an, um die failerliche Beſtätigung der votirten Geſetze zu 
verhindern. Das entichtedene Auftreten des Landtags für die 
Glaubenseinheit wurde auf ‚Elerifale Heßereien‘ zurücdgeführt und 
die Geiftlichkeit ‚ungejeglicher Agitationen‘ gegen das Patent vom 
8. April beſchuldigt. Das Miniſterium jtimmte leider im diejen 
ummürdigen Zon ein. Um die Macdjinationen der Liberalen un: 
wirkſam zu machen, hatte die Majorität des Yandtages beichloffen, 
durch eine bejondere Deputation die kaiſerliche Sanctton zu er: 
wirken; allein die Regierung, deren VBerjuch, die Abjendung der 
Deputation zu verhindern, Fehlgeichlagen war, ließ den im Inns— 
bruck verfammelten Mitgliedern derjelben eröffnen, daß der Kater 
fie nicht empfangen werde. Sie gaben deshalb die Reife nad) 
Wien auf?. 


! Sie jteht bei Zobl, ©. 325 ff. Auch der Berichterjtatter des Aus— 
ſchuſſes, Dr. Haßlwandter, trat kräftig für den Antrag ein. 

® Bobl, ©. 334. 

»Zobl, S. 336 ff. Die Biihöfe Oejterreihs ſprachen in ihrer Denk— 
ihrift vom 6. Mai 1861 bezüglich des Protejtantenpatentes den Wunſch aus 
der Kaijer möge ‚bei Ausführung des Gejeßes den eigenthümlidhen Verhält— 


Brück-Kißling, Geich. der kath. Kirche im 19. Jahre. IIT, 2, Aufl. 1.) 
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Ihr Erjcheinen in der Hauptitadt wäre auch unnüß geweien; 
denn bereits am 13. Juni hatte Kaiſer Franz Joſeph die erbetene 
Beitätigung des Landtagsbeichluffes abgelehnt. Am 15. theilte 
Schmerling den faiferlichen Erlaß den Biſchöfen mit. Er fügte 
demſelben ein Begleitichreiben bet, in welchem er neue WVerdäch- 
tigungen gegen den Klerus vorbrachte, Die er aud in feiner Ant: 
wort auf die SInterpellation des Abgeordneten Pfregichner und 
Genoſſen wiederholte. Die Aufregung in Tyrol wurde durch 
dieſes Verhalten der Regierung immer mehr geiteigert. Nur dem 
umfichtigen Auftreten des Episcopates und der Geiſtlichkeit gelang 
es, Ruheſtörungen vorzubeugen. 

Mit der kaiſerlichen Entſcheidung vom 13. Juni 1861 war 
übrigens die Sache noch nicht erledigt. Der Kaifer hatte nur 
aus formellen Gründen? den Landtagsbeichluß zurückgewieſen, da: 
bei aber ‚sich die Würdigung der von dem Landtage für jenen 
Vorſchlag Dargeitellten Gründe fir den Fall vorbehalten, als leßterer 
den Gegenftand in gejeglicher Yorm zur Berhandlung bringen 
und ſohin einen Antrag zu stellen ich veranlaßt finden jollte‘. 
Damit war die ganze Angelegenheit wieder in die Hände des 
Landtages gelegt worden. Bis zu deſſen Zufammentritt jollte 
das Patent vom 8. April für Tyrol und Vorarlberg in Kraft 
bleiben. So jchwebten die Katholifen Tyrols, welche Papit 
Pius IX. durch) Breve vom 5. September tröftete und ermun— 
terte ?, zwiſchen Furcht und Hoffnung. 


nifjen Tyrols und dem einjtimmigen Wunjche des getrenen biederen Volkes 
Rückſicht ſchenken!. 

' B0bl, ©. 343. 

” Der Landtag betrachtete mit Bezug auf das kaiſerliche Schreiben vom 
7. Sept. 1859 die Anſäſſigmachung der Protejtanten in Tyrol als eine nad 
8 17 der Landesordnung zur Gompetenz des Landtages gehörende Angelegen- 
heit, über die ihm nach $ 18 zuitehe, Landesgeſetze zu bejchließen, die nur 
der Beitätigung des Katiers bedürfen. Der Kaifer, rejp. das Minifterium 
aber erklärte, es handlefsfih hier um eine Reichsangelegenheit, welche nad) 
$ 19 der Landesordnung nicht unter die gejeßgebende Competenz des Land— 
tages falle. 

’ Das Breve fteht in Brandis (Graf v.), Offenes Sendichreiben über 
die Religionsfrage in Tyrol ꝛc. Regensburg 1862. 
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Auch die Bewohner VBorarlbergs, wo die Zahl der wenigen 
anſäſſigen Akatholiken durch die protejtantiichen Fabrifarbeiter ver- 
mehrt wurde, erhoben jich für die Erhaltung der Glaubenseinheit. 
In dieſer Abficht wollten fie, von ihren Seelforgern eingeladen, 
eine Petition an den Landtag unterzeichnen. Das Minifterium 
erbliete in dieſem durchaus berechtigten und loyalen Verfahren 
die Mitwirkung zu einer verbrecheriichen Handlung, leitete das 
Strafverfahren gegen den Verfaſſer der Adreife ein und forderte 
den Fürſtbiſchof Gaſſer von Briren auf, feinem Klerus ent: 
Iprechende Werfungen zu geben. Am 7. Dezember 1861 wurde 
den Proteitanten Vorarlbergs die Errichtung einer kirchlichen Ge— 
meinde erlaubt. ihre Zahl belief jich auf 118 ohne die prote- 
ſtantiſchen Yabrifarbeiter. Die Erbauung einer öffentlichen Kirche 
wurde ihnen vorerjt noch nicht geitattet. Die Beichuldigungen 
Schmerlings gegen die Fatholiichen Geiſtlichen wurden am beiten 
durch deren ganzes Verhalten widerlegt. Auch der Proceß gegen 
den Verfaſſer obiger ‘Petition, den Abgeordneten Dr. Oelz, endigte 
mit der Freiſprechung des Angeklagten durch den höchiten Gerichts: 
hof in Wien. 

Erit am 8. Januar 1865 wurde der Yandtag eröffnet; auf 
ihm jollte die Glaubenseinheit aufs neue erörtert werden. Am 
26. Januar ftellten die drei Bılchöfe des Landes duch Fürſt— 
biichof Gaſſer den Antrag, daß in Tyrol ‚feine afatholiiche Ge- 
meinde oder Filiale in Zukunft ſich bilden dürfe‘, daß den Evans 
geliichen ‚nur das Religions-Privaterereitium geitattet jet‘, daß 
das protejtantiiche Bethaus in Meran zur Benußung der Dort 
weilenden Nichtkatholifen als Privatoratorium anheim geſtellt 
bleibe, und daß ‚Afatholifen‘ zwar ‚in Tyrol unbewegliches Eigen— 
thum erwerben fönnten, jedoch die Erlaubniß hiezu von Fall zu 
Fall durch ein Landesgejeg exrwirfen müßten. Dieſer Antrag 
wurde nach eingehenden Debatten am 25. Februar 1863 von der 
Majorität angenommen !, 

1 306[, ©. 354 ff. Dr. Haßlwandter conjtatirte damals, daB in ganz 


Zyrol 23 protejtantiiche Familien wohnten, 
15 * 
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Die Regierung verzögerte ihre Antwort zwei Jahre und 
acht Monate. Am 17. November 1865 erfolgte endlich die 
fatjerliche Rejolution. Die vom Landtage beantragte Beichrän: 
fung der Beligfähigfeit der Akatholifen in Tyrol wurde als mit 
dem Batente vom 8. April 1861 unvereinbar abgewiejen und 
die Bildung einer evangeliichen Kirchengemeinde in Meran der 
Entiheidung der Behörden vorbehalten !. Bezüglich der beiden 
eriten Punkte legte die Regierung folgenden Gejeßentwurf vor: 
‚Das in Gemäßheit des Batentes vom 8. April 1861 und der 
auf Grund desſelben erlaflenen Kirchenordnung der politischen 
Landesftelle vorbehaltene Zuftimmungsrecht bet Bildung ſelbſtſtän— 
diger Gemeinden oder Filialen der Eypangeliſchen des augs— 
burgiſchen oder helvetiichen Befenntniffes ıft im Einverſtändniſſe 
mit der Landesvertretung auszuüben.‘ Der Berichteritatter des 
Landtagscomites ?, Fürſtbiſchof Gafler, hob in jeinem Neferatez’ 
über den Entwurf noch einmal die Bedeutung der Glaubenseinheit 
fiir das Land hervor, widerlegte den wider die Bewohner Tyrols 
erhobenen Vorwurf der Unduldſamkeit und verbreitete ſich in fried- 
lihem Sinne über die Negterungsvorlage. Der Landtag ftimmte 
dem Antrage des Comites ohne Debatte zu und nahm am 3. Ye: 
bruar 1866 den Entwurf der Regierung in folgender Faſſung 
an: ‚Die Bildung einer jelbitftändigen Gemeinde oder Filiale der 
Evangeliſchen des augsburgischen oder helvetischen Bekenntniſſes, von 
welcher Bildung das Recht der Ausübung des öffentlichen Gottes- 
Dienstes abhängt, kann innerhalb der Landesgrenze der gefürfteten 
Grafſchaft Tyrol von den competenten Behörden nur über Ein: 
verſtändniß des Landtages bewilligt werden.‘ Zugleich wurde eine 


' Die Statthalterei ſchlug das Gejuh ab und das Minifterium beſtä— 
tigte am 1. Nov. 1865 dieje Entjheidung, ‚da die Zahl dev mit ordentlichen 
Wohnfige in Meran lebenden‘ Protejtanten ‚zu Elein ſei (drei Männer und 
fünf Frauenzimmer), um den vom Gejeße geforderten Bejtimmungen über 
Sonftituirung einer Kirchengemeinde zu entſprechen“ (Bering, Archiv, BD, 
15, ©. 450 f.) 

° Der Gejeßentwurf der Regierung war einem aus 12 Mitgliedern be- 
jtehenden Comité zur Berathung überwiejen worden. 

’ Bobl, ©. 368 ff. Siehe auch Bering, Archiv, Bd. 15, ©. 449 ff. 
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Adreſſe! an Kaiſer Franz Joſeph beichloften. In dieſer ſpricht 
der Landtag dem Monarchen den Dank der treuen Tyroler aus, 
gibt zugleich aber auch dem Schmerze über die Abweiſung des An- 
trages vom 25. Februar 1863 in Betreff der Beichränfung der 
Beſitzfähigkeit von Nichtkatholifen, wodurd ‚das hohe Glück der 
Glaubenseinheit in Tyrol gewiſſermaßen dem Zufall preisgegeben 
werde‘, einen Ausdrud. 

Die kaiſerliche Beltätigung des vom Landtage votirten Ge: 
jeßes erfolgte am 7. April 1866. Ein Hauptverdienft in diejem 
Kampfe erwarb ſich Fürftbiichof Gaffer, deſſen Umficht und Feitig- 
feit den wider die Glaubenseinheit Tyrol ſich erhebenden Sturm 
zwar nicht aufhalten konnte, wohl aber deſſen verderbliche Wir: 
fungen abichwächte. 


Es war ein großes Unglüd für Defterreich und fam einer 
zweiten Niederlage gleich, daß Kaifer Franz Joſeph den bisherigen 
ſächſiſchen Minifter, Freiherrn v. Beuft, als Reichsfanzler an die 
Spiße der oberjten Berwaltung des Neiches stellte. Das Wirken 
dieſes Staatsmannes war in jeder Beziehung für Defterreich un: 
heilvoll. Beuſt beförderte die Schwächung dev Monarchie, indem 
er durch feine übergroßen Conceſſionen an die Ungarn den Dua- 
lismus unbeilbar machte. Er unterhielt intime Beziehungen zu 
den jüdischen Finanzgrößen und ſchloß Anleihen ab, welche ihm 
ſelbſt Vortheile brachten, dem Staate aber zum Nachtheil ge: 
reichten; vor allem aber lieh er den Feinden der Kirche jeinen 
mächtigen Arm. Es iſt gar nicht unwahrſcheinlich, daß ſchon bald 
nad) der Erhebung Beuſt's der Bruch des Concordates erfolgt 
wäre, weni nicht der Kaiſer einem folchen Unternehmen fich wider- 
jeßt hätte. Der Sturm begann, ald am 11. Juli 1867 der 
Prager Profeſſor Dr. Herbit mit 70 Genoſſen den Antrag auf 
Erlaß dreier Gejeßentwürfe im Abgeordnetenhauje einbrachte ?. 
Diejelben hatten die Wiederheritellung des Joſephiniſchen Eherechtes, 


ı Sie iſt bei Zobl, ©. 375. abgedruckt. 
? Stenographiiher Bericht, ©. 339. 
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die Losreißung der Schule von der Kirche und die ſ. g. intercon- 
feſſionellen Verhältniſſe, beionders die Begräbnißfrage, zum Gegen: 
Itande und bezwedten die Bejeitigung der diefem Plane entgegen 
Itehenden Beltimmungen des Goncordates. 

Das Abgeordnetenhaus, welches jchon in jeiner Adreife! an 
den Sailer ‚die Reviſion‘ des Concordates ‚als eine unabweis- 
liche Nothwendigfeit‘ bezeichnet hatte, ſtand in feiner Majorität 
diefen Anträgen jympathifch gegenüber. Die jüdiſche und frei: 
maureriiche Preſſe brach in Jubel aus, und die Liberalen aller 
Richtungen zollten Beifall. Der Wiener Gemeinderath, deſſen 
Mitglieder in unſinnigen VBerdächtigungen des Concordates ſich 
förmlich erſchöpften, ſprach in einer Adreſſe an das Abgeordneten— 
haus ſeine Zuſtimmung zu den projectirten Geſetzen und zur ‚Auf— 
hebung des Concordates‘ aus, und auch die im Anfang September 
1867 in Wien tagende ‚allgemeine öfterreichtiche‘ Lehrerverſamm— 
(ung erging ſich in den frivoliten und gottlojeiten Ausfällen gegen 
die fatholiiche Kirche und gegen die Religion überhaupt ?. 

Dem Miniſterium waren ſolche Demonftrationen nicht un- 
willtommen; allein Kaifer Franz Joſeph wies das Anfirinen, die 
kirchlichen Verhältniſſe ſeines Yandes einjeitig und mit Berleßung 
des Goncordates zu ordnen, zurüd. Das Miniſterium mußte 
nachgeben. Der Juſtizminiſter v. Hye, welcher die Leitung des 
Cultusminiſteriums interimiftiich führte, gab bei den Debatten die 
Grflärung ? ab, ‚die Regierung verfenne nicht die unabweisliche 
Nothwendigkeit, die Firchlichen und insbejondere die interconfel- 
ſionellen Fragen ins Ange zu fallen und fie durch entiprechende 
Gejegesvorlagen im verfaflungsmäßigen Gejeßeswege zu regeln‘. 
Sie hoffe, ‚in kurzer Zeit in der Lage zu ſein, vorerjt eine auf 
die interconfelltonellen Verhältniſſe — gemijchte Ehen, Erziehung 
der aus jolchen jtammenden Kinder, Religionswechſel — bezügliche 
Gejegesvorlage beim hohen Reichsrathe einzubringen‘. Zugleich 
richtete jte aber an die Abgeordneten die Bitte, binfichtlich der 





' Sie ift vom 5. Juni 1867. Stenographiicher Bericht, S. 177. 

” Siehe Blumenleje religiöjer Reden . . . zufammtengeftellt aus den 
Situngsberichten des Wiener Gemeinderathes ꝛc. Wien 1868. 

’ Stenographiicher Bericht, ©. 502 f. 
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übrigen Punkte die Negierung nicht zu drängen, da diejelbe ‚auf- 
richtig bemüht jei, die Lölung aller Fragen, welche in das kirch— 
liche Gebiet und zugleich im die Nechtsiphäre der Staatsgewalt, 
jowie in das in oberjter Linte der Leitung der Negierungsgewalt 
vorbehaltene Unterrichtswejen einjchlage, vorerit im Wege concilia- 
toriicher Verhandlung mit der Kirche auf eine jolche Art einzu- 
feiten, daß jelbjt jeder Anjchein der Mißachtung beitehender Ver: 
tragsverhältniffe vermieden werde‘. 

Die liberale Majorität war hiemit nicht einverstanden, und 
Herbit gab ihrem Mißfallen Ausdrud. Der Antrag des Abge- 
ordneten Dr. Jäger, die Verhandlungen über die Anträge Herbſt's 
‚bi3 auf den Zeitpunkt zu vertagen, wann die Regierung die zu: 
gelagten Vorlagen vor das Haus bringe‘, wurde abgelehnt und 
ein einjeitiges Vorgehen beſchloſſen. 

Das Miniſterium griff zu dem bereits ſchon einmal erfolglos 
angewandten Mittel der Unterhandlungen mit dem heiligen Stuhl. 
Juſtizminiſter v. Hye berief im Auguſt 1867 den Canoniſten 
Dr. Schulte!, Profeſſor in Prag, nach Wien zur Ausarbeitung 
mehrerer Gejegentwürfe, durch welche einige Artikel des Concor— 
dates verändert oder eliminirt wurden. Diejelben betrafen vor: 
nehmlich die Ehegeſetzgebung, insbejondere die gemilchten Ehen. 
Auf Grund derjelben jollte dann Schulte im Vereine mit dem 
öſterreichiſchen Botjichafter in Rom, Freiherrn v. Hübner?, mit 
dem heiligen Stuhle unterhandeln, beziehungsweife Zugeſtändniſſe 


von demjelben erwirfen. Zu diefem Zwecke wurde auch). leßterer 


nach Wien berufen, wo er die nothwendigen Werfungen empfangen 


Jollte. 


Der gewandte Diplomat erfannte aber nur zu gut, daß der 
römiſche Hof auf ein folches Anfinnen nicht eingehen fünne; er 
wollte fih auch nicht zur Ausführung eines Planes, der mit 
jeinen Anſchauungen und Grundjägen nicht vereinbar war, ges 
brauchen lafien. Don dieſer Gefinnung machte er dem Reichs— 
fanzler gegenüber fein Hehl. ‚Der Aufenthalt des Baron Hübner‘, 


! Später ‚Altfatholif‘. 
»Beuſt, Aus dreiviertel Jahrh. II, ©. 144. 
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ſchreibt Beult!, ‚war ein kurzer, genügte aber, mich erkennen zu 
(allen, daß wir, was Ueberzeugung und Neigung betraf, bei jeder 
römischen Prälaten die gleiche Eignung zum Unterhändler ge: 
funden haben würden.‘ Es erſchien Beuſt ‚daher ein Wechſel in 
der Belebung des Botſchafter-Poſtens in Nom  unabweislich. 
Der Kaiſer ließ fich bewegen, dem Borichlage des Neichsfanzlers 
am 31. Oftober 1867 feine Zuftimmung zu geben. Baron 
Hübner fehrte nicht nach Rom zurüd. Als Nachfolger desjelben 
erſah Beuſt den damaligen öfterretchiichen Gefandten in Madrid, 
Grafen Erivelli. Die Sendung Schulte's nah Rom wurde 
aufgegeben. 

Die unwürdige Art und Weile, in der die Agitationen gegen 
das Concordat betrieben wurden, und die eigenthümliche Stel- 
lung, welche die Regierung den Feinden desjelben gegenüber ein= 
nahm, veranlaßten den Cardinal Raufcher, eine VBerfammlung der 
öſterreichiſchen Bilchöfe nah Wien zu berufen, um den Wühlereien 
fräftig entgegen zu treten. Diejelbe wurde am 23. September 
1867 eröffnet. Gegenwärtig waren 24 Biſchöfe und ein General- 
vicar. Die Verſammelten unterjchrieben am 28. desjelben Mo— 
nats die von Rauſcher verfaßte Adreſſe? an den Kaiſer, worin 
te die Gefahren, welche dem Vaterlande durch die Feinde der 
Kirche drohen, ſchildern und um Abhilfe bitten. 

Nach einer kurzen hiſtoriſchen Darftellung der über den Ab- 
Ihluß des Goncordates gepflogenen Verhandlungen und einer Dar— 
legung jeines Inhaltes geht die Adreſſe auf die Urſache und den 
Character der antifirchlihen Wühlereien näher ein. ‚Man ftürmt‘, 
heißt es u. A., ‚wider das Concordat an wie der Feind wider die 
Bollwerfe der Feitung, nicht um das Vergnügen zu haben, fie 
in Irümmer ſinken zu jehen, jondern um in die Stadt einzu- 
dringen und dort nach Belieben zu Jchalten.‘ Wohl führten, be— 
merkt die Adreffe, die Gegner des Goncordates immer Die To— 
leranz im Munde; allein ihre Toleranz ſei die Bekämpfung und 


U. 0:8 IS 181; 
° Sie jteht Staatsardiv, Bd. 15, ©. 731. Siehe auch Wolfsgrus 
ber, ©. 1%. 
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Vernichtung der katholiſchen Kirche. ‚Das iſt e8, was man To- 
leranz nennt, und kraft diefer Toleranz wird in dem katholiſchen 
DOefterreich die Fatholifche Kirche täglich durch Lügen und Ver- 
hegungen angegriffen, deren hundertiten Theil gegen Proteitanten 
oder Juden vorzubringen, niemand wagen dürfte. Allein Frei- 
jein von der Religion hätte wenig Werth ohne die Freiheit 
von der Pflicht. Man will die Ehe dem Spiele der Laune preis- 
geben; die Auflöslichkeit derjelben joll decretirt werden. Um ein 
Volt zu befommen, wie man es wünjcht, muß man früh an- 
fangen. Man will ji der Kinderjchule bemächtigen, die fatho- 
füche Jugend ſoll nicht mehr katholiſch, Toll nicht mehr chriftlich 
erzogen werden. Dies alles jteht zwar auch mit den öfterrei- 
chiſchen Geſetzen, wie te vor dem Goncordate waren, in grellitem 
Widerſpruche: doch mit dem Geleße glaubt man fertig werden zu 
fünnen, der Staatsvertrag ſteht im Wege, daher dies fünftlich in 
Scene gejeßte Toben‘ Die Unterzeichner der Adreſſe weilen noch 
furz nad), daß die Majeitätsrechte des Kaiſers durch die mit dem 
heiligen Stuhte geichlofjene Uebereinkunft nicht im geringiten be: 
einträchtigt würden, wie die Goncordatsfeinde vorgaben, und fahren 
dann wörtlih fort: ‚Ew. Mtajeftät, die treugehorfamit Un— 
terzeichneten haben dem Nichter der Lebendigen und Zodten für 
das Seelenheil von 19 Millionen Erlöfter einit Rechnung zu legen, 
und in einer Zeit, welche enticheidend werden kann, ift es für ſie 
eine heilige Pflicht, der Wahrheit laut und ohne Rückhalt das 
Zeugniß zu geben. Außer Italien gibt es fein Land, wo die 
heiligiten Güter der Menjchheit Angriffen von ſolcher Schamloſig— 
feit und Tragweite jo jchußlos preisgegeben wären, wie in Oeſter— 
reih; das Gejeß ift ohnmächtig geworden. Es hat eine ſchmerz— 
liche Ueberrajhung erregt, daß es am Weihnachtstage, an dem 
ſelbſt der Gleichgiltige einen Anhauch von oben fühlt, in der 
Hauptitadt des Neiches geftattet war, das Chriſtenthum öffentlich) 
als ein Märchen zu verjpotten. Damit war ein Verſuch gemacht, 
ob jedem SFrevel am Chriftenthume Straflofigfeit geſichert ſei; er 
ift gelungen, und der Sieg über das Geſetz wird mit der Frech— 
heit ausgebeutet, welche zum Handwerfe gehört.‘ 
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Nachdem die Bilchöfe Urſache und Character der concordats- 
feindlichen Agitationen gejchildert, geben ſie nod) eine Erklärung der 
‚augenblielichen Erfolge der wohlorganifirten Wühlerei‘ und heben 
hervor, daß hiebei Leute als Werkzeuge dienten, die ‚zum kleinſten 
Theile Chriſten, gejchweige denn Katholiken jeten‘. Auch beklagen 
lie, daß die Wühler, ‚des Gejeßes ungeachtet, die volle Freiheit 
hätten, jedes, auch das verwerflichite Mittel anzuwenden, um zu 
blenden, zu täujchen, zu verhetzen und zu födern‘, und bei der 
Unwiſſenheit und Schwäche vieler Katholiken auch ihr Ziel für 
den Augenblick wenigjtens erreichten. 

Diele ebenjo freimüthigen als würdigen Worte des Episco— 
pates verfehlten nicht, bei Freund und Feind großen Eindrud zu 
machen. Die Wühlereten gegen das Concordat wurden aber jeßt 
mit noch größerem Eifer betrieben. Die jüdiſche Preſſe brachte 
die gemeiniten Schmähungen gegen dte Bilchöfe und vorab gegen 
Cardinal Rauſcher, und jelbit die Bühne wurde zum Zwecke der 
Berhegung ausgebeutet. Der Kardinal Jah ſich deshalb veranlaßt, 
eine Klagelchrift ! an den NReichöfanzler zu richten und Abjtellung 
des Unfugs zu fordern. Am 7. Oftober 1867 jchrieb er dem— 
jelben u. A.: ‚Die Zuftände des Tages nehmen eine Geitalt an, 
welche mir zu ſchweigen nicht geitattet. ine Agitation, welche 
jeit Monaten durch die Ichändlichiten Mittel ſtraflos betrieben 
wird, hat ihren Höhepunkt erreicht. Die Tagesblätter wetteifern 
in den frechſten Beichimpfungen und den gröbjten Lügen gegen 
Kirche und Bilchöfe, und jogar die Bühne darf zur offenen Ver: 
hetung mißbraucht werden. Das Tendenzſtück ,Mönch und Soldat‘ 
geht den Sweden des Tages angepaßt über das Karlstheater und 
empfängt den Beifallsruf einer bethörten Menge. Mit jolchen 
Mitteln iſt es leicht, eine Anzahl Verkommener oder Gedanfeıt- 
(ojer gegen die Kirche aufzumiegeln ; allein Ew. Excellenz find zu 
ſehr Staatsmann, um nicht einzujehen, daß die Macht, welche 
man Wühlern von jolcher Schamloſigkeit einräumt, nicht die Kirche 
allein gefährdet. Es gibt feine Rechtsordnung ohne Achtung vor 
dem Gelege. Was heute gegen das Concordat oder vielmehr 
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gegen Die Religion gejchieht, Fan morgen in Scene geießt werden, 
um das Recht der Steuerverweigerung zu ertroßen.‘ 

Sn jeinem Antwortichreiben ! vom 10. Oftober erklärt Bent, 
‚er jei jeder Agitation abhold und mühe entjchteden den Vorwurf 
von ſich weilen, die gegen das Concordat gerichtete Bewegung be: 
günftigt zu haben‘. Er ‚verfenne auch nicht, welche unreinen Ele— 
mente ſich in jene Agitation eindrängen‘, und er ‚wiſſe wohl, dal 
zumeist ein wüſtes Gejchrei über eine Sache losbreche, die man 
nicht einmal fenne. Aber es fünne doch nicht geleugnet werden, 
daß die von Defterreich im Concordate übernommenen ‚WBerpflich- 
tungen Rom gegenüber‘, namentlich ‚das Verhältnig der Abhän- 
gigkeit‘, in welche ſich die kaiſerliche Regierung begeben, eine 
‚Entjremdung‘ der andern Mächte gegen Deiterreich bewirkt habe, 
die von dem piemontefiichen Miniſter Cavour jowie von ‚der 
preußischen Partei in Deutichland‘ im eigenen Intereſſe ausge— 
beutet worden jet. 

Der Reichskanzler verfichert bei dielev Gelegenheit dem Gar: 
dDinal, daß er ‚die Frage des Goncordates nicht erit in Folge der 
von ihm in hohem Grade beklagten neuerlichen Sturmagitation 
ins Auge gefaßt, jondern ihre Entwidlung ſchon jeit längerer 
Zeit im Stillen mit banger Sorge, aber mit voller Ruhe und 
Unbefangenheit beobachtet habe und längit zur Ueberzeugung ge— 
fommen ſei, daß die Paſſivität nicht zum Seile führe.‘ Nach 
diejen Grundjäßen habe er, unbeirrt durch das Murren des Ab— 
geordnetenhaufes und der Preſſe, gehandelt und würde ‚auf dem 
betretenen Wege mit Ruhe und Geduld inmitten großer Schwierig: 
feiten vorgegangen fein, wenn nicht ‚die Adrefie des Episcopates 
ſtörend dazwiſchen getreten wäre‘ Durch diefe ‚Mlantfejtatton‘ 
jeien die Bemühungen der Regierung vereitelt und die Erbitterung 
vergrößert worden. ‚Es herricht allerdings‘, lauten jeine Worte, 
‚eine tiefgehende Erregung der Gemüther, und Ddiejelbe iſt durch 
die mehrerwähnte Adreſſe, welche neben denen, die fie treffen 
jollte, unzählige Andere verwundet hat, gegen die jie nicht gerichtet 
war, bis zu einem Grade .gefteigert, mit dem die Regierung ernſt— 
lich rechnen muß.‘ 
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Der hohe Kirchenfürit ließ das Schreiben des Neichskanzlers 
nicht unbeantwortet und wiederholte in demſelben, daß das ganze 
‚Toben‘ ein ‚mwobhlberechnetes Parteimanöver‘ jet, welches ‚durch 
die Haltung der Regierungsorgane‘ gefördert werde; nad) Ausſage 
der ‚Neuen freien Prefie vom 9. Oktober griffen ‚die dem Mi: 
niſterium dienſtwilligen Organe ſeit dem Erjcheinen der biſchöf— 
lichen Adreſſe das Concordat viel nachdrücklicher als vorher anf !. 

Am 16. Oktober erfolgte die Antwort? des Kaiſers auf die 
biichöfliche Adreffe. Ste hat folgenden Wortlaut: ‚Die von den 
Erzbiichöfen und Bilchöfen Mir zugejchiete Adreſſe habe Ich 
Meinem verantwortlichen Minifterium zugemittelt. Sch würdige 
gern den oberhirtlichen Eifer und die wohlmeinenden Abfichten, 
welche es den Biſchöfen als Gewiſſenspflicht ericheinen laſſen 
mochten, neuerlich, gleichwie in den Jahren 1849 und 1861, für 
die Wahrung der Rechte und Intereſſen der katholiſchen Kirche 
mit einer feierlichen Erklärung einzuſtehen; allein Ich muß be— 
klagen, daß die Biſchöfe, anſtatt nach Meinem Wunſche die 
ernſten Beſtrebungen der Regierung in den einſchlagenden wich— 
tigen Fragen zu unterſtützen und deren ſo dringende Löſung im 
Geiſte der Verſöhnung und des Entgegenkommens zu fördern, 
es vorzogen, durch die Vorlage und Veröffentlichung einer die 
Gemüther tief erregenden Adreſſe ihre Aufgabe zu erſchweren, in 
einem Zeitpunkte, in welchem, wie die Biſchöfe ſelbſt treffend be— 
merken, uns Eintracht ſo ſehr noththut und es dringend geboten 
iſt, die Anläſſe zu Zwieſpalt und Beſchwerde nicht zu mehren. 
Ich vertraue, daß die Biſchöfe ſich verſichert halten, wie Ich allzeit 
die Kirche zu ſchirmen und zu ſchützen weiß; daß ſie aber auch 
der Pflichten eingedenk ſein werden, die Ich als conſtitutioneller 
Regent zu erfüllen habe.‘ 

Diejes, von Beust verfaßte ?, nad) Form und Inhalt harte 
Schreiben *, deſſen Einrückung in die officielle Wiener Zeitung 


"MWolfsgruber, ©. 194. 
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der Reichsfanzler bei dem Kaiſer durchleßte, rief im Abgeordneten- 
hauſe und im Wiener Gemeinderathe, der ſich bereits in gemeiner 
Weiſe über die bijchöfliche Adreſſe ausgeſprochen hatte, großen 
Jubel hervor und wurde von der Firchenfeindlichen Preſſe jowie 
von allen Gegnern des Goncordates freudig begrüßt. Dasielbe 
erregte aber in hohem Grade Trauer und Unwillen bei den Katho— 
lifen in Dejterreih und im Auslande, welche ihrem Unmuthe 
wiederholt und nachdrücklich Ausdruck gaben. 

Wenn Kaiſer Franz Joſeph, dem Drängen feines Reichs: 
fanzlers nachgebend, den Bilchöfen eine ungnädige Antwort er- 
theilte, jo war er doch auch jeßt noch weit davon entfernt, fein 
dem heiligen Stuhle gegebenes Wort zu brechen. Er wünjchte 
deshalb vorerit eine Verſtändigung mit Nom über die von jeiner 
Regierung vorbereiteten Gejeße, bevor diejelben dem Neichsrathe 
vorgelegt werden jollten. Die Entwürfe wurden dem Gardinal 
Rauſcher zur Begutachtung unterbreitet. Der Kirchenfürſt machte 
verichtedene Ausftellungen und jchlug einige Abänderungen vor. 
Die Regierung erflärte ſich mit jeinen Vorſchlägen eimverjtanden, 
und der Unterrichtsminifter arbeitete die neuen Inſtructionen für 
die römiſche Gejandtihait aus. Auf dieſe Weiſe glaubte man, 
die künſtlich heraufbeichworene Oppofition gegen das Concordat 
zum Schweigen zu bringen, ohne ſich eines Wortbruches jchuldig 
zu machen. 

Diefer Plan wurde jedoch durch Beuſt vereitelt, indem dieſer 
den Kaiſer bewog!, jeine Zuftimmung zur Verhandlung der oben 
erwähnten Gejeßesvorjchläge des Dr. Herbit im Reichsrathe zu er: 
theilen.. Damit war das Concordat, deſſen Aufhebung v. Mühl: 
feld im Abgeordnetenhaufe beantragt hatte?, im ‘Principe preis— 
gegeben. An jeine Stelle jollte eine einjeitige Gejeßgebung treten. 
Die Situation war jehr kritiſch. Es handelte ſich, wie Rauſcher 
in einem Schreiben an Gardinal Antonelli richtig hervorhebt, um 
eine ‚Lebensfrage: ?. 


1 Beunit, a. a. ©. UI, ©. 180. 
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Die Verhandlungen über die Anträge des Dr. Herbit wur- 
den im Oktober im Abgeordnetenhaufe geführt. Die Debatten 
boten, was vorauszufehen war; Reproducirung der jeichten Joſephi— 
nischen Grundfäße, unbegründete und verleumderiihe Vorwürfe 
gegen die fatholifche Kirche und ihre Bekenner, ſchmähliche Ver— 
dächtigungen katholiſcher Biichöfe und Geiftlichen, Warnung vor 
dem Gefpenjte des religiöſen Fanatismus — das Maren die 
Waffen, welche die Gegner des Concordates führten. Die treff- 
(ihen MWiderlegungen diefer und ähnlicher Erpectorationen durch 
die katholiſchen Abgeordneten vermochten nicht, Die Gegenpartei 
auf andere Wege zu führen. Am 23. Oftober 1867 erfolgte die 
Annahme des Ehegejeßes und ſieben Tage jpäter, am 29. Oftober, 
des Schulgejeßes. Das interconfellionelle Geſetz wurde exit im 
Anfang des Folgenden Jahres im Abgeordnetenhauſe debattirt und 
angenommen. 


Zwölftes Kapitel. 


Borlage der drei Kirhengelege im Herrenhaufe. Das Staatsgrundgejeg vom 21. Dezem- 
ber 1867. Das Bilrgerminijterium. VBerhandlungen mit Nom wegen Abänderung, rejp. 
Aufhebung des Eoncordates. Imnftruction Erivelli's. Depefhenwedhjel. Das Memoran— 
dum des Minifteriums von 30. Januar 1868. Antwort des heiligen Stuhles auf die 
Forderungen des Wiener Cabinets. Die Verhandlungen über das Ehegejeg im Herren 
haufe. Das Majoritäts- und das Minoritätsgutadhten. Debatten über die Geſetzes— 
Entwürfe. Annahme des Ehegejetes. Widerlihe Scenen in und außer dem 
Herrenhaufe. 


Die vom Abgeordnetenhaufe votirten Gejege über Ehe und 
Schule wurden am 5. November dem Herrenhaufe mitgetheilt. 
Noch ehe aber die Verhandlungen über diefe beiden Gejege er: 
öffnet werden konnten, fanden am 28. November die Berathungen 
über das vom Abgeordnetenhaufe bereits angenommene Staats: 
grundgeſetz ſtatt. Da leßteres einige Artikel enthält, durch welche 
die Rechte der Katholiken beſchränkt und die Beltimmungen des 
Soncordates verlegt wurden, legten die geiltlichen Mitglieder des 
Herrenhaufes am 27. November Verwahrung dagegen ein und ent- 
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hielten jich jeder Iheilnahme an den Debatten!. Das Gele 
wurde angenommen und am 21. Dezember veröffentlicht. 

Wenige Täge ipäter, am 30. Dezember, erfolgte die Er: 
nennung eines parlamentariichen Miniſteriums, welches Beuft dem 
Kaiſer abgetrogt hatte. Das Präfidium übernahm Fürſt Car- 
(05 Auersperg, deſſen Stellvertreter Graf Taaffe, ein Jugend» 
freund und Gejpiele des Sailer, war. Um die Polen zu ge: 
winnen, wurde Grat Botodi als Aderbauminifter berufen. Die 
dem neuen Miniſterium angehörenden fünf ‚VBürgerminifter ? 
zählten zu ‚den Koryphäen des Liberalismus‘. Gisfra übernahm 
das Minifterium des Innern; Herbſt wurde nicht, wie er wünfchte, 
Cultusminifter, jondern Miniſter der Juſtiz, während Hasner 
das Miniſterium des Eultus erhielt. Er war bejonnener als ein 
College Herbit, aber ebenfalls ein Gegner des Concordates, dur) 
deſſen Bejeitigung er die Liberalen zu gewinnen hoffte. 


Die Hoffnungen der firchenfeindlichen Partei, daß das Con— 
cordat nun auf legislativem Wege einfach bejeitigt würde, er: 
füllten ſich vorerit nicht. Kaiſer Franz Joſeph wollte wohl die 
Forderungen der Concordatsitürmer nicht geradezu abweiſen, aber 
auch den mit Rom geichloifenen Vertrag nicht zerreigen. Er 
wünschte deshalb weitere Verhandlungen mit dem heiligen Stuhle 
wegen Abänderungen des Concordates. Das Bürgerminijtertum 
gab dem Wunſche des Kaiſers nothgedrungen nad, und Beuit 
entwarf die Inſtruction für den Grafen Erwellt, welchen er an 
Stelle des Barons v. Hübner für den Botichafterpoiten in Rom 
dem Kaiſer vorgeichlagen hatte. 

Die Initruction 3 ift vom 16. Dezember 1867 datirt. Nad) 
einer furzen Erwähnung der treuen Anhänglichfeit des Kaiſers 
Franz Sojeph an die fatholiiche Religion und ihr erhabenes Ober: 
Vering, Ardhiv, Bd. 19, ©. 1575. Die päpftl. Allocution vom 
22. Juni 1868 gegen das Staatsgrundgeieß iteht Staatsarchiv, Bd. 19, 
S. 98 Fl. 
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haupt und der Bemühungen jeiner Regierung für die Erhaltung 
der weltlichen Herrichaft des apoſtoliſchen Stuhles, geht Beuft 
auf den Kern der Sade über. 

Er Ichmeichelt ſich mit der Hoffnung, daß eine richtige Dar: 
jtellung der innern Verhältniſſe in Oeſterreich, beionders der erit 
vollzogenen Umänderung der abjoluten Staatsform im eine con— 
ftitutionelle, den heiligen Vater ‚von der Nothwendigfeit‘ über: 
zeugen würde, ‚vie Grundlagen zu modificiren, auf welchen bis 
zur Gegenwart die Beziehungen zwilchen Kirche und Staat in 
Deiterreich beruhten.“ 

Die Liberalen Inſtitutionen, entwidelt der Verfaſſer des 
Actenſtückes, die jeit der PBacıfication Ungarns im SKaiferreiche 
die Herrichaft errungen hätten, ſeien nicht verträglich mit den 
Beltimmungen des Goncordates. Die hiedurch hervorgerufene 
Mißſtimmung ſei durch die Oppojttion gegen die veichseinheitlichen 
Beitrebungen von Seiten der fürderaliftiichen Partei in Böhmen 
und Mähren, welche einen mehr Elerifalen Character an Jich trage, 
noch bedeutend gejtergert worden. 

Die Adreflie! des Episcopates vom 28. September 1867 
‚babe alle der Kirche feindjeligen Leidenſchaften geweckt und ihren 
Gegnern einen plaufibeln Vorwand geliefert, auf der Nothwen- 
digkeit einer jchleunigen Aufhebung des Wideripruches zwijchen den 
neuen Inſtitutionen in Defterreih und den Beitimmungen 
des Goncordates zu beitehen‘ Die Regierung vermöge nicht, 
den Strom einzudämmen. Die Forderung trete immer gebie= 
teriiher auf. Das Herrenhaus pflichte in diejer Beziehung dem 
Haufe der Abgeordneten ganz bei. Die Gejeße über Ehe und 
Schule ſeien von legterem bereit angenommen; an der Zuſtim— 
mung des Herrenhaufes ſei nicht zu zweifeln. Die Regierung 
werde hiedurch vor eine ‚peinliche Alternative gejtellt, entweder 
dem Kaiſer ‚die Beitätigung von Geſetzen gegen die Beltimmungen 
des Goncordates vorzujchlagen‘, oder durch Verweigerung der 
Sanction ſich in einen ‚conftitutionellen Conflict zu verwideln. 

Um dieſer ‚für Kirche und Staat gleich jatalen Lage! zu 
entgehen, bitte Die Negierung den Papſt, ‚dieſe Gefahr durch eine 
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ganz freiwillige, jener Würde und der Würde des Kaiſers ent- 
jprechende Entjcheidung zu beichwören‘ und ‚eine Zuftimmung zu 
ertheilen, daß das Concordat von 1855 durch gemeinschaftlich 
Uebereinfunft aufgehoben und durch eine neue der Situation ent- 
jprechende Uebereinkunft erſetzt werde‘. 

Nach diefen Auseinanderjeßungen weit der Reichskanzler den 
Geſandten an, in dieſem Sinne thätig zu ſein. Auch wurde ihm 
noch ein ‚bejonderer Unterhändler‘ von Seiten der Regierung in 
Ausſicht geitellt. Vorzüglich jollte Graf Crivelli dem römischen 
Hofe die Berfiherung geben, daß die Regierung allen ‚antiveli- 
giöſen Beftrebungen‘ fern jtehe und Ddiejelben ‚beflage‘, aber nicht 
im Stande jet, die Grundfäße des Goncordates aufrecht zu halten; 
deifen Beitimmungen jeien zumal für Ungarn ‚nicht anwendbar‘. 

Wie Beuit beflagt!, war ‚die Wahl‘ des Grafen Crivelli 
zum Gejandten in Rom für die Zwecke der Liberalen ‚feine glück— 
fiche‘. Derjelbe hatte zwar nach der Berficherung des Reichs: 
fanzler3 in einer Unterredung mit dem Kanzler in Paris ‚die Noth- 
wendigfeit einer weitgehenden Abänderung des Goncordates‘ aner- 
fannt und ‚ihm in Allem beigejtimmt‘; jpäter aber war ein ‚voll: 
Händiger Sinneswechjel‘ bei dem Grafen eingetreten. Beuſt 
ichreibt diefen Wechſel den Einflüſſen ‚eines ultramontanen Kreis 
jes (namentlich waren e8 Damen) zu‘, denen Graf Crivelli bei 
jeinem Aufenthalte in Wien ‚in die Hände fiel‘. infacher und 
jachgemäßer dürfte die Erklärung fein, daß Erivelli nach genauerer 
Kenntniß der Verhältnifje ſich der Meberzeugung nicht verjchlie- 
Ben fonnte, daß der heilige Stuhl die von Beuſt geforderten 
Conceſſionen nicht machen fönne. 

Davon mußte ihm jchon die erite Audienz beim Papſte Ge- 
wißheit geben. Wie Erivelli nad) Wien berichtet, war der heilige 
Vater geneigt, den Wünſchen des öfterreichiichen Cabinets möglichſt 
entgegen zu fommen, erklärte aber, daß er niemals der Abroga: 
tion des Concordates zuftimme, und im Falle ‚es durch neue Ge: 
jeße vernichtet werde, vor der katholiſchen Welt als gegen den 
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Bruch eines feierlichen Vertrages proteftiren werdet. Auch Car- 
dinal Antonelli und andere Prälaten antworteten dem Gejandten 
‚u demfelben Sinne. Grivelli fügte jeinem Berichte noch bei, 
daß die Stimmung der Curie gegen die Regierung, deren Ber: 
halten gegen die Goncordatsitürmer ‚weder offen noch loyal gewe— 
jen‘, jehr ungünftig jet. Auch ſprach er die Befürchtung aus, 
daß ‚eine gewaltjame Trennung der Kirche vom Staate in 
Defterreih, wo ſeit Jahrhunderten beide Gewalten im Einver- 
ſtändniß mit einander gegangen jeien, großes Aufjehen erregen, 
vielleicht den Verluſt aller dem Kaiſer zuitehenden Privilegien 
nad) Tich ziehen, und ebenſo unberechenbare wie traurige Folgen 
haben werdet 2. 

In jener Erwiderung? vom 15. Januar 1868 bezeichnet 
Beuft die im Vatican gegen Oeſterreich herrichende ungünftige 
Stimmung als das Werk der Intriguen einer Partei, welche un— 
ausgejeßt daran arbeite, der Regierung in Nom Berlegenheiten 
zu bereiten‘, und ‚Itch der Lage wegen des Concordates als einer 
politiichen Waffe bediene, um den heiligen Stuhl zu einem Ge: 
hilfen der Fyeinde des Wiederaufbaues von Defterreich zu machen‘. 
Er beauftragte den Gelandten, dem Gardinal. Antonelli von diejen 
Beitrebungen Kenntniß zu geben und ihm zu jeiner beſſeren 
Orientirung über die Sachlage eine Abjchrift der Depeiche vom 
16. Dezember * vertraulich zuftellen zu laſſen. Diejes geichah. 

Der Gardinalitaatsjecretär erklärte dem Grafen Crivelli ’, 
der hl. Stuhl ſei einer conftitutionellen Regierung durchaus nicht 
abgenergt und unterhalte jowohl mit monarchiichen wie republi- 
fanıichen Staaten gute Beziehungen; er fünne aber auf die For— 
derung der öfterreichtichen Regierung, ‚die Grundlagen der bis- 
herigen Beziehungen zwiſchen Kirche und Staat abzuändern‘, 
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nicht eingehen, da ‚diefe Grundlagen die Prineipien der Kirche 
und unveränderlich ſeien“ Dem Wiener Gabinet ſei es über: 
laſſen, bejtimmte Vorſchläge hinfichtlich einer Abänderung des 
Goncordates zu machen. Der heilige Stuhl könne diejes Geſchäft 
nicht übernehmen, da derjelbe eine Modification des Concordutes 
überhaupt nicht wünſche. 

Am 30. Januar 1868 führte Beuft in einer Depeiche ! an 
Crivelli Klage, daß Rom auf die öfterreichtiichen Forderungen 
nicht eingehen wolle, und äußerte ſich überhaupt unberriedigt über 
den bisherigen Gang der Berhandlungen. 

Mit diefer Depejche wurde dem Gejandten eine Note an 
Antonelli nebft einem Memorandum des Miniſteriums zugeitellt. 
Leßteres Actenjtüd, welches nach dem Geſtändniſſe von Bauft ? 
‚in der Form über alle Maßen ſchroff und in £irchenrechtlicher 
Beziehung feineswegs gründlich und unanfechtbar war‘, ‚erjchwerte 
und vereitelte‘ die Verhandlungen. Kaiſer Franz Joſeph war 
‚anfangs entjchteden gegen deſſen Weittheilung in Rom‘, ließ Tich 
aber umjtimmen. Am 2. Februar überreichte Erivelli beide Do— 
cumente dem Gardinal Antonelli, der den ‚chmerzlichen Eimdrud‘, 
welchen ihr Inhalt auf ihn hervorbrachte, dem Gejandten nicht 
verhehlte und ihm zugleich die eigentliche Tendenz des Liberalen 
Minifterrums kurz und bündig mit den Worten enthüllte, day 
‚die faijerliche Regierung ganz einfad den Joſephinismus, d. h. 
den Grundjaß der abjoluten Herrichaft des Staates über die 
Kirche‘ wieder heritellen wolle — ein Princip, welches die Kirche 
‚nie annehmen fönne‘ ?. Auch der franzöftiche Botichafter, Graf 
Sartiges, welchem Grivelli die Actenſtücke mittheilte, ſprach ſich 
ungünstig über das Memorandum aus und jchlug vor, die ‚Note 
zurüczuziehen, jo daß das Memorandum nur als ein Document, 
welches zu einer jpäteren Erörterung oder Verhandlung dienen 
fönne, übrig bleibe‘, weil ſonſt der heilige Stuhl genöthigt werde, 
offtciell und entichieden die Forderungen des kaiſerlichen Gabinets 
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zurück zu weiſen!. Beuft glaubte jedoch, dieſen wohlgemeinten 
Nath nicht befolgen zu können. Er beauftragte Crivelli, dem 
Cardinal Antonelli zu erklären, ‚das anftößige Memorandum jet 
nur auf den Wunjch ? der Curie, die von Oeſterreich gewünjchten 
Modificationen des Concordates fennen zu lernen, vom Mint: 
ſterium verjaßt und vom Reichsfanzler nach Rom gejfandt wor— 
den. Der heilige Stuhl möge nun auch jeine hierauf bezüglichen 
Wünſche ausfprechen, damit auf dieſer gemeinfamen Grundlage 
die weiteren Verhandlungen geführt werden fünnten‘ ®. 

Wenige Tage vor den Verhandlungen im Herrenhauje über 
die Kicchengejeße, am 10. März 1868, richtete Beuft eine weitere 
Depeiche * an Erivelli. Er bezeichnet hierin da8 Memorandum 
vom 30. Januar nur al3 eine ‚vorbereitende Arbeit‘, durch die 
den Verhandlungen in nichts vorgegriffen werde, und bemüht Tich, 
die Nothwendigfeit einer Abänderung der beitehenden Gejeße über 
Ehe und Unterricht, reſp. Aufhebung der betrefrenden Artikel des 
Soncordates, eingehender nachzuweiſen. 

Wenn der Neichskanzler ſich wirklich mit der Hoffnung trug, 
der heilige Stuhl werde auf feine VBorjchläge eingehen, jo fonnte 
die Depeiche Erivelli’3 vom 18. März? ihn Ichon bald eines an— 
deren belehren. Der Gejandte theilt das vfficielle Urtheil Anto- 
nelli's über das Memorandum vom 30. Januar dem Wiener 
Cabinete mit. Die öfterreichiiche Regierung, äußert ſich der Car— 
dDinaljtaatsjeeretär in ſeinem Schreiben an Erivelli, beihuldige mit 
Unrecht die Bilchöfe, durch ihre Adrefie vom 28. September 1867 
die Agttation gegen das Concordat hervorgerufen zu haben. Eine 
unparteiiiche Betrachtung der diefer Adreſſe vorausgehenden Ereig- 
niſſe beweife dies Klar. Dagegen habe die Regierung durch die 
fatjerliche Antwort $ auf genannte Adreſſe die Partei der Gegner 
des Goncordates ergriffen. Hiedurch ermuntert, habe man im 
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Abgeordnetenhaufe die Gejeße, durch deren Annahme das Gon- 
cordat annullirt werde, vorgelegt und angenommen, ohne dab 
das Minifterium ‚die mindeite Oppofition‘ gemacht, und ‚dem bei- 
(tigen Stuhle gegenüber die geringite Erwähnung gethan habe‘. 
Erſt nad Annahme diefer Gejeße habe der heilige Stuhl auf 
jein ausdrücliches Verlangen die Meittheilung der gegen einige 
Artikel des Concordates erhobenen Beichwerden erhalten fünnen. 
Die Verhandlungen über die erwähnten Gejege im Herrenhaufe 
jtünden nun bevor; aber ‚die Regierung babe jchon ihre Maß— 
regeln getroffen, um deren Annahme zu fichern‘, wie der neuliche 
Bairsichub beweile. ‚Man künne‘, Fährt Antonelli fort, ‚das Be— 
nehmen der Regierung mit den Worten ausdrücden: Alles gejche: 
hen zu laffen, was nothwendig erjcheine, um die Aufhebung des 
Concordates herbei zu führen, und ſich darauf beichränfen, uns 
im legten Augenblide zu jagen: Voila ce que nous allons faire, 
ertheilet euere Zultimmung, — oder wenn nicht, werden wir 
- darüber hinweggehen.‘ Der Gardinal verlicherte den Grafen Cri— 
velli, ‚jehr detaillirte Berichte‘ über die Vorgänge in Oeſterreich 
zu beligen, welche gerade nicht die ‚großen Anſtrengungen der Re— 
gierung zur Bejchwichtigung der ſ. g. Ipontanen Agitation gegen 
das Concordat bezeugten‘. Das Schreiben des Gardinalitaats- 
jecretärs jchließt mit den Worten: ‚Wenn die Gejichichte hinläng— 
liche Beweije der unerjchütterlichen Feſtigkeit des heiligen Stuhles 
bezüglich der umvandelbaren Grundjäße des fatholiichen Glaubens 
gibt, jo bezeugt fie ebenjo deſſen aufrichtiges Beſtreben und guten 
Willen, das gute Einvernehmen mit den Htegterungen zu bes 
wahren.‘ 

Wie die öffentlichen Blätter ! mittheilen, joll die Regierung 
den Plan gehabt haben, Biſchof Haynald als ihren Unterhändler 
dem Grafen Erivelli beizugeben. Diejer Prälat hatte als Biſchof 
von Siebenbürgen wegen feiner politiichen Anfichten und Beſtre— 
bungen ſich die Ungnade des Kaiſers zugezogen und mußte in 
Folge davon auf jein Bisthum refigniven. Gr nahm feinen Auf— 
enthalt in Rom, wo er eine Zeit lang verweilte. Nach dem Aus: 
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gleiche mit Ungarn wurde er Erzbiichof von Kaloca. Wenn auch 
nicht im eigentlichen Sinne Gegner des Eoncordates, hatte er jich 
doc auf der Bilchofsverfammlung in Wien 1856 gegen deſſen 
Anwendung auf Ungarn und für den Erlaß einiger, verichtedene 
Beichränfungen aufhebender Kirchengejeße ausgejprochen. Der 
römiſche Stuhl lieg dem Erzbiſchofe einen Wink zugehen, die 
Miſſion nicht anzunehmen. Kaiſer Franz Joſeph wollte ihn nun 
als jeine VBertrauensperfon nad) Rom jenden, um feine jchwierige 
Lage in Bezug auf das Goncordat darzulegen. Nach längeren 
Verhandlungen lehnte doch Haynald jchlieglid ab. Er Jah nur 
zu deutlich ein, daß bei der Haltung der liberalen Regierung alle 
Bermittelungsverjuche vergeblich jein würden. 


Die Verſuche der üfterreichiichen Regierung, mit Hilfe des 
heiligen Stuhles das Goncordat zu bejeitigen, waren hiermit ge= 
Icheitert. Das liberale Miniſterium blieb aber auf halben Wege 
nicht Stehen. Es wollte jein Ziel durch die Berleßung eines feierlich 
geſchloſſenen Bertrages Rom gegenüber erreichen. Die nothwen= 
digen Vorbereitungen waren bereits getroffen, um die Annahme 
der neuen, dem Concordate widerjprechenden Gelege über Ehe und 
Schule im Herrenhaufe durchzujegen. 

Am 19. März 1868 kam das Ehegejeß ! vor das Herren: 
haus, nachdem ein vorausgegangener Pairsſchub die Regierungs— 
parter um 21 Mitglieder verstärkt hatte. Die mit der Prüfung 
des Geſetzes beauftragte Commiſſion legte zwei Gutachten vor. 
Berichteritatter der Mlajorität war Freiherr v. Lichtenfels, 
deſſen Benehmen in der Ehedebatte ſelbſt Beuft ? als ‚ichroff‘ be- 
zeichnet. Sein Gutachten faßt die Che als einen Vertrag auf, 
über deſſen Zuftandefommen der Staat allein Beſtimmungen 
treffen könne. ‚Diefem fteht nicht entgegen‘, fährt v. Lichtenfels 
fort, ‚daß der Ehevertrag nach fatholiihem Sinne auch die Weihe 
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des Sacramentes erhalten fol’; denn ‚der heilige Stifter der 
hriftlichen Religion habe bei Einjegung des Sacramentes der Ehe 


den weltlichen Negenten das Recht der Geleßgebung und Gerichts- 


barkeit über den Ehevertrag jo wenig als über irgend einen an- 
deren DBertrag entzogen‘, jo daß ‚demnach die Eingehung der 
Che als Vertrag in den Bereich des Staates gehöre, und nur die 
Heiligung desjelben durch das Sacrament in den Wirkungskreis 
der Kirche Falle. ‚Bon dieſem Grundjage ausgehend, habe die 
diterreichiiche Regierung ſchon im Jahre 1783 die früher der Kirche 
überlaſſene Gejeßgebung in Beziehung auf das Eherecht an ſich ge— 
zogen‘, und ‚diejes Verfahren habe fich durch mehr als 70 Jahre 
bewährt‘. ‚Die im Jahre 1856 erfolgte, den Hoheitsrechten des 
Staates abträgliche Wiederheritellung der kirchlichen Geleßgebung 
und Gerichtsbarkeit‘ fünne daher ‚nur als ein nachtheiliger Rück— 
ichritt betrachtet werden‘. 

Das Gutachten verbreitet sich hierauf über die Firchlichen 
Ehehinderniſſe, welche vielfach ganz zweclos ſeien und es ‚dem 
Gutdünken der Geiftlichkeit‘ überlaffen, ‚Durch Verſagung von Dis- 
penlation, die Abjichliegung der Ehe zu vereiteln oder zu er: 
ichweren‘. Auch verdächtigt derielbe die kirchlichen Chegerichte, 
welche ‚nach Stellung, Zufammenjegung und Berfahren‘ die Par: 
teien ‚nicht die unbefangene, jachkundige und gründliche Entſchei— 
dung landesfürftlicher Gerichtshöfe hoffen laſſet und deren ‚Unzu— 
(äffigfeit‘ bejonders hervortrete, ‚wo es ſich in gemifchten Ehen um 
Streitigkeiten zwilchen Katholiken und nicht fatholtichen Religions— 
genoſſen handle‘. 

Auf die ſ. g. Notheivilehe, welche das bürgerliche Gejeß von 
1783 nicht fannte, übergehend, hebt der Berichterjtatter hervor, 
daß hiedurch nur den Nupturienten, welchen die Seelſorger Die 
Aſſiſtenz verweigern, ‚ein Auskunftsmittel‘ gegeben jei, ‚die Ab— 
ichliegung des hevertrages auf andere Weiſe im vechtsgiltiger 
Form möglich zu machen‘. ‚Durch diefe Anordnung jet der reli- 
giöfen Ueberzeugung nach jeder Seite hin alle Freiheit gelaffen‘, 
indem es den Brautleuten überlafien bleibe, ‚die Einwilligung vor 
dem Seelforger abzugeben‘. Die Beſtimmung über den Abſchluß 
der ſ. g. Notheivilehe fünne aber um jo weniger Anftoß erregen, 
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als ‚die Kirche von jeher ſelbſt die ganz formloje Einwilligung 
der Parteien unter einander ohne die Gegenwart eines Prieſters 
zur Giltigfeit der Ehe für hinreichend gehalten habe‘, und das 
Berbot des Tridentinums gegen die clandeftinen Ehen auf die ‚vor 
der Obrigkeit gejchlofienen‘ Ehen feine Anwendung finden fünne, 
da dies Verbot nur ‚zur DBerhütung der jo jchädlichen heimlichen 
Ehen aufgeftellt worden jet‘. 

Der Wideripruch zwifchen dem Gefeßentwurfe und dem Art. 10 
des Concordates wird in dem Gutachten einfach durch die Be- 
merfung bejeitigt, ‚dieſer Vertrag beeinträchtige die landesherr- 
(then Rechte in Beziehung auf die Stellung der Kirche zum Staate 
auf eine jo empfindliche Weile und ordne die Staatsgewalt jo 
ehr der Hierarchie unter‘, daß das Goncordat ‚in allen Rich: 
tungen als ein Hinderniß der Fortentwickelung der Gejeßgebung 
und eines wirkſamen Aufiichtsrechtes der Staatögewalt in Be— 
ztehung auf Religionsangelegenheiten ſich darſtellet. ‚Durch den 
Zwang, welchen es der Bevölferung der Kirche gegenüber aufer- 
lege, durch die Schußlofigfeit, in welcher es die Bethetligten gegen 
diejelbe laſſe, und Durch die gefteigerte Verlegung der religiöſen 
Sleichberechtigung‘ ſei e8 ein ,Gegenſtand des Mißtrauens, der Er: 
bitterung und der Zerwürfniſſe geworden‘. 

‚Benn nun, jo ſchließt das Gutachten, ‚Verträge, durch 
welche wejentliche Niajeftätsrechte, wie insbefondere jenes der Ge— 
jeßgebung und der Gerichtsbarkeit veräußert werden, nach der 
Ueberzeugung der Stimmenmehrheit Schon an fich feine fortdauernde 
Berpflichtung begründen fönnen, weil jte dem Begriffe eines jelbit- 
ſtändigen Staates widerjprechen, jo findet die Berechtigung, von 
einem DBertrage dieſer Art zurück zu treten, um jo zuverläfliger 
dann ihre Anwendung, wenn der Zweck desjelben unter den ein— 
getretenen Umſtänden unerreichbar und der Fortbeitand desjelben 
dem öffentlichen Nechte nachtheilig geworden ift‘. 

Wir verzichten auf eine Kritik diefes von gejchichtlichen Un— 
richtigkeiten, falſchen Auffaſſungen, Unkenntniß der einfachiten 


Wahrheiten des Glaubens und des Rechtes ſtrotzenden Elaborates, 


welches von den gleichzeitigen Erzeugniffen diefer Art im der 
Wiener Freien Preife und anderen Tagesblättern ähnlichen Cha- 
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racters jih nur dadurch unterichted, daß es in einer jo hoben 
Berfammlung verlefen wurde. Wir fünnen nur die Mitglieder 
der Majorität bemitleiden, welche ein jo nichtsjagendes, im jeder 
Beziehung umbedeutendes Document unterzeichneten. 

Ganz anders lautet dagegen das Gutachten der Mlinorität !, 
welches Kardinal Raufcher verfaßte und Graf Blome im Herren: 
hauje vortrug. Dasselbe stellte vor Allem den Standpunkt auf, 
welchen die gejeßgeberiichen Factoren in dieſer Sache einzunehmen 
hätten, die Nehtsverbindlichfeit des Koncordates. Dieſes 
Recht zu wahren und ‚eine Befleckung abzumajchen, wie Delter: 
reich ruhmvolles Wappenſchild niemals jeit der Vorzeit ſie er: 
fuhr‘, ift der Zweck des Gutachtens. 

Ausgehend von dem Nechtsjage, daß jedes Concordat em 
bilateraler Vertrag jei, von dem fein Theil ſich entfernen kann, 
ohne ſich des Vertragsbruches jchuldig zu machen, beipricht das 
Gutachten der Minorität die von der Majorität für den Vertrags: 
bruch angeführten Argumente im Einzelnen und weiſt deren Nich— 
tigfeit nad. Hierauf geht dasjelbe auf die Agitattonen gegen 
das Concordat näher ein. Es jchildert im Weiteren deren Ur— 
iprung und Character und enthüllt das eigentliche Ziel der Ver— 
theidiger der Gejeßesvorlage, welche nichts weniger anftrebten als 
die Entkleidung der Ehe von ihrem religiöjen Character und die Vor: 
bereitung auf Einführung der obligatoriichen Civilehe, von dev 
man vorläufig wohl mit Rückſicht auf den Kaifer noch Abſtand 
nahm. Die Minorität, welche auch der Regierung jehr ernſte 
Wahrheiten jagte, ſtellte den Antrag, auf den vorgelegten Geſetz— 
entwurf mit Nückfiht auf Art. 10 des Goncordates nicht einzu: 
gehen, ‚falls aber das Herrenhaus wejentiiche Abänderungen als 
nothwendig oder wirnjchenswerth erkenne, werde es ich verpflichtet 
halten, zu beantragen, es möge wegen Einführung derjelben mit 
dem heiligen Stuhle das erforderliche Einvernehmen gepflogen 
werden‘. Inzwiſchen aber fei die Angelegenheit an die Commiſſion 
zurückzuweiſen, damit diefe mit Zuztehung von Sachverjtändigen 
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die jest beſtehende Gefeßgebung mit der früheren prüfe und ‚ein 
Gutachten‘ eritatte, ‚bei welchem im Auge zu behalten jein werde, 
ob ein hinreichender Grund vorhanden ſei, um im Gegenfaße zu 
dem Wunſche der ſehr großen Mehrzahl der Bevölferung die 
Civilehe in Defterreich einzuführen, oder ob den Rückſichten, die 
etwa nicht als hinlänglich beachtet ericheinen, nicht im anderer 
Weiſe fünne genügt „werden. 

Vor Eröffnung der Generaldebatte Itellte Graf Alerander 
Mensdorff-Pouilly den Antrag, die Verhandlungen zu ver— 
tagen und vorerſt das Nejultat der zwilchen dem heiligen Stuhl 
und der Regierung eingeleiteten Verhandlungen ! abzuwarten. Die 
Enticheidung über dieſen Antrag wurde jedoch) auf den Schluß 
der Generaldebatte vermieten. 

Zuerſt nahm Gultusminifter Hasner dad Wort, um den 
Standpunkt der Regierung in der beregten Frage darzulegen. 
‚Die Regierung‘, verlichert er, ‚itehe auf dem Standpunkte der 
Freiheit der Kirche‘, vertheidige aber ‚ebenfo unbedingt und mit 
ebenfo unbedingter Entichtedenheit die volle und unangetaftete 
Souveränität des Staates‘. Das ‚Gejeß, wie es vorliege, jet eine 
unvermeidliche Nothwendigkeit‘, und der Einwand, daß man hie- 
durch das Concordat verlege und ſich eines Treubruches ſchuldig 
mache, jer außer anderen Gründen jchon deshalb von feinem Bes 
lange, weil der Bertrag hinfällig geworden, indem ‚die Verhält- 
nie‘, unter welchen er geichaffen worden, ‚um Laufe der Zeit ſich 
vollſtändig geändert hätten‘. Deiterreich ſei ‚aus einem abjoluten 
Staate ein conftitutioneller geworden‘, und der Papſt befinde ſich 
nicht mehr ‚in dev ftaatlichen Unabhängigkeit‘ wie damals, jondern 
jet von einer anderen Macht abhängig geworden. 

Sehr bezeichnend iſt Die Aeußerung des Redners, e3 liege 
‚um eigenjten Intereſſe der Kirche, daß das Verhältniß, welches 
heute beitehe und den Gegenſtand jortwährender Conflicte und 
tortwährenden Streites bilde, endlich einmal behoben würde‘, und 
jeine Behauptung, ‚die Hintangabe der ſouveränen echte des 
Staates‘, welche nach der Auffaffung der Liberalen durch das 
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Eoneordat geſchehen ſein joll, ‚verliere natürlich ihre Giltigfeit 
in dem Momente, wo ein fouveräner freier Staat geichaffen 
worden jet‘. Nach dieſer Nechtsdeduction würden, wie Freiherr 
von Rechberg treffend bemerkt, ‚alle DBerträge, die Oeſterreich 
bis zum 31. Dezember 1867 abgeſchloſſen, hinfällig und wir: 
fungslos‘. Der Cultusminiſter jchließt ſeine Nede mit der durch 
das ganze Benehmen der Regierung Lüge geftraften Verſicherung, 
‚es ſei ihe in der That ehrlih darum zu thun, day die Kirche 
jene fittliche und religiöſe Macht im Staate et, die fie fein Joll*, ! 

Diefe Rede fand die gebührende Abfertigung duch Freiheren 
v. Nechberg, welcher befonders die Inconſequenzen umd die verderb- 
lichen Folgen derjelben hervorhebt. Graf Blome beweist, daß die 
Behauptung, das Concordat ſei ‚rechtlich ungiltig‘, weil es ‚weient- 
liche Soheitsrechte vergebe: und ‚den Souveränitätsrechten des 
Staates Abbruch thue‘, ‚eine ganz inhaltslofe Phraſe‘ ſei, und 
erörtert gründlich mit Bezug auf die Rede des Cultusminiſters 
die Nechtsverbindlichkeit der abgeſchloſſenen Verträge. Die Be- 
hauptung desjelben, das vorliegende Geſetz ‚fürdere wirklich die 
Sreiheit der Kirche‘, jtellt er ins rechte Licht, indem er nachweiſt, 
daß dasſelbe die heiligſten Gefühle der Katholiken verlege. Auch 
beleuchtet er den von liberaler Seite zur Unterjtüßung des Gejeß- 
entwurfes vorgebrachten Grund, ‚es ſei eine unabweisliche For— 
derung der öffentlichen Meinung, daß das Koncordat bejeitigt 
werde‘, und ‚protejtirt‘ Schließlich ‚gegen den Wortbruc im Namen 
der Sittlichkeit‘. 

Cardinal Raujcher behandelt eingehend die Nechtsfrage und 
beweift mit unmiderleglichen Gründen, daß ein giltig geichlojlener 
Vertrag wie das Concordat von dem einen Gontrahenten nicht 
einjeitig aufgehoben werden könne, ohne daß man fich des Treu— 
bruches ſchuldig mache. Die Berwandlung der ‚abjoluten‘ öjter- 
veichiichen Monarchie in eine ‚conftitutionelle‘ fünne dieſen Rechts— 
grundſatz ebenjo wenig umftoßen, als die elende Ausflucht, ‚Der 
Staat habe ein umveräußerliches Recht auf Selbititändigfeit und 
Unabhängigkeit‘, welches verlegt werde, ‚wenn er bei jeiner Ge— 


ı Stenograph. Protocolle I, ©. 526. 


252 Kap. 12. Debatten über das djterr. Ehegejeß 


jeßgebung von einer fremden Macht abhängig jet. Mit Recht 
erflärt der hohe Kicchenfürft, wenn ein ſolcher Grundjaß aufge- 
jtellt werde, oder was dasjelbe ilt, wenn ‚es wahr jet, daß die 
Staatsgewalt ſich die Verbindlichkeit, anders als nach ihrem 
augenblielichen Belieben zu handeln, nicht auflegen fünne, jo jei 
es unwahr, daß Staatsverträge möglich ſeien‘. Hierauf geht 
der Gardinal zur Beſprechung des Verhältniſſes zwiſchen Kirche 
und Staat und ihrer beiderjeitigen Rechte und Pflichten in den 
Chejachen über und gibt auch die eigentliche Abſicht der Agita- 
toren für das Ghegejeß an, welche die ‚Auflöslichfeit des Che: 
bandes* eritrebten und ‚auch gar fein Hehl hätten, daß das bür- 
gerliche Gejeßbuch blos den Uebergang zu einem der Freiheit 
beiler zulagenden Eherechte bilden Tolle‘. 

Graf Hartig trat für den Gejeßentwurf ein, weil er ‚zu 
einer Baſis zurücfehren wolle, welche der Regierung es erleichtere, 
jede der Religion wiünfchenswerthe Aenderung auf geleßlichem 
Wege vorzunehmen‘. Regierungsrath dv. Arndts vertheidigt mit 
juriſtiſcher Schärfe die Nechtsverbindlichfett des Concordates und 
äußert Jich mit Bezug auf die Verhandlungen der Regierung mit 
Nom über Art. 10 diefes Vertrages, es ſei ein Vergehen des Mini— 
jteriums ‚gegen den politischen Anftand‘, Verhandlungen ‚mit den 
einen Baciscenten einzuleiten oder feſtzuſetzen‘ und zugleich ‚durch feine 
Organe für ganz bejtimmt formulirte Abänderungen oder vielmehr 
Aufhebungen des Inhaltes eines DBertrages ſich auszufprechen‘. 
Sehr eingehend und gründlich beipricht der Nedner die hier ein— 
Ihlägigen Punkte des Kirchenrechtes, namentlich die Unterjcheidung 
zroiichen Vertrag und Sacrament bei der Ehe. Er jchließt jeine 
von dem Gallerie-Publicum öfters unterbrochene Rede mit der 
Warnung, für ‚einen Beihluß‘ zu ſtimmen, welcher das Mini— 
ſterium berechtigt, ‚Sr. Majeſtät Propofitionen zur Sanction 
eines Geſetzentwurfes zu machen, der einen offenbaren und nicht 
gerechtfertigten Vertragsbruch in ſich ſchließen würde. 

Freiherr v. Gablenz beſchränkte ſich zur Vertheidigung des 
Entwurfes auf die Mittheilung, daß man im Auslande ‚in be— 
dauerlicher Weiſe des Concordates gedenfe‘, und meint, ‚bei dem 
überwiegend großen Antagonismus, den dieſes Abkommen ge: 
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funden habe‘, müſſe man ſich dem Antrage der Majorität ‚vi: 
haltlos‘ anſchließen. 

Cardinal Fürft Schwarzenberg weiſt nach, dar die Neli- 
gion die Baſis der Ehe und der Familie jein müſſe, wenn die: 
jelben ihren Zweck erfüllen jollen, und daß alle Gejeße die Er- 
füllung der gegenjeitigen Bflichten der Ehegatten nicht zu er: 
zwingen vermöchten. Dieje veligiöje Grundlage werde durch den 
Negierungsentwurf der Ehe entzogen. Auch die projectirte ‚Noth- 
eivilehe* und die Civilehe überhaupt berührte der Nedner unter 
Hinweis auf ihre eigentliche Grundlage und ihre Folgen. Auf 
die Ichönen Berficherungen Hasners erwiderte der Gardinal, dar 
man ‚von einer Regierung, welche die VBertragsrechte der Kirche 
bejtreite, und die vertragsmäßig verbürgten Nechte der Kirche 
aboliren wolle‘, die Freiheit der Kirche nicht erwarten könne. 
Wie 23 mit diefer Freiheit vor Abſchluß des Goncordates beitellt 
war, zeigt der Kirchenfürſt noch an einigen abjchreeenden Bei: 
ipielen. | 

Hierauf beitieg Freiherr von Krauß die Nednerbühne. Nur 
einige Punkte aus jeiner unklaren, mit Irrthümern angefüllten 
Rede Jeien angeführt. Nach den canoniftischen Auseinander— 
jeßungen dieſes Nedners ‚hängt die Giltigkeit der Ehe von einem 
giltigen DBertrag ab‘, an deſſen Weſenheit‘ die ‚göttliche Ein- 
jegung des Sacramentes nichts geändert hat‘. Es ‚wird einem 
giltigen Ehevertrag nur die göttliche Gnade durch das Sacra— 
ment geipendet‘. Der ‚Vertrag iſt alſo die Grundlage des Sa— 
cramentes‘. Da nun ‚der Staat die Bedingungen der Giltigfeit 
eines Vertrages überhaupt zu bejtimmen habe‘, jo fan er auch 
die Bedingungen zum Abjchluffe einer Ehe fejtiegen, da ‚der Ver: 
trag, welcher der Ehe zu Grunde liegt, ein bürgerlicher Vertrag 
je. ‚Die Kirche könne daher‘, Fährt Freiherr dv. Krauß fort, 
‚das Necht, Ehehindernifje zu bejtimmen, fich nicht zujchreiben‘, 
wofür er den mehr als fonderbaren Grund anführt, ‚weil das 
Reich des Erlöfers nicht von diefer Welt jei. Ebenſo geiſtreich 
it die weitere Behauptung, die Kirche ‚könne ſich auch nicht die 
Gerichtsbarfeit über dieje Ehehinderniſſe zujchreiben‘, weil jelbit 
Chriſtus, was Jedermann wiſſen werde, demjenigen, der ihn auf 
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gefordert habe, jeinen Bruder zu einer Erbtheilung zu verhalten, 
geantwortet habe: ‚Menſch, wer hat mich zum Richter über euch 
und zum Grbtheiler gemacht” Die klare Beitimmung des Con: 


cils von Trient! ſucht der Redner mit den Worten zu entkräften, 


die bezüglihen Canones ‚jeien ſchon im Concil jelbit auf be— 
trächtlichen Widerftand geftoßen‘. Ste jeten ‚auch nicht fir Glau— 
bensjäge, jondern nur für Disciplinarvorjchriften erffärt worden‘. 
Bon ähnlichen Werthe find auch die übrigen Argumente, welche 
v. Krauß für den Gejegentwurf vorbringt. Es jet hier nur noch 
die Art und Weiſe angeführt, wie er den ‚Wortbruch‘ zu recht: 
Tertigen Jucht. Seine Worte lauten: ‚Es gibt Gründe, wo jogar 
das Gewiſſen freiipricht, wenn man einem Bertrag nicht zubalte, 
der aus rechtlichen Gründen nicht bejtehen fünne.‘ Deshalb ‚könne 
das hohe Haus mit Beruhigung darüber hinweggehen und ſich 
mit dem Gejegesantrage, der vorliege, beichäftigen‘. 

Fürſt Salm geißelt den Wtajoritätsantrag, deſſen Verfaſſer 
ftatt Gründe vorzubringen, nur mit ‚apodictifchen Süßen‘, wie, 
‚die Ehe iſt unleugbar ein Vertrag‘, um fich werfe, und fann ſich 
des ‚Eindrucks‘ nicht erwehren, ‚daß die aufgeitellte Lehre von der 
einjeitigen Aufhebbarfeit des Bertrages‘, noch ‚für andere Zwecke 
dienitbar, vorbereitend aufgeltellt jet, gleichſam um ſeinerſeits den 
Staatsbanferott, oder irgend welche Aufhebung der Verfaſſung 
einleiten und rechtfertigen zu Tollen‘. 

Graf Anton Anersperg erbliet in der zur Discuffion vor— 
gelegten Frage eine ‚eminent politische und ſpeciell eine Verfaſ— 
Jungöfrage‘. Er erfennt in dem Gntwurfe nur ‚die Verdrängung 
der firchlichen Gewalt vom weltlichen Territorium, von einem 
Theile der ihr eingeräumten Herrihaft in weltliden Din: 
gen‘? Der Abſchluß des Concordates war nad jeinem Dafür: 
halten unberechtigt und wurde ‚von der Curie nur bemüßt, um 
ſich ein neues Stück weltlicher Herrjchaft zu erobern‘. Dieſer 
Verleumdung des heiligen Stuhles fügt er noch eine weitere bei, 


' Sessio 24. 
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indem er ‚die unbeſtechliche Moral jenes oberſten Gerichtshofes 
für die Jittliche Weltordnung‘ verdächtigt. Dabei jpricht er zu: 


‚gleich ſeinen Unmuth gegen das Concordat aus, in dem er ‚ein 


gedrucdtes Canoſſa‘ erblickt, ‚in welchem das Defterreich des 
19. Jahrhunderts für den Joſephinismus des 18. Jahrhunderts 
in Sad und Ace zu büßen hätte, und erklärt dasfelbe für un— 
haltbar und unerträglich. Mit einem Seitenhiebe auf den Gra— 
fen Blome und dv. Arndts rühmte Auersperg ſich ſchließlich, daß 
‚jeine Wiege in Dejterreich geitanden‘. Er jchließt feine ober- 
Hächlihe und frivole Rede mit einer Apotheofe des Kaiſers 
Sojeph II. und einigen nichtsjagenden Phraſen von der ‚gelunden 
Freiheit für alle Kirchen im Staate. Sicher wäre dem Grafen 
die gebührende Widerlegung und Zurechtweilung ! durch den Fürſt— 
biſchof Gaſſer von Briren ertheilt worden, wenn nicht der von 
der Majorität beantragte und Durchgejegte Schluß der Debatten 
dem verdienftvollen Brälaten das Wort entzogen hätte. 

Nach der Geihäftsordnung durfte jeßt noch je ein General: 
redner von jeder Seite auftreten. Die Wahl der Minorität fiel 
auf den Grafen Leo Thun, die Majorität stellte Ritter von 
Schmerling ihrerjeits als Redner auf. Am folgenden Tage, 
21. März, begann die Schlußdebatte. In ruhiger und würde: 
voller Weiſe behandelt Graf Thun den in Rede jtehenden Gegen: 
Itand, entkräftet den Ginwand, als jei das Goncordat ‚mit der 
Freiheit der übrigen firchlichen Genofjenjchaften in Oeſterreich 
unverträglich‘, bezeichnet als den eigentlihen Zwed der neuen 
Gejegentwürfe — die Bejeitigung des Goncordates. ‚Es wind 
ein Gejeß vorgejchlagen‘, jo lauten feine Worte, „welches mit 


ı Deo Thun äußert fich hierüber; ‚Wejentlich Neues habe ich im der 
Nede nicht gefunden. Alles das, was ich darin gefunden habe, habe ich jeit 
einer Reihe von Monaten oft — ich möchte jagen, bis zur Erihöpfung der 
Geduld — gelejen in einer Reihe gedructer Blätter. Neu war mir an der 
Sache nur die Thatſache, daß dieje Rede gehalten wurde an dieſem Tage, 
in einem Augenblicde, in dem wahrhaftig der Aufregung ſchon mehr als 
genug vorhanden ift, an diejem Orte, und — id) jage es mit Bedauern — 
von dem hochgebildeten Sprofien einer fatholiihen Familie Deiterreichs.‘ 
Kath. Stimmen ꝛc, ©. 104. 
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einem Paragraphen des Concordates im Widerfpruche fteht. Das 
neue Gejeß fann nicht zu Stande fommen, ohne daß jener Para- 
graph für ungiltig erklärt wird. Um ihn für ungiltig zu erklä— 
ven, Stellt man die Theorie auf, das ganze Geſetz, in welchem 
jener Baragraph vorkommt, ſei ungiltig, und jo wird ohne Ueber: 
(egung und ohne eine klare Discuſſion die ganze Grundlage des 
jeßigen Rechtszuſtandes der Fatholischen Kirche in Defterreich über 
den Haufen geworfen, ohne eine eigentliche, regelmäßige und 
gründliche Behandlung des Gegenjtandes.‘ Man hätte, Fährt der 
Nedner fort, das Goncordat ſelbſt zum Gegenjtande der Dis- 
cufftion machen müſſen, damit die Möglichkeit geboten geweſen 
wäre, ‚alle die verichtedenen Gründe zu beleuchten, mit denen man 
die Ungiltigfeit desjelben behaupten zu fünnen glaubt, und ſich 
Nechenichaft zu geben von der gefammten Bedeutung dieſes Actes‘ 
und auch ‚ven Katholiken Defterreichs begreiflich zu machen, was, 
wenn das Concordat bejeitigt wird, an deſſen Stelle treten joll, 
welche andere Bürgſchaft man ihnen geben will für diejenige, die 
man ihnen durch Die Vernichtung des Goncordates entzieht‘. 

Der Redner verbreitet ſich noch über Entſtehen und Cha— 
vacter des Concordates, weiſt die von frrehenfeindlich:liberaler Seite 
dagegen vorgebrachten Einwände zurück und fennzeichnet trefflich 
den Standpunkt der Unterzeichner des Majoritätsgutachtens. Mit 
Bezug auf die Auficherung des Cultusminiſters, ‚daß die Regie— 
rung aufrichtig eine Berjtändigung mit dem heiligen Stuhle 
und aufrichtig Die Freiheit der Kirche anftreben wolle‘, jagt er: 
In diefem Beftreben wollen wir jte unterftüßen mit vollem und 
ganzem Derzen, aber eben deshalb verlangen wir inzwilchen fein 
Geſetz über Schule und Ehe in einer Weiſe, welche dem bejtehen- 
den Rechte Abbruch thut; fein Gejeß dieſer Art, bevor die allge= 
meine Frage der Negelung der fatholifchen Kirche wieder auf 
feftem Boden ruht. Wir verlangen: feine weitere Unterftügung 
der Lleidenichaftlichen Angriffe auf die fatholiiche Kirche, die der 
Aufregung, die heutzutage beiteht, in jo hohem Maße zu Grunde 
liegen.‘ ‚Endlich verlangen wir ınzwilchen feine Preſſion auf die 
Krone, in der Richtung einen zu Necht beitehenden Vertrag ein— 
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jeitig zu brechen, oder, wie mit einem euphemiſtiſchen Ausdruck 
gejagt wird, davon ‚zurückzutreten.‘ 

Der Redner der Majorität, Ritter v. Schmerling, überließ 
dem Miniftertum, die jiegreichen Gründe des Grafen Thun zu 
widerlegen, und ſprach ſich nach einigen nichtsjagenden Tiraden 
und hämiſchen Ausfällen auf die Redner der. Minorität für die 
Annahme der Vorlage aus. 

Nun ergriff Juſtizminiſter Herbſt, der Vater dieſes Geſetzes, 
das Wort, um in ſeiner an höchſt unwürdigen Ausfällen gegen 
Arndts reichen Rede den Beweis zu verſuchen, daß ſeit Erlaß des 
Staatsgrundgeſetzes ‚eine geiſtliche Gerichtsbarkeit anders als pro 
foro interno‘, alſo für den Beichtſtuhl ‚ſtaatsgrundſätzlich in 
Dejterreich nicht mehr beſtehen fünne‘, und zugleich das Concordat 
al3 einen ‚Alp‘ zu bezeichnen, ‚der auf Oesterreich lafte* und zu 
‚einer Zeit entjproffen jet, in welcher alle Hoffnung auf eine frei: 
heitliche Geitaltung in Defterreich verſchwunden war‘. 

Den Schluß machte Miniſterpräſident, Fürſt Carlos Auers— 
perg, welcher jich jedoch darauf ‚beichränkte, einige nothwendige‘, 
gegen die Minorität gerichtete ‚Bemerkungen‘ zu machen, da noch 
die ‚lichtvollen Erörterungen des Berichteritatters der Majorität 
in Ausjicht‘ jtünden. Allerdings waren diefe Erörterungen des 
Freiherrn v. Lichtenfels, der jeßt das Wort ergriff, in einer Be— 
ziehung jehr ‚Lichtvol‘. Bon der Omnipotenz der Staatsgewalt 
auf allen Gebieten ausgehend, erblict der Redner jchon im Ab: 
ichlufle des Concordates ‚eine jchwere Beeinträchtigung der Maje— 
jtätsrechte der Krone‘ und ‚eine wejentliche Verlegung‘ Dderjelben, 
da ‚die Kirche den Staatsgejegen und der Oberaufficht des Staa— 
tes wie jede andere Gejellichaft unterliege‘, während das Concor— 
dat den Grundſatz der ‚Unterordnung des Staates unter die 
Kirche‘ aufitelle, und die Krone in demjelben ‚lich ihrer Maje— 
ftätsrechte in Kirchenfachen begeben habe‘. Unter dieſen Maje— 
jtätsrechten versteht v. Lichtenfels alle Eingriffe und Anmaßungen 
weltlicher Negenten in kirchliche Angelegenheiten, bejonders das 
Placet, die Verwaltung und Verwendung des Kirchenvermögens, 
die Beitimmungen über Patronatsftreitigfeiten, die Vorſchriften 
über die Pfründedejegung. Vorzüglich ereifert er ſich über das 
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Verbot der Appellation von den geiftlichen Gerichten an die welt- 
(iche Gewalt, über die Beauffichtigung der Schule durch Die 
Kirche, über die Nichtanftellung proteftantijcher Lehrer an fatho- 
liſchen Meittelfchulen und Gymnaſien u. ſ. w. Hierauf ‚fommt‘ 
er noch ‚auf die Ehe zu jprechen‘. Wir wollen ihm auf diejes 
Gebiet nicht folgen, da er nichts neues bringt. Nur als Curio— 
jum ſei die von ihm im der Abſicht, die Gegner des Entwurfes 
ad absurdum zu führen, geitellte, nichts weniger als geiltoolle 
Frage angeführt, ‚ob denn die Ehen‘, welche unter der Herrichaft 
des durch das Concordat abolirten büraerlichen Gefeßbuches ‚von 
der Kirche eingefeanet wurden, wirklich des Sacramentes theil= 
haftig waren oder nicht, — wodurch er beweilen wollte, daß fie 
auf derjelben Grundlage ‚auch in Zukunft des Sacramentes theil- 
haftig werden fünnten‘. 

In der hierauf folgenden Abitimmung wurde der Antrag 
des Grafen Mensdorff auf Vertagung der Sache in namentlicher 
Abſtimmung mit 65 gegen 45 und der Wtinoritätsantrag mit 
69 gegen 34 Stimmen abgelehnt! und der Gefjeßentwurf mit 
den WHenderungen des Abgeordnetenhaufes angenommen ?. ‚Das 
gebildete Publikum der Refidenzitadt‘ auf den Gallerien, aus 
Juden und gefinnungslofen Chriſten beftehend, unter ihnen aud) 
Mitglieder des Abgeordnetenhaufes, drückte jeine Freude hier- 
über durch ‚ſtürmiſchen Beifall, Hochrufen und KHändeflatichen‘ 3 
aus. Der Hof des Siungsgebäudes war mit vornehmem und 
niederen Pöbel bejeßt, welcher die Liberalen mit Hochrufen, ihre 
Gegner mit Ziſchen, VBerwünfchungen und Pereat empfing. Es 
war eine widerliche Scene, die ſich hier abipielte. Ste erinnert 
an Ähnliche Borgänge in der Franzöftichen Ti 
von 1789. 

Die Bewegung blieb nicht auf den Hof des See be- 
Ihränft; jte nahm größere Dimenfionen an. Am Abend des verhäng- 
nißvollen Tages brachten die Wiener Liberalen dem Grafen Beuſt eine 
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Ovation dar. Ber einem Abendsſpaziergang, fo erzählt derielbe !, 
‚wurde plößlicd” mein Name gerufen, worauf ein hundertfaches 
Echo ſich hören Lie‘ und ‚Laufende mit VBivatrufen hervorbrachen‘. 
Der Reichsfanzler juchte ſich nach feiner VBerficherung der Menge 
zu entziehen und beitieg eimen daftehenden Herrichaftswagen, um 
jeine Wohnung zu erreichen. Allein die Menge bemächtigte ſich 
des Wagens und führte denjelben ‚unter Hochs und Eljens‘ durch 
die Stadt. ‚Bor dem erzbiihöflichen Palaſt und vor der Nun— 
tiatur ward angehalten.‘ Gin wildes Gefchrei erfüllte die Luft; 
der päpſtliche Nuntius und der Erzbifchof wurden in gemeiner 
Weiſe verhöhnt. Die ihrer Kirche treuen Katholiken jchienen in 
Wien für vogelfrei erklärt zu fein. Alle schlechten Elemente 
waren entfeſſelt. Dieje Borgänge veranlaßten den Kaiſer, welcher 
damals in Ofen verweilte, die Miniſter v. Auersperg und Hasner 
ad audiendum verbum regium zu berufen und an Beuſt ‚ein 
zwar in milder Form gehaltenes, aber darum nicht minder ern— 
jtes Schreiben‘ zu richten. Der Reichskanzler juchte ſich in einem 
Schreiben zn vertheidigen, in welchen er die Vorgänge im Herren- 
hauſe und bei jener ‚Ballen-Demonftration‘ entitellte oder leug— 
nete. Doch verfehlte diefes Schreiben feine Wirkung auf den 
Monarchen. Beuſt ſelbſt ichreibt, daß dieſe ‚Ovation nicht nach— 
theilig geweſen ſei, möchte ich nicht behaupten‘. 

Auch in den Provinzen gaben die Liberalen ihrer Freude 
über den Beichluß des Herrenhaujes in Adreifen an dasjelbe einen 


Ausdruck. Selbſt ‚der Turnverein Eintracht in Trieſt'‘ ließ 


‚eine Dankjagung für die Abjtimmung über das Chegejeß‘ durch 
Freiheren v. Neyer dem ‚hohen Haufe‘ überreichen. Alle dieje 
Adreſſen wurden ‚als bedeutungsvolle Actenſtücke im Archive des 
hohen Haufes hinterlegt‘ ?. 
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Dreizehntes Kapitel. 


Fortfegung. Das Schulgefeg und das Gejeg über die interconfejjionellen VBerhältniffe. 

Debatten. Annahme beider Geſetze im Herrenhauje. Die kaiſerliche Bejtätigung der drei 

Geſetze. Proteſt des Nuntius Falcinelli. Baron v. Meyjenbug in Rom. Der heilige Stuhl 

weijt die Verhandlungen über einen modus vivendi eb. Wllocution vom 22. Juni 1868. 

Vorgänge in Dejterreih. Graf Trauttmannsdorf — Botichafter in Rom. Seine Inftruction. 

Verhandlungen mit dem apojtoliihen Stuhle. Auftreten des Episcopates gegen die Drei 
neuen Geſetze. Preiproceh des Biſchofes Nudigier von Linz. 

Nur wenige Tage nach Annahme des Chegejeges, am 30. 
und 31. März, fam der Sculgejegentwurf zur Verhandlung. 
Ueber die Debatten werden wir an einem anderen Orte berichten. 
Die Annahme des Entwurfes war bei der Zufammenjegung des 
Herrenhaufes jchon im voraus ficher. Auch das dritte Gejeß über 
die interconfeſſionellen Verhältniffe, Religionsbekenntniß der Kinder 
aus gemijchten Chen, Webertritt von einer Confeſſion zur anderen, 
Gottesdienst, Beiträge und Leiftungen zu Cultusbedürfniſſen, Be— 
gräbniſſe, Feier- und Feittage wurde am 14. Mat vom Herren: 
hauſe angenommen. | 

Ohne auf die furzen Debatten näher einzugehen, bemerken 
wir nur, daß Profeffor Hofrath Rokitansky die Gelegenheit er: 
griff, um feinen Abſcheu gegen ‚jede Staatsfirche auszusprechen‘. 
Er befürwortet mit Verwerthung einiger bier jchlecht angewen— 
deten Neußerungen des ‚Kirchenvaters‘ Tertullian den Geſetz— 
entwurf, bejchuldigt die Kirche, ſie ‚Itrebe nach Herrichaft‘ und 
‚halte ſich Tür verfolgt, wenn ſie nicht herrſchen fünne!. In 
deujelben Ton jtimmt auch Graf Wicdenburg ein, welcher für 
die dvorgebliche Intoleranz der Katholiken einige ganz unpaflende 
Beiſpiele anführt. 

Diejen vagen und für die fatholiiche Kirche beleidigenden 
Ausfällen gegenüber betont Fürft Jablonowski, daß in dem 
Entwurfe ‚nicht nur der katholische Character des Staates und 
jeiner Regierung, jondern auch der chriſtliche Character, wenn 
eben nicht verleugnet werde, Jo doch jeinen Ausdruck nicht finde‘. 
Auf die falſchen Behauptungen Rokitansky's erwidert er, daß ‚wenn 
auch die Gefeßgebung eines Staates einen confelftonellen Cha: 


' Stenograph. Protocolfe I, ©. 856 ff. 


Die Sanction der drei Geſetze. 261 


racter habe‘, deshalb weder die Kirche, welche dieſer Staat be— 


jonders berücjichtige, ‚zur Staatskirche erhoben‘, noch ‚den übrigen 
Confeſſionen jene Gleichberechtigung abgejprochen werde‘, die ihr 
‚durch Die Grundgejeße zuerfannt worden jeit‘. Der Bericht- 
eritatter, Ritter v. Mikloſich, macht den undankbaren Verſuch, 
den Statholifen einzureden, der Staat trete durch dieſes Geſetz 
der Kirche nicht zu nahe und verleße deren Nechte nicht. Zur 
Rechtfertigung des Goncordatsbruches beruft er ſich auf das 
bayeriſche ſ. g. Religionsedict!. Die Specialdebatte bietet fein 
befonderes Intereſſe. 

Durch die Annahme der genannten drei Geſetze war das 
Concordat durchlöchert und von der Regierung aufgegeben. Doc) 
fehlte noch die kaiſerliche Beitätigung. Kailer Franz Joſeph 
ſchrack vor dem Schritte zurück, das von ihm mit dem heiligen 
Stuhle vereinbarte Concordat einjeitig abzuändern oder aufzu— 
heben. Er wünschte deshalb DBerhandlungen mit Nom über die 
in Frage jtehenden Punkte und ftimmte dem vom Grafen Wtens- 
dorff eingebrachten VBertagungsantrag zu. Auch die Erzherzöge, 
Fürst Hohenlohe und neun andere vom Hofe abhängige Mitglieder 
des Herrenhaufes waren für denfelben gewonnen. Kaum hatte 
Beuft hievon Kunde erhalten, ſo jeßte er alle Hebel in Bewe— 
gung, um den Kaiſer umzujtimmen. 

Die Beweggründe, welche den Monarchen schließlich bes 
jtimmten, die Geſetze zu janctioniren, find noch in Dunfel ges 
hüllt. Schwerlich haben die von Beuſt in Ausficht geitellten 
‚Demonftrationen majjenweijer Uebertritte zum Protejtantismus 
in einem Theile von Nieder: und Oberöfterreich‘ ? den Kaiſer ein= 
geſchüchtert. Mehr Ausfiht auf Erfolg hatte wohl ‚die Ans 
drohung der Revolution‘ von Seiten der faiferlichen Näthe, falls 
die confejfionellen Gejeße nicht bejtätigt würden. Beuſt ſtellt 
zwar dieſe von einem gründlichen Kenner ? der Verhältniſſe gegen 
das Miniftertum erhobene Anklage in Abrede, beitätigt fie aber 


1 Siehe Bd. 2°, ©. 155 ff. Bd. 3°, S. 88 ff. 
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indirect durch das Zugeftändniß, er habe dem Kaiſer erklärt, daß 
im Falle der Verwerfung jener Gejeße ‚jedenfalls ein jehr Fritiicher 
Augenblik eintreten werde‘ !. Der Reichöfanzler erreichte jeine 
Abſicht. Am 25. Mat unterzeichnete der Kaiſer die drei Gejege. 


Um den heiligen Stuhl auf die fommenden Ereigniſſe vor— 
zubereiten, gab Beuft dem Grafen Crivelli mittel Note vom 
29. März 1868 Kenntniß von den Vorgängen ? und theilte ihm 
am 15. April? mit, daß der Kaiſer den Baron von Meyſen— 
bug als Vertrauensperfon nach Nom enden werde, um über 
einen modus vivendi auf Grundlage der neuen confelltonellen 
Gelege zu unterhandeln. 

Schon am Tage nad) der Sanction dieſer Gejeße, am 
26. Mai, richtete der päpftliche Nuntius Falcinelli eine offi- 
cielle Note an das Miniſterium, in welcher er die von der Re— 
gterung für die einjeitige Abänderung des Concordates vorge- 
brachten Gründe widerlegt und auf die Folgen eines folchen Be— 
nehmens hinweiſt. Zugleich aber proteftirt er gegen den Vertrags— 
bruch und gegen mehrere ‚das göttliche und das Firchliche Recht 
verlegende* und ‚die Gerechtſame des Papſtes als Oberhaupt der 
katholiſchen Kirche angreifende Beitimmungen‘ jener Geſetze. Am 
30. Deat? beicheinigte Beuft den Empfang diefer Note und gab 
dem Nuntius auch Kenntnig von der Sendung des Baron von 
Meyſenbug nah Nom und deflen Aufgabe, ‚dem heiligen Vater 
die nothiwendigen Erklärungen zu geben über die Umftände, unter 
welchen dieſe Gejege gemacht umd von Sr. Majeſtät beitätigt 
worden feien‘. 

Der öfterreichiiche Vertrauensmann wurde vom Gardinal: 
ſtaatsſecretär Antonelli ‚freundlich empfangen‘ ; allein ex erreichte 
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den Zweck jeiner Miffton ‚nur unvollfommen‘. Der Cardinal 
lehnte die Verhandlungen über einen modus vivendi ab !, 

Der Papit konnte und durfte die Vorgänge in Oeſterreich 
nicht mit Stillfchwergen übergehen. Trotz der gegentheiligen Be— 
mübungen des —— Cabinets hielt Pius IX. im Con— 
ſiſtorium vom 22. Juni eine Alloeution?, in welcher er, freilich 
mit aller Rückſicht auf den Kaiſer, gegen den Bruch des Concor: 
Dates feierlichen Proteſt erhebt, zugleich das ‚wahrhaft unfelige‘ 
Grundgeleß ? vom 21. Dezember 1867, jowie die drei ‚abjcheu: 
lichen‘ Gejeße + vom 25. Mat 1868, welche ‚der Lehre der fatho- 
lichen Kirche und deren Rechte und Ansehen, der göttlichen An— 
ordnung, der Gewalt des apoitolischen Stuhles‘, dem Concordate 
und ‚jelbjt dem Naturrecht im höchſten Grade wideritreiten‘, ver— 
wirft und alle von der öſterreichiſchen Regierung gegen die 
Rechte der katholiſchen Kirche getroffenen Berfügungen für nichtig 
erklärt. 

Diefe Alloeution, welche auch dem Episcopate Oeſterreichs 
für jein mannhaftes Auftreten in Vertheidigung der kirchlichen 
Gerechtſame das verdiente Lob ? jpendet, rief großen Widerſpruch 
im Lager der Liberalen hervor. Sie wurde die Zielicheibe der 
gehäfligiten Angriffe von Seiten der unkirchlichen und unchriſt— 
lichen Preſſe. Auch die ‚Deutjchkatpoliten‘ betheiligten jih an 
der Agitation. Von allen Seiten, von Vereinen, Magiſtraten, 
— an deren Spike der Wiener Gemeinderath —, erſchienen Protefte 
gegen die Alloeution. Auch VBerfammlungen wurden zu diefem 
Zwede veranftaltet. Sogar ‚die Kellner‘ Wiens traten am 
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7. Juli zuſammen, um einen Beſchluß gegen die päpſtliche Ty— 
rannei zu faſſen. Das Aergſte in dieſer Beziehung leiſtete wohl 
die Plenarverſammlung des Vereins für conſtitutionellen Fort— 
ſchritt, welche am 14. Juli in Wien ftattfand !. 

Inzwiſchen verjuchte Beuft, welcher ‚die herbe (?) Sprache‘ 
der Alloeution ‚bedauerte‘ ?, vom römiſchen Stuhle, wenn auch 
nicht die Anerkennung, jo doch wenigitens die Zolerirung der 
dret Gelege zu erlangen. Dieje Aufgabe wurde dem Grafen von 
Trauttmannsdorf, welcher den Botichafterpoften in Rom er: 
hielt, zugedaht. Am 16. November 1868 empfing er feine In— 
Itrnetion ?, in welcher ihm der Reichskanzler auftrug, ‚dem heiligen 
Stuhl den feiten Entſchluß des Kaiſers und jeiner Regierung aus— 
zudrüden, von dem ‚nach reiflichiter Ueberlegung‘ eingeichlagenen 
Wege nicht mehr abzuweichen. Auch jollte der Botjchafter unter 
Berufung auf den Erlaß der Gelege als ‚einer vollendeten Ihat- 
jache* darauf hinweisen, ‚daß diejelben nicht eine vorübergehende 
Maßregel, der augenblidlihe Triumph einer Partei oder einer 
Meinung, Jondern Die unvermetdliche Entwidelung einer Lage 
jeten, die man nicht ändern fünne, ohne die Organijation der 
Monarchie von Grund aus zu zeritören‘. „Welches ‚Berlangen 
auch immer der Kaiſer und feine Regierung hätten, die Inter— 
eſſen der Kirche zu jchüßen, jo müßte diefe Erwägung doch immer 
der Sorge für die Erhaltung des Staates untergeordnet bleiben‘. 
Die gegenwärtige Sttuation im Kaiſerreich jet ‚unverträglich mit 
einer Rückkehr zu den Beltimmungen des Concordates‘, weshalb 
der Sailer ſich der Hoffnung nicht verjchließe, der römiſche Hof 
werde in dieſer Frage dieſelbe Nachgiebigkeit gegen Oeſterreich 
eintreten laflen, wie er e8 früher anderen Regierungen gegenüber 
gethan. 

Eine Unterredung mit Gardinal Antonelli und eine Audienz 
beim Papſte überzeugte den Botſchafter, daß der heilige Stuhl 
an den jchon in den Verhandlungen mit Erivelli geltend gemachten 
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Grundjäßen fejthalte; doch gewann er den Eindrud, dab es viel- 
leicht gelingen könne, eine ‚tillfchweigende Tolerirung‘ der drei 
Gejege zu erlangen und auf dieſe Weile einem Conflict vorzu: 
beugen. SHierüber erfreut, trug der Neichskanzler dem Bot- 
ſchafter auf?, mit dem heiligen Stuhl einen modus vivendi zu 
vereinbaren und demjelben die VBerjicherung zu geben, daß wenn 
auch die ‚liberalen Inſtitutionen‘ von ‚dem Beſtande der öſter— 
reichiſch-ungariſchen Monarchie in Zukunft untrennbar‘ ſeien, die 
Regierung ‚nicht weniger beftrebt ſein werde, in gutem Einver— 
nehmen mit der Kirche zu leben und diejelbe an den Wohlthaten 
der Freiheit theilmehmen zu laſſen‘. Nach diejen Inſtructionen 
verfuhr Graf Trauttmannsdorf. 

Die Bemühungen des Botichafters waren indellen nicht von 
dem gewünjchten Erfolge gekrönt, und Graf Beuft fand jich be- 
müßigt, in jeiner Depejche 3? vom 2. Juli 1869 noch einmal und 
zwar ausführlih über diefen Punkt ſich zu verbreiten. Nach 
einem furzen Rückblicke auf die religiös-politiſchen Verhältniſſe 
von den Zeiten Joſephs II. bis zum Jahre 1849 geht der Reichs— 
fanzler auf das Concordat von 1855 über. Er kann zwar nicht 
leugnen, daß die beitehenden kirchlichen Verhältniſſe in Oeſterreich 
unhaltbar waren, und daß ‚das Syitem der Allgewalt des Staates 
der Kirche gegenüber jallen mußte‘, bezeichnet aber das Concordat 
als ein ganz ungeeignetes Mittel zur Erreihung diejes Zwedes, 
einestheils weil dasjelbe der Kirche zu große Rechte dem Staate 
gegenüber eingeräumt habe, anderentheils, weil es mit einer con— 
jtitutionelfen Staatsform unvereinbar ſei. Die Folgen dieſes 
Schrittes hätten ſich alsbald geltend gemacht. Insbeſondere habe 
die Ehegejeßgebung tief verlegt. Die Oppofition jei immer größer 
geworden, und die Regierung habe- fih der Einſicht nicht ver— 
ichließen fünnen, daß man zu weit gegangen jei. Die Verſuche, 
den Widerſpruch gegen das Concordat durch eine Nevijion des— 
jelben zu beichwichtigen, jeien mißglückt. 
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Mit dem Jahre 1866, Fährt Beuft fort, ſeien ‚die Bes 
ztehungen de3 Staates zur Kirche in eine neue Bhaje getreten‘. 
Defterreich jet aus eimem abjoluten ein conftitutioneller Staat 
auf liberaler Baſis geworden. Leider habe der Episcopat des 
Kaiferreiches und auch der heilige Stuhl den veränderten Ber: 
hältnifien feine Rechnung getragen. Hätte man die Lage der 
Dinge richtig verftanden, dann würde man feine ‚fruchtlojen Ver: 
fuche* gemacht haben, veraltete und unbhaltbare WBrivilegien zu 
retten. Die Dazwiſchenkunft des heiligen Stuhles ‚konnte un— 
glücflicherweife die Streitigkeiten mehr verſchärfen als friedlich 
beilegen‘. Weit entfernt, irgend Jemanden die Schuld hievon 
beizumefien, jet die Negterung nur beftrebt, eine Berftändigung 
herbeizuführen, und ‚würde ſich glücklich Ichäßen, wenn es ihr 
gelänge, wenn auch nicht befriedigende, jo Doc menigitens er: 
trägliche Beziehungen zwischen beiden Theilen herzuftellen‘. Aber 
die ‚Aufrechthaltung des Eoncordates in dem Sinne, in welchem 
es ım Jahre 1855 geichloflen worden, fer eine abjolute Unmög— 
lichfeit für die Regierung‘. Selbit ‚ein ſ. g. Flerifales und reactio— 
näres Miniſterium‘ vermöge dies nicht. ‚Die wichtigsten Beſtim— 
mungen‘ des Concordates ſeien ‚unausführbar in Defterreich‘, und 
‚es jer eine Täuſchung, zu hoffen, daß dieſe Zuftände nur vor: 
übergehende feren, welche durch eine Aenderung im Miniſterium 
modifietrt werden fünnten‘. Uebrigens jei die Regierung ‚weit 
entfernt, einen Streit mit der Kirche zu Juchen; ſie wünſche tm 
Segentheil ſehnlichſt die Eintracht‘. Bon diefem Berlangen ge: 
(ettet, habe jte in ihrer jehwierigen Lage die Ruhe bewahrt und 
den verichtedenen Parteien ‚Nathichläge der Klugheit und Mäßi— 
gung‘ ertheilt und fich ‚die Möglichkeit bewahrt, gegebenen Falles 
die beiten Beziehungen mit dem römiſchen Hofe anzufnüpfen‘. 
Durch die Verhältnifie genöthigt, habe die Regierung den Stand— 
punkt des ‚excluſiv Fatholifchen Staates aufgeben‘ und den 
Srundjaß ‚der Gleichheit der Gulte vor dem Geſetze‘ befolgen 
müſſen, aber doch To viel ‚als möglich die katholiſchen Intereſſen 
unterjtüßt‘. Sie babe Jich der Forderung, die Civilehe einzu: 
führen, widerfeßt und der ‚Notheivilehe den Vorzug gegeben‘. 
Die Gefeße über den Unterricht ſeien ebenfalls ‚nicht in einem 
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der katholiſchen Kirche ſyſtematiſch feindſeligen Geiste‘ entworfen 
worden. Auch in Frankreich, Belgien und den Nheinlanden be- 
ſtünden ähnliche Gejeße, ohne daß hiedurch das qute Einverneh: 
men der betreffenden Negierungen mit dem heiligen Stuhle ge: 
ftöort werde. Die Forderung der Regierung, das Concordat, 
deſſen ‚Siltigfeitt im allgemeinen‘ von ihr nicht in Frage geiteltt 
worden, in einzelmen Punkten abzuändern oder aufzuheben, jet 
berechtigt und nothwendig. Der Wideritand von Seiten Roms 
fünne nur zum Nachtheile der Kirche ausfchlagen. Ihre Freiheit 
und ihre Rechte ſeien durch die Gonftitution vor Dezember 1867 
gefichert, inSbejondere der freie Verkehr der Bilchöfe mit dem 
heiligen Stuhle und mit ihren Didcefanen ‚in Sachen des Glau— 
bens‘ und der Schuß und die Erhaltung der Kirchengüter. 

Ein Rejultat wurde nicht erzielt. Der apoftoliihe Stuhl 
ſah fih außer Stande, auf die Forderungen des Wiener Gabi: 
net3 einzugehen. Die drei Gejeße wurden ungeachtet der päpft- 
lichen Broteftationen in Ausführung gebracht. Ein weiterer An— 
griff des ungläubigen Liberalismus auf das Goncordat erjolgte 
nach der dogmatischen Definition der Lehramtlichen Unfehlbarkeit 
des Papſtes durch das allgemeine Concil im Batican. 





Die Biſchöfe Defterreichs hatten das Lob, das ihnen der 
Bapit ipendete, wohl verdient. Sobald fie die Kunde von den 
neuen Gefahren, welche der Kirche drohten, vernommen hatten, 
waren jie auch bemüht, diejelben zu beichwören. Yeider waren ihre 
Anstrengungen fruchtlos. Die confefftonellen Geſetze erichtenen 
mit faijerliher Sanction. Die Lage der fatholifchen Kirche in 
Defterreih ‚war ernſt und gefahrvol, aber nicht hoffnungslos‘ !. 
Der Episcopat begriff die Wichtigfeit der Situation und erſchien 
auf dem Kampfplatz. Cardinal Naufcher lieg ein Hirtenſchrei— 
ben 2 über die katholiſche Ehe und Schule mit Bezug auf Die 
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neuen Gejeße vom 25. Mai 1868 ericheinen. Der gelehrte 
Biichof Fehler erließ in derſelben Abſicht einen ruhig gehaltenen 
aber inhaltlich ſehr entjchtedenen Hirtenbrief, in welchem er den 
Widerſpruch der neuen Gefeße mit den Rechten der Kirche und 
ipeciell mit dem Concordate nachweiſt. Dasjelbe thaten die Erz: 
biichöfe von Salzburg und Görz, die Biſchöfe von Sedau, Gurk, 
Lavant, Briren, Trient, Brünn, Laibach, der Fürftbiihof von 
Breslau u. ſ. w.! 

Der Episcopat Böhmens erließ ein gemeinfames SHirten- 
ihreiben  Dasjelbe wurde von der Regierung confiscirt. Das 
gleihe Schickſal hatte der Dirtenbrief des ftetS fampfbereiten Bi: 
ſchofes Franz Joſeph Rudigier von Linz. Vergebens war das 
Birgerminiftertum bemüht, durch Drohungen und Anwendung 
anderer nicht minder unmürdiger Mittel den Bertheidigern der 
fatholiichen Kirche den Mund zu ſchließen. Die Erlaſſe Gisfra’s 
an die Landesbehörden, über die Elerifalen Agitationen gegen die 
Gelege zu wachen und wider die Schuldigen ftrenge einzufchreiten ®, 
fanden die verdiente energiiche Zurechtweifung durch die Geiſtlich— 
feitt. Stein beſſeres Loos hatte der Erlaß Hasners vom 1. Juni 
1568 in der Schulangelegenheit, obſchon der Verfaſſer weniger 
ſchroff als fein College auftrat. 


Eine nicht unintereifante Epifode in dieſen Kämpfen bildet 
der Preßproceß ° des Bilchofes Rudigier von Linz. Um die Ka— 
tholifen feiner Diözefe über die Gejege vom 25. Mai 1868 zu 
belehren und die Lügen und Entjtellungen der ‚officiellen‘ 6 libe— 
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ralen Preſſe in das rechte Licht zu stellen, schrieb der Biſchof 
einen Hirtenbrief, 7. September 1868, welcher am 13. desjelben 
Monats in den Kirchen verlefen werden ſollte. Am Tage vor: 
her aber wurde diejer Hirtenbrief von der Staatspolizei mit Be- 
Ichlag belegt, und das Landgericht in Linz betätigte die Bejchlag- 
nahme ‚wegen des darin enthaltenen Berbrechens der Störung 
der Öffentlichen Ruhe. Die ‚am meiften anſtößige Stelle des 
biichöflichen Echreibens war der im Eingang vorfommende Satz: 
Vorzüglich find es ſeit Monaten die öfterreichiichen Staatsge— 
ſetze vom 25. Mai d. J. an welchen die Lüge ihre ganze Kraft 
erprobt. Es iſt nicht auszuſprechen, wie viel Srriges in dieſer 
Hinlicht bereits von Einzelnen und von VBerfammlungen in Wort 
und Schrift, namentlich von den DTagesblättern behauptet und 
wie vieler Menſchen Sinn durch ſolche Behauptungen bereits 
jämmerlich verderbt wurde‘ Die Regierung wollte aus dieſer 
Stelle herauslefen, daß der Biſchof ‚die gedachten Gelege ſelbſt 
als eine Ausgeburt der Lüge bezeichnet habe‘, während derjelbe 
nad) jeiner eigenen Verſicherung ‚die Behauptung der Yüge offen- 
bar nur in Bezug auf die Aeußerungen über dieſe Gejeße ge: 
macht hatte, welche denjelben nachgefolgt ſind und noch nachtolgen‘. 

Um 25. September beſchloß das Landesgericht ‚die gericht: 
fihe Vorunterfuchung‘ gegen den Biſchof von Linz wegen Stö— 
rung der öffentlichen Ruhe. Der Angeklagte erhob am 2. Okto— 
ber ‚gegen diefen Beſchluß Beichwerde‘ und begründete diejelbe 
in einer ausführlichen Abhandlung, welche die Competenz des 
Berichtes in diefer Sache beitreitet, die Freigebung jeines Dir: 
tenbriefes fordert und verlangt, ‚daß man ihn nicht länger an 
der Ausübung des dur göttliche Anordnung und auch durch 
Artikel 3 des Concordates garantirten Nechtes des freien Ver— 
fehres mit dem Volke feiner Diöcefe verhindere‘. Das Über: 
(andesgericht verwarf aber in jeiner Entiheidung vom 23. Okto— 
ber die Einrede des Firchlichen Oberhirten gegen die Gompetenz 
de3 Landesgerichtes und verfügte, daß, im alle derjelbe fein 
Nevifionsgefuc bei dem oberiten Gerichte einreiche, ‚vom Unter: 
juchungsrichter die Vorladung des Herrn Biſchofes zur Verneh— 
mung erfolgen werde‘. 
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Diefelbe erfolgte auch am 21. Mat. Biſchof Rudigier lei— 
itete ‚in der Hinweiſung auf jeine früheren ausführlichen Aus— 
einanderfegungen‘ über ‚die Incompetenz‘ des Gerichtes der Ein- 
ladung feine Folge. Eine zweite Aufforderung hatte denfelben 
Erfolg. Die Regierung entichloß ich nun zur Anwendung von 
Gewalt. Am 2. Juni erſchien der Unterfuchungsrichter in der 
Wohnung des Bilchofes, um ihn in das Landesgerichtsgebäude zu 
begleiten, ‚Er wies zu Diefem Ende einen Borführungsbefehl 
vor. Darin war er ermächtigt, im Weigerungsfalle auch Gewalt 
mittelft Meilitär, Gendarmerte u. ſ. w. anzımvenden.‘! Der 
Bilchof, welcher ‚unwohl‘ war und im Bette lag, erklärte, daß 
er ‚nur der Gewalt weichen könne‘. Zwei Tage jpäter, am 
d. Juni, dem Gonfecrationstag des Oberhirten, erfolgte wirklich 
die gewaltiame Abführung desjelben durch die Polizei in das 
Landesgerichtsgebäude. Die Entrüftung hierüber war in Linz jehr 
groß, Telbit Liberale mißbilligten das Borgehen der Regierung. 
Das Berhör begann um 1?/, Uhr Nachmittags. Der Beichul- 
digte, welcher jeinen bichöflichen Ornat angelegt hatte, erneuerte 
den Proteſt gegen die Competenz des Gerichtes und verweigerte 
jede Antwort auf die an ihn geitellten Fragen, erklärte aber zu: 
gleich jeine Bereitwilligfeit, vor einem nach Art. 14 des Concor— 
dates zuftändigen Gerichte zu erſcheinen. 

Das Berfahren der Regierung rief unter den Katholiken 
der Diöceſe Linz große Aufregung hervor. Schon am 8. Juni 
faßte das fatholifche Caſino, deifen Präfident Graf Brandis 
war, den Beichluß, eine Deputation an Kaiſer Franz Joſeph 
abzuordnen. Ihr wollten ſich auch die Deputationen vom Lande 
anichließen. Die Berathungen hierüber jollten im Bereinslocale 
des fatholiichen Caſinos geführt werden; allein die Verſammlung 
wurde polizeilich aufgelöft. Bald darauf erfolgte auch die Schließung 
des katholiſchen Caſinos, worüber ſelbſt nichtkatholiiche Blätter 
Ihre Mißbilligung ausſprachen. 

Biſchof Rudigier fand für die erlittenen Unbilden reichen 
Erſatz in der Liebe und Verehrung ſeiner Diöceſanen, die ſich bei 
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jeder Gelegenheit kundgab. Auch zahlreiche Adreſſen aus dem 
Snlande ! und dem Auslande ?, von hohen geiftlichen und welt- 
lichen Würdenträgern unterzeichnet, ſowie Privatichreiben hoch— 
jtehender Männer jprachen ihm deren Sympathieen aus? Nur 
die firchenfeindlichliberale Preſſe zollte der Regierung Beifall 
und fand Bundesgenofien an den Wiener Socialdemofraten, welche 
mit der rothen Sahne in Linz erjchtenen, um eine Demonftration 
gegen den Biſchof in Scene ! zu jeßen. 

Um 12. Juli wurden die Verhandlungen wegen des con: 
fiseirten Hirtenbriefes vom 7. September 1868 vor dem Schwur— 
gerichte in Linz geführt. Der angeflagte Biſchof war nicht er: 
ſchienen. Da er auch feinen Verteidiger gewählt hatte, weil er 
in der Annahme eines jolchen eine implicite Anerkennung der Com— 
petenz des Gerichtes Fürchtete, wurde ihm ein folcher von Staats- 
wegen bejtimmt. Die Staatsbehörde ſuchte in längerer Rede 
mit Anführung einzelner Stellen des Hirtenbriefes den Beweis zu 
erbringen, daß Biſchof Rudigier durch denjelben ‚ſowohl zur Ber: 
achtung wider die Negierungsform und Die gejeßgebende Gewalt, 
gegen Die Staatsverwaltung aufzureizen, als auch zum Unge— 
horſam, zum Wideritande, zur Auflehnung gegen die Staatsgejege 
vom 25. Mai betreffend die Ehe, die Schule und dte intercon: 
feſſionellen Verhältniſſe zu verleiten gefucht habe‘. Der Bertheidiger 
des Bilchofes, Dr. v. Kißling, wies zwar die Anklagen des 
Staatsanwaltes al3 unbegründet zurüd, nahm aber nicht den 


ı ‚63 fommen mir Erklärungen der Zujtimmung von ganz Ober: 
Öjterreih, auch von Unteröjterreich, Deutjch- und Wälſch-Tirol, von Mäh— 
ren, Steiermark, Ungarn, ſelbſt Franfreih zu‘ Schreiben Rudigiers an 
Weihbiſchof Kutjchfer vom 24. Juni 1869. Siehe Meindl I, ©. 757 ff., 
765 f., 813 ff. 
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die erjte Verſammlung jchreibt die Liberale ‚Wiener Morgenpoft‘: ‚Dem 
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jammlung beiwohnte, jchien jeine Gigarre vortrefflich geſchmeckt zu haben, 
troß der röthlich gefärbten Reden und Declamationen der Wiener Arbeiter- 
führer.‘ 
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richtigen Standpunkt in Ddiefer Sache ein und hob namentlich 
nicht mit Nachdruck hervor, daß der Biſchof von Linz als ein 
katholiſcher Biſchof ‚in feinem Berufe und Gewiſſen jo zu jchret= 
ben verpflichtet war, wie er geichrieben hat‘ t. 

Die Liberalen Gefchworenen beantworteten die ihnen vom 
Präſidenten geftellten Fragen, ob Biſchof Rudigier ſchuldig je, 
in jeinem confiscirten Htrtenbriefe den Verſuch gemacht zu haben, 
die öffentliche Ruhe zu jtören, bejahend, worauf der Staatsan- 
walt in Berüdjichtigung milderdner Umstände den Antrag ftellte, 
‚ven hohwürdigiten Herren Biſchof zur Strafe des einfachen Ker: 
fer3 in der Dauer von ſechs Monaten zu verurtheilen‘. Der 
Gerichtshof ermäßtgte dieſe Strafe auf 14 Tage Kerkerhaft. 

Schon am folgenden Tage, am 13. Juli, noch ehe das Ur— 
theil dem Biſchofe mitgetheilt war, erließ Kaiſer Franz Joſeph 
aus freiem uud eigenjtem Entſchluſſe mittels Handſchreiben ‚die 
dem Biſchofe von Linz zuerfannte Strafe ſammt den Rechtsfolgen‘. 
Damit war diefe Sache erledigt. 





Bierzehntes Kapitel. 


‚Krankheit und Tod Friedrid Wilhelms IV. König Wilhelm I. Seine Stellung zur katho— 
liihen Kirhe. Das liberale Minifterium. Sein Nüdtritt. Ernennung Bismards zum 
Minifterpräfidenten. Geine Pläne. Kampf gegen Dejterreih und die Fatholifhe Kirche. 
Das preußiſch-italieniſche Bündniß. Der Bruderfrieg im Jahre 1866. Die Verbündeten 
Bismards im Kampfe gegen die Tatholifhe Kirche. Die Ausbeutung des Ubryf-Scandals. 
Der Klofterjturm auf Moabit 1869. Die Klofterfrage im Landtage. Der deutſch— 
franzöfifhe Krieg 1870. Neue Anfeindungen der Fatholiiden Kirche. 
Die Bildung des Centrums. 


Von einem unheilbaren Gehirnleiden befallen, fand fi) 
Friedrich Wilhelm IV. genöthigt, die Zügel der Regierung feinem 
Bruder Wilhelm zu übergeben. Anfangs follte der Prinz nur 
als Bevollmächtigter den erkrankten König vertreten umd nad) 
dellen, ihm befannten Intentionen regieren; allein jchon am 
T. Oftober 1858 wurde ihm die Negentichaft förmlich übertra= 





' &o ſchreibt die liberale ‚Reform‘ von Schuſelka. Siehe den Artikel 
bei Meindl I, ©. 803f. 
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ale 


gen, da das Leiden des Königs ſich immer mehr verichlimmerte, 
und die Hoffnung auf eine Geneſung geihwunden war. 
Eine der eriten Handlungen des jelbititändigen Prinzregen: 


“ten, welcher ‚in dem Liberalismus ein Mittel zur Popularität, 


aber im Abjolutismus jein Ideal jah‘t, war die Entlaffung des 
‚conjervativen‘ Miniftertums Mlanteuffel und die Ernennung 
eines liberalen Miniſteriums, deſſen Vorfiß der Fürst v. Hohen- 
zollern übernahm. Mit ihm begann die ‚liberale Aera* ?. 
Schon der erite Erlaß des PBrinzregenten an das neue Mi— 
niftertum dom 8. November 1858 war geeignet, die Katholiken 
mit Unruhe und Miptrauen zu erfüllen. In demfelben fommt 
folgender Paſſus vor: ‚Eine der jchwierigiten und zugleich zar- 
tejten Fragen, die ins Auge gefaßt werden muß, it die kirch— 
liche, da auf dieſem Gebiete im der leßten Zeit viel vergriffen 
worden tft. Zunächſt muß zwiſchen beiden chriftlichen Confeſſio— 
nen eine möglichite Parität obwalten. In beiden Kirchen muß 
aber mit allem Ernſte den Beitrebungen entgegen getreten wer— 
den, die dahin abzielen, die Religion zum Dedmantel politischer 
Beitrebungen zu machen‘ Was mit diefen Worten gejagt wer: 
den joll, beweilt der weitere Inhalt des Erlaſſes, welcher gegen 
die protejtantiihe ‚Orthodorie‘ 3 gerichtet iſt und zugleich erklärt, 
daß „Uebergriffe von Seiten ‚der fatholiichen Kirche nicht zu 


dulden jeien. Damit war das Lojungswort gegeben, welches 


alle j. g. liberalen, und überhaupt alle nicht nur der fatholiichen 
Kirche, jondern jeder pojitiven Religion feindlichen Parteien 
begierig aufgriffen und fich zu eigen machten. Die antikichliche 
Preſſe 309g alsbald gegen die vermeintlichen ‚Uebergriffe‘ zu Felde, 
und in den Regierungskreiſen machte fich jet wieder eine mehr 
firchenfeindliche Strömung als bisher bemerkbar. Die fatholiichen 
Biichöfe verfannten nicht den ganzen Ernſt der Lage und forder— 
ten ihre Didcefanen in beionderen Hirtenbriefen zu reger Bes 
theiligung an den Landtagswahlen auf, um ‚nicht ihrer eigenen 
Gerlach, Denfwürdigfeiten IL, ©. 584. 

? Gerlad, a. a. O. ©. 632. Ueber die Veränderungen im Minis 
jterium und die Gründe derielben gibt Gerlach jehr interefjante Aufſchlüſſe. 
Majunke, Culturkampf, ©. 21. Bgl. Gerlach, ©. 633. 

Brück-Kißling, Geich. d. kath. Kirche im 19. Jahrh. III, 2. Aufl. 15 
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Verſäumniß die Schuld davon zuzufchreiben, wenn ſpäter ſich in 
Bezug auf theuere und heilige Intereſſen der Kirche und des 
Landes betrübende Folgen der Wahlen zeigen jollen‘ !. Aber auch 
die Liberalsfirchenfeindlichen Agitatoren entfalteten große Thätig— 
feit, um mit Hilfe der Regierung ıhre Pläne zu verwirklichen. 
Die Angriffe auf die fatholifche Kirche vermehrten ſich, nach: 
dem der Prinzregent jeinem am 2. Januar 1861 verflorbenen 
Bruder als König nachgefolgt war. Wilhelm I. hatte bei jeiner 
Krönung in Königsberg am 18. Oftober 1861 auf die Anſprache 
des Gardinals dv. Geiſſel? erwiedert: ‚Es gereicht mir zur Ge: 
nugthuung, die DBerhältniife der fatholischen Kirche für den Be— 
reich meines ganzen Staates durch Gefchichte, Gejeß und Ver: 
ordnung wohlgeordnet zu willen‘; aber die Handlungen der Re— 
gterung ftanden mit den Worten des Königs in Widerjprud). 
Das Miniftertum lenkte, obſchon deſſen Chef Katholik war, ganz 
in firchenfeindliche Bahnen ein, und die von ihm abhängige Preſſe 
eröffnete von neuem den Kampf gegen die ‚Ultramontanen‘. Na— 
mentlich wurden die Katholifen bei den Wahlen zum Landtage 
im Herbſt 1861 ‚als die Feinde des preußiichen Staates‘ be- 
kämpft. Weit der Firchenfeindlichen Preſſe machte das protejtan= 
tiſche Beamtenthum vielfach gemeinjchaftliche Sache. Das könig— 
lihe Obertribunal in Berlin, welches ſchon am 17. Oftober 1860 
in Sachen des abgejegten Syndikus Riewe in Belplin gegen 
Biſchof von der Marwig von ulm ein mehr al3 incorrectes 
Urtheil ? erlaſſen hatte, ſprach in einem anderen Proceſſe am 
19. Mai 1865 im Widerfpruche mit Art. 118 der Verfaſſungsurkunde, 
ſowie mit jeinen eigenen früheren Erklärungen und den Entjcheidungen 
des Miniſterinms und der Krone geradezu die Behauptung aus, 
daß troß des Art. 15 der Verfaſſung die einzelnen der Eirchlichen 
Selbititändigfeit widerftreitenden Geſetze noch in Geltung blieben, 


*" Dumont, Leben und Schriften Il, ©. 137 ff. j 

’ Siehe Die fatholifche Kirche in Preußen und deſſen höchiter Gerichts— 
hof. Danzig 1861. 

* Bering, Archiv, Bd. 11, ©. 1ff. (von Peter Neichensperger). 
Dieſer Artikel erihien auch jeparat unter dem Titel ‚Das verfafjungsmäßige 
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Die TIhätigkeit der katholiſchen Abtheilung im Gultusmini- 
jtertum wurde jehr gehemmt durch die Ernennung eines Unter: 
jtaatsjecretärs 1, welcher zwiichen den Director genannter Abthei— 
fung und den Miniſter geitellt wurde und Gelegenheit erhielt, 
fih in die Geſchäfte diefer Behörde einzumiſchen?. Much in den 
Kammern machte jich eine feindſelige Geſinnung gegen die fatho: 
liche Kirche bemerkbar, welche in der Adreßdebatte 1861 umd 
namentlic in dem Sate des Adregentwurfes, das preußiiche Volk 
erjehne die ‚Entfernung hierarchifcher und pietiftiicher Einflüſſe aus 
Staat und Echule‘, ic) fundgab. Die unter dem Minifter v. Bern: 
ftorff im Jahre 1862 erfolgte Anerkennung des ‚Königreichs 
Italien‘ jancttonirte feierlich den Naub der päpftlichen Provinzen, 
verleugnete das bisher von dem Monarchen und jenem Mint: 
ſterium vertretene Legitimitätsprincip und adoptirte die von der 
Negierung Victor Emmanuels zur Beſchönigung ihres Raubactes 
geltend gemachten revolutionären Grundjäße, welche der preußtiche 
Minister des Aeußeren, v. Schleiniß, in feiner Note vom 
30. Oktober 1860 ‚in der entjchtedenften und fürmlichiten Weite 
mißbilligt hatte ®. 

Das Minifterium der ‚neuen Aera‘ mußte übrigens troß 
feines Liebäugelns mit dem firchenfeindlichen Liberalismus jchon 
nach furzer Zeit zurücktreten, da es die Neorganijation des Wi: 
litärs im Landtage nicht durchſetzen fonnte. Am 8. Oftober 
1562 ernannte König Wilhelm I. den Freiheren v. Bismard, 
über deſſen Politit er ich früher mitunter jehr geringſchätzend“ 
geäußert hatte, zum Wtinifterpräfidenten. 





Recht der Kirche in Preußen‘. Mainz 1864. Siehe auch Vering, Kirchen: 
tet. 4. 4. ©. 163. 

I Km Juni 1861 wurde der protejtantifche Director der Unterrichts= 
und Medicinalangelegenheiten, Lehnert, zu diefem Amte ernannt. Hiſto— 
riſch-politiſche Bl, Bd. 97, ©. 546. 

2 Alle für die katholische AbtHeilung bejtimmten neuen Sachen mußten 
ihm, noch bevor fie der Director gejehen hatte, vorgelegt werden, ebenjo alle 
Goncepte und Verfügungen nach der Unterzeichnung durch den Director. 

3 Siehe La Marmora, Etwas mehr Lit, S. 7 ff. 

Gerlach, Denfw. IL, ©. 118. ‚Manteuffel zeigte mir ein jehr aufs 
geregtes Billet des Prinzen von Preußen, der Bismards Politik (er hatte 
15 * 
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Mit Bismard, deifen Verhalten im badischen und naſſauiſchen 
Kirchenconfliet Schon dargeitellt wurde !, trat ein Wann an die 
Spike der Regierung des preußiichen Staates, von welchen die 
fatholiiche Kirche das Schlimmite befürchten mußte. 

Der neue Mintiterpräfident jteuerte direct auf das Ziel (os, 
welches das Berliner Cabinet ſchon geraume Zeit verfolgte. Seit 
König Friedrich II. waren die Beherricher Preußens bejtrebt, mit 
Hilfe des PBroteflantismus die Oberherrſchaft in Deutjchland ar 
fich zu ziehen. Die Verwirklichung diefes Planes war jedoch feine 
leichte Sache. Das deutiche Reich beſaß Jeit taufend Jahren einen 
Mittel: und Einheitspunft im Kaiſer, und die Fatholiiche Kirche in 
Deutichland beſaß noch Anjehen und Macht genug, um die Pläne 
ihrer Gegner zu vereiteln. Um diefe Hinderniſſe feiner Vergrößerungs- 
pläne zu entfernen, ftiftete Friedrich II. den Fürftenbund, welcher 
den Dualismus in Deutjchland befeitigte und des Reiches Schwächung 
bewirkte, und trat zugleich mit feinen Säcularijationsplänen 2 
hervor, welche jpäter zu der befannten Beraubung der fatholiichen 
Kirche führten. Auch die Nachfolger Friedrichs II. ließen ſich die 
Verwirklichung feiner Pläne angelegen jein. Nur König Friedrich 
Wilhelm IV. war dieſem Bejtreben abhold. Doch gab e3 unter 
feiner Negierung einflußreiche Männner, welche in Wort und 
Schrift die Anficht vertheidigten, daß Preußen berufen jei, mit 
Unterjtüßung des Protejtantismus ? die Führerſchaft in Deutjch- 
land zu übernehmen. Auch Bismarck gehörte zu den Vertretern 
dieſer Anſchauung und war eine Reihe von Jahren bemüht, durch 
Verdächtigungen Dejterreihd und durch unwürdige Angriffe auf 
die fatholiiche Kirche und ihre Bekenner die höchſten Kreiſe für 
die Verwirklichung diefes Planes zu gewinnen *, den er nach jeiner 
Erhebung zum oberiten Lenker der preußiichen Politik in Aus— 
führung zu bringen juchte. 
ihn den Vormittag zu ſich fommen laſſen) die Politik eines Gymnaſiaſten 
nannte.‘ 

! Siehe Seite 130 ff.; 152 ff. 

° Siehe Bd. 1°, ©. 24 ff. 

° Stahl, Der Proteitantismus als politiiches Princip. Berlin 1853. 

* Siehe die Berichte Bismard3 an Miniiterpräfidenten v. Manteuffel 
und Pojhinger, Preußen am Bundestag, 4 Bde. 
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aid 


Die Urtheile über diefen Staatsmann !, der To enticheidend 
in die Geſchicke Deutſchlands eingriff, weichen wejentlich von ein- 
ander ab. Die Lobrednier Bismards wollen ihn zum bedeutenditen 
Staatsmanne des Jahrhunderts jtempeln; andere Schriftiteller ex: 
fennen in ihm nur einen glüclichen Spieler. Es iſt ſchwierig, 
ein vollfommen zutreffendes Bild von ihn zu zeichnen. Zweifels— 
ohne beſaß er große diplomatiiche Gewandtheit, eine ungewöhn— 
liche Energie, unermüdete Arbeitsfraft und andere hervorragende 
Gaben; allein diefe Vorzüge werden durch fein fchroffes und rück— 
ſichtsloſes Benehmen gegen Hohe und Niedere, ſowie Nichtachtung 
der Rechte Anderer, ſowohl PBrivatperfonen als Gorporationen, 
ſehr in Schatten geitellt. Biel weniger Deutiche als ‚Preuße: ? 
trug er fein Bedenken, dem Intereſſe Preußens das Wohl 
Deutichlands zum Opfer zu bringen, und eventuell jelbit deutiche 
Provinzen auswärtigen Mächten zu überantworten, wenn er feinen 
Bortheil dabei fand. Nicht ängitlich in dev Wahl der Mittel zur 
Erreichung jeines Zweckes, verjchmähte er nicht, die Kunſtgriffe 
der Diplomatie zu Hilfe zu nehmen; wo aber die diplomatiſchen 
Verhandlungen jich als ungeeignet oder ungünftig erwieſen, war 
er entichloffen, ‚die großen Fragen der Zeit durch Eifen und Blut 
zu entjcheiden‘ ®. 

Anfangs dachte der preußiiche Miniſterpräſident nur an die 
Berwirklichung feines längit gehegten Lieblingsplanes, Preußen 
die Oberherrichaft in Norddeutichland zu verichaften und eine Coa— 
fition der proteitantiichen Staaten des Nordens von Europa gegen 


Zur Beurtheilung der Perjönlichkeit Bismards fünnen deſſen ‚Gedans 
fen und Erinnerungen‘ (2 Bde, Stuttgart 1898, der 3. Band jteht mod) 
aus) nur in jehr bejcheidenem Umfange herangezogen werden. Das Wert 
ift, wie jo viele andere autobiographiiche Darjtellungen, nichts anderes als 
eine — vie revue et corrigee. Die Bismard=Litteratur ijt in den lebten 
Sahren zu einer eritaunlichen Höhe angejchwollen. Wir notiren als orien— 
tirendes Werk: Klein-Hattingen, Fürſt Bismard und feine Welt, 2 Bde. 
Berlin 1902 f, ohne indefien alle Details des Buches zu billigen. 

? La Marmora, Etwas mehr Licht, ©. 262. 

3 Worte Bismards in der Abendfigung der Budgetcommijfion vom 
30. September 1862. 
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den fatholiichen Süden zu bewirten!. Der Ausführung ftellten 
ſich aber große Schwierigfeiten entgegen. König Wilhelm I. und 
und die hohe Artitofratie in Preußen hatten nod eine zu große 
Achtung vor dem Legitimitätsprincip, und der Widerfpruch der 
Kammer gegen die foftipielige Heeresreorganijation gebot um jo 
größere Borficht, als Preußen nicht mächtig genug war, den 
Widerſpruch Defterreihd und des deutſchen Bundes gegen feine 
Groberungsgelüfte mit den Waffen niederzuichlagen. Bismarck 
verhüllte deshalb vorerjt noch ſeine Pläne, arbeitete aber an deren 
Durchführung valtlos weiter. Die Neorganijation. des Heeres 
wurde gegen den Beichluß der Kammer, welche die Geldmittel 
verweigerte, ins Werk gejegt. Auch dev Verſuch, König Wilheln 
von feinem Legitimttätsferupel zu befreien und ihn mit Mißtrauen 
gegen Defterreich zu erfüllen, gelang vollftändig . Die Weigerung 
des Königs, der Einladung des Kaiſers Franz Joſeph zum Fürſten— 
tage nach Frankfurt im Jahre 18653 Folge zu geben, rief zwiſchen 
beiden Mächten eine Spannung hervor, welche nach dem ſchleswig— 
holiteinifchen Striege noch größer wurde’. Bismarck war jeinem 
Ziele näher gerückt. Bevor er jedoch zum Losichlagen ſich ent: 
Ichied, Tuchte er duch Berbindungen mit auswärtigen Mächten 
jeine Streitkräfte zu veritärfen. Gin natürlicher Bundesgenojfe 
in diefem Kampfe jchten ihm die revolutionäre Regierung Victor 
Emmanuels, welcher em gleiches Intereſſe wie der preußilche 
Staatsmann an der Niederwerfung Oejterreich3 hatte. Die Ent- 
hüllungen des italienischen Generals und Miniſters La Mar— 
morat, deflen Angaben von Bismard nicht der Unmahrheit ges 
stehen werden konnten, haben ‚etwas mehr Licht‘ über das Dunkel 
der Verhandlungen der beiden Staatsmänner verbreitet, deren 
Ergebniß das preußiſch-italieniſche Bündniß gegen Defterreich ° war. 


Gerlach, Denkwürdigkeiten II, ©. 642. 

’ Ra Marmora, ©. 262 und ©. 78. 

’ Ba Marmora, ©. 78. 

' An der Schrift ‚Etwas mehr Licht‘. Deutih. Mainz 1873. 

° An der Depeiche des preußischen Geſandten v. Ujedom an La Mar: 
mora vom 17. Juni 1866 wird der ganze Feldzugsplan Preußens näher an— 
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Die unfreundlichen Beziehungen Preußens zu Defterreich 
blieben fein Geheimniß, und die Vorzeichen eines baldigen Zu— 
jammenftoßes liegen ſich mehr oder minder deutlich erkennen. Um 
eine Veranlaſſung zum Kampfe zu haben, verlangte Bismard 
eine Reform der Bundesverfaflung, veip. Gleichitellung Preußens 
mit Oefterreich, worauf die Majorität der Bundesmitglieder nicht 
eingehen fonnte und wollte. Es iſt hier nicht der Ort, darzu— 
jtellen, wie die preußilch-öfterreichiiche Frage sich weiter ent: 
entwidelte. Die beiden Heere ftanden i. J. 1866 ſchlagfertig 
einander gegenüber. | 

Die weitaus größte Mehrzahl der Bewohner Deutichlands 
war dem drohenden Bruderfriege aus inneritem Herzensgrunde 
abgeneigt und gab auch diefer Geſinnung einen entiprechenden 
Ausdrud. Um diefe Schwierigkeit zu bejeitigen, appellirte Bis— 
mark an den antifatholiichen Fanatismus. Der lediglich aus 
jelbitfüchtigen Gründen von Preußen heraufbeichworene Krieg 
gegen Dejterreich wurde von den Sachwaltern der preußiſchen 
Politik zu einem Religionskrieg geitempelt und ganz bejonders 
das Haus Habsburg als Todfeind der evangelifchen Kixahe‘ t ver: 
feumdet. Sogar die confervative Kreuzzeitung öffnete dieſer 
höchit verwerflichen Polemik ihre Spalten und verkündete ihren 
Leſern, ‚daß ein Neligionsfrieg im Anzuge fei, vielleicht ebenjo 
blutig, als vor zweihundert Jahren der dreigigjährige Krieg ge: 
wejen jei‘ 2. Obſchon diefe Verdächtigungen und Verleumdungen 
Defterreichs und der Katholiken ſelbſt von protejtantiichen Zei— 
tungen? zurücgewiefen wurden, verfehlten fie doch ihren Zweck 
nicht ganz. Die offtciellen Blätter jtimmten in diefen Ton vor— 
läufig nicht ein, theil3 weil die Unwahrheit ſolcher Beſchuldigungen 
zu offenkundig war, noch mehr aber, weil man die Katholiten 








gegeben und die italieniiche Regierung zu einem gemeinjamen Vordringen 
gegen Oeſterreich aufgefordert, weil, ‚um ſich den dauerhaften Bei Venetiens 
zu fichern, man zuvor die öſterreichiſche Macht ins Herz getroffen haben 
müfle. La Marmora, ©. 328. Majunfe, Eulturfampf, ©. 51 ff. 

ı Majunfe, ©. 61. Schulte, Geih. des Culturfampfes, ©. 14 ff. 

? Majunfe, ©. 62; Schulte, ©. 16. 

33.8. von der Elberfelder Zeitung. Siehe Schulte, ©. 16. 
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nicht abitogen wollte, da man deren Hilfe zur Ausführung des 
geplanten Werkes noch bedurfte. Erſt nach dem Siege Preußens 
traten dieſe Blätter aus ihrer rejervirten Stellung heraus. 

Der Schauplatz des unjeligen Krieges vom Jahre 1866 war 
Deutichland und Italien. Er endigte hier wie dort mit empfind- 
lichen Niederlagen Defterreihs. Es mußte Venetien an den von 
ihm bejiegten König Victor. Emmanuel abtreten und aus Deutich- 
land ausjcheiden, wo nun Preußen die Obergewalt an ji riß. 
Durch die ‚Annerton‘ bejtegter Länder vergrößert und abgerundet, 
trat der preußiſche Staat an die Spitze des ‚eNorddeutſchen Bundes*, 

Die Niederlage des Kaiſerſtaates übte einen traurigen Rück— 
ichlag auf die fatholiiche Kirche in Deutichland aus. Wurden 
Ihon die Unfälle Oefterreihs in Stalten im Jahre 1859 ausge: 
beutet, um die erſt abgeichlofienen Gonventionen Badens und 
Württembergs mit dem heiligen Stuhle zu zerreißen !, jo begann 
jet ein neuer und allgemeiner Angriff gegen die Kirche, der feinen 
Höhepunkt im ſ. g. ‚Culturkampf‘ erreichte. Dieſer Kampf wurde 
ebenfalls von Bismard in Scene gejeßt. 

An Bundesgenofien fehlte es dem preußiichen Miniſterpräſi— 
denten nicht. In der eriten Reihe dev Kämpfer ftanden die Mit- 
glieder des Nationalvereins‘. Gejitiftet im Jahre 1859 durd) 
Herin vd. Bennigſen zur Ausführung des j. g. Gothaer Pro— 


grammes von 1849 — Einheit Deutichlands unter der Hege— 
monie Preußens — war fein Hauptzwef der Sieg des Libera— 


lismus in Staat und Kirche. Der Kampf gegen die fatholiiche 
Kirche und gegen ‚die Hochburg des Ultramontanismus‘, d. h. 
Defterreih, war darum dieſer Partei höchſt willfommen. Sie 
ftellte ſich bereitwillig Bismard zur Verfügung. Mit dem Na: 
tionalverein, deſſen Mitglieder jpäter den Namen ‚National: 
liberale‘ annahmen, verband ſich zu demjelben Zweck der ‚Prote= 
ttantenverein‘. Auf der Durlacher VBerfammlung im Auguft 
1865 wurde die Gründung dieſes Vereins angeregt, welcher im 
folgenden Jahre in Frankfurt unter dem Vorſitze des Heidelberger 
Profeſſors Bluntihli? ins Leben trat. Auf dem Boden des 

' Siehe Kapitel 15. 

»Bluntſchli, Dentwürdiges aus meinem Leben, 3 Bde., 1884 
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religiöfen Nihilismus ftehend, vereinigte der Proteftantenverein alle 
Richtungen des Proteftantismus in ſich. Sein Grumdprineip ift 
Leugnung des politiven Chriftenthums, jein Ziel Bekämpfung des 
‚Ultramontanismus‘, d. h. der fatholiichen Kirche. Trotz ‚innerer 
Gegenfäße‘ gewann der Berein, deſſen Beltand durch das berich- 
tigte ‚Leben Jeſu‘ von Schenfel in Heidelberg gefährdet wurde, 
immer mehr Mitglieder, deren einigendes Band der Hab gegen 
Nom iſt. Eine dritte Gruppe der Kirchenfeinde bildeten die Frei: 
maurer, in deren Hände die Fäden der Verſchwörung gegen die 
fatholiihe Kirche zufammenlaufen. 

Obſchon Graf? Bismard der Heeresfolge der Liberalzkirchen: 
feindlichen Partei, welcher die Wahlen zum Bollparlament das 
Uebergewicht verjchafft hatten, ganz ſicher war, trug er doch Be— 
denfen, den Feldzug gegen die katholische Kirche jegt jchon zu er: 
öffnen, und beantwortete die hierauf bezüglichen Wünſche aus- 
weihend. Der fluge Staatsmann wollte fich feiner einzelnen 
Partei gegenüber binden, jondern alle Parteien zu jeinen Zwecken 
ausnügen; auc fand er vom ftaatsmänniichen Standpuntte wich 
tige Bedenken, der Kirche den Fehdehandichuh hinzumwerfen. Vor— 
erſt blieb aljo diejelbe von Seiten der Regierung verſchont und 
erfreute fi jogar in den annectirten Ländern der Freiheit, welche 
die preußiiche Verfaſſung ihr zugeſtand ®. 

Um jo mehr war die Fatholifche Kirche den Angriffen der 
fiberalen Preßorgane preisgegeben. Der Ton, welchen die Blätter 
diefer Partet anſchlugen, wurde namentlich jeit dem Erſcheinen 
des päpftlichen Syllabus vom Jahre 1864 täglich feindjeliger. 
Auch die proteftantiichen ‚conjervativen‘ Zeitungen bethetligten ſich 
mit wenigen Ausnahmen an diefer unwürdigen Polemik“. Die 
preußiiche Regierung ließ es ungeahndet geichehen. Noch kühner 
wurde die Sprache der Kirchenfeinde nach den Erfolgen Preußens 
im Jahre 1866. In erhöhtem Maße kehrten die Berdächtigungen 








4.0.0. II, ©. 486 ff. 

? Nach) dem Kriege von 1866 verlieh ihm König Wilhelm I. dieſen 
Titel. 

’ Siehe Seite 209 ff. 

* Majunfe, ©. 76. 
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der Katholiken und vorab des Klerus wieder. Sie wurden ge: 
vadezu als Feinde Deutjchlands angefchwärzt, obſchon König Wil- 
helm ſelbſt und feine Regierung der Loyalität der Statholiken, 
und insbefondere auch des höheren und niederen Klerus das glän= 
zendſte Zeugniß ausgeſtellt hatten!. Die katholiiche Preſſe wies 
die Unmahrheit jener Anſchuldigungen überzeugend nad), vermochte 
aber nicht, die Gegner zum Schweigen zu bringen. 

Unbegründete Gerüchte über die angeblich ‚auf eine geheim: 
nißvolle Weiſe in einer Zelle eingeferferte® Nonne Barbara 
Ubryk in Krafau veranlaßten den Sournaliftentag in Wien, am 
51. Juli 1869 zu der Reſolution, daß es ‚eine Ehrenpflicht jedes 
denfenden Menſchen ſei, mit allen gejeglichen Mitteln für Die 
Aufhebung der Klöfter, Ausweiſung der Jeſuiten und vor allen 
Dingen für die völlige Aufhebung des mit Rom gejchloifenen 
Soncordates in die Schranken zu treten‘ ?. Man ſprach dabet die 
Erwartung aus, ‚daß auc die preußiiche Volksvertretung in 
dDiefem Sinne ihre Schuldigkeit thun werde. Die gerichtliche 
Unterfuhung ergab, daß Barbara Ubryk geiſteskrank war, aber 
nicht in eime Irrenanſtalt verbracht, Fondern auf Anordnung des 
apoftolifchen Stuhles im Kloſter behalten wurde, wo jte ärztliche 
Hilfe und Pflege, freilich ohne Erfolg, fand. Die erhobene An— 
flage gegen die Kloſterfrauen wurde ſchließlich von der Behörde 
zurüdgenommen, nachdem die wider die Nonnen erhobenen Be— 
Ihuldigungen als grundlos und verleumdertich ſich erwieſen hatten ®. 





Die Grundſätze des Wiener Journaliftentages wurden als- 
bald in Berlin zur Ausführung gebracht. Die erjte Veranlaſſung 
zum Stlofterfturme daſelbſt war die Verlegung der Fatholiichen 
Knaben-Waiſenanſtalt nach Moabit und die Erbauung einer Ka— 
pelle dafelbit zur Abhaltung des Gottesdienites für die Warjen 
und die hier zahlreich wohnenden Katholifen. Mit der Verwal: 


Staatsanzeiger vom 13. Juli 1866 bei Schulte, Geſch. d. Cultur— 
fampfes, ©. 17. 
” Majunfe, ©. 101. 
’ Siehe Germania vom 31. Mai 1871. 


BEE 


er EN 


BY 


Das Waiſenhaus in Moabit. 283 


tung der Seelforge wurden zwei Mitglieder ! des Dominikaner: 
Ordens betraut, und die Pflege der Waifenfnaben den armen 
Brüdern vom heiligen Franzisfus übertragen. Am 4. Auguſt 
1869 jand die Einweihung der Kapelle itatt. Wenige Tage 
darauf begannen die von den Liberalen veranitalteten Böbelerceife 
gegen ‚das Klojter‘, wobei die größten Brutalitäten vorfamen. 
Die nicht fatholiiche Prefie der Hauptſtadt mit einziger Ausnahme 
der Kreuzzeitung Iprachen fich beifällig aus. Dieſe Stimmung be- 
nüßten die Klofterftürmer, um einen allgemeinen Angriff zu or: 
ganifiren. Sie erliegen öffentliche Einladungen zu Volksverſamm— 
lungen, auf welchen WBetitionen an das Haus der Abgeordneten 
um Aufhebung der Klöſter berathen und unterzeichnet werden 
jollten. Das zahlreiche Erſcheinen der Katholiken unter Anführung 
des muthigen Geistlichen Rathes Müller vereitelte jedoch dieſen 
Plan. Die Liberalen zogen ſich nun in ihre Bezirksperfammlungen 
zurück, wohin die „Ultramontanen; nicht eindringen fonnten, und 
brachten hier elf mit wenig zahlreichen Unterſchriften bedecdte Pe— 
titionen zu Stande, deren Zahl durch die Betition aus Elbing ? 
auf zwölf jtch vermehrte. Die Betenten, denen freilich andere 
Männer die Feder geführt, verlangten vornehmlich die Unter: 
drückung der Klöſter in Preußen, die Vertreibung der Jeſuiten 
und die Aufhebing des mit Rom geichlofienen ‚&oncordates‘ ’ 
von 1821. In Ermangelung von Gründen zur Unterjtügung 
ihrer Forderungen verleumdeten fie die Klöfter als ‚Pflanzitätten 
des Uberglaubens, dev Faulheit und der Unzucht‘. 

Der Landtag überwies dieje ‘Petitionen der Petitionscom— 
million. Das Referat wurde von Dr. Gneiſt ausgearbeitet. 


ı Graf Dr. Czeslaus de Robiano, welcher ſchon jeit 1566 unange— 
fochten in Berlin in der Militär-Lazareth:Seeljorge gewirkt hatte, und ein 
gelehrter Italiener. 

2 Sn dem ganz proteftantiichen Elbing kannte man Klöfter kaum dem 


- Namen nad. 


3 Die Verfaſſer der Adrefien hatten dieſen Paſſus der Rejolution des 
Wiener Zournaliftentages (j. S. 282 F.) entlehnt und befundeten dadurch jehr 
deutlich, daß fie weder das öſterreichiſche Goncordat, noch die von demjelben 
ganz verjchiedene preußiiche Convention von 1821 kannten. 
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Diefer gehörte zu den erbittertiten Feinden der katholiſchen Kirche 
und hatte jchon am 4. November 1869 in der Berfammlung der 
Stadtverordneten Berlins ausgefprochen, daß die Kloiterfrage im 
AUbgeordnetenhauie zur Berathung kommen und ım Sinne der 
Kloſterſtürmer entichteden werde. Diejen Zweck erftrebte auch fein 
an gehäſſigen VBerdächtigungen der Fatholifchen Kirche und der 
Klöſter ſtrotzendes Referat!. Mit Herbeiziehung einiger längit 
antiquirten uud durch die Verfaſſung aufgehobenen Verordnungen 
ſtellt Gneift den Antrag, ‚die Negterung aufzufordern, die be— 
ſchränkenden Beitimmungen der preußiichen Landesgefeßgebung über 
die geiftlichen Gejellichaften, inSbejondere die des Edictes vom 30. 
Dftober 1810 und der noch zu Recht beitehenden Vorſchriften des 
allgemeinen Landrechtes, ſowie die Zwiichengefeßgebung in den 
weſtlichen Landestheilen zur Ausführung zu bringen, und aud) 
eine Umgehung diefer Beſchränkungen in Form von Conceſſionen 
und Incorporationen von Waiſenhäuſern, Erziehungs: und Unter: 
richtsanftalten, Krankenhäuſern und anderen Stiftungen nicht zu— 
zulaffen, insbefondere Conceſſionen und Gorporationsrehte für 
Anstalten der Art nicht an Perſonen zu ertheilen, welche geiſt— 
lien Geiellichaften zugehören, und im Wege des Nuffichtsrechtes 
eine active Betherligung von Mitgliedern geistlicher Gejellichaften 
an der Leitung und Verwaltung derartiger Anftalten nicht zu ge= 
ftatten‘. "Die Majorität der Commiſſion ſchloß ſich dem Antrag 
an. Damit war das Todesurtheil über die Klöſter ausgeſprochen, 
deren Berechtigung die NRegierungscommilläre, befondern der Geh. 
Wirkl. Regierungsrath Linhoff, eingehend und überzeugend nad) 
gewieſen hatten. ? 

Der Antrag der Petitionscommiſſion, welcher mit den 
klarſten Beitimmungen der Berfaffung und einer zwanztgjährigen 
Praxis des Abgeordnetenhaufes in directem Widerjpruche ftand 3, 





' Das verfaliungsmäßige Recht ıc., ©. 59 ff. Schulte, Geſch. des Cul— 
turfampfes, ©. 68 if 

° Dergl. Pfülf, Der lebte Veteran der ‚Rath. Abtheilung‘ a. a. ©. 
©. 524 f. 

’ Siehe die treffliche Kritik in der N. 1 angeführten Schrift und in 
Vering, Ardiv Bd. 23, ©. 369 (v. Peter Reihensperger). 
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rief eine große Entrüftung unter den acht Millionen Katholiken 
Preußens hervor, deren verfaflungsmäßig garantirten Rechte 
einer umbedeutenden Anzahl objeurer Fanatiker zum Opfer ge- 
bracht werden jollten. Dieje Kundgebungen und die ablehnende 
Haltung der Regierung machten die Kloſterſtürmer ſtutzig und 
veranlaßten jte, um jo mehr die Ausführung ihres Planes auf 
günftigere Zeiten zu verjchteben, als auch jchwer wiegende poli— 
tiſche Erwägungen ihnen vorjichtiges Auftreten im dieſer Ange— 
legenheit nahe legten. Die damals ſchon geplante Verbindung 
der deutſchen Südſtaaten mit dem Norddeutichen Bunde wäre 
dur ein jchroffes Auftreten gegen die katholiſche Kirche und 
gegen die Orden ſehr gefährdet worden. Die nationalliberale 
firchenfeindlihe Partei konnte deshalb ‚leidenjchaftliche religiöſe 
Debatten nicht gebrauchen‘; denn dieje würden ‚der zukünftigen 
Vereinigung des Südens und Nordens zum größten Schaden 
gereicht haben‘. Der Kampf konnte erit mit Ausfiht auf Erfolg 
geführt werden, ‚nachdem das Dach gewölbt war über das ge— 
meinſame Reich‘ !. 

Se mehr die nationalliberale Partei ſich bemühte, Die 
Klofterfrage von der Tagesordnung abzulegen, was ſie bet dem 
bevorjtehenden Schlufle des Landtages um jo leichter zu er: 
reichen hoffte, deſto entjchiedener drangen die fatholiichen Abge— 
ordneten darauf, daß dieſe einmal angeregte Frage gründlicd) 
erörtert und der Nechtsbeitand der klöſterlichen Genoſſenſchaften 
vom Landtage ausgejprochen werde. Am 25. Januar 1870 
wurde ein von mehr als hundert Mitgliedern des Hauſes unter- 
zeichneter Antrag eingereicht, das Abgeordnetenhaus möge über 
die zwölf Petitionen unter Ablehnung des Antrages der Peti— 
tionscommiflton zur Tagesordnung übergehen. Der Präſident 
beitimmte den 9. Februar zur Berathung über dieſen Gegen— 
ftand. Am 8. Februar jtellte der freiconfervative Graf Be: 
thuſy-Huc den Antrag, die Kloſterfrage von der Tagesord- 


ı Diejes Gejtändniß legte einer der Führer der Nationalliberalen, der 
Jude Lasker, in der Situng des Abgeordnetenhaujes vom 25. November 
1873 ab. 
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nung abzujegen, weil es ‚überhaupt mißlich ei, Firchliche Ange— 
legenheiten der Discuſſion eines politischen Körpers zu unter: 
jtellen‘ T, und die Debatten ‚„unzweifelhaft gegenfeitige Berbitterung 
und gegenjeitige Anfeindung‘ zur Folge hätten. In feiner Er— 
widerung bob Peter Meichensperger bejonders hervor, daß es 
lich hier ‚um eine ganz falte einfache Nechtsfrage handele‘, deren 
Grörterung um jo nothwendiger jet, als ‚ein den bisherigen 
Nechtszuftand verleugnender Commiſſionsbericht desfalls im Haufe 
der Abgeordneten vertheilt umd zur Kenntniß des Landes ge: 
fommen jet. Der Antrag Bethuſy's wurde abgelehnt; aber die 
Liberalen bewirkten durch DBerzögerung der Debatten, daß Die 
Kloſterfrage am 9. Februar nicht zur Berathung fam. Gin von 
80 Mitgliedern unterſtützter Antrag Deallindrodts?, den Bericht 
der Betitionscommilfion als erjten Gegenftand auf die Tages— 
ordnung für den 10. Februar zu jeßen, erhielt nicht die Majo— 
vität, und auch der Antrag Heiſe's, die Sitzung früher zu bes 
ginnen, oder eine Abenditgung abzuhalten, wurde abgelehnt. Der 
Schluß des Landtages fand am 12. Februar 1870 ftatt. Die 
Kloiterfrage faın nicht mehr zur Verhandlung. 





Die Siege der deutichen Waffen in dem Kriege Preußens 
gegen Frankreich 1870 waren für die politischen und religiöjen 
Berhältniffe Deutjchlands von jehr großer Bedeutung. Das preu— 
Biichdeutiche Neich wurde nad) dem Plane Bismards gegründet. 
Der Norden und der Süden von Deutichland waren unter preu— 
Bilcher Oberhoheit vereinigt. An der Spiße des Reiches jtand 
der König von Preußen als erblicher ‚Deutjcher Katjer. Ihm 
wurde auch die oberite Führung des Heeres übertragen. Das 
Dad) war jeßt über das gefammte Reich gewölbt. 

Bismarck wurde für feine Dienste belohnt. König Wilhelm J. 
erhob ihn in den Fürftenftand und wies ihm eine veiche Dota— 
tion an. An die Stelle des Norddeutichen Neichstages trat der ° 


' Das verfafiungsmäßige Recht ꝛc. ©. 118. 
"Aa. O. S. 121 und Pfülf, H. v. Mallindrodt?, ©. 299 ff. 
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„Deutſche Reichstag‘, deſſen Mitglieder durch directe Wahlen er— 


nannt werden, an welchen jeder männliche Deutſche, der das 


25. Jahr erreicht hat, ſich betheiligen kann. Die einzelnen 
Fürſten jenden ihre Vertreter in den Bundesrath. Die vom 
Neichstag und Bundestag gemeinfam gefaßten Beſchlüſſe werden 
pom Kaijer ausgeführt. Ein Veto ſteht ihm nicht zu. Die Be— 
handlung der Angelegenheiten der Einzelitaaten bleibt wie bis- 
her deren Ständefammern -überlaflen. Der oberite Beamte des 
Reiches, in deſſen Hand alle Fäden der Regierung vereinigt 
find, iſt der Neichsfanzler, deſſen Ernennung den Kaiſer zuiteht. 
Wilhelm I. übertrug diejes Amt dem Fürsten Bismard. 

Die Katholifen knüpften an die Derftellung des neuen deut: 
Ichen Reiches die Hoffnung, daß num auch die Schranken, in 
welche eine feindliche Gejeßgebung in mehreren Staaten die fa- 
tholiiche Kirche eingeengt hatte, wegfallen würden. Am beiten 
fonnte dieſer Zwed durch Aufnahme der preußiichen Verfaſſungs— 
paragraphen über das Verhältniß des Staates zu den Religions— 
gejellichaften in die Grundrechte des deutſchen Reiches erreicht 
werden. Von diejer Heberzeugung geleitet, richtete Biſchof von 
Ketteler am 10. Oktober 1870 ein Schreiben ! an Bismarck, 
in welchem er vom religiöfen, wie vom politifchen Standpuntte 
aus den Nachweis erbringt, daß ‚Diele Verfaflungsbeitimmungen 
das einzige Mittel zum religiöfen Frieden‘ und damit für Die 
innere Ruhe und äußere Machtitellung Deutjchlands jeten; er 
Ipriht die Hoffnung aus, der leitende Staatsmann werde nad) 
Kräften mitwirken, ‚daß das große neue Deutjchland unter 
Preußens Führung ein Land werde, welches auf den Grundlagen 
der Gottesfurdht, erniter ftrenger Sitte und treuer Prlichterfüllung 
auferbaut jei‘, wie ja auch ‚die Negierungsorgane dem deutjchen 
Volke verfündigten‘. So gewichtig aber die Gründe des biſchöf— 
lichen Schreibens waren, jo fanden diejelben doch feine Beachtung 
von Seiten des Neichsfanzlerd, der einen ganz anderen "Plan 
verfolgte. 


1 Naich, Briefe des B. v. Stetteler, S. 422. Majunfe, ©. 109 ff. 
Pfülf, Biſch. v. Ketteler IIL, 160 ff. 
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Das eigentliche Eirchenpolitiiche Programm Fürſt Bismards 
darzuftellen, wird die Aufgabe einer Ipäteren Zeit jein. Indeſſen 
dürfte die Auffaffung, die ein jo weit und tief blickender Kirchen: 
fürſt wie Biſchof von Ketteler über diefen Punkt ſich gebildet 
hatte, der höchiten Beachtung werth fein; wir glauben, daß die 
fünftige Geſchichtsforſchung nach Kenntnignahme von allen Docu— 
menten im Großen und Ganzen dem Urtheile von Kettelers bei= 
pflichten wird. 

‚Bir zweifeln nicht, To äußert ſich der biſchöfliche Schrift- 
jteller in einem bis vor Kurzem ungedrudt gebliebenen Auflage, 
‚daß das letzte Ziel des Fürſten Bismard nur darauf gerichtet 
tt, die preußiiche Staatsverfaſſung und das innere preußiiche 
Staatsrecht wieder von allen freiheitlichen Glementen, welche ſich 
jeit den Jahren 1857 und 1848 eingejchlichen haben, volljtändig 
zu Jäubern und das alte monarchiſch-abſolutiſtiſch-militäriſche 
Preußenthum, wie es vor jener Periode beitand, in jeiner ganzen 
Integrität wieder herzustellen... Diejes altpreußtiche monarchiiche 
Syitem, wie es in feiner vollen Reinheit im ‚Allgemeinen Land- 
recht‘ durchgeführt ift, Toll aber nicht: nur in verbeſſerter Geftalt, 
namentlich der militärischen Organiſation, wieder hergeitellt, Jondern 
auch auf ganz Deutichland ausgedehnt werden. Das iſt der 
Schlüſſel zum Verſtändniß der Bolitif des Reichskanzlers und zur 
Erklärung des Beifalles, welchen diejelbe an höchiter Stelle troß 
mancher Wagehalfigkeiten findet. Dieſem abſolutiſtiſch-monarchiſchen 
Syitem verdankt Preußen unzweifelhaft jeine Entjtehung, ſein 
Wachsthum und feine gegenwärtige Macht. jede VBerfümmerung 
desjelben muß daher dem echten Preußen als ſtaatsgefährlich er= 
icheinen. Deshalb muß das preußiiche Staatswejen wieder von 
allen fremden Glementen gereinigt werden, welche in den legten 
dreigig Jahren eingedrungen ſind.“ 

‚Diefen Reinigungsproceß nun‘ ſollte der ‚Culturfampf‘ ein— 
leiten. ‚Das it jeine wahre Bedeutung. Zuerſt muß das preu— 
ßiſche Staatswejen wieder von allen Freiheiten und Rechten be= 
freit werden, welche die fatholiiche Kirche jeit dem Jahre 1837 
errungen hat; zuerit muß das Verhältnig von Kirche und Staat 
wieder in den Stand zurücverjeßt werden, wie es in dem preu= 
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ßiſchen Landrecht normirt iſt. Alles ſprach dafür, mit diefer 
Purifieirung auf kirchlichem Boden zu beginnen. Was konnte 
aljo dem Reichskanzler erwünjchter jein, als im Kirchenſtreit ein 
Mittel zu finden, um das Werk, welches er in der Conflictszeit 
nicht fertig bringen konnte, nunmehr mit Beihilfe derjelben Partei 
zu Stande zu bringen, welche damals bis auf den Tod wider 
ihn kämpfte.‘ „In diefem Lichte‘, To Ichließt Biſchof v. Ketteler 
jeine Darlegung, ‚werden die Kämpfe der Gegenwart im Innern 
Deutichlands unjern Nachkommen erjcheinen.‘ ! 

Die Nieverwerfung Frankreichs, deifen Bewohner mit helden- 
müthiger Ausdauer den Kampf für ihr Vaterland führten, wurde, 
wie die Siege Preußens im Bruderfriege vom Jahre 1866, von 
den bereits erwähnten Firchenfeindlichen Parteien für ihre Zwecke 
ausgebeutet. Die antifirchliche Preſſe überbot fich in Verun— 
glimpfungen uud DBerleumdungen der Katholiken. Die Polemik 
gegen Diejelben erinnert nur zu jehr an die Berfolgungen der 
Chriſten unter den römischen Imperatoren. Obſchon die Katho= 
(ifen Deutichlands Gut und Blut zum Opfer gebracht und an 
Treue gegen die weltliche Obrigkeit ihren proteſtantiſchen Lands— 
leuten nicht im mindelten nacdjitanden,2, wurden fie doc) die Ziel— 
icheibe nichtswürdiger Berdächtigungen. Die Liberalen Parteien 
gingen hierin, Hand in Hand mit den Conjervativen, und Die 
Mitglieder des PBrotejtantenvereins verbanden fi) zu dieſem 
Zwecke mit den Bertretern der Orthodorte. Die Katholiken 
wurden in Wort und Schrift als Feinde Preußens und des neuen 
deutjchen Reiches angejchuldigt, ihre Treue gegen Fürſt und 
Vaterland in Zweifel gezogen, und den weltlichen Regierungen 
nicht undeutliche Winfe gegeben, wie man gegen die neuen ‚Reichs— 
feinde‘ verfahren müſſe. 

Das ganze Gebahren diefer Parteien, welche im Stege 
Preußens über Frankreich) einen Sieg des Liberalismus und 
des Proteftantismus über die fatholiiche Kirche und deren Bes 
fenner erblickten, überzeugte die tiefer Blickenden, daß ein neuer 





ı Pfülf, Biſchof v. Ketteler III, 166 ff.; vergl. ILL, 161 ff. 

? Veber die Thätigfeit der Sejuiten im Kriege j. Rift, Die deutjchen 
Sejuiten auf den Schlachtfeldern u. in den Lazaretten. Freiburg 1904. 

Brück-Kißling, Geich. der fath. Kivche im 19. Jahrh. III, 2. Aufl. 19 
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gewaltiger Sturm im Anzuge jet, welcher der Fatholiichen Kirche 
Verderben drohe. Um den Sturm zu bejchwören, oder jeine Wir- 
fungen aufzuhalten, war ein gemeinjames Auftreten der Ka— 
tholifen in der Preſſe mehr als je geboten. 

Die Katholischen Tagesblätter führten die VBertheidigung der 
jo Schmachvoll angegriffenen Kirche, und das katholiſche Wolf, 
den ganzen Ernſt der Situation erfennend, Jandte Männer in 
die Ständefammern, welche Muth und Gefchie befaßen, für die 
verfaffungsmäßigen Nechte ihrer jo arg bedrohten Kirche einzu= 
treten. Aus der Wahlurne für den preußiichen Landtag 1870 
gingen mehr als 50 entjchteden katholiſche Abgeordnete hervor. 
Um aber ihren Worten mehr Nachdruck zu geben, war ein fejtes 
Zuſammenhalten und ein gemeinfchaftliches Auftreten der fatho- 
lichen Weitglieder des Abgeordnetenhaufes und des Neichstages 
nothwendig. Die ‚katholiihe Fraction‘ mußte wieder eritehen. 
Diefem Wunjche hatte die katholiſche Preſſe ſchon wiederholt 
Ausdruck gegeben. 

Bon einer DBertretung der katholiſchen Intereſſen im preu— 
Bilchen Landtage konnte jeit 1866 feine Rede mehr fein. Schon 
im Anfang diefes Jahrzehntes hatte die Begeifterung der Katho— 
lifen für die ‚fatholiſche Fraction‘ zu erlahmen begonnen, als 
der ‚yortichritt‘ in der Conflietöperiode der Fraction ‚die Popu— 
larität abjagte. Die noch immer zahlreichen katholiſchen Abge— 
ordneten waren, ‚wenn e3 fi) um Fragen von Jpecifilch kirchlich— 
politiichem Charakter handelte, durch die Mitgliedſchaft der einen 
oder der anderen „liberalen“ oder „conjervativen” Fraction in 
ihrer Thätigkeit nicht jelten beengt, namentlich aber meist außer 
Stande, die Initiative zu ergreifen‘. Das verlorene Terrain 
in den parlamentariichen Körperichaften mußte wiedergewonnen 
werden. Doc wollten die hervorragenditen Abgeordneten, daß 
man nicht eine Firchlich:confefftionelle, jondern eine politilche 
Fraction gründe, — „ſelbſtverſtändlich unbeichadet der entſchieden 
katholiſchen und treu kirchlichen Gefinnung der dem katholiſchen 
Bekenntniſſe angehörenden Mitglieder‘. 
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In der Folge fam eine Berftändigung über die Bildung 
einer politiſchen Fraction chriftlich confervativer Richtung zu 
Stande. Savigny und Peter Neichensperger erhielten den Auftrag, 
die nothwendigen Borbereitungen hiefür zu treffen. Am 14. De: 
zember 1870 wurde der preußiiche Landtag eröffnet. Wenige 
Tage vorher, am 11. Dezember, hatten Savigny, P. NReichens- 
perger und Legationsrath v. Kehler im ‚Auftrage von Ge- 
finnungsgenofjen und in ihrem eigenen Namen, diejenigen Abge- 
ordneten zum preußiichen Landtage, welche es als ihre Pflicht 
erachten, im wohlverjtandenen Intereſſe ſtaatlicher Ordnung für 
Aufrechthaltung und organiſche Entwidelung verfaſſungsmäßigen 
echtes im allgemeinen und insbefondere für die Freiheit und 
Selbjtitändigfeit der Kirche und ihrer Inſtitutionen mit Ent: 
ichtedenheit einzutreten, zu einer Vorbejprechung eingeladen‘. Das 
Reſultat dieſer Beiprehung war die Bildung ‚der Fraction des 
Gentrums‘ (13. Dezember 1870)! und die Gründung eines grö— 
Beren fatholiichen Blattes, der ‚Germania‘, Der Fraction ſchloſ— 
jen ich jogleich 48 Mitglieder des Abgeordnetenhaufes an. Ihre 
Zahl vermehrte ſich im Laufe der Landtagsjeilton auf 54. Sie 
zählte die bedeutendjten Fatholiichen Eelebritäten, unter ihnen auch 
Mindthorit und Hermann v. Meallindrodt. 

Um 11. Januar 1871 erichten in der Germanta der von 
51 hervorragenden Gentrumsmitgliedern des Landtages unterzeich— 
nete Aufruf für die bevorstehenden Neichstagswahlen. Dieje fan: 
den am 3. März jtatt und führten dem Gentrum 67 Mitglieder 
zu, die am 21. März ihr Brogramm veröffentlichten. Als lei- 
tende Grundfäße ihrer Beftrebungen werden darin aufgeitellt: 
Wahrung des Grumdcharacters des Neiches als eines Bundes— 
jtaates‘ durch Bekämpfung aller ‚Beitrebungen, welche auf eine 
Aenderung des füderativen Characters der Neichsverfallung ab— 
zielen‘; Förderung des ‚moralijchen und materiellen Wohles aller 
Volksklaſſen‘ und endlich ‚verfaffungsmäßige Feititellung von Gas 
rantien für die bürgerliche und religiöfe Freiheit‘ und ‚Schuß des 


ı Der Name ‚Centrun‘ (DVerfafiungspartei) war durh Karl ww Sa— 
vigny u. Aug. Neichensperger vorgejhlagen worden. Pajtor, U. Reichens— 
perger Il, 7. Vergl. Pfülf, Mallindrodt ’, ©. 321 ff. 
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Rechtes der Religions-Geſellſchaften gegen Eingriffe der Gejeß- 
gebung‘ !. 

Wie aus diefem Programm erfichtlih it, wollte die Cen— 
trumsfraction, welcher auch höhere Staatsbeamte angehörten, nur 
die Angriffe des falſchen Liberalismus auf die höchjten Güter der 
Menſchheit zurücichlagen, keineswegs aber, wie man fie anjchul- 
digte, in Oppofition zur Regierung treten. Ste war vielmehr 
ganz bereit, ‚dem Kaiſer zu geben, was des Kaiſers ift‘; mur 
beanjpruchte fie auch das Recht ‚Gott zu geben, was Gottes it‘. 
Wenn auch das Schwanfende Benehmen mancer hohen Würden 
träger des Staates und ihr Liebäugeln mit den Firchenfeindlichen 
Parteien bei den Katholiken Mißtrauen erregen mußte, jo gaben 
diefe doch die Hoffnung nicht auf, der Reichskanzler werde den 
Grundſatz: ‚die Gerechtigkeit iſt das Fundament der Staaten‘ zur 
Nichtichnur feines Handelns nehmen. Von diefer Annahme aus- 
gehend, riefen jogar einzelne Biſchöfe? die Hilfe des neuen deut- 
hen Neiches zum Schuße der weltlichen Herrichaft des Papſtes 
an, welchem die Piemonteſen nach dem Abzuge der Franzöfiichen 
Truppen aus Nom, am 20. September 1870, den lebten Reſt 
jeiner Beſitzungen entriffen hatten. 

Wenn die KHatholifen die Meinung begten, der preußiiche 
Miniſterpräſident und Reichsfanzler würde ihre berechtigten Wünſche 
erfüllen, jo jollten fie muır zu bald enttäujcht werden. Die ‚Mo: 
bilmachung des Gentrums‘ fam Bismard jehr ungelegen. Sie 
durchkreuzte feine Pläne und erjchwerte deren Ausführung. Er 
jteuerte auf ein ganz anderes Ziel los wie das Centrum. 

Anfangs wollte Bismard feine Gemwaltmittel in Anwendung 
bringen. Gr glaubte auf eine leichtere und mehr fichere Weiſe 
jein Ziel zu erreichen. Die Haltung einiger deutſchen Bilchöfe, 
deren Benehmen er jedoch ganz unrichtig beurtheilte, dem Vati— 
canischen Concil gegenüber, wecte in ihm die Hoffnung, mit 
Hılfe des Episcopates fein Ziel zu erreichen. Der gemeinjame 
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Hirtenbrief der deutjchen Oberhirten aus Fulda !, Ende Auguft 
1870, zeritörte diefe Illuſion. 

Auch der ſchlau eingefädelte Plan, das Gentrum bei den 
Katholiken in Miperedit zu bringen und dadurd in feiner Mirk- 
jamfeit zu lähmen, oder es gar auseinander zu ſprengen, mi: 
lang. Bismarck jelbjt verfichert in einem für die Deffentlichkeit 
bejtimmten Schreiben an den Grafen Frankenberg, Gardinal 
Antonelli habe in einer Unterredung mit dem bayeriichen Ge— 
jandten und interimiftiichen Gejchäftsträger des deutichen Reiches 
in Rom, Grafen Tauffkirchen, ‚jeine Mikbilligung‘ über ‚die 
Haltung der Gentrumspartei‘ ausgejprochen und damit ‚auch den 
perjönlichen Geſinnungen Sr. Heiligkeit Ausdruck gegeben‘. Diele 
Nachricht, welche ſchon einige Wochen vorher durch die Zeitungen 
verbreitet worden war, erregte großes Aufiehen. Am 28. Mai 
wandte ſich der Biſchof von Mainz an den Cardinalitaatsjecretär 
um Aufklärung ?. Diejer erwiderte am 5. Juni, daß er in feiner 
Unterredung mit dem Grafen Zaufffirchen ‚die Abficht, den Reichs: 
tag zu einer Meinungsäußerung über eine zum Schuße der welt: 
lichen Herrſchaft der Kirche zu beichliegende Intervention zu ver: 
anlaſſen, nur für verfrüht erachtet‘, aber ‚durchaus nicht das Be— 
jtreben der katholiſchen Abgeordneten getadelt habe, das Wohl 
der Kirche zu fördern und die Rechte des heiligen Stuhles zu 
ihüßen‘; er ſprach zugleich fein Bedauern darüber aus, ‚daß 
durch die Gegner der Kirche in deutſchen Zeitungen verbreitet 
wurde, es Sei die Handlungsweile der katholiſchen Fraction im 
deutſchen Reichstage von ihm getadelt worden‘. Damit waren 
auch die von den ſ. g. Staatsfatholifen, Getftlichen wie Laien, 
gegen das Centrum vorgebradhten Einwände und Beichuldigungen 
zurückgewieſen. 

Das Schreiben des Cardinals Antonelli nahm Bismarck die 
Hoffnung, den heiligen Stuhl für ſeine Zwecke ausnutzen zu kön— 
nen; er entſchloß ſich nun zum offenen Kampfe gegen die katho— 
liſche Kirche. Die liberalen und conſervativen Wortführer boten 


I Siegfried, Actenſtücke ꝛc,. S 21ff. 
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ihm hiezu Hilfreiche Hand. Am 6. Auguſt 1871 erließen prote- 
Itantiiche Notabilitäten aus allen Theilen des Neiches, an ihrer 
Spite der Feldmarichall Graf Moltke und Bethmann=-Hollweg, 
eine Einladung zu einer am 10.—12. Oftober in Berlin abzu— 
haltenden Verfammlung zum Zwede, die einzelnen deutjchen Lan— 
des- reſp. Bekenntnißkirchen feſter unter einander zu verbinden, 
um dem ‚Romanismus‘ und dem ‚NRadicalismus‘, ‚welche beide*, 
wie die Verfaſſer der Einladung ſich ausdrücdten, ‚ihre lebten 
Conſequenzen auch inmitten des deutſchen Volkes zu ziehen und, 
die Gewiſſen verwirrend, das Staatöleben wie die Gejellichaft zu 
zerfeßen drohen‘, mit Kraft entgegentreten zu können. Wie vor: 
auszufehen war, ‚tam die mit jo großem Eclat nad) Berlin zu: 
jammenberufene VBerfammlung‘, welche auch Sailer Wilhelm J. 
perfönfich bejuchte, ‚zu keinerlei einträchtigen und eingreifenden 
Beichlüffen und machte nach allgememem Eindruck vollftändig 
Fiasko'. 

Aus dem eben erwähnten Documente iſt auch erſichtlich, daß 
der ſ. g. Culturkampf von den Katholiken weder heraufbeſchworen, 
noch begonnen wurde, ſondern längſt vorbereitet und nur auf 
günſtigere Zeiten verſchoben worden war. 


Fünfzehntes Kapitel. 


Die Anfeindungen der Conventionen in Württemberg und Baden. Die Kampfesweiſe. 
Agitationen in Württemberg. Die Rectorswahl in Tübingen. Berhandlungen in der 
zweiten Kammer. Berwerfung der Convention 1861. Vorlage eines neuen Kirchengeſetzes. 
Brotejte gegen die Aufhebung der Convention. Note Antonelli's. Benehmen der Standes- 
herren in diefer Sahe. Verhandlungen über den Entwurf eines Kirchengefehes in beiden 
Kammern. Annahme desjelben. — Agitationen gegen die badiſche Convention. Der Dur: 
lacher Schmerzensihrei. Die neue Aera in Baden. Die Proclamation des Großherzogs. 
Proteſte des Erzbifchofs, des Klerus und der Katholiken. Die 6 Kirhengejegentwürfe. 
Die Denkſchrift des Erzbiihofs. Kammerverhandlungen. Das Kirdhengeie vom 9. Dito- 
ber 1860. Sein Inhalt. Notenwechſel zwiſchen Rom und der badiihen Regierung. I 
Brotejtation des heiligen Stuhles gegen die einfeitige Aufhebung der 
Gonvention. 


Mit dem Abſchluſſe der Gonventionen war der Friede zwiſchen 
der Kirchen: und Staatögewalt in Baden und Württemberg nicht 
hergeftellt ; vielmehr entbrannte nad) kurzer Zeit der Kampf von 
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neuem. Der apojtoliiche Stuhl hatte fich begnügt, nur die ärgiten 
Auswüchle des Staatsfirchenthums abzufchneiden, im übrigen aber, 
wie der Inhalt der einzelnen Uebereinkünfte beweist, den Re— 
gterungen jehr weitgehende Zugeſtändniſſe gemacht. Die Rechte 
des Staates wurden aljo durch die getroffenen Vereinbarungen 
durchaus nicht gejchädigt, und ebenjowenig war der confefltonelle 
Friede gejtört. Die Katholiken konnten fich freilich nicht ver: 
behlen, daß der Kirche die ihr gebührenden und ihr wiederholt 
zugeficherten Gerechtſame nur theilweife zurücgegeben waren, ent- 
hielten jich aber jedes Widerjpruchs gegen die Beftimmungen des 
heiligen Stuhles; die Proteſtanten konnten ſich durch die Con: 
ventionen weder in der Ausübung ihrer Religion beengt, noch in 
ihren kirchlichen Rechten beeinträchtigt oder verlegt fühlen. 

Der Widerjpruc gegen die Conventionen in Baden umd 
Württemberg ging auch feineswegd vom Bolfe ! aus, ſondern ift 
hauptjächlic) das Werk der Freimaurer, welche den Kampf wider 
diejelben künſtlich heraufbeichworen. Die Beweggründe, welche 
die Gegner der Conventionen leiteten, waren vornehmlich confeſ— 
ioneller Haß und politisches Parteiweſen?. Beide vereinigten 
fih, um nad) der von der Loge angegebenen Parole vorzugehen. 
Ein Hauptagitator war Bunfen ?, welcher im jeinen ‚Zeichen der 
Zeit‘ * nicht nur die confejftonellen Leidenschaften aufitachelte, ſon— 
dern auc die Mittel angab, durch deren Anwendung die Knech— 
tung der Kirche am ficherften bewerfitelligt werden könne, indem 
er den von den rejpect. Negierungen und jpäter von Bismard 
getreu befolgten Vorschlag machte: die Firchlichen Angelegenheiten 
jollen durch ‚Vorlage eines Gefeßes an die Stände‘ einjettig ge: 
ordnet und durch eine beigefügte ‚Strafclaufel‘ die Beobachtung 


Selbſt Golther ſchreibt: ‚Im Anfang verhielt fich die öffentliche 
Meinung in Württemberg im großen Ganzen zu dem Concordats-Abſchluſſe 
ziemlich gleichgültig, wenn e8 auch nicht an einzelnen Stimmen fehlte, welche 
auf die Gefahren, die das Goncordat in feinem Schooße berge, hinwiejen. 
(Der Staat, ©. 192.) 

? Vol. Rümelin, Reden IL, ©. 219. 
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desjelben von den katholiſchen Geiftlihen und Laien erzwungen 
werden. 





Der Kampf wurde in der Preſſe, in eigens hiezu berufenen 
Verfammlungen und in den Ständefammern geführt. Die 
Kampfesweife war überall die nämliche. Das DBeltreben der 
Kirchenfeinde lief darauf hinaus, durch die unwahrjten Schilderun— 
gen von der ‚römiſchen‘ Gefahr, in welcher die Protejtanten 
ſchwebten, von den Uebergriffen des Ultramontanismus, der wieder 
einen Staat im Staate bilden und die NRegierungen beherrichen 
wolle, und durch die freilich ſchon abgenüßten, aber zu gewiſſen 
Zeiten immer wieder wirffamen Schlagwörter, wie Berfinjterung, 
Uebergriffe der Hierarchie, Intoleranz, Inquiſition, die auf reli= 
giöſem und politiichem Gebiete jo leicht erregbaren Leidenſchaften 
aufuftacheln. So ſuchte man gegen die grimmig gehaßten Ber: 
träge Gegner zu Schaffen, von denen weitaus die meiſten nicht 
einmal den Inhalt derjelben fannten. 

Nach der Niederlage Defterreihs in Italien 1859 nahmen 
die Agitationen einen noch beftigeren Character an. Die Höfe - 
von Stuttgart und Karlsruhe erwiejen ſich den Concordatsſtür— 
mern gegenüber ſehr ſchwach. Sie räumten das Feld, ohne jich 
ernjtlich zue Wehr zu jegen. Die Miniſter, welche am Abjchluffe 
der Conventionen betheiligt waren, erhielten ihre Entlaffung, und 
concordatsfeindlihe Männer nahmen ihre Stühle ein. Die faum 
abgeichlofienen und durch Fürſtenwort feierlich anerfanuten und 
bejtätigten Verträge wurden von denſelben Fürjten für ungültig 
erklärt, umd ihre Regierungen jchmiedeten im Vereine mit den 
Ständen neue Ketten, um die fatholifche Kirche des Landes in 
Feſſeln zu legen. 

Bald nach Beröffentlihung der württembergiichen Conven- 
tion ! erjchtenen einige Broſchüren, deren Verfaſſer Mißtrauen 
gegen die abgejchlofjene Uebereinfunft zu erregen juchten. Sie 
fanden kräftige Unterftügung bei der vom Könige berufenen 
‚evangeliichen Synode‘, deren Grpectorationen, daß die ‚evan— 
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geliihe Kirche Fein Geheimniß und feinen Stolz, mithin auch fei- 
nerlet Grund habe, ſich der Beauffichtigung des Staates zu wider: 
jegen‘ u. j. w., gegen die Convention gerichtet waren. Auch die 
auf Grund der Convention von der Regierung und dem biichöf- 
lihen Ordinariat zu Rottenburg erlaſſenen Verordnungen über 
Bejegung der Pfründen, Ausjcheidung derielben, Verkehr des Bi- 
ichofes mit den königlichen Behörden u. a. wurden von den pro- 
teftantifchen Eiferern gegen die DBereinbarung ausgebeutet. Sie 
ſahen Hierin Angriffe auf die evangeliiche Kirche, Verletzungen der 
Parität, Eingriffe in das Staatswohl und beuteten dieje ganz 
harmloſen Berordnungen aus, um die bereits hie und da fünftlich 
hervorgerufene Erbitterung zu jteigern. Um die leicht erregbaren 
Maflen noch mehr zu fanatifiren, verbreitete man jogar das Ge— 
rüht, König Wilhelm I. jet fatholiich geworden. Dasjelbe wurde 
troß aller Dementis jo oft und jo zuverſichtlich wiederholt, daß 
der König am 8. September 1858 ſämmtliche protejtantiiche Prä— 
laten nebjt dem Oberhof: und Stiftsprediger vor ſich kommen 
ließ, ihnen erklärte, daß er feineswegs gejonnen jet, den evan— 
geliihen Glauben zu verlafjen, und befahl, jeine Erklärung durch 
die Decane den Pfarrern und durch diefe dem Bolfe mitthetlen 
zu laſſen. Auch der Kronprinz und jpätere König Karl ward 
beihuldigt, ‚auf dem Wege zu fein, zur Römiſchen Kirche über: 
zutreten‘ 1. 

Der erjte direete Angriff auf die Convention erfolgte bei der 
Nectorswahl der ‚paritätiichen‘ Univerſität Tübingen. Der Senat 
ſchloß auf Antrag des Profeflors v. Mohl- die theologijche ya: 
cultät vom Lehrförper aus, weil durch die dem Bilchofe von Rot— 
tenburg in der Convention eingeräumte Ueberwachung der Pro: 
fefloren der Theologie die Freiheit und Selbitjtändigfeit dev theo- 
logischen Facultät aufgehoben worden ſei, und wählte mit Leber: 
gehung derjelben ein Mitglied der ftaatswirthichaftlichen Facultät 
zum Rector für das Schuljahr 1858/59. Anſtatt diefen ganz 
und gar unbegründeten und ungejeglichen Act zu anmulliven und 
der jo empfindlich gefränkten Facultät zu ihrem Rechte zu ver: 


! Reop. d. Gerlach, Denkwürdigfeiten IL, ©. 529. 
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helfen, erwies fi) die Regierung ſchwach. Sie belehrte nur den 
Senat, welcher in doppelter Weiſe feine Befugniſſe überichritten 
hatte, über die Grenzen des biſchöflichen Auffichtsrechtes, erklärte 
demjelben, daß die Eigenfchaft der Theologieprofefioren als Staats- 
Diener gewährt ei, und ernannte einen Profeſſor der philoſo— 
phiſchen Facultät zum Rector. 

Die Schwäche der Regierung ermunterte die Feinde der. 
Gonvention, welche nun auch Gegenftand des Angriffes in der 
Ständefammer wurde. Das Miniſterium hatte bei Veröffent— 
fichung der Webereinkunft die Zuftimmung der Stände für jene 
Beltimmungen, welche eine Abänderung der beſtehenden Gefeße 
verlangten, ausprüdlich vorbehalten ; der jtändische Ausſchuß war 
dagegen der Anficht, daß die ganze Convention der Genehmigung 
der Kammern unterliege, und verlangte daher vom Miniſterium 
die Mittheilung der Beilagen zur Uebereinkunft, die noch nicht 
publicirt worden waren. Am 4 Mat 1858 traten die Stände 
zufammen. Am 27. Juli fam bet der Etatsberathung für Die 
fatholiihe Kirche auch die Convention zur Sprache. Doch fand 
feine eigentliche Berathung Statt. Nur der frühere Staatsminifter 
und jeßige Abgeordnete v. Schlayer! jehüttete die Schale feines 
Zornes über den abgeſchloſſenen Vertrag aus und griff mehrere 
Beitimmungen desfelben an; ihm wurde vom Miniſtertiſche kurz 
geantwortet. Auch bei Gelegenheit der Interpellation desjelben 
Abgeordneten weaen der Ernennung Hibßfelders zum Director 
am Wilhelmsftifte durch den Biſchof fielen gehäſſige Aeußerungen 
gegen die Convention. Die Vertagung der Kammer, 18. Of 
tober 1858, machte jedoch weitere Angriffe für den Augenblid un: 
möglich. Um jo erregter wurden die Debatten nach Wiedereröff— 
nung der Kammern am 26. April 1859. 

Die Kriegsereigniife in Italien 1859 drängten die Firche 
lichen ragen auf furze Zeit in den Hintergrund. Erſt nach dem 
für Dejterreich jo unglüdlichen Ausgang des italienischen Krieges 
nahm Die Kammer die Kirchenfrage wieder auf. Die von ihr 
zur ‘Prüfung der Convention ernannte ftaatsrechtlihe Commiſſion, 
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aus 5 Proteftanten und 4 Katholiken bejtehend, eritattete am 
8. Februar 1860 Beriht. Die Majorität ſprach ſich für die 
Hebereinfunft mit dem heiligen Stuhle aus und ftellte den An— 
trag, ‚die fünigliche Regierung um baldigjte Einbringung der zum 
Vollzuge der Convention erforderlichen Gejegesvorlagen zu bitten‘ ; 
die Minorität dagegen beantragte, ‚Die Negierung zu erjuchen, 
den Bollzug der Gomvention vom 8. April 1857 im Ganzen 
zu filtiren® !. 

Um 26. Februar 1861 legte die Regierung einen qut mo— 
tivirten Gefeßesentwurf, betreffend" die nähere Regelung einiger 
Verhältniſſe der fatholifchen Kirche zur Staatsgewalt den Ständen 
vor, wodurd einige, mit der Convention in Widerſpruch jtehende 
Gejeße, wie das Placet, die Beitimmungen über die Belegung 
der Pfründen, über die bifchöfliche Disciplinargewalt, über die 
Ehegerichtsbarfeit, über die Berwaltung des Kirchenvermögens, 
theils ganz aufgehoben, theils abgeändert werden sollten. Die 
ftaatsrechtlihe Commilfion der Kammer ging in ihren Ansichten 
auseinander. Die Majorität war für die Berathung, ‚wenn 
dieſes Gefeß nicht in Ausführung eines Vertrages, jondern wie an- 
dere Gejeße unter dem, Vorbehalte der Aenderung durch die künftige 
Gejeßgebung erlaſſen werde‘ ?; die Minorität dagegen verlangte, die 
Convention mit dem päpftlichen Stuhle als ‚unverbindlich‘ zu er— 
klären und das Verhältniß der fatholiichen Kirche zur Staats— 
gewalt ‚im Wege der Landesgejeggebung zu ordnen‘. 

Die Berhandlungen ? über diefe beiden Anträge fanden am 
12. und 13. März ftatt. Sie bieten ein düfteres Bild fanatiſchen 
Halles und religiöjer Voreingenommenheit gegen die katholiſche 
Kirche und ihre Inſtitutionen von Seiten mehrerer Abgeordneten, 
insbejondere der proteitantijchen Prälaten, deren Standpunft Dom: 
capitular v. Ritz furz und treffend mit den Worten präciſirt: 





! Verhandlungen der württembergijchen Kammer der Abgeordneten 1861. 
©. 2884. Brüd, Die oberrh. Stirchenprovinz, ©. 448. 

? Diefer Antrag beruht auf denjelben faljchen Principien wie der An: 
trag der Minorität. Man wählte aber diefe Form in der Abficht, daß die 
Kammer eher zuftimmen werde. Siehe Katholif 1861, J. ©. 612. 

’ Eiehe Note 1. 
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‚Sp lange ſich die Katholiken Alles gefallen laſſen und gutmüthig 
nachgeben, find ſie recht und tolerant ; wenn jte aber ihre Rechte 
reclamiren und geltend machen, dann jind fie unduldfam und ift 
nicht mit ihnen auszufommen‘* Mit ihnen Hand in Hand ging 
Staatsrath von Mohl, auf deifen Rede der Departementschef für 
Kirchen: und Schulweien v. Nümelin erwiderte: ‚Die Mißver— 
ftändnilfe in der jo eben gehaltenen Rede und die Sprache, in der 
ſie vorgebradht wurden, jind jo maßlos und grenzenlos, daß ich 
es meiner Stellung nicht angemeſſen finden würde, weiter darauf 
einzugehen‘ Mohl nennt u. U. die Mönche „Fakirs‘ und be- 
zeichnet die Ueberwachung der theologiſchen Facultät durch den 
Biſchof als entwürdigend für die Profefloren, weil diejelben hie- 
durch zu ‚Leibeigenen‘ degradirt würden; auch eifert er gegen die 
Knabenſeminarien, deren Schüler ‚nur einen jehr geringen Grad 
von Kenntniffen erwerben‘, dafür aber ‚eine klerikale Richtung‘ er- 
halten, und findet die Errichtung von Klöftern mit der Aufklärung 
unvereinbar. Zuletzt erklärt er noch die Aufgebung des Placet 
durch die Regierung al3 eine Maßregel, ‚durd) welche der Staat 
wehrlos werde gegen jede Tendenz, die mit der Aufklärung und 
den Forderungen der Bildung, ja jelbjt mit den Forderungen der 
Polizei in den größten Widerfpruch fommen Fünne*. 

Solchen Angriffen gegenüber wielen mehrere Abgeordnete 
den Nechtsbeitand der Convention aus dem hiſtoriſchen Rechte 
und aus der Verfaſſung!, insbeſondere aus der durch letztere an— 
erfannten Autonomie der fatholiichen Kirche nach, Für welche ſie 
auch mit einem Ceitenhieb auf den falſchen Liberalismus den 
wiederholt ausgeſprochenen Grundjaß der Glaubens- und Religions— 
Tretheit geltend machten. Auch vom Miniftertiiche aus wurden ſchwer 
wiegende Gegengründe vorgebracht und namentlich die Erwar— 
tung ausgejprochen, ‚daß das Princip der freien Bewegung aud) 
auf dem Gebiete der Kirche als das allein wahre erjcheinen 
werde‘ 2, 

Die Majorität der Hammer jchenkte den für die Berechtigung 
der Convention vorgebrachten triftigen Gründen feine weitere Be— 


' Verhandlungen ꝛc. ©. 2970; 3002. 
” Katholif, a. a. O. ©. 625. 
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achtung und beſchloß mit 63 gegen 27 Stimmen die Verwerfung 
derjelben und die Beantragung der Borlage eines Gejeßes, durch 
welches die Firchlichen Angelegenheiten der Katholiken Württem— 
bergs ohne Mitwirkung des heiligen Stuhles geregelt werden 
ſollten. Die Regierung gab, ohne die Enticheidung der Standes: 
herren abzuwarten, dem Drängen der Goncordatsjtürmer nad). 
Staatsrath v. Rümelin erhielt jeinen Abjchied und am 13. Juni 
erichien ein königl. NRejeript !, wodurch der mit dem apoſtoliſchen 
Stuhl ‚abgejchloffene Vertrag als gejcheitert‘ und ohne ‚eine wet: 
tere rechtliche Verbindlichkeit‘ erklärt und ‚ein neuer jelbititändiger 
und umfaljender Gejeßentwurf ? zu näherer Regelung der Rechts: 
verhältnifie der fatholifchen Kirche‘ verheigen wırd. Am 16. Sep- 
tember wurde derjelbe durch den neuen Departementschet des 
Eultus, v. Golther, den Ständen vorgelegt. Dies war der 
Ausgang eines mehr als zehnjährigen mit Muth, Ausdauer und 
DOpferwilligfeit von Seiten der Katholifen geführten Kampfes für 
ihre verfafjungsmäßigen Rechte. 

Dieje traurige Wendung der Dinge rief bei der katholiſchen 
Bevölferung eine Entrüftung hervor, welche die Preffe zum Aus— 
druck brachte. Das deutiche Volksblatt ? brachte einen officiöſen 
AUrtikel, in dem e8 u. U. heißt: ‚Das Ordinariat wird auf 
Grund der völferrechtlich wie verfaſſungsmäßig garantirten Ges 
wijiensfreiheit verlangen, daß alle inneren Angelegenheiten der 
Kirche der ftaatlichen Gejeßgebung durchaus entrüct werden.‘ 
Eine von Decan Dr. Schwarz auf den 1. Auguft nad) Erbach 
berufene Verfammlung des Klerus, auf welcher über zweihundert 
Geiftlihe aus allen Decanaten erjchienen waren, ſprach einſtim— 
mig ihre MUebereinftimmung mit den Anfichten des Ordinariats 
aus und erklärte, daß fie außer den rechtmäßigen kirchlichen 
Oberen feiner Gewalt der Erde das Recht zuerfenne, die fatho- 
liſche Kirchliche Gejeggebung auszuüben und ohne Berftändigung 


Es wurde am 15. Juni dem ſtändiſchen Ausſchuß mitgetheilt (G ol: 
ther, ©. 223). 

? Er ſteht Katholif 1861, II, ©. 492. 

’ Bering, Ardiv, Bd. 6, ©. 414. 
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pilichten. Auch der heilige Stuhl, welchen die Regierung ! von 
den neueſten VBorfällen Kenntniß gegeben, ‚widerjeßte fich ? einem 
Acte, mit welchem jowohl an der Freiheit der Kirche, ald an der 
Ehre der beiden hohen Kontrahenten eine Rechtsverlegung voll 
bracht wurde. Cardinal Antonelli erklärte im Auftrage des 
Papſtes der württembergiichen Regierung, daß der hl. Vater, falls 
‚leine Forderungen‘, die Convention aufrecht zu halten, „urückge— 
wiejen würden, ſich der mit der abgejchloffenen Vereinbarung ein- 
gegangenen Verpflichtungen für entbunden halten und die Concej- 
tionen, welche darin der königlichen Regierung gemacht worden 
find, fünftig als durchaus kraft- und wirkungslos geworden er: 
achten und folgerichtig dem Herrn Biſchof von Rottenburg be— 
deuten müßte, daß er im der gänzlich ungejchmälerten (in tutta 
la estensione) Ausübung Jowohl jener Rechte, weldye ihm nad 
göttlicher Anordnung eigen ſind, als auch aller andern, welche 
ihm nach der allgemeinen, vom heiligen Stuhle autgeheigenen 
Disciplin der Kirche für die regelmäßige Verwaltung des ihm 
anvertrauten Hirtenamtes zukommen, jtch wieder befinde und ſich 
hienach zu richten habe‘ ?. 

Wie ſchon hervorgehoben wurde, hatte die Regierung die 
Convention fallen laffen, ohne vorerit das Botum der Standes- 
herren eingeholt zu haben. Die Majorität der jtaatsrechtlichen 
Commiſſion der erjten Kammer hielt jich deshalb für verpflichtet, 
in der Sigung vom 16. Dftober gegen das Rejeript vom 
13. Juni ‚Verwahrung einzulegen‘. Es erichten ıhr dies um 
jo nothwendiger, weil gedachtes Reſcript mit dem „Or: 
ganısmus der Hierarchie, ſohin mit dem wefentlichen Bejtand 
und den Grumdeinrichtungen der fatholijchen Kirche unvereinbar‘ 
war, und ‚den dieſer Kirche zu Seite jtehenden verfaffungsmäßigen 
Rechten und Sicherungen woiderftritt‘. Denn jenes Refeript habe 
den falſchen Grundjaß aufgeftellt, daß ‚nur das betreffende Landes— 


' Das Schreiben v. 12. Juni 1861 bei Golther, ©. 454 ff. 

’ Die Note Antonelli's v. 3. Auguft fteht Vering, Arhiv, Bd. 7, 
©. 318. 

’ Bering, a.a. OD. ©. 320. 

* Mebeı dieſe Sißung fiehe Bering, a. a. O. S. 425. 
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gejeß nebjt den dazu gehörigen Verordnungen die Nechtsquelle‘ 
auch für die Negelung der fatholiichen Firchlichen Verhältniſſe 
bilde, und daß ‚dem zu erlaſſenden Gejege ſowie den betreffenden 
Verordnungen feine andere rechtliche Natur zukommen fönne als 
jedem andern Geſetze‘, jo daß dasjelbe alfo nach der Willkür der 
Negterung und der jedesmaligen Kammermajorität abgeändert oder 
ganz aufgehoben werden könne. Alle katholischen Mitglieder der 
eriten Kammer und der protejtantiihe Graf Pückler ſchloſſen 
ih dieſem Protefte an, welcher den Acten des Hauſes einver— 
leibt wurde. Der vom Fürften von Hohenlohe Waldenburg 
geitellte und im einer vortrefflichen Rede! eingehend begründete 
Antrag, der König jolle ſich ‚in Anbetracht, daß die mit dem 
heiligen Stuhle abgejchlofiene Convention für die Diöceſe Rotten— 
burg ein verbindliches Kirchengefeß bilde,‘ wegen Regelung der 
firhlichen Verhältniſſe ‚mit Sr. Heiligkeit dem WBapfte zu 
freundfchaftlicher Beilegung der Sache aufs neue ind Einver— 
nehmen jeßen, um dadurch alle weiteren Conflicte mit der Kirchen: 
walt und unausbleibliche Collifionen im Gewiſſen ihrer getreuen 
fatholiichen Unterthanen zu verhüten‘, Fand nicht die nothiwendige 
Majorität 2. 


Um 15. November 1861 begannen die Verhandlungen über 
den Gejegentwurf ? in der zweiten Kammer. Sie dauerten bis 
zum 27. dieſes Monates und waren reich an gehäjligen Aus- 
fällen gegen die katholiſche Kirche. Wirkliche Nechtsgründe für 
das neue Gejeg wurden weder in den Motiven der Regierung 
nod von den conventionsfeindlichen Abgeordneten vorgebracht. 
Die Fatholiihen Abgeordneten führten noch einmal die jchla= 
genditen Gründe ins Feld, welche ihre Gegner durch Phraſen 


1 Sie jteht Vering, a. a. DO. ©. 427 ff. 

? Acht gegen achtzehn Stimmen. 

3 Die Regierung legte außer dem eigentlichen Kirchengejege noch einen 
Gejeß-Entwurf vor über die Unabhängigkeit der jtaatsbürgerlichen Rechte 
vom religiöjen Befenntniffe und über Dispenjation vom Ehehinderniſſe der 
Derwandtichaft oder Schwägerichaft bei Eingehung gemijchter Ehen. 
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und Verdächtigungen zu pariren ſuchten. Das Mteifte Leiftete 
hierin Staatsrath von Mohl, deilen Rede ein Gemiſch boden= 
lofer Berdächtigungen und liberaler Gemeinpläge ift!. Das 
Nefultat der Abitimmung war die Annahme des in einzelnen 
Punkten noch zu Ungunften der Stirche veränderten Entwurfs 
mit 66 gegen 13 Stimmen. 

Das von der zweiten Kammer votirte Kirchengefeß wurde 
im Dezember der eriten Kammer vorgelegt. Die Fatholiichen 
Standesherren trugen Bedenken, an der Discuffton und Ab— 
ſtimmung Theil zu nehmen, und erbaten ſich durch den Fürften 
Hohenlohe-Waldenburg Weiſungen vom päpftlichen Stuhl. Der 
Cardinalſtaatsſecretär erklärt in feinem Antwortichreiben, ‚der 
heilige Stuhl könne niemals anerfennen, daß der Staat die 
Vollmacht babe, die Beziehungen der katholiſchen Kirche zum 
Staate, ohne Dazwiſchenkunft der kirchlichen Gewalt, auf legis- 
lativem Wege zu ordnen; denn eine folche Regelung involvire 
nothwendig em Urtheilen und Verfügen über die weſentlichen 
Rechte der Kirche und der firchlichen Geſetze und Angelegenheiten, 
in Betreff welcher die weltliche Gewalt durchaus feine Competenz 
habe‘. ‚Der moderne Grundſatz, das Staatögejeg ſei die Quelle 
aller Rechte der Unterthanen, jet falſch und irrig‘, weil ‚er dem 
Naturrecht und dem ewigen Gejeße Gottes feine Kraft und Gel- 
tung wegnehme und dem pofitwen menjchlichen Gejeße Eigen: 
haften beilege, welche jenem ewigen Gefeße allein zukommen‘. 
Hieran fnüpfte der Cardinal die Belehrung, in wie fern Katho- 
lifen an Berordnungen und Gejegen, welche die fatholifche Kirche 
betreffen, fich betheiligen dürften, und verbreitet ſich ſchließlich 
über die einzelnen Artikel des Entwurfs. Das Gejeß wurde 
beit der Abjtimmung mit 22 gegen 14 Stimmen angenommen 
und, nachdem es die königl. Beftätigung erhalten, am 30. Januar 
1862 verfündigt. 

Wenn dieſes Geſetz auch vielfach dem Inhalte der ver- 
worfenen Uebereinfunft von 1857 ſich anjchließt, jo ift es doch 

' Er operirt mit Schlagwörtern wie Kirchenbann, Inquiſition, Scheiter- 


haufen, und zieht die Mortaragefhichte, den Proceß des Galilei, die öſterrei— 
hilche Begräbnißfrage in die Debatten ꝛc. 
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feineswegs ‚nur die in andere Formen umgegoffene Convention‘ !, 
Manche Punkte von Wichtigkeit find abgeändert worden; dagegen 
wurden die der Regierung günftigen Bejtimmungen, 3. B. hin: 
fichtlich der Prründebejegung, beibehalten ?. 





Ein gleiches Schickſal wie die württembergiſche hatte die 
badiihe Convention ?. Noch ehe der inhalt der letteren be— 
kannt gemacht war, hatte fie jchon die heftigiten Angriffe auszu— 
halten. Die Leiter der conventionzfeindlichen Bewegung in Ba— 
den waren die ſ. g. ‚Sothaer‘, welche den Einfluß Delterreicha auf 
das Karlsruher Gabinet bejeitigen und ein im Dienite Breußens 
jtehendes Miniſterium zur Herrſchaft bringen wollten. Das 
dirigirende Comité dieſer Partei hatte jeinen Siß in Heidelberg. 
Vorerſt verjuchten die proteftantiich preußischen Agitatoren Die 
öffentliche Meinung gegen die päpftliche Vereinbarung aufzu— 
regen. Ihr Sieg wurde durch Die Niederlage Dejfterreichs in 
Italien und durch die Schwäche des badiichen Miniſteriums 
wejentlich erleichtert. Anftatt den Wühlereten kräftig entgegen zu 
treten, oder wenigitens der wahren öffentlichen Meinung einen 
Ausdruck zu ermöglichen, forderte Freiherr von Stengel durch 
Nundichreiben an die Bezirfsämter vom 17. Dezember 1859 die 
großherzoglichen Beamten auf, ‚von Adreifen und Betitionen Jowohl 
für alö gegen die Convention abzumahnen‘, und drüdte am 
22. Dezember dem Erzbiſchofe jein ‚Bedenken gegen die Kund— 
gebungen des Laienjtandes* für die Convention aus. in jolches 
Verhalten fonnte nur nachtheilige Folgen haben. Mean jchloß 
dem fatholiichen Volke den Mund, während die Gegner der 
Convention eine immer beftigere Sprache führten. 





ı Rümelin, Reden II, ©. 209. ‚Am Tage des Kammerbejchlufies‘, 
durch welchen die Convention verworfen wurde, ‚ließ König Wilhelm nad) 
Rom telegraphieren, daß er jeinen Verſprechungen treu bleiben werde.‘ 
(Rümelin, Reden II, ©. 208.) 

? Siehe Vering, Lehrbuch TIL. A. S. 2295. Das Gejeß iſt abge— 
druct bei Brück, Die oberrheinifhe Kirchenprovinz, ©. 561 ff. 

3 Siehe Seite 182 ff., ©. 188 ff. 

Brück-Kißling, Geſch. d. kath. Kirche im 19. Jahrh. IIT, 2. Aufl, 20 
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Die Agitationen blieben nicht ohne Erfolg. Die Ergän— 
zungswahlen für den Landtag vom 18. Oftober 1859 bradten 
eine der Convention feindliche Majorität in die zweite Kammer. 
Damit war eigentlich deren Schickſal ſchon entſchieden. Am 2. No: 
vember fand die Eröffnung des Landtages ftatt. Die Regierung 
legte demjelben am 25. November die Convention nebſt Beilagen 
vor. Inzwiſchen wurden die Wühlereien fortgejeßt. Die im 
Dienfte des, Nationalvereins jtehenden Blätter brachten die uns 
innigiten Ginwände gegen die Convention vor, während Die 
officiöſen Federn es nicht wagten, die inneriten Iriebfedern dieſer 
feindlichen Bewegung in ihrem wahren Character darzuitellen. 
Auch Theater, Broſchüren und conventionsfeindliche, meift von 
Vrotejtanten unterzeichnete Adrefjen an die Stände follten helfen, 
den Fall des Vertrages herbeizuführen. 

Wenige) Tage nad) Uebergabe der Convention an die Kam— 
mer, am 28. November 1859, ließ die vom Comité in Heidelberg 
anberaumte Durlacher DBerfammlung ihren ‚Schmerzensichrei‘ 
ertönen!. Sie war von ungefähr 400 Proteitanten, — meiſtens 
Prediger und Beamte —, befucht. Die hier auftretenden Redner, 
insbeſondere Profeſſor Häuſſer, Kirchenrath Schenkel, Decan 
Zittel? leiſteten Unglaubliches in Anſchwärzung und Verdäch— 
tigung der Katholiken; ſie fanden allerdings bald die gebührende 
Zurechtweiſung. Allein der Funke zündete, und die Vorgänge im 
Durlacher Rathhauſe wiederholten ſiih in Mannheim und an 
anderen Orten. Auch 20 Profeſſoren der Univerſität Freiburg, 
unter ihnen 8 Proteſtanten, unterzeichneten ein von dem Pro— 
teſtanten Knies verfaßtes ‚Promemoria, die Lehrfreiheit an der 
Univerſität Freiburg betreffend‘ gegen die Convention, durch 
welche fie die Lehrfreiheit gefährdet erachteten, weil die Regierung 
verjprach, den Bejchwerden des Erzbilchof3 gegen glaubens- und 


Verhandlungen der proteftantiichen Conferenz in Durlad) x. Heidel— 
berg 1859. Gegen diefe Schrift erſchien: Zell, Beleuchtung der pr. Con: 
ferenz 2c., Freib. 1860, und Alban Stolz, Der ESchmerzensjchrei im Dur: 
lacher Nathhaus, Freib. 1860. Siehe Brüd, Die oberrh. Kirchenprovinz, 
S. 475 ff. 

° Siehe Bd. 2°, ©. 548. 
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fittengefährliche Lehren ‚jede thunliche Berücfichtigung‘ angedeihen 
zu laljen !. 

Nachdem die Agitationen gegen die Convention bereits einen 
jo hohen Grad erreicht hatten ?, ſchien endlich das Miniſterium 
aus feiner Lethargte zu erwachen. Es jchritt gegen die wüthendften 
Schreier und Verleumder der Fatholiichen Kirche ein. Leider 
war es zu Spät. Der von der Commiſſion der zweiten Kammer 
geitellte Antrag ?, den Großherzog in einer Adreſſe zu bitten, die 
mit dem päpftlichen Stuhle getroffene Uebereinkunft außer Wirk: 
jamfeit zu jeßen, wurde troß der gründlichiten und eingehenditen 
Dertheidigungen der Convention durch einige hervorragende fa= 
tholiihe Abgeordnete, — unter ihnen der frühere Oberfirchen: 





ı Veber Knies fiehe das Kapitel über den Schulftreitt. Am Januar 1860 
veröffentlichten die protejtantiichen Profeſſoren noch ein zweites Promemoria. 
Siehe Brüd, ©. 480 ff. 

? Anftructiv Hinfichtlich der Motive mancher Concordatsitürmer tft Die 
Erzählung von R. v. Mohl, damals Profeifor in Heidelberg: ‚sch nahm 
lebendigen Antheil an der Agitation wegen de Concordates. Ich war einer 
der erjten, welche eine Verwerfung des Ganzen anriethen, längſt überzeugt, 
daß Nachgiebigkeit und halbe Mittel gegen den Klerus die Sache immer 
ihlimmer machen. Die Anfichten über das, was zu thun jei, waren beim 
Beginn des Landtages noch jehr unklar, und es ftand noch fein Entſchluß 
fejt; meine gleich bei dem erſten Bejuche bei Stabel diefem mitgetheilte Mei— 
nung, daß die Stände dem Guncordate ihre Zuftimmung zu verweigern 
haben, überraschte ihn auf das Aeußerite. „Was? Das ganze Concordat?“ 
tief er faſt mit Beſtürzung aus. Bald freilich begriff er, daß hier ein 
jiherer Hebel zum Sturze des Minifters Stengel, jeines per- 
jönlihen Feindes, angejeßt wrden fünne, und warf fich nun mit 
allem Eifer in den Streit... ch verfaßte den Bericht (für die 1. Kam: 
mer) über die Negierungsvorichläge, nach welchem die Stirchenverhältnifie jeßt 
gejeßlich geordnet werden ſollten.“ (Lebenserinnerungen II, 123 f.) 

3 Weber die juristische Anfechtbarfeit dieſer Adreſſe macht R. vd. Mohl 
ein werthvolles Eingejtändniß: ‚In beiden Kammern wurde allmählıd der 
Entihluß reif, dem Concordate die Zuftimmung zu verjagen und es dadurd 
rechtlich ungültig zu machen. Juriſtiſch war eine ſolche Erklärung feines» 
wegs don zweifellofer Berechtigung, und jedenfalls war eine Nichtigfeitö- 
erklärung gegenüber dem Großherzog eine ſchwierige Sache, da die Ratifica= 
tion bereits erfolgt war; allein die Ueberzeugung von der unbedingten Noth- 
wendigfeit der Maßregel, jewie die immer jteigende Gährung im Lande hieß 


über alle jolhe Bedenken weggehen‘ (a. a. ©. II, 125). 
20 * 
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rathsdirector Preſtinari —, mit 45 gegen 15 Stimmen ange- 
nommen s. 

Trotz dieſer Abjtimmung wäre die Gomvention noch zu 
retten geweien, und Die Grwartung, daß die Standes- 
herren dem Beſchluſſe der zweiten Sammer gegenüber ſich ab- 
lehnend verhalten würden, hatte viele Gründe für fih. Auch 
der Großherzog ſchien anfangs entjchloffen, die mit dem Papſte 
geſchloſſene Uebereinkunft aufrecht zu halten, und eim von Stengel 
unterzeichnetes Wtiniftertalichreiben vom 31. März  theilte 
dies jämmtlichen Amtsvorjtänden mit. Die Feſtigkeit des Lan- 
desfürften war leider nicht von Dauer. Schon am 2. April 
entließ er das großdeutſche Miniſterium Stengel-Meyſenbug, und 
das kleindeutſche Miniſterium Stabel-Lamey, eine Schöpfung 
des Nationalvereins, trat an deflen Stelle. Damit war die ‚neue 
Aera‘ im Großherzogthum Baden inaugurirt. 

Was den Großherzog zu diefem Schritte bewogen, ijt nod) 
nicht völlig aufgeklärt. Die Angabe Stabels, das Miniſterial— 
ichreiben vom 31. März habe ‚den Abfichten‘ des Landesherrn 
‚in der Weiſe vorgegriffen, daß ein fjerneres Zujammengehen 
nicht als thunlich erichten‘, ‚weshalb die benannten Minifter ihrer 
Dienite enthoben worden jeien‘, kann feinen Anſpruch auf Glaub- 
würdigfeit machen. Viel näher liegt die Vermuthung, daß die 
Veränderung in den höchſten Negierungsfreiien das Werk des 
preußiichen Hofes war, welcher nach der Niederlage Dejfterreichs 
in Italien immer mehr Einfluß auf Großherzog Friedrich ge— 
wann. Dieje Umwandlung in der Politik machte ſich aud im 
Bezug auf das Verhältniß des Landesfürjten zur katholiſchen 
Kirche geltend. Wie früher, jo folgte er auch jeßt den Rath— 
ihlägen der preußifchen Diplomatie. 

Die Entlafjung des großdeutſchen Meinifteriums war zus 
gleih das Aufgeben der Convention, auf welche der neue Mi— 
nilterpräfident v. Stabei Schon in jeiner Erklärung an beide 
Kammern vom 2. April hingewiejen hatte. Am 7. April 1860 


' Am 29. und 30. März 1860. 
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erichten die vom Großherzog unterzeichnete PBroclamation !, durch 
welche die mit Rom vereinbarte Uebereinkunft preisgegeben und 
die Ordnung der Firchlichen Berhältniffe durch ein Geſetz in 
Ausficht geitellt ward. Diefe Schwenfung des Landesfürften 
in das antifirchlich-nationalvereinliche Lager war nicht ohne Einfluß 
auf die Abjtimmung der eriten Kammer, namentlich auf die von 
der Regierung ernannten oder von ihr abhängigen Mitglieder 
derjelben. Die Majorität trat am 15. Mai dem Belchluffe der 
zweiten Sammer bei. Die Debatten bieten vieles ntereflante. 
Sehr entichieden ſprachen einige Fatholiiche Adelige, insbeſondere 
der muthige DBertheidiger der firchlichen Rechte, Freiherr von 
Stoßingen. 

Sp hatten aljo die beiden Kammern in directem Wider: 
Ipruche mit ihren früheren Erklärungen ? die Hand geboten, einen 
Vertrag zu zerreißen, der faum erſt unterzeichnet worden war. 

Die Agitationen wider die Convention und noch mehr Die 
Proclamation vom 7. April verurjachten dem greifen Erzbiichofe, 
der ſchon in jeinem Hirtenbriefe vom 2. Februar 1860 die Ka— 
tholifen über die Sachlage orientirt hatte, großen Schmerz. Er 
richtete deshalb am 12. April eine Vorftellung an den Groß: 
herzog, worin er mit Bezug auf den in der deutjchen Reichs— 
geſetzgebung anerkannten Grundjag, daß ‚Religionsjachen und con— 
feſſionelle Fragen ſich überhaupt zu Kammerverhandlungen nicht 
eignen‘, gegen das geplante Kirchengeſetz ſich ausſpricht und um 
Aufrechthaltung der Convention bittet. Wenige Tage jpäter er— 
ließ er ein Ermunterungs: und Teoftichreiben an feinen Stlerus ®. 
Dasjelbe war nicht für die Oeffentlichkeit bejtimmt, kam aber 
doch zur Kenntniß der Regierung und veranlakte den Staatsrath 


1 Brüc, Die oberrheiniiche Kirchenprovinz, ©. 485 f. J 

? Siehe Brück, a. a. O. ©. 488. Die zweite Kammer hatte in ihrer 
Erwiderung auf die Thronrede bei Eröffnung des Landtages 1854 gejagt: 
‚Gerne geben wir uns der Hoffnung hin, daß bie nahe Zufunft eine Vereins 
barung mit dem päpitlichen Stuhle, welche den Intereſſen des Staates wie 
der Kirche entipricht, bringen wird.‘ | 

3 Es fteht Vering, Ardiv, Bd. 6, ©. 120 ff., das Schreiben an den 
Großherzog ©. 118 ff. 
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Lamey!, im Auftrage des Staatsminifteriums am 7. Mai ein 
Schreiben voll unbegründeter Vorwürfe an den Erzbiichof zu 
richten. Der kirchliche Oberhirt von fat einer Million Katho- 
liken konnte und durfte diefe injolente Zufchrift nicht unbeantwortet 
laſſen und erwiderte am 22. Mai dem Verfaſſer des Minifterial- 
Ichreibens, indem er deifen falſche Nechtsdeductionen und Vorwürfe 
treffend widerlegt und zurückweiſt?. Der gefammte Klerus und 
das Ffatholiiche Volk hielten in diefen Kampfe treu zu ihrem 
Erzbifchofe und ſprachen ſich ſowohl in Adreſſen an den Ober- 
hirten, wie in den mit 85000 Unterjchriften bedeckten Adreſſen 
an die Landesvertretung entichteden für die Convention aus, 
während die Petitionen gegen diejelbe nur 16000 Unterjchriften 
und zwar meiſtens von Proteſtanten zählten. 


Das Minifterrum der ‚neuen Wera‘ beeilte fi), dem Land: 
tage das verheißene SKirchengejeß vorzulegen, und bradte am 
22. Mat ſechs Gejeßentwürfe ? in Betreff der Stirchenangelegen- 
heiten in der zweiten Kammer ein. Der Erzbiichof veröffent: 
lihte am 2. Juli eine Denkfchrift 4, in welcher er die Befugniß 
der Staatsgewalt, ohne alle Mitwirkung von Seiten der Kirchen— 
gewalt Gefeße zu erlaſſen, durch welche der Nechtsbeitand der 
Kirche verändert würde, beftreitet, gegen jedes Einmiſchen der 
Kammern in die inneren Angelegenheiten der Kirche proteftirt 
und die einzelnen Entwürfe einer ruhigen, aber jcharfen Kritik 


' Derjelbe hatte früher als Vertheidiger des Erzbiichofs im Proceſſe mit 
der Regierung fungirt. 

° Das Schreiben Lameys und die Antwort des Erzbiichofs ſ. Vering, 
Archiv Bd. 6, ©. 126 ff. 

’ Sie find abgedruckt in der Denkſchrift (ſ. N. 4) des Erzbiichofs. 
Das erſte Gejeß handelt von der rechtl. Stellung der Kirchen zc. im Staat; 
daS zweite (von den Kammern abgelehnte) wollte ‚diejes Gejeß unter den 
Schuß der Verfaſſung ftellen‘; das vierte führte die Notheivilehe ein; das 
fünfte handelt von dem Erziehungsrechte in Bezug auf die Religion der 
Kinder ıc. 

‘ Freiburg 1860. - Sie ift abgedruckt in Moy und Vering, Ardiv 
Bd. 6, ©. 47 ff. 
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unterzieht. Zum Schluſſe erklärt der Evzbiichof, daß er an der 
Convention fejthalten werde, ‚bis er andere Weifungen vom heiligen 
Stuhl empfange. Das Domcapitel von Freiburg trat am 
7. Juli der vom Erzbiſchofe in feiner Denkſchrift gegebenen Er: 
Härung bei. Am 9. Juli 1860 erjtattete der Erzbischof Bericht 
an den Papſt, der am 25. Juni eine bejondere Weifung ! be- 
züglich der Convention nad Freiburg hatte ergehen laſſen. 

Eine am 23. Juli in Uppenweier abgehaltene und von 
300 Geiftlichen bejuchte Verſammlung legte in einer Adreſſe an 
den Großherzog Berwahrung gegen den Bruch der Convention 
ein; ihr Beiſpiel ahmte der größte Theil des Klerus, 817 Getit- 
liche, nad. Dieje Kundgebungen blieben jedod an höchiter Stelle 
unbenchtet. 


Die Verhandlungen ? über die Gejeßentwürfe erfolgten am 
27. Juli in der zweiten, und am 23. Auguſt 1860 in der eriten 
Kammer. Der Kern der Frage, um welche es ſich drehte, war, 
od der Staat jein Berhältnig zur Kirche einfeitig beitimmen 
fünne, oder ob hiezu eine Dereinbarung zwiſchen der Kirchen: 
und Staatsgewalt nothwendig jei. riteres behaupteten die Re— 
gierung und die liberale Kammermajorität; letteres die Mino— 
rität, welche für die Aufrechtbaltung der Convention oder für 
PBroclamirung der Autonomie und Gelbitjtändigfeit der Kirche, 
wie in der preußiichen Verfaſſung, eintrat. Die Discufftonen 
fünnen füglich übergangen werden, da ſie feine neuen Geſichts— 
punfte bieten. Characteriſtiſch ijt die Gröffnungsrede Stabels, 
ein Mufter gejchichtlicher und juriftiicher Irrthümer, voll Ber: 
dächtigungen gegen den ehrwürdigen Prieftergreis in Freiburg. 
Noch weiter geht der kleindeutſche Gejchichtsbaumeifter Häuſſer 
in jeiner bombaftiichen Philippika, in welcher ſich ein gleicher 
Haß gegen die Ffatholifche Kirche, wie gegen Oeſterreich aus— 





ı Maas, Geihichte, ©. 389. 

? Rerhandlungen der zweiten Kammer über die ſechs Gejeentwürfe, bie 
Eirhliche Frage betreffend. Karlsruhe 1860. Derhandlungen der eriten 
Kammer x. Karlsruhe 1860. 
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Ipriht !. Die Abjtimmung ergab die Annahme des Gejetes in 
der zweiten und in der erften Kammer mit großer Majorität. 
Auch Fatholiiche Mitglieder ftimmten mit der Mtajorität, weil 
die Regierung erklärte, ‚der Gejeßentwurf habe nur das feſtge— 
jeßt, was ſchon im der Convention enthalten fer‘, und das Gefeß 
erfenne ‚den Grundjaß der Gelbitjtändigfeit‘ der Fatholifchen 
Kirche Badens, welche im Papſte ihr Oberhaupt habe, ‚von dem 
jte nicht getrennt werden jolle‘, feierlich an. Am 9. Oktober 1860 
wurde das neue Kirchengefeß vom Großherzog beitätigt. 

Diejes Gefeß ? gefteht in feinen ‚allgemeinen Beftimmungen‘ 
der Stiche das Recht einer ‚öffentlichen Corporation‘ zu, ges 
Ttattet ‚die Bildung religiöfer Vereine‘, erklärt ‚die Religionsver— 
ichtedenheit‘ für fein ‚bürgerliches Ehehinderniß‘ und unterſtellt 
‚Die Leitung des öffentlichen Wnterrichtswejens dem Staate. Die 
‚bejonderen Beitimmungen‘ jprechen den Grundjaß aus, daß ‚die 
vereinigte evangeliſch proteftantiihe und die römiſch katholiſche 
Kirche ihre Angelegenheiten frei und felbitjtändig ordnen und 
verwalten‘, und geben ‚den Verkehr mit den firchlichen Obern‘ 
jret. Sie verbreiten ſich im Einzelnen über das freie Beſetzungs— 
recht der geiftlichen Stellen durch die Kirche unter Wahrung der 
Vatronatsrehte und über die Berwaltung des SKtirchendermögens- 
Die ‚Einführung religiöfer Orden‘ wird von der Staatögenehmigung 
abhängig gemacht. ‚Den Religionsunterricht überwachen und bes 
lorgen die Kirchen für ihre Angehörigen‘; fie find auch ‚befugt‘, 
Bildungsanftalten für die Candidaten des geiftlichen Standes ‚zu 
errichten‘. Die legten Artikel unterwerfen ‚die Kirche, ihre An: 
ſtalten und Diener den Staatögejegen‘, ebenfo auch ‚das den 
firchlichen Bedürfniffen und Anftalten gewidmete Vermögen‘, das 
auch ‚die öffentlichen Abgaben‘ zu entrichten hat. Der Vollzug 
firchlicher Verordnungen, ‚welche in bürgerliche oder jtaatsbürger- 
liche Verhältniſſe eingreifen‘, unterliegt ‚der Genehmigung des 
Staates‘. ‚Alle Eirchlichen Verordnungen müſſen gleichzeitig mit 


' Verhandlungen, ©. 9 ff. bei. ©. 12. 
? Abgedruct in Brüd, Die oberrh. Kirhenpr., ©. 565 ff. Siehe auch 
Maas, Geihichte, ©. 406 ff. 
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der Verfündigung der Staatsregierung mitgetheilt werden.‘ ‚Wer: 
fügungen und Erkenntniſſe der Kirchengewalt gegen die Freiheit 
oder das Vermögen einer Perſon können wider deren Willen nur 
von der Staatsgewalt und nur unter der Vorausſetzung voll- 
zogen werden, daß fie von der zuftändigen Staatsbehörde für 
vollzugsreif erklärt worden find.‘ 





Bereit® am 14. Juni hatte die badiiche Negierung dem 
apojtoliichen Stuhle eine Note nebſt einer Denkjchrift * überreichen 
laſſen. Site juchte darin den Beweis zu erbringen, daß die Con— 
vention am Widerſpruche der Stände geicheitert, und fie dadurd) 
in die Nothwendigfeit verjeßt worden jet, denjelben ein Kirchen— 
gejeß vorzulegen. Dasjelbe ſei aber ‚nad dem Princip der Freiheit 
und Selbititändigkeit‘ der Kirche ausgearbeitet. Auf deifen Grund: 
lage würden deshalb die Rechte der Kirche „ſicherer ruhen, als 
auf einem Vertrage, der als verfallungswidrige Eroberung ange: 
feindet werde‘. Damit verbindet fie das Verſprechen, ‚alle Be: 
ftimmungen‘ der Convention, ‚welche mit den neuen Gejeßen 
vereinbar jeien, getreu zu beachten‘ und ‚den gerechten For— 
derungen der Kirche entgegen zu fommen‘. 

In feiner Erwiderung vom 26. Juli bewies der Gardinals 
itaatsjecretär Antonelli an dev Hand der Gejchichte, daß es ganz 
und gar in der Macht des Großherzogs geftanden, einen Vertrag 
mit dem heiligen Stuhl unabhängig von den Kammern abzu: 
ichließen, und proteftirt gegen das projectirte Kirchengeſetz, da 
‚der heilige Stuhl einer weltlichen Regierung nie die Befugniß 
zugeftehen könne, über Kirchliche Gegenitände Geſetze zu erlaffen‘. 
Auf diefe Note antwortete das Minifterium am 11. September 
1860. Es beruft ſich hierin zur Nechtfertigung feines Schrittes 
auf den in der Convention gemachten Vorbehalt der Zustimmung 
der Stände, und wiederholt zugleich die Erklärung, daß deren 
Beftimmungen, jo weit möglich, in Vollzug gejegt worden jeien‘, 
fo daß nur ‚eine unbegreifliche Verfennung der Bedeutung der 





ı Die betreffenden Documente ftehen Moy und Vering, Archiv Bd. 6, 
S. 139 ff. 
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Gejegentwürfe den Erzbiſchof in feiner Denkſchrift zu der Bes 
hauptung veranlaßt habe, daß in den neuen Gejegen ‚die Rechte 
der Kirchengewalt in weſentlichen Punkten beeinträchtigt worden 
ſeien“. 

Ehe die päpſtliche Antwort erfolgt war, hatte die Veröffent— 
lichung des Kirchengeſetzes vom 9. Oktober und damit das offi— 
cielle Aufgeben der Convention ſtattgefunden. Cardinal Anto— 
nelli proteſtirte deshalb in einer Note vom 22. Dezember 1860 
gegen den Bruch eines feierlich abgeſchloſſenen Vertrages, nahm 
die vom heiligen Stuhl der Regierung gemachten Conceſſionen 
zurück und erklärte, er werde den Erzbiſchof von Freiburg ver— 
ſtändigen, daß er durch die Aufhebung der Convention auch 
‚rei von den Verpflichtungen jet, welche ihm dieſe in Betreff 
der Belegung der Pfründen und der Verwaltung des Kirchen: 
vermögens u. ſ. w. auferlegt habe‘ !. Die feierliche Proteſta— 
tion des heiligen Stuhles gegen die einjeitige Aufhebung der 
Convention war ſchon am 17. Dezember durch) die Alloeution ? 
des Papſtes Pius IX. erfolgt. In derjelben wird auch ‚dem 
trefflichen Oberhirten von Freiburg und feinem Stlerus die höchite 
Anerkennung‘ ausgejprochen. In einem von dem nämlichen Tage 
datirten Breve wird dem Erzbiſchof aufgetragen, bezüglich der 
Pfründebeſetzung und des Kirchenvermögens lediglich) das Kirchen— 
recht als Norm zu nehmen. 


Schszehntes Kapitel. 


Kirhenpolitiihe Zuftände in Württemberg und Baden nah Erlaß der Ktirchengejete. 
Abſchluß eines Uebereinfommens des Stuttgarter Cabinets mit dem Biſchof von Notten- 
burg. Die Berhandlungen zwiſchen der badischen Regierung und dem Erzbiſchof von Frei— 
burg. Die Vereinbarung vom 13. März 1861. Die fatholifhen milden Stiftungen. Säcu— 
larijirung derjelben Durch die Regierung. Die gerichtlihen Proceſſe. Competenzconflict. 
Die Agitationen gegen die Mainz: Darmjtädter Convention. Der Kirchengejegentwurf von 
1863. Berziht des Bilhofs von Mainz auf die Convention 1866. Die Ernennung Kübels 
zum Domdecan in Freiburg. Tod des Erzbifhofs Hermann von Vicari. 


Die fererlich abgeſchloſſenen Verträge waren zerrilfen, und 
die heiligiten Angelegenheiten der katholiſchen Unterthanen in Bas 


" Maas, Gejhichte, S. 394. 
° Abgedruct in Moy und Bering, Arhiv Bd. 6, ©. 321 ff. 
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den und Württemberg wurden durch eine allen politischen Schwan: 
fungen unterworfene Gejeßgebung einjeitig geregelt. Damit war 
aber die Ordnung feineswegs hergeftellt. Die Firchenpolitiiche 
Lage blieb diejelbe, und der Kampf drohte jeßt wieder von neuem 
auszubrechen. Die Eirchliche Behörde fonnte unmöglich die Hand 
zur Ausführung von Gejegen bieten, welche ihre Feinde zuſammen— 
gejtellt hatten. Ebenſowenig konnte fie ruhig zufehen, daß die 
Kirche wieder. in die Feſſeln des Staatskirchenthums geichlagen 
wurde, dejjen Abjchüttelung fie nach jahrelangen Kämpfen und 
mit vielen Opfern erfämpft hatte. 

Wenn auch die neuen Kirchengejeße in beiden Staaten den 
veränderten Verhältniſſen etwas Rechnung trugen und in manchen 
Artikeln die Beitimmungen der aufgegebenen Convention inhaltlich 
aufnahmen, jo enthielten fie doch auch wieder verschiedene Be— 
Ihränfungen und reproducirten in einzelnen Artikeln die Faljchen 
Anſchauungen eines kaum überwundenen Staatsbureaufratismus. 
Die größten Schwierigfeiten aber, welche fich einer freundlichen 
Verjtändigung entgegenitellten, waren die Grundfäße, welche die 
Gontrahenten der beiden Eonventionen und die Factoren der Ge: 
jeßgebung leiteten. Erſtere gingen von der richtigen Anſchauung 
aus, daß Kirche und Staat ihr Verhältniß zu einander dur) 
gegenfeitige Uebereinfunft ordnen müßten !, lettere dagegen ord— 
neten die Kirche der Staatögewalt vollkommen unter und wollten 
ihr nur jene Rechte zuerfennen, welche die Staatögejege ihr ein: 
räumten. 

Die leitenden Staatsmänner in Württemberg und Baden 
fonnten fich nicht verhehlen, daß die neuen Kirchengeſetze mur 
werthlojes Papier jeien, wenn es ihnen nicht gelänge, die kirch— 
lichen Oberen zu einem Bergleiche über einen modus vivendi zu 
bewegen, und waren darum bemüht, mit denjelben eine Verein— 
barung über die ſchwierigſten Punkte zu jchliegen. 


Die Verhältniffe lagen in Württemberg anders als in Baden. 
Dort ftand die Negierung dem Biſchofe von Rottenburg nicht To 





ı Rümelin, Reden, ©. 230 ff. 
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Ihroff entgegen und war zu eimer friedlichen Verſtändigung mit 
der firhlicden Behörde jehr geneigt. Auch Biſchof v. Lipp, den 
der König jehr ſchätzte!, juchte das gute Einvernehmen mit der 
Staatsgewalt herzustellen und zu erhalten, fo weit es ihm ohne 
Aufgeben der firchlichen Grundfäge möglich war. Diejes beider- 
jeitige Entgegenfommen ermöglichte, daß die Diöcefe Rottenburg 
vor einem neuen Kampfe bewahrt blieb, und daß die firchenpoli= 
tiſchen Zuftände in Württemberg ich beifer geftalteten als im 
Nachbaritaate Baden, wenn diejelben bei näherer Betrachtung auch 
nicht in einem jo roſigen Lichte erjcheinen, wie ſie manchmal in 
der Preſſe geſchildert wurden. 

Kur einzelne Punkte? jollen hier furz erwähnt werden. Nach 
der zwiſchen Bilchof und Regierung gejchloffenen Vereinbarung 
nimmt zwar der Staat wie im Kirchengeleße von 1862 ein Ober: 
auffichtsrecht über die zur Ausbildung der fünftigen Seelforger 
bejtehenden von ihm reichlich dotirten Anftalten in Anſpruch; 
allein dem Bilchofe ift das Recht eingeräumt, die Directoren der 
katholiſchen Convicte in Ehingen und Rottweil zu ernennen, dieſe 
Anftalten jederzeit zu vifitiren u. j. w. Die Profefloren der 
theologifchen Facultät in Zübingen unteritehen bezüglich ihrer 
Lehre der Auffiht des Biſchofes. Die Leitung des theolo- 
giihen Convictes, des Wilhelmsitiftes, iſt einer aus ſämmt— 
lichen ordentlichen Brofefforen der katholiſch-theologiſchen Facultät 
und einem Director beftehenden Commiſſion anvertraut. Die 
Nepetenten ernennt der Biſchof, welcher auch die oberfte Leitung 
und Aufficht über das Briefterfeminar führt. Die Pfründebe- 
jegung wurde nad) der mit dem heiligen Stuhl getroffenen Ver— 
einbarung geregelt. Der dritte Artikel des Gejeßes vom 30. Ja— 
nuar 1862 verlangt von den Geiftlichen ‚den Beſitz des württem— 
bergiichen Staatsbürgerrechtes‘ und ‚den Nachweis einer vom Staate 
für entiprechend erkannten willenjchaftlichen Bildung‘, um zu einem 
Kirchenamte zugelallen zu werden. Das höhere und niedere 


ı 9. 0.0. 8. 255. 
? Siehe die fathol. Kirche in Württemberg und im Großh. Heſſen. 
Mainz 1886. 
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Schulweſen iſt in Württemberg confeffionell. Die Einführung 
von klöſterlichen Genoſſenſchaften, Orden ift durch die Genehmi- 
gung der Regierung bedingt u. |. w. 

Diefe Beltimmungen gewähren allerdings der Kirche nicht 
das volle, ihr gebührende Recht, verhüteten aber einen weitern 
Conflict jowohl unter König Wilhelm als deilen Nachfolger 
Karl, welcher bei verjchtedenen Gelegenheiten fein perlönliches 
Wohlwollen gegen die katholiſche Kirche feines Landes und ihren 
Dberhirten an den Tag legte. 


Während in Württemberg ein neuer Zuſammenſtoß zwiichen 
der Kirchen: und Staatsgewalt glücklich vermieden wurde, brad) 
der Conflict in Baden jchon bald wieder aus. Die Schuld hie- 
von trifft einzig die Regierung, welche alle Verſuche des fried- 
Tiebenden Erzbiichofes durch ihr Feindjeliges Benehmen vereitelte. 
Die objective Daritellung der Begebenheiten wird den Beweis 
hiefür erbringen !. 

Noch vor Veröffentlichung des Kirchengeſetzes, am 13. Sep: 
tember 1861, hatte jich Staatsrathd Yamey an den Erzbilchof von 
Freiburg gewandt, um eine Verjtändigung über die Pfründebe— 
feßung und über das Kirchenvermögen herbeizuführen. Hinſichtlich 
des eriten Punktes machte Lamey den Borjchlag, die Bejegung 
der kirchlichen Stellen ganz nad) den Stipulationen der Conven— 
tion vorzunehmen. Hierauf fonnte Erzbiſchof von Vicari nicht 
eingehen, weil, abgejehen davon, daß er an die Bejtimmungen 
des Kirchenrechtes gebunden war, der Papft die großen Zugejtänd- 
niſſe in Bezug auf die Bejeguug der Beneficien nur in der Vor: 
ausjegung gemacht hatte, daß die Convention ausgeführt werde. 
Dies theilte der Erzbiichof am 27. September dem Miniſter mit. 
Er erflärte fich aber bereit, einftweilen jene Pfründen zu bejegen, 
welche unbeftritten entweder biichöflicher Collatur oder landesherr: 
lichen Patronates fein. Auf diefen billigen Vorſchlag ging Die 
Regierung, welche das Aufgeben des j. g. landesherrlicen Patro— 
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nates als einen ‚gnädigen Entichluß‘ des Großherzog bezeichnete, 
nicht ein und erklärte, fie könne ‚zwijchen beftrittenen und unbe— 
Itrittenen Pfründen nicht unterfcheiden‘ !. 

Auf dieſe Eicchenrechtlichen Anſchauungen der Regierung konnte 
begreiflich die bijchöfliche Behörde fich nicht einlaffen und eben= 
ſowenig das freie Collaturrecht des Erzbiichofes in Baden als eine 
Gnade des Landesfürften anerkennen. Das Miniftertum ſcheint 
übrigens bald das Unftatthafte jeiner Behauptungen erfannt zu 
haben. Nach einer Beiprechung Lamey's ‚mit einem Mitgliede des 
Ordinariat3 am 17. November‘ gab die Regierung ihren faljchen 
Standpunkt auf, erfannte die Unterjcheidung zwiſchen unbeſtrit— 
tenen und bejtrittenen Pfründen an und nahm bezüglid der leb- 
teren den Ternavorſchlag an, nach welchen der Erzbiſchof für 
jolhe Beneficien drei Candidaten namhaft machte, aus welchen 
die Regierung einen präfentirte. Das Ordinariat ging auf dieſen 
Vorſchlag ein. 

‚Die Grundlagen für die Negelung der Pfründebeſetzungs— 
frage und der firchlichen VBermögensverwaltung‘ ſollten durch ges 
genfeitige ‚perfönliche Beiprechung‘ der großherzoglichen und erz= 
biichöflichen Commiffäre in Freiburg feitgejeßt werden. Die Con— 
ferenz begann am 25. Februar und dauerte bis zum 5. März. 
Am 13. März wurde die Vereinbarung ? über die erwähnten beiden 
Punkte unterzeichnet, vorbehaltlich der höheren Genehmigung. Die 
Ausscheidung der Beneftcien ergab 304 Pfründen landesherrlicher 
Präfentation und 163 freier biſchöflicher Collation. Für die bes 
itrittenen 132 follte dev Ternavorſchlag eintreten. Auch über die 
Verwaltung reſp. Verwendung de3 Kicchenvermögens wurde eine 
Vereinbarung 3 getroffen. Großen Schwierigkeiten begegnete dabei 
die vom Erzbiichofe in Anſpruch genommene ‚Mitauflicht betreffs 
des fatholifchen milden Stiftungs: (Schul: und Wohlthätigkeits:) 
Bermögenst. 
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Die Genehmigung der Webereinfunft über die Beſetzung der 
Pfründen erfolgte am 3. Mat von Seiten des Großherzogs; die 
Beitätigung der Vereinbarung über das Kirchenvermögen blieb 
dagegen noch ausgejeßt. Als Urfache diejer Verzögerung Führt 
Lamey in jeinem Schreiben an den Erzbiihof vom 16. Mai! 
an, daß in Bezug auf diejelbe ‚noch einige vorläufige Punkte zu 
erledigen jeien‘, und ihrem ‚Vollzuge noch organijatorische Hin: 
derniſſe in Betreff der Leitung der Volksſchule entgegen jtünden‘. 

Der eigentlihe Grund des Benehmens der Negierung dürfte 
aber darin zu finden jein, daß fie ſich in diefem Punkte freie 
Hand vorbehalten und nach Belegung der Pfründen dasjelbe 
Spiel wiederholen wollte, das jte bereits im Jahre 1830 aufge: 
führt hatte?. Ihr jpäteres Benehmen liefert hiefür die Beweiſe. 
Der Erzbiichof ließ ſich aber durd die in Aussicht gejtellte Be— 
jeßung der vacanten Stellen nicht irreführen und verweigerte, ob- 
ihon ihm die traurige Lage eines großen Theiles jeiner Geiſt— 
lichen tief zu Herzen ging, der Webereinfunft über die Pfründe— 
vergebung jeine Zuftimmung, wenn nicht zugleich auch die Berein- 
barung über das Kirchenvermögen die großherzogliche Beltätigung 
erhalte, da er mit Recht ‚beide Verträge als zur Zeit einander 
bedingend angejehen wiſſen wollte. Da die Staatsregierung mit 
ihrer Antwort zögerte, wandte ſich der Erzbiichof in einer Imme— 
Diateingabe ? vom 8. Auguft an den Landesheren. Diejelbe hatte 
zwar feine augenblicliche Wirkung. Doc mußte die Regierung 
aus ihrer rejervirten Stellung heraustreten. Die Correspondenz 
wurde wieder aufgenommen. Nachdem der Erzbiichof noch einige 
Aenderungen der Vereinbarung vom 13. März bezüglich des 
Kirchenvermögens zugegeben hatte, jtimmte das Miniſterium am 
25. Oftober der Uebereinfunft zu. Hierauf erfolgte am 30. OF 
tober 1861 die erzbiichöfliche Annahme unter Vorbehalt der päpit- 
lichen Beſtätigung. Das Minijterium behielt fich vor, im alle 
der Nichtbeitätigung durch den Papſt, oder einer jpätern Kün— 
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digung der Uebereinkunft durch den Erzbiichof ‚die Beitimmungen 
des Artikel 17 des Gejeßes vom 9. DOftober 1860 wieder als 
maßgebend zu betrachten‘ !. 

Die Beltrebungen der Regierung und des Erzbiichofes bezüg- 
(ic) des Kirchenvermögens gingen ſehr auseinander. Der Ober- 
hirt verlangte das Recht der Verwaltung und Berwendung des 
Kirchenvermögens und den ihm gebührenden Einfluß Hinfichtlich 
der für Schul und Wohlthätigfeitszwede bejtimmten katholiſchen 
Stiftungen und deren Verwendung nad dem Willen der Stifter; 
damit wollte er der Staatsregierung die Dderjelben zuftehenden 
Nechte nicht abſprechen. Das Miniſterium dagegen wollte das 
eigentliche Kirchenvermögen wohl mehr, als bisher gejchehen war, 
auch der Verwaltung und Rechtövertretung des Kirchenobern unter= 
itelten, die frommen Stiftungen dagegen ganz in Händen be- 
halten und der firchlichen Behörde nur einen nominellen Einfluß 
hierauf zuerfennen. Durch die Vereinbarung vom 13. März 1861 
wurde die Betheiligung der Kirchen: und Staatsbehörde an der 
Derwaltung des firchlichen Vermögens in einer Weiſe geordnet, 
welche zwar nicht alle berechtigten Anfprüche der Kirche als Eigen- 
thümerin ihres Vermögens berüchichtigt, aber doch die ſchlimmſten 
Folgen der Staatsbevormundung aufhebt. 

Die vereinbarten Beltimmungen über das Kirchenvermögen 
jollten in eine landesherrliche Verordnung aufgenommen werden. 
Der Entwurf Dderjelben wurde dem Erzbiichof zugeſchickt, ent— 
hielt aber nicht alle Stipulationen der MUebereinfunft vom 
13. März 1861, jondern hatte einige Beitimmungen ganz weg— 
gelaffen und andere verändert. Es waren keineswegs unweſent— 
liche Punkte, oder ‚geringe jJachliche Mtodificationen‘, die hier in 
Frage Itanden; das Miniſterium jchten auch zu fürchten, daß der 
firchliche Oberhirt die Verordnung in dieſer Faſſung nicht an— 
nehmen fünne. Es erklärte fich deshalb am 6. Oktober bereit, 
„in der Form don Zujagen die Punkte, welche Berwilligungen der 
Regierung oder Erklärungen derjelben ſeien, zu ordnen‘. Anſtatt 
auf dem Wortlaute der Vereinbarung vom 13. März zu bejtehen, 
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gab der Erzbiſchof im Intereſſe einer friedlichen Veritändigung 
nach und jandte einen Bevollmächtigten nach Karlsruhe, welcher 
am 16. Oftober mit Lamey eine Beiprechung hatte; deren Frucht 
war das ſchon erwähnte Uebereinfonmmen vom 25. Oftober !. 

Die größte Schwierigfeit lag auch jeßt auf dem Gebiete der 
katholiſchen milden Stiftungen. Die Regierung beanipruchte das 
Recht der Verwaltung und Verwendung diefer Stiftungen, welche 
jogar die frühere badische Gejeßgebung als ‚Kirchliche Angehörende‘ 
erklärt hatte ?; fie wollte die Kirchenbehörde von der Verwal— 
tung ganz ausichliegen, oder ihr nur einen nominellen Einfluß 
gejtatten. Der Erzbiichof hatte daher ſchon in feiner Erklärung 
an das Minifterium vom 20. Dftober das Recht der Kirche 
auf diefe Stiftungen gewahrt und verlangt, daß der fatholiiche 
Dberitiitungsrath ‚zugleich auch die Verwaltung über dieſe Fonds 
führe‘. —A 

Die einzelnen Beſtimmungen der landesherrlichen Verord— 
nung ? vom 20. November können füglich übergangen werden. Es 
ſei nur hervorgehoben, daß die Regierung bezüglich der ſ. g. 
weltlichen und katholiſchen Fonds die Zulage gab, ddie katholiſche 
Religionsgejellichaft jolle im Belige und im Genufje der für ihre 
Gultus-, Unterrichts= und Wohlthätigkeits-Zwecke bejtimmten 
Anftalten und Fonds bleiben‘. Sie verpflichtete ſich, bei Ver— 
äußerungen oder Verwendung der Güter jolcher Fonds zu einem 
der Stiftung nicht entiprechenden Zwecke dem erzbilchöflichen Or: 
dinariat ‚Mittheilung: zu machen. Auch follten demjelben die 
Voranſchläge‘ und jährlichen. Ueberfichten über den Stand des 
Vermögens, jowie die Acten und Rechnungen genannter Fonds 
zur Einficht vorgelegt werden, damit es fich von der ſtiftungs— 
mäßigen Verwendung diefer Fonds überzeugen könne“. 

Mit der Genehmigung dev Vereinbarung vom 13. März 
1861 ſchien ein friedliches Verhältniß zwiichen Kirche und Staat 
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in Baden begründet zu jein, wie auch der Erzbiſchof am 20. Ja— 
nuar 1862 freudigen Herzens dem Papſte berichtete. Leider 
hatte er fich getäufcht. Die Vereinigung ſtand auf dem Papier; 
von einer wirklichen Ausführung waren die badiſchen Staats— 
männer weit entfernt. So begann denn ſchon bald wieder ein 
neuer Conflict, welcher dem neunzigjährigen Kirchenobern nicht 
geitattete, die fetten Lebensjahre in Ruhe und Frieden zu ver- 
bringen, und auch mach jenem Tode fortdauerte, ja jogar mit 
größerer Heftigfeit auftrat. 


Der erſte Gegenitand ? des Conflietes war die Beleßung der 
Pfründen. Die Befürchtung der Regigrung, der Erzbiichof wolle 
in ihr Präfentationsrecht eingreifen, wurde durch die gegentheilige 
Erklärung des Ordinariates verjcheucht. Aber Schon in Bälde er— 
hoben ſich neue Schwierigkeiten. Die Regierung bildete das ihr 
eingeräumte Recht, Geiftliche, welche in bürgerlicher oder poli- 
tiſcher Dinficht ihr mißfällig waren, unter Angabe des Grundes 
von der Lilte der Bewerber um eine Pfründe auszuſchließen, zu 
einem jürmlichen Veto aus. Ste mißbrauchte auch ihr Präſen— 
tationsrecht, indem ſie nicht jelten Männer zu gettlichen Stellen 
vorihlug, denen der Erzbiſchof aus Firchenrechtlichen Gründen die 
Uebertragung diejes Amtes verweigern mußte. Die hieraus her— 
vorgehende Spannung ward durch den Schulfampf noch vergrößert. 
Die Geritlichen, welche für das Necht der Kirche auf die Schule 
eintraten, wurden ‚wegen  vregierungsfeindlichen Verhaltens‘ als 
mipfällig bezeichnet und von der Erlangung der Pfarrei, um 
welche ſie competirt hatten, ‚als ausgejchlofien‘ erklärt, während 
jene Männer, welche entweder die Partei der Regierung ergriffen, 
oder Die Nechte der Kirche preisgaben, auf landesherrliche Patro— 
natspfarreien präjentirt wurden, wenn fie auch in religiöfer und 
jittlicher Beziehung noch jo anftößig waren ®. Das erzbiichöfliche 
Ordinariat trat in mehreren Schreiben an das Miniſterium gegen 
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diejen Mißbrauch entjchieden auf; die Regierung gab zuletzt die 
Erklärung ab, daß aus der Firchlichen Richtung des Bewerbers 
um eine Pfründe fein Grund zu einer Beanftandung abgeleitet 
werden fönne!. Auf diefe Weiſe wurde wenigitens ein erträg- 
licher Zuſtand hergeitellt. 

Noch mehr verlegte die Regierung die Uebereinfunft vom 
13. März und die auf ihr ruhende VBerordnnng vom 20. No- 
vember 1861 durch ihre Eingriffe in das Firchliche Vermögen. 
Sie hatte ausdrüdlich zugeftanden, daß die von ihr nicht als 
firchliche Fonds anerkannten fatholiichen Stiftungen der Aufſicht 
des katholiſchen Oberftiftungsrathes unterſtellt werden sollten. 
Die Kreisregierungen waren auch angemwielen worden, die Ver— 
waltung der ſ. g. weltlichen katholiſchen Stiftungen an den einzel: 
nen Orten und den örtlichen Stiftungscommifitonen zu belaſſen. 
Im Widerſpruche mit dieſen Zulicherungen entzog die Regierung 
aber ſchon in furzer Zeit die Verwaltung der fatholiichen Schul: 
und Wohlthätigkeitsitiftungen den fatholiichen Stiftungscommifitonen 
und übertrug dieſelbe dem confelfionell gemijchten Oberſchulrath 
und. dem Ortsſchulrath oder der politischen Gemeinde. So wur: 
den beijpielsweilsweile die reichen katholiſchen Spitalfonds zu 
Pfullendorf, Conſtanz, Ueberlingen u. A. mit einem Vermögen 
von je einer bis zwei Millionen Mark durch Meinifterialverfügung 
einfach den Katholiken genommen. Das erzbiichöftiche Ordinartat 
legte gegen die neuen Säcularifationen ? Bejchwerde bei dem 
Staatsminijterium ein und verlangte, daß dieſe firchlichen Stift: 
ungen in fatholiicher Verwaltung belafjen würden, wie auch die 
Proteitanten ‚im Befiße ihrer confeffionellen milden Stiftungen‘ 
jeien. Man jolle doch nicht die Katholiken zwingen, ‚ihre uralten 
fatholiichen Fonds mit Protejtanten nad) dem Ermeſſen unkatho— 
fticher Behörden zu theilen‘. Die Regierung schenkte dieſen 
Vorftellungen Feine Beachtung und nahm ſogar feinen Anftand, 
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verjchtedene zu firchlichen Zwecken geitiftete Fonds wie den Ka— 
planet, Cult: und Spitalfonds zu Weinheim, das SKaplaneibene- 
fitum ‚zum Heiligen Antonius‘ in Kirchhofen, mehrere Kaplanei- 
fonds in Pfullendorf u. a. als Schulfonds zu erflären und 
fie gegen den ausdrüclichen Willen der Stifter der katholiſchen 
Verwaltung und Berwendung zu entziehen. Auf diefe Weiſe 
wurden nad) und nad rein katholiſch firchliche Stiftungen im 
Werthe von jehs Millionen Mark? von der badiichen Re— 
gierung ‚Jäcularifirt‘. | 

Diejen ſchreienden Nechtöverlegungen und Beraubungen 
gegenüber vertheidigte das erzbiichöflihe Ordinartat das Recht 
der katholiſchen Kirche auf diefe Stiftungen; allein weder die 
Berufung auf die Zulagen der Regierung beim Abſchluß der 
Vereinbarung vom 13. März 1861, noch die gründlichen Rechts- 
nachweile bezüglich des katholiſch kirchlichen Charakters der ‚äcu- 
larifirten‘ Fonds vermocdhten die Regierung umzuftimmen. 
Wohl gab ſich das Miniſterium d. J. Jowohl unter Lamey als 
unter deſſen Nachfolger Jolly den Anjchein, eine Verſtändigung 
mit der firchlichen Behörde in diefer Sache anbahnen zu wollen; 
allein alle Verhandlungen verliefen im Sande. Die badijchen 
Staatöbureaufraten wollten der Stimme der Gerechtigkeit Fein 
Gehör schenken. Dev Erzbiichof erflärte mun die von der Re— 
gierung jo ſchwer verlegte Vereinbarung für aufgehoben und wies 
die Stiftungscommilfionen an, den Rechtsweg zu betreten. Die 
badischen Gerichte aller Inſtanzen entichteden in den meiften 
Fällen zu Gunſten der katholiſchen Kirche gegen die Regierung ?. 

Obſchon das Miniſterium der Kirchenbehörde ‚die Herbei— 
führung einer richterlichen Entiheidung‘ anheimgejtellt und aus- 
drücklich erflärt hatte, ‚daß durch die von der Regierung ge= 
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troffene Anordnung der gerichtlichen Enticheidung über die recht: 
liche Natur der Stiftung nicht vorgegriffen werde‘, jo juchte es 
doch die im Diefer Sache gejällten Urtheile unwirkſam zu machen 
und erhob den Competenzconflict. Da nad der Verordnung vom 
29. DOftober 1849 das Staatsmintiterium ‚unter Beizug des Ober: 
hofgerichtsfanzlevs und zweier Hofgerichtspräfidenten‘ den Com— 
petenzhof bilden, war dasjelbe Richter in eigner Sade. Der 
Gompetenzhof bejchloß, ‚die gerichtlichen Urtheile in Sachen der 
katholiſchen Stiftungen wieder aufzuheben, da ihr Vermögen, jelbit 
wenn jte blos kirchlichen Bedürfniſſen gewidmet jeien, feineswegs 
in dem Sinne zum Kirchengute gehöre, als ob daran der Kirche 
ein Privatrecht zuftehe. Die Verwaltung der Stiftungen habe 
fediglih im öffentlihen Rechte ihren Grund. 

Durch dieſe Acte der Staatsgewalt‘, jagt Maas! nad) 
quellenmäßiger Darftellung der Verhältniſſe, ‚wurde der Kirche 
und den SKatholifen der reiche: und ſtaatsgeſetzlich garantirte 
„Schuß der bürgerlichen Gerichte, der ihnen durch S$ 14 der ba- 
diſchen Verfaſſung gewährleiftet iſt, die rechtliche Bürgichaft für 
die ftiftungsgemäße Verwaltung und Verwendung der fatholtichen 
Fonds“ thatjächlich entzogen. Da aber der Erzbiichof alle ihm 
zu Gebote jtehenden Rechtsmittel gegen diefe Incamerirungen ans 
wendete und die badischen Gerichte faſt durchweg das beitehende 
Recht und die Vereinbarung von 1861 ihren Urtheilen zu Grunde 
legten, jah jich die Regierung veranlaßt, ihr Vorgehen durch das 
Geſetz vom 5. Mai 1870 janctioniven zu laſſen‘. Davon ſoll 
an einem andern Orte die Rede jein. 


Die Befürchtungen, welche nad) dem Abſchluß der Mainz— 
Darmitädter Convention in manchen Streifen laut wurden, er— 
wieſen ſich als unbegründet. Der confeffionelle Friede erlitt 
feine Störung, und die Rechte des Staates wurden nicht beein: 
trächtigt. Die protejtantifche Bevölkerung fühlte ſich in der Aus- 
übung ihrer Religion und in ihren Intereſſen überhaupt dur 
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die Convention nicht verlegt, und die Katholiken freuten fich, daß 
durch dieſelbe ‚im Großherzogthum Helfen jene unglücfjeligen 
Streitigfeiten, wie fie anderwärts aufgetaucht, vermieden worden 
waren‘ t, 

Erſt ſechs Jahre nad) dem Abſchluſſe der Convention be— 
gannen die Angriffe. Diejelben gingen aber nicht vom Volke 
aus, jondern von einer Partei, welche von Abnetgung gegen die 
fatholifche Kirche und gegen den großdeutichen Miniſter dv. Dalwigk 
erfüllt, ‚den veltgiöfen Anlaß ergriff, um das Volk aufzuregen, 
die Negterung zu compromittiren, die conjervativen Kräfte zu zer: 
tören und zu desorganiftren‘. Die Convention jollte ihnen ein 
Mittel jein, um den Miniſter zu ftürzen. Die antitatholifche 
fleindeutjche Preſſe und die nationalvereinlich-firchenfeindliche Ma— 
jorität in der zweiten Kammer der Landitände unteritüßten ſich 
gegenfeitig in diefem Kampfe. 

Der erſte Angriff auf die Convention ging von dem prote— 
ftantiichen YLandtagsabgeordneten Wernher von Nieritein aus, 
welcher noch einigen vorausgegangenen Interpellationen der Re: 
gierung im Dftober 1860 eimen die Aufhebung der Convention 
betreffenden Antrag stellte. Als Berichteritatter über dieje katho— 
liſche Kirchenangelegenheit fungirte der protejtantiiche Pfarrer 
Thudichum von Rödelheim, welcher im Namen des Ausſchuſſes 
beantragte: ‚Die Kammer wolle großherzogliche Staatsregierung, 
erfuchen, die Unterhandlungen mit dem bilchöflichen Stuhle zu 
feinem Abſchluſſe zu bringen, jondern das ganze Rechtsverhältniß 
des Staates zur fatholifchen Kirche und ihren Organen auf ge 
jeßlihem Wege zu ordnen und der Ständeverfammlung, ſoweit 
erforderlich und jobald als möglich, dazu die geeigneten Vorlagen 
zu machen.‘ Obſchon der Mlinifterpräftdent von Dalwigk und. 
der Abgeordnete, Geh. Rath Dr. Seiß? die überzeugendften 
Gründe für die Berechtigung der Convention anführten und die 
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ichienenen Schrift gegen die Convention. 
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wider diejelben erhobenen Einwürfe beleuchteten und entkräfteten, 
trat doc die Kammer mit allen gegen eine Stimme dem Antrage 
des Ausſchuſſes bei. 

Anders lautete dagegen die Abſtimmung der Mitglieder der 
erſten Kammer. Obgleich meiſtens Proteſtanten, lehnten ſie den 
Antrag der zweiten Kammer mit allen Stimmen ab. Nur der 
proteſtantiſche ‚Prälat‘ Dr. Zimmermann ſprach ſich für Auf: 
hebung der Convention aus, weil dieſelbe ‚den ohnehin ſchon viel— 
fach bedrohten eonfejltonellen Frieden gründlich untergraben fünne‘ ; 
hierauf erwiderte der lutheriihe Graf v. Görk!, daß nicht die 
Convention, jondern ‚gerade Diejenigen, denen jede Confeſſion 
gleichgiltig jei‘, den ‚confelftonellen Frieden‘ nicht nur ‚in unſerm 
Lande‘, jondern ‚in der ganzen Welt jtörten‘. 

Mit der Abitimmung der eriten Kammer war die Sache 
erledigt, und die Concordatsjtürmer der zweiten Kammer konnten 
in der Sitzung vom 3. November nur ihrem Ingrimm über diefe 
Wendung der Dinge in den heftigiten und unwürdigſten Aus: 
tällen gegen die Standesherren und gegen die Convention Luft 
machen. Dieje Polemik it um jo auffallender, da feiner der Ab: 
geordneten den Inhalt der Uebereinkunft fannte, ja nicht einmal 
denjelben fennen lernen wollte. Denn obgleich Freiherr v. Dal: 
wigk ſchon bei den eriten Verhandlungen den Ständen das An— 
erbieten machte, einem Seden von ihnen die einzelnen Punkte der 
Convention vorzulejen, damit ſie jelbit beurtheilen fünnten, ob 
dem Lande oder ob der andern Confeſſion irgend etwas vergeben 
worden jei, jo hatte doch, nad) der Erklärung des Miniſterpräſi— 
denten in der erften Kammer, Niemand von den Mitgliedern der 
Ständefammer, ja nicht einmal Herr Wernher, von diefem Aner— 
bieten Gebrauch gemacht ?. 

Die Gegner der Convention jegten ihre Wühlereien fort und 
waren namentlich” bemüht, die politiſch-religiöſen Yeidenichaften 
aufzuftacheln. Ein geeignetes Mittel hiezu dünkten ihnen die 
DVerleumdungen der veligiöfen Genoffenichaften und die immer 


Bgl. über ihn E. Ludw. v. Gerlach, Aufzeihnungen II, 397. 
? Brüd, Oberrh. Kirchenprovinz, ©. 464. 
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wiederfehrenden Lügen von angeblichen Uebergriffen der Katho— 
liken, Verlegung der Parität u. ſ. w. Diele Erzeugnilie fana- 
tiſchen Haſſes blieben nicht unmiderlegt; aber die Convention war 
nad) wie vor das Stichblatt der unmürdigiten Angriffe. 

Um emen Drud auf Großherzog Ludwig II. auszuüben, 
wurde von der nattonalvereinlichen Bartei ein Adreſſenſturm 
gegen die Convention organiſirt. Auch in der bijhöflichen Stadt 
circulirte eine Jolche Adreſſe, welche nichts mehr und nichts weniger 
war, als ‚ein Gewebe von ſchweren Anklagen und VBerdächtigungen, 
die das Wirken der Kirche in dem jchlechteiten Lichte erjcheinen 
ließen, die ganz geeignet waren, die feindjeligiten Vorurtheile 
gegen das Wirfen der fatholifchen Prieſter zu erweden‘!. Die: 
jelbe war zum großen Theil von Nichtkatholifen unterzeichnet 
und drückte durchaus nicht die Gefinnungen des Fatholiichen 
Bolfes aus, wie die nad) Darmjtadt abgejandte Gegenadreije der 
fatholiichen Bewohner von Mainz für Aufrechthaltung der Con— 
vention beweilt. Die Landbevölferung verhielt fich den Conven— 
tionsfeinden gegenüber meiſtens ablehnend. Auch die proteitan- 
tiichen Yandleute wollten ji nicht zur Ausführung der Pläne 
des Nationalvereins mißbrauchen laſſen. | 

Das Hauptbeftreben der Gegner des Ministeriums Dalwigk 
war aber, eine rvegierungsfeindliche Mtajorität in die zweite Kam— 
mer zu bringen. Sie juchten deshalb in diefem Sinne auf die 
Yandtagswahlen einzumirfen. Das Großherzogthum und bejon- 
ders die Stadt Mainz boten damals den Anblie eines wüſten 
Barteigetriebes. Alle Leidenichaften ſchienen entfeſſelt. Eine 
Hauptrolle jpielten nach früheren Vorgängen auch jegt Skandal: 
geichichten. Eines der efelhafteiten Produkte diefer Art iſt das 
1865 erichtenene Bamphlet ‚Schweiter Adolphe‘, ein Gemebe 
von Lügen und Verleumdungen gegen die verdienjtvolle damalige 
Oberin des Invalidenhauſes. Der Verfafler diefes Schmählibells, 
Chriſtoph Warburg, der aber wohl nur den Namen hergegeben 
hatte, wurde zu einer zweijährigen Correctionshausitrafe verur: 


'v. KRetteler, Soll die Kirche allein rechtlos jein? Mainz 1861. 
©. 8. 
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theilt. Obſchon die gerichtlichen Berhandlungen ! die gänzliche 
Unmwahrheit der in genannter Schrift gegen Schweiter Adolphe 
und die barmherzigen Schweitern erhobenen Beichuldigungen offen: 
fundig gemacht hatten, trug doch die giftige Ausjaat ihre Früchte. 
Auch gegen Biſchof dv. Ketteler und die Jeſuiten in Mainz er: 
ſchienen die gehäſſigſten Artikel im den Eirchenfeindlichen Blättern. 

Um den Gegnern der Regierung jeden Vorwand zu einer 
Oppofition gegen die Convention im Landtage abzuichneiden, gab 
das Mtinifterium ihrem Drängen in jo fern nach, daß es in der 
Landtagsſeſſion 1863, ohne die Convention förmlich aufzugeben, 
den Ständen einen Sirchengejeßentwurf vorlegte, welcher große 
Aehnlichkeit mit dem badtichen Kticchengejege vom 9. Oktober 1860 
hat. Der jtändiiche Ausschuß der zweiten Kammer übertrug das 
Referat über den Entwurf dem proteftantiichen Gymnaftaldirector 
Thudichum von Büdingen, einem Bruder des Decans von Rödel— 
heim. Die Debatten konnten kaum oberflächlicher und rückſichts— 
(ojer geführt werden, als es geichah. Der Negterungsentwurf er- 
litt ſolche Veränderungen, daß er gar nicht mehr zu erkennen 
war. Alle der fatholiichen Kirche auch nur einigermaßen günftt: 
gen Beitimmungen wurden ausgemerzt und dafür Verfügungen 
getroffen, welche die jchreienditen Eingriffe in die innerſten kirch— 
lichen Angelegenheiten enthielten. 

Die Indignation über die Beſchlüſſe dev zweiten Kammer 
gab ſich alsbald in Proteften des fatholiichen Klerus und Volkes 
fund, und von allen Seiten liefen Adreſſen beim Yandesfürften 
und der. eriten Kammer ein, deren Unterzeichner um Aufrecht— 
haltung der Convention, vejp. um Nichtannahme des von der 
zweiten Kammer redigirten Zwangsgeſetzes baten. ° 


Der Proceß ift actenmäßig dargeftellt von einem Juriſten. Mainz 1364. 
Dal. Pfülf, Biſchof v. Ketteler, II, 49 ir. 

? ©. Pfülf, Biſchof dv. Ketteler II, 29 ff.; von großer Bedeutung in 
diefen Kämpfen war die Brojhüre Dr. Heinrid’s ‚Die Reaction des jog. 
Fortſchrittes gegen die Freiheit der Kirche . . . Mainz 1863, und das geiſt— 
volle Schriftchen ‚Mainz im Jahre 1863, ein Bild öffentlichen Lebens“. Von 
E. P. 3. Aufl. Aachen 1863. 
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Am 31. Oftober 1863 wurde das Kirchengejeg in der eriten 
Kammer berathen. Als Vertreter des Biihofs von Mainz war 
Domcapitular Dr. Moufang, Regens des bifchöflichen Semi: 
nars, an die Stelle des ausgeſchiedenen Decans und Oberſtudien— 
vathes Dr. Lüft getreten. Der vom Grafen v. Görk eritattete 
Ausſchußbericht ſchloß fich in den meisten Punkten der Regierungs- 
vorlage genau an. Che die Verhandlungen über die einzelnen 
Artikel des Gefeßes eröffnet wurden, legte der Vertreter des Bi- 
ihofs von Mainz in klarer und präcier Weile den Standpunkt 
dar, welchen er einnehmen werde. Gr verbreitete ſich vornehm— 
(ich über die Frage, ob der Friede zwilchen Kirche und Staat 
durch eine Vereinbarung beider Gewalten oder durch eine einfei- 
tige Geleßgebung am beiten hergeitellt und erhalten werden fünne. 
Die Debatten verliefen im Ganzen ruhig und tactvoll!. Der 
Antrag des Neferenten wurde mit einigen Abänderungen ange- 
nommen und das von der zweiten Kammer vorgeichlagene Kir- 
chengejeß abgelehnt. | 

Die Feinde der fatholiichen Kirche ſahen fi) nun wieder in 
ihren Erwartungen getäuscht. Die Heßereten hörten aber damit 
nicht auf. Mehr Ausficht auf Erfolg eröffneten ihnen die Ereig- 
niffe des Jahres 1866. Die Convention wurde nun wieder Ge- 
genitand heftiger Anfeindung, welche immer mehr den nämlichen 
Character wie die Polemik gegen das öſterreichiſche Concordat an: 
nahm. Doch ſchien der Sturm auch diesmal vergebens zu toben. 
Die Regierung hielt an der Convention feft, und Bismard glaubte 
noch nicht den Zeitpunft gefommen, um den ihm jehr verhaßten 
Miniſter dv. Dalwigk zu ftürzen. Da aber die Gegner desjelben 
ihre Angriffe immer wiederholten und dabei beftändig auf die 
Mainz-Darmſtädter Bereinbarung ‚als Schredbild‘ zurüdgriffen, 
entichloß ſich Biſchof dv. Ketteler, diefe Warte ihren Händen zu 
entwinden. Er richtete am 20. September 1866 ein Schreiben ? 
an Großherzog Ludwig III. in welchen er auf die Convention 


' Nur Prälat Zimmermann madte eine Ausnahme, erfuhr aber durch 
Domcapitular Moufang die nothwendige Belehrung, vejp. Zurechtweiſung 
(Brüd, ©. 470f.). 

’ Brüd, ©. 503. 
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verzichtet, da diejelbe ‚zu einem jener ſinnloſen Worte geworden 
war, deren ſich die jchlechteiten Parteien zu jeder Zeit bedienen, 
in dem einzigen Intereſſe, um blinde Leidenichaften wach zu 
rufen‘. Der Biſchof Spricht aber zugleich) das ‚Vertrauen: aus, 
‚daß die Rechte dev Kirche, welche durch) die Convention aner- 
fannt jeien, vollkommen gewahrt und unangetaftet blieben‘. 


Der faſt vier und neunzigjährige Vertheidiger der kirchlichen 
Nechte in Baden gegen ein bureaufratijch-fatholifenfeindliches Be— 
amtenthum jollte die Waffen nicht niederlegen, ohne nocd einen 
ichweren Kampf! mit der Regierung siegreich geführt und been- 
digt zu haben. Am 4. September 1865 ſchied Domdecan vd. Dir: 
icher aus dieſer Zeitlichkeit. Die Ernennung feines Nachfolgers 
ſtand diesmal dem Erzbiichofe zu. Der greife Oberhirt wünichte 
dDiefe Stelle einem Geiitlichen zu übertragen, deſſen ex ſich bei 
jeinem hohen Alter als Weihbiſchof bedienen könne, da alle bis- 
herigen Berjuche, einen Coadjutor mit den Rechte der Nachfolge 
aufzuitellen, erfolglos geblieben waren. Er unterbreitete daher 
am 4. Oftober dem Großherzog eine Gandidatenlifte von vier in 
jeder Hinſicht ausgezeichneten Geiftlichen ?; allein die Regierung 
(ehnte jedes Eingehen auf dieje Lifte unter dem Vorwande ab, 
daß die vier Candidaten das badiiche Indigenat zur Zeit nicht 
bejäßen. Um raſcher zum Ziele zu gelangen, betrat nun der 
Erzbiſchof, welcher die Rechtsanſchauung des Miniſteriums als 
unbegründet nachwies, den Weg perlönlicher Unterhandlungen. 
Diefelben wurden von Staatsrath Lamey und dem Getjtlichen 
Rath Strehle® geführt und drehten ſich hauptſächlich um Die 
Candidatur des MWeihbiichofs von Trier, Dr. Eberhard, waren 
aber noch nicht beendigt, als Lamey penfionirt wurde, und „Jolly 
an jeine Stelle trat. 

' Brüd, ©. 504 ff. Maas, ©. 646 ff. 

? Meihbiihof Baudri v. Köln, Weihb. Eberhard v. Trier, Biſchof 
Laurent, Apoft. Vicar v. Luxemburg und Profeſſor Dieringer in Bonn, 

’ Hofcaplan des Erzbiihofs v. Vicari. 
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Mit legterem griff der Erzbiichof die Verhandlungen wieder 
auf. Sie zogen ſich viele Monate Fruchtlos hin, weil die Regie— 
rung vor ganz anderen Bemweggründen geleitet wurde als der 
firchlicde Oberhirt. Yeßterer wollte einen Domdecan, der mit der 
Treue gegen die weltliche Obrigfeit die Erfüllung jeiner bei der 
Weihe beichworenen Bflichten zu verbinden wilje; das Beftreben 
des Miniſteriums aber ging darauf hinaus, einen ftaatsfirchlich 
gefinnten, oder wenigitens einen ſchwachen und unbedeutenden 
Dann zum Haupte des Domcapitels zu machen. 

Diejes Beltreben leuchtet aus allen von Jolly in dieſer Frage 
veranlaßten Actenſtücken deutlich hervor. Am 3. Auguſt 1866 
itellte der Erzbiichor das Erſuchen an den Miniſter, die mit La- 
mey angefnüpften Verhandlungen zu Ende zu führen. Gr erhielt 
ein vom 8. August datirtes Schreiben Jollys, in welchem diejer 
jeine Bereitwilligfeit zur raſchen Erledigung der Angelegenheit 
ausipricht, zugleich aber die früher jchon erhobenen Bedenken gegen 
‚Nusländer‘ berührt und dem Adreſſaten erklärt, ‚mern auch die 
Regierung in bejonderer Berüdfichtigung der Wünſche Sr. Er- 
cellenz ausnahmsweiſe die Berufung eines Ausländers geſchehen 
allen fünne, jo müßte er doch unter den gegenwärtigen Verhält- 
niſſen Anftand nehmen, jeinerjeits dazu zu vathen‘. 

Koch deutlicher offenbart ſich die Geſinnung des badijchen 
Cabinets in dem Miniſterialſchreiben vom 29. Oktober. Die Re- 
grerung lehnt durch Ddiejes Schreiben die Candidatur Eberhards 
ab und wünſcht die Erhebung eines ‚Inländers zu der Würde 
eines Domdecans‘ bejonders ‚in dem gegenwärtigen Augenblide*, 
weil fie zur Löfung der mancherlei zwiichen der Staats und Kir- 
chengewalt entitandenen Colliſionen — ‚einen mit den Verhält— 
niſſen und den Perſonen vertrauten Mann für geeigneter halte, 
als einen Fremden‘. 

Aus diefen feines Commentars bedürfenden Schreiben Jolly's 
fonnte Erzbiichof v. Vicari, der ſich auch, Freilich vergebens, au 
den Großherzog Friedrich gewandt hatte, nur zu deutlich er- 
\ehen, daß er durch weitere Unterhandlungen das erjehnte Ziel 
nicht erreichen werde, obſchon der Mtinifter wiederholt ‚die größte 
Geneigtheit‘ jowohl jeinerjeits als von Seiten ‚der gejammten 
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Großherzoglichen Regierung‘ erklärt hatte, ‚ein ungeftörtes und 
friedliches Zuſammenwirken von Staat und Kirche für ihre gro- 
Ben Aufgaben herbeizuführen und insbejfondere den perjünlichen 
Wünſchen Sr. Ercellenz des Erzbiſchofs jede thunliche Rückſicht 
zu tragen‘. Er brach darum die Unterhandlungen ab und legte, 
da inzwilchen Eberhard zum Biſchof von Trier gewählt worden 
war, in der Vorausſetzung der auch wirklich erfolgten Zuitimmung 
des heiligen Stuhles, am 18. August 1867 dem Yandesherrn eine 
neue Gandidatenlijte vor, auf welcher die Namen dreier inländi- 
ichen Getjtlichen, Lothar Kübel, Convictsdirector, J. B. Miller, 
Pfarrer zu Krozingen, Adolph Strehle, Hoffaplan, und der des 
Biſchofs Ketteler von Mainz ftanden. Da leßterer vom Minis 
iterium als Ausländer beanftandet wurde, bezeichnete der Erz— 
btichof, um feine weiteren Berzögerungen zu veranlaflen und ohne 
die Rechtsfrage zu erörtern, den Domcapitularen Franz Karl 
Weickum als vierten Candidaten. 

Aber auch jet erfolgte troß der dringenditen Vorſtellungen 
des greifen Kirchenobern, welchen der heilige Stuhl Verhaltungs- 
maßregeln gegeben hatte, feine Antwort, jo daß er dem Miniſter 
die Befürchtung ausfprechen mußte, ‚als ſei der Umſtand, daß die 
Tage eines fünf und neunzigjährigen Greijes gezählt jeten, nicht 
ohne allen Einfluß‘ auf das DVerhalten der Regierung. Das 
letztere war auch der Fall, obſchon Jolly ‚die Unterjtellung, als 
beruhe die Verzögerung der definitiven Entiheidung auf unedlen 
Motiven‘ in Abrede ftellte. Aber in demjelben Schreiben, aus 
welchem auch die Drohung durchblickt, daß die Regierung ‚einen 
in nicht rechtmäßiger Form ernannten Domdecan in feiner Bes 
ziehung als jolchen anzuerkennen in der Lage wäre‘, verfolgt er 
wieder den Zwed, die Sache in die Länge zu ziehen. Der Erz: 
biſchof durchichaute die wahre Abjicht Jolly's und wiederholte in 
jeinem Antwortjchreiben die Forderung an den Meinifter, die Gans 
didatenlifte dem Großherzog endlich vorzulegen, damit derjelbe 
‚den einen oder andern Candidaten als minder genehme und 
darum nicht wählbare Perſon bezeichne‘, und dev Erzbiſchof hier— 
auf ‚ungeſäumt einem der übriggebliebenen Kandidaten das Dom— 
decanat übertrage‘. 
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Noch einmal verſuchte Jolly eine Weberliftung des kirch— 
lichen DObern. In jeinem Schreiben vom 1. November 1867 
macht er den Vorſchlag, ‚unabhängig von jener einjtweilen fort- 
beitehenden Lifte eime directe Verftändigung über eine durch 
Stellung, Gelehriamfeit und Frömmigkeit hervorragende Perſön— 
(ichfeit aus der Mitte der Landesgeiitlichkeit zu verjuchen‘, und 
fügt die characteriftiiche Betheuerung bei: ‚Sch kann Em. Er: 
cellenz verfichern, daß die Firchenpolitiiche Richtung eines jolchen 
Wannes, welche fie auch ſei, bet der Großh. Regierung fein Hin- 
derniß feiner Annahme jein wird, vorausgejegt nur, daß er der 
Autorität der Staatögefeße, diefer Normen, kraft deren und nad) 
Maßgabe deren alle Dinge im Staat neben einander beitehen, 
ſich unterwirft.‘ 

Diejes Schreiben, welches die ganze Tendenz der Regierung 
flar durchſchauen läßt, beantwortete der Erzbiihof am 4. No: 
vember mit der erneuerten Aufforderung, ihm die Gandidatenlifte 
‚in fürzefter Friſt“ zu überjenden. Die Entſcheidung des Groß: 
berzogs erfolgte am 14. November. Die Regierung hatte zwei 
Sandidaten ! geftrihen. Von den beiden übrig gebliebenen 
Geiltlihen ernannte der Erzbiihof am 16. November den Con— 
victsdirector Lothar Kübel, den er zugleich zu jeinem General- 
vicar machte. Schon am 20. Dezember erfolgte die Präconi— 
lation des neuen Domdecans zum Bilchof von Leufa i. p. durch 
Bapit Bius IX. 

Die Pläne des Miniſteriums Jolly waren damit vereitelt, 
und der verdienftvolle PBrieftergreis fonnte num jeiner Auflöjung 
ruhtg entgegen jehen. Am 14. April 1868 jchied Erzbiichof 
Hermann dv. Bicari aus diefem Leben. Fünf und neunzig Jahre 
hatte er erreiht. Es war ein Zeitraum, innerhalb deſſen ſich 
die größten politifchen und Firchlichen Veränderungen in Deutſch— 
land vollzogen hatten. Er erlebte die Beraubung und die Be— 
drüdung der katholischen Kirche, er jah wie die ungläubig-jtaats- 
kirchlichen Ideen immer mehr Ausbreitung bei Laien umd leider 
auch bei einem Theile des Klerus gewannen, wie unmürdige 


Weickum und Strehle. 
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Geiſtliche den Feinden der Kirche Judasdienſte leiſteten, während 
viele Wächter auf Stons Mauer gleichgiltig den Verheerungen 
zujahen oder nicht den Muth hatten, ſich zur Wehr zu jegen; 
aber er erlebte auch einen neuen Frühling der katholiſchen Kirche 
unjeres Baterlandes nad) allzulanger Eritarrung, die Erhebung 
des Episcopates in Verbindung mit Klerus und Bolt für die 
Freiheit der Kirche, — und daran hatte ex jelbit einen jo ber: 
vorragenden Antheil. 


Dritter Abſchnitt. 
Die katholifche Wiſſenſchaft. 


Giebenzehntes Kapitel. 


Aufihwung der Fatholiihen Wiſſenſchaft. Die apologetiihen Schriften. Die dogmatiſche 
Theologie. Eontroverje zwiihen Kuhn und Clemens über das Verhältniß der Philofophie 
zur Theologie. Neue Controverje zwiihen Kuhn und v. Schäzler. Gegenstand derjelben. 
Die Irrthümer Frohſchammers. Das Auftreten des heiligen Stuhles gegen Knoodt 
und Balger. Die Dogmengeihichte. 

Die katholiſche Wiſſenſchaft! nahm während der in Nede 
jtehenden Jahrzehnte einen großen Aufſchwung in Deutichland. 
Der Werth der einzelnen Werke fatholiicher Gelehrten ift Freilich 
ungleich ; neben vielen gehaltvollen Schriften findet ſich auch 
manches minder Werthvolle. Im Ganzen aber jteht die fatho- 
liſche Literatur den außerkirchlichen wiſſenſchaftlichen Erzeugniſſen 
ſowohl in der Theologie und Philoſophie, wie in den anderen 
Wiſſenſchaften ebenbürtig zur Seite. 

Dem Zwecke dieſes Buches entſprechend, können hier nur die 
hervorragenden theologiſchen und philoſophiſchen Werke eine nähere 
Anführung und Beurtheilung finden; kleinere Schriften, einzelne 
gelehrte Abhandlungen, Broſchüren werden nur, ſo weit es noth— 
wendig erſcheint, kurz aufgezählt und beſprochen werden. 

Ehe wir auf die Leiſtungen in den einzelnen Zweigen der 
Theologie und Philoſophie übergehen, ſei noch die Bemerkung 
vorausgeſchickt, daß wie in früheren Zeiten, ſo auch in dieſer 


' Am dieſem und dem folgenden Kapitel werden nur jene katholiſchen 
Gelehrten angeführt, deren jchriftitelleriiche Ihätigkeit hauptſächlich in Die 
Zeit vor 1870 fällt. 
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Periode die Zeitverhältnifje einen beſtimmenden Einfluß auf Ab- 
faſſung und Richtung der literariichen Erzeugniſſe ausübten. 

Wie der Episcopat jeit dem Jahre 1848 mit Energie und 
Beharrlichkeit den Kampf für eine freiere und würdigere Stellung 
der Kirche zum Staate führte, jo übernahmen auch die Fatho- 
liſchen Gelehrten deren Bertheidigung gegen die maßlojen Angriffe 
einer Pſeudowiſſenſchaft, welche mit der fatholiichen Kirche zu— 
gleich) das Chriſtenthum vernichten wollte, 

Zu den bedeutenderen apologetifchen Schriften dieſer Periode 
gehören die beiden vielgelejenen Werke des Neligionslehrers 
Dr. Hermann Bojen aus Köln (F 1871) ‚Das Chriſtenthum 
und die Einjprüche jeiner Gegner‘ (4. Aufl. 1881) und ‚Der Katholi: 
cismus und die Einfprüche jeiner Gegner‘ (3. Aufl. Freiburg 1885), 
welche in klarer und überzeugender Weiſe die Grundwahrheiten der 
chriftlichen Religion und die Vorzüge der fatholiichen Kirche erörtern 
und gegen die jophiitiichen Einwände und Berdrehungen einer ungläu— 
bigen Wiſſenſchaft verteidigen. Sehr werthvoll iſt die Funda- 
mentaltheologie von oh. Nep. Ehrlich, Profeſſor in Prag 
(F 1874), welche von der großen Erudition und dem jpeculativen 
Talente ihres Verfaſſers ein glänzendes Zeugniß ablegt, und, wenn 
auch nicht ganz frei von Günthertichen Reminiscenzen, eine wirk— 
liche Bereicherung der Apologetif iſt?. Profeſſor F. Heinrich 
Reinerding in Fulda (F 1880), ein Schüler Perrone's, ver: 
ſucht von der gewöhnlichen Wtethode abweichend in ſeiner Funda— 
mentaltheologie die probatio capitis ex corpore, d. h. den Be— 
weis der Wahrheit des Chriftenthums aus evidenten Ihatjachen 
der Gegenwart. Der erite Theil führt den Beweis der Göttlid)- 
feit des Chriſtenthums gegen die Ungläubigen, und der zweite 
Theil Liefert eine Unterfuchung der Quellen, aus welchen Die 
Kirche die geoffenbarten Lehren ſchöpft, nämlic Schrift und Tra— 
dition, mit Bezugnahme auf die Häretifer und Scismatiter. 
Bon größerem Einfluffe wurden die Werfe der beiden Würzburger 
Profeſſoren, Heinrich; Denzinger (F 1883) und jeines Gollegen 

! Hurter, Nomenclator Ill’, p. 919 sqq. 

? Werner, Geſchichte der fatholiichen Theologie, ©. 571ff. 
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Franz Dettinger (1890), — beide Zöglinge des deutichen Collegs 
in Rom. Erſterer verfaßte außer andern werthoollen gelehrten 
Werfen jeine ‚Vier Bücher von der religtöfen Erfenntniß‘ !, ein 
Werk, das nicht nur ein ‚Itetes Denkmal jeines außerordentlichen 
Fleißes‘, jondern auch jeines Scharflinnes und feiner ungewöhn- 
lichen philoſophiſchen und theologischen Erudition iſt und nicht 
wenig dazu beigetragen hat, die Dogmatif aus den rrgängen 
der modernen philofophiichen Speculation wieder in die richtigen 
Bahnen zurüczuleiten. Mehr für das gebildete Publicum be— 
rechnet iſt das claſſiſche Werk Hettingers ‚Apologie des Chriſten— 
thums* ?, welches in einzelnen Vorträgen den ‚Beweis des Chriſten— 
thums‘ und ‚der Dogmen des Ehriftenthums‘ erbringt und in 
den höheren Streifen der Gejellichaft die mohlverdiente Anerfen- 
nung fand. 

Außer den angeführten Schriftitelleern find bier noch jene 
Gelehrten zu erwähnen, welche die Fundamentaltheologie als erjten 
Theil ihren dogmatischen Werfen eingegliedert haben. 


Auf dem Gebiete der dogmatiſchen Theologte vollzog ſich 
noch mehr der jchon in der vorigen Periode eingeleitete Um— 
ihwung. Die Meifterwerfe der Scholaftifer, vornehmlich des 
heiligen Thomas von Aquin und der nachfolgenden großen Theo— 
(ogen wurden mehr Gegenftand eingehenden Studiums, welches 
auch Fir die Reform der in Deutichland vielfach in Mißeredit 
gefommenenen neueren Philoſophie von hoher Bedeutung wurde. 
Die Repriftinirung der jcholaftiichen Theologie und Philoſophie, 
d. h. die Verwerthung ihrer NRefultate in Verbindung mit den 
Errungenjchaften der Neuzeit, erichten als unabweisbares Bedürj- 
niß einer gefunden katholiſchen Willenichaft. 

Den erften erfolgreichen Verſuch diefer Art machte der Jeſuit 
Joſeph Kleutgen (F 1883), melden Papſt Leo XIM. den 


' Würzburg 1856 ff. ine Lebensjkfizze Denzingers ſ. Katholif 1883 IT, 
©. 523 ff.; ©. 638 ff. 
?’ Freiburg i. B. 1863. Die 8. A. erjchien 1899 f. 
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‚gürjten dev Philojophen‘! genannt haben ſoll. Geboren zu 
Dortmund in Weitfalen, 11. September 1811, ftudirte Kleutgen 
in Münden, Münſter und Paderborn Philojophie und Theo— 
(logie, trat 1834 in den Jeſuitenorden und docixte ſeit 1843 
Rhetorif im römichen College. Durch die Nevolution 1848 aus 
Rom vertrieben, fehrte ev 1850 wieder dorthin zurück, ohne ein 
bejtimmtes Lehramt zu befleidven. Seine leßten Lebensjahre ver- 
brachte er in Tyrol. 

Die Schriften Kleutgens zeichnen ſich durch gefällige Dar: 
jtellung und gediegenen Inhalt aus; jein Hauptwerk ift die ‚Theo- 
logie der Vorzeit‘ ?, welcher er die ‚Philojophie der Vorzeit‘ > 
nachfolgen ließ. Der gelehrte Berfafler diefer Werfe macht den 
Leer mit dem wahren Inhalte und Werthe der alten, veip. ſcho— 
laftiichen Theologie und Philoſophie bekannt und widerlegt die 
dagegen erhobenen Einwände und Vorurtheile. Auch erbringt er 
mit Bezugnahme auf die willenjchaftlichen Verirrungen der Ge- 
lehrten Hermes, Hiricher und Günther den Beweis, daß die fa- 
tholiſchen Bhilojophen und Theologen den Irrthum und Un— 
glauben nur mit Erfolg befämpfen und widerlegen können, weni 
fie, unbefümmert um die faliche Zeititrömung, durch Bertiefung 
in die Werke der alten großen Theologen und Philoſophen Die 
Waffen gewinnen, womit ſie die Feinde des Glaubens aus dem 
Felde Schlagen fünnen. 

Hier fünnen am beiten noch zwei Ordensgenoſſen Kleutgens 
eine Stelle finden, obgleich fie ihre wiſſenſchaftliche Wirkſamkeit 
mehr im Auslande entfalteten. Der erſte iſt P. Clemens Schra= 
der (F 1875), von Geburt ein Hannoveraner, welcher zuerit im 
römischen Colleg und hierauf in Wien Dogmatik docirte, i. J— 
1863 dieſer Stelle* entjagte und in Poitier als Profeſſor der 
Dogmatik ſtarb; der zweite ift der gelehrte und bejcheidene 
P. Franzelin (F 1886), ein Tyroler, zuerſt Studienpräfeet im 
deutjchen Eolleg und 1857 Nachfolger Paſſaglias an der Grego: 





ı Ratholif 1883, I, S. 523. 

? Münfter 1853 ff. 2. Aufl. 1867 — 1874. 

> Münfter 1860 ff. 2. Aufl. Innsbrucd 1878 7. 

* Er weigerte fi), den Eid auf die neuen Gejeße (ſ. ©. 205 ff.) zu Teiften. 
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rianiſchen Univerfität, deſſen große Verdienfte um die Kirche und 
die Wiſſenſchaft! Bapft Pius IX. i. J. 1876 mit der Gardinals- 
würde belohnte. 

Um dem Ihomismus die Herrfchaft in Deutjchland zu er- 
obern, verfaßte Dr. Plaßmann (7 1864), Profeſſor in Pader— 
born ?, fein unvollendet gebliebenes Werk ‚Die Schule des heiligen 
Thomas‘ ®, welches neben manden VBorzügen große Mängel bat. 
Gegen die thomistheiiche Tologie polemifirt die Schrift ‚Die jpe- 
culative Theologie des heiligen Thomas‘! von oh. Nep. 
Oiſchinger (F 1876) in München, deren Verfaſſer jogar die An— 
flage der Ketzerei gegen den englischen Lehrer erhebt. 

Unter den deutſchen Dogmatifern erntete Franz Xav. Die- 
vinger, Profeſſor in Bonn, jeit 1843 als afademiicher Lehrer 
und als Schriftiteller großen Ruhm. Sein ‚Lehrbuch der Dog: 
matif > fand günftige Aufnahme; ebenjo jein ‚Syſtem der gött- 
lichen Ihaten des Ehriftenthums‘. Außer diefen Werfen verfaßte 
Dieringer noch andere mehr practiiche Schriften, wie jeinen Laien— 
fatechismus ®, das gedanfenreiche ‚Epiitelbuch der fathol. Kirche °. 
Die oppofittonelle Stellung einiger Bonner Profeſſoren gegen das 
Vaticanum übte auch ihre Rückwirkung auf ihn aus, doc gab er 
(3. Jan. 1871) vor dem Erzbiſchofe Paulus Melchers eine be— 
friedigende Erklärung ab°, entjagte aber feiner Profeſſur und 
nahm eine Landpfarrei in Hohenzollern, ſeinem Heimathlande, 
an (F 1876). 

Dogmatiihe orrectheit, elegante Sprache und klare Dar: 
Itellung zeichnen die Werke des verdienjtvollen Profeſſors Anton 
Derlage (F 1881) in Münſter aus. Mit ihm begann ‚eine 


' Seine zahlreihen Werke j. bei Hunter III?, 1228 sqg. Vergl. Hubert 
im Katholif 1887, I, 225 ff. 

° Später Rector des deutjchen Campo Santo in Rom. 

’ Soeit 1858 ff. 
Die Schrift: wurde durch Decret des Ander vom 11. April 1859 
verboten. 

’ Mainz 1847. Die 5. A. erjchien 1865. 

" Mainz 1865. Andere Schriften j. bei Hurter, 1. c. 1226. 

' Mainz; 1863. 

"5. Katholik 1396, 2, ©. 281 ff. 
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neue Aera‘ für die dortige theologische Facultät. Sein erites 


Werk ‚Apologetit der Kirche‘ fand ſelbſt den Beifall proteitan- 
tiſcher Kritiker, welche nur den firchlichen Standpunkt des Ver— 
fallers beklagten. Das Hauptwerk Berlage’s ‚Chriſtkatholiſche 
Dogmatif! wurde 1864 vollendet. ! 

Auf die theologiichen Studien in Defterreich, insbejondere 
auf die Bekämpfung des Joſephinismus und des Güntherianis- 
mus, übten außer Anderen die beiden hochgeichäßten Iheologen 
Schweß und Gaſſer einen entjcheidenden Einfluß aus. Joh. 
Bapt. Schweg (7 1880), Profeſſor in Olmütz und in Wien, 
hierauf Burgpfarrer und zuleßt Propſt des Mletropolitanfapitels, 
verfaßte außer mehreren philoſophiſchen und apologetiichen Schrif- 
ten eine jehr brauchbare lateiniiche Dogmatik ?, welche für die 
theologiichen Lehranſtalten des Kaiferitaates vorgeichrieben ward. 
Vincenz Gaſſer (F 1879), zuerſt Profeſſor in Briren und jeıt 
1857 Biſchof dieſer Diöceje, verband mit einem apoſtoliſchen 
Eifer jehr gründliche Kenntniſſe in der Philoſophie und Theo— 
(logie, wovon er auf dem Vaticanum glänzende Proben ablegte ®. 

Einer der hervorragenditen deutichen Theologen war „Job. 
v. Kuhn (F 1887), das Haupt und die Zierde der theologiichen 
Facultät in Tübingen. Don bürgerlichen Eltern in Wäſchen— 
beuren geboren, abjolvirte er jeine Studien in Tübingen, wo ev 
bejonders die Werke des Philofophen Jakobi ſtudirte, docirte 
hierauf zuerft in Gießen umd jpäter in Tübingen Exegeſe, über- 
nahm aber nach Drey’s! Nüdtritt das Fach der Dogmatil. 
Außer verſchiedenen wiſſenſchaftlichen Abhandlungen und pole— 
miſchen Schriften, verfaßte er eine ‚katholiſche Dogmatit‘, von 
welcher aber nur einige Bände? erjchienen. Die Schriften 
Kuhns zeichnen ſich nach dem Urtheil Schäzlers ® ‚durch die leben: 
dige Friſche der Daritellung, die feine, ſcharffinnige Dialectif und 


! Siehe Erinnerungen aus alter und neuer Zeit 2c., ©. 108 fi. 

? Compend. theol. dogm. ed. 2. 1880; Theol. fundamentalis ed. 7. 1882. 
’ Siehe Bd. 4. 

+ Siehe Bd. 2°, ©. 4747. 

S. Hurter Ill?, 1229 sqg, 

6 Natur und Webernatur (Borrede). 


342 Kap. 17. Gontroverje zwijchen J. v. Kuhn 


das rüſtige Beitreben des hochbegabten Mannes, auch den tiefiten- 
Fragen auf den Grund zu gehen‘, aus, doch Jind Diejelben nicht 
frei don minder correcten, ja geradezu irrigen Anfichten und Be— 
hauptungen, deren jtarres Feſthalten eine wiſſenſchaftliche Bolemit 
zwilchen ihm und den beiden Gelehrten Clemens und Schäzler 
hervorrief. 


Ehe wir die einzelnen Phaſen dieſer vielfach mit Erbitterung 
und Heftigkeit geführten Controverſen näher ſchildern, müſſen wir 
die Bemerkung vorausſchicken, daß es ſich hiebei nicht um indivi— 
duelle Anſichten oder Wortſtreitigkeiten handelte, ſondern um 
einen Principienkampf von der größten Bedeutung, um den 
Bruch mit den falſchen Principien der modernen Philoſophie. 

Das Beſtreben, die Fatholiihe Wiflenichaft von dem ſchäd— 
lihen Einfluſſe einer rationaliſtiſch-unchriſtlichen Philoſophie zu 
befreien, und das Zurücgehen auf die großen Theologen ver- 
gangener Zeiten, bejonders auf den heiligen Thomas v. Aquin, 
rief don eimer gewillen Seite Widerſpruch hervor, deſſen Urſache 
theils in Mißverſtändniſſen, theils ın eingelogenen Vorurtheilen 
gegen die ſcholaſtiſche Philoſophie und Theologie, theils aber auch 
in irrigen philofophiichen Anfichten mancher Gelehrten zu ſuchen 
it. Auf diefe Weiſe mußte früher oder Ipäter ein Zuſammenſtoß 
der Geifter erfolgen. Derjelbe fonnte von den heilfamften Folgen 
werden, indem nun die ganze Streitfrage eingehend und gründ- 
(ich erörtert werden mußte. Dadurch wurden die Mißverſtänd— 
nille aufgeklärt, und famen die ewig wahren, durd eine Pieudo- 
philoſophie aber verdrängten Principien wieder zur Geltung. 

Die erite Whale diefer Polemik war die Kontroverje über 
das Berhältnig der Philoſophie zur Theologie. Sie wurde 
zwilchen Kuhn und Clemens geführt. 

Mit großen geiltigen Fähigkeiten ausgerüftet, begann Franz 
Jakob Glemens jeine höheren Studien in Bonn, jeßte fie in 
Berlin und München fort, machte hierauf eine wiſſenſchaftliche 
Reife nach Italien. und habilitirte ſich i. IJ. 1843 als Privat: 
docent der Philoſophie in Bonn. Obſchon Clemens durch jene 
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geift- und gehaltvollen Vorträge und durch verichtedene Schriften, 
bejonders auch. durch Bekämpfung der Irrthümers Günthers ſich 
als einen Gelehrten erſten Ranges erwies, erhielt er doch erſt 
i. J. 1855 eine Profeſſur an der Akademie in Münſter, wohin 
ihm 70 ſeiner Schüler von Bonn folgten. Leider konnte der ge— 
feierte Profeſſor dort nur wenige Jahre den philoſophiſchen Lehr— 
ſtuhl zieren. Eine tödtliche Krankheit ſetzte 1862 ſeinem frommen 
und thatenreichen Leben ein Ziel.! 

Beim Antritte jeiner Profeffor in Mlünfter veröffentlichte 
Glemens eine Abhandlung de scholasticorum sententia philo- 
sophiam esse theologiae aneillam, commentatio ?, in welcher 
er ih an der Hand der großen Scholaftifer über die Stellung 
der Philofophie zur Theologie verbreitet. Diejelben Gedanken 
und Anfichten ſprach er auch im Katholif ? in compendiöler Form 
aus. Hierdurch gerieth er in einen gelehrten Streit mit Kuhn, 
welcher jeine Behauptungen befämpfte. 

Die beiden Gelehrten jtimmten darin überein, daß die Philo- 
jophie eine freie, ſelbſtſtändige Wiſſenſchaft für ich mit eigenen 
Principien, eigener VBerfahrungsweife und eigenen Refultaten jei, 
untericheiden ſich aber darin, daß Clemens die ganz richtige Be- 
hauptung aufjtellt, Philoſophie und Theologie ſeien nicht aleich 
an Anjehen und Würde, ſondern ftünden in einem ganz bejtimm- 
ten Verhältnifie der Weber: und Unterordnung zu eimander. Die 
Philofophie müſſe ſich dem Dogma unterordnen, an demjelben 
ih orientiren und rectifieiren und jei in diefem Sinne als eine 
‚Dienerin der Theologie‘ zu bezeichnen. Diefe Anfichten bejtreitet 
Kuhn, weil hiedurc angeblich die Freiheit und Selbititändigfeit 
der Philoſophie aufgehoben werde, indem diejelbe auf dem Grunde 
der rein natürlichen Erkenntniß des Getites, unabhängig von 
übernatürlicher göttlicher Offenbarung und pofitivem Glauben be- 
‚ginne, ſich entwidele und vollende. Das pofitive Chriſtenthum 

ı Eine Lebenzjtizze jteht im Katholik 1862, I, ©. 257 ff. 

? &3 dürfte vielleicht manchen Leſer intereffiren, daß Clemens eine He 
cenfion diejer Abhandlung für die Hift.-pol. Blätter von Profeſſor Froh— 
ſchammer (j. S. 347) wünſchte. Siehe Hift.pol. Blätter, BD. 53, ©. 24. 

3 Unfer Standpunft in der Philofophie‘ Katholik 1859, 1, S. 1ff.). 
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übe auf dieſe Entwidelung nur einen natürlichen Einfluß aus 
und erleichtere ihre Aufgabe; aber auch die hriftliche Philoſophie 
bedürfe einer autoritativen Mitwirkung des chriftlichen Glaubens- 
principes nicht. Die Bezeichnung der Philojophie ‚als Magd der 
Theologie‘ jei darum unbegründet und unberechtigt; eine jolche 
Behauptung führe conjequent zu einer ‚theologiſchen Philojophie‘. 

Dieſe Anſchauungen ſprach Kuhn in der zweiten Auflage 
jeiner Dogmatik! in einem gereizten Tone aus und eveiferte ſich 
zugleich, wohl mit Bezug auf die Empfehlung der Scholaftif 
durch Clemens ‚gegen die Icholaftiichen Epigonen, die in den 
Summen des heiligen Ihomas nicht nur unübertroffene, ſondern 
auch unübertreffliche Mufter dogmatiicher Erfenntnig und Wiflen- 
Ihaft anerkannt willen wollen‘ ?. Clemens jeßte fich zur Wehr 
und wechſelte mit jeinem Gegner mehrere jehr bittere Streit- 
ichriften. 


Die irrige Auffaffung des Verhältniſſes der Philoſophie zur 
Theologie oder zwilchen Glauben und Willen von Seiten Kuhns 
hängt mit jeiner Erfenntnißtheorie und mit jeinem theologiichen 
Syſtem überhaupt innig zuſammen. Schon im eriten Stadium 
des Kampfes war dies hervorgetreten; noch mehr aber war es 
der Fall in der Polemik zwilchen Kuhn und Schäzler (F 1880), 
welcher an Stelle des leider zu früh vom Tode ereilten Profeſſors 
Clemens den Kampf fortführte. 

Von hochgeftellten protejtantiichen Eltern abjtammend, wid- 
mete ſich Konftantin v. Schäzler zuerft der Rechtswiſſenſchaft, 
wandte ſich aber nach jeinem Eintritt in die katholiſche Kirche 
(1850) der Theologie zu, bekleidete nach deren Abjolvirung tm 
München das Amt eines NRepetenten im Seminar zu Osnabrück 
und docirte eine Zeit lang jeit 1862 als Privatdocent in reis 
burg 1. B. Bilchof Fehler von St. Pölten, Secretär des Vati— 
canums, erwählte ihn zu jeinem theologischen Beiftand. Schäzler 


'*8. 1, ©. 252jf. 
»A. a. O. S, 306f. 
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beſaß ausgebreitete Kenntniſſe in der Theologie und Philoſophie, 
namentlich eine genaue Bekanntſchaft mit den Werken des heili— 
gen Thomas und der bedeutendſten Scholaſtiker, welche ihm im 
Kampfe mit den Gegnern der ſ. g. Neuſcholaſtiker trefflich zu 
Statten kam. 

Die nächſte Veranlaſſung, welche Schäzler in dieſen Kampf 
hineinzog, war die Oppoſition Kuhns gegen die Errichtung einer 
freien katholiſchen Unmiverjität ' und namentlich die Motivirung 
dieſes Widerſpruchs. Schäzler ſpricht ſich? ſelbſt hierüber mit fol— 
genden Worten aus: ‚Inzwiſchen wurde Herr Jörg, Redacteur 
der hiſtoriſch-politiſchen Blätter, von anderer Seite her und ganz 
ohne mein Zuthun veranlaßt, feine Aufmerkiamfeit dev Kuhn'ſchen 
Theologie und ihren praftiichen Gonjequenzen zuzumenden. Die 
Anfichten Kuhns über das Verhältniß zwiichen der Wiſſenſchaft 
und der kirchlichen Autorität, jein heftiger Wideripruc gegen die 
„Ehriftianifirung‘ eriterer, bilden einen grellen Gegenſatz zu der 
hriftlichen Weltanichauung, welche Herr Jörg mit dem rühmlich— 
ten Muthe vertritt. In richtiger Würdigung des innigen Zus 
jammenhanges zwijchen jener theologiſch-philoſophiſchen Zeitfrage 
und den großen firchen=politiichen Problemen dev Gegenwart hielt 
er eine Beiprechung der Sache in den hiftorisch-politiichen Blättern 
für angemefjen und [ud mic dazu ein.‘ 

Schäzler trug anfangs Bedenken, diejer jehwierigen umd uns 
dankbaren Aufgabe ſich zu unterziehen, gab ihnen aber ‚feine 
Folge‘, da ‚es galt, der Wahrheit Zeugniß zu geben‘, und ver- 
Öffentlichte zwei Artifel in genannter Zeitjchrift unter dem Titel: 
‚Eine freie katholiſche Univerfität und die Freiheit der Wiſſen— 
ihaft‘?. Hieran knüpfte ſich eine ſcharfe Federpolemik zwischen 
Kuhn und feinem Gegner, an welcher ſich auch andere Zeitichrif: 
ten betheiligten. Die theologiiche Facultät von Tübingen gab zu 
Gunſten Kuhns in der Allgemeinen Zeitung eine Grklärung ab, 
und ein Theil des Klerus von Württemberg richtete an ihn Zu: 


' Siehe Kapitel 22. | 
2 Nakur und Mrbernatur. Vorwort ©. IV. 
3 3. 51, ©. 897 ff. Bd. 52, ©. 30 ff 
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ſtimmungsadreſſen. Hiedurch erhielt der Streit eine größere Aus— 
Dehnung und Bedeutung, wurde aber zugleich auf jein eigentliches, 
das theologische, Gebiet verpflanzt. 

Der Cardinalpunkt der Eontroverje zwilchen den beiden Ge— 
(ehrten war die Lehre vom Webernatürlichen. Nach der Auf: 
faſſung Kuhns bewirkt die Gnade nicht eine Erhöhung der menſch— 
lichen Natur, jondern ermöglicht der einzelnen Perſönlichkeit nur 
einen gewiſſen bejtimmten Gebrauch ihrer natürlichen Sträfte. 
Sie führt feine wejentliche Veränderung der Natur als jolcher 
herbei und it deshalb feine Vervollkommnung der menschlichen 
Natur, ſondern der Perſönlichkeit, auf welche fie moraliſch ein— 
wirft, jo daß allo fein wejentlicher Unterjchted zwiſchen dem na— 
türlichen und dem übernatürlichen Leben beiteht. Im Gegenjaße 
zur Auffaſſung Kuhns behauptet Schäzler, die Gnade bewirke, 
wie das einem Baume eingepfropfte Edelreis, eine Ergänzung, 
Complementum der Natur; dadurch werde Diejelbe zu über- 
natürlichen Wirfungen befähigt und nicht blos angeregt, jo daß 
die Gnade zur Hervorbringung übernatürliher Acte phyſiſch 
nothiwendig jei, und ſomit vor und unabhängig von jedem Willens: 
gebrauch als ein übernatürliher Habitus ın der Seele verbleibe !. 

Die ſich an diefe jo überaus wichtige Frage anjchließende 
wiſſenſchaftliche Controverſe wurde leider, wie die Polemik zwiichen 
Kuhn und Clemens, vielfach mit leidenjchaftlicher Heftigkeit ge— 
führt, und gab auch manchen am Streite nicht direct betheiligten 
Gelehrten Beranlaffung, in einer höchſt unwürdigen Weiſe über 
die Vertreter der einen oder der anderen Richtung herzufallen, 
und einen ven wiſſenſchaftlichen Kampf zu einem perjönlichen zu 
machen ?. 


' Alia autem dilectio est specialis, secundum quam trahit cereaturam 
rationalem supra conditionem näturae ad participationem divini boni. 
Et secundum hanc dilectionem dieitur aliquem diligere simplieiter; quia 
secundum hane dilectionem vult Deus simpliciter creaturae bonum aeter- 
num, quod est ipse. Sie igitur per hoc quod dieitur homo gratiam Dei 
habere significatur quiddam supernaturale in homine a Deo proveniens. 
“Thom. 1. II. art. 110, qu. 1. 

"Dal. Friedrich, Geſchichte des Vatic. Conc. I, ©. 275 ff. 
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Mit den angeführten Streitigkeiten, namentlich mit der 
Frage über das Verhältniß zwiſchen Glauben und Wiſſen, ſtehen 
die Irrthümer des Profeſſors Jakob Frohſchammer in Mün— 
hen (ſ 1883) in ſehr innigem Zuſammenhange. Gr hatte ſich 
der äußeren Exiſtenz halber 1847 ohne wahren Beruf ordiniren 
lalien und jo, wie er jelbit geitand, ‚den verfehlteiten Schritt 
feines Lebens‘ gethan. ! Wegen feines Generatianismus i. J. 1857 
cenjurirt 2, unterwarf er ſich dem Urtheile der Kirche nicht und 
juchte jeinen Ungehorfam durch die Behauptung zu rechtfertigen, 
die Dogmen, einmal biltoriich gegeben, jeien Gegenſtand der Philo— 
jophie, und dieje fünne ‚nicht blos jene chriftlichen Dogmen erfen- 
nen und begreifen, welche die natürliche Bernunft mit dem Glau— 
ben — als gemeinjames Erfenntnigobject — gemein babe, jon- 
dern auc jene Wahrheiten, welche der vorzugsweiſe und eigentliche 
Gegenjtand des Glaubens find, — nämlich) das übernatürliche 
Ziel des Menjchen und Alles, was ſich auf jelbiges und auf das 
Geheimniß der Menichwerdung Gottes bezieht —, gehörten zum 
Bereiche der Vernunftwiſſenſchaft und Philoſophie. Ste künnten, 
jo wie fie der Vernunft einmal als Object gegeben ſind, ‚von der: 
jelben aus Vernunftprincipien wiſſenſchaftlich begriffen werden‘, jo 
daß aljo die Philojophie auch dieje übernatürlichen Glaubens- 
wahrheiten, ‚vorausgejeßt, daß ſie ihr thatjächlich gegeben find, 
nicht aus dem Princip der göttlichen Autorität, Jondern aus Ver: 
nunftsprincipien beweijen könne‘. Hinſichtlich des Verhältniſſes 
der Philoſophie zur Firchlichen Autorität lehrt Frohſchammer, daß 
wohl der Philoſoph Recht und Pflicht habe, der Autorität, die 
er als wahr erkannt habe, ſich zu unterwerfen, keineswegs aber 
ftehe diejes Recht und diefe Pflicht dev Philojophie zu. Diele 
fönne und dürfe als ſolche in feiner Weile auf die geoffenbarte 
Mahrheit Rückſicht nehmen, noch fünne und dürfe ſie irgendwie 
der Autorität ſich unterwerfen. Die Kirche dürfe darum niemals 
gegen die Philoſophie einſchreiten, ſie müſſe vielmehr die Irrthü— 


Silbernagl, a. a. O. ©. 273 ff. ? 
? Decret des Inder der verbotenen Bücher vom 7. März 1857. 
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mer der Philoſophie dulden und diejer ſelbſt es überlafleı, dieſel— 
ben zu berichtigen !. 

Diefe verfehrten und theilweife häretifchen Anfichten, welche 
Frohſchammer in verjchtedenen Schriften ausiprach, wurden mit- 
tels Breve vom 11. Dezember 1862 an den Erzbiichof von Mün— 
chen ? vom heiligen Stuhl verworfen. Vor der Publication des 
Breves machte der Firchliche Oberhirt wiederholt den Verſuch, 
Frohſchammer durch Mittel der Güte zur Unterwerfung zu bes 
wegen; allein derjelbe verblieb hartnädig bei jeinen Irrthümern 
und polemtfirte in echt ſophiſtiſcher Weiſe gegen das Schreiben 
des heiligen Stuhles. 

Nach fruchtlofer Erihöpfung aller gütlichen Müttel? lieg 
der Erzbiſchof das päpftliche Breve am 31. März im Paſtoral— 
blatt veröffentlichen umd ſprach die Suspenfton über den unge— 
horſamen Priefter aus. Die Sache erregte großes Auffehen und 
wurde in der gehäfltgiten Weile gegen den heiligen Stuhl, den 
angeblichen Unterdrücer der Freiheit dev Wiſſenſchaft, ausgebeutet. 
Auch ein Theil der Münchener Studentenjchaft * hielt es ‚für eine 
heilige Verpflichtung‘, dem Profeſſor, der ‚für die freie Willen: 
haft in die Schranken getreten‘, ihre Anerfennung auszuſprechen, 
und verjtändigte ſich nach einer jehr ſtürmiſchen Berathung über 
eine Adrefle? an Frohſchammer, deren Unterzeichner ‚mit Ent: 
vüftung jeden Eingriff in die Willenjchaft, in die ewigen echte 
des Menſchengeiſtes zurückweiſen‘ und dem cenjurirten Profeſſor 
verfichern, daß er ‚zu allen Zeiten auf fie zählen dürfe‘, und daß 
jte ‚mit Begeifterung der Fahne folgen würden, die er vor ihnen 
entfaltet habe, geichwellt vom Hauch der freien willenichaftlichen 


' Die in Anführungszeichen jtehenden Süße find dem päpitlichen Breve 
entnommen. 

° Das Breve jteht Katholif 1863, I, ©. 386 ff, 

’ Siehe Bering, Ardiv Bd. 10, ©. 112F. 

* Yın 6. Mai 1863 lud das Studentencomite die Studenten zu einer 
Beipredung ein. Die Einladung erfolgte durch Anjchlag am Ichwarzen Brett. 
Der damalige Rector ſchritt gegen dieſen Unfug nicht ein. 

»Die Adreſſe jteht Augsb. Allg. Zeitung vom 8. Mai 1863, Nr. 128 
Beilage. 
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Forſchung‘. Obſchon der Empfänger der Adreſſe über den Merth 
diejes Elaborates ſich nicht täuichen konnte, waren ihm doc) dieie 
Demonjtration und der Weihrauch, dev ihm noch von anderer 
Seite gejtreut ward, nicht unwillkommen und beſtärkten ihn noch 
mehr in jeinem Trotze gegen die Kirche, von welcher er in der 
Folge jich immer weiter entfernte, um jich zuleßt dem vollendeten 
Naturalismus in die Arme zu werfen. Der alttatholiihen Be: 
wegung blieb er fern. 

Das ſchöne Berjpiel rüchaltlojer Unterwerfung unter das 
Urtheil des apoftoliichen Stuhles, welches der Philoſoph Günther ! 
gab, ahmten leider nicht alle jeine Schüler nach. Much die bei- 
den PBrofefioren Dr. Peter Knoodt (F 1886) in Bonn und 
Dr. J. 8. Balßer (F 1871) in Breslau fuhren fort, die cen- 
jurirten Irrthümer vorzutragen. Hiedurch geriethen diejelben in 
Conflict mit der firchlichen Behörde. Am 10. Oktober 1858 
erbat Cardinal Geiſſel? die Berwerfung der Schriften Knoodts. 
Um neue Streitigkeiten zu vermeiden, verjuchte der heilige Stuhl 
zuerſt die Mittel der Güte. Er beauftragte eine mit Knoodt 
befreundete PBerjönlichkeit, denjelben zum Gehorſam gegen ſeinen 
Erzbiſchof und zu größerer Vorficht in jenem Auftreten zu be 
wegen. Diejer gab auch das DVerjprechen und ‚bemerkte zugleid), 
daß es jein lebhafter Wunsch jei, infolge jeiner Studien‘, bejon- 
ders ‚der Schriften des heiligen Thomas, ſich bald in den Stand 
gejeßt zu jehen, mit den Waffen derjelben Philoſophie die Irr— 
thümer des Günther’ichen Syftems zu bekämpfen‘. Auch zeigte 
er Bereitwilligfeit, fich bei dem Erzbiſchofe ‚einzuftellen, um ihm 
über jeine Stellung Aufklärung zu geben‘ ®. Der heilige Stuhl 
ſchenkte dieſen Verficherungen Glauben und enthielt ſich vorerſt 
eines weiteren Einſchreitens. Durch dieſes Zögern und durch 
die Sympathieen der proteſtantiſchen Profeſſoren, welche 1859 
Knoodt zum Rector wählten, wurde letzterer in ſeinem Wider— 
ſpruche gegen die kirchliche Autorität noch mehr beſtärkt. Geiſſel 

Siehe Bd. 2°, ©. 471ff. 

? Siehe Pfülf, Card. v. Geiſſel II, ©. 486 ff. 

3 Schreiben des Unterſtaatsſecretärs Berardi an Geiſſel (Pfülf, IL, 
©. 490f). 
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ichreibt hierüber an Gardinal Reiſacht: Durch die Wahl als 
Nector fand ſich Knoodt ‚auch Rom und jeinem Erzbiichofe ge— 
genüber jo gehoben und gefichert, daß er... zu der alten. in 
jeinem Buche bekundeten Verirrung noch eine neue und dazu 
vecht Freche Hinzufügte. Er hielt nämlich bei dem Alntritte des 
Nectorats vor allen PBrofefforen und Studenten in der Univer— 
iität3-Mula eine Nede, worin er dad Thema behandelte: „Die 
Wiſſenſchaft iſt eime freie, fie muß völlig frei lehren; fie darf 
feine, gar feine Autorität anerfennen, nirgend wo und niemals“, 
wober er die Studenten aufforderte, in der Wiſſenſchaft durchaus 
feine Autorität anzuerkennen, jondern allzeit und überall elbit 
zu prüfen und alles anzuzweifeln, bis ihnen die Wahrheit Klar 
werde‘. Um eine Entjcheidung des heiligen Stuhles herbeizu- 
rühren, wandte fi) Geillel am 15. Mat 1859 wieder nah Rom 
und bewies, daß eine Verurtheilung des Werkes: Günther und 
Klemens, Offene Briefe von Dr. P. Knoodt?, in Anbetracht der 
Verhältnisfe eine unabweisbare Nothwendigfeit jei. Die Congre— 
gation des Inder erließ hierauf am 12. Dezember 1859 ein 
Verbot des anftößigen Werkes. ine Wirkung auf den Autor 
iibte dieſe Entſcheidung nicht aus. Er verblieb bei jeinen Irr— 
thümern. Später Thloß er ſich der Secte der ‚Altkatholifen‘ an 
und ſtarb unausgeſöhnt mit der Kirche. 

Auch der Freund Knoodts, J. B. Balker ſtarb als ‚Alt: 
fatholif‘. Zuerſt Hermeftaner ?, wandte er jich ſpäter der Philo- 
jophie Günthers zu, für deren Verbreitung er jehr thätig war. 
Um die Cenſur der Schriften feines Meiſters zu verhindern, be- 
gab ih Baltzer“ nah Rom, erreichte aber dort feine Abjicht 
nicht und fehrte mit Erbitterung gegen den heiligen Stuhl nad) 
Breslau zurüd. Als das päpftliche Urtheil gegen die Günther’iche 


' Am 18. Dezember 1859. Das Schreiben bei Pfülf, II, ©. 487 ff. 

” Bonn 1853, 3 Bände. 

’ Siehe Band 2°, ©. 466 ff. 

* Siehe Franz, J. B. Balter, Breslau 1873. Der Verfaſſer gibt 
eine actenmäßige Darftellung des Streites und widerlegt gründlich die irrige 
Tendenzichrift des fatholifenfeindlichen Profeſſors Dr. €. Sriedberg. J. 8. 
Baltzer ıc., Leipzig 1873. 
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Philoſophie erſchien, unterwarf ſich Baltzer äußerlich, hielt aber 
an ſeinen irrigen Anſichten feſt und docirte dieſelben auch auf 
dem Katheder. Fürſtbiſchoff Förſter entzog ihm deshalb, 
17. April 1860, die missio canonica. Auch der apoſtoliſche 
Stuhl, deſſen Entſcheidung Baltzer angerufen hatte, forderte ihn 
am 7. Juni 1861 auf, von ſeiner Profeſſur zurückzutreten. Ob— 
ſchon Baltzer ſich hiezu ſchon früher bereit erklärt hatte, leiſtete 
er der Aufforderung krine Folge und behielt auch, trotz des ‚ge- 
mefjenen Befehles‘ des Papſtes vom 19. Auguſt 1862, ‚daß er 
ih für die Zukunft jeder Ausübung des theologischen Lehramtes 
an der Univerfität Breslau zu enthalten hätte‘ !, feine Pro— 
jejlur bei; er enthielt ſich nur der Vorlefungen. Die theologische 
Facultät wählte ihn jogar 1862/63 zum Decan. Die Bemühun— 
gen des Cultusminifters v. Mühler, den juspendirten Prieſter 
zur Niederlegung jeiner Profeſſur zu nöthigen, wurden durch den 
Disciplinargerichtshof und das Staatsminifterium vereitelt ?. Die 
preußiiche Regierung gejtattete dem juspendirten Profellor im 
Frühjahre 1870 jogar die Wiederaufnahme jeiner Vorleſungen. 
Balter machte jedoch von dieſer Erlaubniß feinen Gebraud). — 

Die hervorragendite Leitung auf dem Gebiete dev Dogmen— 
geichichte ift das Werk? von Joſ. Ant. Schwane (7 1891). 
Geboren zu Dorften in Weſtfalen, habilitirte er ji 1855 als 
Privatdocent an der Akademie zu Münfter und wurde 185% 
zum Profeffor der Theologie ernannt. Außer verſchiedenen ans 
dern Werfen, unter welchen feine jpecielle Moraltheologte hier 
erwähnt jei, verfaßte Schwane eine Dogmengejchichte, deven Werth 
nah inhalt und Form von der Kritik vollfommen anerkannt 
wurde. Ein fürzeres Werft über denjelben Gegenjtand verfaßte 
Joh. Zobl, Profeffor und Domherr in Brixen, jet Weih-Biſchof 
in Borarlberg. 


ı Die beiden Schreiben theilt Franz a. a. Q., ©. 141 ff. mit. 

? Bol. Pfülf, Geiffel IL, ©. 501 ff. 

» Die erſte Auflage erſchien Münfter 1862 ff. Die zweite Aufl. erſchien 
in Freiburg i. 2. jeit 1892 (4 DBde.). 

* Dogmengejhichte der katholiſchen Kirche 1565. 
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Die exegetiihen Studien. Bedeutende Drientaliiten. UWeberjegungen und Erklärungen der 
heiligen Schrift. Das Studium der Moraltheologie. Die vorzüglihiten Leiltungen auf 
dem Gebiete der Kirhengejhichte und Patrologie. Bearbeitungen des Kirchenrechtes. 
Das Eherecht. Kirhenrehtlihe Abhandlungen. Die Liturgif. Die Pajtoral. 
Pädagogik. Zeitihriften. 

Auf dem Gebiete der Schrifterflärung ſind viele und 
vortreffliche Leiftungen fatholifcher Gelehrten zu verzeichnen. Außer 
Haneberg, deſſen Verdienite al3 Exeget jchon hervorgehoben wurden !, 
gehörte zu den bedeutenditen Ortentaliften der ebenfalls jchon er: 
wähnte Profeſſor Welte (7 1885) in Tübingen ?, jpäter Dom: 
herr in Rottenburg. Sein Nachfolger auf dem Lehrituhl, Felix 
v. Himpel (F 1890) behandelte viele wichtige ragen des alten 
und neuen Zejtamentes in der Tübinger Quartalichrift ?. Sehr 
bewandert ın den orientaliihen Sprachen war der Benedictiner 
Pius Zingerle (F 1881), einer der bedeutendjten Kenner des 
Syriſchen, wovon außer verjchtedenen Ueberſetzungen jeine Monu- 
ınenta Syriaca und jeine Chrestomathia Syriaca jprechendes Zeug: 
ni ablegen. Bon Haneberg ermuntert, widmete ſich Peter oh. 
Schega (7 1885), der bereits gute Proben jeiner Kenntniß der 
ſemitiſchen Sprachen abgelegt hatte, dem Lehrfach. Zuerſt Profeſſor 
am Lyceum in yreifing, erhielt ev 1868 einen Ruf nach) Würz— 
burg, übernahm aber ſchon nach kurzer Zeit die durch den Tod 
Neithinayrs erledigte Lehrkanzel der Eregeje in München. Sein 
Sommentar über die PBjalmen zeichnet fich außer anderen Bor: 
zügen durch große Innigkeit und durch Hervorhebung des my— 
itiichen Glements aus. Don Werth it noch ſein ‚Gedenkbuch 
einer Pilgerreife ins heilige Land. s. Weniger ausgezeichnet iſt 
das von ihm verfaßte Leben Jeſu“. Dagegen gehören feine 


| Siehe Bd. 2°, ©. 466. Bol. Schegg, Erinnerungen an Haneberg. 
München 1877, 

"U a.0,6©. 455. 

’ Ein Nekrolog Himpels jteht in Tübinger Quartaljchr. 1890, ©. 531 ff. 

* Beide Werke erjchienen Innsbruckz1869 und 1371. 

>’ München 1845. 

° Prünchen 1867. 

‘“ Freiburg i. B. 1874. 
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Commentare über verjchtedene Schriften des alten Tejtamentes 
und jeine Erklärungen dev Synoptifer ? zu den beften Erzeugniſſen 
der Eregeje. Sehr gejchäßt ift der duch Kürze und Präciſion 
ausgezeichnete Commentar über die Palmen? von Thalhoier, 
deſſen miljenjchaftlichen Ruhm ſeine Liturgiichen Wirte begrün- 
deten. Wilhelm Reifchl (7 1873), zuerſt Profeſſor der Erxegeie 
und Dogmatit in Amberg, docirte hierauf Kirchengefchichte und 
Kirchenrecht im Lyceum zu Negensburg und übernahm 1867 den 
Behrituhl der Moral an der Univerfität in Meünchen. Außer 
anderen Schriften lieferte Reiſchl in Verbindung mit Profeſſor 
Valentin Zoch eine Ueberſetzung der heiligen Schrift des alten 
und neuen ZTejtamentes nach der Bulgata?. Diejelbe' iſt genauer 
al3 die Ueberjegung von Allioli * und durch die beigefügten ge: 
diegenen Erklärungen für die Seeljorgsgeiftlichkeit jehr brauchbar. 
Der Commentar Reiſchls über die Palmen erſchien 1873. Die 
Erklärung der Pjalınen ? durch Erzabt Maurus Wolter (7 1890) 
von Beuron iſt mehr eine afcetiiche Umjchreibung der Palmen, 
entbehrt aber nicht auch des wiſſenſchaftlichen Werthes. 

Unter den Auslegern des neuen ZTejtamentes ragt bejonders 
Franz Xaver Reithmayr hervor (7 1872). Er bekleidete die 
Stelle eines Profeſſors der Exegeſe an der Univerfität München 
von 1837 bis zu feinem Tode. Seine Commentare über die 
Briefe des Hl. Paulus an die Römer und an die Galater ' 
haben die verdiente Anerkennung gefunden. Er jehrieb auch eine 
‚Einleitung in die canonischen Bücher des neuen Zejtamentes‘ ”. 
Die von ihm verfaßte Hermeneutik gab Thalhofer heraus ° und 
fügte eine Lebensſkizze Neithmayrs bei. Ein gelehrter und ſcharf⸗ 
ſinniger Exeget war Moriz v. Aberle (F 150), Profeſſor in 





ı München 1856 ff. 

? Regensburg 1857, 6. Aufl. 1895. 

3 Pegensburg 1851 ff., 4. Aufl. 1896 f. 5 Bde. 
4 Siehe Br. 2°, ©. 467. 

5 Psallite sapienter. Freiburg i. B. 1868 ff. 2. Aufl., 5 Bde. 1891 f. 
6 Regensburg 1845. München 1865. 

Regensburg 1852. 

° Kempten 1874. 

Brück-⸗Kißling, Gejch. der fath. Kirche im 19. Jahrh. III, 2. Aufl. >53 
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Tübingen. Er jchrieb verschiedene Abhandlungen über ſchwierige 
fritiiche Fragen der heiligen Schrift, welche ji) durch Drigina- 
lität auszeichnen und bet ihrem Erſcheinen großes Intereſſe ge- 
wannen. Doch ließ ich Aberle zu jehr kühnen Behauptungen 
verleiten. Die nad) jenen Vorträgen von Profeſſor Schanz neu 
bearbeitete Neuteftamentlihe Einleitung 2 erſchien 1877. Die 
Commentare über das neue Zejtament? von Profeſſor Auguft 
Bisping (F 1884) in Münfter haben in Bezug auf Daritellung 
und willenichaftlichen Gehalt manche Vorzüge, laſſen dagegen an 
dogmatiſcher Schärfe und Genauigkeit manches zu wünſchen übrig. 
Das Berhalten, welches Bisping anfangs zum Vaticanum ein- 
nahm, und jein freundichaftlicher Umgang mit notoriſch kirchen— 
feindlichen Männern haben ihm berechtigten Tadel zugezogen !. 





Einen überaus heilfamen Einfluß übte der Anſchluß an die 
großen Theologen der Vorzeit auf die Bearbeitung der Moral— 
theologie ? aus. Sie emancipirte fich von der bisherigen Herr- 
ichaft einer unchriſtlichen Philoſophie und ftellte die einzig rich: 
tigen, aus dem Glauben hervorgehenden Grundjäße als Norm des 
menfchlichen Handelns auf. Eine Menge trefflicher Moralwerke, 
deren Berfafler den Anforderungen der Wiſſenſchaft volltommen 
genügen, zugleich aber auch das practifche Bedürfniß nad) Gebühr 
berücffichtigen, bezeugen den regen Eifer deuticher Gelehrten auf 
dDiefem wichtigen Felde theologiicher Literatur. 

Die einzelnen Bearbeiter der Moral verfahren theils jyite- 
matiſch, theils caſuiſtiſch. Ste erörtern, beweiſen und vertheidigen 
ausführlich die Moralprincipien und ziehen hieraus furz die prac= 
tiichen Folgerungen, oder ſie ſind minder ausführlich in der Dar: 


' Siehe Tübing. Quartalir. 1876, ©. 177 ff. Linſemann-Funk, 
Worte der Erinnerung an M. v. A. Tübingen 1876. 

° Freiburg i. 8. 1877. 

Münſter 1854 ff. 

* Erinnerungen aus alter und neuer Zeit, ©. 129 ff. 

° Eine vortrefflihe Kritif der hier angeführten Moralwerke gibt 
Scheeben im Literarifchen Handweiler, Jahrgang 1367. 
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legung und Begründung der Principien und wenden dieſelben 
mehr auf concrete Falle an. Beide Richtungen ſtehen mit ein— 
ander im innigſten Einklange. Sie gehen von denjelben Princi- 
pien aus und verfolgen das nämliche Ziel. Sie bedingen ſich 
daher gegenfeitig. Die Polemik der ſyſtematiſchen Moral gegen 
die caſuiſtiſche und umgekehrt iſt durchaus unftatthaft, und der 
namentlich gegen die Caſuiſtik erhobene Vorwurf, daß diejelbe 
nur die rein juristische Seite ins Auge faſſe, das ethiiche Mo— 
ment Dagegen vernachläffige, beruht auf Worurtheil und Un— 
kenntniß. 

Im Anſchluſſe an den heiligen Thomas ſchrieb Ferdinand 
Probſt eine katholiſche Moraltheologie!, welche durch die Klar— 
heit und Präciſion, womit der Verfaſſer die Grundſätze erörtert, 
und durch eingehende Belehrung über die einzelnen Pflichten u. ſ. w. 
einen großen Fortſchritt im Vergleiche mit den früheren Moral— 
werken conſtatirt. Faſt gleichzeitig erſchienen die leider unvoll— 
endeten Inſtitutionen der Moraltheologie? des Münchener Pro— 
feſſors Bernhard Fuchs (F 1852), welche eine mehr als gewöhu— 
liche Befanntichaft ihres Verfaſſers mit den tieffinnigen Werfen 
der Scholaitifer und zugleich auch der bedeutenden Mloraliiten des 
17. Jahrhunderts erkennen laſſen. Drei Jahre Ipäter veröffent- 
lichte er jein Syitem der Moral’. Diejes Werk iſt mehr jpecu: 
lativ, ohne daß der Autor ‚dabei die Intereſſen des practiſchen 
Lebens aus dem Auge verliert‘, vielmehr ‚für Geilt und Gemüth, 
für Kopf und Herz gedeihliche Nahrung darzubteten trachtet‘ '. 
Wenn diejes Werk auch als eigentliches Lehrbuch weniger ge: 
eignet erjcheint, jo hat es doch den Vorzug, die richtigen Prin- 
eipien in jchöner Form dargeitellt und durch ausgewählte Gitate 
aus der heiligen Schrift, den Werfen der Kirchenväter und jelbit 
heidniicher Klaſſiker erhärtet zu haben. 


! Zübingen 1848. 2 Bde. 

2 Institutiones theol. christ. moralis. Monachii 1848. Es erſchienen 
nur die Prolegomena. 

’ Angsburg 1851. 

+ Borrede ©. IV. 
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Mehr zu einem Gompendium beitimmt it das ‚Lehrbuch 
der Moral‘ ! von Profeſſor Konrad Martin? in Bonn (F 1879), 
welches nad inhalt und Form große Vorzüge hat und die ver- 
diente Aufnahme fand. Auch Martin jchließt ſich den großen 
Moraltheologen der vergangenen Zeit an, inbejondere dem hei— 
ligen Thomas von Aquin. Erſchöpfend ift die allgemeine Moral 
und Lehre von den Tugenden dargeftellt; weniger vollitändig da= 
gegen die Lehre von den Pflichten, was übrigens in der Abficht 
des Verfaſſers Ing. 

Magnus Jocham (F 1893), Profeſſor in Freiling, ein 
gründlicher Kenner der afcetiichen Literatur Spaniens und be— 
wandert in den Schriften der Scholaftifer, verfaßte eine Moral? , 
oder vielmehr ein ‚Lefebuch‘ für die Gandidaten des Prieſter— 
thums, die bereits ihre Studien abjolvirt haben. Das Werk 
bietet vortrefflihes Material für Kanzel und Beichtituhl. Das 
‚Syitem der riitlihen Ethit * von Karl Werner (F 1888) iſt 
mit großem Fleiße und genauer Sachfenntnig ausgearbeitet. Das 
Lehrbuch der Mioraltheologie von Ferdinand Elger, Profeflor 
in Leitmeritz (F 1878), berüdjichtigt ‚die principielle, caſuiſtiſche 
und aſcetiſche Seite der Moral gleihmäptg‘? und eignet ich vor: 
trefflich als Schulbuch. ine richtige, wenn auch nicht ganz er— 
Ihöpfende Darftellung der Moral des heiligen Thomas von Aquin 
in angenehmer Sprache und mit eingewobenen nüßlicher Bemer— 
fungen enthält das Wert? des Profeſſors Anton Rietter in 
München (F 1866), deſſen jpätere Schrift ‚Breviartum der chrift- 
lichen Ethif* mehr zu einer nüßlichen Lectüre als zu einem ſyſte— 
matijchen eingehenden Studium ſich eignet. Das Werk von 
Joh. Ev. PBruner, Profeſſor in Eichitätt, ‚Lehre vom Rechte 


' Die erite Auflage erihien Mainz 1849. 5. Aufl. 1865. 

” Er wurde 1856 Biſchof von Paderborn. Ueber jeine jpätere Wirk: 
jamfeit j. Bd. 4. 

’ Mtoraltheologie ꝛc. Sulzbach 1852 ff. 3 Bde. Ueber Jocham j. feine 
anjprechenden ‚Memoiren eines Objeuranten‘. Kempten 1896. 

* Regensburg 1851. 

° Scheeben im Literarifchen Handweijer 1868, Nr. 58. 

* Die Moral des hl. Thomas von Aquin. München 1858. 





Studien. 357 


und der Gerechtigfeit‘!, behandelt die conftitutive und die refti- 
tutive Gerechtigkeit und iſt nach dem Urtheile Scheebens ? ‚durch 
die glücliche Verbindung des Pofitiven mit dem Speculativen, 
ſowie des cajuiftiichen mit dem aſcetiſchen Momente muftergiltig 
für eine allen Anforderungen der Wiſſenſchaft und des Lebens 
entſprechende Behandlung der präceptiven Moral‘. Bon Pro: 
feſſor Franz Friedhoff in Münfter (F 1878) befigen wir eine 
anerfennenswerthe Abhandlung über den Probabilismus. Weniger 
Anklang fand jeine Mtoraltheologie 3. Profeſſor Hubert Theophil 
Simar in Bonn (F 1902 als Erzbiichof von Köln), verfaßte 
ein Lehrbuch der Mioraltheologie‘, welches ‚den Gandidaten des 
geiftlihen Standes eine für das erſte Studium der Mloraltheologie 
ausreichende, zu eingehenderen Studien anregende und befähigende 
Daritellung der genannten Disciplin darbteten will’ t. Bon den 
lateiniſch geichriebenen Mloralwerken zeichnen ſich die principia 
theologiae moralis® von Regens und Profeſſor U. J. Hähn— 
fein in Würzburg durch Bündigfeit und Präciſion aus, laſſen 
aber bezüglich der Methode manches zu wünſchen übrig. Das 
Compendium ethicae christianae ® von Profeſſor Bernhard 
Dieckhoff in Münfter (F 1858) iſt in klaſſiſchem Latein ges 
ichrieben. Eine Verbindung der allgemeinen mit der cafuiftijchen 
Moral in ſyſtematiſcher Darftellung ift die Theologia moralis ' 
des Wiener Profeffors Ernſt Müller, jpäter Biſchof von Yinz 
(+ 1888), deren materielle und formelle Vorzüge allgemeine An— 
erfennung fanden. 
I Negensburg 18575. 2 Bde. 
? Sit. Handweifer 1868, Nr. 58. 


3 De sententiae probabilis ad efformandam conscientiam certam vi 
et efficacia. Monast. 1860. Die Moral, 2 Bde., erihien Regensburg 1860 
und 1865. 

+ Freiburg i. B. 1867. 3. Aufl. 1893. 

° Würzburg 1855. 

6 Paderborn 1852 ff. 3 Bdchen. 

° Die erite Auflage erichien 1868, die 8. 1899. 
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Mit ungewöhnlichem Eifer wurden die hiſtoriſchen Stu: 
dien, ſowohl Kirchen als Profangeſchichte betrieben. Die Frage 
iiber den Berfaller der ‚Bhilofophumena‘, jowie über die Bedeu— 
tung diefer neu aufgefundenen Schrift des Alterthums für Lehre 
und Verfaſſung der Kirche wurde in erjchöpfender Weiſe in dem 
Werke Döllingers! ‚Hippolytus und Kalliftus‘ 2 erörtert. Auf 
dDasjelbe folgten ‚Heidenthum und Judenthum‘ und etwas jpäter 
‚Shriftenthum und Kirche‘ ?: Schriften, welche nicht minder ge— 
haltvoll find als die jchon Früher angeführten Werke diejes Ge— 
lehrten. Um jo mehr iſt es zu beflagen, daß er in ſeinen 
Odeons-Vorträgen 1861 über die Beraubung des heiligen Stuhles 
durch König Victor Emmanuel und hieran anknüpfend über die 
Berwaltung des Kirchenitaates in einer Weiſe fich ausiprad), 
welche Entrüftung und Wideripruch von Seiten der Katholiken 
hervorrief. Die Erflärungen Döllingers auf der Katholifenver: 
jammlung zu München * konnten das gerechte Mißtrauen um jo 
weniger entfernen, als bald nachher das Buch ‚Kirche und Kirchen, 
Bapftthum und SKirchenftaat‘ 5 aus feiner Feder erichten. In 
demjelben jchildert er den inneren Verfall der vom heiligen Stuhl 
getrennten Kirchen und religiöfen Genoſſenſchaften meijterhaft, 
reiht aber hieran eine meiſtens aus antipäpftlichen Parteiſchriften 
geichöpfte Gejchichte des Kirchenſtaates jeit 1814, welche einer Be- 
ihönigung des piemontefiihen Naubactes faſt gleichfommt*. Nun 
trat aucd ein Wendepunkt im Leben des großen Gelehrten ein. 


! Siehe Bd. 2°, ©. 4837. 

? Negensburg 1853. 

> Negensb. 1857 u. 1860. Die 2. Aufl. des Werkes Chriſtenthum ꝛc. 
1868 ijt vielfach in unkatholiſchem Sinne verändert. Siehe Michael, Döl- 
linger, ©. 42 ff. 

* Verhandlungen ꝛc. v. Jahre 1861, ©. 155 f. 

° Münden 1861. 

° Der Kirchenrehtölehrer Walter in Bonn äußerte ſich mit Beziehung 
auf diejes Werk, Döllinger fomme ihm vor, wie ein Katholif, der einen 
Proteitanten auf der Straße anfalle und durchprügele und dann ausruft: 
jehet, was für ein guter Katholif ich bin, ich prügele ja die Proteitanten. 
Seine Aufdeckung der römischen Schäden jei in gegenwärtiger Zeit eine Im— 
pietät ohne Gleichen im Dienjte Gavours. Silbernagl, a. a. O. ©. 278. 
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Seine ſpäteren Schriften tragen faſt alle den Character der Ge— 
veiztheit gegen den heiligen Stuhl an ſich!; zu einem vollitän- 
digen Bruce Döllingers mit der Kirche fam es nad der Ver— 
fündigung des Dogmas von der päpftlichen Unfehlbarfeit ?. 

Was Döllingers Perfünlichkeit betrifft, jo wird man ihm mit 
Biſchof Laurent ? materielles Wiſſen, Berftandestlarheit und Sprad)- 
jertigfeit in hohem Grade‘ zuerfennen müflen. Aber, jo urtheilt der 
Kirchenfürſt ſchon 1863, ‚dDogmatiiche Tiefe habe ich nie bei ihm 
gefunden und aſcetiſche Salbung noch weniger. Auch Logiiche 
Gonjequenz gejtehe ich ihm nur zu, wenn man jeine Prämiſſen 
gelten läßt‘. Verhängnißvoll war es für ihn, daß er von der 
herrichenden Zeitrichtung und bejonders von der jeweiligen Stim— 
mung am föntglichen Hofe fich ſehr beeinfluffen ließ und als 
Stubengelehrter einen großen Mangel an Menjchenfenntniß bejaß *. 

Ein ſehr bedeutendes Firchengejchichtliches Werk ift die Con: 
eiliengejchichte ° des Tübinger Profeſſors und ſpäteren Biſchofs von 
Rottenburg K. v. Hefele (F 189). Sie ift eine aus den 
Quellen geſchöpfte und mit Verwerthung fatholiicher und pro— 
teftantiicher Literatur verfaßte, klare und überfichtliche Daritellung 
der Hauptereigniffe im Leben der Kirche im Anjchluß an die all- 
gemeinen und Particulariynoden. Das Werk Hefele’s veicht bis 
zum Concil von Bajel. Eine Fortjeßung ® bis zum Conecil von 
Trient lieferte Kardinal Joſeph Hergenröther. Eine Sammlung ' 
von Acten wichtiger Concilien jeit dem Jahre 1682 veranitaltete 
P. Gerhard Schneemann S. J. (F 1884), der mit Findlicher 
Sei ausgebreitete Kenntniſſe in der Theologie und Phi— 





\ Site Michael. Döllinger, ©. 12 ff. 

? Siehe Bd. 4. 

3 Möller, Bild. Laurent, III, 73. 

S. (Jörg), ‚+ Döllinger, Erinnerungen feines alten Amanuenfis‘, in 
Hift.-pol. BI. 105, ©. 238 ff. Silbernagl, a. a. D., S. 277. 

5 Sreiburg i. B. 1855 ff. Die Bejorgung der Neuauflagen und die 
Fortießung des Werkes liegt in den Händen des Profeffors Knöpfler. Ein 
Nekrolog Hefele's jteht in Tüb. Oſchrift 1894, ©. 1 ff. 

e Bd. 8 und 9. 

? Acta et Decreta ss. Conc. recent. (Colleetio Lacensis.) Frib. 


1869 sqgq. 
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lojophie verband, wovon jeine Abhandlungen über den Syllabus 
u. ſ. mw. ſprechendes Zeugniß abgeben. 

Die falſche und einjeitige Gejchichte der ſchismatiſchen Kirchen 
des Orients von A. Bichler!, welcher die Schuld der unfeligen 
Trennung einzig dem apoftolifchen Stuhle beimißt, wurde ein: 
gehend und ſachlich Fritifirt durch Sofepd Hergenröther, Pro- 
fellor in Würzburg. Lebterer nimmt unter den Kirchenhiftorifern 
der Neuzeit einen bejonders hervorragenden Rang ein. Mit un- 
ermüpdetem Fleiße hohe getitige Fähigkeiten, bejonders ein vor— 
treffliches Gedächtniß und einen ſcharfen Verſtand vereinigend, war 
er eine Zierde der fatholifchen Willenjchaft in Deutjichland. Seine 
Monographie ‚Bhotius‘ ?, ein Werk von jtaunenswerther Erudi- 
tion, entrollt den Leſern ein vollftändiges und genaues Bild der 
griechiichen Kirche, ihres Verhältniſſes zum heiligen Stuhle, der 
Urſachen des Schismas und feiner Folgen nad) handichriftlichen 
und gedructen Quellen und mit Berüdfichtigung der ganzen ein= 
Ichlägigen Literatur. Andere Werke des berühmten Hiſtorikers, 
dem Papſt Leo XII. den Purpur verlieh, fünnen exit im fol- 
genden Bande angeführt und gewürdigt werden. 

Ein fruchtbarer Schriftiteller war Auguftin Theiner (F 1874), 
der nach längeren VBerirrungen fih in Rom mit der Kirche aus— 
jöhnte, die Priefterweihe empfing und in die Genoflenjchaft der 
DOratorianer des hl. Philippus Neri eintrat. Papſt Pius IX. er: 
nannte ihn 1855 zum Präfecten des päpftlichen Archivs, entzog 
ihm aber 1870 diejes Amt wieder. Außer der Beröffentlichung 
wichtiger Documente verfaßte Theiner mehrere, meistens kirchen— 
geichichtliche Werke. Sie find von ungleichem Werthe. Ber aller 
DBelejenheit fehlte e8 dem Autor an der nothwendigen Acribie 
und Kritik. Einzelne Schriften dienen geradezu dem Partetinterefie. 
Die Biographie? Papſt Clemens’ XIV. enthält grobe und un: 
wahre Beichuldigungen gegen die Jeſuiten, und die Gejchichte der 


Geſch. der kirchl. Trennung zwijchen Orient und Occident. 2 Bde. 
München 1864. Bergl. Friedrich, Döllinger III, 381 ff. 

” Regensburg 1867 ff. 3 Bde. 

” Reipzig 1853. 
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beiden Concordate ! ift eine Rechtfertigung der Kirchenpolitif Na- 
poleons I. Beide Werke riefen treffliche Widerlegungsichriften 
hervor, deren Verfaſſer die Jrrthümer und unerwieſenen Anklagen 
Theiners zurücweien. Den Annalen des Baronius fügte ex drei 
Bände ? bei, welche das Pontificat Gregors XII. zum Gegen- 
ftande haben. Kurz nach jeinem Tode erichien die von ihm gegen 
den ausdrüdlichen Willen Papſt Pius’ IX. und mit Verlekung 
jeines Dienjteides veranftaltete tendenziös-verftümmelte unvollitän- 
dige Ausgabe ? der vom Bilhof Mafjarelli von Zelefia, Se: 
“ eretär des Concils von Trient, aufgezeichneten Metern dieſer 
Synode. 

Eine Kirchengejchichte der neueſten Zeitt bis 1848 lieferte 
als Fortſetzung des Berault-Berfaftel Profeſſor Bonifatius Gams 
in Hildesheim, Ipäter Mitglied des Benedictinerordens und Prior 
der Abtei St. Bonifatius in München (F 1892). Bet vielen 
Borzügen hat diefes Werk, zu deifen Abfaſſung es dem Verfaſſer 
an den nothwendigen Hilfsmitteln gebrach, auch große Mängel 
bezüglich des Inhaltes und der Form. Seine Kicchengejichichte 
Spaniens > bietet vieles Intereſſante. Sehr verdienftvoll iſt jeine 
Series Episcoporum ®, eine überaus mühevolle Zujammenftellung 
der Reihenfolge der Biſchöfe der einzelnen Diöcefen nebjt Bei: 
fügung der wichtigſten Bisthumsliteratur. Außer verichiedenen 
Heinen hiſtoriſchen Abhandlungen hat Gams auch Schriften Fate: 
chetiichen und paftorellen Inhaltes hinterlaffen. 

Bon hohem Werthe für die Profan- und Kirchengeichichte iſt 
die ſynchroniſtiſche Gejchichte der Kirche und der Welt im Mittel— 
alter * von Ferdinand Damberger (F 1859). Er war Stifts— 
prediger zu St. Cajetan in München, wurde nad jeinem Eintritt 


: Hist. des deux Concordats conclus en 1801 et 1813. Paris 1869. 
2 Voll. 

® Romae 1856 qq. 3 Voll. 

3 Acta genuina ss, conc. Trident. Zagrab. in Croatia. 1874. 2 Voll. 

Inusbruck 1853 ff. 3 reſp. 4 Bde. 

’ Regensburg 1862 ff. 5 Bde. 

® Ratisbonae 1873. 

" Regensburg 1850 ff. 15 Bode. 
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in den Jeſuitenorden (1837) Profeſſor in Luzern, mußte aber 
nach dem Sonderbundsfriege nach Italien flüchten. Damberger ver: 
brachte jeine legten Lebensjahre zu Schäftlarn in Bayern. Hier 
arbeitete er obiges Werf für den Drud aus. Mit Recht bezeichnet 
es Merner als ‚das MWerf eines coloflalen Fleißes und einer 
rieſenhaften Erudition, mit welcher ſich ein geübter kritiſcher Blick 
und ein ernftgejchulter Hiftorifcher Sinn verbindet‘ !., Doch darf 
nicht unerwähnt bleiben, daß der Autor oft willfürlich verfährt. 

Würdig zur Seite ftehen Damberger die beiden Convertiten 
Friedrich) v. Hurter (F 1865) und Auguft Friedrich Gfrörer 
(7 1861), welche durch ihre hiltorischen Studien in den Schooß 
der fatholiichen Kirche geführt wurden. Erſterer verfaßte als 
proteſtantiſcher Antiftes von Schaffhauſen jein epochemachendes 
Werk über Papſt Innocenz II. und jein Zeitalter ?, welches im 
In- und Ausland die verdiente Anerkennung fand; leßterer be— 
ichloß jeine literariſche Thätigfeit mit jeinem bändereichen großar— 
tigen Werke über Papſt Gregor VII. und feine Zeit ?, in welchem 
er eine quellenmäßige Geichichte der Kirche im Mkittelalter mit be- 
jonderer Betonung ihrer politischen Bedeutung gibt. 

Außer den angeführten Schriftitellern find noch namhaft zu 
machen: Sebaftian Brunner (F 1895) in Wien, der durch 
mehrere intereffante Werke und durch Mittheilung bisher un- 
edirter Documente ein neues Licht über die öjterreichiichen Zu— 
jtände unter Kaiſer Joſeph II. verbreitete und nicht minder eifrig 
Zeitfragen * behandelte *; Profeſſor Conſtantin Höfler, früher in 
München, jpäter in Prag, welcher durch Edition wichtiger Docu— 
mente und Abfaſſung gelehrter Abhandlungen um die Aufhellung 
der. noch vielfah im Dunkeln liegenden Periode der hufitiichen 


Geſch. der fatholifhen Theologie, ©. 522. 

? Siehe Hurter, Friedr. dv. Hurter und feine Zeit. Graz 18767. 
2 Bde. Ueber Innocenz III. j. Bd. 1, ©. 93 ff. 

’ Freiburg i. BD. 1859 ff. 7 Bde. 

* Die theol. Dienerihaft am Hofe Joſephs Il. Wien 1868. Die My— 
iterien der Aufklärung in Defterreih. Mtainz 1869. Geh. Correspon- 
denz x. Wien 1868 Ein Lebensbild Ddiejes Hochverdienten Publicijten 
ihrieb Joſ. Scheiher, Wien 1888. Bergl. Brunner, Woher, Wohin? 
5 Bde. 2. Aufl. (Selbftbiographie.) 


firchenrechtlichen Werke. 363 


Streitigkeiten jich verdient gemacht !; Joh. Nepomuk Briihar, 
Fortſetzer der Religionsgejchichte von Stolberg ?; David Auguit 
Rofjenthal (F 1875), Verfaſſer der Convertitenbilder ?; Biſchof 
Räß (T 1887) von Straßburg, welcher jeine jchriftitelleriiche 
Thätigkeit mit dem voluminöjen Werfe ‚Die Convertiten jeit der 
Reformation‘ * Frönte, der Convertit Hugo Lämmer’, Profeſſor 
in Breslau, welcher außer einer neuen Ausgabe der Kirchen— 
geichichte des Eujebius viele werthvolle Urkunden aus den römiſchen 
Bibliotheken veröffentlichte, u. A. 

Die patriftiichen Studien wurden jehr gefördert durch die 
fritifchen Zexrtberichtigungen der Werke griechiicher und lateini- 
icher Schriftiteller, gelehrte Diifertationen u. j. w. von Heinrich 
Nolte (F 1883), deſſen Hilfe fi auc Abbe Migne bei Her— 
ausgabe jeines Cursus Patrologiae bediente. Cine den Forde— 
rungen der Wiſſenſchaft entiprechende, zum Studium der Werke 
der Kirchenväter anregende Patrologie in lateiniicher Sprache aus 
der Feder Fehlers erichien 1850 zu Innsbrucks. 


Das bereits erwähnte vortreffliche Kirchenrecht von ‘Phillips 
gedieh bis zum jtebenten Band’. Bon demjelben Berfafler er: 
ſchien auch ein ‚Lehrbuch des Kirchenrechts‘, welches größere Ver— 
breitung ® fand. Don Walters gleichnamigem Werke erichienen 
mehrere Auflagen. Die vierzehnte? bejorgte Domcapitular Her: 
mann Gerlach (F 1886) in Limburg, der ebenfalls ein Kirchen: 
vechtliches Compendium jchrieb, deilen erite Auflage 1869 erſchien. 
Profeffor Kunftmann in München (F 1867) jchrieb ‚Grundzüge 





! Siehe Bd. 4. 

? Siehe Bd. 1°, ©. 474 ff. 

Schaffhauſen 1865 ff. 

* Freiburg i. B. 1866 ff. 11 Bde. 

5 Weber jeine Converfion j. Qämmer, Misericordias Domini. Frei— 
burg 1861. 

° Die 2. Aufl. bejorgte Profeifor Jungmann in Löwen. 

° Die Fortjegung übernahm Prof. Vering in Prag. 

s Die 3. Aufl. beforgte Dr. Moufang 1871. 

° Bonn 1871. 
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eines vergleichenden Kirchenrechtes der chriltlichen Confelltonen‘. 
Neihen Stoff bieten die canoniftiichen Echriften des gelehrten 
Profeſſors Roßhirt (F 1875) in Heidelberg ; dagegen vermißt 
man jehr die richtige methodiiche Behandlung und PBräcifion in 
der Daritellung. Vielfach überjhäßt wurden das größere umd 
fleinere Kirchenrecht von Profeſſor Johann Friedrih v. Schulte !, 
dejfen Schriften ber vielen unleugbaren Borzügen auch nicht um: 
erhebliche Mängel haben. Mehr die kirchen-politiſchen Berhält- 
niſſe Dejterreichs berücfichtigen Ginzel (F 1876) und Pad: 
mann (F 1881). Erſterer Profeſſor und Domherr in Leit: 
meriß, wandte jich jeit 1860 mehr dem Liberalismus zu und 
nahm auch eine jchiefe Stellung dem Vaticanum gegenüber ein; leß: 
terer lenkte allmählich aus dem Staatskirchenthum in correctere 
Bahnen ein. Uebrigens find die Firchenrechtlichen Compendien 
beider Schriftjteller von untergeordneter Bedeutung. Bon ungleich 
höherem Werthe ift das lateinische Kompendium? von Simon 
Aichner, Ipäter Biſchof von Briren, welches fic) durch juriftiiche 
Schärfe, Klarheit und Correctheit auszeichnet. 

Eine eingehende Bearbeitung erfuhr das fatholiiche Eherecht °. 
Weihbiſchof Joh. Rudolph Kutſchker, jpäter (1876) Fürſterzbiſchof 
von Wien und Cardinal (F 1881), verfaßte ‚Das Eherecht der 
fatholifichen Kirche nach) Theorie und Praxis‘ * mit zahlreichen 
Quellenauszügen, Anführungen römischer Enticheidungen u. j. w. 
Matthäus Joſeph Binder, jeit 1875 Biſchof von St. Pölten 
(r 1895), und Jakob Marimilian Stepiſchnegg, zuleßt Biſchof 
von Lavant (r 1889), verbreiteten ſich in jpeciellen Werfen über 
denfelben Gegenftand. Das ‚Dandbuch des Fatholiichen Eherechts‘ 
von J. Friedrich v. Schulte erihien 1855. Nie. Knopp 
(r 1865), Official und Domberr in Trier, lieferte ein jehr brauch— 
bares und ‚volljtändiges katholiſches Eherecht‘ in gefälliger Form >, 


' Meber ihn j. Bd. 4. 

° Die erjte Aufl. erihien Brixen 1862. 

" Siehe auch Bd. 2°, ©. 487. 

* MWien 1856 f. 5 Bde. 

° Die 1. Aufl, erihien Regensburg 1850. Das Syitem des Eherechtes 
von Uhrig erihien Dillingen 1854, 
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Auch Uhrig, Profeffor in Dillingen, u. U. behandelten dieie 
Materie. Heinrich Bangen (7 1865), Domherr in Müniter, 
ichrieb eine ihrem Zwede vollftändig entiprechende practiihe An- 
leitung über Sponjalten und Ehe zum Gebrauch der Seelforger in 
lateiniſcher Sprade. 

Einzelne Zweige! des SKirchenrechtes bearbeiteten Fehler, 
Molitor, Domcapitular in Speyer (F 1880), Neinerding 
(r 1880), Domcapitular in Fulda, Hirſchel?, Domberr und 
Official in Mainz (F 1885), Buß, Hofrath und Profeflor in 
Freiburg (F 1878), der auch ſchätzbare hiltorische Schriften hinter: 
(allen, Generaljtaatsprocurator Seit (F 1868) in Mainz, einer 
der bedeutenditen Juriſten der neueren Zeit?, Nicolaus München 
(r 1881), Dompropit und Official in Köln * und Heuſer (F 1894), 
Domcapitular. dajelbit, die PBrofeiloren Sentis (F 1887) in 
Breiburg, Maaßen in Wien, Kober in Tübingen u. WU. Auch 
Cardinal Hergenröther verfaßte viele, ſehr ſchätzenswerthe Kirchen: 
rechtliche Abhandlungen °. 

Das von Freiherrn Moy de Sons, Profeſſor in Innsbruck 
(F 1867), i. 3. 1857 gegründete und jeit 1860 in Gemeinſchaft 
mit Profeſſor Friedrich Vering redigirte ‚Archiv für fatho: 
tiiches Kirchenrecht‘ enthält außer den wichtigiten Eirchenrechtlichen 
Doeumenten der Neuzeit viele jehr brauchbare canoniftiiche Ab— 
handlungen u. ſ. w. 

Die Literatur über Liturgif wurde durch verichiedene Schriften 
und Abhandlungen namentlic) durch Ueberjegung des Miſſale, 
Breviers u. ſ. w., des Negens und jpäteren Domherrn in Mainz 
Markus Adam Nickel (F 1869) bereichert. Eine den Forderun— 
gen der Wiſſenſchaft entſprechende Liturgik verfaßte der Ehren— 

1 Bol. Werner, Geſch. der fath. Theologie, ©. 604 J 

? Eine Lebensſkizze ſteht im Katholik 1885, II, ©. 528 ff. 

3 Siehe Bd. 2°, 5. 488. Schulte, Die Geſch. der Quellen ꝛc. II, 
S.411f. 

+ Siehe Bd. 2°, S. 287 f. Sein Hauptwerk iſt das canoniſche Gerichts: 
verfahren und Strafreht. Köln 1865 f. 2 Bde. 

5 Ueber die neuere firdjenreihtlidhe Literatur ſ. Schulte, Geſchichte ꝛc. 
Bd. 3. Sehr unangenehm berührt in dieſem Werke der abſprechende Ton 
des Verfaſſers und die Herbeiziehung vieles Ungehörigen. 
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domherr und Oberftudienratb 3. B. Lüft (r 1870) in Darm: 
jtadt, vorher Profeſſor in Gießen. Leider blieb das Werk unvoll- 
endet!. An Lüft jich anjchließend, arbeitete Jakob Fluck (F 1864), 
Profeſſor in Gießen, eine fatholiiche Lıturgif? aus. Große An- 
erfennung fand die ‚lturgiſche Erklärung der heiligen Meile: von 
Joſeph Köſſing (F 1869), Negens des ‘Prieiterfeminars zu 
St. Peter im Schwarzwalde und Später Domcapitular in Frei: 
burg’. Weniger berücdjichtigt der Verfaſſer ‚die myſtiſche, mora- 
tijchzafcetiiche Deutung der Mtepriten‘, dagegen ‚legt er um jo 
größeres Gewicht auf die grammatiſch-hiſtoriſche Auslegung‘ f. 
Schäßbare Beiträge zur Liturgik lieferten Profefjor und Domherr 
serdinand Brodit? in Breslau durch jeine Schriften über die 
heilige Euchariftie, und Ludwig Hoppe, deſſen Werf über die 
‚Epiklefis‘ Anerkennung fand ®. Der gelehrte Archivdirector Jo: 
ſeph Mone (F 1871) in Karlsruhe hat außer verjchtedenen hiſto— 
riſchen Schriften ” zwei jehr werthvolle Werke über Liturgif hin- 
terlaffen °. Auch Denzinger hat ein wichtiges liturgiſches Werk 
veranftaltet?. Die deutjchen Kirchenlieder wurden durch Karl 
Severin Meiſter (FT 1881) und Bernhard Hölſcher (F 1890), 
Director in Redlingshaufen, gelfammelt und herausgegeben. Eine 
vortreffliche Heberjeßung der Hymnen u. ſ. w. lieferte J. Friedrich 
Schloſſer (F 1851) in Frankfurt 19. 

Die Paſtoraltheologie wurde durch Joſeph Amberger 
(7 1889), Regens des Klerikalſeminars in Regensburg, und ob. 
Michael Benger (Fr 1870) aus der Gongregation der Redemp— 


Mainz 1844 ff. 
” Regensburg 1853 ff. 2 Bde. 
’ 3. Aufl. Regensburg 1869 (die 1. Aufl. erihien Villingen 1843). 
Thalhofer, Handbuch der Fath. Liturgif I, ©. 125. 
5 Siehe ©. 355. 
' Die Epiflefis der gried. und oriental. Liturgien ꝛc. Schaffhaujen 1864. 
“ Quellenfammlung der badijchen -Geihichte. Karlsruhe 1845 ff. 
Die lateinischen und griechiſchen Meſſen aus dem 2. bis 6. Jahrh. 
Frankfurt 1850. Lateinische Hymnen des Mittelalters. Freib. 1855 f. 3 Bde. 
’” Ritus Örientalium, Coptorum, Syrorum, Armenorum. Wirceb. 
1863 sq. 
"Die Kirche in ihren Liedern ꝛxc. 2 Bde. 2, Aufl. Freiburg 1863, 
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torijten, bearbeitet. Die Werte beider Gelehrten behandeln den 
Gegenitand mit großer Ausführlichkeit. Der Inhalt ift gediegen: 
die Darjtellung aber oft zu breit. Ein kürzeres Merk für den 
Schulgebrauch ſchrieb der Benedictiner Ignatius Schüch von 
Kremsmünſter (7 1893), Profeſſor in St. Florian, deſſen ‚Hand- 
buch zu den Vorlefungen aus der Baftoraltheologie‘ die wichtigiten 
Punkte dieſer Disciplin in gedrängter Kürze erörtert und als 
Lehrbuch Fehr brauchbar it. 

Einer der bedeutenditen Katecheten der Neuzeit war der 
Jeſuit Joſ. Deharbe (F 1871), deſſen treiflicher Katechismus in 
jehr vielen Diöceſen Eingang fand. Er ſchrieb auch eine ihrem 
Zwede vollfommen entjprechende Erklärung des Katechismus. 
Sein Ordensgenoſſe, Wilhelm Wilmers, verfaßte mit Anſchluß 
an den Deharbe’ichen Katechismus ein ‚Lehrbuc der Religion‘. 


Zu den beiten pädagogiichen Schriften gehören die Werke der 
beiden verdienjtvollen Pädagogen Joſeph Kehrein (F 1875), 
Director des Lehrerfeminars in Montabaur, und Lorenz Kellner 
(F 1892), die ‚Realencyclopädie des Erziehungs: und Unterrichts: 
weſens“ von Hermann Rolfus, Pfarrer zu Bühl in Baden, 
und Adolph Pfifter, Pfarrer in Ehingen, das jehr verbreitete 
‚Lehrbuch der Erziehung und des Unterrichts‘ von Seminardivector 
A. Karl Ohler (+ 1889) in Bensheim, jpäter Domcapitular in 
Mainz u. ſ. w. 

Ein jehr gefeierter Schriftiteller war Alban Stolz (7 1889), 
Profeſſor der Paftoral und Pädagogif an der Umiverjität Frei— 
burg i. B. Seine mit großem Beifall aufgenommenen Werfe 
laſſen allerdings an theologiicher Klarheit und Gediegenheit man- 
ches vermiſſen, zeichnen ſich aber durch die originelle, für das Volt 
berechnete Schreibweile ihres Verfaſſers aus, wodurch auch der 
außergewöhnliche Erfolg diejer Schriften erzielt wurde. 

Um ‚die Bekanntichaft mit den neuen Erzeugniſſen der fa: 
tholiichen Literatur in die weitejten Kreife zu tragen‘, gründeten 
Franz Hülsfamp und Hermann Rump (f 1875) den ‚Litero: 
riſchen Handweiſer‘, deſſen erſtes Heft im Januar 1862 erichien. 
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Derjelbe entipricht dem vorgejeßten Zwecke vollfommen und fand 
eine große Verbreitung. Außer diejer Zeitichrift find noch nam- 
haft zu machen die Linzer ‚Theologiſch-practiſche Quartalichrift‘, 
deren Entjtehen in das Jahr 1848 fällt, das ‚Ehiltaneum*‘ (1862) 
in Würzburg, die ‚Zeitiehrift für die geſammte fatholiiche Theolo- 
gie (1850) von Schreiner und Häusle in Wien, die ‚Wiener 
Literaturzeitung‘ u. ſ. w. Die periodiihe Schrift ‚Natur und 
Offenbarung‘ (1855) hat ſich bejonders die Aufgabe geitellt, die 
ungläubige Naturwillenjchaft zu bekämpfen. 

Eine ‚Seichichte der fathol. Theologie jeit dem Tridentinum 
bis zur Gegenwart‘ verfaßte Prof. Karl Werner in Wien !, 





Neunzehntes Kapitel. 


Erflärungen der Biſchöfe in Würzburg über die Unterrichtsfreiheit und die Erziehung des 

Klerus. Die philoſophiſch-theologiſche Lehrantalt im bijhöflihen Seminar zu Mainz 1851. 

Die Studienanjtalt in Yreifing. Eintreten der dortigen Bilhofsconferenz 1850 für Aus— 

führung des Art. 5 des Eoncordates. Berhandlungen zwiihen dem Erzbiihof von Mün— 

chensfgreiling und dem Minifterium wegen Errihtung einer bifhöflihen Studienanjtalt in 
Freiſing. Die theologiſche Lehranstalt in Eihjtätt. 

Sehr empfindlich wurden Freiheit und Rechte der fatholichen 
Kirche durch das vom Staate ausgeübte Unterrichtsmonopol ge: 
ſchädigt. Auf allen Gebieten des Unterrichtes, die Theologie mit 
eingefchloflen, nahm der Staat die Oberleitung in Anſpruch. Die 
Biſchöfe ſahen ih außer Stand, ihren Klerus für jeinen hoben 
Beruf auszubilden. Die Candidaten des Prieſterthums mußten 
die Landesuniverfitäten befuchen, wo ſie der biichöflichen Aufficht 
faſt ganz entrüct waren, und durften erſt nach vollendeten Stu— 
dien in das Stlerifalfeminar aufgenommen werden, um bier die 
ſ. g. practifche Ausbildung zu empfangen. Diejer an und für 
ih unnatürliche und den ausdrüdlichen Beitimmungen des Con— 
eils von Trient jowie den Vereinbarungen zwiſchen dem heiligen 
Stuhl und den Ddeutjchen Regierungen zumiderlaufende Zultand 
dauerte troß aller Boritellungen und Bitten von Seiten der kirch— 
lichen Oberen fort. Erſt im Jahre 1848 jchien ein Hoffnungs— 


' Münden 1866. Siehe au ©. 356. 
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ſtrahl zu leuchten. War das Princip der Freiheit auf allen Ge- 
bieten verkündet worden, jo konnte dasjelbe auch bezüglich des 
Unterrichtes jeßt mit mehr Ausficht auf Erfolg geltend gemacht 
werden. 

Die in Würzburg verfammelten Biſchöfe verhandelten aus- 
führlich über die Umterrichtsfreiheit. Sie hatten um jo mehr 
Grund hiezu, als das Frankfurter Parlament jede Freiheit auf 
dem Gebiete des Unterrichts aufheben und denielben wieder in 
die alte Zwangsjade einengen wollte, um ihn jeiner veligiöfen 
Grundlage zu entziehen und dem Unglauben dienftbar zu machen. 
Die Biichöfe verlangten die Unterrichtsfreiheit jowohl vom Stand: 
punkt ihres göttlichen Rechts als von dem der allgemeinen Frei: 
heit und jprachen das Rejultat ihrer Berathungen in der Er 
Härung aus: ‚Die Kirche, begründet durch die Kraft des Wortes 
unter dreihundertjähriger blutiger Verfolgung, nimmt jeßt, wie 
früher, die Freiheit der Lehre und des Unterrichtes, ſowie die Er— 
rihtung und Leitung eigener Erziehungs: und Unterrichts-Anftalten 
im ausgedehnteiten Sinne als dasjenige Mittel in Anjpruch, ohne 
welches ſie ihre göttliche Sendung wahrhaft und im vollen Um— 
fange zu erfüllen außer Stand fein würde !.' 

Dieje Debatten über die IUnterrichtsfreiheit führten natur: 
gemäß auch zu DBerhandlungen ‚über die dem Staate gegenüber 
einzuhaltenden Grundjäge bei Lehranftalten zur Bildung der 
Klerifer‘. Er handelte ſich hiebet vornehmlich um die Univerfi- 
täten und die Seminarien. Erzbiſchof Neifach von München hob 
in feiner Rede bejonders hervor, daß ‚das hier in Frage jtehende 
Recht der Kirche. eines der wichtigften und wejentlichiten echte 
jei, das aber gerade bisher vielfach in der drückendſten Weiſe 
duch den Polizeiftaat zum großen Nachtheil der Religion verlegt 
worden je. Die Discuffion verbreitete ſich zunächſt über das 
Verhältniß des Episcopates zu den Profeſſoren der Theologie an 
den Univerfitäten reſp. die Errichtung theologiſcher Facultäten in 
den Seminarien, wofern ‚die Univerjitäten die nothwendige Ga— 


Neunte Situng. Coll. Lac. V, 1029, Bering, Ardhiv, Bd. 21, 
©. 270. 
Brück-Kißling, Geich. der Fath. Kirche im 19. Jahrh. IlI, 2, Aufl. 24 
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vantie nicht böten‘, wozu auch Döllinger für den Fall gerathen, 
daß ‚die Zukunft der deutſchen Univerfitäten ſich ungünstig ge: 
ftalte. Die Biſchöfe beichloffen, ihre Grundjäge bezüglich des 
Berhältnifies der Profeſſoren der Theologie zur kirchlichen Auto: 
vität in Form einer Erflärung an diefelben auszufprechen. Ihr 
Wortlaut it folgender: ‚Zu den öffentlichen Lehrern der Theo— 
(ogie haben die deutichen Bilchöfe das Bertrauen und die Zuver— 
licht, daß fie nicht nur als Prieſter, jondern auch ala Lehrer der 
heiligen Wiſſenſchaften fich jtets als von der Kirche gefendete und 
bevollmächtigte Lehrer betrachten, und eben deshalb auch der Ver— 
antwortlichfeit, welcher die Führung ihres Lehramtes der durch 
die Bijchöfe getragenen Autorität der Kirche gegenüber nach gütt- 
lichem und kirchlichem Rechte unterliegt, immerdar eingedenf jein 
werden !.* 

Hierauf wurde die vom Erzbiſchofe von München vorge- 
ichlagene Erklärung in Bezug auf das Recht der Bilchöfe, kirch— 
liche Lehranjtalten zu bejigen, in nähere Erörterung gezogen. Das 
Reſultat derjelben war die Erklärung: ‚Die Bilchöfe, die wejent- 
(che Pflicht erfennend, den Klerus durch Unterricht und Erziehung 
heranzubilden, nehmen zu dieſem Zwecke das unveräußerliche 
Necht in Anſpruch, nah canontichen Vorſchriften alle jene An: 
ftalten und Seminarien zur Erziehung und Bildung des Klerus, 
welche den Biichöfen für ihre Didcefen nothwendig und nüßlich 
ericheinen, frei und ungehindert zu errichten, die bejtehenden zu 
leiten, das Vermögen derjelben zu verwalten und die VBorftände, 
Lehrer und Zöglinge zu ernennen, aufzunehmen und zu entlaflen ?.‘ 

In diefen beiden Erklärungen hatte die Würzburger Biſchofs— 
verfammlung die leitenden Grundfäße hinsichtlich dieſer wichtigen 
Stage klar und bejtimmt ausgejprocdhen. Es galt nun, diejelben 
auch ins Leben einzuführen. Leßteres war unter den obwaltenden 
Umftänden feine leichte Sache. 


' Elfte Sißung. Coll. Lac. V, 1032. Bering, Ardiv, Bd. 21, 
S. 287 f. 
” Coll. Lac. V, 1032. Bering, Ardiv, Bd. 21, S. 290. 
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Der erſte Verfuch, eine nur vom kirchlichen Oberhirten abhängige 
philojophijch-theologiiche Lehranſtalt zu errichten, wurde mit Erfolg 
in der Didcefe Mainz gemadt. Schon jeit Jahren war e8 der 
Wunſch des Klerus!, daß die Gandidaten der Theologie ihre 
wiljenjchaftliche Ausbildung am Site des Biſchofes empfingen; 
aber exit Biſchof v. Ketteler war es beichieden, diefen Plan zu 
verwirklichen. Kaum hatte der eifrige Oberhirt den Stuhl des 
hl. Bonifatius beitiegen, jo legte er Schon Hand ans Werk. Am 
14. DOftober 1850 erklärte der Biſchof dein Mlinifterium, daß er 
die rechtlich noch beitehende und nur factiſch aufgehobene philo- 
ſophiſch-theologiſche Lehranftalt im bifchöflichen Seminar wieder 
eröffnen werde, und führte in einer bejonderen Denkichrift ? die 
Gründe an, welche ihn zu diefem Schritte bewogen. 

Bon der Pflicht des Bilchofes ausgehend, ‚nur jolchen die 
Prieſterweihe zu extheilen, welche ex hiezu als wahrhaft würdig 
erfennt‘, weiſt Herr v. Ketteler in ſeiner Denkſchrift nad, daß 
die Ausbildung der Theologen in Anftalten, welche vom Ober: 
hirten der Diöceſe geleitet werden und jeiner Aufſicht unterjtehen, 
ein unabweisbares Bedürfniß ſei, weil auf dieſe Weiſe ſowohl 
der Biſchof durch mehrjährige Beobachtung der Einzelnen und 
durch perſönlichen Verkehr mit ihnen ſich von deren Würdigkeit 
für den Prieſterſtand überzeugen könne, und weil zugleich auch 
den Candidaten der Theologie ſelbſt hinreichend Gelegenheit ge— 
boten ſei, das klerikale Leben und die Pflichten des Seelſorgers 
aus eigener Anſchauung kennen zu lernen und hiedurch über ihren 
Beruf Klarheit zu erlangen. 

Weiter führt die Denkſchrift aus, daß der Biſchof nicht allein 
die ‚Tüchtigfeit und Würdigkeit der Candidaten des geiſtlichen 
Standes erproben‘, jondern ‚diejelben auch zu tüchtigen und wür— 
digen Prieftern und Seeljorgern heranbilden und erziehen‘ müſſe. 
Wie Chriſtus,‘ ſchreibt v. Ketteler, ‚die Apoſtel in dreijährigem 
Umgang gebildet und erzogen hat, ſo muß der Biſchof ſeine Ge— 


Brück, Die oberrh. Kirchenprop. ©. 285 ff. und A. F. Lennig, 
S. 76ff. Pfülf, Biſch. v. Ketteler I, 233 ff. 
? Acten des bijchöfl. Ordinariats. 
24* 
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hilfen und Stellvertreter im apojtolifchen Amte bilden und er: 
ziehen. Alle anderen Lehrer und Erzieher fünnen ihn in Erfül- 
fung diejer Pflicht wohl unterftügen und fie ihm erleichtern, allein 
abnehmen fönnen ſie ihm dieſelbe nicht. Sie fünnen nur als 
jeine Stellvertreter und Gehilfen ihm bei diefem Gejchäfte Dienite 
leiten und zur Seite ftehen, ex ſelbſt aber joll der Leiter und die 
Seele der ganzen geiftlichen Erziehung jein und bleiben.‘ 

‚Und auch hiebei fteht die Art und Weile diefer Erziehung 
nicht in jenem Ermeſſen und Belteben, jondern er hat jich nad) 
den Vorſchriften und dem Geiſte der Kirche zu richten‘ 

‚Lach den Grundfägen der Kirche aber, nad) ihrem, in den 
feierlichſten Gefegen nicht minder, als in ihrer bejtändigen Uebung 
ſeit der Apoftelzeit ausgeiprochenen Willen, auch nach der klaren 
Entſcheidung der chriftlichen Vernunft, beiteht die Erziehung des 
Prieſters feineswegs allein in der willenjchaftlichen Ausbildung, 
jondern eben jo wejentlich in der fittlich-religtöfen Erziehung zu 
einem wahrhaft priefterlichen Leben, zu einem Leben der höchſten 
ſittlichen Reinheit, zu einem Leben voll Selbjtverleugnung, Ent: 
jagung und Aufopferung. Wenn je, jo thut es jeßt Noth, nicht 
nur mit Morten göttlicher Weisheit, ſondern auch mit Sitten 
göttlicher Reinheit und Selbitverleugnung die Welt zu überwinden. 
Die höchſte Wiſſenſchaft ift an ſich nicht im Stande, eine Seele 
zu befehren. Dazu gehört vor Allem die Gnade Gottes, und 
dDiefe wird nur mit dem Prieſter jein, der zuerit mit dem Bei: 
jptel und dann mit dem Worte lehrt. Daß aber die Univerfi- 
täten und das Univerfitätsleben, wie es in der Wirklichkeit it, 
geeignet jeien zur Erziehung zu jener priefterlichen Bollfommen: 
heit, wird Niemand behaupten.‘ 

‚Die Anficht, daß die Bekanntſchaft mit der Welt, ihren Ver— 
juhungen und Sünden eine nothwendige Bildungsjtufe im ſitt— 
lichen Lebensproceſſe ſei, ſteht gänzlich außerhalb des Chriſten— 
thums.‘ 

Nach diefer Darlegung führt der Bilchof noch an, daß das 
Concil von Trient die Errichtung von Knabenſeminarien angeord: 
net habe, um die fünftigen Seelforger vor allen ihnen drohenden 
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Gefahren zu bewahren, umd diejelben an ein geordnetes und from- 
mes Leben zu gewöhnen. 

‚Man wende hier nicht ein‘, heit es weiter, ‚daß im Sn: 
tereffe der Willenichaftlichkeit die Verlegung des Studiums der 
Theologie in eine Univerſitätsſtadt, hier nad) Gießen, vorzuziehen 
jei; denn es iſt nicht einzufehen, warum in Mainz in willen: 
Ihaftliher Beziehung weniger geleitet werden ſollte, ala in Gie- 
Ben; im egentheil, wenn ingezogenheit und wohlgeordnetes 
Leben den Studien günftiger find, als die Ungebundenheit des 
heutigen Studentenlebens, jo kann die wiſſenſchaftliche Ausbildung 
in Mainz mur gewinnen, zudem die Kirche, diefe Mutter und 
Pflegerin aller Wiſſenſchaften, beionders aber der theologiichen, 
dem Biſchof es zur heiligen Pflicht macht, es an Nichts fehlen zu 
laſſen, was die Wilfenjchaftlichkeit unter dem Klerus fördert.‘ 

Biſchof dv. Ketteler hebt in jeiner Denkſchrift auch hervor, 
daß ‚neben der fittlich-religiöjen und wiljenjchaftlichen Ausbildung 
der fünftigen Prieſter noch die practiiche in Betracht fomme‘, und 
erklärt, daß die Kandidaten der Theologie leßtere durch mehrjäh— 
rigen Aufenthalt im Seminar ji viel leichter und gründlicher 
aneignen fünnten, während der bisherige kurze Aufenthalt in die 
jer Anftalt zu genanntem Zwede ‚gänzlich unzureichend‘ jet. 

Schließlich weiſt die Denkſchrift noch darauf hin, daß das 
Studium im Mainzer Seminar mit weniger Koſten verbunden 
jet, als der Aufenthalt an der Univerfität, ein- Umftand, deſſen 
näherer Erwägung man nicht die Augen verjchliegen dürfe. 

Diefer Denkichrift war ein Begleitichreiben beigefügt, in wel 
chem der Bilchof die Berechtigung feines Verfahrens begründet 
und die Regierung zugleich um eine Unterftügung zur Beltreitung 
der Kosten der Einrichtung dieſer Anftalt erjucht. 

Es erfolgte feine Antwort von Seiten der Staatsbehörde. 
Inzwiſchen traf Biſchof v. Ketteler die nothwendigen Anordnun— 
gen zur Ausführung ſeines Planes. Dieſelbe war mit großen 
Schwierigkeiten verbunden, da die Mittel des Seminars kaum 
hinreichten, um auch nur die beſcheidenſten Anſprüche zu befriedigen. 

Die Kunde von dem Verhalten des Biſchofs von Mainz, 
den Papſt Pius IX. mittels Breve vom 11. Dezember 1850 zur 
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Errichtung einer philoſophiſch-theologiſchen Lehranstalt aufgefordert 
hatte!, drang alsbald in die Deffentlichkeit und rief Widerſpruch 
hervor. Der akademiſche Senat in Gießen trat am 3. Januar 
1851 für die theologiiche Facultät ein, und der Abgeordnete 
Hofmann machte die Angelegenheit zum Gegenftand einer inter: 
pellation in der Ständefammer zu Darmitadt ?. 

Hıedur ſah ſich das Miniſterium, welches den Plan des 
Bilchofes durch Verweigerung der Geldinittel zu vereiteln gehofft 
hatte, genöthigt, fein bisheriges Schweigen zu brechen. Es jandte 
am 22. April das Schreiben des PBräfidenten der zweiten Kam: 
mer bezüglich der Syuterpellation Hofmanns dem bifhöflichen Or- 
dinartate zum Bericht. Am 24. April erfolgte die Antwort des 
Bilchofes. In derjelben macht er geltend, daß es fi in vorlie- 
genden alle ‚nicht um die Errichtung einer neu zu concejltont- 
venden Anſtalt, jondern lediglich um den vollen und ungeſchmä— 
(erten Gebrauch eines unbeftrittenen Rechtes‘ handle, welcher ihm 
‚nach dem alten NRechtsgrundfage qui utitur jure suo, nemini 
facit injuriam‘ zuſtehe. Mit diefem Schreiben kreuzte ſich ein 
Miniſterialſchreiben vom 22. April, welches mit Bezug auf die 
snterpellation den Bilchof auffordert, ſich vorläufig jedes weiteren 
Schrittes in diefer Sache zu enthalten. Die Eröffnung der theo- 
logiſchen Lehranstalt in Mainz, führt das Miniſterialreſecript aus, 
jet nur mit Zuftimmung der Regierung möglich. Dieſe könne 
aber vorerjt nicht ertheilt werden, indem die Frage, wie die Be— 
ziehungen der Kirche zum Staate überhaupt zu ordnen und in 
wiefern die Beltimmungen der landesherrlichen Berordnung vom 
30. Januar 1830 abzuändern feien, im Augenblide von den ver: 
bündeten Regierungen der Staaten der oberrheiniſchen Kirchen: 
provinz in Berathung gezogen würden. Vorläufig müßten aljo 
die betreffenden Baragraphen dieſer Verordnung, welche den Ein: 
tritt in das SKlerifalfeminar von einem abjolvirten Triennium 
auf der Landesuniverfität abhängig machten, in Geltung bleiben. 
Das Schreiben fchliegt mit den Worten: ‚Wir müſſen aus den 
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angeführten Gründen dringend wünjchen, daß jedes Noranichrei- 
ten binfichtlich der Errichtung einer katholiſch-theologiſchen Lehr— 
anjtalt an dem Priefterfeminar vorerft und unter allen Umſtän— 
den bis dahin ausgejeßt bleibe, wo wir uns in der Lage befinden, 
Ihnen definitive Entſchließung zugehen zu laſſen. Bei dem auf- 
richtigen und zu jeder Zeit bethätigten Beſtreben der Regierung, 
die Firchlicen Behörden in ihrem hohen Berufe nach Kräften zu 
unterjtüßen, dürfen wir erwarten, daß uns feine Werlegenheiten 
bereitet werden, die unausbleiblich Find, wenn ohne Rückſicht auf 
die obwaltenden jchiwierigen Verhältniſſe und die nirgends aus- 
drücklich aufgehobenen, demnach noch immer in Kraft beſtehenden 
gejeglichen Vorſchriften einſeitig vorgejchritten wird !.‘ 

Auf diefes Schreiben, welches, bei allem Feithalten an den 
alten ſtaatskirchlichen Beſtimmungen, in einem verfühnlichen Tone 
gehalten ijt, antwortete Biſchof dv. Ketteler am 28. April. Er 
fegt in jeinem Schreiben noch einmal den Rechtsitandpunft Klar 
und deutlich dar, weit den Widerſpruch der landesherrlichen Ber: 
ordnung vom 30. Januar 1830 mit dem zwiichen dem apojtoli- 
ihen Stuhle und den Regierungen der oberrheiniichen Kirchen: 
provinz vereinbarten Stipulationen nach und führt zugleid den 
Beweis, daß jogar jene Verordnung den Biichof nicht des Ned): 
tes beraube, jeinen Klerus für deifen hohes Amt vorzubereiten. 
‚Dem Biſchofe‘, jo lauten jeine Worte, ‚blieb das wichtige Kedht, 
eine eigene Lehranstalt zu befigen, wo er nad Pflicht und Ge: 
willen die Candidaten, wenn ſie dem gejeßlichen Studienzwang 
genügt hatten, jo lange er für nöthig hielt, auf den Empfang 
der Weihen vorbereiten fonnte. Von diefem bisher unbeftrittes 
nen Standpunfte aus hielt ich es daher für unzweifelhaft, daß 
ih mit Wegfall des Studienzwanges jelbit formell rechtlich be: 
fugt jei, allen Candidaten des Prieſterſtandes das Seminar zu 
öffnen. In diefer Auffaffung beſtärkte mich noch die Erwägung, 
daß der Staat, der es gejeglich den Gandidaten erlaubt habe, 
jede Lehranſtalt, auch die jchlechtejte auf Erden, zu bejuchen, un— 
möglich die Abficht haben fünne, fie von ber Lehranitalt ihres 
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eigenen Bilchofes auszujchliegen, und ferner, daß der Staat, der 
fih um die Ausbildung der Predigercandidaten neugenehmigter 
Confeſſionen nicht kümmere, abermals unmöglich beabiichtigen 
fönne, dem katholiſchen Biichofe nicht ein Gleiches zu gewähren.‘ 

Nachdem Biſchof dv. Ketteler die Berufung der Regierung 
auf die Verordnung vom 30. Januar 1830 durch Hinweis auf 
die vom heiligen Stuhl dagegen erhobenen Proteſte als unitatt- 
haft nachgewiejen hat, fährt er fort: ‚Aus dem Gejagten bitte 
ih das Großherzoglide Miniſterium entnehmen zu wollen, daß 
ich durch das Schreiben vom 22. April in die Lage verfegt bin, 
nach der einen oder der anderen Seite einer Autorität entgegen 
handeln zu müſſen, die zwar beide auf Gottes Anordnung be= 
ruhen, aber für verichtedene Gebiete bejtimmt jind. Wo die Ge— 
jeßgebung in das innere Leben der Kirche einzugreifen ſich be= 
itrebt, fann mein Gehorfam nicht weiter gehen, als es das We- 
jen der Kirche gejtattet, deren mehr als taufendjährige auf die 
Heiligkeit des Völferrechtes ſich ſtützende Berechtigung durch ein- 
feitige Verordnungen ohnehin nicht aufgehoben werden kann. 
Zum Weſen und zum Lehrgebäude der Kirche gehören aber die 
Grundlagen ihrer VBerfaffung und zu dieſen das Recht des Bi: 
ichofes, jeinen Klerus ſelbſt zu bilden. Es handelt ſich hier nicht 
um eine zweifelhafte Sache. Ein Blick auf die Fatholtiche Kirche 
genügt zum Beweiſe, daß fie‘ jederzeit dieſes Necht als ein we— 
jentliches beanfprucht hat, und im dieſem Augenblicke beſitzt Die 
Kirche dieſes Necht faſt in der ganzen Welt.‘ 

Das biichöfliche Schreiben verfennt nicht im Hinblick auf die 
Schlußbemerfung des Meintiterialrejeriptes das im Ganzen nicht 
jeindfelige, ja in einem gewiljen Sinne wohlwollende Benehmen 
der Regierung gegen die Fatholifche Kirche, weit aber zugleich 
auf die Nachtheile hin, welche legterer aus der bisherigen Bevor: 
mundung erwuchlen. ‚Sch kann nicht umhin‘, lauten jeine Worte, 
‚darauf hinzuweiſen, was troß dieſer freundlichen Geſchäftscom— 
munication aus der Kirche geworden tft, die ich jeßt als Biſchof 
lenken und leiten ſoll. Was nüßt es dem Lande, was nützt es 
dem Staate, wenn ich Freundliche Geichäftsbeziehungen forterhalte, da= 
gegen aber das Uebel einer allgemeinen Entfremdung der Seelen 
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vom pofitiven Chriftusglauben fortwuchern laſſe. Die Geſetzgebung 
vom 30. Januar 1830 und alle jpäteren Verordnungen, die 
daraus hervorgegangen, haben im Princip die Fatholiiche Kirche 
aufgehoben. Es beiteht in der oberrheinischen Kirchenprovinz 
zwar eine katholiſche Kirche, aber mit einer — proteftantiichen 
Kirhenverfaflung. Die geiftliche Autorität, die, nach) dem lau: 
bensjage der Fatholijchen Kirche, von Gott der Kirche übertragen 
worden tjt, it Durch jene Verordnungen in oberfter Spite dem 
Landesherrn übertragen. Der Landesherr bildet den Klerus, der 
Sandesherr bejeßt alle Stellen u. ſ. w., der Bilchof handelt in 
jeinem Namen.‘ 

Am 29. April 1851 wurde die Errichtung der theologiichen 
Lehranstalt vom Ministerium ‚ausdrücklich unterjagt‘; allein am 
eriten Mai fand deren Eröffnung itatt. Zum Regens beſtellte 
der Oberhirt Dr. Moufang !. Die einzelnen Disciplinen wurden 
von Männern gelehrt, die mit gründlichen Kenntniſſen eine be: 
jondere Lehrgabe vereinigten. Die Candidaten der Theologie 
bezogen freudig die friedlichen Räume des bijchöflichen Seminars, 
um fi) unter der Leitung ſolcher Lehrer für ihren Beruf vor: 
zubereiten. Am 8 Mai gab das bijchöfliche Ordinariat dem 
Decan der theologijchen Facultät in Gießen Kenntniß von dem 
Geſchehenen ?. 

Die heſſiſche Regierung wollte den Biſchof von Mainz nicht 
durch Gewaltmaßregeln an der Ausführung eines Werkes hindern, 
deſſen Berechtigung und Nothwendigfeit die verfchiedenen Schreiben 
desjelben ihr überzeugend nachgewieſen; aber fie wollte aud) den 
von ihr eingenommenen Standpunkt nicht aufgeben. Sie verwei— 
gerte deshalb in ihrem Schreiben vom 5. Mai wieder die Ge— 
nehmigung der Anſtalt, ‚weil ihr über den Umfang dieſer An— 
ſtalt und die Art und Weiſe, wie dieſelbe eingerichtet werden 
ſolle, noch feine Vorlage gemacht worden jei‘, insbeſondere ‚ob 
und in wie weit die fragliche Lehranftalt mit den gejeglichen 
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Vorjchriften über den Gymnaſialbeſuch und die Maturitätsprüt- 
fungen im Einflange ftehe‘, und ferner, wie die ‚Durch die Staats- 
und biichöflichen Behörden gemeinjchaftlich vorzunehmenden Prü— 
fungen der Gandidaten des fatholiichen geiftlichen Standes ſtatt 
zu finden haben‘. 

Auf dieſes Schreiben, deſſen Spiße gegen die j. g. Knaben: 
jeminarien gerichtet war, antwortete das biſchöfliche Ordinariat 
am 17. Mat. Der Verfaſſer des Berichtes, Generalvicar Len- 
nig!, erflärt unter ausführlich begründeter Wahrung der Der 
Kirche zustehenden und von der Würzburger Berfammlung jowie 
in dev Denkſchrift des oberrheinifchen Episcopates aufs neue be= 
anſpruchten Rechtes, den Klerus zu erziehen und auszubilden, auf 
die dehfallfige Anfrage des Minifteriums, daß die biichöfliche Be— 
hörde bezüglich des Maturitätsexamens ‚durchaus nicht im Sinne 
gehabt, mittels der dem Seminar gegebenen Einrichtung an der 
desfalls bisher vorſchriftmäßig beftehenden Hebung etwas zu ver- 
ändern‘, und daß diejelbe bezüglich der Prüfungen der Theologen 
‚bereit jet, bis zu einer baldigen definitiven Regulirung dieſer 
Frage, eine provtjorische, den Wünſchen Großherzoglicher Staats: 
vegierung entjprechende Ginrichtung eintreten zu laffen‘. Das 
Miniſterium erwiderte am 20. Mat: ‚Auf Ihren Bericht vom 
17. d. M. zu No. B. O. 1419 kann Ihnen für den Augenblid 
feine weitere Eröffnung in der Sache zugehen. Es wird Diejes 
jedoch geichehen, jobald der Gegenjtand, worüber Verhandlungen 
Itattfinden, zur Entſchließung veif tft. Jedenfalls werden wir Die 
Verhandlungen jo zu beichleunigen juchen, daß Ihnen möglichit 
bald Antwort exrtheilt werden kann.“ Damit jchließen die Ver: 
handlungen. Das Miniftertum erkannte die theologische Lehran— 
ſtalt nicht ausdrücklich an, verbot fie aber auch nicht. 

Die Frequenz der Mainzer Lehranftalt jtieg von Jahr zu 
Jahr. Außer den Mainzer Didcefanen bejuchten eine große An— 
zahl jtudirender Jünglinge verjchiedener Didcefen Deutichlands und 
der Schweiz das bijchöfliche Seminar, um dort ihre Studien zu 
abjolviren. Leider mußte die blühende Anftalt auch die zerjtörende 
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Hand des j. g. Gulturfampfs fühlen. Sie wurde zum Ausſter— 
ben verurtheilt. Erſt uach einem zehnjährigen Todesichlummer 
erwachte fie wieder zu neuem Leben. 


Die bayerijche Regierung hatte die Errichtung und Dotirung 
geiftlicher Seminarien nach der Vorſchrift des Concis von Trient 
in Art. 5 des Goncordates ! feierlich veriprochen ; allein wie 
vieles andere, blieb auch dieſe Beitimmung ein todter Buchitabe. 
Den erſten Verſuch, ein ZTridentiniiches Seminar einzurichten, 
machte Freiherr Lothar Anjelm v. Gebjattel?, Erzbiichof von 
München-Freiſing. Das alte Bisthum Freiſing beſaß ein Semi: 
nar und eine theologiiche Lehranſtalt; aber beide wurden in der 
Säcularifation aufgehoben. Die Didceje entbehrte nun jeder An: 
ſtalt zur Ausbildung ihrer Getftlichen, welche ihre Studien an der 
theologischen Section des Lyceums in München ?, und nach deren 
Aufhebung i. J. 1808, reſp. Vereinigung mit der Univerfität in 
Landshut * in leßterer Stadt machen mußten. Nach der Vereini— 
gung Freifings mit München zu einem Erzbisthum errichtete Erz: 
biſchof Lothar Anjelm zuerſt 1826 ein Klerikalfeminar und 1825 
auch ein j. g. Knabenjeminar in Freifingd. Es fehlte aber 
immer noch eine theologische Lehranftalt. König Ludwig I. zeigte 
Geneigtheit, jeinen concordatsmäßigen Verpflichtungen wenigjtens 
theilweife nachzufommen. Gr extheilte am 29. November 182% 
der Regierung des Iſarkreiſes den Auftrag, mit der erzbiſchöflichen 
Behörde in Unterhandlungen wegen Errichtung einer theologiichen 
Lehranftalt in Freifing zu treten, ‚damit die dur) das Semina- 
rium puerorum erzielte Wirkung nicht durch einen Univerfitäts- 
aufenthalt wieder zerftört werde‘ %. Erſt nad) längeren Berhand- 
(ungen fam eine Vereinbarung zu Stande. Das unvolljtändige 
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Lyceum in Landshut wurde nach Freifing verlegt und durch Er- 
richtung einer theologischen Section ergänzt. Am 20. November 
1834 fand die feierliche Eröffnung der neuen Lehranitalt Statt. 
Die Dotation der theologischen Section fiel, jo weit die geringen 
Fonds des transferirten Lyceums nicht ausreichten, der biichöf- 
lichen Behörde zur Laſt. Erzbiſchof dv. Gebjattel überwies der 
Anitalt die Summe von 30000 fl. zu Ddiefem Zwedt. Auch 
mehrere Geiſtliche und Laien vermehrten durch Freiwillige Beiträge 
das Dotationsfapital. 

Die Erwartung des Erzbiichofes, daß ihm der gebührende 
Antheil an der Ernennung der Profeſſoren und an der Leitung 
der neuen Lehranstalt eingeräumt werde ?, verwirklichte ſich leider 
nicht. Die Regierung wollte ihm jogar die freie Ernennung der 
Vorſtände des Klerikalſeminars durch die Forderung der fünig- 
(then Genehmigung ftreitig machen’. Erzbiſchof v. Gebjattel 
wies dieſes Anfinnen entjchieden zurück und wahrte auch jein 
Recht bezüglich der Verwaltung des Knabenſeminars. 

Sein Nachfolger, Graf Karl August dv. Reiſach“, der ſchon 
in Eichſtätt ein unter ausschließlich biichöflicher Leitung stehendes 
Seminar gegründet hatte, trat die Regierung der Erzdiöceje mit 
der Hoffnung an, auch die Studienanftalten in Freiling nach den 
Forderungen der Kirche umgejtalten zu fünnen. Die beflagens- 
werthen Ereigniſſe in München 1847, welche die Ernennung eines 
firchenfeindlichen Miniſteriums herbeigeführt, ſtimmten jedoch Diele 
Hoffnung ſehr herab. Der Erzbiſchof mußte jogar im Vereine 
mit den übrigen Bilchöfen der Monarchie gegen die Prätenſionen 
der Negierung ſich zur Wehr jegend. Die Revolution des Jah— 
res 1848 und ihre Nachwehen machten weitere Verhandlungen 
nicht möglich. Exit auf der Biſchofsverſammlung © zu Freifing 1850 
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fam dieſer wichtige Gegenftand wieder zur Sprache. Die anwe— 
jenden Oberhirten erklären in ihrer Denkſchrift an König Mar IT, 
daß ‚die Auswahl, Erziehung, Lehre und Prüfung‘ der Geiftlichen 
ein „wejentliches und unveräußerliches‘, weil ‚auf dem katholischen 
Dogma ruhendes* Recht der Biſchöfe fer, welches auch im Con: 
cordate ‚Itaatögrundgejegliche Anerkennung‘ gefunden habe; fie 
fnüpfen hieran die Forderung, ‚daß der Art. 5 des Concordats 
ganz und ohne Rückhalt ausgeführt werde‘. Am Einzelnen ver: 
langen ſie die Errichtung und Dotirung von Seminarten durch 
die Regierung nad der Vorſchrift des Concils von Trient, wel- 
cher bis jeßt in Bayern ‚nirgends genügt je‘, und nehmen deren 
oberjte Leitung, Anftellung. der Profeſſoren, Aufnahme der Zög: 
linge, Verwaltung der Seminarfonds u. j. w. ohne Einmiſchen 
der weltlichen Gewalt in Anſpruch. ‚Die Lyceen, welche neben 
biichöflihen Seminarien bejtehen, jollen jedenfalls ſogleich ala 
biſchöfliche Anjtalten erklärt, mit den Seminarien untrennbar ver: 
bunden und ihre Profeſſoren nach Art. 5 des Goncordats von 
den Bilchöfen ernannt werden.‘ 

Die Antwort des Miniſteriums vom 8. April 1852 auf die 
Denkichrift des Episcopates war überhaupt und bejonders hin- 
fichtlich der theologijchen Lehranftalten ungenügend. Doc nahm 
jie den Bilchöfen nicht jede Hoffnung ?. Der Erzbiichof von 
München-Freifing richtete deshalb am 16. Auguft 1853 eine 
Vorftellung ? an den König, in welcher ‚blos die durch den deut: 
lichſten Wortlaut des Concordates feierlich verheißene Freiheit in 
der Leitung, dem Unterricht und der Verwaltung der Semina: 
vien, und vor allem die freie Anftellung der Vorſtände und Pro— 
fefforen derſelben, reſp. der damit verbundenen Lehrftellen begehrt‘, 
dagegen der ‚Staatsregierung fein Kreuzer neuer Leiſtungen 
angeſonnen, und nur um die Ueberlaſſung einiger Gebäulichkeiten 

Siehe die Eingabe der Biſchöfe an den König vom 15. Mat 1853 in 
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gebeten wird‘. Um jeinen Bitten mehr Nachdruck zu geben, hebt 
der Erzbiichof noch einmal die ganze Bedeutung diefer ‚eriten und 
ernftejten Lebensfrage der Kirche hervor und weiſt namentlich 
darauf hin, daß e8 ſich ‚um das Leben und Gedeihen der Heils- 
anftalt Gottes‘, aber nicht minder auch um ‚das Heil des Staa- 
tes‘ handle. Würdevoll jchließt das Schreiben mit den Worten: 
Mit Freimuth muß ich Ew. Kal. Majeltät aber auch erklären, 
daß wenn meine ehrfurchtsvollen Bitten für das Beſte meiner 
Erzdidcefe unerhört bleiben, die ganze ſchwere Verantwortung vor 
dem ewigen Richter auf jene fallen würde, welche dem wahren 
Wohle Ew. Kal. Majeität und Bayerns entgegen arbeitend die 
gerechte Befriedigung der firchlichen Bedürfnifie in Bayern zu 
hindern bemüht wären.‘ Gin beigefügtes Bromemoria weit im 
Einzelnen nach, wie auf die leichtefte Art und Weile die geitell- 
ten Forderungen erfüllt werden fünnten. 

Da feine Antwort von Seiten der Regierung erfolgte, er— 
neuerte Reiſach mit Bezug auf die inzwiſchen erſchienene Mini— 
iterialverordnung ! vom 9. Oftober 1854, welche eine Rückſicht- 
nahme auf VBorjchläge wegen Erweiterung der Seminarien, veip. 
Errichtung von Knabenſeminarien verſprach, am 12. März 1855 
jein Gefuch ? und woiderlegte zugleich einige Bedenken und Eins 
wände, die gegen dasjelbe erhoben werden fünnten. 

Die Hoffnung des Erzbiichofes, jeine Bemühungen endlich 
mit Erfolg gefrönt zu ſehen, ging leider nicht in Erfüllung, und 
jeine Berufung in das Gardinalscollegium ? hinderte ihn, weitere 
Schritte in diefer Sache zu thun. An. 26. Januar 1857 wandte 
ih fein Nachfolger, Gregorius Scherr, in einer neuen Ein: 
gabe * an den König Mar Il. Er wiederholt darin im Wejent- 
lichen die Anträge ſeines Vorgängers. Als Antwort erfolgte 
die Miniftertalentichließung ? vom 18. Mai 1858. Diejelbe macht 
einige kleine Zugeſtändniſſe, verhält jich aber in der Hauptjache 


! Vering, Bd. 8, ©. 430 ff. 

? Vering, Bd 8, ©. 447. 

’ Siehe oben ©. 97 ff. 

* Sie fteht Bering, Bd. 8, ©. 448 ff. 

5 Mitgetheilt in Vering, Bd. 8, ©. 451f. 
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ablehnend. Die Regierung ging ‚auf die beantragte Vereinigung 
der Lateinischen Schule und des Gymnaſiums zu Freiſing mit 
dem dortigen Knabenſeminare, jowie auf Wereinigung des Ly— 
ceums mit dem Klerikalſeminare daſelbſt nicht ein‘, behält ‚das 
Bejegungsrecht bezüglich jämmtlicher Lehr: und Vorftandsitellen‘ 
an der Studienanftalt und ‚die Ernennung der Vorſtände des 
Knabenjeminars‘ dem Könige vor und wollte dem Erzbiichofe mur 
‚die Leitung und Beauffichtigung des Knaben: und Klerikalſemi— 
nars zu YFreiling‘ zugeitehen. 

Aus diefem Schreiben konnte Erzbiſchof Schere eriehen, daß 
die Regierung zur Erfüllung des Art. 5 des Concordates nichts 
thun wollte. Er gab deshalb dem Antrage Windiihmanns, wel: 
cher in jeinem meijterhaften Referate ! die ganze Frage nocd ein: 
mal gründlich erörterte, jeine Zuftimmung und jtellte in einem 
Schreiben ? vom 4. uni der Regierung die Verweigerung der 
bisher zum Unterhalte der theologijchen Section geleifteten Sub- 
idien in Ausjicht, wenn der Staat auf die berechtigten Forde— 
rungen der Kirche nicht eingehen wolle. Mit diefer Antwort war 
der heilige Stuhl vollfommen eimverjtanden ”. Doch wurden die 
fichlichen Beiträge noch im Jahre 1862 entrichtet. Das Ende 
aller Verhandlungen und Bemühungen der beiden Erzbijchöfe war 
die Trennung des Lyceums vom Seminar. Erſteres wurde unter 
die ausichließliche Jurisdiction des Staates geitellt, das Seminar 
fam unter die Verwaltung des Erzbiichofes. 


Mehr Erfolg Hatten die Bemühungen Reiſachs als Biſchoſ 
von Eichftätt. Dort beitand bis zur Säcularifation ein Seminar 
nach der Form des Concils von Trient mit hinreichenden Eins 





Es ift abgedruckt in Vering, Bd. 8, ©. 452 If. 
"Aa. D, ©. 458 ff. 

3 Der damalige Nuntius in Münden, Erzbiſchof Chigi, ihrieb am 
29. Zuli 1858 im Auftrage des Papites an Erzbiſchof Scherr: Sanctitatem 
suam summopere probasse eodemque tempore invenisse prudentem et 
dignitate confectam eam responsionem, quam Tu regio Cultuum Mini- 
sterio de Seminarii negotio remitti curasti, 
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fünften . Die Dayerifche Regierung, welcher das Bisthum zu— 
gefallen war, hob ſogleich das Seminar auf und 30g deſſen Ein- 
fünfte gegen die Beſtimmungen des Neichsreceifes ein. Die Diö— 
ceſe mußte der jo nothwendigen Studienanftalten entbehren, bis 
Graf Reiſach den Hirtenftab des hl. Willibaldus ergriff. Eine 
jeiner erjten Hirtenjorgen war die Wiederheritellung einer den 
Vorſchriften der Kirche entiprechenden Lehranftalt. Es war diejes 
fein leichtes Unternehmen. Zwei große Hindernifje ftellten ſich 
der Ausführung feines Planes entgegen: der Widerjpruch von 
Seiten der Negierung und der Mangel an Mitteln zur Suftenta- 
tion der Anftalt und ihrer Profeſſoren. Der eifrige Biſchof über- 
wand beide Schwierigfeiten?. Der ihn damals jehr gewogene Kö— 
nig Yudwig I. gab dem Vorſchlag desfelben, das Klerikalſeminar 
in der Weiſe zu erweitern, daß es ‚ganz nach dem Geifte und 
den Vorichriften der Kirche eingerichtet wäre‘, die Zultimmung 
‚unter gehöriger Sicheritellung, daß nicht Knaben, einmal im 
Seminarium puerorum jetend, wider Willen zum  geiftlichen 
Stande gezwungen würden‘. Die Opferwilligfeit de3 Klerus und 
des Volkes gewährte dem Oberhirten auch die materiellen Mittel, 
um den freilich jehr beicheidenen Anfprüchen zu genügen. Die 
Herausgabe der vom Staate eingezogenen Einkünfte des alten 
Seminars verlangte Reiſach noch nicht, weil an dieſer Forderung 
jein ganzer Plan gejcheitert wäre. Im November 1838 fonnten 
die erjten Zöglinge aufgenommen werden. Es waren 20 Sina: 
ben, welche die Lateinſchule befuchten, und 3 Alumnen, die ihre 
theologischen Studien bereit3 vollendet hatten ?. Cine eigene theo- 
(ogiiche Lehranftalt fehlte noch. Im Jahre 1841 jtellte Biſchof 
Reiſach an die Negierung das Erjuchen, eine Studienanftalt zu 
gründen und zu dotiren. Als letztere hierauf aus finanztellen 
Gründen nicht einging, wandte er fi) am 17. Januar 1843 an 
König Ludwig I. mit dem Anerbieten, aus kirchlichen Mitteln 
eine Studienanftalt zu gründen, wenn diejelbe mit dem Seminar 


‘ Hollwed, Das bijhöfl. Seminar, ©. 78 ff. 
° Hollwed, ©..11. 
"Hollwed, © 
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verbunden, der Jurisdiction des Bilchofes unterstellt und als 
öffentliche Anftalt anerkannt würde. Am 14. Juni erfolgte die 
föniglihe Genehmigung. Dagegen gelang es Reiſach nicht, auch 
für die Ertheilung der Gymnaſialfächer eine bejondere Anstalt zu 
gründen und mit dem Seminar zu verbinden. Die Zöglinge 
müſſen deshalb das Staatsgymnaſium bejuchen. 

Das Eichitätter Seminar, deifen hohe Bedeutung Kirchen: 
fürften und Gelehrte anerfannten, hatte im Laufe der Zeit mit 
manden Schwierigfeiten zu fämpfen, unter welchen die ungenü- 
gende Dotation der Anftalt nicht die geringite ift. Die Be: 
mühungen des biichöflichen Ordinartates, die früheren Güter und 
Einkünfte des Seminars von der Regierung zurück zu erhalten, 
waren nur zum geringen Theile von Erfolg gefrönt!, und auch 
das Anerbieten des Staates, die Bejoldung der Lycealprofelloren 
zu übernehmen, rejp. einen Zuſchuß von 7000 Gulden zu ges 
währen, wenn ihm deren Anftellung und die Leitung des Lyceums 
zuerfannt werde, fonnte von der bijchöflichen Behörde nicht ange: 
nommen werden, weil dadurch der firchliche Character jener An: 
italt wejentlich verändert worden wäre ?. 


Zwanzigites Kapitel. 


Fortfegung. Verſuch des Bijhofes Weis von Speyer, eine ähnliche Anjtalt zu gründen. 
Gewaltjames Einjhreiten der Regierung. Verhalten des Klerus und Volles. Notenwechſel 
zwifhen Rom und Münden. Seminarien oder theologiihe Yacultäten. Die geſchichtliche 
Entwickelung. Das Decret des Concils von Trient. Zwed desſelben. Anführung und Be- 
leuchtung verſchiedener Anfihten über Seminarien und theologiſche Facultäten. 


Große Aufmerkjamfeit erregte das Benehmen der bayerischen 
Regierung in der Speyerer Seminariumsfrage. Schon ſeit Jah— 
ren hatte man in der Diöceſe Speyer den Mangel einer theolo— 
giſchen Lehranſtalt gefühlt; aber die zwiſchen der biſchöflichen Be— 
hörde und dem Staatsminiſterium gepflogenen Verhandlungen 
waren erfolglos geblieben. Die Theologen mußten in Ermange— 

Hollweck, ©. 82. 

? Siehe Vering, Archiv, Bd. 13, ©. 107. 

Brück-Kißling, Geich. d. fath. Kirche im 19. Jahrh. III, 2. Aufl. 25 
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lung einer Didcefananjtalt die Univerfitäten Würzburg oder Mün- 
chen bejuchen, um fich die für ihren Beruf nothwendigen Kennt: 
niffe anzueignen. Um diefem Mißſtande ein Ende zu machen, 
griff Bilchof Nicolaus v. Weis den Plan! feines Vorgängers 
v. Geiſſel, eine theologische Lehranftalt in Speyer zu errichten, 
wieder auf. Er war hiezu nad Art. 5 des Goncordates voll: 
fommen berechtigt, und durfte um jo mehr auf die Zuftimmung 
und Unterftüßung der bayeriſchen Negterung zählen, als dieje die 
Nothwendigkeit einer ſolchen Anftalt für Speyer durchaus nicht in 
Abrede jtellte. Der Bilchof wandte ſich deshalb am 4. April 1862 
in einer wohlbegründeten Borjtellung ? betreffs Genehmigung der 
Errichtung einer theologischen Lehranſtalt und pecuniäre Unter- 
ftüßung derjelben an König Mar Il. und wiederholte, als dieje 
unbeantwortet blieb, jein Gelfuch am 16. Januar 1863. Wieder 
verging ein ganzes Jahr, ohne daß er einer Antwort gewürdigt 
ward. Biſchof Weis richtete deshalb am 24. Mat 1864 eine 
neue Eingabe an König Yudwig II. in welder er noch einmal 
jein Bittgejuch eingehend begründete. Damit verband er die Er- 
flärung, daß er mit Beginn des Winterſemeſters jeine theologiiche 
Lehranstalt eröffnen werde, und bezeichnete zugleich die Lehrer, 
welche an derſelben wirken jollten. Bier Tage }päter wandte er 
ih an den Gultusminifter von Zwehl?, deſſen Vermittelung er 
in dieſer Sache anrief. Der Minifter hob in feiner Erwiederung 
vom 13. Juli hervor, da die Errichtung einer theologischen Lehr: 
anftalt durch den Bilchof ‚den Beltimmungen der zweiten Ver: 
afjungsbeilage * widerftreite‘, und deshalb ‚zu befürchten jei, daß 
Se. Majeftät . . . feinen in diefer Anſtalt gebildeten Prieſter je— 
mals in ein Kicchenamt eintreten laſſe, deſſen Verleihung oder 
Betätigung vom Staate abhänge. Dieſem ‚beflagenswerthen 
Gonflicte‘, fügt v. Zwehl bei, ‚könne wohl leicht vorgebeugt wer- 
den‘, wenn der Biſchof ‚mur nachträglich in irgend einer Weiſe 


' Siehe Bd. 2°, ©. 430. 
’ Nemling, Biſch. Weis I, ©. 302. Siehe bejonders die gut orien— 
tirten Artikel im Mainzer Sournal, Jahrg. 1864, Nr. 265 ff. 
’ Siehe ©. 98f. 
* Des ſ. g. II. Edictes. 
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die landesherrliche Genehmigung dieſer Lehranitalt zu beantragen‘ 
ſich entſchlöſſe. 

Auf dieſes ‚vertrauliche Schreiben‘ des Cultusminiſters ant- 
wortete Biſchof Weis nach vorausgegangener Beſprechung mit ſei— 
nen Mitbiichöfen am 27. Juli. Er betheuert mit Berufung au 
jene bisherige Amtsführung, daß er weit davon entfernt sei, 
einen Conflict mit der Staatsgewalt hervorrufen zu wollen, ent- 
fräftet die Berufung auf die zweite DVerfaffungsbeilage, beion- 
ders durch die von König Marimilian gegebene Erklärung von 
8. April 1852, und jchließt hieran die Bitte, daß entweder die 
füntglide Genehmigung ‚der Erweiterung des biichöflichen Semi- 
mars ausgeiprochen werde, oder daß man ihn ftillichweigend ge— 
währen laſſe;. 

Noch ehe eine offictelle Entjcheidung auf die Eingabe des 
Biſchofes vom 24. Mat erfolgt war, hatte Herr v. Zwehl das 
Cultusminiſterium an Seren dv. Koch abtreten müſſen. Don 
ihm it das NRejeript vom 17. Auguſt unterzeichnet, welches die 
projectirte Errichtung einer theologischen Lehranſtalt als ‚ein den 
Verordnungen‘, nach welchen die Gandidaten für den geiftlichen 
Stand ihre Borbildung in den theologiihen Wiſſenſchaften ledig: 
ih in den Föniglichen Lyceen und Univerfitäten zu nehmen 
hätten, ‚widerjprechendes, unter jeder Vorausſetzung unftatthaftes 
Unternehmen‘ bezeichnet und die erbetene Genehmigung verjagt‘ '. 

Die hieran ſich knüpfenden Verhandlungen zwijchen Biſchof 
und Minifterium waren fruchtlos. Die bayerifche Regierung 
wollte ihr falſches Princip, daß ‚der Unterricht in der Theologie 
nur an den hiefür errichteten öffentlichen Anftalten des Staates 
gelehrt werden dürfe‘, nicht aufgeben, jondern nur etwas modi: 
ficiren, und der kirchliche Oberhirt, welchem der Papſt die Pflicht 
der Errichtung eines Seminars nad) Vorſchrift des Concils von 





ı Nemling 1, ©. 305. Das Recht der Kirche in der Speyerer Semi: 
narfrage, ©. 7. Bemerfenswerth tit, daß diejelbe Regierung die von dem 
jüdiſchen Bezirksrabbiner in Würzburg Seligmann=-Bärbamberger errichtete 
israelitiiche Lehrerbildungsanitalt als Erſatz für den Schulſeminar-Unterricht 
erflärte und das Inſtitut empfahl. (Münchener Volksbote vom 26. Nov. 
1864 f. Das Recht der Kirche, ©. 6.) 
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Trient neu eingejchärft hatte !, fonnte und wollte das ihm zu- 
jtehende Recht der Oberleitung der Anjtalten zur Ausbildung des 
Klerus, insbefondere das Recht der Anftellung der Profefloren, 
nicht preisgeben. 

Nachdem die Berhandlungen fich zerichlagen hatten, jchritt 
der Biſchof zur That. Vorerſt follte nur ein Curſus der Theo- 
(ogie eröffnet werden. Am 31. Oftober 1864 trafen die hiefür 
beftimmten ſechs Gandidaten im Seminar ein. Kaum war dies 
befannt geworden, jo erjchten am 2. November der Bolizeicom- 
miffär im Seminar und theilte dem Regens, Domcapitular La: 
foret, den gemejjenen Befehl des königlichen Bezirfsamtes zu 
Speyer mit, ‚die theologische Anftalt längftens binnen zwei Tagen 
wieder zu ſchließen‘ und die ‚Jechs Studirenden wieder zu ent= 
laſſen, widrigenfalls die Schließung fraglicher Lehranftalt von 
Bolizei wegen vollzogen und die Ausweifung der auswärts hei= 
mathberechtigten, ohne erlaubten Zweck in der Stadt Speyer fich 
aufhaltenden Studirenden verfügt werden müßte*. 

Das Auftreten des Biſchofs von Speyer hatte die volle Billi- 
gung des heiligen Stuhles gefunden?. Am 3. November prote- 
ſtirte Biſchoff Weis gegen die angedrohte gewaltſame Schließung 
feiner theologiichen Anftalt und wurde hierin durch den Nuntius 
Sonella in München Fräftig unterftüßt. Auch die Gejandten 
von Deiterreich und Frankreich) warnten die Regierung vor An— 
wendung von Gewaltmaßregeln ?. Dieſes Auftreten hatte wenig- 
jtens die Wirkung, daß der Cultusminiſter dem Regierungspräſi— 
denten der Aheinpfalz die Weiſung zugehen ließ, vorerjt von einem 
gewaltfamen Vorgehen Abjtand zu nehmen. Dagegen jolle er 
dem Bilchofe ‚durch einen königlichen Commiſſär mitteljt ſchrift— 
lichen Befehles eröffnen laſſen, daß die fragliche Anſtalt Für ges 
Ichloflen erklärt werde und darin nicht gelehrt werden dürfe; im 
Falle aber ‚dieſe Anordnung nicht befolgt werde, bleibe unter 
allen Umständen fünftig den darin gebildeten Theologen der lan— 


'NRemling I ©. 307. 
»Remling I, Z. 312 und 320. 
"NRemling Il, ©. 312. 
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desherrliche Zijchtitel verjagt und der Zutritt zu Pfarreien des 
landesherrlichen Patronates verichlofien‘. Zugleich) wurden ‚wei: 
tere Maßnahmen vorbehalten‘. 

Nochmals wandte jih am 7. November Biſchof Weis, wel- 
hem der Nuntius Fräftige Unterftüßung von Seiten des Papites 
zugefagt hatte, an König Ludwig II. und an das Staatömini- 
ſterium. Er protejtirte gegen alle Gewaltacte, vertheidigte ſein 
gutes Recht und bat den Monarchen um die Zurücnahme des 
Minifterialerlafies vom 3. November. Gin fünigliches Schreiben 
vom 8. November !, abgefaßt, ehe die Eingabe vom Tage vorher 
an ihre Adreſſe gelangt jein fonnte, war geeignet, in dem Biſchofe 
die Hoffnung einer DVerftändigung zu weden; aber ſchon am 
22, November erklärte das Ministerium demjelben, daß jenen 
Proteften und Bitten feine Folge gegeben werden fünne, und daß 
die Negierung ‚genöthigt und entichlofien‘ jei, ‚ven Vollzug der 
verfügten Schließung der theologiichen Lehranitalt eintreten zu 
laden‘. 

Gegen diefe Verfügung legte Biſchof Weis am 25. Novem- 
ber Proteft ein; aber ſchon am 26. desjelben Monats eröffnete 
der Volizeicommiffär von Speyer dem Negens, dab die Regierung 
die Schliegung der theologiichen Anftalt verfügt habe, und daß 
die Fortſetzung derjelben die unfehlbare polizeiliche Ausweiſung 
der Zöglinge nad) ſich ziehen werde. Als Endtermin wurde der 
28. November feſtgeſetzt. Der Bischof wich nun der Gewalt. Am 
Abend des 27. November erfolgte die Schließung der Anſtalt. 


Die ſechs Zöglinge bezogen die Univerſität Würzburg. Der Nun— 


tius wurde von dieſem Vorfalle alsbald in Kenntniß geſetzt. An 
den apoſtoliſchen Stuhl richtete der kirchliche O berhirte unter Vor— 
lage aller Acten die Bitte um weitere Verhaltungsmaßregeln. 
Der Conflict des Biſchofes von Speyer mit der Regierung 
wegen der Errichtung einer theologiſchen Lehranftalt gewann eine 
größere Ausdehnung. Der Kampf war in eriter Linie ein Prin- 
cipienfampf. Es handelte jih darum, ob die katholiſche Kirche 
das Recht habe, ihren Klerus ſelbſt heranzubilden, oder ob hiezu 


Es ſteht Remling I, ©. 319. 
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nur der vielfach nicht Fatholiiche und indifferente Staat befugt 
jet. Diele Grundſätze wurden in Brojchüren und Zeitungsartifeln 
eingehend erörtert. Die unfirchliche jowie die regierungsfreund— 
liche Preſſe ergriff natürlich in officiöfen und nichtoffictöfen Ar: 
tifeln die Partei des Staates !; die Fatholiichen Tagesblätter und 
Zeitichriften dagegen führten mit großer Gewandtheit und Sad): 
fenntnig die Bertheidigung der Berechtigung der Kirche auf theo- 
logiſche Lehranftalten. 

Der Klerus und das fatholiiche Volk empfanden ſchmerzlich 
das rechtswidrige Benehmen der bayerifchen Staatsmänner. Am 
6. Dezember 1864 überreichte die Geiftlichfeit der Diöceſe ihrem 
Oberhirten eine Adreſſe, in welcher fie ihrem Schmerze und ihrer 
Entrüftung über die Beeinträchtigung der Lehrfreiheit der Kirche 
Ausdrud? gibt. Mus anderen bayeriihen und außerbayerifchen 
Bisthümern liefen ebenfalls Adrefjen ? in Speyer ein, deren Un— 
terzeichner dem edlen Kirchenoberen wegen jeines entjchtedenen und 
Itandhaften Eintretens für die Rechte der Kirche ihre Anerfen- 
nung zollen und zugleic) ihren Abjcheu über die Rückſichtsloſigkeit, 
mit welcher die bayerifche Negterung denjelben behandelte, aus- 
Iprechen. 

Mit Klerus und Bolt vereinigte ſich auch ein Theil des 
deutſchen Episcopates. Insbeſondere traten die Biſchöfe Bayerns, 
welche jich gegen Ende Dezember 1864 in einer Collectiveingabe 
an den König wandten !, mannhaft für das Recht der Kirche ein. 
Sie erklären, ‚daß ſie vollfommen mit dem Verfahren des Bi- 
ſchofes von Speyer einverjtanden jeien‘, und legen gegen die in 
Bezug auf die Speyerer Seminariumsfrage vom ‚Staatsmintfte: 
rium fejtgehaltenen Grundjäße und nicht minder gegen Die ge= 


' Auch Döllinger betheiligte fi an der Agitation gegen das Seminar 
in Speyer; vd. Friedrid,a. a. ©. III, 895 ff.; Michael, Döllinger”, ©. 33. 

? Sie jteht: Das Recht der Kirche, ©. 10. Siehe auch Nemling |, 
©. 322 ff. 

’ Nemling I, ©. 324 ff. und 438. Brüd, 4. F. Lennig, S. 276. 
Siehe auch Verhandlungen der Katholifenverfammlung zu Trier 1865, 
S. 251 ff. 

' Sie jteht Nemling IL ©. 429 ff. 
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waltſame Schliegung jener Anjtalt‘ Verwahrung ein. Sie bitten 
ihließlich den König, er möge ‚diejes, weder ſtaatsrechtlich noch 
firchenrechtlih zu begründende Verbot‘ zurücdnehmen oder ‚für 
unverweilte Austragung der jtreitigen Frage mit dem heiligen 
Stuhle Sorge tragen. Sie fügen noch hinzu, daß fie 
den Bapit ‚um Verhaltungsmaßregeln, wie es ihnen die Pflicht 
gebiete, angegangen hätten‘. In der betreffenden Eingabe ! hatten 
die Biſchöfe den heiligen Water erſucht, ev möge jorgen, daß 
das der Kirche inhärtrende und durch das Concordat gewährleiitete, 
bisher aber noch immer vorenthaltene Necht bezüglich der Er- 
richtung und Leitung theologiicher Lehranftalten zurücgegeben, und 
der Biſchof von Speyer nicht gehindert werde, eine jolche An: 
italt zu gründen und zu leiten. 

Die Colfectiveingabe der Biſchöfe wurde am 30. Dezember 
1864 dem Könige überreiht. Am 25. Februar 1865 erfolgte 
im Auftrage des Königs die Antwort ? durch den Cultusminiſter 
v. Koch. Diejelbe ift in mehrfacher Hinficht intereffant. Kerr 
v. Koch bezeichnet das gemeinichaftliche Auftreten der kirchlichen 
Oberhirten ‚als unzuläffig und der ftaatsrechtlihen Grundlage 
entbehrend‘ und das Schreiben, ‚abgejehen von diejer formellen 
Unftatthaftigfeit‘, als jeinem Inhalte nach auf falſchen Unterlagen 
beruhend, indem die angeführten Thatſachen nicht richtig ſeien. Er 
gibt unter Abweijung ‚der Austragung der ftreitigen Frage‘ durd) 
Verhandlungen mit Rom die Erklärung ab, daß ‚bei der Semi— 
narfrage in Speyer zunächſt nicht die Nechtöfrage, vielmehr das 
thatfächliche Vorgehen des hochwürdigen Herrn Biſchofes, welches, 
unvereinbar mit der Rechtsordnung des Staates, überdies ge— 
eignet geweſen wäre, durch das Mittel der vollendeten Thatſachen 
die vertragsmäßige Ausgleichung der ſtreitigen Rechtsfrage ſelbſt 
zu erſchweren oder gänzlich zu vereiteln, auf das Verfahren ber 
königlichen Staatsregierung beitimmend eingewirft habe. Die 
minifterielle Erwiderung fand eine vortreffliche Kritit ? von beru— 


ı Abgedrucdt in Nemling, S. 431 ff. — 
3 Die Antwort ſteht im Mainzer Jounral, Jahrg. 1865, Nr. 52, 
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fener Feder, und Biſchof Weis jeßte ihr in einer Denkſchrift am 
9. März 1865 eine gründliche Darlegung der Sachlage und eine 
nochmalige eingehende Erörterung der Nechtsgrundfäße entgegen !. 
Diefe Denkſchrift theilte er jogleich jeinen Weitbiichöfen und dem 
Nuntius in München init. Der Oberhirt erhielt in der Folge 
ermunternde Schreiben des heiligen Vaters und viele Zufchriften von 
Seiten hochgejtellter Geiftlihen und Laien. Am 23. März 1865 
erichten auch die Antwort des Papſtes auf die Eollectivadrejje der 
bayerischen Bilchöfe, denen er für ihr muthiges Auftreten hohes 
Lob |pendet ?. 

Die bayerifche Regierung konnte die Nothwendigfeit einer 
theologischen Lehranstalt für Speyer nicht in Abrede ftellen, wollte 
aber zu ihrer Errichtung nur unter Bedingungen mitwirken, auf 
welche der Biſchof nicht eingehen fonnte. An diefen Klippen 
waren alle bisherigen Verhandlungen gejcheitert. Auch das neue 
Anerbieten des Staatsminiteriums, eine ‚theologijche Section am 
füniglichen Lyceum in Speyer zu errichten, war nicht annehmbar, 
weil die Regierung die Oberleitung beanjpruchte. Biſchof Weis 
ertheilte deshalb der Negterung die erbetenen Aufichlüffe, fügte 
aber die Erklärung bei, daß er im Vereine mit feinen Mitbiſchö— 
fen dem Papſte dieſe wichtige Trage zur Enticheidung vorgelegt 
und die Weiſung erhalten habe, ſich in keinerlei Berhandlungen 
über die Errichtung einer theologischen Section am föniglichen 
Lyceum einzulaſſen. 

Der heilige Stuhl nahm ſich nunmehr der Sache an. Am 
18. März 1865 wurde dem bayeriſchen Geſandten in Nom, Frei— 
herrn dv. Berger, eine Denkſchrift überreicht, in welcher mit Be: 
zug auf Artikel 5 des Concordates das Verfahren des Bijchofes 
von Speyer als vollfommen berechtigt und die von der Regierung 
dagegen erhobenen Beſchwerden als unbegründet erwiejen werden. 
Erſt im Dezember erfolgte die Rückantwort des Gejandten. Die 
Kriegsereignilie des Jahres 1866 führten neue Berzögerungen 
herbei. Anch die folgenden Jahre brachten feine Klärung in diejer 
Sade, die bis zur Stunde einer endgiltigen Löſung harrt. 

"NRemling I ©. 326 J. 

° Sie fteht Remling I, ©. 433 ff. 
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Auf die überaus wichtige und jo tief ins Leben einichneidende 
Frage, ob der Kirche oder dem Staate die Ausbildung der ka— 
tholiihen Theologen zuſtehe und ob hiefür mehr die Lehranitalten 
an den bijchöflichen Seminarien, oder die theologiihen Facultäten 
an den Staatsuniverjitäten beſſer geeignet jeien, läßt ſich mur 
dann die richtige Antwort geben, wenn man die Nechtsfrage umd 
die geichichtliche Entwidelung näher ins Auge faßt. 

Unleugbar gebührt der katholiſchen Kirche jchon als einer 
großen, an ſich vollfommenen, über die ganze Welt verbreiteten 
und alle Völker umfaſſenden Gejellichaft das Recht, ihre Angelegen- 
heiten ohne Einmiſchung einer anderen Macht zu ordnen, und 
aljo auch ihren Klerus zu jeinem hohen Amte vorzubereiten. Noch) 
viel mehr aber fann fie diejes Recht Fraft ihres göttlichen Ur— 
iprunges umd der ihr von Chriſtus jelbit verliehenen Selbititän: 
digkeit und Autorität in Anfpruch nehmen. Dem Staat als 
ſolchem steht nicht das Recht zu, ich in dieſe inneren Angelegen— 
heiten der. Kirche einzumifchen, er hat vielmehr nad) feiner Be— 
ſtimmung nur Macht und Pflicht, diejelbe in der Ausübung ihrer 
hohen Miſſion zu ſchützen und zu unterjtügen, aber in dev Weile, 
daß dieje Unterftügung nie in eine Bevormundung und eine Bes 
herrſchung der Kirche ausartet. 

Was fi aus den einfachen und umbejtrittenen Rechtsprin— 
cipien mit logiſcher Conſequenz ergibt, hat eine faſt zweitaujend- 
jährige geſchichtliche Entwickelung! bekräftigt. Yon den erjten 
Zeiten ihres Beitehens an hat die Kirche die Ausbildung ihrer 
Geiftlichen als das nur ihr allein zuftehende Recht in Anſpruch ge: 
nommen. Sie hat theologiiche Lehranitalten errichtet und ge: 
feitet umd über die Würdigfeit der Candidaten des Prieſterthums 
entichieden. An diefem Zuftande wurde durch die chriſtlich-römi— 
ihen Kaifer nichts geändert. Noch weniger war dies im Mittel: 
alter der Fall, wo die kirchlichen Organe, in erſter Linie die 
Biichöfe, die Oberaufficht über alle wiſſenſchaftlichen Anftalten, 
von den Klofter- und Domjchulen angefangen bis zu den im 
elften Jahrhundert entftandenen Umiverfitäten, führten, und nicht 


' Themiftor?, Die Bildung, S. 24 ff. Theiner, Geſchichte, S. 2 fl. 
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allein die philoſophiſchen und theologischen, jondern auch die übri- 
gen Lehrfächer ihrer Controle unterjtanden. Selbſt der große 
Abfall im 16. Jahrhundert führte bezüglich der Stellung der 
Kirche zu den höheren fatholifchen und ſpeciell zu den theologiſchen 
Lehranftalten feine wejentliche Veränderung herbei. 

Während des Mittelalters machten die Candidaten der Theo: 
logie ihre Studien entweder an den hiefür beftimmten firchlichen 
Vehranftalten, oder jte bezogen zu dieſem Zwecke die neu entitan- 
denen Univerfitäten. Erſteres war jedoch mehr der Yall, da an 
vielen Untverjitäten die theologiichen Willenjchaften gar nicht !, an 
anderen aber ın einer Wertläufigkert und Ausdehnung vorgetragen 
wurden, daß das Studium derjelben zu lange Zeit in Anſpruch 
nahm. Für die wiljenjchaftliche Ausbildung der künftigen Seel: 
ſorger eigneten ſich darum die eriteren Lehranitalten beſſer als die 
Univerfitäten, deren Beſuch außerdem vielen Jünglingen wegen 
Mangel an Mitteln nicht möglich war. Auch das an den Uni: 
verlitäten herrſchende fretere, oft ungezügelte Leben der Studenten 
und die den jungen unertahrenen Leuten hier drohenden veligids- 
jittlichen Gefahren wurden von einfichtsvollen Männern nicht ver- 
fannt. Um folchen Gefahren vorzubeugen und um auch Unbemit- 
telten das Studium an den Hochſchulen zu ermöglichen, waren 
nach dem Muſter der Univerfität von Paris verjchtedene Colle— 
gten ? mit denjelben verbunden, worin ärmere Studenten Auf: 
nahme fanden und unter der Leitung und Aufficht bewährter Vor: 
iteher den Studien und den Werfen der YFrömmigfeit ? oblagen. 
Sie waren Pflanzſtätten (Seminaria), aus welchen die Fünftigen 
Prieſter hervorgingen. 


Nah Denifle, Gejhichte der Univerj. im Mittelalter I, ©. 71f. 
war unter 46 Univerfitäten bis 1400 an ungefähr 28 bei deren Gründung 
die Theologie geradezu ausgeſchloſſen. Siehe auch Theiner, ©. 39 ff. 

° Siehe Chilianeum. Neue Folge, Bd. 1, ©. 44. Themiitor‘, 
©.-5lff. 

” Thomassin, Vetus et nova Ecel. disciplina, pars 1, libr. II, c. 102, 
n. 1: Nemo nescit, collegia et scholas universitatis ea plerumque lege 
constringi ab ipsa fundatione sua, ut officia ibi divina decantentur, assi- 
gnata ea proventuum mediocritate, quae satis sit sustentandis pauperi- 


nad den Tridentinum. 39: 


Der wiſſenſchaftliche und jittliche Verfall, welcher ſchon vor, 
noch mehr aber nach dem großen Abfall des 16. Jahrhunderts 
unter dem Klerus eingeriffen war und der Empörung Luthers 
u. U. gegen die Kirche Fräftigen Vorſchub leiſtete, veranlaßte die 
Väter des Concils von Trient !, der religiös-wiſſenſchaftlichen Aus- 
bildung der fünftigen Diener des Heiligthums eine ganz vorzüg: 
liche Sorgfalt zuzuwenden. Site verordneten deshalb, ‚dar alle 
Kathedral-, Metropolitan und noc höhere Kirchen gehalten jeien, 
nad) Maßgabe ihres Vermögens und nad) dem Umfange der 
Didceje, eine gewiſſe Zahl von Knaben aus ihrer Stadt und 
Diöcefe, oder wenn ſie da nicht gefunden werden, aus ihrer Pro— 
pinz, in einem Golleg, welches in der Nähe diejer Kirche oder au 
einem amderen jchiefiichen Orte von dem Biſchofe zu errichten jet, 
zu ernähren, religiös zu erziehen, umd in den kirchlichen Willen: 
ihaften zu unterrichten‘. Vornehmlich ſollen ‚die Söhne der 
Armen‘ in jene Anftalten aufgenommen werden, jedod) auch ‚die 
Reicheren‘ nicht ausgeſchloſſen fein. ‚Dieje Anaben‘ ſollen nad) 
Abjolvirung der Gymnaftalfächer in den philojophiichen und theo- 
logischen Disciplinen weiter ausgebildet und dann als Seeljorger, 
Lehrer der Theologie u. j. mw. verwendet werden. Das Deeret 
enthält genaue Beſtimmungen über die Leitung dieſer Gollegien 
oder Seminarien, über die Hausordnung, die Studien u. ſ. w., 
und verleiht den Biſchöfen ausgedehnte Nechte, den Klerus umd 
die Kirchen zur Gründung und zur Unterhaltung jener Anftalten 
zu befteuern. Wenn aber wegen ‚Armuth der Kirchen‘ in enter 
Didcefe ‚Fein Collegium‘ errichtet werden könne, fo joll der Die 
tropolit mit den zwei älteren Suffraganbiſchöfen Sorge tragen, 
daß an der Metropolitan oder einer anderen gelegeneren Kirche 
der Provinz ein oder mehrere Gollegien, wie fie es joechdienlic) 
erachten, aus den Einfünften zweier oder mehrerer Kirchen, bei 
welchen allein nicht füglich ein Colleg gegründet werden kann, er— 
bus clericis, quorum alternae sint orandı et studendi horae, deliciaeque. 
Hinc facile intelligis, fere fuisse universitates quaedam veluti seminaria, 
ex quibus deligerentur episcopi, ex quibus innumerabiles eleriei ad quae 
vis beneficia pie et religiose administranda. 
! Sess. 23, c. 18 de reforın. 
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richtet werden, um dajelbit die Knaben jener Kirchen zu erziehen. 
Ber Kirchen dagegen, welche umfangreiche Didcefen haben, kann 
der. Biſchof eine oder mehrere Pflauzichulen, wie es ihm dienlic) 
icheint, für feine Diöceſe haben, welche jedoch von jener Einen, die 
in der Stadt errichtet und gegründet tt, in Allem abhängig jein 
jollen‘. 

Wie aus dem Inhalte diefes Decrets erhellt, griff das Con— 
cil von Zrient wieder nad) dem alten bewährten Mittel der 
Gründung von Collegien und erweiterte noch deren Wirffamfeit, 
indem es deren Errichtung wenn möglich in fallen einzelnen Diö— 
cefen anordnete und zugleich gebot, die Knaben ſchon in früheſter 
Jugend im dieſe Anftalten aufzunehmen, damit fie ſich fern vom 
Geräufche und den verführeriichen Lockungen der Welt auf ihren 
hohen Beruf vorbereiten fünnten. 

Durch diefe Vorſchrift wollten die Väter des Concils von 
Irient feineswegs die theologischen Facultäten von den Hochſchulen 
verbannen und damit die theologiichen Studien indireet aufheben; 
fie waren im Gegentheil in Würdigung der großen Bedeutung 
dieſer Studienanftalten für die Kirche bemüht, diejelben durch Er: 
meuerung uud Vermehrung ihrer alten Gerehtiame und Privile- 
gen !, durch Zumeifung materieller Bortheile und durch Aufitel: 
lung tüchtiger PBrofelloren ? zu heben und zu regeneriren. 

Es fand darum auch Niemand in dem Tridentinischen De- 
vet über die ECeminarien einen Angriff auf die theologiihen Fa— 
ultäten, und die Frequenz der Univerfitäten nahm nicht ab. Die 
nämlichen Männer, 3. B. der jelige Betrus Caniſius?, welche 
Damals jo begeiftert für die Errichtung der ſ. g. Knabenſemina— 
vien eintraten, legten nicht minder großen Eifer für die Univer— 
itäten an den Tag. Theologische Lehranftalten in den Semina— 
rien und theologische Facultäten an den Univerfitäten beitanden 


' Cf. Sess. 25, ce. 6 de reform., ec. 9 $ Reliqui; Sess. 5, c. 13 de 
reform. Sess, 14, ec. 5 de reform. Sess, 25, c. 2 de reform. Sess, 22, ce, 2 
«de reform. Sess. 23, ec. 6 de reform, 

” Sess. 5, ec. 1 de reform. 

Rieß, P. Canifius, ©. 81ff. 109 ff. Chilianeum, ©. 444. Wer: 


— 


ner, Geſchichte der kath. Theologie, ©. 3. 
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neben einander. Auch in Rom wurden nicht allein in den ver- 
ſchiedenen theologiichen Gollegien oder Seminarien, fondern auch 
an der Univerfität, der Sapienza, theologiiche Vorlefungen ge: 
halten. Als ein Beiſpiel aus der neuelten Zeit fei angeführt, 
daß Papit Pius IX., der in feiner erſten Encyelifa! vom 9. No- 
vember 1846 die Knabenjeninarien allen Biſchöfen jo eindringlid) 
empfiehlt, in dem Seminarium Pium eine höhere Bildungsanitalt 
für begabtere Theologen aus allen Diöcejen des Kirchenſtaates in 
Nom errichtete. 

Es bejteht daher nach der Natur der Sache und der Auf: 
faflung der Kirche Fein eigentlicher Gegenjat zwiſchen den Lehr— 
anftalten an den Seminarien und den theologischen Facultäten an 
den Univerjitäten, vielmehr sollen fie unter der Leitung und Au: 
torität der Kirche einen und denjelben Zweck verfolgen. Die phi— 
loſophiſchen und die theologischen Vorlefungen an der Univerſität 
oder in den Seminarien müſſen darum unter der Leitung und 
Controle der kirchlichen Oberen ſtehen. Den Bilchöfen muß das 
Recht zuftehen, die Profeſſoren der Theologie zu ernennen, ihnen 
die missio canonica zu ertheilen und die Orthodorte ıhrer Lehren 
zu überwachen, ſowie auch durch eigene Anſchauung ſich von der 
Würdigkeit der Fünftigen Priefter zu überzeugen, reſp. denjelben 
vorzufchreiben, in den hiefür errichteten Gollegien oder Convicten 
unter der Leitung der von der firchlichen Behörde ernannten Vor 
fteher fich für den priefterlichen Stand auszubilden. 


ı Pji IX. Pontif. max. Acta I, 19, Quare Vobis nihil antiquius, nihil 
potius esse debet, quam omni opera, sollertia, industria clericorum Semi- 
naria ex Tridentinorum patrum praeseripto (Trid. Sess. 23, c. 18 de re- 
form.) instituere, si nondum existunt, atque instituta, si opus fuerit, 
amplificare, eaque optimis moderatoribus et magistris instruere, ac inten. 
tissimo studio continenter advigilare, ut inibi juniores eleriei in timore 
Domini, et ecclesiastica disciplina sancte religioseque educentur, et sa- 
eris potissimum scientiis juxta catholicam doctrinam ab omni prorsus 
euiusque erroris periculo alienis, et Ecelesiae traditionibus, et sanctorum 
Patrum scriptis, sacrisque caeremonüs, ritibus sedulo ae penitus EXCO- 
lantur, quo habere possitis navos atque industrios operarios, qui eccle- 
siastico spiritu praediti, ac studiis recte instituti valeant in tempore 
dominieum agrum diligenter excolere, ac strenue proeliari proelia Domini. 
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Wenn in neuerer Zeit der heilige Stuhl in den Concordaten 
nut den weltlichen Regierungen auf der Errichtung von Semina- 
rien nach der Vorjehrift des Concils von Zrient jo ftrenge be- 
itand, und wenn die bedeutenditen fatholiichen Celebritäten ! der 
Neuzeit, Geistliche und Laien, für diefe Anftalten jo kräftig ein- 
traten, jo liegt der Grund hievon feineswegs in einer Oppofition 
von Zeiten der Kirche gegen die katholiſchen Facultäten oder gegen 
die Univerſitäten an fich, jondern in der Umwandlung, welche die 
Hochichulen im Laufe der Zeit in Deutjchland ſeit dem Abfall 
des 16. Jahrhunderts und bejonders nach der Säcularifation hin- 
fichtlich ihrer Stellung und ihrer Einrichtungen erlitten haben ?. 
War die Herabwürdigung der großartigen &orporationen des 
Mittelalters, mit ihren Studirenden aus allen Yändern, in 
Staatöichulen unter der Bevormundung Kleiner und Fleinlicher 
Negierungen, welche ſich jelbjt in Die unbedeutenditen Dinge ein: 
mifchten, dem Anſehen jolcher Inſtitute nicht förderlich, To mußte 
namentlich die durch die Säcularifation erfolgte Aufhebung der 
meilten fatholiichen Univerfitäten Deutichlands ? oder deren Ver— 
ichmelzung mit protejtantischen Hochſchulen zu ſ. g. paritätijchen 
Lehranftalten mit ganz protejtantifchen Anſchauungen und prote- 
ſtantiſchem Uebergewicht die Katholiken noch mehr mit Mißtrauen 
gegen ſolche Anstalten erfüllen. 

Noch weniger aber fonnten die fatholiichen Theologen ihre 
Studien an Hochſchulen machen, die unter protejtantiichen, oder 
wie es in Bayem der Fall war, katholiſchen, aber Firchenfeind: 
lichen Miniftern ftanden, welche ohne dem-Didcefanbijchofe einen 


' &ardinal Diepenbrod jagt in feinem Tejtamente: ‚Als das drin- 
gendite Zeitbedürfniß erfenne ich die Erweiterung des Klerifal-Didcejanjemi: 
nars zu einer den ganzen Curſus der Theologie zunächſt ‚und dann auch ein 
Seminarium puerorum umfaſſenden geijtlichen Erziehungs: und Bildungs: 
anftalt.‘ Er hat feinen Nachfolger ‚dringend gebeten und beauftragt, ſich 
die Verwirklichung diejes Zweckes zur heiligen Aufgabe zumachen‘. Bergl. 
auch das Schreiben Windiſchmanns an Bilchof dv. Ketteler vom 5. Aug. 1851 
in Naich, Briefe Rettelers, ©. 224 T. 

° Siehe die Erklärung des Card. Conſalvi in feiner berühmten Espoſi— 
zione in Brück, Die oberrhein. Kirchenprovinz. ©. 30. 

’ Siehe Bd. 1°, ©. 3. 
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wejentlihen Einfluß zu gewähren, ja oft ohne ihn nur zu hören, 
die Profeſſoren der katholiſchen Theologie anitellten, dieſe der 
Ueberwahung ihres Biſchofs gänzlich entrücdten und offenbar 
heterodore und anrüchige Profeiforen gegen ihren kirchlichen Vor— 
gejegten in Schuß nahmen! Wenn auch jpäter in Folge des 
Eintretens von Seiten des heiligen Stuhles und des vom fatho- 
lichen Volke unterjtügten Episcopates die Verhältniſſe etwas beſſer 
wurden, ſo entbehren immer noch bis zur Stunde die Biichöre 
des ihnen zuftehenden Rechtes bezüglich der theologiihen Faenl— 
täten, deren Mitglieder oft eine eigenthümliche zum Theil geradezu 
feindjelige Stellung ihren kirchlichen Oberen gegenüber einnahmen ?. 
Alle Forderungen des Episcopates, jo einleuchtend und jo jehr be- 
gründet ſie auch find, blieben bis zur Stunde leider unberückſich— 
tigt. Der proteftantiiche oder indifferentiftiiche Staat prätendirt 
die Seranbildung der Fatholiichen Theologen — eine offenbare 
Abſurdität. 


Die Frage, ob die theologiſchen Lehranſtalten an den biſchöf— 
fihen Seminarien, oder die an den Staatsuniverfitäten zur reli— 
giös-wiſſenſchaftlichen Ausbildung fatholiicher Theologen geeigneter 
jeten, ift in neuefter Zeit vielfach Gegenftand von Erörterungen 
geworden. Beide Anfichten fanden Vertreter. Yeider wurde die 
Polemik nicht immer mit jener Ruhe und Objectivität geführt, 
welche die Wichtigfeit der Sache erfordert; vielmehr mußten un 
würdige Verdächtigungen und Schlagworte den Mangel an wirt- 
lichen Gründen erjegen. 

Was die jo oft geltend gemachten wiſſenſchaftlichen Lei— 
ſtungen der Seminarien und der theologiſchen Facultäten betrifft, 
fo Hängen dieſelben in erſter Linie von den Profeſſoren? ab, 

ı Siehe Bd. 2°, ©. 438 ff. Brück, Die oberrh. Kirchenpr., ©. 147 ff. 

? Siehe Pfülf, Geiffel II, ©: 492 ff. 

3 Sehr richtig ihreibt Hettinger, Zimotheus, S. 146: ‚Schafft aus» 
gebildete, jtrebende, begeifterte und begeifternde Lehrer — darauf fommt es 
vor allem an... Es hat Univerfitäten gegeben, an denen bie Vehrer nicht 


viel Gutes Iehrten und die Schüler wenig lernten, und eö gab Heinere Anftal- 
ten, an denen große Männer fehrten und große Männer gebildet wurben. 
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welche an jolchen Anftalten wirken, ſowie von dem eifrigen Stu- 
dium ihrer Zuhörer. Der vielfach gegen die Seminarbildung 
erhobene Einwand, die Zöglinge erhielten feine gründliche wiſſen— 
Ihaftliche Ausbildung ! und verlören durch die ihnen anerzogene 
Holirtheit den jo nothwendigen Einfluß auf die Laien, it unbe- 
gründet. 

Wenn mitunter geltend gemacht wird, ‚daß die Studirenden 
der Theologie an den mit reichen Bibliothefen, großartigen Samm- 
(ungen und Anftalten wie jonjtigen Bildungsmitteln ausgejtatteten 
Hochſchulen Vortheile fänden‘ ?, welche ihnen die Seminarien nicht 
bieten fönnten, jo tt diefe Behauptung, mit Beziehung auf die 
Seminarien in Deutjchland ausgeſprochen, nicht ganz richtig. 
Manche Seminarien befigen jehr werthvolle Bıbliothefen und auch 
andere Bildungsmittel, welche den Docenten und den Zöglingen 
hinreichende Mittel darbtieten, ihre Studien fortzufegen und die— 
jelben eventuell auch auf andere verwandte Gegenſtände auszu— 
dehnen. 

Es joll nicht beftritten werden, daß Die Univerſität den 
Studenten Gelegenheit bietet, außer ihren Berufsitudien, ſich noch 
nit andern woillenjchaftlichen Disciplinen zu beichäftigen und die 
hier einjchlagenden Vorlefungen zu bejuchen, was in einem Semi- 
narium nicht möglicd iſt. Dagegen kann auch nicht in Abrede 
gejtellt werden, daß die weitaus größte Mehrzahl der Studirenden 
jih mit ihrem Fachltudium begnügen und wenig Intereſſe haben, 
auch in anderen willenjichaftlichen Disciplinen ſich zu vervoll: 
fommnen. &s dürfte jchwer fallen, eine einigermaßen erklecliche 
Zahl von Juriſten oder Medieinern anzuführen, welche mit Eifer 
die Vorlefungen über deutjche und ausländiiche Literatur, neuere 
Sprachen u. 7. w. bejuchen. Wenn aber ein Zögling des Semi: 
nars den Kreis jeines Willens erweitern will und das hiezu nöthige 
Talent beißt, jo hindert ihn ja feine Firchliche Behörde, zu dieſem 
Zwecke nach abjolvirtem Seminar-Studium noch eine oder die an— 
dere Hochſchule zu bejuchen. 


' Ehilianeum, ©. 4527. 
Chilianeum, ©. 439. 
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Die Anficht, die Vorlefungen an den theologischen Facul— 
täten jeien mehr darauf berechnet, gelehrte Iheologen heranzu— 
bilden, die Beſtimmung der Lehrauftalten in den Seminarien da- 
gegen beftehe in erſter Linie in der Ausbildung practiicher Seel- 
jorger, und dem entjprechend werde auch die Auswahl der Vor— 
leſungs-Gegenſtände getroffen, jteht im Widerſpruche mit den wirt: 
lichen Berhältniffen. Wie die Kataloge der Vorlefungen aus- 
weiſen, werden an den Univerfitäten feine andern Gegenitände be- 
handelt als in den Seminarien, und die einzelnen Disciplinen ge- 
wöhnlich auc nicht in größerer Ausdehnung vorgetragen, wie in 
den bijchöflichen Anftalten. Außerdem haben beiderlei Anitalten 
den nämlichen Hauptzwed, tüchtige Seeljorger zu erziehen, wozu 
aber vor allem gründliche Kenntniſſe in den heiligen Wiſſen— 
ihaften erfordert werden, ohne welche fein Geiftlicher mit Nuten 
in der Seeljorge wirfen fann !. 

Nicht minder incorrect it die Anficht, daß die theologiichen 
Lehranftalten in den Seminarien die untere, die theologiichen Fa— 
eultäten an den Univerſitäten aber die höhere Sproffe der Yeiter 
zur Erlangung der theologiihen Wiſſenſchaft jeien. Dies kann 
bei der heutigen Einrichtung der meisten Facultäten nur in dem 
Sinne behauptet werden, daß es für jtrebjame junge Theo— 
logen erjprießlich jei, durch Beſuch der Borlefungen anderer 
Lehrer und noch mehr durch perfönlichen Verkehr mit ſolchen Män— 
nern der MWifjenjchaft neue Anregungen zu erhalten, um aud die 
von ihnen bereits gehörten theologiichen Disciplinen von einer 
andern Seite beleuchtet zu jehen und hieraus einen Gewinn 
zu ziehen. Aber ganz dasjelbe läßt ſich mit dem nämlichen Rechte 
auch vom Beſuche theologijcher Lehranftalten in den Seminarien 
nach vollendeten Studien an den Univerjitäten jagen. Cine wirt: 
liche Fortfegung und Erweiterung der philoſophiſch-theologiſchen 
Studien kann nur an jenen Anftalten mit Erfolg betrieben werden, 
welche, wie 3. B. die fatholijche Univerjität Löwen, einzelne Trac: 
tate mit großer Ausführlichkeit behandeln ?. 


Das Recht der Kirche in der Speyerer Seminarfrage, ©. 44 II. h 

»Reuſch, Theol. Facultäten oder Seminarien? veröffentlicht ©. 23 ff. 
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Die Rottenburger Wirren. Ihre Urfahen. Die ‚Tübinger Vorfälle. Die Katholifenver- 
fammlung zu Biberach. Prof. Dr. Himpel und Subregens Höfer. Regens Dr. Majt und 
Convictsdirector Dr. Rudgaber. Die Coadjutorfrage. Nuntius de Meglia. Schreiben an 
Biſchof v. Lipp. Aufregung unter dem Klerus. Gegenpolemif in der Tagespreſſe. Bericht 
des Bilhofes an den heiligen Stuhl. Entfernung Mafts von der Leitung des Seminars. 
Päpitlihes Breve. Verſetzung Rudgabers auf eine Pfarrei. Auftreten Himpels 
gegen die ‚Mainzer‘. 


Mit der Frage über die Erziehung und Ausbildung des 
Klerus Stehen die ſ. g. ‚NRottenburger Wirren‘ in innigem Zu— 
ſammenhang. Dieje beflagenswerthen Vorfälle, welche die Diöceſe 
Rottenburg bis auf den Grund erjchütterten, eine vorübergehende. 
Spaltung im Klerus bewirkten und eine vielfach unwürdige Feder— 
polemif hervorriefen, verbitterten die legten Lebensjahre des greifen 
Biichofes Joſeph v. Lipp, deſſen Amtsführung der Hauptgegen=- 
ſtand der Streitigkeiten war. Die Urjachen, welche die Kata— 
jtrophe herbeiführten, find mannichfaltig, äußerlich von einander 
verjchteden, aber doch innig unter ji zulammenhängend. Sie 


einen Theil der noch ungedrudten Protocolle der Biſchofsverſammlung im 
Fulda 1867, welche von den Seminarien und ıhrem Verhältniß zu den Uni- 
verfitäten handeln. Sie enthalten verschiedene Gutachten. Wenn wirklich 
der ©. 25 angeführte Borjchlag, ‚die Zahl der obligaten Lehrfächer‘ auf 
Dogmatik, Moral und Kirchenrecht zu bejchränfen, gemacht worden tjt, jo 
fan e3 als ein Glück für die fath. Wiſſenſchaft bezeichnet werden, daß die 
verfammelten Bischöfe auf ein jolch verfehrtes Project nicht eingegangen find. 
(Siehe auch Köln. Volksztg. vom 10. April 1869.) In jüngiter Zeit wurde 
die joeben beſprochene Frage aufs Neue discutirt; aus der bei diejer Gele- 
genheit erwachjenen Litteratur fer notirt: Holzammer, %. B., Die Bildung 
des Klerus in Firhlichen Seminarien oder an Staatsuniverfitäten. Hiſtori— 
ihe Skizze eines hundertjährigen Kampfes in Deutjchland. Mainz 1900. 
Heiner, Frz., Theologische Facultäten und Tridentinijche Seminarien. Ein 
Wort zur Aufklärung und Berjtändigung. Paderborn 1900. Derjelbe 
Nochmals Theol. Facultäten und Trid. Seminarien mit bejonderer Berück— 
fihtigung der Straßburger Facultätsfrage. Paderborn 1901. Dergl. die in 
Diejer Brojhüre citirten Aufjäße aus Zeitjhriften und Themiftor?, ©. 79 ff.; 
119 ff. 
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liegen in wiflenichaftlichen Differenzen und in einem Antago: 
nismus zwilchen dem bifchöflichen Seminar und dem theologischen 
Convict, dem Wilhelmsftifte, in Tübingen, auf deſſen Seite die 
fatholiiche Facultät jtand, und in einem theilweifen Verfalle der 
Elerifalen Disciplin, welchem die biſchöfliche Behörde nicht mit der 
nothwendigen Energie entgegentrat. Auch perlönliche Motive, 
eine gewilje Zu: oder Abneigung, Mangel an Tact und an der 
nothwendigen Rüdjicht auf Würde und Rechte Anderer trugen 
dazu bei, die Flamme anzufachen und zu vergrößern. 

Die Anfänge der ‚Nottenburger Wirren‘ find in den jchon 
angeführten Gontroverjen zwilchen Kuhn und Clemens- Schäzler 
zu juchen!. Schon längſt war es einfichtsvollen Theologen nicht 
entgangen, daß die Doctrin des berühmten Profeſſors nicht in 
vollem Einklange mit der Lehre der Kirche jtehe, und die Polemik 
zwilchen ihm und den genannten Gelehrten zeigte dies bis zur 
Evidenz. Diejer Wahrnehmung fonnte man auch in der Diöceje 
Rottenburg ſich nicht verichliegen, ebenſowenig auch der Ueberzeu— 
gung, daß bier eine Nemedur eintreten müſſe. Allein das Ans 
jehen des verdienten Theologen war jo groß, daß ein directes Auf- 
treten gegen ihn nicht väthlich erſchien, zumal ein Angriff auf 
den allverehrten Senior der Facultät zugleih als eine Polemik 
gegen dieje gedeutet werden fonnte. Auf der anderen Seite 
durften die irrigen Meinungen Kuhns nicht unbeanftandet bleiben, 
weshalb manche Nepetenten und Lehrer der Theologie, bejonders 
die Vorfteher des biſchöflichen Seminars in Rottenburg, in ihren 
Vorlefungen und Nepetitionen ohne fpecielle Polemik gegen Kuhn 
die richtigen Theſen vertheidigten und die ihnen entgegenftehenden 
ineorrecten Anfichten widerlegten. Auch einzelne Repetenten des 
MWilhelmzftiftes waren mit Kuhns Anfichten nicht einverstanden: 
Ein Theil der jungen Theologen gaben in Folge der Belehrungen 
im Seminar faljche Meinungen auf; andere dagegen hielten daran 
feſt. Ein ſolcher Zuftand war auf die Dauer unhaltbar. 63 
mußte eine Klärung eintreten, wenn die Polemik und die hieran 
ſich knüpfende Erbitterung nicht einen noch bedenklicheren Charafter 


I Siehe ©. 341 ff. 96 * 
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annehmen follte. Um eme Enticheidung der firchlichen Lehrauto- 
vität über die jtrittigen Punkte einzuholen, wurden deshalb im 
Srühjahre 1866 mehrere aus Kuhns Schriften gezogene Säße in 
Rom zur Prüfung vorgelegt. Ob Regens Dr. Maſt in Rotten= 
burg an diefer Anzeige, deren Gegenstand ſich übrigens nur auf 
das wiſſenſchaftlich-theologiſche Gebiet beichränft und die Didcejan- 
zuftände weder Direct noch indirect berührt, den Hauptantheil 
hatte, entzieht ſich unſerer Kenntniß; doch iſt es mehr als wahr: 
iheinlich, daß er der Sache nicht fremd war. Seine Berechtigung 
zu diefem Schritte kann nicht in Zweifel gezogen werden, und an 
Gründen hiezu fehlte es nicht !. 

Der heilige Stuhl gab vorläufig feine Entſcheidung; aber 
das Gerücht von der ‚Denumcation‘ verbreitete fi) alsbald in 
Deutichland und rief bejonders in Tübingen eine Mißſtimmung 
hervor, die vornehmlich gegen Maſt und feine Partei gerichtet 
war. Das Verhältniß zwilchen Tübingen und dem biichöflichen 
Seminar wurde täglich geſpannter und unfreundlicher,; es hätte 
einer befonderen Umſicht und Energie der biſchöflichen Behörde be- 
durft, um die Flamme der Zwietracht vor ihrem Ausbrechen 
zu eritiden. Leider fehlte eS hieran nur zu ſehr. Zu den 
wiſſenſchaftlichen Differenzen gefellten ſich auch ſolche prac— 
tiſcher Art. 

Die Gegenſätze zwiſchen der orthodox-ſtrengen und der liberal— 
laxeren Richtung traten im Anfange des Jahres 1868 im Wil— 
helmsſtift? zu Tübingen zu Tage. Geſtiftet und dotirt durch 
König Wilhelm I von Württemberg, ſtand dieſe Anftalt an— 
fangs ganz unter der Leitung und Aufficht des Staates. Der 
Biſchof war von jeder directen Betheiligung an derjelben aus- 
gejchloffen. Diejes unnatürliche Verhältniß erlitt eine Aenderung 
dureh die Convention ? von 1857, durd die dem Bijchofe die Er: 
rihtung und Leitung eines Seminars nach Vorjchrift des Concils 
von Trient eingeräumt und ihm, bis zur Verwirklichung diejes 


' Hift.=pol. Bl. Bd. 62, ©. 873. 
’ Da3 ‚theologische Convict“ 
° Siehe oben ©. 179 ff. 
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Planes, die Ernennung und Entlaſſung der Vorſteher und Repe— 
tenten, ſowie die Leitung und Aufſicht in Bezug auf die religiöfe 
Erziehung und Hausordnung an den beitehenden fleinen Convicten 
und dem MWilhelmsftifte zugeitanden wurde. Diejes Recht ver- 
blieb dem Biſchofe im Wejentlichen auch nach der einjeitigen Auf: 
hebung der Convention durch die Negierung. 

sm Anſchluß an die Gomvention hatte der Papft am 
30. Juni 1857 dem Biſchofe von Rottenburg verſchiedene In— 
jtructionen ! gegeben, aus welchen hier nur die auf das Wil- 
helmsſtift bezüglichen Vorſchriften angeführt werden jollen. Der 
Biſchof jolle bei den Zöglingen ‚den Sinn für ficchliche Disciplin‘ 
pflegen, ‚die allzugroße “Freiheit, die bis jeßt dort geherricht nnd 
Urſache geworden jet, daß die Stlerifer ſich unter andere Studi: 
rende mijchend nicht errötheten, Schenken und andere Locale zu 
beſuchen, welche Klerifern zur höchiten Unehre gereichen‘, aufheben 
und bejonders darüber ‚wachen, daß fie, indem fie ihren Stu: 
dien obliegen, vor Allem durch Frömmigkeit, Religiofität, Mo— 
dejtie, NRechtichaffenheit, Unbeflecktheit und kirchliche Zucht ſich vor— 
teilhaft auszeichnen, fleißig zu den Sacramenten gehen und von 
allem dem jorgfältig sich enthalten, was Klerifern verboten tft 
und fih mit Nichten für fie ziemt‘. 

Es war dem Biſchof von Rottenburg nicht möglich, ein Se— 
minar nach Tridentiniicher Vorſchrift zu errichten. Dazu mangelten 
ihm die nothwendigen Geldmittel. Dagegen ftand es ganz in 
feiner Gewalt, das theologiiche Convict nach den päpftlichen Vor— 
ichriften zu regeneriven. Dies geſchah auch theilweife. Die jeit: 
gejeßte ‚Haus- und Disciplinarordnung‘ ſchreibt die tägliche hei— 
(ige Meile, gemeinjchaftliches Gebet, Betrachtung, öfteren Empfang 
der heiligen Sacramente, wöchentliche Grhortationen vor; ſeit 
1862 wurden jährliche Erercitien eingeführt ?. Weniger wurde 
dagegen die Ermahnung des Papftes bezüglid) des Beſuches der 
Vorleſungen akatholiſcher Profeſſoren befolgt. Es kam ſogar 
nicht ſelten vor, daß Zöglinge des Convictes die Collegien noto— 





1 Roskovdny, Moumenta X, p. 1038 sqgq. 
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riich ungläubiger Profeſſoren frequentirten. Daß der Biſchof dies 
duldete, kann nicht durch den paritätiichen Character ! der Tübinger 
Univerſität entſchuldigt werden. 

Der Antagonismus zwiſchen Tübingen und Rottenburg war 
beſonders in zwei Perſönlichkeiten verkörpert, welche in den Rot— 
tenburger Wirren eine Rolle ſpielten. Vertreter der ſtreng kirch— 
lichen Richtung war Dr. Joſeph Maſt, Regens des Prieſterſemi— 
nars, der mit aller Entſchiedenheit für die Tridentiniſchen Semi— 
nare eintrat, die ‚reifinnige* Richtung in der Wiſſenſchaft, beſon— 
ders in der Theologie und im Leben, befämpfte und auf jtrenge 
Beobachtung der Disciplinarvorjchriften bei den jungen Theologen 
drang. Sein Gegner Dr. Aemil Rudgaber, Director des Wil- 
helmsjtiftes, hielt es dagegen für geboten, eine gewiſſe ‚Liberalität‘ 
zu beobachten 2, welche, wenn jte auch nicht mit einem ‚practichen 
Yıberalismus: confundirt werden darf, doch zulegt zu demſelben 
führen fonnte und in manchem Punkte auch wirklich dazu führte. 
Wenigitens läßt ſich bei aller Anerkennung der Verdienite Rud- 
gabers um das Conpvict nicht in Abrede ftellen, daß er in jeinen 
Indulgenzen zu weit ging und den Convictoriften Manches ge: 
ftattete, was den päpftlichen Vorſchriften ſchnurſtracks entgegen 
lief und jelbit mit der vom Biſchofe gegebenen Hausordnung nicht 
wohl zu vereinbaren war. 

Der Kampf zwifchen den beiden angeführten Richtungen kam, 
wie Schon angedeutet wurde, im Wilhelmsftifte zum Ausbrud). 
Zwei Repetenten, Mühling und Sporer?’, wirkten in jtreng 
kirchlichem Sinne auf die Studenten ein, bejuchten den katholiſchen 
Lejeverein und die Fatholische Studentenverbindung ‚Gueitfalia‘, 
famen mit fatholifchen Bürgern zuſammen u. |. w.; das veran— 
laßte den Director Ruckgaber, welcher diejes Verhalten der beiden 
Nepetenten ohne jeden Beweis auf Inſtigationen Maſts zurück— 
führte, diefelben vor die Alternative zu ftellen, entweder eine frei- 
ſinnige Richtung einzujchlagen oder ihr Amt niederzulegen, weil 


' Wie Nucgaber ©. 53 meint. 
-NRudgaber, ©. 78. 
" Später Domcapitular in Rottenburg. 


das Wilhelmsftift in Tübingen, 407 


er ſonſt ihre Entfernung beim Oxdinariate beantragen werde !. 
Die beiden Repetenten juchten Schuß bei der biichöflichen Behörde, 
an welche auch der Director ſich wandte. Erſtere bringen in 
ihrer Eingabe aud die Verhältniſſe des Convicts zur Sprache. 
‚Wenn wir beide ältejten Repetenten des Hauſes, von denen der 
eine über 5 Jahre, der andere 41/, Jahr in jenem Amte thätig 
it, auf den Zustand der Anſtalt zurücichauen, wie wir ihn bei 
unjerem Eintritt angetroffen, jo müſſen wir jagen, daß die Dis- 
eiplin des Haufes in wejentlichen Punkten gelitten hat.‘ Nament- 
(ih weten fie hin auf den zu häufigen Wirthshausbejuch der 
Convictoren, welcher durch ‚die Geltattung außerordentlicher Aus- 
gänge: von Seiten des Directors noch bedeutend vermehrt werde. 
Sie führen jerner Klage über die Betheiligung einzelner Convie— 
toren an dem aus Protejtanten und Katholiken, Herren und 
Damen, beitehenden ftädtiichen Oratoriumverein und über deren 
Mitwirfung bei Feitlichkeiten in der protejtantischen Kirche, und 
betonen am Schluſſe noch den ‚principiellen Gegenſatz des Direc- 
tors gegen den Vorſtand des Prieſterſeminars in Rottenburg.‘ 
Hätte das biichöfliche Ordinariat, wie es jeine Pflicht war, 
auf Grund der Eingaben des Directors und der beiden Repe— 
tenten eine genaue Unterfuchung angeftellt und nad deren Befund 
feine Anordnungen getroffen, jo wäre vielleicht den ſpäteren uner— 
quicklichen Streitigkeiten noch rechtzeitig vorgebeugt worden. Aber 
dazu konnte ſich das Ordinariat nicht ermannen. Die beiden 
Nepetenten wurden geopfert. Mühling erhielt eine Pfarrverwal: 
tung, und Sporer wurde auf eine Kaplaneiverwejeret ‚auf jeine 
Bitten‘ verjeßt. Die liberale Richtung war aus dem Conflict 
fiegreich hervorgegangen ?. Dies geihah Ende März 1868. 
Mährend dieje j. g. ‚Tübinger Vorfälle‘ ſich abipielten, hatte 
am 3. März die vom Grafen vd. Biſſingen veranftaltete Katho— 
likenverſammlung zu Biberach ſtattgefunden. Ihr Hauptgegen— 
ſtand waren Erörterungen über die weltliche Herrſchaft des Papſtes, 
welche durch die piemonteſiſche Invaſion aufs äußerſte bedroht 
ı Hift.-pol. Bl. Bd. 62, ©. 865. 
? Bol. Rudgaber, ©. 81f. 
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wurde. Die weitaus größere Mehrzahl des Klerus hatte jich für 
die Abhaltung der Berfammlung ausgejprochen; andere dagegen 
meinten, nah Einführung des St. Michaelsvereins fer Fein 
Bedürfnig mehr für eine ſolche VBerfammlung vorhanden. Eine 
ähnliche Anficht äußerte auch das biichöfliche Ordinariat in einem 
Schreiben, durch welches es jede ‚amtliche‘ Betheiligung an der: 
jelben ablehnte. Auch die theologiiche Facultät verhielt ſich an— 
fangs zurücdhaltend. Da aber der fatholifche Adel die Abhaltung 
der VBerfammlung als Ehrenſache der Katholifen Württembergs 
erklärte !, erfchienen drei Abgeordnete der Facultät in Biberach, 
die Profefloren Kuhn und Hefele und Convictsdireetor Ruckgaber. 
Das Seminar in Rottenburg war durch Subregens Höfer ver: 
treten. Die Reden ? Kuhns und Hefele's fanden den Beifall der 
Verſammlung, weniger die. Rede Ruckgabers, welcher vornehmlid) 
die geistliche Gewalt des Papſtes betonte. Schließlich wurde eine 
Adreile? zu Gunsten der weltlichen Herrichaft des Papſtes ein: 
ſtimmig angenommen. | 

Die Biberacher Verfammlung führte zu einem Conflicte 
zwilchen Subregens Höfer und Profeſſor Himpel. Erſterer hatte 
in Privatkreiſen einige, allerdings unüberlegte und ungehörige 
Heußerungen * über die Nede Kuhns, namentlich aber über Ruck— 
gaber gemacht. Diefe Aeußerungen famen zur Kenntnig Him— 
pels, welcher einen fulminanten Artikel vom 18. März im Deut: 
ichen Volksblatt ? veröffentlichte. Derſelbe iſt ein Gemiſch von 
Arroganz und Tactlofigfeit. Sein Verfaſſer polemiſirt gegen 
‚einzelne Generalpächter der Kirchlichkeit‘, welchen ‚die allen ans 
dern wohlthuende Gegenwart von Vertretern der firchlichen Willen: 
schaft zu Biberach wie ein Dorn ins liebevolle Auge ftach‘, und 
weist den Docenten am bichöflichen Seminar in Rottenburg nur 
die Aufgabe zu, ‚auf dem von gewiiienhaften Lehrern‘, d. h. von 


' Hift.:pol. Bl. Bd. 62, ©. 857. 

° Einen Auszug der Reden bringt das Deutjche Volksbl. Nr. 56 u. 57. 
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den Profeſſoren in Tübingen, ‚gelegten Grunde ſelbſtlos weiter 
zu bauen‘. Noch hejtiger ereifert ſich der Artikel gegen Diejenigen, 
welche bemüht jind, die ‚Geistlichen der antiquirten Pietäts- und 
- Danfbarkeitspflicht zu entwöhnen, und, im Gehorſam gegen die 
fanatifche Tagesparole einiger theologiichen Sikarier, bei Zeiten 
zu der urtheilsloſen Meute hinüberzuzwingen, die einem gegen 
Kuhn Losgebrochenen Buschklepper jecundirt und giftige Wortver- 
drehung und Galumnie als edle Waffen anitaunt. Diejes ‚Vor: 
gehen‘ wird ‚als eine Kette von Verſuchen bezeichnet, zunächſt 
den Senior der im Auslande hochverehrten Facultät zu discredi- 
tiren‘. Es drängt deshalb den Verfafler des Artikels, ‚mit vielen 
aus dem Slerifalitand einem unverantwortlichen Mißbrauch ein: 
Hußreicher amtlicher Stellung in der lauterjten Abficht einmal 
entgegenzutreten, und den Mangel an Wahrheitsfinn, erleuchteter 
Einfiht und Pietät, wie er ſich im den gerügten Auslaffungen 
fundgibt und auch in die eben von ihren Lehrern entlaſſenen jun- 
gen Theologen eingepflanzt werden joll, an den verdienten Pran— 
ger zu heiten‘. 

Diefer nah Form und inhalt unwürdige Artikel, deſſen 
Urheber jeinen Gegnern ‚geiftliche Falſchmünzerei, jcheelfüchtige 
Befehdung jolcher, die weiter und jchärfer blicken als unberufene 
Tadler, engbrüftige Verfegerung und phariſäiſche Berleugnung, 
der libertas in dubiis und der caritas in omnibus* zum Vor: 
wurfe macht, war indeß weniger gegen Subregens Höfer als 
vielmehr gegen Regens Maft gerichtet. Die Entrüftung über 
Solche Angriffe auf einen beim Klerus jo beliebten und angeſehe— 
nen Mann wurde noch vergrößert durch das Gerücht, der ans 
ſtößige Artikel fei ‚der Gefinnungsausdrud der Facultät‘ und 
von diejer ‚eingefandt‘, was ſich ſpäter als ein Irrthum heraus: 
ftellte!. Einige Decanate wollten nad; dein Vorgange des De 
canates Mergentheim die gegen das Rottenburger Seminar umd 
feinen Regens geichleuderten Vorwürfe in Adreſſen an den Biſchof 
zurückweiſen, ftanden aber in Folge einer Erklärung des Ordi— 

1 Siehe Hift.-pol. Bl. Bd. 62, S. 863. und Bd. 63, ©. 272. 
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nartates vom 28. April, daß ſolche Adreſſen ungeeignet jeien, 
„da es den Didcejangeiftlichen unmöglich zuftehen fünne, nach der 
einen oder der anderen Richtung ſich in die Beziehungen hinein 
zu Itellen, welche zwiichen dem Bilchofe und einem ihm unterftell- . 
ten Diener obzuwalten haben‘, von ihrem Vorhaben wieder ab !. 

Der Conflict zwiſchen Himpel und Höfer wurde nicht allein 
im der Tagespreſſe geführt; er beichäftigte auch das biichöfliche 
Ordinariat, welches von den ftreitenden Parteien angerufen wurde. 
Intereſſant ift das Schreiben Himpels vom 26. April 1868 an 
dieſe Behörde ?. Es ermöglicht dem Lejer einen Einblid in das 
ganze Parteigetriebe. Auch Höfer vertheidigte ſich gegen die wider 
ihn erhobenen Anklagen. Das Ordinariat entſchied am 28. Sep- 
tember- für Höfers Entfernung aus dem Seminar? Damit war 
dieſer Zwischenfall erledigt. Bemerkt jei hiezu noch, daß Himpel 
in obigem Schreiben zum Schluſſe die Erklärung beifügt: ‚Die 
Facultät beauftragt mich ſchließlich mit der Erklärung, daß es 
nicht blos meine eigene Ueberzeugung, Tondern ebenjo feſteſte 
Ueberzeugung ſämmtlicher Mitglieder derjelben und des Convicts— 
Directors ift, daß vom Seminar eine perpetuirliche feindjelige 
Action gegen die Tübinger (Facultät und Comvict) ausgehe.‘ 
Damit hatte auch die theologische Tacultät dem Negens Maſt 
offictell den Fehdehandſchuh bingeworfen. 

Inzwiſchen war die Hunde von dieſen VBorfällen in der Diö— 
ceſe Rottenburg durch die Preſſe auch in weitere Kreife gedrun- 
gen. Der päpftliche Nuntins in München, Monſignore de Me: 
alia, hatte fi) um nähere Auskunft am 11. April 1868 an 
Maſt und an einige andere geiltlihe Würdenträger gewandt. 
Der Wortlaut des von Mtait erjtatteten Berichtes wurde nicht 
veröffentlicht; Fein Inhalt aber it aus dem Schreiben des Nun— 
tus an Biſchof dv. Lipp vom 25. Auguſt* zu erjehen. Seine 


' Hijt.=pol. Bl., Bd. 62, ©. 869. D. Volksbl. 1868, Nr. 101. 

° &s jteht Hift.:pol. Bl., Bd. 62, ©. 880 ff. 

’ Er erhielt die Pfarrei Stödtlen (D. Volksbl., N. 226). 

Es jteht Augsb. Allg. Ztg. vom 22. April (Nr. 112); D. Volksbl. 
vom 24. April, Nr. 24. Mainzer Journal vom 29. April (Nr. 99) 1869. 
Siehe auch Hift.-pol. Bl., Bd. 63, ©. 77 ff. 
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Angaben bezüglich des höheren Convictes, des Wilhelmsſtiftes, 
deden ji) mit den Berichten Mühlings und Sporers an das 
bijchöfliche Ordinariat. Auch die kleinen Comvicte werden kurz 
erwähnt. Die übrigen kirchlichen Verhältniffe der Diöceje läßt 
Maft ganz unberührt. Auf Grund diefer Informationen und der 
ihm zugegangenen Mittheilungen anderer in Würden stehenden 
und ganz glaubwürdigen Perſonen, welche zwar nicht zur Diöceie 
Rottenburg gehörten, aber über die dortigen Zustände vollfommen 
unterrichtet waren, erjtattete der Nuntius Bericht nad) Rom. 
Mittlerweile hatte der Bilhof von Rottenburg ‚von ver: 
ichtedener Seite vernommen, daß die Vorjteher jeines Seminars 
eine Bittjchrift, beireffend die Firchlichen Verhältniſſe der Diöceſe 
Rottenburg, an den heiligen Stuhl gejandt hätten‘, und ließ am 
28. April 1868 den Regens Maft dur das Ordinariat zum 
Berichte auffordern, ‚ob dies moirklich geichehen fe‘. Letzterer 
wandte jih nun um Berhaltungsmaßregeln an Nuntius de Me— 
glia und erhielt die Antwort !, ‚er könne die ihm vorgelegte 
Trage mit Nein beantworten, da die Angabe des Ordinariates 
falſch ſei. Im äußerſten Falle‘, Fährt der Nuntius fort, ‚könne 
er dem Ordinariate mittheilen, wie diefe ganze Sache ſich ver- 
halte, daß nämlich der Nuntius zuerit Maſt gefragt, und diejer 
ihm eine dem Urtheil jeines Gewiſſens entjprechende Antwort ge: 
geben habe. Maſt entſchloß fich vorläufig zum erjteren und er- 
Härte am 3. Mai dem Ordinariate, daß er feine Bittihrift nad) 
Rom gejandt Habe. Ueber den zweiten Punkt beobachtete er 
Stillſchweigen, welches um jo mehr gerechtfertigt erſcheint, da das 
biſchöfliche Ordinariat gar fein Necht hatte, eine ſolche Frage an 
Maſt zu richten, und derjelbe durch feinen Bericht an den päpft- 


I Hetenmäßige Darlegung, ©. 3. Der Nuntius jhrieb: ‚Si vis, respon- 
dere potes negative ad propositam Tibi interrogationem. Revera enim 
falsum est, quod asseritur. — In casu extremo potes, si Tibi placeat- 
referre, quomodo totum hoc negotium se habuerit: quomodo videlicet 
ego prior Te interrogaverim, et Tu juxta conseientiae Tuae judicium 
mihi responsum dedisti.‘ Dieje Antwort entſprach vollfommen der Wahr: 
heit. Was Friedrid, Geih. des Vatic. Concils I, S. 295 den Nuntius 
dem Regens Maſt ‚rathen‘ läbt: Si vis, negare potes, quoniam non Ro 
mam sed mihi Monacum seripsisti ijt unwahr. 


€ 
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lichen Nuntius ‚nur eimer Pflicht genügte, indem ev einer aus- 
drücflichen Aufforderung des Nepräfentanten des heiligen Stuhles 
nachgefommen war‘ !. Es geht aljo darum durchaus nicht an, 
den Bericht Maſts als eine Denunctation zu bezeichnen, wie es 
von Seiten feiner Gegner und auch des biihöflichen Ordinariates 
geſchah. 

Auch wegen der Beſchuldigung feindſeliger Action gegen Tü— 
bingen wurde Maſt am 1. Mai 1868 vom Ordinariate zur Ver— 
antwortung aufgefordert. In ſeinem Antwortſchreiben vom 21. Mai? 
wies er dieſe Beſchuldigung als nicht begründet zurück, und als 
das Ordinariat, damit noch nicht beruhigt, eine ausdrückliche Er— 
klärung bezüglich ſeiner Stellung zum theologiſchen Convicte und 
ſeinem Vorſteher verlangte, weil er in ſeinem Berichte nur der 
theologiſchen Facultät, nicht aber des Convictsdirectors erwähne, 
wiederholte er in einem beſonderen Schreiben, daß er in genann— 
tem Berichte auch das Convict mit einbegriffen habe. 

Man hat das Benehmen Maſts in dieſer Sache, namentlich 
jeine eben angeführten Berichte an den Biſchof vielfach hart ge: 
tadelt. Das Ordinariat bejchuldigte ihn der Pflichtverleßung, da 
es ‚unzweitelhaft jeine Pflicht gewejen wäre, ſeinem eigenen Di: 
ichofe, wenn nicht früher, jo doc gleichzeitig dieſelbe Eröffnung‘ 
bezüglich des Convictes zu machen wie dem Nuntius, und machte 
ihm den Vorwurf, ‚cajuiftiiche Spitfindigfeiten‘ und ‚mentale Re— 
jtrietionen‘ in jeinem Berichte ‚in Anwendung gebracht zu haben‘ ®. 
Wenn man aber die ganze Sache genauer betrachtet, wird man 
jolche Vorwürfe als unbegründet und ungerecht zurücweiten müſſen. 
Wenigitens dürfte zu erwägen fein, daß es für Negens Malt 
höchit unangenehm jein mußte, unaufgefordert dem Biſchofe Be— 
vicht über eine Anſtalt zu erjtatten, welche gar nicht unter jener 
Aufſicht Stand. ES hätte ein Jolches Verfahren wie eine Denun— 
ciation ausgejehen. Auch durfte er fi mit der Hoffnung 
ichmeicheln, daß der Director des Convictes, den er als ſeinen 


' Schreiben Maſts an das biſchöfl. Ordinariat vom 2. Mai 1869. Es 
jteht Actenmäßige Daritellung, ©. 2 f. 
"A. 0.08.65. 
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Schüler jhäßte, durch eigene Erfahrung flüger, andere Negierungs- 
marimen zur Geltung bringen werde. Dieſe Gründe jchienen ihm 
wichtig genug, um Jich vorläufig jeder Einmiſchung zu enthalten, 
obgleich er ſchon jeit etwa zwei Jahren einen Drang veripürte‘, 
über die Zuftände des Convictes dem Biſchof Bericht zu eritatten !, 
Mündlich hatte er ich bereits jeinem Oberhirten und einzelnen 
Mitgliedern des Ordinariats gegenüber über die Schäden des Con— 
pictes geäußert. Hätte der Biichof den Regens Maſt früher zum 
Berichte über die Zuftände des MWilhelmsftiftes aufgefordert, jo 
würde ihm derjelbe wohl die nämlichen Aufſchlüſſe über diefe An- 
jtalt gegeben haben wie dem Nuntius de Meglia. Ohne Auffor— 
derung aber mit einer Klage gegen das Gomvict aufzutreten, 
fonnte Maft um jo mehr Anjtand nehmen, als ihm der jchon er: 
wähnte Beriht Mühlings und Sporers über das Gonvict ? und 
auch deſſen Folgen befannt waren. 

Durch den Bericht des Nuntius von den Zuftänden der 
Didcefe Rottenburg in Kenntniß gelegt, richtete Cardinal Anto— 
nelli im Auftrage des Papites durch de Mleglia anfangs Auguft 
1868 an den württembergiichen Minifter des Aeußern die Anfrage, 
ob und welche Mittel die mwürttembergiiche Staatsregierung zur 
Aufftellung eines Coadjutors biete, da der hochbetagte Oberhirt 
nicht mehr im Stande jei, den traurigen Zujtänden der Diöceſe 
abzuhelfen. Die Verhandlungen wurden in München zwiſchen 
dem Nuntius und dem württembergiſchen Geſandten, Grafen von 
Degenfeld, geführt. Die Sache wurde ruchbar und machte 
großes Aufſehen. Biſchof von Lipp, welcher hievon Kenntniß er— 
hielt, wandte ſich nach Rom und Münden um Mittheilung der 
gegen jeine Kirchenverwaltung erhobenen Beſchwerden. Das 
‚Deutiche Volksblatt‘ brachte am 22. Augujt ? einen Artikel mit 
der Weberichrift ‚Eine Denunciation‘, in weldem eine ‚vornehmlid) 
im Klerus und Adel! des Landes vertretene Partei‘ beſchuldigt 
ee u 8.06. 4. 

? Siehe ©. 406 f. 

® Mr. 195. 

* Dieje Behauptung mußte das Deutſche Volksbl. in Nr. 241 als un: 
rihtig zurücknehmen. 
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wird, ‚Ichwere Anklagen‘ gegen den Oberhirten und jein Domca— 
pitel in Rom vorgebradht zu haben, um die Aufftellung eines 
Coadjutors durchzufeßen, welchem ‚die Verwaltung des Bisthums 
übertragen werde‘. Der Artikel betont ‚die geordneten Zuftände* 
der Diöceſe, bezeichnet die Beſchwerdeführer als ‚Calumnianten‘ 
und Schließt mit den Worten: ‚Sn welche Hände die Fäden der 
ganzen Confpiration zurüclaufen, unterliegt für den aufmerkſamen 
Beobachter der Dinge in unferem Lande feinem Zweifel,‘ Damit 
war indireet auf Maſt als den Haupturheber der ‚Denunciation‘ 
hingemiejen. 

Am 25. August erfolgte die Antwort ! des Nuntius. Gegen 
die ‚Perſon‘ des Bilchofes, heißt es in derjelben, jet feine An: 
flage eingelaufen, jondern über den Zuftand der Didcejangeiit- 
lichkeit und die Erziehung der jungen Kleriker. Wenn auch der 
größte Theil der Geistlichen unbejcholten und jeelenetfrig et, To 
gebe doch. ein Theil derjelben in manchen Gegenden Oberſchwa— 
bens durch zu häufigen MWirthshausbefuh ‚wahres Wergerniß‘. 
Diefem Uebel fünnte nur nachhaltig vorgebeugt und geiteuert 
werden, wenn die Erziehung und Ausbildung der angehenden 
Klerifer nach VBorichrift der Kirche geichehe. Aber hieran fehle 
08. An den Eleineren Convicten zu Ehingen und Rottweil wirkten 
Lehrer, welche ‚teils den chriſtlichen Glaubenswahrheiten die Zu: 
ſtimmung verjagten, theil$ mehr zum Aergerniß als zum Vor: 
bilde jeten‘ ; im theologischen Konvicte, dem Wilhelmsitift, würden 
den Zöglingen jo viele und ‚jo große - Freiheiten gejtattet und 
ſolche Mißbräuche geduldet, daß es ohne bejondere göttliche Gna— 
denhilfe gleihlam unmöglich erjcheine, die wahre Frömmigkeit zu 
pflegen und jene Tugenden zu erwerben, welche die Zierde einer 
geistlichen VBerfammlung durchaus bilden müllen‘. 

Auf Einzelnes eingehend, Tehreibt der Nuntius wörtlich: ‚Es 
wird den Zöglingen geitattet, mit anderen, protejtantiichen Schü: 
lern aufs freiefte zu verkehren, mit denſelben die öffentlichen 
Wirthshäufer der Stadt zu bejuchen, daſelbſt manchmal bis zur 
zehnten, ja elften Stunde der Nacht zu bleiben, öffentliche Con— 


' Sie jteht im Mainz. Journal 1869, Nr. 99 in deutjcher Weberjeßung. 
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certe und andere weltliche Unterhaltungen zu bejuchen, oder ſolche— 
im Convicte jelbjt zu veranftalten; Alles, was fie wollen, zu 
(efen ohne irgend welche Auswahl der Bücher; der Lectüre von 
Zeitungen bejtändig obzuliegen (assidue ineumbere) und die 
Partei der jogenannten Liberalen in firchlichen und politischen An- 
gelegenheiten zu ergreifen. Ich weiß nicht, ob es mit der Wahr: 
heit durchaus übereinftimmt, was eine ſonſt ganz glaubwürdige 
Perjon erzählte, daß nämlich Tübinger Gonvictoren, nach vor- 
gängiger Erlaubnig des Directors, dur) Geſang beim Gottes- 
dienst der Proteſtanten mitgewirkt haben.‘ 

Der Director Rudgaber, fährt der Nuntius fort, jet zwar 
ein Mann ‚von Talent und voll Liebe für die fatholiiche Sache ; 
aber jeine practifche und theoretiiche Erziehungsmethode könne in. 
feiner Weiſe gebilligt oder geduldet werden‘. Er huldige einem 
gewiljen ‚Larismus‘, oder ‚practiichen Liberalismus‘, der auch in 
jeinen Vorlefungen ſich fundgebe. Um die jungen Leute an fich 
zu ziehen und aus Connivenz gegen die ‚j. g. moderne Givilija- 
tion und voller Vorurtheile gegen den, wie er jich eimbilde, über- 
triebenen frommen Eifer erlaube er denjelben Alles und jehe m 
Nichts eine Gefahr für dieſelben, was nothwendig zu den 
ihlimmften Folgen führen müſſe. Dabei zeige er ſich gegen jene 
Nepetenten, welche ‚mit diefem Laxismus nicht übereinftimmen, 
feindfelig und habe ſchon den einen oder den anderen von jeiner 
Stelle entfernt. Zuden werde den Gonvictoriften ‚geitattet, daß; 
fie nach Belieben auch Vorlefungen von Profefjoren hörten, von 
denen befannt jei, daß fie offene Feinde des chriftlichen Glaubens. 
und jeder Religion jeten‘. 

Dies ſeien, fährt der Nuntius fort, Die Hauptbejchwerden, 
welche ‚theils unmittelbar, theils mittelbar durch die Nunttatur“ 
in Rom eingelaufen feien. Der heilige Vater habe dem Biſchof 
bereits i. J. 1857 beſondere Rathſchläge und Vorſchriften be= 
züglich der erwähnten Gegenftände gegeben; allein die Beſchwerden 
jeien nicht gehoben worden, jondern es drohten jogar noch größere 
Gefahren. Aus diefen Gründen habe der heilige Vater in Er— 
wägung, daß der ‚hochbetagte und durch Körperliche Schwächen 
entfräftetee Biſchof die nothwendigen Reformen, bejonders bezüg- 


+16 Kap. 21. Folgen dieſes Briefes. 


ich der Erziehung der fünftigen Kleriker, nicht mehr durchführen 
fünne, ſich entſchloſſen, ‚ihm eimen tüchtigen Geiftlichen an die 
Seite zu ftellen, welcher ihn unterjtüge (qui Te adjuvet) und 
mit ihm wirfe zur "Befeitigung der Schwierigkeiten und zur Re— 
form aller genannten Punkte nach dem Geifte der Kirche. Bon 
diefem Entſchluſſe habe der heilige Water dem Bilchofe bisher 
noch feine Nachricht gegeben, weil er das Rejultat jeiner Ver— 
bandlungen mit der württembergifchen Regierung vorerft habe ab: 
warten wollen. Inzwiſchen möge der Bilchof ‚wenigitens einiges 
gegen die herrichenden Mißbräuche in der Didceje thun‘, nament- 
(ich bezüglich ‚der Neforination‘ des theologischen Eonvictes, ‚welche 
faum jtattfinden fünne, wenn nicht der gegemwärtige Rector Ruck— 
gaber eingeladen werde, um eim anderes Amt ſich zu bewerben‘. 

Zum Schluſſe folgen einige Lobeserhebungen Mafts, der jich 
in ſeinem Amte als Regens des Klerifaljeminars innerhalb 20 
Jahren um die katholische Sache jehr verdient gemacht habe. 

Nach Empfang diejes Schreibens, deijen Concipient in einigen 
Punkten die Farben etwas zu grell aufträgt und über andere 
nicht vecht orientirt war, trug das bijchöfliche Ordinartat den ein: 
zelnen Decanaten ! auf, über die angeblichen Webeljtände unter 
Klerus und Volt ausführlichen Bericht zu eritatten. Wan for: 
derte auch von der theologiſchen Facultät? ein Gutachten über 
das Convict und jeinen Director. Die Nlitglieder der Facultät 
erklären in ihrem Berichte, daß die ‚Srundprineipien‘, nach welchen 
Nudgaber das Convict leite, ‚durchaus die richtigen und für Die 
hieſigen Verhältniſſe allein paſſenden jeien‘, und daß fie deshalb 
„nie und nimmer zu einer Entfernung deſſelben vathen fünnten‘, 
aud ‚in der Didceje feinen Mann zu nennen wüßten, der für 
diefen ſchweren und wichtigen Bolten tauglicher wäre als er‘. 
Sehr entichteden nehmen fie ihn aber gegen den Vorwurf, daß 
„jeine Lehrvorträge von einem falſchen Liberalismus tingirt jeien‘, 
in Schuß’. 


' Hift.spol. Bl. Bd 63, ©. 91. 
0 DJS 
’A.0.0D., 6. 434. 
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Durch die Anfrage bei den Decanaten wurde die Pfarrgeiſt— 
lichkeit in die Sache hineingezogen. Nach dem Vorgange des 
Decanates Rottenburg ! richteten auch andere Landcapitel Adreſſen 
an den Biſchof, in welchen in einer mehr oder weniger paſſenden 
Sprache ihr Bedauern und ihr Mißfallen über das Gebahren 
einer ‚„Denumncianten‘=Bartei ausgeiprochen wird. Aber nicht alle 
Decanate folgten dem Beijpiele des Rottenburaer Yandcapitels. 
Bon mehreren Decanaten liefen gar feine Adreſſen ein. Diele 
Geiſtliche unterzeichneten die Adreifen nur unter Wahrung der 
Rechte des heiligen Stuhles, eine Unterfuchung bezüglich der er: 
hobenen Bejchwerden anzustellen. Einzelne Geiſtliche jprachen ſich 
ganz entjchteden gegen die Adreilenagitation aus, durch welche der 
Klerus ſich zwiichen Papſt und Biichof stelle und dem Urtheile 
des apoftoliichen Stuhles vorgreife. Bei diefer Gelegenheit wiejen 
fte auch auf die tendenziöjen Entitellungen des ganzen Sachver- 
haltes durch die Preſſe hun ?. 

Die Aufregung wuchs immer mehr. Die Tagespreſſe der 
verſchiedenſten Richtungen, auch die firchenfeindliche ?, ergriff Par— 
tei für den Biſchof von Nottenburg; dieſer erhielt auch ‚von Geiſt— 
lichen und Laien, Körperichaften und Einzelnen jchriitliche Beweiſe 
der herzlichiten Theilnahme‘. Dieje Kımdgebungen waren aber 
mehr oder weniger in einem leidenschaftlichen Tone gehalten und 
voll ungehöriger Ausfälle gegen die ſ. g. ‚Calumnianten und 
Denuncianten‘. 

Der Hauptangriff war gegen Regens Maft gerichtet, welchen 
man als den Urheber und vorzüglichen Yeiter der feindjeligen 
Agitation gegen den Biſchof bezeichnete. Das biſchöfliche Ordi— 
nariat richtete am 1. September ein Schreiben an ihn, mit dei 
Aufforderung, ‚unter Verpfändung feines Priefteriwortes und ſeiner 
Priefterehre in unzweidentigen Worten, gemäß dem Worte des 


ı Am 27. Augujt 1868. (Deutjch. Volksbl. Mr. 201.) 2 — 

? Erklärung des Stadtpfarrers von Ellwangen, Dr. Schwarz, fiehe 
D. Vollsbl. Nr. 215; Hiftpol. Bl., Bd. 63, ©. 92. Die Angriffe auf 
dieje Erklärung im D. Volksbl. Nr. 216, 218, 220. Die Entgegnung Des 
Dr. Schwarz a. a. O. Nr. 219. 

> Hift pol. BI., Bd. 63, ©. 91f. 
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Herren: „Euere Nede jei ja, ja, mein, nein“, jchriftlich zu erklä— 
ven, ob er in irgend welcher Weiſe, direct oder imdirect, activ 
oder imtellectuell umd moralisch an den wider die Amtsführung 
des Biſchofes, über den Didcefanklerus und die Convicte in Ehin- 
gen, Rottweil und Tübingen angebrachten Denunctationen bethei- 
ligt jet‘, ob er ‚von den „Vorbereitungen hiezu und von ihrem 
„Inhalt“ Kenntniß gehabt, fie gebilligt oder ſonſt wie hiebei ſich 
betheiligt habe‘ u. ſ. w. 

In Seinem Antwortichreiben stellt Maſt jede Theilnahme 
und jede Kenntniß deſſen, ‚mas von Anderen, ſei es in oder 
außer dem Lande gegen die Amtsführung des Bilchofes u. ſ. w. 
entweder beim heiligen Stuhl unmittelbar oder bei der Nuntiatur 
denumeirt worden‘, entſchieden in Abrede, nimmt aber ‚feinen An— 
Itand‘, der bifchöflichen Behörde Mittheilung von feiner bereits 
berichteten ' Eorreipondenz mit dem Nuntius zu machen. Nach 
Empfang diefes Schreibens enthob Bilchof v. Yıpp am 12. Sep— 
tember Maſt jeiner Stelle als Regens und verjeßte ihn auf eine 
Zandpfarret ?. 

Das Schreiben des Nuntius de Meglia vom 25. Auguſt 
veranlaßte den Biſchof von Rottenburg, am 4. September einen 
vorläufigen Bericht an den heiligen Stuhl zu eritatten, in dem 
er eine eingehendere Relation in Ausſicht ſtellte. Diejelbe erfolgte 
am 9. DOftober. Ginige Tage jpäter, am 24. desjelben Ntonats, 
jandte er einen weiteren Bericht nad) Rom’. Der Zweck Diejer 
Schreiben war eine ‚Nechtfertigung in Betreff der Verwaltung 
der Diöceſe und der Ausbildung des Ktlexrust. 

Am 4. Februar 1869 erfolgte die Antwort * des Papites 
auf diefe Berichte. Der heilige Vater theilt dem Bilchofe hierin 

' Siehe ©. 410. Am 10. September gab Maſt eine dem Inhalte nad 
gleihe Erklärung im D. Volfebl., Ver. 211, ab. 

? Mait trat die ihm verliehene Pfarrei Stocheim nicht an, jondern 
begab jich nah Rom. Hier war er als Mitglied einer Commijfion für die 
Vorarbeiten zum Vaticaniſchen Eoncil thätig. Später bekleidete er das Amt 
eines Spirituals im bifhöflichen Seminar zu Regensburg. 

>’ Dieje Schreiben find erwähnt im Breve vom 4. Februar 1869. 

Das Breve erſchien zuerit deutsch in der Augsb. Allg. Zeitung vom 
23. April; D. Volksbl. v. 25. April (Nr. 95); Mainzer Sournal, 30. April 
(Nr. 100) 1869. 





Päpftl. Breve an Biſchof v. Lipp. 419 


mit, er habe ‚aus den glaubwürdigſten Zeugniffen erfahren, daß 
nod) vieles vermißt werde, was zur rechten Verwaltung der Dib— 
ceſe umd zur Erziehung, Bildung und Disciplin des Klerus durch: 
aus erforderlich jei‘. 

Vornehmlich verbreitet ſich das päpftliche Breve über die 
Erziehung des Klerus. „In den geiftlichen Convicten‘, heißt es 
darin, ‚werde ein größerer Eifer in allen jenen Punkten, welche 
die Hebung und Pflege der Religion und Frömmigkeit betreffen, 
völlig vermißt, und im Tübinger Convict hätten viele Uebelſtände 
in der Lebensweiſe der Zöglinge, wie fie Klerifern durchaus nicht 
geziemen, überhand genommen, wovon ſelbſt öffentliche Blätter 
Iprächen. Der gegenwärtige Vorſteher habe nicht nur feine 
Sorge um das geitliche Leben der Zöglinge, jondern er jcheue 
ſich auch nicht, theilweiſe irrige, theilweile gar nicht genaue Leh— 
ren vorzutragen‘. Aus diefem Grunde ‚fünne derjelbe das Amt 
eines Vorſtehers und Lehrers nicht länger fortführen‘, weshalb der 
Biſchof ihn von dieſer Stelle entfernen und einen andern Vor: 
fteher ernennen jolle, der ‚die Zöglinge des Tübinger Convictes 
zum geiltlichen Leben und zur geiftlichen Disciplin jorgfältig 
heranbilde und ihnen die echte Lehre (germana doctrina) der 
fatholiichen Kirche beibringe‘. Nachdem der heilige Vater noch) 
die Entfernung Maſts von der Leitung des Seminars mit ern: 
ſten Worten gerügt hat, ermahnt er den Biſchof von Rottenburg, 
fi) genau an die ihm gegebenen beiden Inſtructionen zu halten, 
und ſpricht die Hoffnung aus, derjelbe werde jeinen „wiederholten 
Mahnungen und Befehlen eifrig nachkommen‘. 

Die nächite Folge des Yreve vom 4. Februar war der Rück— 
tritt Dr. Rudgabers !, deſſen Stelle dem Vorſteher des Martini: 
haufes?, Lie. Neifer 3, proviſoriſch übertragen wurde; die ande 
ren Aufträge des heiligen Stuhles konnte der tiergebeugte Ober: 


I Er erhielt die Pfarrei Wurmlingen, ipäter die Pfarrei Rottweil. 

? Das Martinihaus in Rottenburg wurde durch Die Opferwilligfeit des 
Klerus 1867 gegründet. Es ift zur Aufnahme von Knaben bejtimmt, welche 
fh auf das Studium der Theologie vorbereiten. Sie bejuchen das dortige 
Gymnafiumt. j 

3 Später Biſchof von Rottenburg. 
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hirte nicht mehr vollziehen. ine tödtliche Krankheit jegte ſeinem 
Leben am 3. Mat ein Ende. Ms Nachfolger erhielt ev am 
17. Juni Profeſſor Dr. v. Hefele in Tübingen. 

Aus dieſer objectiven, und jo weit möglich acterrmäßtgent 
Daritellung der ‚Nottenburger Wirren: iſt leicht erſichtlich, daß 
es ſich Hiebei in erjter Linie um die religiös-wiſſenſchaftliche Aus: 
bildung des Klerus handelte. Die anderen Mißſtände werden im 
päpitlichen Breve nur obenhin berührt. Wie aus der Schrift 
Ruckgabers! und aus offtciellen Schriften des bijchöflichen Ordi— 
nariates erhellt, waren die veligiösshittlichen Zuftände in der Diö— 
cefe Rottenburg nicht viel verjchieden von den Zuftänden anderer 
Bisthümer. Es iſt jehr zu beklagen, daß eine interne Angelegen= 
heit einer Diöceſe, welche nur durch den Ausipruch eines höheren 
Richters endgiltig geordnet werden fonnte, zum Gegenitand der 
Srörterung in weiteren Kreiſen gemacht wurde und auch der 
antikirchlichen Brelle eine willfommene Gelegenheit bot, die ſ. g. 
‚Denunctanten® und noch mehr den heiligen Stuhl zu verunglim— 
pfen und zu verdächtigen. Ein näheres Eingehen auf diejes wüſte 
Treiben it ohne Nußen. Wir wollen deshalb die bitteren Aus- 
tälle, VBerdächtigungen und Verleumdungen mit Stillichweigen 
übergehen. 

Dagegen darf das Auftreten Dr. Himpels gegen die ‚Main— 
zer‘ nicht unerwähnt bleiben. Der Tübinger Profeſſor bezeichnet 
als den eigentlichen Kern der ganzen Sache den Kampf des ‚Ro: 
manismus‘ gegen die ‚deutihe Wiſſenſchaft‘. Eriterer habe’ feine 
Hauptvertreter in den ‚Mainzern‘ und in zweiter Linie in Maſt 
und dem von ihm geleiteten Seminar; leßtere werde hauptſächlich 
durch Tübingen vertreten. Der Kampf der beiden Richtungen 
drehe Sich vornehmlich um die theologiſchen Facultäten, deren 
Vernichtung das eigentliche Ziel der Romaniſten jet; damit hänge 
auch der Plan einer fatholiichen Universität, diefer ‚Mainzer 
Zreibhausfrucht‘ zujammen.  Diefe ganz unmotivirten und ab: 
jurden Behauptungen, ſowie die hieran gefnüpften weiteren Aus— 
fälle auf die ‚Mainzer und ihre Partei, rief eine Entgeguung 


' Die Didceje Rottenburg u. j. w. 
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im ‚Katholif‘ ' hervor, deren Verfaſſer in ſarkaſtiſcher Weile die 
Phantaſien Himpels auf ihren Werth zurückführt und zugleich die 
Erziehungsmethode im Konviet zu Tübingen jcharf kritiſirt. Auch 
das Mainzer Sournal brachte einige Artikel? über die Rotten- 
burger Angelegenheit, welche zu unliebſamen Grörterungen mit 
dem biichöflichen Ordinariate zu Rottenburg führten ®. 


Zweiundzwanzigites Kapitel. 


Die Münchener Gelehrtenverfammlung 1863. Berhandlungen. Differenzen. Discuſſionen 
über das Berhältnii der Wiſſenſchaft zur firhlihen Autorität. Adreſſe an Bapit Pius IX, 
Federpolemit. Päpſtliches Breve vom 21. Dezember 1863. Borfchriften über die fernere 
Abhaltung folder Berfammlungen. Die Broſchüre des Profejlors Michelis. Gegenſchriften. 
PBrojectirte Gründung einer fatholiichen Univerfität. Die Generalverfammlung zu 
Machen 1862. Schwierigkeiten. Der St. Katharinenverein. Plan einer 
fatholiihen Afademie in Fulda. 

Um ‚eine engere Verbindung von katholiſchen Theologen und 
Gelehrten Deutjchlands‘ anzubahnen, erließen Döllinger, Haneberg 
und Alzog im Auguft 1863 eine Einladung an die Fatholiichen 
Gelehrten zu einer Verſammlung nad München !. Ste wurden 
hiebeiı, wie das Einladungsichreiben hervorhebt, vornehmlich von 
der Abficht geleitet, die ‚deſtructive Wilfenjchaft‘ mit größerem 
Erfolge zu bekämpfen und manche unter katholiſchen Gelehrten 
‚entitandene Differenzen auf freundſchaftliche Weiſe auszugleichen‘, 
oder doc ‚den willenichaftlichen Discufftonen einen verſöhnlicheren 
und dem Geifte der chriftlichen Liebe entiprechenden Character zu 
verleihen‘. Auch ſollten auf diefer Verfammlung ‚die wichtigiten 
und dringlichiten Fragen, welche in jüngfter Zeit im Schooße der 
Kirche, oder im Gegenſatze gegen außerkirchliche Richtungen und 
feindliche Beftrebungen zur Erörterung tamen,‘ bejprochen werden. 

Der Nußen einer ſolchen Verfammlung, vorausgejekt, daB 
ihre Theilnehmer ſich in den rechten Schranken hielten, war un: 
verfennbar. Die katholische Wiſſenſchaft war nicht wentg gefährdet. 





ı Sahrg. 1869 I, 82 fr. 

? Sahrg. 1868 und 1869. I 
3 9, Volksbl. 1868, Nr. 241; M. Journal 1868, Nr. 240 und 248. 
+ Verhandlungen der Verfammiung kath. Gelehrten in Münden, ©. 5ff. 
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Der auf proteftantifchem Boden gereifte Nationalismus hatte 
Ihon gegen Ende des 18. Jahrhunderts auf die philojophiichen 
und theologischen Disciplinen an fatholifchen Hochſchulen einen 
höchſt verderblichen Einfluß ausgeübt. Noch Ichlimmer geitalteten 
ih die Berhältniffe in der folgenden Zeit. Trotz der jo jehr 
gepriefenen Parität wurden die Proteſtanten an den Hochſchulen 
ſyſtematiſch befördert, die Katholiken aber zurücgejeßt. Die katho— 
liſchen Profeſſoren bildeten einen verjchwindend Kleinen Bruchtheil 
ihren proteſtantiſchen Collegen gegenüber. Sie waren ganz tolirt. 
Das Band ihrer Einigung war zerrilien; es mußte aufs neue 
und feiter gefnüpft werden. 

Schon ſeit Jahren war es der Wunſch hochitehender, von 
dieſer Ueberzeugung geleiteter, kirchlichen Berjönlichkeiten, eine 
innigere Verbindung unter den katholiſchen Gelehrten, Geistlichen 
und Yaten, zu dem Zwecke herzuitellen, den Kampf für die hei: 
ligiten Intereſſen der Kirche mit vereinten Kräften zu führen. 
Im Juni 1862 veröffentlichte der damalige päpftliche Nuntius 
de Lırca in Wien, berathen von Biſchof v. Setteler und Dr. %. 
B. Heinrich !, ein ‚Programm zur Gründung eines Vereins Für 
Unterftüßung und Beförderung fatholiicher Wiſſenſchaft, Literatur 
und Zagesprefle ?. Dasſelbe jollte durch Delegirte der deutſchen 
Biſchöfe ın Würzburg berathen werden. Leider gelangte das 
betreffende Schreiben des Nuntius zu ſpät in die Hände des Bi— 
Ichofes von Würzburg, jo daß die nothwendigen Anordnungen für 
die gewünſchte Verſammlung nicht mehr getroffen werden fonnten. 
Da aber mehrere biichöfliche Delegirte Tich bereits in Würzburg 
eingefunden hatten, hielt Domdecan Dr. Götz in Abwejenheit des 
Biſchofes eine Conferenz, an welcher auch die Profeſſoren Hergen— 
vöther und Hettinger Theil nahmen. Auf derjelben wurden pro- 
viloriiche Statuten für den neuen Verein entworfen und an die 
deutichen Biſchöfe verfandt. Noch geeigneter erichten zur Ver— 
wirflihung des Planes ein mündlicher Ideenaustauſch unter den 
Vertretern der katholiſchen Wiſſenſchaft. 


" PBrülf, Biſchof v. Stetteler II, 216 ff. 
° Hergenröther, Kirche — und mit Partei, ©. 5f. Berhandluns 
gen, ©. 15. 
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Das Einladungsihreiben zur Gelehrtenverfammlung in Mün— 
chen jand darum günftige Aufnahme, wenn auch nicht alle Säße 
desjelben Beifall ' ernteten. Domdecan Heinrich von Mainz jah : 


ſich veranlaßt, einen ausführlichen, motivirten Einſpruch gegen 


das Programm zu erheben, erklärte aber auch in dem betreffen: 
den Briefe an Döllinger feine Bereitwilligfeit, ein modificirtes 
Einladungsjchreiben zu unterzeichnen und nad Kräften für quten 
Beſuch der Berfammlung zu jorgen ?. Don Seiten mehrerer deut- 
ſchen Biſchöfe liefen anerfennende Schreiben ein? Am 28. Sep- 
tember wurde die Berfammlung in der Abtei St. Bonifatius er: 
öffnet. Es hatte ſich eine größere Zahl von Gelehrten, Profeſſo— 
ren, Lehrer an höheren Yehranitalten und PBrivatgelehrte geiſt— 
fihen und weltlihen Standes in München eingefunden. Leider 
war die theologiiche Facultät in Tübingen nicht vertreten. Eine 
hohe Aufgabe war der Berfammlung bejchteden. Die richtige 
Löjung derjelben mußte für das fatholiiche Deutichland von der 
größten Bedeutung werden. Galt e3 doch nicht allein, die uns 
hriftliche Wiſſenſchaft zu bekämpfen, jondern auch die inneren 
Differenzen beizulegen und hiedurch ein gemeinjchaftliches Auftre- 
ten zu ermöglichen. Es waren bejonders zwei Richtungen auf 
dem Congreſſe vertreten: die ſ. g. ‚Neufcholafti und die ‚deut: 
iche Wiſſenſchaft“ Die Anhänger der alten, von der negativen 
Zeitftrömung unberührt gebliebenen Schule, welche deren Leiſtun— 
gen in Deutjchland wieder zur Anerkennung und Geltung bringen 
wollten, und die Vertreter der faum erſt aus den Feſſeln des 
PBroteitantismus befreiten fatholiihen Schule in Deutichland ſtan— 
den fich gegenüber. Beide Richtungen waren aber nicht wejentlich 
von einander verichieden, und zur dauernden Bereinigung bedurfte 
e3 von beiden Seiten nur eines wahren und aufrichtigen Gehor: 
jams gegen den oberiten Lehrer dev Kirche, den Papſt, und der 
Unterwerfung unter ſeine Entſcheidungen“. 

Sehr ſcharf kritiſirt Biſchof Laurent das Einladungsſchreiben. Siehe 
Möller, Biſchof Laurent, Bd. 3, Anhang S. XIIIff. 

® Friedrich, Döllinger IIT, 288 ff. 

> Mitgetgeilt in Berhandlungen, ©. 16 ff. 

* Ratholif 1864, II, 95 ff., 196 1. 


424 Kap. 22. Die Rede Döllingers. 


Die Verſammlung wurde durch eine Pontificalmeſſe des Erz— 
biichofes Gregorius Scherr in der Abteifiche von St. Bonifatius 
eröffnet. Die Situngen fanden im Capitelsſaale ftatt. In jei- 
ner DBegrüßungsrede verbreitete ſich Abt Haneberg über den Ge— 
winn ſolcher Vereinigungen für die katholiſche Wiſſenſchaft und 
berührte die dagegen erhobenen Bedenken. Hierauf las er Die 
biichöflichen Zuftimmungsjchreiben ganz, oder zum Theil vor. 
Bor Beginn der Verhandlungen legten die Anweſenden das tri- 
dentiniſche Glaubensbekenntniß ab. 

Zum Präſidenten der Verſammlung wurde Döllinger PR 
Acclamation gewählt und ihm die Ernennung des Comites für 
die Anordnung und Leitung der Gejchäfte überlaflen. 

Ehe man in die Verhandlungen eintrat, hielt der Präſident eine 
längere Rede ‚über Vergangenheit und Gegenwart der katholiſchen 
Theologie‘ !. Ein Meiſterſtück in der Form, legt diejelbe zugleich 
ein entiprechendes Zeugniß von dem reichen Willen ihres Berfaflers 
ab, enthält aber manche Punkte, die Anſtoß erregten, wie bei= 
Iptelsweile die ungenügende und unrichtige Darftellung der willen- 
Ichaftlichen Zuftände in Spanien und Italien; andere Aeußerun— 
gen waren wenigſtens jehr mißverftändlich, wie der Sat ‚durch 
Irren gelange man zur Wahrheit‘, die Behauptung, daß der 
Wiſſenſchaft vor Allen die Freiheit noth thue auch die Frei— 
heit zu irren — nicht zwar dogmatisch, wohl aber theologiſch u. ſ. w. 
Solche Aeußerungen und die abfällige Kritik über die theologiiche 
Wiſſenſchaft in Italien veranlaßte fieben Mitglieder der Ver— 
Jammlung eine gut motivirte Berwahrung einzulegen, weil die 
Rede Döllingers leicht als Programm der Verſammlung ange: 
jehen werden fünne. Dieſe Gegenerklärung ? rief beitige Debatten 
hervor; doch wurde vorläufig die Eintracht nicht geitört. Die 
Unterzeichner verlangten nicht eine Veröffentlichung ihrer Erflä- 
rung, ſondern nur deren Berlegung zu den Acten, was auch geichab. 





Abgedruckt in Verhandlungen, S. 25 ff. 

»Sie steht in Moufang, Die Kirche und die Verjammlung fatholiicher 
Gelehrten, ©. 42 ff, und Hergenröther, Kirche ıc., ©. 44 ff. Diejer Pro- 
tejt ‚Fand übrigens auch bei anderen Mitgliedern der Verſammlung Zuſtim— 
mung, objchon fie ihn nicht unterjchrieben hatten‘ (Silbernagl, ©. 279). 
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Die Hanptgegenſtände der Verhandlungen waren die Grün: 
dung eines Katholischen Gentralorgang, wovon man aber wegen 
der augenbliclichen Umausführbarfeit wieder abging und dafür 
eine Erweiterung des ‚Literariichen Handweiſers‘ beichloß, ferner 
die Bildung ‚einer Geſellſchaft Fatholifcher Gelehrten zur Abwehr 
von Angriffen der Proteſtanten gegen die Katholiken‘, die ‚Heran- 
bildung junger talentvoller Kräfte für die katholiſche Wiſſenſchaft', 
die Verbreitung gelehrter und populärer apologetiicher und pole: 
miſcher Schriften, die Betheiligung bei der bevoritehenden zweiten 
Auflage des Kirchenlertfons von Weßer und Welte u. ſ. w. Von 
Döllinger wurde ein Antrag ‚bezüglich eier eingehenderen Be— 
ichäftigung des Klerus mit der Nationalökonomie und den jocia= 
len Fragen‘ geftellt und begründet !. Auch beauftragte die Ver: 
jammlung den Abt Haneberg, ein kritiſches Urtheil über das 
Leben Jeſu von Nenan abzufaifen, welches in ihrem Namen ver: 
öffentlicht werden jollte. 

Der Hauptpunft aber, mit welchem die verfammelten Ge— 
(ehrten ſich befaſſen mußten, war ‚das Berhältnig der Freiheit 
der Wiſſenſchaft zur firchlichen Lehrautorität‘. Um dieſe Frage 
eingehend zu discutiven, wurde ein Ausſchuß ernannt. Die Ma— 
jorität der Mitglieder desjelben vereinigten ſich über folgende drei 
Theſen, welche der Verfammlung zur Annahme vorgelegt wurden. 

1) ‚Der immige Anſchluß ar die geoffenbarte Wahrheit, 
welche in der katholiſchen Kirche gelehrt wird, it eine wichtige 
und umerläßliche Bedingung für die fortichreitende Entwicklung 
einer. wahren und umfaſſenden Speculation überhaupt, und für 
die Meberwindung der gegemvärtig herricenden Irrthümer ins— 
bejondere. 2) Für Seden, der auf dem Standpunkt des fatho- 
liſchen Glaubens fteht, ift es Gewiflenspflicht, in allen jeinen 
wiſſenſchaftlichen Unterfuchungen ſich den dogmatiſchen Austprüchen 
der unfehlbaren Autorität der Kirche zu unterwerfen. Dieje Un: 
terwerfung unter die Autorität ſteht mit der der Wiſſenſchaft na: 
turgemäßen und notwendigen Freiheit in feinem Widerſpruch. 
3) Die Verſammlung mißkennt feineswegs die Fortſchritte, welche 


' Verhandlungen, ©. 76 11. 
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Die neuere Zeit in allen Zweigen der Wiſſenſchaft darbietet; aber 
ſie glaubt zugleich, daß der ſpeculativen Forſchung der Gegenwart 
Nichts Förderlicher jein fünne, als ein unbefangenes Studium der 
großen Tradition chriftlicher Philoſophie, welche die Rejultate des 
antifen Denkens in ſich aufgenommen und weitergeführt hat‘ t. 

Nach verichtedenen Debatten wurden die erjte und die zweite 
Theſe ‚mit Ausnahme von drei dilfentivenden Stimmen‘ ? von 
der Berfanmlung angenommen, über die dritte Theſe dagegen 
auf Antrag des Profeſſors Dr. Floß in Bonn ‚für diesmal‘ fein 
Beſchluß gefaßt, Jondern em jolcher der nächſten Berfammlung 
vorbehalten, weil eine gründliche Erörterung ihres Gegenstandes 
wegen des Schlufles der Berfammlung nicht möglich jet. 

Mit der fiebenten Sitzung wurde die Berfammlung, welche 
in einer Adreile? an Papſt Pius IX. ihre Treue und Unter: 
würfigfeit gegen den heiligen Stuhl documentirte, geſchloſſen. 
Die nächte Verſammlung ſollte in Würzburg Itattfinden. Aus 
eigenem Antriebe Jandten Döllinger und Haneberg ein Telegramm 
an den Prinzen Hohenlohe in Rom mit der Bitte, den heiligen 
Vater in Kenntniß zu jeßen, daß dieſe erite Verſammlung katho— 
(iicher Gelehrten in München in kirchlicher Weiſe, d. h. mit Gebet 
und Gottesdienit und Ablegung des Glaubensbefenntnilies, begon- 
nen und im gleichen Geiſte fortgeführt und geichlofen worden jet; 
daß ferner die neu erhobene Streitfrage über das Verhältnig der 
Wiſſenſchaft zur Kirche im Sinne der Unterordnung jener unter 
die Autorität der Kirche entichteden worden ſei. Noch an dem— 
ſelben Abend erfolgte die telegraphiiche Antwort dv. Hohenlohe's, 
daß Seine Heiligkeit der Verſammlung Ihren Segen jende, ihre 
Beſchlüſſe mit Wohlgefallen aufnehme, und ſie in ihrem wahrhaft 
fatholiichen Unternehmen fortzufahren ermutbige. 

‚Ben die Gelehrtenverfammlungen‘, ſprach Regens Mou— 
fang in feinem Toaſte auf den Präftdenten Döllinger, ‚in ihrer 


U. D.8. 377, 

A. a. D., ©. 108 ff. Zwei der diljentirenden Vertreter ſchloſſen fich 
zleßt der Majorität an. Siehe ©. 127. 

A. a. O., S. 93. Heigenröther hatte eine größere Adreſſe entwor- 
jen, die aber nicht angenommen wurde. Siehe Kirche ıc., ©. 41 ff. 
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periodiichen Wiederkehr, die wir bejchloffen haben, in demielben 
Geiſte fortfahren, im welchem wir in diefen Tagen dazu den Grund 
gelegt haben, im Geifte des glaubenstreuen Anſchluſſes an die 
Kirche und ihr unfehlbares Lehramt und im Geifte der Liebe, 
des Entgegenfommens, des Verſtändniſſes, der wahren und auf: 
richtigen Concordia, jo ift ja fein Zweifel, daß die Wiſſenſchaft 
und die Religion hievon einen umermeßlichen Nutzen haben wer— 
den!‘ Diefe Hoffnung ging nicht in Erfüllung. Bei aller Ein: 
tracht und wechjeljeitigem Gntgegenfommen der verfammelten Ge— 
lehrten fonnte doch dem aufmerfiamen Beobachter nicht entgehen, 
daß Die verjchiedenen Strömungen nicht jo leicht nach einem 
Ziele hin geleitet werden fünnten. Die Discuffion über die Frei— 
beit der Wiſſenſchaft und die vielfach hiebei zu Tage getretene 
Abneigung gegen die Scholaftit mußten auch jehr Janguinijche 
Hoffnungen herabitimmen. Auch die Schlußrede ? Döllingers mit 
ihren jcharfen Bemerkungen über ‚den bitteren und friedhäſſigen 
Ton, das pruritus des Denuncivens und Cenſurirens‘ gewiſſer 
‚Kirchlichen Zeitjchriften und Streitichriften‘, bejonders ‚wenn e3 
ſich um Aufftellung philoſophiſcher Theorien, Erkenntniß-Prin— 
cipien und beren Gebrauch in theologiichen Dingen handle‘, und 
über ‚gegen die jeit verhältnißmäßig kurzer Zeit beliebt gewordene 
Methode des Verdächtigens‘ u. j. w., konnte die Befürchtung, daß 
man noch jehr weit vom vorgeftedten Ziel entfernt jet, nur bes 
jtätigen ®. 
Kurz nad Schluß der Gelehrtenverfammlung erſchienen ſehr 
gehäffige Artikel voll Verdächtigungen der romano⸗ſcholaſtiſchen 
Partei‘ in der Tagespreſſe, deren Verfaſſer Schuß dev deutſchen 
Wiſſenſchaft gegen die Unterdrückung durch römiſche Cenſuren 
verlangten“ und die Verſammlung in München heftig tadelten, 


- 


Verhandlungen, S. 139 7. 
Rerhandlungen, ©. 130 ff. 5 * 
Siehe Friedrich, Geſch. des Vatic. Concils, S. 283f. Michelis, 
Kirche oder Partei, S. 14f. — 
4 Die Spaltung wuchs‘, ſchreibt Jörg in Hiſt.pol. Bl., Bd. Br 2 
‚der Name „Romaner“ wurde von dem Namen „Scholajtiter der= 
drängt, wahrjheinlich, um auch Die deutich gebildeten Herren don Mainz zu 
jubjumiren.‘ 
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weil fie feine Erklärung über die Freiheit dev Wiflenichaft zu 
Gunften Frohſchammers gegeben, und der Verdächtigungsſucht 
und Verketzerungsſucht der Neufcholaftifer nicht entjchieden entgegen 
getreten jei. Diefes höchſt ummürdige Gebahren der Preſſe rief 
bei allen eimfichtsvollen Männern große Entrüftung hervor, welche 
in Wort und Schrift ſich fundgab. Die Civilta cattolicä bethei- 
ligte ſich ebenjall® an der yederpolemif, indem fie in einigen 
Artifeln die iwrigen Behauptungen Döllingers in jeiner Eröff- 
nungsrede mit Geſchick, aber in einem etwas gereizten Tone 
widerlegte !. 

Der heilige Stuhl ließ die Vorgänge in München nicht un- 
beachtet. Schon am 11. September 1863 richtete der Nuntius 
im Auftrage des heiligen Vaters ein Schreiben an den Erzbiichof 
von München, worin er dem Prälaten bejonders einjchärft, darüber 
zu wachen, daß ‚aus der abzuhaltenden Verſammlung weder der 
Reinheit des Glaubens und der fatholiichen Lehre ein Nachtheil 
erwachle, noch der Ehrerbietung und Unterwerfung, welche alle 
Släubigen, wellen Standes fie auch ſein mögen, der Autorität 
und dem Lehramte der Kirche ſchuldig jeien‘. Der günftige Be— 
richt des Grabiichofes vom 8. Dftober über die Verſammlung 
fonnte den apoftolifchen Stuhl nicht vollſtändig beruhigen. Am 
21. Dezember 1865 erlieg Pius IN. ein Breve? an den Erz 
bifchof, in welchen er die Bedenken gegen Solche VBerfammlungen 
kurz zufammenftellt und zugleich die Grundſätze ausfpricht, deren 
Befolgung zu einem jegensreichen NRelultate auf dem Gebiete der 
fatholiichen Wiſſenſchaft Führe. 

Der heilige Vater beauftragte zugleich einen Nuntius in 
München, den deutichen Biichöfen zwei Fragen vorzulegen, ‚ob jolche 
Berlammlungen opportun, und welche Bedingungen nöthig ſeien, 
Damit ſie der Kirche wahrhaft zum Vortheil gereichten‘. Auf 
Grund der eingelandten Antworten ftellte der heilige Stuhl die 
Bedingungen jet, unter welchen die Gelehrtenverfammlungen in 
Zukunft jtattfinden könnten. Dieſe Bedingungen enthält das 


' Eine deutjche Heberjeßung erichten Mainz 1864. 
»Abgedruckt im Katholif 1864, I, ©. 257 ff. 
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Schreiben ! des Nuntius an die Biſchöfe vom 5. Juli 1864. 
Vor Allem verlangt der Papit volltommene Anerkennung der in 
dem oben angeführten päpftlichen Schreiben an den Erzbiichof auf: 
geitellten Grundjäße als ‚Regel für alle Discufftonen‘ und Feſt— 
ttellung der Eigenjchaften der zur Verſammlung Einzuladenden. 
Die Abhaltung der VBerfammlung darf nur mit Erlaubnig des 
betreffenden Diöceſanbiſchofes Ttattfinden. Ihm find auch die 
Namen der Theilnehmer, wie die Gegenjtände der Verhandlung 
befannt zu geben, damit er die ihm ‚weniger opportun ſcheinen— 
den‘ streichen fann. Die Veröffentlichung der Acten darf nur 
nach eingeholter biſchöflicher Erlaubniß geichehen. 

Wer dieſe Forderungen des heiligen Stuhles aufmerkſam 
prüft, wird unſchwer erkennen, daß diejelben nicht allein in ſich 
vollfommen berechtigt ? find, jondern daß fie auch, namentlich die 
Hauptforderung, mit der eigenen Erklärung der Münchener Ver— 
Jammlung im Einklange jtehen. Trotzdem rief das päftliche Breve 
vom 21. Dezember in Verbindung mit dem Nuntiaturſchreiben 
in manchen gelehrten Kreifen Mipitimmung hervor. Das in 
München ernannte Comite lieg die bereits anberaumte Der: 
jammlung in Würzburg wieder abjagen. Dieſer Schritt war um 
jo auffallender, als Dr. Hettinger, Mitglied des Comites, hievon 
gar nicht in Kenntniß gejeßt ward, und ſchon die einleitenden 
Vorbereitungen für die Gelehrtenverfammlung getroffen hatte, 
als er aus den Zeitungen erfuhr, daß der Plan aufgegeben jet, 
Die Berfammlung unterblied. Eine Scheidung dev Geiſter er— 
folgte. Die Gereiztheit der Vertreter der ſ. g. deutſchen Wiſſen— 
ichaft gegen die ‚Neufcholaftifer trat immer deutlicher zu Zage. 

Einen Beweis hiefür liefert die Broſchüre des Profeſſors 
Friedrih Michelis?. Wie ſchon ihr Titel ‚Kirche oder Partei‘ 
andeutet, führte der Verfaſſer diefer verworrenen und unklaren 
Schrift! die Enticheidung des apoftolifchen Stuhles bezüglid) der 


Es ſteht Katholik 1864, IL, S. 220. 

? Anders urtheilt Friedrich, Vatic. Concil, ©. 287 f., 289. Siehe auf 
Katholif 1864, IL, ©. 601. 

3 Er war Profefjor in Braunsberg und wurde jpäter ‚Altkatholif‘. 

Münſter 1865. 
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Gelehrtenverfammlungen auf unmürdige Denunciationen einer 
Partei zurüc, deren Sprecher der Nuntius in München jei. Diejer 
habe durch unmwahre Berichte die Berfammlung bei dem heiligen 
Stuhle in Mißcredit gebradt. Die Angriffe auf die angeblich 
in München umterlegene Partei, wozu Michelis bejonders Die 
Unterzeichner der Berwahrung gegen die Rede Döllingers rechnet, 
und jeine gegen die Herausgeber des ‚Katholif‘ gejchleuderten un- 
wahren Beichuldigungen veranlaßten Moufang und Hergenrötber, 
die Schritt von Michelis auf ihren wahren Gehalt zurüczuführen !, 
die Ungereimtheiten und Phantaſtereien ihres Verfaſſers darzulegen 
und deſſen mehr als unbegründete Vorwürfe zurüczumeifen. 

Wie richtig die beiden Gelehrten den unruhigen und eigen- 
ſinnigen Profeſſor beurtheilt, bezeugt er jelbit in jeinen ſpäter er- 
jchtenenen fünfzig Thejen ?, in welche ex feine falſch-reformatoriſchen 
Ideen einfleidete. Diejelben hatten jedoch feinen weiteren Ein- 
fluß auf den Gang der Ereigniſſe, jondern riefen nur einige 
Spottichriften ? hervor. 


Die Katholiken Deutjchlands hatten nicht allein über die 
Aufhebung und PBroteftantifirung der katholiſchen Lehranitalteı 
Klage zu führen, jondern auch über den antifirchlichen und un— 
hriftlichen Geist, welcher im allgemeinen an den neuen Staats- 
anftalten herrſchte. Der Beſuch der Hochſchulen war für katho— 
liche Sünglinge mit großen Gefahren für ihren Glauben ver: 
bunden. Die Philoſophie, in ihren Hauptvertretern jeit Kant 
dem pofitiven Ehriftenthume gänzlich entfvemdet, war zum Pan— 
theismus in jeinen verjchtedenen Formen verunftaltet und Itand, 
trog der religiös und chriftlich Elingenden Phrajen einzelner Phi: 
(ojophen, zu den Glaubenswahrheiten der Kirche in ſchroffem 
MWideripruche. Der Beſuch ſolcher Vorlefungen mußte die Zu: 
hörer in ein Labyrinth von Irrthümern führen, aus welchem fie 


In den ©. 422 N. 2 und ©. 424 N. 2 angeführten Brojchüren. 

Braunsberg 1867. 

’ Fünfzig Glofjen zu den fünfzig Theien des Dr. Fr. Michelis ꝛc. von 
einem Pfarrer am Niederrhein. Mainz 1868. 
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nur ſelten einen Ausweg janden. Auch das Studium der ſ. g. 
eracten Wiljenichaften, obſchon diejelben nicht in directer Beziehung 
zur Religion jtehen, war nicht ohne Gefahr für katholische. Stu: 
denten, theils wegen der ungläubigen Richtung der meijten Pro- 
feſſoren, theils wegen ihrer mit dem Glauben in Wideriprud) 
ltehenden Doctrinen. Das Verlangen nach einer auf fatholiicher 
Grundlage erbauten und vom Geifte des Glaubens durchdrungenen 
und beherrſchten und unter der Autorität der Kirche gelehrten 
Wiſſenſchaft wurde täglich größer und jand auch in der fatho- 
lichen Preſſe einen Ausdruck!. 

Diefem Bedürfniß fonnte am beiten duch Gründung eimer 
freien fatholiichen Univerſität abgeholfen werden, da es für den 
Augenblid unmöglich war, die ftiftungsmäßig katholiſchen Hoch— 
ſchulen ihrem uriprünglichen Zwecke wieder zurück zu evobern. 

Als die deutjchen Biſchöfe in Würzburg zujammen traten, 
erbat jich Hofrath Buß in Freiburg die Erlaubniß, den kirchlichen 
Oberhirten jeine Gedanken über die Errichtung einer freten fatho- 
lichen Univerfität, für welche er bereits im Jahre 1846 einge: 
treten war ?, vortragen zu dürfen. Die hohen Prälaten erklärten 
fich mit jeinen Ausführungen im Ganzen einverftanden, wollten 
aber noch feinen Beichluß fallen ’. Doc iprachen einzelne Biſchöfe 
den Wunjch aus, daß der ‚katholische Verein‘ * mit diefer Ange— 
(egenheit jich befaſſen jolle. Der Vorort Mainz ging hierauf ein 
und erließ jchon am 28. November ein Circularẽ an die Einzel 
Vereine, worin diefer Plan warm befürwortet und furz begründet 
wurde. Von nun an bildete das Project der Gründung einer 
fatholiichen Univerfität ein ftehendes Thema faſt allev Generalver: 
jammlungen der fatholifchen Vereines. Die dritte Generalver- 


U Vgl. Buß, Die Reform der kath. Gelehrtenbildung in Teutſchland 
und die Gründung einer freien fath. Univerfität. Schaffhauſen 1852. 

? Buß, Der Unterjchied zwijchen den fathuliichen und den proteitanti- 
chen Univerfitäten Deutjchlands ꝛc. Freiburg 1846. 

” Collect. Lacens. V, p. 1124. 

* Siehe Kapitel 27. 

> Abgedruct in Sammlung von Actenſtücken ꝛc., ©. 75 ir. 

6 Die betreffenden Beichlüffe find mitgetheilt in Sammlung ꝛc, ©. 77 ff. 
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ſammlung zu Regensburg 1849 faßte den Beichluß, ‚die Ange— 
(egenheit der Gründung einer fatholiichen Univerjität in Deutjch- 
land joll dem hochwürdigſten Episcopate Deutichlands, im Falle 
er die Errichtung eimer jolchen Hochichule Für nothwendig erachtet, 
in der Weiſe überlaflen werden, daß Hochderjelbe dem fatholiichen 
Bereine, rejp. den einzelnen Gentral- oder Provinzial-Bereinen zu 
erkennen gebe, welche Mitwirkung er von Seite der Vereine in 
Anſpruch zu nehmen ſich veranlagt ſehen fünne!. Die Ber- 
lammlung in Münſter ernannte ‚in dev Ueberzeugung, daß der 
hochwürdigſte Episcopat dieſem wichtigiten Intereſſe der Gegenwart 
ſeine Sorge zuwendet, ſofort einen Ausſchuß als Organ, durch 
welches in dieſer Sache der hochwürdigſte Episcopat das Erforder— 
liche an den katholiſchen Verein Deutſchlands gelangen laſſen 
fönne‘ ?. Auch die Folgenden Generalverſammlungen verloren 
diefen wichtigen Punkt nicht aus den Augen. 

Die Generalverfammlung in Aachen im Jahre 1862 trat 
endlich der Sache näher’. Sie beſchloß die Errichtung einer 
fatholiichen Univerfität und legte eine Subjeriptionslifte für frei— 
willige Beiträge auf. Auch wurde ein Comité ernannt, um Die 
nöthigen Vorbereitungen zu treffen. Dasjelbe eniwarf jogleich ein 
Programm, welches den deutjchen Bilchöfen * zugefandt ward. 
Diele zollten dem Unternehmen ihren Beifall und ließen demjelben 
im Verein mit Klerus und Bolt ihre materielle Unterſtützung 


_ 


Verhandlungen, ©. 203. Sammlung ıc., ©. 77. 

" Verhandlungen, ©. 249. Sammlung ıc., ©. 78. 

’ Bejonderen Eindruf machte die Rede Möllers, Prof. in Löwen. 
Siehe Verhandlungen, ©. 108 ff. Der Beſchluß fteht a. a. O. ©. 276 und 
Sammlung ꝛc. ©. 79. 

Mit innigſter Freude begrüßte‘ Biſchof von Ketteler das ‚Unterneh: 
men‘. Er jehrieb am 6. Januar 1863 an Hofrath Phillips, der das Pro- 
gramm des Comites zur Stiftung einer fatholiichen Univerſität mitgetheilt 
hatte: ‚Die Schaffung einer fatholiichen Hochſchule iſt die Krone all’ unserer 
Kämpfe für die Freiheit der Kirche. Die Kirche wird niemals frei jein, 
wenn ihr die Freiheit des Unterrichtes fehlt; damit aber das apojtoliiche 
Wort wahrhalt frei jei, muß es in den Hochſchulen der Gelehrten in gleich 
ungetrübter Reinheit vernommen werden, wie in den Schulen der Armen. 
Das Monopol des Unterrichtes, welches der moderne Staat für ſich in An: 
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angedeihen !. Hiedurch ermuntert, faßten die Mitglieder des 
Comités auf einer Verſammlung in Stuttgart ?, im Januar 1863, 
den Beſchluß, weitere Schritte in dieſer Sade zu thun. Vor 
Allem aber erachteten ſie für geboten, fih ‚an das Fundament 
der Kirche, den Mittelpunkt der Einheit zu wenden, damit der 
heilige Vater diefem Unternehmen jeinen Segen jpende‘, und ihn 
zugleich zu bitten, ‚einen der hochwürdigſten Kirchenfürſten zu ſei— 
nem Stellvertreter zu bejtellen‘, damit derjelbe die oberſte Leitung 
in dieſer Angelegenheit führe. Der Papſt beauftragte am 31. 
August 1863 den Gardinal von Geiſſel, Erzbiſchof von Köln, im 
Vereine mit den Bilchöfen v. Ketteler in Mainz und Martin in 
Paderborn, ‚alles dasjenige anzuordnen und zu thun, was zur 
Errichtung und gehörisen Begründung diejer katholiſchen Univer- 
ſität erjprießlich jein fünne‘. Won diefer Verfügung gab der Car— 
Dinal am 18. September dem Comité Kenntnip ®. 

Auf der Generalverfammlung in Frankfurt im jahre 1865 
eritattete Hofrath Phillips im Namen des Comiteés über deilen 
bisherige Ihätigfeit eingehenden Bericht * unter Vorlage der be= 
züglichen Actenſtücke und erklärte zugleich, ‚das einſtweilen noch 
von der Commiſſion weitere Borichläge nicht ausgehen könnten', 
da jetzt ‚natürlich der Erzbiſchof von Köln die Sache in jeiner 
Hand habe, und das Comite ‚mit ihm ins Ginvernehmen zu 
treten habe‘. 

Un den Bericht des Comités fnüpfte fich eine Debatte, bei 
welcher auch die unverfennbaren Schwierigkeiten, die dev Verwirk— 
lichung des Planes gegenüberitanden, zur Sprache kamen. ‚Die 


ſpruch nimmt, ijt in allen Gebieten ein jchreiendes Unrecht; aber das Un— 
recht iſt um jo ſchwerer, je höher die Lehrjtühle ſtehen, von denen Die gött— 
liche Wahrheit fern gehalten und in denen die trügerijchen Lehren Diejer 
Welt privilegirt werden.‘ (Sammlung von Actenſtücken, ©. 43. Raid, 
Briefe v. Kettelers. ©. 276 f.) 

ı Ihre Schreiben jtehen in Sammlung ıc., ©. 20 ff. 

? Siehe den Bericht des Hofrath Phillips auf der Generalverfammlung 
der kath. Vereine in Frankfurt 1863 (Verhandlungen, ©. 95 ff.). 

> Die bezüglichen Schreiben find lateinifh und deutſch mitgetheilt in 
Sammlung ꝛc., S. 57 ff. und Verhandlungen (zu Frankfurt), ©, 105 ff. 

+ Siehe oben Note 2. 

Brück⸗Kißling, Geſch. d. fath. Kirche im 19. Jahrh. IIT, 2. Aufl. 28 
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Kothwendigfeit und die Bedeutung der Gründung einer fatholi= 
ichen Univerfität‘ anerfennend, wies Profeſſor Joſ. Hergenröther 
hin auf ‚die in der Gegenwart noch hemmend entgegenftehenden 
ungverfitätiichen und ftaatspolittichen VBerhältniffe‘, auf ‚den Man— 
gel an PBerfönlichfeiten‘ und auf ‚die Schwierigkeiten, die geeigne= 
ten Mittel für diefe großartige Anftalt, die eben nur Fals eine 
großartige Anftalt der katholiſchen Sache dienen fünne‘, aufzu— 
bringen u.j.w.!. Die Berfammlung glaubte aber, bei ihrem 
Vorhaben beharren und über die Schwierigkeiten und Hindernifie 
ſich hinweg ſetzen zu jollen. 

Die Frage der Errichtung einer Fatholiichen Univerſität vier 
eine Gontroverje hervor, welche ſowohl wegen ihres Gegenjtandes 
als wegen der VBerfünlichkeiten, die in dieſelbe verwicelt waren, 
unfer Intereſſe in hohem Grade erregen fann. Um den Adel 
Wiürttembergs für die projectirte katholiſche Univerſität zu in- 
tereifiren, hatte Freiherr von Andlaw am 23. Januar 1863, alſo 
bald nad) der Stuttgarter Berfammlung, an eimen ihm befreun— 
deten Herrn em Schreiben ? gerichtet, worin er ‚die Einwürfe 
gegen die Zweckmäßigkeit einer ſolchen Anftalt: und ‚die Schwie- 
rigfeiten‘, welche ‚die Unternehmung ſchon im Voraus als hoff- 
nungslos erjcheinen ließen, im einzelnen anführt, beleuchtet und 
widerlegt und mit Hinweis auf das offenfundige ‚jchreiende Un— 
recht, die Züge? der Barität auf den vormals Fatholiichen Unis 
verjitäten‘, ſowie die ‚grundjäßliche und ‚iyitematifche Vertrei— 
bung katholiſcher Willenichaft und Anſchauungen von den Lehr— 
jtühlen‘ erklärt, daß unter folchen Verhältniſſen ‚den Katholiken 
fein anderes Mittel bleibe als Ausicheidung aus dem Gebiete 
willfürlicher Unterdrüdung und der Verſuch des Ausbaues eines 
eigenen Haufest !. 

Auf Wunſch des DBerfaflers ließ der Empfänger dieſes 
Schreiben Profeſſor Huhn in Tübingen vorlegen, um deilen An: 


' Berhandlungen ©. 112 ff. 
Andlaw, Offenes Sendjchreiben an Herin Dr. J. v. Kuhn, ©. 9ff, 
th.ilte das Schreiben mit. 
Im Original unterjtrichen. 
A. a. D., ©. 16. 


=> 


einer freien fath. Univerſität. 435 


fichten über den in Frage ftehenden Punkt zu vernehmen. Kuhn 
ſprach jich in jeinen ‚Bemerfungen‘ principiell gegen die Errich— 
tung einer freien katholiſchen Univerfität aus, gegen welche er 
theoretijche und practiiche Gründe geltend madt. Er iſt zwar 
‚nicht blind gegen die mannigfachen Verirrungen, die auf dem 
Gebiete der Natur-, der Rechts: und der philojophiichen Wiſſen— 
haften zu Tage treten,‘ und ‚verfennt ebenjowenig die vielfachen 
Mängel und Schäden des heutigen Univerſitätsunterrichts‘, ſowie 
die DBerlegung der Parität; troßdem aber erklärt er fich ganz 
entichteden gegen das Project einer ‚durch und duch‘ katholischen 
Univerſität, ‚auf welcher alle Wiſſenſchaften in völliger Harmonie 
mit der göttlichen Offenbarung gelehrt werden‘. 

Der Widerſpruch Kuhns gegen eine freie Fatholifche Univer— 
ſität hängt mit jeiner Auffaſſung des Verhältniſſes der Wiſſen— 
ſchaft zur Autorität der Kirche innig zufammen. Die Univerſität 
hat nach feiner Ansicht ‚die Aufgabe, Einſicht und Bildung, Er: 
kenntniß und Willenichaft . . . zu vermitteln. Die religiöfen und 
hittlichen lWeberzeugungen zu pflanzen und in den Gemüthern zu 
befeftigen, jet dagegen Aufgabe der häuslichen und Firchlichen Er— 
ziegung‘. Würde von leßterer Seite ‚geichehen, was gejchehen 
fünne‘, dann wäre nicht zu fürchten, daß ‚der Univerittätsunter- 
richt die Verwüſtungen anrichte, die man beflage‘. Die ‚gut er: 
zogenen und in ihren veligiöfen und ſittlichen Ueberzeugungen 
bejeftigten Sünglinge würden die Hörjäle verlaflen, die ihnen 
Gefahr drohen, und andere, beſſere aufjuchen; jedenfalls aber 
würden jte im Stande jein, das Unkraut vom Waizen zu unters 
icheiden, und nicht jenes in Saft. und Blut eindringen laffen‘. 
Ein auf ‚Autorität bafirter Unterricht fünne wohl bis zur Mün— 
digkeit jtatthaben‘; auf der Univerfität müſſe ‚ein Unterricht ans 
derer Art eintreten‘. Dabei fünne man wohl wünſchen, daß eine 
perjönfiche Ginwirfung der Lehrer auf die Studirenden im Sinne 
der Erziehung mehr, als insgemein geſchehe, Platz greifen möchte; 
niemals aber dürfe man den Univerfitätsunterricht zu einem auc— 
toritativ erziehenden herabdrücen, oder in die Bahn desſelben 
feiten wollen‘. Die Forderung einer confeflionell katholiſchen 
Wiffenichaft würde nad) den Gefegen der Parität auch die ‘Pro: 
38 * 
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teitanten berechtigen, eine confejltionell proteftantiihe Wiſſenſchaft 
zu verlangen. Cine jolche Parität ſei aber ein Ding der Un— 
möglichkeit, da die Proteftanten ‚für ſich die Lehrfreiheit in An— 
Ipruch nähmen‘, und die Katholiken ‚fein Recht hätten, ihnen dieſen 
Anſpruch abzuiprechen, oder zu verfümmern‘, und darum auch ſich 
nicht darüber ‚beklagen könnten, daß eine jolche Parität auf den 
Univerfitäten der paritätiichen Staaten nicht beftehe. Endlich 
jeten auch die ‚Jurisprudenz, die Medicın, die Philoſophie weder 
protejtantijche, noch katholiſche Willenjchaften; jte könnten und 
jollten unabhängig von confelltonellem Glauben begründet, betrie= 
ben und gepflegt werden‘. 

Der gelehrte Verfaſſer der Bemerkungen überjieht hier gänz- 
(ich, daß Unterricht und Erziehung Hand in Hand gehen müſſen, 
und daß katholiſche Sünglinge auc jene Willenfchaften, welche in 
ih ‚weder katholiſch noch proteſtantiſch‘ ſind, wie ‚Jurisprudenz, 
Medicin, Philoſophie‘!, nicht bei ungläubigen, oder der fatholiichen 
Kirche feindſeligen Profefloren hören können ohne große Gefahren 
für ihren Glauben, und daß eine nicht geringe Anzahl Itudirender 
Sünglinge, wie die Erfahrung leider nur zu deutlich beweiſt, auf 
der Univerſität an der Religion Schiffbruch leiden. Das Verlangen 
nach eimer Hochſchule, anf welcher katholiſche Profeſſoren, unter 
der Autorität der Kirche, die verfchiedenen Zweige der Willenjchaft 
ehren, war nur zu ehr berechtigt. Wie jehr es darauf ankommt, 
wer auch die mit den katholiſchen Glaubenslehren nicht direct in 
Berbindung ſtehenden Wiſſenſchaften vorträgt, erkannte ſchon der 
abtrünnige Kater Julian, welcher chriftlichen Lehrern verbot, Die 
heidniſchen Bhilofophen und Klaſſiker zu erklären, um auf Diele 
Weile die chriftlichen Jünglinge intellectuell und moraliich zu 
Ichädigen. 

Der innere Zuſammenhang der von Kuhn aufgeltellten Be— 
hauptung bezüglich) des Verhältnifies dev Wiſſenſchaft zur Eirchlichen 
Autorität ‚mit den großen firchenpolittichen Problemen der Gegen— 
wart‘ bewog den Herausgeber der hiſtoriſch-politiſchen Blätter, 
Dr. Edmund Sol. Jörg, die willenichaftliche Richtung des Tübin— 
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ger Dogmatifers im genannter Zeitichrift ‚peincipiell® beleuchten au 
lajfen. Er wandte jich im dieſer Abficht an Dr. von Schäzler ', 
welcher, obwohl ungern, der Einladung Folge leistete. Seine 
Artikel über die ‚Wiſſenſchaft und Autorität‘ 2 blieben von Kuhn 
nicht unbeantwortet, und jo entipann fich eine ſcharfe wiſſenſchaft— 
liche Polemik zwiichen beiden Gelehrten >. 

Auf der Generalerfanminng zu Würzburg 1864 legte das 
Comité die approbirten Statuten * zur Grrichtung einer freien 
katholiſchen Umiverjität vor und empfahl bejonders die Gründung 
von Didcefan-&omitös, um die nothwendigen Geldmittel aufzu: 
bringen. In Trier konnte 1865 Domcapitular und Regens Mou— 
fang ſchon berichten, day bereits in ſehr vielen Diöeeſen ſich 
Diöceſan-Comités gebildet hätten?®. Um auch den katholiſchen 
Frauen Gelegenheit zu bieten, sth an dem ſchönen Werke zu be- 
theiligen, trat der St. Katharinenverein ind Leben, an deifen 
Spite Damen vom höchiten Adel jtanden ®. 

Ungeachtet aller Bemühnngen und Opfer hatte das Wert 
einer freien katholiſchen Univerfität nur langfamen Fortgang. 
Die großen Schwierigkeiten in Aufbringung der Geldmittel, Die 
Anfeindung des Unternehmens, ſogar von Seiten fatholiicher Ge- 
(ehrten und Profeſſoren, und die politischen Verwickelungen, welche 
den in jeder Hinficht unheilvollen Krieg von 1866 herberführten, 
traten der Ausführung des Planes hemmend entgegen. Doc) 
verlor man denjelben nicht aus den Augen. Auf der General: 
verfammlung in Innsbruck 1867 erſchien eine Deputation aus 
Luxemburg, deren Sprecher, Profeifor Houſſe, den Vorſchlag 
machte, die Katholische Univerfität mit vorläufig zwei Facultäten 
in Luxemburg zu eröffnen. Für diefen Fall würden die ‚Negies 
rung und Stadtverwaltung‘ die notwendigen ‚Gebäulichkeiten zu 


ı Siebe oben S. 344. Siehe auch Hift.-pol. Bl. Bd. 53, ©. 21 ff. 

> Hift.:pol. Bl. Bd. 51 und 52. 

> Kuhn, Die hift.pol. Bl. über eine freie fath. Univerfität ıc. Tüb 
1863 (Separatabdruck aus dev Tüb. Quartalſchr. 1863). 

* Verhandlungen, ©. 355 ff. 

> Verhandlungen, ©. 161 if. 

Ma. DD. ©. 337 ff. 
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unentgeltlicher Benüßung zur Dispofition jtellen‘. Ja er glaubte 
logar, daß ‚die Landesregierung nicht abgeneigt wäre, die Hoch: 
ſchule zur erſten Einrichtung der dazu geeigneten Localitäten mit 
Geldmitteln zu unteritüßen‘. So vortheilhaft diefes Anerbieten 
auch war, jo konnte man aus verjchiedenen Urjachen, auch ſchon 
wegen der geographiichen Lage der Stadt, auf dasſelbe nicht 
eingehen !. 

Noch ungünftiger geitalteten ſich die Ausfichten für die Grün: 
dung einer freien fatholiichen Univerfität in den folgenden Jahren. 
Doch jollte wenigjtens ein Anfang gemacht werden. Vorerſt 
wurde die Errichtung einer ‚tatholiichen Akademie‘ in Fulda in 
Ausficht genommen. Die bier im Jahre 1869 verfammelten 
Biſchöfe gingen auf den Borichlag der biſchöflichen Commiſſion 
und des Gentralcomites ein und faßten einſtimmig den Beſchluß, 
eine katholiſche Akademie ins Leben zu rufen.“ Im DOftober 
wurde der von der biihörlichen Commiſſion unterzeichnete Aufruf? 
veröffentlicht. Dexjelbe enthält auch das Programm der Pprojec- 
tirten Anſtalt. Es jollten vornehmlich Philoſophie, Naturwiſſen— 
ſchaft, Linguiſtik und Geſchichte gelehrt, aber auch ‚Vorleſungen 
über die grundlegenden Disciplinen der Rechtswiſſenſchaft und der 
Kationalöfonomie gegeben werden‘. Die Unterzeichner des Auf— 
rufes heben noch furz den Nußen einer jolchen Anstalt hervor und 
Iprechen die Hoffnung aus, daß Klerus und Laien diefen Plan 
mit Freuden begrüßen und deilen Ausführung nad Kräften unter: 
tügen würden. Leider vereitelte der von Bismarck heraufbe- 
ſchworene ſ. g. Culturkampf auch diefes Unternehmen. 


'" Verhandlungen, ©. 215 ff. 

° Bon großem Gewicht war bei diejer Berathung die Stimme des er: 
wählten Biſchofs von Rottenburg, Dr. v. Hefele, der über die Art der Aus— 
führung des Unternehmens einen längeren Vortrag hielt. Auf Bitten Kette 
(ers ließ Hefele ſich bejtimmen, jeine Anfichten Schriftlich zu firiven. Sie 
machen Hefeles Einficht und firhlihem Sinn alle Ehre. Bon Bedeutung 
it namentlich, daß er verlangt: „Alles müſſe unter der Oberaufficht des 
päpſtlichen Kanzlers fein, welcher regelmäßig der Ortsbiichof jein jolle.*‘ 
(Pfülf, Biſchof v. Setteler IL 391.) 

’ Main; 1870. 
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Die Volksſchule. Einfluß der Kirche auf diejelbe. Beginn des Schulfampfes. Die Ber: 
handlungen im Frankfurter Parlament. Die Schulverhältnifje in Dejterreih. Beſtimmun— 
gen des EConcordates. Schulgejege. Der Wiener Gemeinderath. Die liberale Regierung. 
Die Schulgejege vom 20. Mai 1868 und 14. Mai 1869. Auftreten der Bilchöfe. 
Beihwerdeichrift an Minijter v. Stremayr. 


Der Kampf gegen die Kirche wurde auch auf dem Gebiete 
der Schule geführt. Die Feinde des pofitiven Chriftenthuntes 
fonnten in ihren Beitrebungen nur auf Erfolg rechnen, wenn der 
Jugendunterricht allem religtöjen Einfluffe entzogen wurde. Das 
geeignetjte Mittel zu dieſem Zwecke ſchien ihnen vorerit die Ver— 
Drängung der Kirche aus den Schulen und die Errichtung con— 
fejfionslofer Communalichulen, aus welchen ım Laufe dev Zeit 
naturnothwendig religionsloje Schulen hervorgehen mußten. 

Die deutjchen Regierungen hatten den Männern dieſer Rich— 
tung in mancher Beziehung jchon vorgearbeitet. Unbekümmert 
um das hiftorifche Necht und mit Hintanjeßung völferrechtlicher 
Verträge erklärten die einzelmen deutjchen Staaten die Schule ala 
ihr Eigentum und zogen deren oberjte Leitung an ſich. Doc) 
ſchloſſen fie die Kirche nicht ganz aus, jondern räumten ihr ein 
Mitwirkungsrecht, und zwar nicht allein in Bezug auf den Re— 
tigionsunterricht, jondern auch auf die Leitung der Schule überhaupt 
ein. Auch der confeifionefle Character der Schulen wurde beibe- 
halten, und die Errichtung von Communalſchulen nur ausnahms— 
weiſe und unter gewiſſen Bedingungen geſtattet. Der Ortspfarrer 
war in der Regel der geborene Präſident des Localſchulvorſtandes, 
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und auch im der Kreisjchulbehörde waren Getftliche, freilich nur 
als Bevollmächtigte des Staates, thätig. Auf dieſe Weiſe hatte 
die Kirche immer noch einen nicht gerade unbedeutenden Einfluß 
wenigitens auf die Volksſchulen; aber man darf doch nicht ber— 
kennen, daß die richtigen Grundjäße verlegt, dem Jugendunterricht 
. die religiöje Grundlage troß der Gegenbetheuerungen der Regie 
rungen entzogen nnd damit die Pläne der Kirchenfeinde gefördert 
wurden. 

Die Gegner der chriftlichen Schule jeßten alle Hebel in Be: 
wegung, um die Kirche ihres Einfluffes auf die Schule zu be= 
rauben. Als geeignetes Mittel zum Zwecke dünfte ihnen das 
Schulmonopol des Staates, der Schulzwang, die Verwandlung 
der Confeſſionsſchulen in gemischte Schulen und die Säcularifirung 
der firchlichen Schulftiftungen. 

Ein günftiger Augenblick zur Verwirklichung dieler Pläne 
Ichten mit dem Jahre 1848 gekommen. Seit diejer Zeit nahm 
der Kampf einen ernjteren Character an. Um mit mehr Erfolg 
zu arbeiten, waren die Agitatoren für unchriftliche Schulen bemüht, 
die Lehrer in ihr Intereſſe zu ziehen, was ihnen bei einem nicht 
geringen Theile derjelben Leider gelang. Auch unfirchliche und 
furzfichtige Staatsmänner boten zu diefem Unternehmen hilf: 
reiche Hand. 


Der Kampf um die Schule wurde im VBarlament in Frank: 
furt eröffnet. Dort war ‚eine jehr mächtige Bartei‘, welche ‚allen 
firhlichen Einfluß auf die höheren und niederen Schulen zu zer: 
itören Itrebte‘ !, und deren Devife Trennung der Schule von der 
Kirche und Errichtung confefttonslofer Schulen war. Die Auf: 
jtellung der Grundrechte bot ihr Veranlaſſung, mit diefen Plänen 
offen hervorzutreten. Site erreichte theilwerle ihren Zwed. Unter 
390 Abjtimmenden Tprachen ſich 316 Stimmen für den Ausſchluß 
der Kirche aus der Schule aus? Eine fleine Abänderung erhielt 
der betreffende Artikel in der zweiten Lelung, indem wenigjtens 

' Döllinger auf der Würzburger Biſchofsverſammlung. (Coll. Lac. V, 
1022.) 

" Wigard, III, 2303. 
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‚ver Neligionsunterricht der Beauflichtigung der Geistlichen als 
jolcher‘ * unterftellt wurde. Die Petitionen zahlreicher Gemeinden 
gegen die Trennung der Kirche von der Schule fanden feine Be— 
rückſichtigung. Dagegen wurde der Antrag des Schulausjchuffes: 
‚die öffentlichen Schulen dürfen nicht confelftonell jein‘, mit 228 
gegen 184 Stimmen unter 412 Abitimmenden verworfen ?. Die 
Grrichtung und Yeitung von Unterrichts und Erziehungsanftalten 
und die Ertheilung des Unterrichtes an denjelben wurde ‚jedem 
Deutjchen‘ freigeftellt, aber die Zulaffung zum Lehramt von einer 
vorausgehenden Staatsprüfung und Bewilligung abhängig gemadt. 

Die in Würzburg verjammelten deutichen Biſchöfe, welche die 
Tendenz der Frankfurter Beitimmungen wohl erkannten, faßten 
nach eingehenden Berathungen den Beichluß, ‚durch Anwendung 
aller gejeßlich zuläjligen Mittel dahin zu wirken, die den Katho— 
(ifen gehörenden Schulen als jolche gegen jedes Verderbniß zu 
bewahren, alle für katholiſche Schulen beſtimmten Fonds und 
alle Einkünfte für die fatholiichen Schulen feſtzuhalten‘, und, 
wenn dieſes nicht zu erreichen ſei, wenigſtens ‚jene Fonds zurück— 
zubalten, welche rein kirchlicher Natur find‘. Sollten aber ‚auch 
diefe Fonds der Kirche entzogen werden, oder nicht ausreichen‘, 
dann ſeien ‚andere Vorkehrungen zu treffen‘, um ‚durch möglichite 
Gründung neuer Volksſchulen und Schullehrerjeminarten, ſowie 
durch Beichaffung anderer hiezu erforderlichen Fonds‘ aus kirch— 
lichen Mitteln die Jugend vor den jchlimmen Einflüſſen einer 
‚antireligiöfen, dev Kirche feindlichen Richtung‘ in den Schulen 
zu bewahren ®. 

In Bezug auf den Neligionsunterricht gab die Verſammlung 
die Erflärting ab, ‚daß Niemand an einer Unterrichtsanftalt irgend 
einer Art fatholifchen Neligionsunterricht erteilen dürfe, dem nicht 
die Befugniß hiezu durch kirchliche Sendung übertragen jei‘, und 
daß die Biichöfe ‚dem Nechte nicht entfagen könnten, alle Religions— 
(ehrbücher in ihren Diöcefen auszuwählen und zu beftimmen‘, ſo— 
wie ‚den Neligionsunterricht zu leiten und zu viſitiren'. 

' Wigard, VI, 4141. 


?® Haßler, VI, 170; Wigard, VI, 4166 f. 
> Sißung 5ff. Coll. Lac. V, 1015 qq. 
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Gegenüber den dejtructiven Tendenzen der Stirchenfeinde, 
welche, vom Frankfurter Parlamente unterjtüßt, ihre Pläne mit: 
tels des vom Staate in Anfpruch genommenen Sculmonopols 
verwirklichen wollten, nahmen die Biſchöfe ‚jeßt wie früher Die 
Freiheit der Lehre und des Unterrichtes, ſowie die Errichtung und 
Yertung eigener Erziehungs: und Unterrichtsanftalten in Anſpruch;, 
da Te nur zu Deutlich erfannten, daß das vom Staate in An— 
Ipruch genommene ‚Prüfungsrecht ein Mittel werde, die Kirche 
zu tyrannifiren‘ !. | 

Diefe Grundſätze und Forderungen jprachen die Biſchöfe 
auch in ihrer Denkſchrift aus und legten dem Klerus und dem 
fatholiichen Volke ihre Pflichten bezüglich der Schule bejonders 
ans Her. 


Die öſterreichiſchen Biſchöfe hatten in ihrer Denkſchrift 1849 
auch die Echulfvage berührt ?. Sie wiejen darin insbefondere die 
Nothwendigfeit einer religiöfen Grundlage des geſammten Unter: 
richtes nad, wenn die Schulen nicht ‚der Propaganda des Um: 
Iturzes anheimfallen‘ jollen, und fnüpften hieran ihre bejonderen 
Wünjche und Anträge. Die Regierung verfannte nicht die Wichtig: 
fett der von den hohen Prälaten vorgebrachten Gründe für eine 
über die Ertheilung des Neligtonsunterrichtes hinausgehende Be— 
theiligung der Kirche an der Leitung des Unterrichtes. Sehr Klar 
und beitimmt ſpricht jich der Cultusminiſter, Graf Leo Thun, in 
jeinem Vortrage an Kaiſer Franz Joſeph vom 13. April 1850 
über das Verhältnig der Kirche zur Schule aus? Bon hoher 
Einsicht zeugt Folgender Paſſus. ‚Die Kenntniſſe‘, heißt es, ‚welche 
der Menſch erwirbt, find eine Macht, die er dem Guten oder dem 
Böſen dienſtbar machen fanı. Der Gebrauch, den er davon 
machen wırd, hängt vorzüglich von jeinen Jittlichen Ueberzeugungen 
ab, und die unentbehrliche Grundlage der Jittlichen Entwidelung 
der Menſchen ift die Religion. Eben deshalb iſt ihr lebendiger 


— 


L. ce. 1025. 
» Siehe oben ©. 26. 
’ Siehe Beiträge zum preußiichen und deutichen Kirchenrechte IL, 57 ff. 
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Einfluß auf die Erziehung ein in der menschlichen Natur gegrün- 
detes unabweisliches Bedürfniß. Dieſer Einfluß kann aber mır 
dann ein lebendiger jein, wenn der Neligionsunterricht mit dem 
anderweitigen Unterrichte im innigen Zujammenhange steht.‘ 

Der von der geiftlichen und von der weltlichen Behörde aus- 
geiprochene richtige Grundſatz bezüglich des Verhältnifies der Kirche 
zur Schule fand dem entiprechenden Ausdruck ım Concordate von 
1855, melches bejtimmt, daß ‚der ganze Unterricht der katholiſchen 
Jugend in allen, ſowohl öffentlichen als nicht öffentlichen Schulen 
der Lehre der katholiſchen Religion angemeſſen jein fol‘, und den 
Biihöfen aufträgt, ‚Torglam darüber zu wachen, dab bei feinem 
Lehrgegenjtande etwas vorfomme, was dem fatholischen Glauben 
und der fittlichen Reinheit zumwiderlaufe. Mus diefem Grunde 
tollen ‚alle Lehrer der für Katholiken beſtimmten Volksſchulen der 
kirchlichen Beauffichtigung unteritehen‘. ' 

Die getitlichen und weltlichen Behörden entfalteten einen vegen 
Eifer im Intereſſe des ugendunterrichtes. Die Regierung er: 
richtete neue PBräparandenichulen zur Ausbildung der Schulamts- 
candidaten, verbeilerte die materielle Lage der Lehrer, erließ eine 
Reihe der heilſamſten Verordnungen zur Hebung des Unterrichtes 
und Fand hierin die nachdrüclichite Unteritüßung bei dem höheren 
und niederen Klerus. Die Seelforger beichräntten ihre Ihätigfeit 
in der Schule nicht auf die Ertheilung des Neligionsunterrichtes, 
jondern griffen je nach ihrer Stellung auch in anderer Were in 
deren unmittelbare Leitung vortheilhaft ein und brachten in Der: 
einigung mit katholischen Laien nicht geringe Geldopfer für Schul— 
zwede. Dieſe Verdienſte der öjterreichiichen Geiftlichfeitt um das 
Schulwejen wurden auch von pädagogischen Zeitichriften des Aus: 
landes anerfannt und gewürdigt ?. Die Schulen Dejterreichs 
ftanden bezüglich ihrer Leiftungen den Anſtalten anderer Länder 
feineswegs nach. 


ı Helfert, Die öfterreichiiche Volksſchule, Bd. 3, theilt die betr. Ver— 
ordnungen der Negierung mit. 

? Siehe Rolfus und Pfiſter, Realencyelopädie des Erziehungs: und 
Unterrichtswejens IIl, 476. 
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Die Angriffe auf den chriftlichreligiöfen Character der Volks— 
ichulen in Defterreich gingen mit der Bekämpfung des Concor— 
dates Hand in Hand. Vornehmlich wurden die Niederlagen des 
öfterreichiichen Deeres im Jahre 1866 gegen die beitehenden Schul- 
zuftände bemüßt. Die liberalen Wortführer jchrieben die Siege 
des preußiichen Heeres im Widerfpruche mit den evidenteiten That- 
jachen einer beiferen Schulbildung der Soldaten zu, und bezeich- 
neten die Schulverhältnifie Defterreichd als höchit ungenügend und 
mangelhaft. Das Loſungswort der unftechlichen Barteien lautete 
jeßt ‚Reform des Schulwelens‘, insbefondere Entfernung des Ein: 
fluſſes der Kirche auf die Leitung der Schule. Die Gegner der 
fatholtichen Kirche, namentlich Dr. Herbit ! und jein Anhang, ent= 
falteten eine große Ihätigfeit, um die Kirche aus der Schule zu 
verdrängen. Nicht wenige oberflächlich gebildete, dünfelhafte Lehrer 
leifteten ihnen bereitwillig Handlangerdienſte. Der eigentliche Heerd 
der Verſchwörung gegen die chriftlichen Schulen war die fatjeriiche 
Reſidenzſtadt Wien. 

Schon am 24. November 1864 faßte der Gemeinderath von 
Wien den Beſchluß, ein ſ. g. Pädagogtum zu errichten, konnte 
aber wegen finanzieller Schwierigfetten denjelben noch nicht zur 
Ausführung bringen. Nach der Schlacht von Königsgräß wurde 
dDiefer Plan wieder aufgegriffen, und ungeachtet der Finanznoth 
zu deſſen Ausführung gejchritten. Der Gemeinderath beichloß in 
der Situng vom 21. Auguſt 1866 die Errichtung eines Päda— 
gogiums und die Ausjchreibung eines Concurſes für die Bejeßung 
der Stellen des Directors und des internen Lehrers. Die Ver— 
handlungen ? über dieſen Gegenstand laſſen nur zu Deutlich er— 
fennen, von welchen Beweggründen die Majorität des Gemeinde- 
vathes hiebei geleitet wurde. 

Die einzelnen Redner Tprechen ihren Haß gegen die fatho= 
liſche Kirche ganz unverhohlen aus und wollen ihr nicht den 
geringiten Einfluß auf die neue Anstalt zugeltehen. Gin Redner 
erklärte ſogar, ‚er halte das Inſtitut, wenn es einen ſpeeifiſch 


Siehe oben S. 237 ff. 
° Siehe Blumenleje religiöfer Reden ıc., ©. 6 ff. 
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fatholijchen Character befommen ſollte, wie die Volksſchulen, als 
ein mit dem Zodesfeime behaftetes‘. 

Der Plan fam vorläufig noch nicht zur Ausführung; aber 
man verlor denjelben nicht aus den Augen. Die inzwijchen er: 
folgten heftigen, von dem Neichsfanzler Beuft begünftigten Angriffe 
auf das Goncordat erfüllten die Wiener Gemeinderäthe wieder 
mit neuer Hoffnung. Wenige Wochen, nachdem Herbſt feine 
Anträge über die Schule (13. Juli 1867) eingebracht hatte, 
richtete dev Gemeinderath von Wien am 30. Auguft 1867 eine 
Boritellung an dos Abgeordnetenhaus. In derjelben heißt es 
unter Anderem: ‚Die jeßige Volksſchule iſt eine confeſſionelle 
Anſtalt und als ſolche in ihrem ganzen Beltande der Kirchen: 
gewalt überantwortet. Die natürliche Folge diefer Organifation, 
it die MWeberjättigung des geſammten Unterrichtes mit confellto- 
nellen Dingen, und die grundjäßliche Befeitigung all derjenigen 
willenjchaftlichen Fachgegenitände, welche mit den confeiltonellen 
Lehrjäßen im wirklichen oder jcheinbaren Widerſpruche ſtehen. 
Aus dieſer Einfeitigkeit des Unterrichtes vejultirt die Einfeitigfeit 
der Vorbildung und des Wiſſens, leerer Yormalismus, religiöſe 
Unduldjamfeit, PBietismus, verfehrte Weltanfchauung, und als 
Inbegriff alles deſſen die totale Unjelbititändigfeit des Charakters. 
In richtiger Erkenntniß dieſer folgenjchweren Uebelſtände hat der 
gefertigte Gemeinderath jeine ganze Sorgfalt darauf verwendet, 
um die Volfsichulen der Neichshauptitadt Wien von den ihre freie 
Entwidelung hemmenden Feilen zu befreien. Wohl jteht dem 
Gemeinderatd von Wien nunmehr ein entjcheidendes Votum bei 
der Anftellung der Lehrer zu; allein der Volfsunterricht ſelbſt in 
ftofflicher und formaler Beziehung und die Bildung der Lehrkräfte 
ift auch heute feinem Einfluffe gänzlich entzogen, ja dev bloße 
Verſuch, eine den Zeitbedürfnifien entjprechende Lehrer yortbildungs: 
anftalt in Wien auf feine Koften und unter Befeitigung der Kirche 
lichen Einflußnahme zu begründen, ift an der beflagenswerthen 
Derblendung und Befangenheit der hierbei maßgebenden Factoren 
geicheitert.‘ 

Die im September 1867 in Wien verjammelten Biſchöfe 
unterliegen nicht, in ihrer Adreſſe an Kaiſer Franz Joſeph die 
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eigentlichen Pläne der Schulagitatoren zu enthüllen. ‚Bei den 
stlagen‘, heißt es, ‚welche man über die bejtehende Einrichtung 
der Volksſchule erhebt, handelt es ſich nicht um Verbeſſerung des 
Unterrichtes. Wer dies nicht wüßte, müßte ein Fremdling ſein 
in der Gejchichte des Tages und gerade von jenen Stimmen, die 
am lautejten jchallen, gar feine Kenntniß genommen haben. Es 
ſind die Grundſätze der Neligion und Sittlichkeit, auf die man 
es abgejehen hat. Die Schule joll zur Propaganda des Unglau— 
bens umtgeftaltet werden; das ift die Hauptſache. Der Lehrer 
muß hierzu brauchbar jein, das it ſein erſtes, wichtigites Ver— 


dienst; je frecher er Religion und ſittliche Scheu verhöhnt, deſto 


würdiger iſt er dev Befürdergng. Um ſolche Werkzeuge in hin- 
verchender Anzahl zur Verfügung zu haben, jollen Lehrerbildungs- 
anftalten gegründet und darauf berechnet werden, ihre Zöglinge 
zur Geringichäßung alles Heiligen und Hohen einzufchulen.‘ 

Die Bilchöfe fanden ſich zu ihrem Schritte um jo mehr ver- 
anlaßt, als auf dem in Wien am 5. und 6. September abgehal- 
tenen Lehrertage Stimmen laut wurden, welche die erniteften Be— 
ſorgniſſe eimflößen fonnten. Ein Redner erklärte: ‚die Schule 
leiite nicht, was Ste jolle, weil fte der Kirche untergeordnet fei‘; 
em anderer ‚erachtet al& das umerläßlich Nöthige die Emanctpa= 
tion der Schule von der Kirche und ‚die Verbannung des con- 
teffionellen Neligtonsunterrichtes aus der Schule. Die meilten 
Redner ergoflen ſich in Frivolen und gemeinen Tiraden gegen 
Religion und Kirche und ernteten dafür reichen Beifall, während 
die wenigen ehrenhaften Männer, die fic) einem ſolch' unwürdi— 
gen Gebahren widerjeßten, durch Schreien und Lärm zum Schwei- 
gen gebracht wurden !. 

Die Adrejfe des Episcopates erregte den Zorn des Wiener 
Gemeinderathes in hohem Grade. In der Situng vom 4. Ofto- 
ber faßte er den Beichluß, gegen die angeblichen Bejchuldigungen 
der kirchlichen Oberhirten feierlich Verwahrung einzulegen. Es 
geichah dies in einer Adrefle an Kaiſer Franz Joſeph. Welcher 
Ton in derjelben herricht, dürfte aus folgendem Paſſus mehr als 
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zur Genüge erhellen. Bezugnehmend auf eine Stelle der biichöf- 
lichen Adreife heißt es: ‚Jedem it Klar, daß dieſe Worte ſich auf 
Die von der Gemeinde Wien angeltrebte Errichtung einer Lehrer: 
Fortbildungsſchule beziehen‘... ‚Eine folche Anklage entbehrt jo 
jehr alles geſunden Sinnes, daß nur der verblendete Hab fami— 
fienlojer, in dem Ideenkreiſe des eigenen „Ich“ eritarrter Män— 
ner fie zu erfinden vermag... ‚Wir haben alles gethan, um 
Religion und Moral in der Schule zu pflegen... . Die wider 
die Gemeinde Wien erhobenen Anklagen find der Wahrheit völlig 
widerftreitend, ſind falſche Beſchuldigungen. . . .“ Am 8. Oftober 
nuhm der Kaiſer die Adreſſe des Gemeinderathes entgegen. 

Letzterer führte nun ſeinen längſt beſchloſſenen Plan aus. 
Auf Koſten der Stadt wurde ein confeſſions- reſp. religionsloſes 
Pädagogium oder Lehranſtalt zur Ausbildung von Lehrern er— 
richtet und zur Leitung derſelben am 10. März 1868 der prote— 
ſtantiſche Pädagoge Dr. Friedrich Dittes! aus Gotha berufen, — 
ein Mann, von glühendem Halle gegen die Fatholtiche Religion 
und die Geiftlichen erfüllt, welcher den ſchlimmſten Einfluß auf 
den öfterreichiichen Lehreritand ausübte. 

Wie jchon an einem anderen Orte? berichtet wurde, hatte 
die Regierung Defterreihs außer dem Ehegejeß und dem Geſetz 
über die interconfejfionellen Verhältniffe den beiden Häufern des 
Neichstages auch einen Gefegentwurf über das Berhältnig der 
Schule zur Kirche zur Beratdung und Annahme zuitellen laſſen. 

An der Zuftimmung der Majorität des Abgeordnetenhaufes 
war faum zu zweifeln. Die Verhandlungen übten feinen Ein: 
fluß auf die Abftimmung aus? Die fachlich begründeten Eins 
wände der fatholiichen Abgeordneten gegen den Entwurf der Res 
gierung, welche fic wieder einer neuen Verlegung des Concor— 
dates ſchuldig machte, janden feine Beachtung bei den Liberalen, 
deren Mortführer ihr Beitreben, den Geiftlichen jeden Einfluß 
auf die Schule zu entziehen, unverhohlen ausjprachen, und dafür 
I Siehe ©. 446, N. 1. 
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den Beifall des hohen und niederen Pöbels auf den Galerien 
ernteten. Die Annahme des Entwurfes erfolgte am 29. Oktober 
1567. Die firchenfeindliche Preſſe jubelte. 

Am 30. und 31. März 1868 fanden die Berhandlungen 
über das Schulgeſetz im Herrenhaufe Itatt!. Der vom Grafen 
Hartig eritattete Bericht der Majorität der Commiſſion, welcher 
der Entwurf zur Begutachtung unterbreitet worden war, empfahl 
die Annahme des Geleßes. Die Hebung des Unterrichtes, ent— 
widelt das Gutachten, ſei ein unabweisbares Bedürfniß, welches 
der Staat, dem die Oberleitung der Schule zuitehe, in jeinem 
eigenen, wie im „Intereſſe der Staatsangehörigen‘ nicht ignoriren 
dürfe. Allerdings ſei die ‚zwiſſenſchaftliche Bildung allein nicht 
genügend‘; vielmehr ‚müſſe man das größte Gewicht auf die reli= 
gröfe und moraliſche Ausbildung und Erziehung der Jugend 
legen‘. Dieſer Forderung trage aber das Gejeg Rechnung, indem 
der ‚Neligtonsunterricht‘, ſowie die Prüfung der ‚Neligionslehrer‘ 
und die Entjeheidung, ob ‚die Religionsbücher zuläflig‘ ſeien, der 
Kirche und den Religionsgeſellſchaften ‚überlaflen‘ und ihnen ‚das 
echt verliehen werde, aus ihren Mitteln Schulen ausſchließlich 
für die Jugend ihrer Confeſſion zu errichten‘. ‚Endlich‘ ſei auch 
der Geiftlichkeit ‚ihre Stellung und Mitwirkung in dem Landes- 
ſchulrathe gefichert‘, und dadurch jet ‚der nöthige jegenbringende 
Einfluß der Kirche auf die Erziehung und religiöje Ausbildung 
gewahrt‘. Alle übrigen Lehrfächer ‚ver Volks- und Weittelfehulen‘ 
dagegen müßten ‚von dem Einflufle jeder Kirche und Religions— 
gefellichaft unabhängig Jen. Daß hiedurch ‚in einzelnen Fällen 
Uebelſtände veranlaßt werden‘, und auch ‚die VBerjchiedenheit des 
Slaubensbefenntnilies unter den Lehrern derjelben Schule wohl 
Störungen verurfachen und nachtheilig auf die Jugend wirken 
fünne‘, will die Majorität der Commiſſion nicht bejtreiten; allein 
‚eine Aenderung‘, meint jte, lafle fi mit $ 3 des Staatögrund- 
gejeßes, ‚laut welchem die öffentlichen Aemter allen Staatsbürgern 
gleich zugänglich Find, nicht vereinigen‘, und ‚man dürfe wohl mit 
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Vertrauen erwarten‘, daß ‚durch die mit der Leitung und Beauf- 
fichtigung der Schule berufenen Landesorgane jolchen Uebelſtänden 
vorgebeugt‘, oder ‚denjelben jchleunigit Abhilfe geichaffen werde:. 

Das von Gardinal Raufcher verfaßte Mtinoritätsgutachten ! 
fnüpft an die Erklärungen der 1849 in Wien verfammelten öfter: 
reichiſchen Biſchöfe über die Schule an und erwähnt hierauf das 
Entgegenfommen der Negierung, durch das ſchon 1850 die Schul- 
verhältnifie in einer für Kirche und Staat befriedigenden Weiſe 
geordnet worden jeten. Das Goncordat von 1855 babe die be- 
reits von den firchlichen und jtaatlichen Behörden practiich befolg- 
ten Grundjäße bezüglich des Jugendunterrichtes feierlich anerkannt 
und bejtätigt, und eine Abänderung desielben fünne nur durch 
einen neuen VBertragsbruch herbeigeführt werden. Das von der 
Negterung vorgelegte Schulgeſetz involvire nothwendig einen fol 
chen Vertragsbruch und veritoße zugleich gegen den ‚durch Die 
Erfahrung aller Jahrhunderte anerkannten Grundſatz, daß in den 
Jahren der Entwidelung das erziehende Moment den ganzen 
Unterricht zu beherrichen habe. Es müſſe die religiös—-ſittliche 
Erziehung‘ als ‚Grundjaß für die Jugendbildung ausgejprochen‘, 
den Schulen der ‚confellionelle Character: und der Kirche der ihr 
zufommende Einfluß auf die Schule gewahrt werden. Die Kechte 
des Staates auf ‚alle Unterrichtsanitalten‘ würden hiedurch nicht 
verletzt. 

Nach dieſen principiellen Auseinanderſetzungen ſtellte die 
Minorität der Commiſſion der Antrag, es ſolle in dem neuen 
Geſetze ‚grundſätzlich ausgeſprochen werden, daß der katholiſchen 
Kirche der ihr gebührende Einfluß auf die religiös-ſittliche Er— 
ziehung der katholiſchen Jugend gewahrt bleibe, und Die 
Volks und Mittelſchulen confeſſionell verbleiben‘. 

Die Generaldebatte eröffnete Graf Blome. Seine gehalt: 
volle Nede iſt vornehmlich gegen die Anfprüche des ‚confejltons= 
(ofen modernen Staates‘ auf Leitung des Jugendunterrichtes 
gerichtet. Der Redner begründet im Einzelnen, daß hiedurch 
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nicht nur die Rechte der Familie und der Kirche verlegt würden, 
jondern nothwendig auch eine große Verwirrung entitehen müſſe, 
indem ‚der Unterrichtsmintiter heute ein KHatholif, in einem Jahre 
ein Hegelianer, dann ein Israelit, dann ein Anhänger von Strauß 
und Renan fein und ‚jeine amtliche Stellung‘ benüßen fönne, 
um jeine Anfichten im weiteiten Maße zur Geltung zu bringen‘, 
wodurd ‚ein fortwährender Wechjel, Berwirrung, Verfall der 
Sitten u. ſ. w. entjtehe‘. Die Leitung des Unterrichtes durch den 
confelfionslofen Staat ſei eine Bedrückung des Gewiſſens. „Die 
Schule müſſe den Bekenntniſſen zurücgegeben werden.‘ 

Graf Wickenburg wünjcht in Anbetracht der Nothwendig: 
feit der ‚Sntelligenz‘, durch welche die Preußen ihre Siege im 
Sahre 1866 erfochten, eine Hebung der Volksſchule, insbeſondere 
Aneiferung ‚des Denfvermögens‘, wofür auch die Lehrerverjamm- 
lung in Wien ſich ausgeſprochen habe. Die ‚Ausführung‘ diejes 
Wunſches fünnten aber ‚die Diener der Kirche gewiß nicht über- 
nehmen‘, da ihnen ‚hiezu die nöthigen Eigenſchaften mangeln‘ und 
‚wohl auch der gute Wille‘. Lebteres begründet der Nedner mit 
der Thatſache, daß ‚der geistliche Berichteritatter: des Herren— 
haujes ‚vor mehreren Jahren‘ ſich gegen das von fünf Städten 
erbetene Einführen des ‚Turnens ın den Neichslebranitalten‘ aus- 
geiprochen hab‘. ‚Bei jolchen Umſtänden werde es Pflicht des 
Staates‘ jein ‚zu Jorgen, daß die zeitgemäßen Aenderungen getroffen 
würden. Das Goncordat fünne wohl fein Hinderniß bilden, da 
es hinfällig Jet. 

Wirdevoll antwortete diefem Redner Fürſt v. Windiſch— 
gräß, welcher die ganze vom jaljchen Liberalismus in Scene ge= 
jeßte Bewegung, durch welche ‚die Kirche aus dem Staate heraus- 
gedrängt werden Toll‘, trefflich characterifirte. Nach ihm betrat 
Brofellor und Hofrath Dr. Rokitansky die Nednerbühne. Seine 
Rede iſt mehr Erzeugniß eines leidenjchaftlichen Fanatismus als 
das Reſultat vernünftiger Erwägungen. Vom ‚Geiſte unferes 
Zeitalters* erfüllt, Tpricht ex der ‚empirifchen Forſchung‘ und ‚der 
eracten Wiſſenſchaft‘ im Gegenſatze zur ‚hohlen Speculation und 
Dralectif das Wort. Wir fd‘, ruft er aus, ‚aus Gefühls- 
menjchen unſer klar bewußte Berftandesmenschen geworden‘, welche 
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‚ven Geift frei machen wollen von allen Schranfen‘ Mit dieſen 
Errungenschaften der Neuzeit aber, ſowie auch ‚der materialiſtiſchen 
Beſtrebung im practiichen Leben‘, oder mit der ‚Givilifation‘ ift 
nad jeiner Auffaſſung das Beſtreben der Kirche unvereinbar. 
‚Ste hat‘, jagt der Nedner wörtlich, ‚jeit jeher mehr beliebt, dem 
geiftigen Fortjchritt . . . theils ftetig, theils in periodiichen Aus: 
brüchen von Entrüftung entgegen zu treten.‘ Als Beiſpiel citirt 
er den ‚Syllabus‘. ‚Die Schule dürfe daher‘, fährt er fort, ‚von 
der Kirche nicht bevormundet werden‘, und zwar nicht blos die 
höheren Schulen, jondern auch die ‚Volksſchule‘; denn schon mit 
dem ‚Elementarunterricht‘ follen ‚die Keime zum  jelbititändigen 
Denken gepflegt werden‘, was durch die Kirche ‚notoriich nicht ge- 
ichteht, oder nicht zur Genüge geichieht‘. Es jet darum, meint 
er, nur in der ‚Trennung der Schule von der Kirche‘ ein Erfolg 
zu hoffen. Der Redner jchließt jeine an Invectiven gegen die 
katholiſche Kirche und ihren Klerus reiche Rede mit der Declamation: 
„sch werde alſo für das Majoritätspotum eintreten, weil ich darin 
einen Schtem gegen mittelalterliche VBerwilderung, gegen kirchliche 
Sclaverei, weil ich darin ein Palladium der Lehr: und Gewiſſens— 
freiheit jehe‘* Nachdem hierauf Graf Sanguszfo für den 
Minoritätsantrag mit wenigen Worten eingetreten war, trat Frei— 
herr von Hoc als Bekämpfer desjelben auf. Nach ihm ‚vermag 
die Kirche, wie ſie ſich gegenwärtig gejtaltet, den Anforderungen 
der Wiſſenſchaft nicht zu genügen‘. Es müſſe ‚eine neue Ordnung 
der Dinge in Beziehung auf die Erziehung und den Unterricht 
angebahnt werden‘. Das geichehe aber durch den ‚vorliegenden 
Gejeßentwurf‘, welcher ‚die Zwangsfette, durch welche die Schule 
an die Kirche gefeflelt war, aufhebet. 

Im Gegenjage zu dem Worredner, welcher übrigens ‚Die 
größten Reformen im Unterrichtswefen im Sinne der Freiheit, 
der Wiſſenſchaft, der Familie und der Kirche‘ unter dem Inter: 
richtsminifter Grafen Leo Thun nicht in Abrede ftellen kann, hebt 
Graf Mittrowsty die Nothwendigfeit einer ‚veligtöjen Baſis des 
Unterrichtes‘ hervor. Eine folche ſei aber nur möglich bei dem 
confeſſionellen Character der Schule, an dem auch die Mehrheit 
der Bewohner Oefterreichs feſthalte. ‚Die Unterordnung der katho— 
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lichen Schule unter den fatholischen Klerus habe Eines gewahrt, 
nämlich den fatholiihen Character der Schule.“ ‚Würde die 
Schule von der Kirche getrennt, jo ſei mindeitens zu bezweifeln,“ 
daß ‚der Lehrer immer im veligtöfen Sinne die Literariichen Gegen- 
itände behandeln werde‘, was nach ‚Aeußerungen beim Lehrertag 
in Wien‘ nur zu jehr zu befürchten ſei. 

Negierungsrath und Profeſſor Arndts jtellt die ‚Mängel 
des Schulmwelens nicht in Abrede, weilt aber das Beſtreben zurüd, 
dies auf Rechnung des Concordates und der durch das Concordat 
der Geiſtlichkeit eingeräumten Leitung zu Ichreiben‘, da die wahren 
Urſachen in der ſchlechten Dotation der Lehrer, in der Ueberbür: 
dung der Schuljugend mit Lehrgegenſtänden u. a. zu ſuchen jet. 
Auch das dem Staate zuitehende Auflichtsrecht und die Mitwir— 
fung der einzelnen Gemeinden in Bezug auf die Schule leugnet 
Arndts nicht, dagegen bezeichnet er die Einſchränkung der Kirche 
auf den Religionsunterricht mit Recht als einen Verſuch, ‚die 
Schule der Religion überhaupt zu entjvemden und zu einer Schule 
des ndifferentismus und der religiöſen Verkommenheit zu 
machen‘. Schließlich weift der Redner auf Preußen hin, wo con— 
jeffionelle Schulen, Gymnaften und Schullehrerieminarien beftehen, 
ohne daß der Unterricht hierunter leide. Gr warnt noch einmal 
vor Annahme des Gejeßes, welches ‚sicher heimliche Freude in 
Berlin in dem Gabinette des Grafen Bismarck errege‘, indem 
man dadurd ‚Preußen mehr und mehr Grund gäbe, ſich als den 
gerechten Hort auch der fatholiichen Kirche hinzuftellen, während 
es ſich als die Schußmacht des Proteitantismus jtets offen und 
laut proclamirt habe‘. 

Da der Schluß der Debatte von der Majorität beantragt 
wurde, erhielt nur noch Graf Leo Thun das Wort. Seine Rede 
tt wieder ein ſtaatsmänniſches und vratorisches Meiſterſtück. Weit 
flaven Worten hebt ex den eigentlichen Stern der Frage hervor, 
das Beſtreben nach einer confelftonslojen Schule, das jehr deutlich) 
aus den Debatten zu erfennen jet, auch für diejenigen, welche die 
Tendenz des Gejeßes aus jeinen einzelnen Paragraphen nicht her— 
auszulefen im Stande jeien. Mit dem feinen Sarcasınus geiftiger 
Ueberlegenheit weiſt der verdienftvolle Staatsmann die Ungereimt— 
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heiten der Behauptungen v. Hocks nach und kritiſirt ebenſo die 
Rede Rokitansky's, deilen Behauptung, ‚daß die Intelligenz der 
einzige Weg zur Veredlung des moralischen Characters fei‘, con- 
jequent zu dem Refultate führen mühe: ‚Hinaus mit der Religion 
aus der Schule‘ Der Redner gibt hierauf eine kurze Weberficht 
der öſterreichiſchen Schulzuftände vor dem Concordat, legt an der 
Hand des Proteitantenpatentes die Inconſequenzen und Ungerechtig: 
keiten des Gejeßentwurfes dar, ergeht ſich hierauf in einer würde: 
vollen, aber vernichtenden Kritik der einzelnen Beſtimmungen des- 
jelben und hebt nachdrücklich die ‚Deuchelei‘ hervor, welche in dem 
Beitreben Liege, ‚die Eltern glauben zu machen‘, die ‚Schulen jeien 
noch chriſtliche Schulen,“ während diejelben ‚Schulen des Unglaubens 
geworden ſeien. 

Nachdem noch der Cultus- und Unterrichtsminifter, Ritter 
v. Hasner, und der Berichteritatter der Mlajorität, Graf Hartig, 
und Miniſterpräſident Fürſt Auersperg, zu Gunsten des Gejeßes 
geiprochen, ging das Herrenhaus in die Specialdebatte ein und 
nahm ſchließlich das ganze Gejeg in zweiter und dritter Leſung 
am 3. April 1868 enpdgiltig an. Das Abgeordnetenhaus trat 
dem Beichluffe des Herrenhauies bei. Am 25. Wat erfolgte die 
kaiſerliche Beltättgung. 

Das neue Schulgeieß ! jpricht ‚die oberfte Leitung und Auf— 
ſicht über das gefammte Unterrichts- und Erziehungswejen dem 
Staate zu‘. Die Belorgung, Leitung und unmittelbare Beauf— 
fichtigung des Neligionsunterrichtes‘ bleibt ‚der betreffenden Kirche 
oder Neligionsgejellichait überlafjen‘. ‚Der Unterricht in den 
übrigen Lehrgegenftänden in diefen Schulen iſt unabhängig von 
dem Einfluſſe jeder Kirche oder Neligionsgefellihaft.‘ ‚Die vom 
Staate, von einem Lande oder von Gemeinden ganz oder theil- 
weile gegründeten oder erhaltenen Schulen und Erziehungsanftalten 
find allen Staatsbirgern ohne Unterjchied des Glaubensbefennt- 
niſſes zugänglich.“ Die YLehrämter an diejen Schulen ſind ‚für 
alle Staatsbürger gleihmäßig zugänglid, welche ihre Befähi— 
gung hiezu in geſetzlicher Weiſe nachgewieſen haben.‘ Nur die 
Religionslehrer‘ machen eine Ausnahme, indem deren Anstellung 
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an eine Mitwirkung der ‚betreffenden confellionellen Oberbehörde* 
gefnüpft it. ‚Die Genehmigung der Lehrbücher‘ jteht ‚nur den 
durch dieſes Gefeß zur Leitung und Beaufitchtigung des Unter: 
vichtswejens berufenen Organen‘ zu. Doch müſſen die ‚Religions- 
bücher‘ erſt ‚von der bezüglichen confelfionellen Oberbehörde für 
zuläflig erklärt werden‘. ‚Das Einkommen der Normalichulfonde, 
des Studienfondes und jonftiger Stiftungen für Unterrichtszwede 
it ohne Rücklicht auf das Glaubensbefenntnig zu verwenden, in— 
ſoweit es nicht nachweisbar für gewiſſe Glaubensgenofien gewidmet 
iſt. Die bisherigen ‚geitlichen und weltlichen Schulbehörden wer— 
den aufgehoben und ihre Functionen den neu errichteten Behörden 
übertragen‘. Alle mit diefen Beitimmungen ‚im Widerfpruche 
Itehenden bisher giltigen Gelege und Anordnungen find außer 
Kraft gejeßt‘. 

re leicht erfichtlich, entzieht Diefes Gejeß dem Jugendunter— 
‚richt die religiöſe Bafıs, beraubt die Katholifen ihrer Confeſſions— 
ſchulen, nöthigt katholiſche Eltern, ihre Kinder afatholiichen und 
jüdischen Lehrern anzuvertrauen, verfügt willfürlich und zum Nach- 
theile der Katholiken über die beitehenden Schulfonds, löſt die 
Schule von dem Verbande mit der Kirche los und wert dem 
Religionsunterrichte dieſelbe Stelle zu, wie den profanen Lehr— 
gegenftänden. 

Eine jolche Verlegung der heiligjten Rechte der Kirche und 
der Familie fonnten die Biſchöfe nicht Ichweigend hinnehmen. Am 
19. Juni 1868 erließ Gardinal Rauſcher ein Hirtenſchreiben, in 
welchem er das neue Schulgejeß beipricht. ‚Das Schulgejeß‘, 
lauten jeine Worte, ‚jtellt Defterreich neben Baden und neben 
Baden allein. Der fatholiichen Kirche jollte in Oſterreich verlagt 
werden, was ihr ſonſt ın ganz Deutjchland, was ihr namentlic) 
in Preußen, das ſich als einen protejtantiichen Staat bekennt, 
gewährt wird.“ . . . ‚Die Katholiken haben das Recht, zu ver- 
langen, daß, wenn man für ihr Geld Schulen errichtet, fie jo 
beichaffen jeten, daß ſie ihre Kinder in diejelben mit gutem Gewiſſen 
ſchicken können. Unter Hinweis darauf, daß katholiſche Eltern 
durch das Gejeß vor die Alternative geitellt würden, ihre Kinder 
mit vielen Koften in PBrivatichulen zu jchiefen, oder diejelben 
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Schulen anzuvertrauen, in welchen ‚die zarte Blüthe des Glaubens 
und der jittlichen Scheu geknickt werde‘, Fährt der Cardinal fort: 
‚Wenn aber der Staat überdies die Eltern durch Gelditrafen 
nöthigt, ıhre Kinder jechs, ja acht Jahre lang in die Schule zu 
Ihiefen, jo muß er entweder befennen, daß er die fatholiiche, die 
hriftliche Erziehung nicht dulden wolle, und jomit der Kirche das 
Recht, eine Zukunft zu haben, geradezu abftreiten, oder ev muß 
der Kirche nicht nur geftatten, den Neligionsunterricht zu extheilen, 
jondern ihr aud den Einfluß sichern, deſſen fie bedarf, um m 
diefen Schulen die religiöje und fittliche Erziehung zu leiten und 
alle ſie gefährdenden Einwirkungen ferne zu halten: denn wer 
anders als die Kirche ſoll denn beurtheilen, was katholiſch ſei, 
oder nicht.‘ 

Mit beionderem Nachdrucke hebt der hohe Kirchenfürit hervor, 
daß der Yehrer der Religion jeiner Schüler angehören mühe, alſo 
nicht afatholiichen Lehrern katholiſche Schulen übertragen werden 
dürften. Dies gelte aber nicht allein von Volfsichulen; ‚auch für 
die Gymnaſien und Wtittelichulen ſei die Rückſicht auf das Glau— 
bensbefenntniß des Lehrers dringend geboten‘. 

Die meisten Biſchöfe Defterreichs befolgten das Beiſpiel des 
Fürſterzbiſchofes von Wien und Iprachen ſich in ihren Hirtenbriefen 
energiich gegen das neue Geſetz aus, deſſen unheilvolle Wirkungen 
tie im einzelnen hervorhoben. Klerus und Volk jtanden thnen 
getreu zur Seite. Leider verfehlten jolche und andere Kund— 
gebungen ihre Wirkungen auf die firchenfeindliche Liberale ‘Partei, 
welche damals die Geſchicke des Kaiſerſtaates lenkte. 

Den Schlußitein des Ganzen bildete vorerit das Reichsſchul— 
geieg vom 14. Mai 1869, welches nach dem im Gejege vom 
25. Mai 1868 aufgeitellten falfchen Grundſätzen bearbeitet war !. 

Wie die Schulverhältniffe in Defterreich ſich in Folge der 
neuen Geſetze geftalteten, erhellt aus einer Beſchwerdeſchrift? des 
Episcopates an den Unterrichtsminifter v. Stremayr vom 2. Mai 
1872. Die kirchlichen Oberhirten führen hierin Bejchwerde, daß 

I Bei Vering, Arıhiv, Bd. 50, ©. 1095. Burdhard I, 12 ff. 

? Sie ift abgedruckt in Vering, Ardiv, Bd. 32, ©. 164 ff. 
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einzelne Lehrer gegen die Beſtimmungen des Gejeges ‚ihre Stellung 
mißbrauchten, um für Unglauben und Berachtung der Religion 
Propaganda zu machen‘, daß ſie ‚die Religion für Priejterbetrug 
erklärten, den gröbſten Mlatertalismus als die wahre MWersheit 
priefen‘ und bezüglich ‚der Abftammung des Menſchen auf dem 
Standpunfte Darwins ftänden‘ u. ſ. w. 

Ein weiterer Klagepunkt der Bilchöfe war die Aufftellung 
von ‚Proteftanten oder Juden als Lehrer in katholiſchen Schulen‘ 
und ‚die Einführung von Lehr und Lejebüchern, aus welchen jede 
Erinnerung an die Lehren und Einrichtungen der fatholiichen 
Kirche und jelbit das Chriftenthum ſorgfältig ausgemerzt ei‘. 

Aud die Ausübung des ‚jelbjt in dem Maigeſetze anerfannten 
Rechtes‘ dev Biſchöfe, die Prüfungen der Kinder in der Religion 
durch ihren Bevollmächtigten vornehmen zu laſſen, wurde, wie aus 
der Beſchwerdeſchrift erfichtbar ift, ‚der Kirchengewalt verfümmtert 
oder ganz unmöglich gemacht‘; dagegen beanfpruchten weltliche 
Schulinipectoren das Recht, ‚bei dem Religionsunterrichte zum 
Zwecke der Beaufſichtigung desſelben anweſend zu jein‘. 

Auch ‚nahmen ſich viele Schulbehörden heraus, über die Zweck— 
mäßigkeit der Religionsübungen zu urtheilen‘, und verweigerten 
im Widerſpruche mit dem Geſetze vom 14. Mai 1869, die Ver— 
fügung der kirchlichen Behörden zu —— daß die Schul— 
jugend die heiligen Sacramente der Buße und des Altares jährlich 
viermal zu empfangen hätten‘, obſchon hiedurch die ‚allgemeine 
Schulordnung‘ nicht geltört wurde. ‚Einige Schulbehörden ver: 
fannten ihre Stellung jo ehr, daß ſie über den Inhalt der Ge: 
bete, welche vor und nach dem Unterricht verrichtet werden, Ver— 
fügungen trafen.‘ 

Eine abſchreckende Schilderung entwirft die Beichwerdejchrift 
von den Anftalten zur Ausbildung der Schullehrer. ‚Die Zu: 
ſtände von mehreren und eben den größten und wichtigiten Lehrer: 
bildungsanftalten‘, erklären die Bilchöfe dem Miniſter von Stremayr, 
‚ind ſo beichaffen, als wäre es darauf angelegt, den Lehramts- 
candidaten den fatholiichen Glauben, welchen ſie in die Bildungs— 
anftalt mitbringen, zu vauben, ftatt fie in demjelben zu befeftigen 
und zur Müttheilung ihrer veligtöfen Weberzeugumg zu befähigen. 
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Sie werden nach Lehrbüchern unterrichtet, welche die Gejchichte zu 
Gunften des Protejtantisinus und der Aufklärerei verfälichen, die 
fatholijche Kirche zu einem Zerrbilde entjtellen und die göttliche 
Offenbarung in das Gebiet der Mythen verweifen.“ An manchen 
Orten wurden die Zöglinge ‚solcher Anstalten zu feiner Religions- 
übung verhalten‘. Hie und da waren ‚Sogar von der mit der 
Lehrerbildungsanjtalt verbundenen Uebungsſchule die Neligions- 
übungen ausgejchloflen.‘ 

Iſt der Zögling‘, To Ichließen die Biſchöfe ihre Beſchwerde— 
ſchrift, zum Lehrer geworden, jo rufen Yehrertage, die von Die- 
Iterwegs Epigonen beherricht werden, ihn in ihre Mitte. Hier 
geichieht Alles, was dev Mißbrauch des Wortes vermag, um ihn 
der Religion und jeinem Berufe zu entfremden. Er hört ver- 
fünden, daß der Lehreritand die Sendung habe, durch die rechte 
Sugendbildung dem Chriſtenthume ein Ende zu machen und allen 
Forderungen der von Gott abgefallenen Bernunft die Bahn zu 
ebnen. Die Bejoldung, welche der Welterneuerer anzuſprechen hat, 
joll mit der Größe jeines Berufes in Einklang ſtehen. Bon der 
Zufriedenheit mit einem stillen, beicheidenen Looſe iſt feine Rede 
mehr. Im ſolche Verſammlungen bejuchen zu können, erhalten 
die Lehrer Urlaub, manchmal auch Geldunteritügung !.' 


Bierundzwanzigites Kapitel. 


Die Voltsihule in Preufen. Die Bejtimmungen der Verfaſſung. Die verjhiedenen Schul- 
gejegentwürfe bis 1872. Der Schuljtreit in Bayern. Die Vorgänge in der Pfalz. Die 
Freifinger Denkſchrift. Agitationen für Communaljchulen. Vorſtellungen der Biſchöfe. 
Der Schulgejegentwurf von 1867. Kampf in der Prejje. Mafregeln der Regierung, 
Das j. g. Charfreitagsedict. Verhandlungen über das Schulgejeg in der Kammer. 
Zurüdziehung desjelben. Neuer Verfuh, Communalſchulen einzuführen. 
Auftreten des Bilhofes von Speyer. 
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Unter dem Cultusminiſter Eichhorn ging die preußiſche Re— 
gierung mit dem Plane um, die Schulordnung für die Elementar— 
ſchulen der Provinz Preußen vom 11. Dezember 1845 in ver— 
ı Der weitere Verlauf des Schutfampfes in DOejterreih wird im 
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änderter Geftalt auch auf die übrigen Provinzen auszudehnen !. 
Die Ereigniife des Jahres 1848 verhinderten jedoch die Vorlage 
der fteben neuen Entwürfe an die Provinzial-Landtage. Die 
Sache war jedoch damit nicht erledigt; vielmehr fam die Schul- 
jrage wieder in der zur Prüfung der Verfaſſung nad) Berlin be- 
rufenen Nationalverſammlung zur Berhandlung. Der Verfaſſungs— 
entwurf enthielt über die Schule nicht mehr als den einen Artikel: 
‚Die Freiheit des Unterrichtes ift nur den in den Geſetzen beſtimm— 
ten Beichränfungen unterworfen.‘ Die für die Schulangelegen- 
heiten aufgeftellte Commiſſion der Nationalverfammlung arbeitete 
einen neuen Entwurf, aus vier Artikeln bejtehend, aus. Derſelbe 
erklärt alle öffentlichen IUnterrichtsanftalten ‚von jeder Firchlichen 
Auflicht frei‘. Hiemit noc nicht zufrieden, brachten 21, meistens 
den Lehreritande angehörende Abgeordnete einen neuen Entwurf 
ein, nad) welchem nur ‚der allgemeine Neligtonsunterricht‘ der 
Schule verbleiben, der ‚confelfionelle* dagegen ‚von derjelben aus: 
geichloflen‘ ſein ſollte?. Die Gentralabtheilung der National: 
verfammlung ging aber hierauf nicht ein, weil die Anträge ‚über 
den Gharacter der Volksſchulen, ſowie über deren Verhältniß zur 
Stiche in vielen Iheilen des Landes entichtiedenen Widerſpruch 
landen‘ >, und legte einen anderen Entwurf vor. 

Um die Wünjche der Lehrer bezüglich der Schulfrage zu 
erfahren, veranftaltete dev Minister der geiftlichen Angelegenheiten, 
Graf Schwerin, ProvinzialsLehrerconferenzen. Die Anträge und 
Aniprüche der Theilmehmer find in mehrfacher Beziehung charac- 
teriſtiſch. Ste erklären die Schule als Staatsanftalt, verlangen 
die Ernennung von Sstreisichulinipectoren aus dem Lehreritande 
und die Umwandlung der PBrivatichulen in -Staatsjchulen. In 
Bezug auf den Neligionsunterricht gehen ihre Wünſche ausein- 
ander. Mehrere Gonferenzen verlangen, daß der Religionsunter— 
vicht confeffionell, andere, daß er nicht confelltonell ſei. Einige 
Sonferenzen wünjchen, daß er ‚allgemein chriftlich‘ ſei. Der 
Confirmandenunterricht Tolle exit nach den Schuljahren beginnen. 

' Schneider und vd. Bremen, III, 684 ff. 

- Rönne, Das VBolfsichulweien des preußiichen Staates, ©. 225. 
’ Nonne, ©. 226. 


Grundjäße des Miniſters Ladenberg. 459 


Küſter- und Glöcknerdienſt müſſe vom Schulamte getrennt, das 
‚Organtitenz und Cantoramt‘ aber fünne beibehalten werden !. 

Die Verfaſſung vom 31. Januar enthält folgende Beitim- 
mungen über das Echulwejen: Für die Bildung der Jugend joll 
durch öffentliche Schulen genügend gejorgt werden.‘ Die Grün- 
dung und Leitung von Privatichulen wird unter den im Frank— 
jurter Parlament feitgefeßten Bedingungen geftattet. Alle Unter- 
richtsanſtalten ſtehen ‚unter der Aufficht‘ des Staates. Bei 
‚Errichtung öffentlicher Volksſchulen find die confeſſionellen Ver— 
hältniſſe möglichlt zu berückiichtigen‘. Die Leitung des ‚veligiöjen 
Unterrichtes in der Volksſchule ſteht den betreffenden Religions— 
gejellichaften: zu. ‚Ein beionderes Geſetz vegelt das ganze Unter: 
richtsweſen.“ Bis zu deſſen Erlaß follen die beftehenden Beſtim— 
mungen in Geltung bleiben ?. 

Schon in feiner Erläuterung der Verfaſſungsparagraphen bei 
deren Grörterung im Abgeordneten und Herrenhaufe erkannte 
Cultusminiſter v. Yadenberg unter Aufrechthaltung ‚der Oberauf: 
jicht‘ des Staates über die Schule ‚dad Necht der Mitwirkung 
der Kirche: an deren Leitung ‚vollftändig an‘, und zwar nicht 
allein Hinfichtlic; des Neligionsunterrichtes, ſondern auch bezüglich 
‚ver religiöjen Erziehung‘, welche ‚weitere Grenzen‘ habe, ‚als der 
unmittelbare Religionsunterricht‘. Darum ‚mühe auch der Pfarrer 
ein nothwendiges Mitglied‘ im Ortsjchulvoritande jein. „Die 
Schule‘, ſpricht der Minifter ſich bei derjelben Gelegenheit aus, 
‚lei das Surrogat der Familie‘, woraus ‚hevvorgehe, daB das 
veligiöje Element, wie es in der Familie erziehend einwirke, in 
der Schule gewahrt werden müſſe und der Einwirkung dev Kirche 
nicht entzogen werden Fünne* ®. 

Die nämlichen Anfchauungen und Grundfäße ſprach Laden— 
berg in dem Schulgejeß-Entwurfe aus, welcher am 15. Mat 1850 
den Provinzial- Behörden zur Begutachtung zugeftellt ward. 
Außerdem enthält ex die Beitimmung, daß der Schulvoritand mur 
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ſolche Candidaten als Lehrer in Vorſchlag bringen dürfe, gegen 
welche die kirchliche Behörde in firchlich-religtöfer Hinficht Feine 
Einwendung gemacht habe; auch wird derjelben die Leitung und 
Beauffichtigung des Neligionsunterrichtes und des kirchlichen Lebens 
in den Lehrerſeminarien zuerfannt. Che diefer Entwurf dem 
Staatsminiſterium zur Beſchlußfaſſung vorgelegt werden ſollte, 
andte ihn Ladenberg am 28. September mit einem Begleit- 
Ichreiben den Bilchöfen zu. In demjelben betont er zwar den 
staatlichen Character der Schule, weiſt aber zugleich darauf Hin, 
daß der bisherige Einfluß der Kirche auf die Schule durch den 
Entwurf nicht verfürzt worden jet, jondern ihr eine Mitwirkung, 
welche über den Neligtonsunterricht hinausreiche, zugeitanden und 
namentlich lettever von der missio canonica der Lehrer abhängig 
gemacht werde. 

Die Gutachten der firchlichen Behörden waren noch nicht alle 
eingelaufen, als Ladenberg am 19. Dezember 1850 von feiner 
Stelle zurüctrat. Sein Nachfolger, Staatsminiter von Raumer, 
lieg die ganze Angelegenheit beruhen, da er ‚für den Angenblic 
weder im Stande noc Willens war, ein allgemeines Unterrichts- 
gejeß vorzulegen‘ !. Unter Cultusminiſter Bethmann-Hollweg 
wurde nach längerer Berathung ein neuer Entwurf? ausgearbeitet. 
Cr balırt auf dem Grundſatze, daß die Einheit der Schule in 
ihren Beziehungen zu Staat und Kirche, die ihrer gleichermaßen 
bedürfen, unbedingt und in allen Gonjequenzen feitzubalten jet, 
und daß deshalb der Kirche eine Mitwirkung an der Jugend» 
erziehung zuſtehe. Dieſer Entwurf wurde den Ständen nicht vor: 
gelegt. Der Miniſter legte im März 1862 jein Amt nieder, 
noch bevor der betreffende Antrag bei dem Könige geftellt werden 
fonnte. 

Unter dem Miniſterium v. Mühler trat die Schulfrage mehr 
in Vordergrund. Am 24 März 1863 erklärte das Abgeordneten: 
haus die Einbringung eines Schulgejeßes für ein dringendes Des 
dürfniß und ſprach dabei zugleich) das Verlangen nad) Simultans 


' Schneider und v. Bremen Ill, 768. 
?° Er jteht nebjt den Motiven in Die Gejeßgebung, S. 201 ff. Val. 
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ihulen aus. Der Minifter schenkte der Sache feine weitere 
Beachtung, legte aber nach einer nochmaligen Erörterung der 
Sache und einem jeinen Anſchauungen entiprechenden Beichluffe 
der Abgeordneten vom 6. April 1865 Schon am 17. Mai den 
betreffenden Reſſortminiſtern einen mehr die äußeren Schulverhält- 
nilfe, insbeſondere die Lehrerbejoldungen, betreffenden Entwurf 
vor, welcher wegen der Kriegsereigniife des Jahres 1866 nicht 
zur Berathung fam. Em ähnlicher, im Dezember 1867 im Herren: 
haus eingebrachter Entwurf, ‚die Einrichtung und Unterhaltung 
der Volksſchule‘ betreffend, Fand nicht deſſen Zuſtimmung. 

Inzwiſchen wurden die Agitationen Für die confellionslojen 
Schulen lebhaft Fortgeießt und Mühler wegen feines Eintreteng 
für die Confeſſionsſchulen bei den Debatten über den Etat des 
Cultus- und Unterrichtsminifitertums im Dezember 1868 heftig 
angegriffen. Der Miniſter wies die gegen ihn erhobenen Anſchul— 
digungen zurück, und das fatholiiche Volk trat im öffentlichen 
Lerlammlungen und in Adreflen an die Kammern entichteden 
gegen die Simultanichulen auf. Es bezeichnete die Errichtung 
jolcher Schulen als eine Verlegung der Rechte der Kirche und als 
einen Angriff auf das natürliche und chriftliche Recht der Familie, 
jowie auf die Freiheit des Gewiſſens. Um jo eifriger arbeiteten 
die Liberalen, von dem Proteftantenverein und dem allgemeinen 
deutschen Lehrerverein ! fräftig verbeiftandet, an der Entchriſt— 
lichung der Schule, welche durch die Simultanſchulen vorbereitet 
werden ſollte. 

Die Ablehnung des berührten Entwurfes durch das Herren: 
haus hatte eine nochmalige Berathung der Sache im Staats— 
miniftertum zur Folge, deren Nejultat vier neue Gejegentwürfe 
waren, welche beim Beginn dev Yandtagsperiode am 11. No— 
vember 1868 den Abgeordnetenhaufe vorgelegt wurden. Aber auch 
jegt fam fein Gejeß zu Stande, da die Kammer der Aufhebung 
des Art. 25 der Verfaffung, welcher beftimmt, daß der Unterricht 
unentgeltlich extheilt werden jolle, nicht zuſtimmte. 


ı Schulte, Der Schulfampf, S. Uff. Die Geſetze, S. 275. Schnei- 
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Am 4. November 1869 brachte v. Mühler einen neuen 
Unterrichtsentwurf im Landtage ein. Derſelbe umfaßt das ge- 
jammte Unterrichtöweien. Die Leitung der Schule wird darin 
wieder dem Staate allein zugefchrieben, zugleich aber der ‚Religion‘ 
und der ‚Kirche‘ eine Mitwirkung zugeiprochen, und ‚der Verſuch, 
die mehr als taujendjährige innere Verbindung zwilchen Bildung 
und Religion, zwiſchen Schule und Kirche, in dem deutjchen Volke 
auflölen zu wollen, als eine Unmöglichkeit‘ bezeichnet. Der Ent- 
wurf fam nicht zur Durchberathung. Die Kriegsereigniſſe des 
Sahres 1870 und die hieran ſich knüpfenden politiichen Ver: 
änderungen drängten andere Fragen vorerft in den Hintergrund. 
Um jo heftiger entbrannte furze Zeit darauf der Schulfampf, 
wobei einzelne Regierungen den antichriftlichen Beitrebungen bezüg- 
(ich des Sugendunterrichtes hilfreiche Hand boten. 


Die Angriffe auf den religiöien Character der Volksſchulen 
in Bayern begannen ‚in der Rheinpfalz. Die dortige liberal: 
revolutionäre Partei verlangte die Einführung von Communal— 
Ichulen, und mehrere Abgeordnete der Pfalz brachten bei Eröff: 
nung des Yandtages 1848 einen Antrag ein, die Confeſſionsſchulen 
und Lehrerjeminarien aufzuheben, und dafür Communalanftalten 
einzurichten, Die Negierung zeigte Geneigtheit, auf diefe Vor— 
'chläge einzugehen; allen Biichof Weis von Speyer richtete am 
19. April eine umfaflende Eingabe an den König gegen die ge: 
plante ‚Verbannung der religiöfen Erziehung und des religtöjen 
Unterrichtes von den Schulen‘, und fein Ordinariat erließ am 
4. Mai ein ausführliches Schreiben an die Kreisregierung, in 
welchem die Nachtheile der Communalichulen eingehend erörtert 
werden. Auch der Klerus wurde durch biſchöflichen Erlaß vom 
20. Mai von dieſen religionsfeindlichen Beitrebungen in Kenntniß 
gejeßt und aufgefordert, die geeigneten Schritte dagegen zu thun. 
Die Geiſtlichkeit und das katholiſche Volk ſprachen ſich in Adreſſen 
an den König und die Kammern energiſch gegen die Communal— 
ihulen aus, und damit war der Plan der Kirchenfeinde, welcher 
auch durch eime Anzahl von Lehrern gefördert wurde, vorläufig 
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vereitelt. Der Aufſtand in der Pfalz 1849 konnte den kurz— 
ſichtigen Staatsmännern noch mehr die Augen öffnen!. 

Da ſich auch in anderen Theilen des Königreiches, wenn 
auch nur vereinzelt, ähnliche Beſtrebungen kundgaben, und die 
Regierung eine mindeſtens nicht correcte Stellung in der Frage 
einnahm, fanden ſich die in Freiſing verſammelten Biſchöfe ver— 
anlaßt, in ihrer Denkſchrift vom 20. Oktober 1850 auch die 
Schulfrage zu beſprechen. Sie erklären darin, ‚daß der Verſuch, 
die Kirche aus der Volksſchule zu verdrängen‘, nur ‚aus einer 
religtonsfeindlichen, mit Bewußtſein auf die Zeritörung des Volks— 
glaubens gerichteten Gefinnung entipringen könne‘, da ‚jede Tren- 
nung zwilchen Kirche und Schule für beide gleich verderblich jein 
würde‘. Die Zumuthung an die Kirche, ‚ihrem Einfluffe bezüg- 
(ih der Volksſchule zu entjagen, oder ſich aus derielben zurücd- 
zuziehen‘, bedeute nichts anderes, ‚als ihr einen Act des Hoch— 
verrathes gegen ihren Herrn und Meiſter, eine Handlung des 
Selbitmordes anfinnen‘. Die Biichöfe verlangen darum eine den 
Rechten und der Aufgabe der Kirche entiprechende Mitwirkung in 
der Leitung des Sugendunterrichtes nach den in Würzburg 1848 
aufgeitellten Grundſätzen. 

Das Miniiterialichreiben vom 30. März, reſp. 8. April 1852 
macht wohl einige Zugeſtändniſſe untergeordneter Art, hält aber 
am Staatsmonopol zähe feit und verfügt wegen des Religions— 
unterrichtes, daß ‚die weltlichen Behörden ein wachlames Auge 
haben und den darauf bezüglichen Bemerkungen der geiftlichen 
Behörden geeignete Würdigung zuwenden jollten. Da die Ber 
faſſung ‚das Auffichtsrecht auf die Religions: und Sittenlehre und 
das religiöje Leben an den Unterrichts: und Erziehungsanftalten 
den Bilchöfen gewährleiftet‘, konnte das Miniſterium dasselbe 
allerdings nicht in Frage ftellen; doch verlangt es, daß ‚Einrich— 
tungen bezüglich des fittlichen und veligiöfen Lebens, welche auf 
die Hausordnung an Studien-Anftalten und Schullehrer-Semina: 
rien ftörenden Einfluß haben könnten, exit nad) gepflogenem Be: 
nehmen der Bilchöfe mit den weltlichen Behörden und nur in 
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deren gegenfeitigem Einverſtändniß zu treffen ſeien‘. Auch ‚bei 
ragen über die Bildung der Schullehrer jollen die Wünjche 
der Bilchöfe und hinlichtlih der Anordnung des Neligionsunter- 
tichtes an den Gynmaften und Yatein-, ſowie Landwirthſchafts— 
und Gewerbsichulen die Vorſchläge der Biſchöfe von den welt: 
lichen Behörden nach Thunlichkeit berückſichtigt werden !, 

Weit Recht erklären die Bilchöfe in ihren Antmortjchreiben ? 
vom 15. Mai 1853, es ſei ‚eine Umkehrung des in der Natur 
der Sache liegenden Berhältniljes‘, wenn der Staat beanjpruche, 
‚in Bezug auf die Neltgionslehre und die jittliche Erziehung der 
fathohiichen Jugend der Leitende und Anordnende zu fein, und 
den Bemerfungen der geiftlichen Behörden‘ nur „geeignete 
Würdigung zunvenden wolle‘, und weiſen zugleich darauf Hin, 
daß ‚lelbjt das Religionsedict den religiöſen Unterricht als einen 
Gegenstand der Anordnung der Kirche anerfenne. Mit bloßen 
Wünjchen bezüglih der Bildung fatholifcher Schullehrer ih zu 
begnügen, ſei ihnen ‚um Sinblif auf ihre Verantwortung vor 
Gott, vor der Kirche und vor den fatholifchen Eltern unmöglich‘. 
Die traurigen Folgen einer nicht auf kirchlicher Bafıs ruhenden 
Erziehung der Schullehrer, fahren die Biſchöfe freimüthig fort, 
‚md überdies in Jo friſchem Andenken, daß die katholiſche Staats: 
vegierung die gerechtefte Urſache bat, die jelbititändige und ener- 
giſche Mitwirkung der Kirche in dieſer hochwichtigen Angelegenheit 
dringend zu wünſchen, statt auch hier Mißtrauen vobwalten zu 
laften‘. 

Das Miniſterium hält in jeiner Rückantwort vom 9. Ofto- 
ber 1854 am staatlichen Character der Schule Feit, unteritellt die 
Pfarrer als Schulinipectoren der Aufſicht der Staatsbehörden, 
und Fordert für ‚die Einführung‘ von Religions-Lehrbüchern ‚mit 
Rückſicht auf das dem Könige ‚zufommende DOberauffichtsrecht‘ 
Die ‚Landesherrliche Einfiht und Zuſtimmung'. 

ie wenig die bayerische Regierung die gerechten Wünſche 
und Anteäge der Bilchöfe berückſichtigte, beweiſt der Schulplaıı, 


' Bering, Ardhiv VII, 399. 
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welcher ohne vorherige Berftändigung mit dem Episcopat, ja ohne 
deſſen Kenntniß, vorgejchrieben wurde, obſchon er Beitimmungen 
über den Religionsunterricht enthält. Erzbiſchof Reiſach von 
München richtete deshalb am 22. Mai 1854 eine Borftellung 
an das Miniſterium, im welcher ex die Einführung dieſes Schul- 
planes als unberechtigt nachweiſt und deſſen Gebrechen im einzel- 
nen aufzählt. Hievon gab der Erzbiichof jeinen Mtitbiichöfen 
Kenntniß. Die Berhältniffe blieben diejelben. Auch die Ver— 
änderungen im Miniſterium führten feine Menderung der faljchen 
Grundjäße herbei!. Der Kampf gewann in Bälde fogar eine 
größere Ausdehnung. 


Die Agitationen gegen die Confeſſionsſchulen in anderen 
deutihen Staaten blieben nicht ohne Einfluß auf Bayern. 
‚Gleichzeitig mit der Beſchlußfaſſung der badiichen Kammern‘ 
wurde eine von Volksſchullehrern unterzeichnete Denkſchrift aller: 
höchſten Ortes eingereicht, worin die ‚Trennung der Kirche von 
der Schule mittels Errichtung von Gommunalichulen‘ verlangt 
wird. 

Die in Bamberg verlammelten Biſchöfe richteten deshalb 
am 2, Juli 1864 eine Voritellung ? an König Ludwig 1. Sie 
verbreiteten ſich darin zuerſt über den Character der Agitationen 
gegen die Confeffionsjchulen mit den Worten: ‚Die Bewegung in 
Bayern wie in Baden jteht nicht vereinzelt da; dieſelbe iſt viel- 
mehr eine nach wohl überdachtem Plane angelegte univerſelle, 
welche mit der derzeitigen Geiftesrichtung enge verbunden, in der 
überhand nehmenden Feindſchaft gegen die Kirche und ihre poſi— 
tiven Lehren und Inſtitutionen ihren eigentlichen Anhaltspunkt 
hat.‘ Hierauf weiſen fie auf die Nechtsverlegungen hin, welche 
die Einführung von Communaljchulen involvire, und heben deren 
verderbliche Wirkungen auch für den Staat hervor. Daran 
ichließen fie ‚eine feierliche Verwahrung gegen alle und jede 
Grundjäge und Anordnungen an, welche in irgend "einer Were 


Aa. O. ©. 455. 
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die Volksſchule zu einer confelftonslofen Schule machen wollen‘, 
und ftellen an den König die Bitte, ‚Alles entichieden abzuwen— 
den, was den Rechten der Kirche entgegen jet und die Gewiſſen 
verlege‘, oder ‚was irgend dazu beitragen fünne, die Volksichule 
der Kirche zu entfremden, ſie confeſſionslos zu machen und all 
mälig völlig zu entchriftlichen‘. Dieſe Vorftellungen fanden leider 
nicht die gebührende Berückſichtigung. Die Bilchöfe wurden nicht 
einmal einer Antwort gewürdigt. Dafür belohte der Bapit ihr 
entichtedenes Auftreten in einem beſonderen Breve !, 

Durch die Erfolge der Kirchenfeinde in Baden und die Siege 
Preußens im Bruderfrieg 1866 ermutigt, ließ die bayeriiche 
Regierung 1867 einen Schulgeſetzentwurf? ausarbeiten, welcher den 
Ständen zur Annahme vorgelegt werden Tolle. Das Haupt— 
princip dieſes Entwurfes war, ‚die völlige Trennung der Schule 
von der Kirche, die VBerfümmerung der religidjen Erziehung, die 
Beleitigung des Einfluſſes der Seelforger auf die Leitung der 
Schule, mit Einem Worte: Die Entchriftlichung der Schule‘. 

oc ehe diefer Entwurf den Ständen vorgelegt wurde, hat- 
ten die Bilchöfe, welchen deilen inhalt befannt war, im September 
1867, eine neue VBorjtellung ? an den König gerichtet, worin fie 
ebenjo ehrerbietig als freimüthig dem Monarchen die Abfichten der 
Verfaſſer des Entwurfes enthüllen und ihn bitten, demjelben die 
Genehmigung zu verlagen. Am 31. Oftober erfolgte die könig— 
(ihe Antwort. Sie it vom Gultusminifter v. Greifer unter- 
zeichnet. Der Miniſter weiſt die Forderungen der Firchlichen 
Oberhirten als unbegründet zurüd. Die Bilchöfe erhielten zugleich 
ein Eremplar des Entwurfes, der noch an demjelben Tage den 
Ständen übergeben wurde. 

Die Biſchöfe Bayerns hatten in diefem Kampfe Klerus und 
Bolf auf ihrer Seite. Sobald der Inhalt des projectirten Schul- 
gejeßes befannt wurde, entjtand eine große Entrüftung, die immer 
mehr um Sich grifft. Much die Brefie betheiligte ſich an diefem 


' &3 jteht Coll. Lac. V, 1198. 

»Siehe Entwurf über das Volksſchulweſen u j. w. Negensb. 1867. 

’ Bering, Ardiv, Bd. 19, ©. 124 ff. 

Die Katholiken baten in A000 Adreſſen, aus etiva der Hälfte aller 
Gemeinden, Die Neichsräthe um Ablehnung diejes Gejeßes. Eberhard, 
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Streite. Die minifteriellen und kirchenfeindlichen Blätter exeifer- 
ten ji) in der Vertheidigung des Entwurfes, deſſen Artikel in den 
fatholiichen Tagesblättern und im vortrefflichen Brojchüren ! eine 
eingehende Kritik fanden. Auch die Bijchöfe, welche Sultusminifter 
v. Greifer für ‚die ım mehreren Bezirken des Landes hevvor- 
getretene Agitatton über diefen Gegenitand‘ verantwortlich machen 
wollte, hoben in einer Denkſchrift? vom November 1867 die 
hauptlächlichiten Gebrechen und Gefahren des Entwurfes hervor, 
legten deſſen eigentliche kirchenfeindliche Tendenz dar und pro- 
tejtirten feterlich ‚gegen die Principien, die zur Entfremdung und 
‚ Trennung der Schule von der Kirche und zu confeſſionsloſen 
Schulen führen, gegen die Entziehung des wohlerworbenen Rechtes 
der kirchlichen Mitaufſicht über die ganze Schule, gegen die ein- 
jeitige Verfügung über die niederen Kirchendienſte und gegen die 
Berfümmerung dev Nechte dev Kirche‘. 

Die Oppoittion des Episcopates und die hochgradige Erbit- 
terung der Geiftlichfeit und des Volkes gegen die angejtrebte Ent: 
hritlihung der Schule kam dem Miniſterium jehr ungelegen >. 
Um 21. März 1868 forderte das Staatsminifteriun die Re— 
gierungspräfidenten auf, ein wachſames Auge auf die Agitationen 
zu haben, und am 10. April erjchten das Charfreitagsedict * des 
Cultusminiſters, welches die Geiſtlichen unter polizeiliche Aufficht 
jtellt und deren Anjtellung oder Beförderung von einem Zeugniß 
der weltlichen Beamten über ihr ‚Itaatsbürgerliches Verhalten‘ ab- 
bängig macht. Noch empürender als dieſer Erlaß, der auf poli— 
tiiche Denunciationen hin, gegen welche ſich die Betreffenden gar 
nicht vertheidigen konnten, die tüchtigiten und ehrenhafteiten Männer 
von der Erlangung kirchlicher Pfründen ausſchloß, iſt das Rund— 
Ichreiben ° des Ministers des Innern vd. Hörmann vom 28. Ofto= 


Kritit des bayerischen Schulgejeßes im Entwurf. Regensb. 1868. Andere 
Schriften erwähnt Bering, Archiv, Bd. 19, ©. 137 ff. 
! Siehe ©. 466, Note 3. 
? Vering, Archiv, Bd. 19, 
’ Ratholif 1868, IL, 77 ff. 
* Bering, Arhiv, Bd. 20, ©. 2977. 
> Münchener Paſtoralblatt 1868, Nr. 49. Vergl. Archiv, Bd. 21, 
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bev 1868. Dasſelbe verdächtigt in der unmürdigiten Weile den 
höheren und niederen Klerus, Führt die Agitation gegen den 
Schulgejegentwurf auf Unkenntniß und ‚entitellende Weittheilungen‘ 
über deſſen inhalt zurüd, und. läßt gegen die venitenten Getit- 
lichen eine, allerdings lächerliche Drohung ! durchblicen. 


Das dem Haufe der Abgeordneten am 31. Oftober 1867 
vorgelegte Schulgeieg fam erſt am 15. Februar 1869 zur Be: 
vatung ?. Die Mtajorität des Ausſchuſſes hatte verjchtedene Ber: 
änderungen zum Theil jehr wejentlicher Art vorgenommen. Die 
Generaldebatte bewegte ſich meistens in den gewöhnlichen jtereo- 
typen Redensarten. Der Bertreter der Krone, Staatsminifter 
v. Greifer, betheuerte, der Gejeßesentwurf wolle weder die Rechte 
der Eltern noch die Gerechtiame der Kirche verlegen, ſondern nur 
einem als dringend anerkannten Bedürfniſſe abhelfen: eine Be: 
hauptung, welche durch die einzelnen Beſtimmungen des Gejeßes 
der Ummahrbeit geziehen wurde. Die Neden der VBertheidiger der 
Kegterungsvorlage enthalten nur wenig Saclides. Sie ſind 
mehr ein Gemiſch von unbewiejenen und unbegründeten Anklagen 
gegen die Fatholiiche Kirche, von elenden Verdächtigungen des 
Klerus und von banalen Phraſen und Schlagwörtern. Der Ab: 
geordnete Alois Stadler?, ‚ein Bauer aus dem Allgäu‘, behaup- 
tete Jogar, die Kirche ſei nicht ‚Die Mutter der Schule. Solche 
hätten jchon beitanden, ‚ehe die chriftliche Kirche war‘, wofür er 
die ‚Ehinejen, Römer und Griechen‘ anführt, befonders ‚Ariftoteles, 
Sorrates, Diogenes: namhaft macht. ‚Der Staat‘, meint der 
aufgekflärte Nedner, habe ‚die heilige Verpflichtung, für die Er- 
ziehung und Bildung des Volkes zu ſorgen, er habe das Recht, 
die Kinder zu erziehen für das Vaterland, für den Staat‘, und 
dazu jet die Schule nothwendig. ‚Die Kirche fünne ſich Himmels: 


' Freimund, Offenes Sendichreiben an Se. Erellenz den königlich 
bayerischen Staatsmintjter des Innern, Mainz 1868. 

Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten des bayeriichen Land— 
tages in den Jahren 1866/68, Bd. 4, ©. 255 ff. 
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bürger erziehen‘!. in anderer Abgeordneter meinte, es handele 
ih in dem Gejegentwurfe nicht um eine ‚Trennung der Schule 
von der Kirche‘, jondern um ‚die Trennung der Schule von einem 
rechtlojen Zustande, der die Schule zur Dienerin des Klerus 
mache‘ ?. Der proteſtantiſche Brarrer und Abgeordnete Kraußold’ 
bezeichnete ‚die Agitationer. gegen das Schulgefeß und den vor— 
liegenden Schulgejegentwurf als einen Kampf ‚gegen das jeßige 
liberale Ministerium und jein Syitem‘, und noch mehr als ‚einen 
Kampf der Hierarchie mit dem modernen Staat und feinen 
sspeen‘. Er ‚hielt dafür, daß der Staat, wenn er feinen mo— 
dernen Ausbau wirklich vollenden wolle, ſich eine andere Stellung 
gegen die Schule geben mühe, als es der Hierarchie recht 
jet. Und ‚diejes werde wenigitens in diefem Gejete angebahnt‘. 

Dieje Erpectorationen laſſen zur Genüge erfennen, was die 
Freunde des neuen Schulgejeßes eritrebten. Einzelne jprachen ſich 
noch deutlicher aus. Nach der ‚Ueberzeugung‘ des Freiherrn 
v. Stauffenberg * ‚wäre das Princip der Gommunal= oder viel= 
mehr der Communeſchulen dasjenige, welches allein im Stande 
wäre, dieſem Kampfe um die Schule zwilchen der Bureaufratie 
und der Kirche einmal ein Ende zu machen‘. Daß der Negierungs- 
entwurf ‚Kommunalichulen anjtrebe‘, behauptete der liberale Ab— 
geordnete Kolb geradezu. Der befannte Abgeordnete Dr. Bolt‘ 
erklärte, ‚das Verhältniß der Kirche zum Staate habe fich in der 
leßteren Zeit weſentlich geändert‘. ‚Das Verlangen, daß die 
Schule gleichſam unter den Schuß des Staates der Kirche gegen- 
über geftellt werde‘, jei das Product ‚der Stellung nicht zur 
fatholiihen Kirche‘, jondern ‚zu der neuen Richtung, welche 
fich in derjelben immer mehr breit mache, und welcher man jeßt 
den Namen Neo: oder Neufatholicismus gebe‘. 

In diefem Tone laffen fich die meiften Redner für den Ge⸗ 
ſetzentwurf vernehmen. ‚Wie ein rother Faden zieht ſich durch 
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die ganze in der zweiten Kammer über das Schulgejeß geführte 
Debatte der Vorwurf, die Anklage gegen den fatholiichen Klerus 
hindurch, daß derfelbe dem Neufatholtcismus oder dem Ultramon— 
tanismus huldige‘, weshalb man ‚die bisherige Stellung des Klerus 
in der Volksſchule nicht beibehalten‘ oder ‚einen Einfluß auf die 
Schulg wenigstens ſchmälern Tolle: !. 

65 war demnach den Wortführern der liberalen Partei viel 
weniger um die wirkliche Hebung der Volksſchule als um deren 
Irennung von der Kirche zu thun. Darum fanden auch die von 
den Gegnern des Schulgejeßentwurfes vorgebrachten gemwichtigen 
Gründe feine Berücfichtigung. 

Bor Allen legten die katholischen Abgeordneten die Grund— 
jäße dar, nach welchen der Schulgejegentwurf beurtheilt werden 
müſſe. Insbeſondere hoben ſie mit Nachdruck hervor, daß nicht 
der Staat allein, jondern im eriter Linie die Familie und die 
Kirche ein heiliges Necht bezüglich der Schule hätten, und darum 
die von der Staatsgewalt ausschließlich in Anspruch genommene 
Leitung der Schule eine Nechtsverlegung gegen Familie und Kirche 
involvire. Die Nechte der Kirche auf die Schule feien in Bayern 
um jo begründeter, als diejelbe die meiſten Schulen dotirt habe, 
und ſelbſt bis in die neueſte Zeit die Aufbeilerung der Gehalte der 
Lehrer aus kirchlichen Mitteln geichehe. Das katholiſche Wolf, 
ſagt der verdiente PBublicitt Dr. Jörg ?, ‚wolle den Pfarrer als 
jolchen von Amtsmwegen und in der ganzen Schule haben‘; denn 
‚es fühle vecht wohl heraus, daß die Religion nicht blos Memo— 
vialgegenftand im Katechismusunterricht ſei und jein könne, Jon: 
dern daß ſie die ganze Schule heben und tragen, daß fie das 
Leben der ganzen Schule fein mühe. Der Redner bezeichnet 
darum den ‚vorliegenden Gejeßesentwurf als volfswidrig, als ver— 
Tallungswidrig und als vechtswidrig‘ und weiſt beionders auf 
Württemberg bin, wo man im Schulgefeße vom 25. Mai 1868 
‚den Pfarrer nicht aus der Schule getrieben, jondern jeine Stellung 
in der Schule eher veritärft habe. Die Zuftände in ‚Baden und 

So äußert fi Döllinger im Neichsrathe. Siehe Verhandlungen der 
Kammer der Neichsräthe 2c. vom Jahre 1868/69, Bd. 8,S. 61. 

° Derhandlungen der Kammer der Abgeordneten, S. 268 ff. 
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Sachſen-Gotha‘, welche die Regierung ‚in den Erläuterungen zu 
dem Entwurfe vorführe‘, fünnten doch das „onſt To ſtolze Bayer: 
land‘ nicht veranlaffen, ‚hinter diejen Staaten als jeinem Muſter 
und Beiſpiel zu traben‘. 

Ein wichtiger Punkt, welchen die Gegner des Gejegentwurfes 
betonen, war die niedere Stellung, die dem Neligionsunterrichte 
zugewieſen wurde, indem derſelbe als Fachgegenitand behandelt 
und mit den übrigen Lehrgegenjtänden, Lejen, Schreiben, auf die— 
jelbe Linie gejtellt ward. Auch die übrigen Mängel und die ganz 
unpractiichen Beitimmungen des Entwurfes entgingen feinen Geg— 
nern nicht. Der Abgeordnete Auland! wies nach, daß die in 
Borichlag gebrachten 56 beioldeten Diftrietsichulinipectoren, welche 
an die Stelle der bisherigen unbejoldeten 386 Inſpectoren treten 
jollten, ihrer Aufgabe, die Schulen des ganzen Königreiches zu 
überwachen, unmöglich genügen fünnten. 

Am beiten wäre eö gewelen, wenn das Haus der Abgeord— 
neten die jo wichtige und folgenichwere Schulangelegenheit nicht 
raſch vor Schluß des Landtages erledigt, Tondern dem fünftigen 
Landtage zugemwielen hätte. Es wäre dann auch den Bewohnern 
des Königreiches Gelegenheit geboten gewelen, ihre Alnfichten bes 
züglich diefer Frage bei den Wahlen zum Ausdrud zu bringen ?. 
Einen jolchen Vorſchlag machte auch Jörg. Allein die Majorität 
des Haufes schenkte feinen Worten fein Gehör und nahm am 
23. Februar 1869 mit 104 gegen 26 Stimmen die Regierungs— 

vorlage mit einigen Veränderungen zu Ungunften dev Kirche an. 
Von weientlicher Bedeutung iſt bejonders die Veränderung des 
Art. 3 durch das Haus der Abgeordneten, welches hierin, ſowie 
in der Beitimmung über die Verwendung der religiöſen Genoſſen— 
schaften in den Schulen feine eigentliche Abficht deutlich offenbart ®. 

Die Beſchlüſſe der Abgeordneten wurden im Februar 1869 
der Kammer der Reichsräthe zugeitellt. Die Verhandlungen nah: 
1 ©. 263 ff. 

? Siehe ©. 96 

3 Art. 3 lautet nach der Negierungsvorlage: ‚Die Anordnung und Lei— 
tung des Religionsunterrichtes und des religiößdsjittlihen Vebens an 
den Volksſchulen ſteht .. . den Firchlichen Oberbehörden zu.‘ Das Haus 
der Abgeordneten ftrich die geiperrt gedruckten Worte. 
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men bier eimen raſcheren Fortgang. Als Referenten des Aus— 
ſchuſſes für die Prüfung der Borlage fungirten zwei erprobte 
Pädagogen, Biſchoff von Dinfel von Augsburg und Ober: 
confiftorialpräfident vd. Harleg. Schon am 11. März war das 
vom Biſchof v. Dinfel verfaßte voluminöſe Gutachten in den 
Händen der Mitglieder des Neichsrathes. Die Generaldebatten 
wurden am 19. April 1869 eröffnet. Der Ausschuß verfannte 
nicht, daß eine ‚vollftändige Regelung‘ des ‚Volksſchulweſens in 
hohem Grade wünjchenswerth ſei‘, und war auch nicht blind gegen 
‚manche Mängel‘ in demjelben, konnte ſich aber damit nicht ein- 
verſtanden erklären, daß um der Erreichung dieſes Zweckes willen 
eine Umgeſtaltung des Volksſchulweſens in weſentlichen Dingen 
geboten je. Er ſprach ſich deshalb entichieden dagegen aus, ‚daß 
die Grundlagen, auf welchen ‚der dermalige Beitand des Bolfs- 
ichulweiens ruhe, in irgend einer Weiſe verändert würden‘, und 
verlangte, daß im Intereſſe der Volksſchule die möglichſt innige 
Verbindung mit der Kirche aufrecht erhalten werde, und der Getit- 
lichkeit neben der Ertheilung des religiöjen Unterrichtes die Ueber— 
wachung und Förderung des fittlichen Lebens volltommen gefichert, 
jowie der Volksschule ihr bisheriger confeſſioneller Character auch 
für die Zukunft gewahrt bleibe‘. Auch für die Regelung der Ge— 
haltsverhältnifie der Lehrer trat der Ausschuß warm ein !, 

Diefe Grundjäße und Anträge durchfreuzten die Pläne der 
Regierung und der mit ihr verbündeten firchenfeindlichen Yibe- 
ralen. Die Berjchiedenheit der beiderjeitigen Anjchauungen und 
Abiichten war eine principielle, die Ueberbrückung dieſer Ge— 
genſätze ein Ding der Unmöglichkeit. Sehr entichteden machte 
Oberconſiſtorialdirector dv. Harleß? gegen die projectirten ‚Schul- 
reformen‘ Front und erwies deren Unbegründetheit aus päda= 
gogiichen und vechtlichen Gründen. Dabei warnte der gewiegte 
Schulmann zugleich vor dem ‚Schwindel‘, der ‚bei feinem anderen 
Bolfe mehr als bei dem germaniichen‘ mit dem Schulweſen ge- 
trieben werde, enthüllte die eigentlichen Pläne dev ‚Schulreformen‘, 
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und ſprach insbejondere feine Verachtung gegen ‚jene Sorte von 
Proteftantismus‘ aus, ‚die, wenn es ſich etwa um Nechtsjchädi- 
gungen oder NRechtseingriffe in die katholische Kirche oder Schule 
handelt, eine jeine Sandlangerin mache, blos deswegen, weil fte 
proteftantiich, ergo antifatholiich ſeit. Sehr entjchieden rat der 
Redner für den confelltonellen Character der Volksſchule ein, wel- 
cher durch die Gejegesvorlage in mehr als einer Hinficht gefähr: 
det werde. 

Die übrigen Redner Iprachen ſich meiſtens gegen die Negie: 
rungsporlage und die ihr zu Grunde liegenden veligiös-indifferen- 
tiſtiſchen Anjchauungen aus. Unter den Vertheidigern des Ent: 
wurfes that ji) namentlich Fürſt v. Hohenlohe! durch feine 
umvürdigen Ausfälle gegen die katholische Kirche und ihren Klerus 
hervor. Die Kammer der Abgeordneten, jagte er unter Anderem, 
habe ſchon 1866 ein ‚Schulgejeß auf freifinniger Grundlage‘ ver- 
langt. Die gegen den Regierungsentwurf hervorgerufene Auf: 
regung habe ſich gelegt. Kine ‚unbefangene: Benrtheilung des 
Entwurfes liefere den Beweis, ‚daß der Unterſchied zwilchen dem 
gegenwärtigen Zuftande und den Vorſchlägen der föniglichen 
Staatsregierung nicht jo groß jet, als man urfprünglich geglaubt 
habe. Der Entwurf wolle nur den ‚ausichlieglichen‘, oder doch 
den ‚vorwiegenden: Einfluß der Kirche auf die Volfsjchule fern 
halten, welchen der ‚moderne Staat‘ um jo weniger ihr zugejtehen 
fünne, als die neueſten päpftlichen Schreiben, insbeſondere der 
Syllabus bewiejen, daß ſich der Papſt weder ‚mit dem Fortichritt‘, 
noch ‚mit dem Liberalismus‘, noch ‚mit der modernen Givilifation 
verföhnen und vergleichen fönne. _ Auf demjelben Standpunfte 
wie Fürft v. Hohenlohe, der auch ‚von einer Abneigung der in 
der Kirche zur Zeit herrichenden Partei gegen den Staat‘ vedet, 
jteht Graf v. Bothmer?, der ſich jogar zu der Behauptung ver- 
ftieg, ‚daß der jeßige, der moderne Staat ganz durchdrungen ſei 
von hriftlichen Principien‘, und der eine ‚Verbeiferung des Unter: 
richtes‘ nur vom Staate erwartet. Stiftspropft v. Döllinger? 
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bezeichnet den Entwurf als etwas ‚Unverfes‘, und tritt entichteden 
für die Gonfelltonsfchulen ein. Wenn in manchen Ländern 3. B. 
England, Belgten u. ſ. w. der Staat confejltonslofe Schulen er: 
richtet habe, jo dürfe man nicht überjehen, daß dort weder Staats- 
ſchulmonopol noch Schulzwang beitehe, den Katholifen alſo die 
Möglichkeit gegeben jet, ihre Kinder in katholische Brivatichulen 
zu Schiefen. Wo dagegen Schulmonopol und Schulzwang beitebe, 
wie in Bayern, und die Eltern genöthigt würden, ihre Kinder in 
die Staatsichulen zu ſchicken, müſſe ‚das Volksſchulweſen nach den 
Geftnnungen und dem Willen der großen Mehrheit dev Nation, 
welche genöthigt fer, ihre Kinder in diefe Schulen zu ſchicken, 
eingerichtet werden‘, d. h. confellionell jein. Wie Jörg verlangt 
auch Döllinger, die ganze Schulfrage vorläufig auszujegen und 
die Anfichten und Wünjche des Volkes zuerit zu vernehmen, 
wozu die Neuwahlen zum Landtage eine pallende Gelegenheit böten. 

Nachdem Bilchof v. Dinkel als Referent die Reden Hohen— 
(ohe’s, Bothmers u. A. und des für den Gejeßesentwurf eintreten= 
den Miniſters für Kirchen: und Schulangelegenheiten noch einer 
furzen Kritik! unterzogen hatte, ging das Haus zur Special: 
Debatte über. Die vom Ausſchuſſe geitellten Anträge wurden 
meistens genehmigt und jchlieglich das jo modificirte Geſetz mit 
allen gegen 9 Stimmen angenommen. Hierauf ging das verän— 
derte Gejeß an das Abgeordnetenhaus zurüd. Da die Majorität 
des Hauſes an ihren früheren Beſchlüſſen feithielt und nur einige 
unmejentliche Beränderungen zugeben wollte, fam eine Vereinigung 
beider Häuſer nicht zu Stande. Die Pläne und Hoffnungen des 
firchenfeindlichen Liberalismus waren wenigftens für jeßt vereitelt. 


Ei neuer Angriff ? auf die Confeſſionsſchulen erfolgte 1869 in 
der Pfalz. Ber den Verhandlungen über Art. 17 des eben erwähnten 
Entwurjes im Abgeordnetenhauſe ftellten einige pfälzer Abgeordneten 
am 19. ‚Febr. 1869 den Antrag, daß ‚für die pfälziichen Gemeinden 
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überdies die Beltimmungen des Landrathsabjchiedes vom 9. März 
1818°, welche ‚die Bereinigung der Schulen ohne Unterjchied der 
Neligion‘ geitatten, wenn ‚Die verichiedenen Neligionsgemeinden 
hiezu geneigt jeien‘, in ‚geleglicher Kraft bleiben ſollei. Die Er- 
klärung des Minifters v. Greſſer, daß diejer Beichluß durch das 
Schulgejeß nicht alterivt werde, ermuthigte die liberale Partei in 
der Pfalz, im Widerjpruche mit den gejeglichen Beltimmungen 
vom 20. Auguft 1817 die Umwandlung der Confeſſions- in Com: 
munaljchulen zu betreiben. Der Anfang ward in Landau gemacht. 
Die beiden proteitantiichen Pfarrer befürworteten das Project. 
Auch in anderen Gemeinden wurden zu diefem Zwecke Bürgerver: 
Jammlungen anberaumt. 

Der Biſchof von Speyer, ſchon dem Tode nahe, raffte feine 
(eßten Kräfte auf, um dieſes widerrechtliche und verderbliche Unter: 
nehmen zu vereiteln. Er erließ einen Dirtenbrief an feine Diöce- 
Janen, in welchen er vor der Simultanſchule warnt, und wandte 
fich in derjelben Abſicht am 11. März mit einer Borftellung an 
den König. Dem Biſchof Dinkel von Augsburg und den Mit— 
gliedern der erſten Kammer ließ der jeeleneifrige Biſchof eine 
Denkſchrift über die Nachtheile dev Miſchſchulen überreichen. Die 
Schritte des Oberhirten blieben nicht ohne Erfolg. Die Katho- 
liken von Landau erhoben Einiprache gegen Einführung der Com: 
mumalfchulen. Ihr von der biichöflichen Behörde unterjtüßtes 
Geſuch fand für den Augenblick Berücjichtigung. Am 27T. März 
1869 erichien eine Miniſterialentſcheidung, welche der Kreisregie— 
rung eine Directive bezüglich der Umwandlung confeiftoneller in 
gemischte Schulen gab. In diefem Schreiben wird zwar ausdrück— 
(ich ausgeiprochen, daß ‚der Zwed der Volksſchule‘ in ‚confeſſio— 
nellen Schulen viel beifer als in confeſſionell gemiſchten Schulen 
erreicht werden fünne‘, die Umwandlung aber unter gewiljen Bes 
dingungen, namentlich bei Anweſenheit von zwei Dritteln aller 
Stimmberechtigten bei der Abjtimmung, geftattet. Die Wühlereren 
gegen die Confeſſionsſchulen dauerten übrigens fort. Die Kreis— 
regierung ergriff Partei für Die Simultanschulen. Die Verwah— 
rungen des Bilchofes fanden feine Berüdfichtigung. Auf Grund 
der Verfügung vom 27. März wurden zuerft in Yandau und hier: 
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auf auch im anderen Orten Simultanjchulen eingeführt. Dieſes 
Beiſpiel Fand auch Nachahmung in den jenjeitigen Provinzen des 
Königreiches !. 


Auch auf dem Gebiete des höheren Unterrichtes, an den 
Mittel- und Hochſchulen, die vielfach kirchliche Stiftungen waren, 
wurden, wie ſchon an anderen Orten mitgetheilt ward, die Rechte 
der Kirche durch den Staat empfindlich verlegt. Außer der Theil: 
nahme an der Anſtellung der Religionslehrer und der Beauflichti- 
gung des Neligtonsunterrichtes an den Gymnaſien, Realſchulen 
it. ſ. w. war den Biſchöfen jede vfficielle Einwirkung auf dieſe 
Anftalten entzogen. Den Univerjitäten gegenüber entbehrten ſie 
ohnedies, mit Ausnahme der theologischen Facultäten, jedes Ein: 
fluſſes. Dieſe Zurückſetzung, reſp. dieſe Nichtachtung wohlerwor— 
bener Rechte durch den Staat mußte von den Kirchenoberen um 
ſo bitterer empfunden werden, als der Geiſt, der an den Mittel— 
und Hochſchulen herrſchte, der Religion vielfach entfremdet oder 
gar feindſelig war. 

Recht ungünſtig geſtalteten ſich die Verhältniſſe in Bayern, 
wo die Regierung ohne Rückſicht auf die Rechte der Eltern und 
die ausdrücklichen Beſtimmungen des Concordates ſolche unkatho— 
liſchen Beſtrebungen in den Schulen mehr oder weniger beförderte, 
anſtatt ihnen mit Entſchiedenheit entgegenzutreten. 

Einen nicht geringen Antheil an der Dekatholiſirung der 
Wiſſenſchaft an den bayeriſchen Univerſitäten und höheren Lehr— 
anſtalten, insbeſondere an der Univerſität München, hatte, viel— 
leicht ohne es zu wollen?, König Mar II. welcher eine Anzahl 
norddeuticher Gelehrten ? an die bayerischen Lehranſtalten berief. 
Dieter Schritt war in doppelter Beziehung unbeilvoll. Es wur— 
den dadurch einheimiſche Gelehrte, welche an Talent und au 
Kenntniſſen den ‚Berufenen‘ keineswegs nachitanden, von den Stel: 
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fen, auf welche ſie doch zuerit Anſpruch machen konnten, ausge— 
Ihlofjen, und zugleich der dem Kern der Bevölkerung verhaßten 
proteſtantiſch-kleindeutſchen Politik die Lehrjäle Bayerns geöffnet. 
Die ſtudierenden Jünglinge wurden mit falſchen Ideen in Bezug 
auf Religion und Politik erfüllt und in ihrem Glauben und ihrem 
Patriotismus erjcehüttert, indem die ‚Berufenen‘ fich nicht Icheuten, 
‚norddeutjche Propaganda an der ar zu machen‘ !. 

Die Erbitterung wuchs noch mehr, als ſich die Kunde ver: 
breitete, daß die Regierung mit dem Plane umgehe, einem der 
‚norddeutichen Berufenen‘, PBrofefior Dr. Giejebreht in Mün— 
hen, der jich gerne als ‚Preuße und Proteftant‘ einführte ?, das 
Monopol des Gejchichtsunterrichtes Für das ganze Königreich zu 
übertragen. Die öffentlichen Blätter brachten nämlich die Nach: 
richt, daß das bayeriihe Staatsminiſterium für Cultus- und 
Schulangelegenheiten auf einen Antrag des Gejichichtsprofeflors 
Giejebrecht zu München ſich willfährig zeige, dieſem Profeſſor, 
welcher Vorſtand eines jogenannten hiſtoriſchen Seminars zu 
München war, die oberite Leitung des Geichichtsunterrichtes an 
den Studienanftalten von ganz Bayern zu übertragen. Zu diefem 
Lehriache jollten die Schüler jeines hiſtoriſchen Seminars, oder 
wenigjtens nur jene Gymnaltalprofefloren berufen werden, welche 
Siejebrecht jelber als befähigt dafür erfenne‘ %. Dieſe Nachricht 
wurde von Seiten der Regierung wicht als falſch bezeichnet. 

Ein Schrei der Entrüftung ertönte in ganz Bayern. Religion 
und PBatriotismus vereinigten jich in der Bekämpfung eines Pro— 
jectes, welches beide gleich gefährdete. Die katholiſche Tagespreſſe 
öffnete den Befämpfern des minifteriellen Planes ihre Spalten, 
und in mehreren Brojchüren wurde deſſen Unausführbarkeit vom 
Standpunkte der Pädagogik, des Patriotismus und der Religion 
dargelegt. Der Katholif? brachte eine Reihe von Artikeln aus 
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der Feder eines gewiegten Hiftorifers !, welcher die proteftantischen 
Anſchauuugen und Irrthümer in Gtejebrechts ‚Katjergeichichte‘ 
nachwies. 

War die berührte Angelegenheit ‚für alle katholischen Unter: 
thanen Bayerns von größter Bedeutung‘, jo mußte fie bejonders 
‚ven Biſchöfen im höchiten Grade am Herzen liegen‘. Sie faßten 
deswegen auf einer Verfammlung zu Paſſau, 18. und 19. Juli 
1565, den Beichluß, eine Gollectiveingabe ? an König Ludwig II. 
zu richten und die drohende Gefahr rechtzeitig zu beichwören. 

„Es wäre arge Täuſchung'‘', Jo beginnen die bayerischen Kir— 
chenoberen, ‚wenn man glauben würde, der große Kampf zwiſchen 
Chriſtenthum und Antichriitentyum, welcher faſt identiſch iſt mit 
dem Kampfe zwiichen der fatholifchen Kirche und dem, was außer 
ihr ilt, werde blos auf theologischem Gebiete geitritten. Im Gegen: 
theile trägt das gegenwärtige Stadium diejes Kampfes gerade die 
Signatur, daß der Unglaube ſich der weltlichen Wiſſenſchaften zu 
bemächtigen jucht, in ſie fein zerfreflendes Gift legt, und durch) 


dieſe ungläubige und widerchriſtliche Wilfenichaft den unbefangenen - 


Jüngern derjelben den religtöfen Glauben aus den Herzen reiht. 
Es iſt nur zu befannt, wie die Naturwiſſenſchaften in unjeren 
Tagen zu Werkzeugen der Befeindung der göttlichen Offenbarung 
geworden ſind, wie die philojophiiche Speculation die religtöje Er: 
kenntniß untergräbt; und es it nicht minder befannt, wie auch 
auf dem Wege der Geichichtstorichung und Geichichtsichreibung das 
Chriſtenthum und deſſen Stifter, die Kirche und ihre Inſtitutionen 
in der umgerechteften und unbegründetſten Weife befehdet werden, 
und wie leßteres insbejondere auch von öffentlichen Lehrern in 
Bayern, biswerlen in der anziehenden Hülle einer vollendeten Dar: 
jtellung und, was noch gefährlicher ift, mit dem Scheine der unbe— 
Tangenjten Unparteilichkeit gefchieht.‘ 

Bezugnehmend auf den Plan der Regierung fahren die Bi- 
Ihöfe im ihrer Vorftellung fort: ‚Sn Bezug auf das Fach der 
Geichiehte hätten wir es nun tief zu beflagen, wenn jich, was 
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man hört, beſtätigen ſollte, daß nämlich an der Hochſchule zu 
München das von einem proteſtantiſchen Geſchichtsprofeſſor geleitete 
hiſtoriſche Seminar ſich beſonderer Privilegien erfreue, und daß 
eben dieſer Geſchichtslehrer auch für katholiſche Candidaten bei 
Anſtellungsprüfungen derſelben die Prüfung abzuhalten und die 
enticheidende Stimme abzugeben habe.‘ 

„In noch höherem Grade müßten wir es aber jchmerzlicd) 
empfinden, wenn auch an den Weittelichulen, wo eine freie Wahl 
des Lehrers für den Lernenden ganz unmöglich ift, der gejchicht- 
liche Unterricht katholischen Schülern von Männern ertheilt werden 
würde, die, aus einer jpecifiich proteftantiichen hiftorischen Schule 
hervorgegangen, ihren eines jelbititändigen Urtheiles noch fait gänz- 
lic) entbehrenden Schülern firchenfeindliche Grundfäße auf dem 
Wege der geichichtlichen Unterweiſung einpflanzen würden.‘ 

Die Unterzeichner der Eollectiveingabe, welche zu ihrem ‚Be— 
dauern‘ nicht in der Lage waren, ‚Maßnahmen der Staatsgewalt 
gegen die falſche Wiſſenſchaft, der concordatsmäßigen Stellung der 
Kirche entiprechend, zu verlangen‘ !, tröfteten ſich mit der ſicheren 
Hoffnung, ‚daß die Wahrheit am Ende doch triumphiren würde‘, 
wenn ‚der Irrthum ſich in allen Wendungen exit erichöptt habe*, 
fonnten aber dagegen es nicht ruhig hinnehmen, ‚daß von Seiten 
des Staates den Vertretern der umſtürzenden Wiſſenſchaft, oder 
wenigftens der unkatholiſchen Wiſſenſchaft, ein wenn auch vielleicht 
nicht beabfichtigtev Vorſchub geleiftet würde‘. 

Aus diefem Grunde hielten sich die Biſchöfe im Gewiſſen 
verpflichtet, gegen das von der Regierung dem proteſtantiſchen 
Profeſſor Giejebrecht zugedachte Geichichtsmonopol bei dem Könige 
vorjtellig zu werden und an ihn die Bitte zu richten, ‚daß Die 
katholiſche Geſchichtsforſchung und Geſchichtsſchreibung vollfommen 
frei gelaſſen und feinem Katholiken proteſtantiſcher Geſchichtsunter— 
unterricht gleichſam aufgedrungen werde‘. 

Die kirchlichen Oberen verlangen darum, ‚daß an den Hoch— 
ſchulen alle jene Privilegien und Wrärogative bejeitigt werden 
möchten, welche direct oder indirect auch die Fatholiichen Hörer 


t Siehe Bd. II?, 277. 


480 Kap. 25. Die Schulfrage 


in die Lehriäle der umgläubigen oder protejtantiichen Geſchichts— 
lehrer führen müßten; insbejondere bitten fie dringend und ange- 
legentlih, daß bei den Prüfungen für das höhere Lehramt die 
fatholiichen Gandidaten jtets nur von fatholiichen Lehrern im 
sache der Gelchichte geprüft werden möchten‘. 

Hinſichtlich der Müttelichulen richten fie an den König die 
Bitte, daß an allen lateinifchen Schulen, Gymnafien, Gewerb- 
ichulen und Realgymnaſien der Unterricht der Geſchichte, wo es 
bisher noch nicht geichehen jet, den betreffenden Religionslehrern 
übertragen werde, und fügen das Verſprechen bei, ‚in jeglicher 
Weiſe zu jorgen und mitzuwirken, daß die betreffenden Prieſter 
vor Antritt ihres Lehramtes möglichjt für diefen Unterrichtszweig 
vorgebildet würden‘. 

Die KHundgebungen von Seiten der katholiſchen Bewohner 
Bayerns, insbefondere von Seiten des Episcopates, machten die 
(iberale Regierung etwas vorfichtiger. Sie willfahrte freilich dem 
Verlangen der Btichöfe nicht, aber fie Itand auch von der Aus— 
führung ihres Planes ab. 
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Die Verheerungen, welche eine der Mitwirkung der Kirche 
mehr oder weniger entzogene Jugendbildung anzurichten vermag, 
fonnte man am bejten im Großherzogthbum Baden wahrnehmen, 
Nach der Rückkehr aus dem badiichen Feldzuge erklärte Prinz 
Wilhelm von Preußen, der jpätere König und deutſche Kaiſer 
Wilhelm J. daß er ‚als den legten, tiefiten Grund der vollen 
Itaatlichen und ſocialen Auflöfung in Baden nicjts anderes erkannt 


in Baden. 481 


habe, als die Entfremdung der Kirche von der Schule, als die 
Entchriſtlichung der Schule‘ '. Auf der dritten Generalverfamm: 
(ung ‚des katholischen Vereins Deutichlands‘ zu Regensburg (1849) 
äußerte ſich Döllinger in bemerfenswerther Weile über die gleiche 
Sache: ‚Jene jinnloje Revolution in Baden mit ihrem langen 
Gefolge faſt beiſpielloſer TIhorheiten, Verbrechen und Gräuel it 
wie ein blutiges Trauerſpiel in raſch aufeinander folgenden Acten 
vor unferen Blicken vorüber gegangen. Wie war es nur möglich, 
daß das, was man noch vor wenigen Jahren in Deutichland für 
undenkbar hielt, dort in dieſer Weiſe fich begeben fonnte? Daß 
ein ſonſt biederes Volk sich Fat ohne Widerſtand in Dielen Ab— 
grund reißen, jich das Joch eines in Deutjichland ſeit Jahrhun— 
derten nicht erhörten Terrorismus auflegen ließ? Seit ih — 
vor wenigen Wochen erſt — an Ort und Stelle mir die Zuftände 
des Landes bejehen, find mir die wahren Urjachen dieles ſchmach— 
vollen Greignifjes nicht mehr zweifelhaft. In feinem Zeile 
Deutichlands hat man die Religion jo beharrlich untergraben und 
die fatholiiche Kirche jo planmäßig zerrüttet, wie in Baden... 
Der Haupthebel zur Verführung und Entjittlihung des Volkes 
war — der Ausdruck iſt micht zu ſtark — die Brunnenver— 
giftung, ich meine die Eorruption des öffentlichen Unterrichtes ın 
den Schulen, den höheren jowohl als den Volksſchulen. Zu 
dDiefem Zwecke wurde die Bildung der künftigen Volksichullehrer 
in den Schullehrerieminarien Männern anvertraut, welche den 
chriftlichen Glauben in den Gemüthern ihrer Prlegebefohlenen 
gründlich auszurotten verftanden. DVergeblich Elagten die Katho— 
fifen jeit Jahren laut in öffentlichen Blättern, wie im Stillen 
auf dem Gejchäftswege; alle ihre Klagen, Bitten und Bejchwerden 
blieben in diejer wie in jeder anderen religiöjen Frage unberüc- 
fichtigt. In ähnlicher Weiſe verfuhr man mit den Gymmaften 
und Lyceen; auch an diejen Anftalten wurden die Lehrer jo aus— 
gewählt, daß jeßt, wie ich aus dem Munde von Freiburger 
Profefforen vernommen, und wie mir jelbit von Studierenden 





! Diefe Worte führt P. Reihensperger in der Sitzung des Abge- 
ordnetenhaufes in Berlin am 13. Februar 1872 an. Siehe Rintelen, 
Das Verhältniß, ©. 85. 

Brück-Kißling, Gejch. der fath. Kirche im 19. Jahrh. IIT, 2. Aufl. 1 
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häufig beftätigt wurde, die Sünglinge bereits als bewußte und 
erflärte Atheiften die badischen Gymnaften verlaflen.‘ ! 

Dieje Worte werden durch die Vorgänge im Großherzogthum 
Baden mehr als hinreichend betätigt; aber die badiſche Regierung 
hatte nur zu Schnell die Lehre vergellen, welche die Nevolution 
ihr gegeben. Dies zeigte ſich auch wieder in ihrem Beitreben, 
den Schulunterricht von jeiner naturgemäßen Verbindung mit der 
Kirche zu trennen. 

Die Bilchöfe der oberrheinifchen Kirchenprovinz hatten ſchon 
in ihrer erſten, noch mehr aber in ihrer zweiten Denkſchrift? ihre 
Forderungen bezüglich der Schule dargelegt und begründet. Ins— 
bejondere verlangten fie, geitüßt auf Art. 63 des Neichsdeputations= 
hauptichluifes vom 25. Februar 1805, Verwendung der fatho- 
liſchen Schulfonds ‚mur zu katholiſchen Schulzweden‘, Anerkennung 
der aus ‚rein firchlichen Mitteln‘ gegründeten Schulen ‚als kirch— 
liche‘, und ‚Ueberwachung und Yeitung diefer Schulen durch die 
fatholijchen Kirchenobern als jolche‘, ſowie das Recht, ‚aus ihren 
Neitteln neue Schulen zu gründen‘. Außerdem fordern die Ober: 
hirten die Erhaltung des confejftonellen Charakters der Schulen, 
die Beſeitigung der Communalſchulen, ‚jo viel nur immer mög— 
ih‘, Einführung ‚katholiſcher Lehrbücher in katholiſchen Schulen* 
und eine entiprechende Mitwirkung an dem Unterrichte und der 
Erziehung der Schuljugend, vornehmlich bezüglich des Religions— 
unterrichtes das Necht, den Lehrern die ‚Erchliche Miffton: zu 
ertheilen und jolchen Lehrern, welche ‚in religiöſer Hinficht Feine 
genügende Sicherheit bieten‘, zu verjagen oder zu entziehen. 
Endlich Sollen auch ‚feine Schulbücher ohne Genehmigung des 
Biſchofes in Fatholiichen Schulen eingeführt‘ und demjelben die 
Befugniß zugeiprochen werden, „elbſt oder durch von ihm bejtellte 
Commiſſäre die Schulen bezüglich ihrer religiöſen Beichaffenheit 
zu beauffichtigen und zu vilitiren‘ 3. 

Sp mwohlbegründet diefe Forderungen waren, jo ging Doc) 
feine der reſp. Regierungen der oberrheinifchen Kirchenprovinz auf 


' Berhandlungen, ©. 95 f. 
’ Siehe ©. 116. 
Zweite Denkſchrift, S. 113. 
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diefelben ganz ein. Doc) wurde vorläufig ein offener Bruch ver- 
mieden. Nur in Baden fam es zu einem heftigen Streite. 

Sp traurig der badische Schulconflict ! it, bietet er doch auch 
vieles Lehrreihe. Das Gejeß vom 9. Oftober 1860 fprach die 
Leitung des ‚öffentlichen Unterrichtswejens‘ dem Staate zu und 
‚unterjtellte die anderen Unterrichts- und Erziehungsanftalten feiner 
Auflicht‘; nur die Ueberwachung und Leitung des Neligionsunter: 
richtes wurde ‚den Kirchen Für ihre Angehörigen‘ überwieſen. 
Obſchon dieſe Beltimmungen eine Nechtsverlegung der katholischen 
Kirche gegenüber enthielten, hoffte doch Erzbiſchof v. Vicari, daß 
die Regierung in Ausführung dieſes Gejeßes den berechtigten 
Wünſchen der Katholiten Rechnung tragen würde, und brachte bei 
den jchon erwähnten Verhandlungen ? vom November 1861 aud 
die Schulfrage zur Discuffion. Es handelte ſich dabei hauptſäch— 
lich um den confejlionellen Character der Schulen und die Mit— 
wirkung der firchlichen Organe bei deren Yeitung, ſowie um die 
Berwaltung und Verwendung der confellionellen Schulfonds. 

Das Ministerium machte einige Zugeſtändniſſe, fam aber in 
der Hauptjache den Forderungen des Erzbiichofes nicht entgegen 
und wollte der Kirche im Grunde gar feine Theilnahme an der 
Oberleitung der Schule zugeitehen. Dieſes Beitreben gab ſich 
bejonders in der Organiſation des Oberſchulrathes Fund. Als 
der Erzbiſchof von der projectirten Errichtung dieſer Behörde 
außeramtlich Kenntniß erhielt, wandte er jih am 7. Auguſt 1862 
an den Miniftertalpräfidenten Yamey und verlangte mit Berufung 
auf die ihm von der Regierung gegebenen Zultcherungen ‚Mit— 
theilung über die in Rede jtehende Angelegenheit‘. Die Antwort 
Lumey’3 war ablehnend. Er gab dem SKirchenoberen Kenntniß, 
daß der fatholiichen wie ‚dev evangeliichen oberiten Kirchenbehörde 
die Befugniß eingeräumt jei, Bertreter bei der Oberjchulbehörde 
zu ernennen, welchen diejelbe in allen Fragen zu ihren Sitzungen 
beizuziehen hat, welche den veligtöjen Unterricht und deſſen Wer: 
bindung mit dem Lehrplan betreffen‘ ®. 


"Maas, Geihichte, ©. 578 ff. 
? ©. oben ©. 317 ff. 
’ Officielle Actenftüde I, 8. 


484 Kap. 25. Organijation des bad. Oberjchulrathes. Dr. Knies. 


Einige Tage vor Abfaſſung diefes Schreibens, am 12. Auguft, 
wurde die Verordnung ! über die Organtjation des Oberjchulvathes 
als ‚Gentral-Mittelbehörde‘ zur ‚Beauflichtigung und Leitung des 
Schul- und Unterrichtswejens‘ unterzeichnet. Auf dieſe Behörde 
gingen ‚alle Befugnifie und Obltegenheiten über‘, welche den bis- 
herigen confefltonellen oberen Schulbehörden zugeitanden hatten. 
‚Den oberiten firchlichen Behörden‘ wurde gejtattet, ‚Vertreter zu 
bezeichnen, welche der Oberſchulrath zu jenen Berathungen zu— 
ziehen werde, jo oft es ſich um Fragen des religiöſen Unterrichtes 
und deſſen Verbindung mit dem Lehrplane handele.‘ 

Mit der Errichtung des Oberjchulrathes war den Confeſſions— 
ichulen der erite Stoß verjeßt. Die neue Behörde war confejjtons- 
(08; ſie beitand aus vier Proteftanten und nur drei Katholiken. 
Zum Director wurde Dr. Knies?, Profeſſor in Freiburg, ernannt. 
Er war der Sohn eines proteitantiichen Pfarrers in Kurheſſen 
und von eimer großen Abneigung gegen die Ffatholiiche Kirche 
erfüllt, die ih in eimer ſehr gehäſſigen Broſchüre gegen Die 
Biſchöfe der oberrheinischen Kirchenprovinz fundgab. Hiedurch 
empfahl er sich aber der badiihen Regierung, welche ihn als 
Profefior der Staatsdfonomie in Freiburg anftellte. Er iſt aud 
der DBerfaller des Promemorias der Freiburger Profeiloren ? gegen 
das Soncordat. Diefem Manne übertrug das Miniſterium das 
Amt eines Directors des Oberjchulrathes, wozu er weder Die 
nothwendigen Kenntniſſe in der Pädagogik noch die nicht minder 
nothwendige Erfahrung im Schulmelen bejaß. 

Obſchon die Ernennung eines ſolchen Mannes zum Letter 
der oberen Schulbehörde nicht ermuthigend für den Erzbiichof war, 
entjagte er doch nicht der Hoffnung, auf friedlichem Wege eine 
Verftändigung mit der Regierung herbeizuführen und der Kirche 
den jo nothwendigen Einfluß auf die Leitung der Schule zu fichern. 
Das erzbiichöfliche Ordinariat wandte fih am 16. April 1863 


"008,6, 898 

»Bluntſchliſcharacteriſirt Knies als ‚einen »zähen, logiſch-ſcharfen, etiwas 
dDoctrinären, von einer Leidenschaft getriebenen Neformer. Er erinnert mic 
an Calvin‘ (Denkwürdiges, Bd. III, 115). 
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an das Miniſterium und ſprach den Wunſch aus, einen ftändigen 
Bertreter im Oberjchulrathe zu haben, dem eine ‚entiprechende 
Mitwirkung dei der Aufficht über die Schulen zur Wahrung des 
kirchlichen Einfluſſes auf die veligiöje Erziehung und Bildung der 
Jugend nicht vorenthalten werde‘. Diejes Schreiben, welches ‚die 
Mitwirkung des firchlichen Vertreters‘ noch näher bezeichnete, hatte 
ebenjowenig Erfolg als ein Schreiben des Erzbiichofes an Lamey 
vom 4. Mai, in welchem die Forderungen des Ordinariates 
wiederholt werden. Das Antwortichreiben ! des leßteren war höf— 
lich ablehnend. Es trägt das Datum des 18. Mat 1863. 


Schon am 5. Mai war die ‚Denfichrift‘ ? des Directors 
Kies veröffentlicht worden. Diejelbe entwidelt die Grundjäge, 
welche bei Ausarbeitung eines neuen Schulgeießes in Anwendung 
fommen jollten. 

Bon der Vorausſetzung, die Schule ſei lediglich Staatsanttalt, 
ausgehend, wünjcht Knies die Aufhebung ‚der gejeglichen Vorschrift, 
daß der Ortspfarrer der Schulinjpector ſei, oder unter allen 
Umſtänden bleiben mühe‘, wenn auch ‚die Ortspfarrer, vorab auf 
dem Lande, in der Kegel die entjchieden berufeniten Männer für 
die Ortsjchulinipectionen jeien‘. Er empfiehlt dafür die Errich— 
tung eines Ortsichulvathes, der ſämmtliche Intereſſen der Volks— 
ſchule vertrete; die obere Aufſicht ſoll aber nicht den Geiſtlichen 
als Nebenamt, jondern eigenen pädagogiichen Berufsämtern über— 
tragen werden. 

Dem Religionsunterrichte weilt Knies vorläufig noch eine 
Stelle unter den ‚obligatorischen Lehrfächern‘ ein, weil er ‚em 
hochbedeutjamer Unterrichtszweig‘ ſei, und weil ‚ein entjchtedenes 
öffentliches Intereſſe gebiete, daß ex gegeben werde‘. Auch die 
Rückſicht auf ‚die Eltern‘ erfordere dies. Ob ‚der Staat dieje 
Einrichtung‘ später ‚fallen laſſen mühe, um ſich die Erreichung 
feiner Ziele für die Volksſchule zu fichern‘, könne man ‚der 
Erfahrung überlaffen‘. 


' Die angeführten Schreiben jtehen in Officielle Actenjtüde J, 9. 
? Friedberg, Der Staat und die fat. Kirche, ©. 78ff. u. ©. S4lf. 
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Ein HDauptgegenftand der Denkichrift ind die Communal— 
ſchulen. Der Berfafler unterſcheidet drei Arten, nämlich ſolche 
‚ohne Einreihung des Religionsunterrichtes in den Lehrplan‘; ſolche 
mit eimem ‚für die verjchiedenen Confeſſionen gemeinichaftlichen 
Religionsunterricht‘ und endlich ſolche ‚mit der Einrichtung des 
confefitonell getrennten Religionsunterrichtes‘. Die gemijchten 
Schulen ohne Neligionsunterricht will Knies noch nicht befür- 
worten, wenn ſie auch, wie er meint, ‚das mögliche Product einer 
Tortgejeßten Befehdung der Kirche gegen die vom Staate nun 
einmal feitzubaltende freie Leitung der Volksſchule ſein könnte‘. 
‚Die Befürwortung‘ der Communalſchulen mit einem für die 


verjchiedenen Confeſſionen ‚gemeinjchaftlichen Religionsunterricht‘, 


welcher nach ſeinem Urtheile ‚für Kinder in früheren Jahren ſich 
beifer empfehle, als der confelltonell dogmatiſch bejtimmte*, er— 
ſcheint ihm ‚aus dem Grunde ganz überflüfftg‘, weil die Belorgung 
umd Leitung des Neligionsunterrichtes ‚auch in der Bolksichule 
Sache der Kirche jet, und dieſe eine confejftonelle Unbeitimmtheit 
des Neltgionsunterrichtes zurickweiie. Dagegen empfiehlt ex die 
Bolfsichulen mit confejfionell getrenntem Neligionsiumterricht, weil 
diejelben ‚der allgemeinen Lage unſerer ftaatlichen Verhältniſſe 
der Gegenwart an sich vollfommen entiprächen‘ und auch finan- 
ztelle Bortheile böten. Doch jcheint ihm die Zeit einer gewalt: 
ſamen Einführung jolcher Schulen noch nicht gekommen, weshalb 
man die Confeſſionsſchulen einftweilen noch belaifen und dem 
freien Willen der einzelnen Gemeinden anheim geben jolle, ob fie 
die beitehenden confejlionellen ‚durch die Einrichtung einer ge 
miſchten Volksſchule erjeßen wollten‘. 

Diefes Elaborat des Director Knies und jeiner Mitarbeiter 
aus dem Lehrerſtande ift im Grunde mur eine zum Theil unge: 
Ihiefte Zufammenitellung der im Lager des ungläubigen Libera- 
lismus curfirenden Anfichten, die nur hier wieder aufgewärmt 
werden. Cine Reihe beigefügter Theſen wiederholt noch einmal 
den Inhalt in kurzen Säßen. 


— — 


— — 
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Die Maßregeln der Regierung in Schuliahen veranlaßten 
die katholiſche Geiftlichkeit, in Verbindung mit dem gläubigen 
Volfe für die Erhaltung der Confeſſionsſchulen und ihrer Ver— 
bindung mit der Kirche mannhaft aufzutreten. Die Verſamm— 
lungen des Klerus zu Buchen und zu Engen 1861 jprachen ſich 
entjchteden gegen die Pläne der Regierung aus!. Cine von an— 
erkannt tüchtigen geiftlichen Schulmännern verfaßte Denkſchrift 
vertheidigte das Necht der Kirche auf die Schule. Die Errich— 
tung des confejltonslojen Oberichulvathes und die Ernennung 
Kies’ zum Director vermehrten noch die Erbitterung. Als die 
Denkſchrift des leßteren erichien, wurde eine ‚Denkſchrift des fa- 
tholtichen Guratklerus‘ ? in Umlauf geießt, deren Verfaſſer die 
1. g. Reformprojecte des Oberjchulrathsdirectors und deſſen um: 
begründetes und unrichtiges Urtheil über die bisherigen badischen 
Schulverhältniffe einer jachgemäßen Kritik unterziehen, die eigent- 
liche Tendenz dieſer Vorſchläge offen darlegen, ihre verderblichen 
Folgen Für die Religion und für die ‚politifche Freiheit‘ nach: 
weiſen umd zugleich die richtigen Grundſätze über das Verhältniß 
der Kirche zur Schule ausfprechen. 

Sp fand der Erzbifchof von Freiburg auch in dieſer Frage 
einen jeinem firchlichen Oberen treu gehorfamen Klerus; er hoffte 
troß Ddiefer Vorgänge, daß die Stimme der Vernunft umd der 
Gerechtigkeit bei dem Miniſterium zuleßt doch noch Gehör Finden 
würde. Gr erließ am 3. Dezember 1863 eine vortreffliche Denk— 
ichrift ?, im welcher die Nechte der Kirche auf die Schule und die 
Nothiwendigfeit einer veligtöschtttlichen Erziehung der Jugend ein— 
gehend erörtert und begründet werden. Das erzbiichöfliche Ordi— 
nariat theilte dieſe Denkſchrift am 17. Dezember 1865 dem Mini— 
ftertum mit und wiederholte dabei ‚die Jo dringende als ergebenite 
Bitte, dahin baldgeneigteit wirken zu wollen, daß zu den bevor- 


Denkſchrift über das badische Volksſchulweſen . . . verfaßt im Auftrage 
der am 15. Oftober 1831 in Engen verjammelten Conferenz katholiſcher 
Geritlichen. Freiburg 1863. 

? Freiburg 1863. 

> Denkichrift des Erzbiichofes von Freiburg, die Reform des Schul: 
weſens betreffend. Freiburg 1863. 
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stehenden Berathungen über die Reform des Schulwejens die von 
ihm zu bezeichnenden Bertreter der Kirche und die von dem hoch— 
wirdigen Klerus des Landes zu erwählenden Vertreter der badi- 
ſchen Geiftlichfett zugezogen würden‘. In jeiner Antwort ! vom 
9. Januar 1864 veriprach das Miniſterium, ‚die Ausführungen 
in dev Denkſchrift des Herren Exzbifchofes einer jorgfältigen und 
gewiſſenhaften Erwägung zu unterjtellen‘, erklärte aber zugleich, 
‚nicht in der Yage zu fein, dem Entwurf des Volfsichulgefeßes mit 
Vertretern der Kirche zu berathen‘. Nicht lange darauf, am 
28. Januar, war das Ordinariat genöthigt, bei dem Miniſterium 
Beichwerde zu führen, daß der Vertreter des Erzbilchofes im Ober— 
ſchulrathe bei Berathung des Gejegentwurfes ‚erit zu einer Sitzung 
beigezogen worden jet‘, nachdem dieſe Behörde ihre ‚Borjchläge* 
ſchon ‚feitgeitellt* hatte, und dieſelben ‚nahezu fertig ausgearbeitet 
waren‘, jo daß ihm feine Gelegenheit geboten ward, ‚jeine An— 
fichten und Wünſche geltend zu machen‘. Das Miniſterium fiel 
lich aber weder durch Gründe des Rechtes noch der Vernunft um: 
ſtimmen. Als das ‚Gerücht‘, das Miniſterium ‚wolle einzelne 
der bejtehenden Beitimmungen über das Schulwejen im Verord— 
nungswege ändern‘, immer mehr im Lande fich verbreitete, vich- 
tete das Ordinariat am 17. März 18564 an das Miniſterium 
des Innern das Erjuchen, ‚vor der Vorlage des Verordnungs— 
entwurfes an das Staatsminiſterium‘ gehört zu werden; allein 
die Bitte der firchlichen Behörde blieb unerfüllt 2. 


Am 21. April 1864 verfündete der Präfident des Mini— 
terms des Innern der Hammer die Einbringung eines Schul- 
veformentwurfes und erging ſich dabei in ſolchen Beleidigungen 
gegen den greifen Erzbijchof und die Katholiten des Landes, da 
der firchliche Oberhirte jich genöthigt fand, in einer Borftellung ® 


Officielle Actenjtüde I, 13f. 
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’ Maas, a.a. O. © 593f. Am 13. April 1864 famen die ‚Ver— 
treter des Klerus‘ in Freiburg zufammen und jprachen ihre Wünjche hin— 
ſichtlich der Reform des Schulwejens aus. Sehr entjchieden trat die Geiit- 
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an den Großherzog vom 2. Mat, ‚dieje öffentliche Anklage gegen 
die oberjte Kirchenbehörde des Yandes‘ für unbegründet zu erflären 
und den Vorwurf ‚außerordentlicher Maßloſigkeit‘ zurüczumeiien. 
Das Schreiben des Erzbiichofes bezeichnete den vom ungläubigen 
Liberalismus in Scene gelegten Schulfampf als einen Kampf 
‚gegen das pofitive Ehriftenthum‘, allein es blieb wirfungslos. Der 
bereits angekündigte Entwurf wurde am 4. Juni der zweiten 
Kammer vorgelegt und am 9. Juni veröffentlicht. 

Kaum hatte das erzbiichöfliche Ordinariat von dieſem Geſetz— 
entwurf durch die Zeitungen Kunde erhalten, jo legte es am 
11. Juni in einem Schreiben an das Miniſterium gegen das 
dem Entwurf ‚zu Grunde liegende Princip der ‚Trennung der 
Schule von der Kirche und der ausſchließlichen centralilirten Lei— 
tung der Schule durch den confeſſionsloſen Staat‘, welcher Telbit 
den ‚Neligionsunterricht unter das Placet einer rein staatlichen 
Schulbehörde ſtellet, energiſche ‚Verwahrung‘ ein und verlangte 
vorheriges Einvernehmen zwiſchen der Firchlichen und jtaatlichen 
Behörde, ehe der Entwurf ‚zur Berathung fomme. Das Minis 
iterium erwiderte am 18. Juni mit ungehörigen und unmahren 
Vorwürfen gegen den Klerus und wies die Berwahrung des Or: 
dDinariates als ‚unbegründet‘ zurüd. Doc ‚verzichtet es nicht auf 
die Doffnung‘, die Firchliche Behörde ‚werde eine Form Finden‘, 
daß die Geiftlichen ‚ihre altbewährte Theilnahme für die Schule‘ 
auch unter dem neuen Gejeße ‚bethätigen‘ fünnten. Die jalichen 
Anschauungen und die Beichuldigungen des minifteriellen Schrei- 
bens wurden durch Ordinariatserlaß von 23. Juni! zurückgewieſen 
und die Nechtsverlegungen des Gejeßentwurfes von neuem darge— 
than. Auf den Gang der Ereigniife hatte dieſe Korrespondenz 
feinen Einfluß. 


lichkeit gegen die Enthrijtlihung der Schule auf. Das Minifterium erſuchte 
am 21. Januar 1364 das Ordinariat, ‚den Klerus von feindſeligem Tadel 
öffentlicher Behörden und Anordnungen auf der Kanzel abmahnen zu wollen. 
Das Ordinariat erwiderte hierauf ernjt und würdig am 11. Febr. 

' Die drei Actenſtücke jtehen in Officielle Aetenſtücke I, 17 ff. 
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Die Verhandlungen in der Ständefammer gewähren aufs 
neue einen Einblick in die beflagenswerthen Verhältniſſe Bapdens. 
Die maßlofen Invectiven und VBerleumdungen, welche von einzelnen 
Abgeordneten gegen die fatholiiche Kirche geichleudert wurden, die 
Entitellungen und DBerdrehungen des Sachverhaltes und die un: 
würdigen Angriffe auf die Geiftlichfeitt und das katholiſche Volt 
veranlaßten den zwei und neunzigjährigen Erzbilchof v. Bicari, an 
welchen Bapit Pius IX. am 14. Juli ein ermunterndes und an— 
erfennendes Breve! gerichtet hatte, am 19. Juli einen Hirten— 
brief? an den Klerus und die Gläubigen zu richten. In dem: 
jelben beipricht und begründet der Oberhirt in lichtvoller und für 
Alle verftändlichev Weile die Nechte der Kirche auf die Schule, 
wenigftens die von ihm verlangte ‚Mitwirkung auf deren Leitung‘, 
weist die ſchlimmen Wirkungen des Geſetzentwurfes nad und Ipricht 
die auch leider verwirflichte Befürchtung aus, daß ‚nach dem herr: 
ichenden Schulzwang und nad der ausjchlieglichen Staatsherrichaft 
über die Schule katholiſche Schulen allmälig in gemiſchte und 
Diefe in Communalſchulen verwandelt würden‘. Schließlich wendet 
ich der Oberhirt an den Klerus, die katholiſchen Lehrer und die 
fatholtichen Eltern und legt ihnen ihre Pflichten bezüglich der Er— 
ziehung der Jugend ans Herz. 

Das Miniſterium des Innern, welchen einige Eremplare des 
Hirtenbriefes vom Ordinariate zugeftellt wurden, bezeichnete im 
ſeinem Antwortichreiben ? vom 11. August den Hirtenbrief als 
eine ‚Barteiichriit‘, welche ‚eine Kette unwahrer Angaben, ent- 
jtelltev Weittheilungen und jedes Grundes entbehrender Ueberkrei— 
bungen enthalte‘, und als ‚einen Verſuch, die Katholiken des Lan— 
des über den Sinn umd die Tragweite: des neuen Gejeßes ‚Durch 
Borjpiegelung von Gefahren für ihre Religion zu täuſchen‘. Mit 
dieſem Vorwurfe verbindet das Minifterialichreiben, ohne fich auf 
die Einzelheiten ‚des Hirtenbriefes näher einlaflen zu wollen‘, die 
Drohung, die Regierung werde, ‚wenn es gelingen ſollte, die fatho- 


Offieielle Actenſtücke IL, 13. 

Hirtenbrief des hochw. Herrn Dr. Hermann v. Bicari. Das projectirte 
Gejeß über die Auffichtsbehörden für die Volksichulen betr. Freib. 1864. 
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liſchen Gerftlichen der Schule zu entfremden, um jo mehr. bemüht 
jein, anderweitigen Erjfaß zu gewinnen‘. Um den Klerus einzu— 
ihüchtern, erklärt das Miniſterium schließlich, daß die ‚Großher: 
zogliche Regierung eine Auflehmung gegen das Gejet ſelbſt mit 
‚ven ihr zu Gebote jtehenden geießlichen Mitteln zurückzuweiſen 
willen werde‘. 

Auf dieſes Schreiben, welches die größte Entrüftung unter 
allen gebildeten und vechtlic) dentenden Männern hervorrief, ant- 
wortete das Ordinariat durch Erlaß vom 25. Auguit !. In dem: 
telben legt es gegen die dem Erzbiſchof ‚von der Großherzoglichen 
Staatsregierung widerfahrene Behandlung‘ feierliche Verwahrung 
ein und beftreitet der Staatsregierung das Necht, ‚die Acte der 
legitimen Stirchengewalt als bloße Handlungen einer Firchlichen 
action zu erklären‘. Damit verbindet die firchliche Behörde zu: 
gleich die Forderung, daß ‚die fraft des öffentlich anerkannten 
Glaubens und der Verfaſſung der fatholiichen Kirche beitehende 
firhliche Autorität als jolhe auch vom Staate geachtet, und daß 
der von ihr ausgegangene Hirtenbrief als eine Amtshandlung des 
Hauptes der Erzdiöcefe ſeitens der Staatsregierung vejpectirt 
werde‘. 

Hierauf geht das Ordinariatsſchreiben auf eine Beleuchtung’ 
des minifteriellen Erlaſſes im Einzelnen em und entfräftet die 
vorgebradhten falichen Behauptungen. Namentlich weist es die 
minifteriellen VBerdächtigungen der firchlichen Behörde und die 
wider diejelbe erhobene Beichuldigung, ‚diefen Kampf beraufbe- 
ihmworen zu haben‘, zurück und erklärt auf die mintftertelle 
Drohung, daß der Erzbifchof ‚die Rechte der Kirche mit recht: 
fihen und moralifchen Witten vertheidigen werde‘. Hand in 
Hand mit feinem Oberhirten ging der Klerus. Am 30. Auguft 
faßten einige Landcapitel den Beichluß, das Staatsminiſterium 
zu erfuchen, ‚der katholiſchen Kirche und deren gejeglicher Auto— 
vität eine gebührende Genugthuung‘ wegen des Erlafjes des Mini— 
iteriums des Inneren vom 11. Auguft zu verichaffen. Andere 
Landeapitel folgten dieſem Beilpiele. Auch die große Mehrzahl 
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der Katholifen Badens erflärte ſich gegen die |. g. Schulreform. 
Die KHatholifenverfammlung in Würzburg erließ ebenfalls, 
15. September 1864, einen Proteſt, umd eine Anzahl von Bi: 
ihöfen in und außerhalb Deutichlands ſprachen dem Exrzbiſchof 
ihre Sympathien aus!. 


Inzwiſchen war das neue Geſetz?, ‚die Aufſichtsbehörden für 
die Volksſchulen betreffend,, von beiden Kammern angenommen 
und vom Großherzog am 29. Juli unterzeichnet worden. Am 
5. August erfolgte die Veröffentlichung im Negierungsblatt. Es 
beiteht aus 9 Paragraphen: ‚Die örtliche Aufficht über die Volks— 
Ichule wird dem Ortsſchulrath‘ übertragen. Derſelbe beiteht ‚für 
die conjellionellen Volfsichulen‘ aus dein Ortspfarrer der be— 
treffenden Confeſſion, dem Bürgermeilter, dem Schullehrer‘ und 
‚Drei, vier oder fünf gewählten Mitgliedern‘. ‚Eines diefer Mit— 
glieder wird durch den Gemeinderat und den Kleinen Ausschuß, 
Die anderen werden durch die verheiratheten und vermwittweten 
Männer der Schulgemeinde aus den mindeitens 25 Jahre alten 
Ortseimvohnern der betreffenden Confeſſion gewählt.‘ ‚Der Pfarrer 
iſt zum Gintritt in den Ortsjchulrath berechtigt, die übrigen 
Mitglieder find dazu verpflichtet. Für ‚gemiſchte Schulen‘ ift je 
ein Pfarrer der betheiligten Confeſſion beizuziehen und zwei, vier 
oder ſechs, von jeder Confeſſion die gleiche Anzahl, Meitglieder 
zu wählen. ‚Die Wahlen: geichehen auf jechs Jahre, die ‚Ber: 
weigerung der Annahme der Wahl ohne einen gemügenden Ent- 
Ihuldigungsgrund‘ zieht ‚eine für Ortsſchulzwecke zu verwendende 
Helditrafe von 25 bis. 50 Gulden nad ji‘. Der ‚Boriigende 
des Ortsſchulvorſtandes wird aus der Mitte desjelben für je jechs 
‚Jahre durch die Staatsregierung ernannt‘. Die Verwaltung des 
‚örtlichen Schulvermögens‘ steht dem Ortsſchulvorſtande zu und 
bei ‚gemifchten Schulen‘ den ‚betreffenden Confeſſionsangehörigen 
in dem Ortsſchulvorſtand mit Zuzug des Bürgermeifters‘. „Zur 
Beauflichtigung einer größeren Anzahl von Schulen werden Kreis— 


"Maas, a. a. O. S. 602. 
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ſchulräthe ernannt‘, welche ‚den dienitlichen Verkehr der Ortsſchul— 
räthe und der Lehrer mit der Dberichulbehörde vermitteln‘. 
Jede Kirche kann für die Ueberwachung des Neligionsunterrich- 
tes ihrer Angehörigen in der Volksſchule ihre eigenen Auffichts- 
beamten ernennen und durch diefelben Prüfungen des Religions: 
unterrichtes vornehmen und ſich Bericht eritatten laflen‘; aber 
alle ‚Berfügungen der Kirchen im Betreff des Neligionsunter- 
richtes in den Volksſchulen müſſen durch WVermittelung der oberen 
Schulbehörden geicheben‘, welche diejelben ‚zur Nachachtung er: 
öffnen, jofern fie nichts mit den allgemeinen Schulordnungen Un— 
vereinbares enthalten‘. 


Nach Erlaß des Geſetzes entbrannte ein heftiger Kampf !. 
Aus allen Teilen des Landes wurden von Klerus und Yaten 
Adrefien an den Großherzog und die Kammern mit der Bitte 
gerichtet, ‚das Schulgejeß außer Wirkſamkeit zu jegen‘. Die 
Regierung fuchte den Eindruck dieſer Demonſtrationen durch 
Beranftaltung von Petitionen für das Geſetz abzuſchwächen und 
trat allen Kundgebungen der fatholischen Bevölkerung hemmeud 
entgegen. Die Depulationen unter Anführung der Freiherrn von 
Andlam und v. Stogingen, Baders u. A. wurden jeit ‚Februar 
1865 vom Großherzog nicht mehr empfangen, und beide Kam: 
mern gingen im Mat desjelben Jahres über die Adrefjen zur 
Tagesordnung über. 

Das katholiſche Volk gab jeine Abneigung gegen das Schul: 
gejeß auch noch in anderer Weife fund. ‚Die Mehrheit der Ka— 
tholiken enthielten ich der Wahlen in den Ortöjchulrath, und 
troß Drohungen und Strafen fam an vielen Orten feine Wahl 
zu Stande‘ Obſchon die Regierung alles aufbot, mit Hilfe der 
Beamten, Fabrikherren u. j. w. die Wahlen zu erzwingen, war 
ein halbes Jahr nothwendig, um vielfach jehr geringe Minori— 
tätswahlen zu erzielen. Nach dem Geftändniß der Karlsruher 
Zeitung wählten 95 Gemeinden gar nicht, andere Gemeinden 


1 Eirhe bei. Maas, a. a. O. ©. 602 ff. und Katholif 1865, I, 744. 
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wählten nur mit ausdrüclicher Wahrung der Rechte der Kirche, 
Nur 27 Procent der Ffatholiichen Wähler wählten‘, die Hälfte 
derfelben war ‚gezwungen‘. „sm manchen Gemeinden wählte 
nur der Lehrer oder der PVolizeidiener, oder die Wahlcommiffion.‘ 
Neberhaupt wählten ‚von 209,291 Wahlberechtigter nur etwa 
32,000°. Diefes überaus beichämende Reſultat ericheint noch kläg— 
ficher, wenn man erwägt, dab die Negierung ſowohl diefe Wah- 
fen als auch deren Annahme mur durch erhebliche Gelditrafen 
erzwang. Die Motion des Freiheren von Andlaw, welcher Die 
Geſetzwidrigkeit dieſer Wahlen begründete und den Antrag ftellte, 
beim Großherzog Beichwerde gegen Lamey wegen Amtsmißbrauchs 
zu erheben, wurde mit 11 gegen 8 Stimmen abgelehnt. Als die 
Katholiken den unberechtigten ſtaatlichen Zwangsmaßregeln gegen- 
über ſich auf ihre Gewiljensfreiheit beriefen, wies fie Lamey in 
der Sitzung der eriten Kammer, 9. Dezember 1865, mit der Er- 
flärung ab, ‚das wahre öffentliche Gewillen im. Lande jei das 
Seleß‘!, ein Grundiaß, deſſen Verwerflichkeit und furchtbare 
Conſequenzen auc dem blödeiten Auge nicht verborgen bleiben 
fünnen ?, . | 

Je mehr der Fatholiiche Klerus? und das mit ihm innig 
verbundene katholiſche Volk ihren Abichen gegen die falſche Schul: 
veform in Wort und Schrift ausfprachen, deito größeren Eifer 
entfaltete die Regierung, um die Oppofition zum Schweigen zu 
bringen. Das ganze abhängige Beamtenthum, die Fleindeutich- 
preußiſche Partei, die Liberalen und die Nadicalen traten gejchloj- 
jen für die Negierung ein. In einzelnen Städten wurden Ver: 
Jammlungen für die ‚Entehriftlihung der Schule‘ veranftaltet, 
welche die Vertreter der fatholiichen Sache, namentlich den Erz— 
biichor, in Ichmachvoller Weiſe verunglimpften. Wie ein Ordina- 
viatserlaß * vom 2. März 1865 mittheilt, ‚uchten die Staats- 


"Maas, ©. 6ll. 

v. Ketteler, Biihof von Mainz, Iſt das Geſetz das öffentliche Ge- 
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beamten durch die Bürgermeifter oder durch eigene Agenten die 
fatholiichen Staatsbürger zu bejtimmen, Adreſſen zu unterzeichnen, 
wodurch die Katholiken jelbit gegen die fatholiiche Erziehung ihrer 
Kinder auftreten jollten. Auch die Amtsverfündigungsblätter 
warfen fich zu Bertheidigern des Schulgeieges auf und griffen in 
der gemeinsten Weiſe den greifen Oberhirten und ſeinen Klerus 
an. Die wiederholten Anträge des erzbiichöflichen Ordinariates 
bei dem Miniſterium und bei dem Staatsmintiterium um den 
geteßlichen Schuß gegen dieſe ſchmachvollen VBerdächtigungen und 
Berleumdungen fanden fein Gehör; dagegen jchritten die Staats: 
ammälte ! jogleich ein, wenn ein Geiftlicher ich gegen das Schul- 
gejeß ausiprad. Das Miniſterium aber ließ die Gegner des 
Schulgefeßes jeine Ungnade fühlen, indem es eine Reihe von Be: 
werbern um Pfründen als der Regierung mißfällig erklärte ?. 

Die Auslaffungen der Firchenfeindlichen Preſſe und die von 
den Bartilanen des Miniſteriums veranftalteten Verſammlungen, 
auf welchen meiltens Beamte das Wort führten, veranlaßten die 
fatholiichen Führer, die |. g. wandernden Gajınos ins Leben 
zu rufen, um mut mehr Nachdruck die Rechte der Kirche geltend 
zu machen. Auf diefen Verſammlungen wurden die brennenden 
Tagesfragen, bejonders die Schulfrage, erörtert. Sehr zahlreich 
befucht waren die Berfammlungen in Durlach, 8. Februar, und 
Sreiburg, 14. Februar 1865. Das Präſidium führte der Bau— 
rath Dr. Bader. Die Regierung war beitrebt, dieſe Verſamm— 
(ungen ganz unmöglich zu machen oder jehr zu erjchweren. 

In wahrhaft empörender Weife wurden die Iheilnehmer einer 
nach Mannheim ausgejchriebenen VBerfammlung behandelt. Die- 
jelbe Sollte am 23. Februar 1865 stattfinden. Die beiden fir 


' Während jede dem Strafgejeß zuwiderlaufende Handlung eines Geiit- 
fihen von den Staatsanwälten verfolgt wird, jchreitet man gegen rechts- 
widrige Verlegungen der Rechte der Fatholischen Religion, der Kirche und 
ihrer Diener jeitens der Staatsanwaltichaft nicht ein.‘ Erlaß des erzbiichöfl. 
Ordin. vom 6. April 1865. (Offic. Actenftüce II, 75.) Dieſe Beſchwerde 
‚geruhte Se. fgl. Hoheit‘ als ‚unftatthaft zu verwerfen‘. Antwort des Juſtiz— 
minifteriums vom 22. Juni 1865. (Offic. Actenjt. II, 76f. und ©. 84.) 
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die Berlammlung im Ausſicht genommenen Locale wurden furz 
vor dem anberanınten Tage den Katholifen verweigert und die 
Abhaltung der Verſammlung in einer der beiden katholiſchen 
Kirchen unmöglich gemadt. Als die etwa 3000 Theilnehmer in 
Mannheim erichienen, fanden fie die Eingänge in diefe Kirchen 
durch Gensdarmen bejeßt. Die Angefonmenen waren alsbald 
den Inſulten des Pöbels, unter welchen auch ‚anftändig Geklei— 
dete‘ waren, ausgejeßt. Um den Beichimpfungen und Mißhand— 
(ungen einer rabiaten Menge zu entgehen, mußten jie ſich auf 
bayeriiches Gebiet zurückziehen !. Die Regierung ließ dieſe Erceffe, 
gegen welche der Erzbiichof jeinen Hirtenbrief vom 7. März rich: 
tete, umbejtraft, nahm aber die von ihren WBarteigängern ver: 
urjachten und geleiteten Auftritte zum Vorwand, um die fatho- 
chen Caſinos aufzulöfen. Die fatholiichen Vereine wurden 
überall durch die Organe der Polizei überwacht, die Nadicalen 
und die Freimaurer blieben von jolchen Quälereien verjchont. 
Die Proteſte des greifen Erzbiichofes und des fath. Klerus 
und Volkes fonnten die Negierung nicht umjtimmen. Ste erklärte 
die katholiſchen Schulen als Staatsanftalten und befahl ‚den fatho- 
liſchen Stiftungscommiſſionen‘ die Auslieferung der fath. Schul- 
fonds an die confeſſionsloſen Itaatlichen Schulbehörden. Im Halle 
einer Weigerung wurde Gewalt angewandt, was an vielen Orten 
geichab. Die Bitten und VBerwahrungen des Kirchenoberen und 
der Gemeinden blieben unberücjichtigt. Das erzbiichöfliche Or— 
dinariat verbot deshalb am 15. September 1864 den Geiftlichen 
jede Betheiligung am Bollzuge des Schulgejeßes und erließ am 
9. Dezember eine Inſtruction über die Abhaltung des Religions— 
unterrichtes, von welcher eö auch dem Miniſterium Kenntniß gab. 
Dasselbe erflärte aber am 23. Dezember, daß die Firchliche Be— 
hörde in Schuljachen keinerlei jelbititändige Verfügungen, auch 
nicht in Bezug auf den NReligionsunterricht, erlaſſen fünne, jon= 
dern nur ‚durch Vermittelung der oberen Schulbehörden‘, ? und daß 
‚die Jämmtlichen Lehrer an den katholiſchen Wolfsichulen deshalb 
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angewiejen würden,” jolchen Anordnungen ‚keine Folge zu geben‘. 
Dieſer Erlaß wurde durch den Oberſchulrath den Schulbehörden 
und Lehrern zur Befolgung mitgetdeilt '. Das Ordinariat wollte 
die Schwierigfeit für die Lehrer durch den Vorschlag umgehen, 
dev Pfarrer jolle ſich mit dem Lehrer über die vorzumehmenden 
Religionsprüfungen  verftändigen und dieſer die Weiſung der 
Schulbehörde einholen. Dieſer VBorichlag wurde aber zurückge— 
wiejen. Die Negterung ſuchte auf jede Weiſe die Fatholischen 
Kinder zu verhindern, an der firchlichen Neligionsprüfung Theil 
zu nehmen, und wurde von vielen Lehrern hierin fräftig unter: 
ſtützt. An manchen Orten kam es zu bedauerlichen Exeeſſen. 
Das Ordinariat entzog ſolchen Lehrern die Vollmacht, katho— 
liſchen Religionsunterricht zu ertheilen, und führte, freilich vergeb— 
lich, Beſchwerde beim Miniſterium. Doch ſchien letzteres etwas 
einzulenken. 


Die in Baden herrſchende Erbitterung der Katholiken ver— 
anlaßte zuletzt die badiſchen Staatslenker, dem greiſen Kirchen— 
oberen wenigſtens zum Schein die Hand zur Beendigung des leidigen 
Schulſtreites zu bieten. Das erzbiſchöfliche Ordinariat war trotz 
der gemachten traurigen Erfahrungen gern bereit, die obſchweben— 
den Differenzen in einer für Kirche und Staat ehrenhaften und 
nützlichen Weiſe beizulegen. 

Die Verhandlungen drehten ſich vornehmlich um den neu 
ausgearbeiteten Entwurf eines Geſetzes über die Elementarichulen. 
Um 5. Mai erflärte das Miniſterium dem Erzbiſchof, an welchen 
der Großherzog am 2. März ein freundliches Handjchreiben ? er: 
fallen hatte, es jei zu einer ‚Ausgleichung‘ über die Schulfrage 
bereit, verlangte aber, daß ‚principielle Mteinungsverjchtedenheiten 
nicht erörtert‘, ſondern nur ‚über die Fragen, deren Löſung durch) 
ein practijches Intereſſe für beide Theile wünſchenswerth jer, eine 
Verftändigung eritrebt werde. Der Erzbiichof nahm dieſes Aner— 


! Die betreffenden Documente stehen in Off. Actenftücke IL, 15 ff. 
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bieten an und ernannte den Ordinariatsaſſeſſor Lothar Kübel zu 
ſeinem Bevollmächtigten. Vertreter der Regierung war Miniſte— 
rialrath Jolly. Die Conferenz dauerte vom 20. bis 25. Mai. 
Ihr Reſultat war wenig befriedigend. Die Regierung kam nur 
in einigen Punkten den Forderungen! der kirchlichen Behörde ent— 
gegen, dagegen verhielt ſie ſich in den wichtigſten Punkten, beſon— 
ders bezüglich einer ‚katholiſchen Oberjchulbehörde‘, oder auch nur 
einer ‚tatholiichen Section‘ in derjelben, jowie hinsichtlich der Mit— 
wirkung der kirchlichen Behörde in der Leitung der Schule ab- 
fehnend. Much in Bezug auf die Schulitiftungen wollte die 
Regierung feine bindende Zulage machen. 

Die Verhandlungen waren damit nicht abgebrochen. Auf ein 
Schreiben des Miniſteriums vom 2. November 1865 machte das 
erzbilchöfliche Oxdinariat in jenem Antwortjchreiben (16. Novem— 
ber) Vorſchläge zur Herſtellung eines modus vivendi. Bon dem 
„beiderfeits unbeftrittenen Grundgedanken‘ ausgehend, ‚daß Die 
Schule eine confefftonelle Anftalt jei, und der Kirche die zur Er: 
rüllung ihrer Aufgabe in der Schule erforderliche Theilnahme bei 
der Erziehung und Bildung zuftehe‘, erklärt die kirchliche Behörde, 
ein modus vivendi fönne vermirflicht werden, indem ‚die aus 
jenen Grundjägen abfliegenden Befugniſſe der Kirche anerkannt 
und dieſer die ſelbſtſtändige Ausübung derjelben eingeräumt werde, 
oder Staat und Kirche ihre Rechte gemeinfam ausübten‘. Das 
Ordinariat war bereit, das eine oder das andere don beiden Aus- 
funftsmitteln anzunehmen, oder auf eine Erwägung der Negierungs- 
vorichläge als Gegenſtand einer neuen Beiprechung einzugehen, und 
erbat fich zu dieſem Zwecke den berührten neuen Schulgefeßentwurf 
nebit den ‚dortieitigen Vorſchlägen‘ aus. Die officielle Mittheilung 
des Entwurfes erfolgte am 30. Dezember 1865, worauf das Or- 
dDinartat am 16. Januar 1866 feine Anträge ? jtellte. Am 19. Ja: 
nuar fand eine Konferenz zwiſchen Lothar Kübel und den Vertretern 
der Negterung in Karlsruhe ftatt. Eine Vereinbarung wurde aber 
hier leider nicht erzielt. 


' Maas, ©. 617. 
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In einem Schreiben an das Mlinifterium vom 1. Februar 
tagte das erzbiihöfliche Ordinariat noch einmal die Hauptdifferenz- 
punkte! zufammen.  Diejelben drehen ſich um die durch den Ge- 
jegentwurg mit Berlegung des Grundjaßes der Unterrichtsfreiheit 


. dem Staate eingeräumten Befugniſſe bei Errichtung von Privat: 


und Gorporationsichulen, um das vom Staate beanipruchte Schul: 
monopol und den Schulzwang, um die entiprechende Mitwirkung 
der Kirche in Leitung der Schulen und Verwaltung fatholticher 
Schulfonds und um die Erwähnung der kirchlichen Vertreter und 
ihrer Befugniſſe in dem Gejeßentwurf u. j.w. Das Miniſterium 
erwies ſich in einigen Punkten entgegentommend, lehnte aber die 
wichtigiten Forderungen, wie die firchliche Mitwirkung bei Er— 
richtung von confeſſionell gemiſchten Schulen, die Aufiicht über 
die Fatholiichen Schulfonds, die Errichtung von Schulen durch) 
ficchliche Gorporationen u. ſ. w. ab. Doc) jchten auch jet noch 
eine endliche Verſtändigung nicht ganz ansgeichloflen. Die lette 
Enticheidung über den Gejegentwurf war dem Staatsminiitertum ? 
vorbehalten. 


Der Bruderfrieg von Jahre 1866 hatte eine Hinausſchie— 
bung der Schulfrage zur Folge. Der bereits der Kammer vor- 
gelegte Entwurf über die Elementarſchulen wurde wieder zurüd: 
gezogen, einer neuen Durchlicht unterworfen und am 20. Auguſt 
1867 den Ständen zur Berathung übergeben. Der Exszbiſchof er: 
fuhr diefe Vorgänge aus den Zeitungen. Eine offictelle Mitthei— 
fung von Seiten der Regierung an das erzbiichöfliche Ordinariat 
erfolgte nicht. 

Sobald die Kunde von der beablichtigten Vorlage des Schul: 
gejeßentwurfes in die DOeffentlichfeit gedrungen war, wandte ſich 
das Ordinariat?, am 8. Auguſt 1867, an das Miniſterium und 
verlangte, an die früheren Verhandlungen anfnüpfend, ‚insbejon- 


dere, daß das Necht der Kirche‘ bezüglich der Schule ‚wenigitens 
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im Brincip im Gefeße nicht bejeitigt, ſondern anerkannt werde‘, 
mit der Erklärung, daß es Sich ‚über feine Stellung zu jenem 
Geſetzentwurfe exit dann definitiv ausjpreche, wenn ihm deſſen 
jeßige, von Großherzoglichem Staatsminiſterium genehmigte Faſſung, 


insbelondere aber die Vollzugsverordnung mitgetheilt werde. Das - 


Miniſterium ging auf weitere Verhandlungen nicht ein, Tondern 
verſprach nur, die Wünfche des Erzbiſchofes ‚thunlichit zu berückſich— 
tigen‘ und ihm ‚den Entwurf der VBollzugsverordnnung‘ mitzutheilen. 

Eine heitige und mit Erfolg gefrönte Oppofition rief das 
von Oberſchulrath Pflüger verfaßte Lejebuch hervor. Die Großes 
berzogliche Oberichulbehörde empfahl, 21. Juni 1867, dieſes Bud), 
welches ‚weder katholiſch, noch proteitantiich, noch jüdiſch, Tondern 
echt freimaureriſch‘ it, zur Anſchaffung in den Schulen, und manche 


Kreisichuloifitatoren wollten diejelde mit Gewalt erzwingen. Die 


Heritlichfeitt erhob im Dezember 1867 Beichwerde gegen die Ein: 
führung diefes den religiöſen Indifferentismus befürdernden Buches, 
welches weder in Iprachlicher noch in pädagogischer Beziehung den 
gemwöhnlichiten Anforderungen an ein jolches Werk entſprach. Schon 
am 17. Oktober hatte das erzbijchöfliche Ordinartat ich in der- 
jelben Abjicht nach Karlsruhe gewandt. Das Miniſterium nahm 
aber den Oberjchulrath in Schuß und erwiederte am 23. Dezem- 
ber auf eine neue Vorftellung des Orxdinariates vom 5. desjelben 
Monates, ‚wenn ein Ortsſchulrath dieſes ‚Lejebuch für eine Schule 
eingeführt habe, ſeien die Eltern zur Anſchaffung desſelben ver— 
pflichtet. Wer gegen eine ſolche Anordnung zum Ungehorſam 
auffordere, werde zur Verantwortnng gezogen‘ Das Ordinariat 
hatte bereits am 11. Dezember die fatholifchen Eltern vor dem 
‚confejltonslofen Lelebuch‘ gewarnt, und die Pfarrer traten ent: 
Ichteden gegen deſſen Einführung auf. Die Regierung verwirklichte 
nun ıhre Drohung. Die Geiftlichen wurden vor Gericht gejtellt 
und bejtraft. Der oberjte Gerichtshof dagegen ſprach diejelben frei. 
Damit war wenigſtens diefer Plan vereitelt. 


Was von der Majorität beider Häufer des Landtages in Sachen 
des Schulgejeßes zu erwarten war, zeigten ſchon die Ausſchuß— 
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berichte, welche den Entwurf in wejentlichen Punkten zu Ungun— 
iten ! der Kirche veränderten. Die Anträge wurden von den 
Kammern angenommen, und die Regierung erhob feinen Mider- 
ſpruch. Die Bitte? des ‚an der Schwelle der Ewigkeit ftehenden‘ 
Erzbiſchofes an den Großherzog, ‚ein Volk vor der drohenden 
Entehriftlichung‘ zu bewahren und deshalb das Schulgeſetz nicht 
zu bejtätigen, hatte nur die Aufforderung 3 des Landesfürften an 
den Erzbifchof zur Folge, ‚die guten Abſichten und Unternehmun: 
gen jeiner Regierung zu unterſtützen‘. Much die Bitte des Ordi— 
nartates ' an das Miniſterium vom 30. Januar 1868, die Re— 
gterung möge dahin wirfen, daß das von den Kammern ‚vor: 
geichlagene Schulgeleß die allerhöchſte Sanction nicht erhalte‘, 
blieb unberüdfichtigt. Am 12. März erfolgte die Veröffentlichung 
des vom Landesfüriten am 8. Ddiejes Mts. beitätigten neuen 
Schulgeleßes. 

Nur einige die Kirche betreffende Punkte follen aus diejem 
umfangreichen Gejeße herausgehoben werden. Ausgehend von dem 
talichen Grundſatze, die Schule ſei alleiniges Cigenthum des 
Staates, Ipriht das Geſetz mit Hintanſetzung der Rechte der 
Eltern und der Kirche das Itaatliche Schulmonopol aus, decretirt 
den Unterrichts: und Schulzwang, überweiſt der politiichen Ge— 
meinde die Schulen, begünftigt die Errichtung gemiſchter Schulen, 
welche von der einfachen Majorität der Stimmberechtigten abhän- 
gig gemacht wird, und erichwert die Umwandlung derjelben in 
Confeſſionsſchulen. Die Beitimmung des $ 11, daß ‚die Erträg- 
nilie des ‚confellionellen Schulvermögens‘ für ‚die gemtjchte 
Schule: zu verwenden jeien, enthält einen Eingriff in die fatho- 
liſchen Schulfonds, und 8 21 jchließt die Kirchenbehörde von der 
‚Beauflihtigung‘ der Schulen aus. Die Belorgung und Ueber: 
wachung des Neligionsunterrichtes wird zwar ‚den betreffenden 
Kirchen: und Neligionsgemeinjchaften‘ zugeiprochen, die ‚Verkündi— 


! Die von den Kammern vorgenommenen Abänderungen find in Office. 
Actenjtüce V, 16 ff. angegeben. 

° Schreiben vom 23. Dezember 1867. 

’ 14. Januar 1868. 

* DOfficielle Actenjtüce V, 1727. 
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gung‘ ihrer ‚Verfügungen‘ aber dem Placet ‚der oberen Schul= 
behörden‘ unterworfen. Die Verbindung des Amtes eines Glöc- 
ners und Meßners mit dem Schuldienfte wird aufgehoben, dagegen 
fann der Lehrer zur Verrichtung des Organiftendienites gegen 
angemellene Vergütung durch ‚die Ortsjchulbehörde angehalten 
werden‘. Die Grrichtung von Privatſchulen für ſchulpflichtige 
Kinder wird unter gewillen Bedingungen geftattet. Corporationen 
oder Stiftungen fünnen aber nur mit Staatsgenehmigung Lehr: 
und Erziehungsanitalten gründen. ‚Kirchlichen Gorporationen und 
Stiftungen‘ jedoch ‚ıft die Errichtung einer Lehr: und Erziehungs- 
anftalt nur auf Grund eines befonderen Gejeßes ! gejtattet.‘ 

Gegen dieſes Gejeß ? erhob Erzbiichof Hermann dv. Vicari am 
18. März 1868, wenige Wochen vor jeinem Tode (r 14. April) 
‚öffentlich und feierlich‘ Proteſt, namentlich gegen ‚Verlegung der 
firchlichen Rechte an der Erzieyung und Heranbildung der fatho- 
ftiichen Jugend‘, ſowie ‚gegen die Beeinträchtigung der Religions— 
und Unterrichtsfreiheit und gegen die Verwendung der fatholiichen 
Schulen und Schulfonds zu Staatsanftalten, welche dem firchlichen 
Einfluſſe entfremdet find‘ ?. Das Mlinifterrum ‚bedauerte in 
ſeiner Grwiederung dom 23. März ‚die Mißverſtändniſſe (!), 
welche dieſes Gejeß‘ bei dem Erzbiichofe hervorgerufen habe, und 
erklärte, ‚diefem Proteſte‘ könne ‚eine rechtliche Wirkung nicht 
beigelegt werden’ 4. 

Das Benehmen der Regierung, welche im ihren Bollzugs- 
verordiiungen > noch über die Beftimmungen des Gejeßes hinaus- 
ging, die ausſchließliche Staatsleitung der katholiſchen Schuien u 
Anſpruch nimmt und den Lehrer auch im ſeiner Eigenschaft als 
Organift und Religionslehrer der jtaatlichen Leitung unterjtellt, 
rief verſchiedene Proteſte von Seiten des Gapitelsvicars, Weih— 


8 109 des Gejeßes. Die beiden Süße jtehen nicht im Regierungs— 
entwurf; Dagegen hatte derjelbe für jolhe Schulen Staatsgenehmigung vor— 
behalten. ($ 100 des Entwurfes.) 

Das Geſetz iſt abgedruct in Offic. Actenſtücke V, 16 ff. 

’ Offte. Actenftüde V, 60 f. 

Maas,a. a. D, ©. 631. 
»Offic. Actenſtücke V, 61 ff 
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biſchof Kübel, hervor. Die Schulirage wurde immer verwidelter. 
Die liberalsunchriftliche Partei war emfig bemüht, die Confeſſions— 
ſchulen in gemiſchte Schulen zu verwandeln, und wurde hierin 
von der Regierung fräftig unteritüßt. Der Anfang wurde in 
Conſtanz durch den Bürgermeilter Stromeyer gemacht. Andere 
Städte folgten dieſem Beiſpiele. Die Neclamationen der Katho- 
liken wurden nicht beachtet. Die Regierung überwies Erträgnifie 
fatholifcher Stiftungen an proteftantiiche Schulen, beiörderte die 
Umwandlung confejfioneller in gemischte Schulen, nahm ſich ſolcher 
Yehrer an, welche irreligtöfer oder unfittlicher Handlungen über: 
führt waren, und fehrte bei jeder Gelegenheit ihre antikirchliche 
Seite heraus !. Gegen Ende des Jahres 1869 trat eine fleine 
Aenderung ein. Der Gapitelsvicar geitattete am 3. Juni 1871 
den Geiftlichen den Eintritt in den Ortsſchulrath. Damit war 
ein modus vivendi wenigitens angebahnt. Die Hoffnung einer 
Verſtändigung erwies ſich in Bälde leider als unbegründet. Der 
Schulfampf trat nach dem Kriege 1870 in eine neue Phaſe. 

Arch bezüglich der Hoch- und Mittelſchulen wurden die Rechte 
der Katholiken von der badischen Regierung aufs tiefite verlegt. 
‚Die hohen Schulen‘, lauten die Beichwerden "der Katholiken ?, 
‚werden fortwährend zum Nachtheile der Katholiken beießt. Die 
Univeriität Heidelberg jollte parttätifch jein, da Ne falt ganz aus 
Staatsmitteln erhalten wird, und doch werden fait nur Pro— 
teitanten an ihr angeftellt. Die Univerfität Freiburg iſt eine 
katholiſche Univerfität, fait ausichlieglich aus Kirchengut geſtiftet, 
und man macht jte zu einer paritätiichen. Und ſelbſt die Katho— 
(ifen, die herbeigerufen wurden, find gewöhnlich indifferent, oder 
erklärte Gegner ihrer Kirche.‘ 

„An den Lyceen und Gymnafien werden die Geiltlichen jelbit 
da, wo deren Anstellung ftiftungsgemäß tt, jo weit möglich ver- 
drängt, Directoritellen erhalten jie feine mehr, und die herbei— 
gezogenen katholiſchen Yaien find häufig mit ihrer Kirche zerfallene 
Leute. Am Lyceum zu Mannheim follte die Divectorjtelle alle 


2 Die betreffenden Actenſtücke ftehen in Offic. Actenjtüde VI, 1ff. 
° Officielle Actenſtücke IV, 507. 
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zwei Jahre wechjeln zwiſchen einem Proteſtanten und Katholiken. 
Seit mehr als zehn Jahren it troß aller firchlichen Beichwerden 
ununterbrochen ein Proteſtant Divector geblieben.‘ 

‚Die Rechte der fatholiichen Kirche werden an diejen An— 
Ttalten verlegt, Dagegen die der Proteftanten jorgfältig geachtet. 
Es herrſcht alfo auch hier die größte Ungleichheit zum Nachtheile 
der Katholiken !.' 


' Die Frage hinfichtlih des höheren Unterrichtes wird Bd, 4 ausführ— 
lic behandelt werden. 





Fünfter Abjchnitt. 


Der religiöle Aufſchwung. 


Sedsundzwanzigites Kapitel. 


Die religiöjen Orden und Congregationen. Die Jejuiten, Rapuziner, Redemptorijten u. j. w. 
Die Frauencongregationen. Angriffe auf die Orden. Der Conflict wegen der Redempto- 
riften in Bornhofen. Die Marienthaler Angelegenheit. Anjeindungen der Jeſuiten in 
Mainz und Regensburg. Das Kloſter Adelhaufen in Freiburg. Wahl einer Oberin. 
Berhandlungen des Erzbifhofes von Freiburg mit dem Minijterium. Neue 
Gegenstände des Conflictes. Aufhebung des Klojters. Schidjal der 
Tertiarierinnen auf Dem Lindenberge. 

ine Schöne Frucht des religiössftttlichen Aufſchwunges in 
Deutichland iſt die raſche und allgemeine Ausbreitung der klöſter— 
lichen Genoſſenſchaften, welche ihrerjeitS wieder für die Weckung 
und Befeltigung des firchlichen Lebens von jo hoher Bedeutung 
wurden. Die franzöftiche Revolution, und mehr noch die Sä— 
eulartlation im Jahre 1805, hatte den religtöfen Orden und 
Eongregationen in Deutichland mit Ausnahme des öfterreihiichen 
Kaiſerſtaates den Todesſtoß verießt!. Die Ordensleute wurden 
aus ihrem oft mehr als taujendjährigen Beſitzthume vertrieben, Die 
Kloftergebäude zu anderen Zwecken verwendet, die Güter und 
Nenten eingezogen und die meisten Klofterfivchen entweder nteder- 
gerilien oder profanirt. Nur wenige Weberreite der mit Deutich- 
(ande Geichichte jo innig verflochtenen Klöſter friſteten unter 
(äftiger Staatscontrole ein fümmerliches Daſein. Die Errichtung 
neuer Flöfterlicher Anstalten war unmöglich gemadt. Das baye- 
riſche Concordat von 1817 ſtipulirte zwar die Gründung einiger 


! Braunsberger, D., Rückblick auf das katholiſche Ordenswefen im 
19. Jahrhundert. Freiburg 1901, ©. 29 ff. 
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Klöfter ! durch den Staat als Erſatz für die vielen von der Re— 
gierung aufgehobenen reichen Abteren; allein erſt König Ludwig 1. 
fam der übernommenen Pflicht einigermaßen nach?. Die übrigen 
deutjchen Territorien blieben den Ordensgenoſſenſchaften ver: 
ſchloſſen. 

Erſt das Jahr 1848 eröffnete ihnen wieder den Weg nach 
Deutſchland. Auch wurden jetzt neue kirchliche Genoſſenſchaften 
gegründet, deren Mitglieder ſich die Ausübung von Werken leib— 
licher und geiſtiger Barmherzigkeit zum Ziele ſetzten. 

Eine ebenſo ausgedehnte wie erfolgreiche Wirkſamkeit ent— 
falteten die Väter der Geſellſchaft Jeſu. Von den Radicalen 
nach dem Sonderbundskriege aus der Schweiz vertrieben, fanden 
die Jeſuiten freundliche Aufnahme in Deutſchland und zugleich 
ein ausgedehntes Feld ihrer Thätigkeit. Sie gründeten mit Zu— 
ſtimmung und Unterſtützung der kirchlichen Oberen in den 
Rheinlanden und Weſtfalen, in Poſen und Schleſien, in der 
Diöceſe Mainz u. ſ. w. Niederlaſſungen. Noviziate wurden in 
Münſter und in Gorheim errichtet. Ein ſehr großes Collegium 
entſtand 1863 in der alten Benedictinerabtei Maria Laach bei 
Andernach. 

Die Wirkſamkeit der Jeſuiten umfaßte alle Zweige der Seel— 
ſorge. Sie beſchäftigten ſich mit Abhaltung von Volksmiſſionen 
und Exercitien für Geiſtliche und Laien, Leitung religiöſer Ver— 
eine und Congregationen, Verwaltung des Predigtamtes? und 
des Beichtſtuhles, Belebung und Kräftigung des religiöſen Sinnes 
bei Hohen und Niederen u. ſ. w. Mit großer Hingabe widmeten 
die Mitglieder des Ordens ihre Kräfte dem Wohle der Arbeiter— 
bevölkerung, beſonders in den Kohlendiſtricten. Die ſtudirende 
Jugend fand an ihnen zuverläſſige Führer und Rathgeber“. Ihr 
Penſionat und Collegium zu Feldkirch in Vorarlberg (1856) er— 


' Art. 7. Siehe Bd. 2°, ©. 25. 

: 4: a. D., S:518F. 

Vergl. Hertfens, Erinnerungen an P. Petrus Haßlacher, Münſter 
1879; über P. Roh 5. St. aus M.:-Laad, Bd. 3, 93 ff. 

Vergl. Pfülf, Erinnerungen an P. Adolf von Doß, einem Freund . 
der Jugend. 2. Aufl,, Freib. 1900. 
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freute jich bald einer ungewöhnlichen Frequenz. Kaiſer Franz 
Joſeph übertrug 1856 den Jeſuiten die theologische Facultät an 
der Univerfität Innsbruck. 

Mehr oder weniger verfolgten dasjelbe Ziel die übrigen 
Orden und Congregationen, welche ſich in den meisten deutichen 
Bisthümern miederließen. Zu denjelben gehören bejonders die 
Kapuziner und die Nedemptorilten ', welche ebenfalls große Ver: 
dienſte um die Volksmiſſionen u. ſ. w. haben. Eine neue Blüthe- 
zeit erlebten die bayerische ? und die tyrolifche Kapuzinerprovinz. 
Auch die Lazariften, die Dominifaner, die Karthäufer und die 
Trappiften befaßen in Deutjchland Klöſter. Won großer Bedeu: 
tung für den Benedictinerorden wurde die von Abt Maurus 
Wolter 1868 zu Beuron in Hohenzollern gegründete Abtei ®. 

Einen heilfamen Einfluß auf das religiöſe Leben übten auch 
die älteren umd die neugegrimdeten Orden und Gongregationen 
aus. Mit der Erziehung und dem Unterrichte der weiblichen 
Jugend bejchäftigten Jich die Englüchen Fräulem und die Damen 
vom beiligiten Herzen Jeſu, deren Penſionate Kinder aus den 
höheren Ständen bejuchten. Die Krankenpflege in den Armen: 
und Krankenhäuſern bejorgten vornehmlich die barmherzigen 
Schweitern des bl. Bincenz vd. Paulo, des hl. Karl Borromäus 
u. A. Die von der feligen Franzısfa Schervier im Jahre 
1845 in Nachen geitiitete Genoſſenſchaft der ‚armen Schweitern 
des hl. Franzisfus‘ ' und die ‚Kongregation der Schweitern von 
der göttlichen Liebe, welche Pauline v. Mallindrodt 1850 zu 
Baderborn "gründete ?, ferner die durch ein armes Yandmädchen 
geftiiteten ‚armen Dienitmägde Chrifti‘ im Dernbach, Diöcefe 
Limburg (1848) und die ‚Schweitern von der göttlichen Vor— 
jehung‘ in Mainz übernahmen die Pflege der Kranken, vornehm— 


' Mader, E., Die Congregation des alferhl. Erlöfers in Oeſterreich, 
Wien 1887. 

> Eberl, U, Geſch. der bayer. Kapuziner-Ordensprovinz, Freiburg 
1902, ©. 578 ff. 

’ 9. Wolff, Beuron. 3. Aufl, Stuttg. 1896. 

’ Seiler, Die jelige Mutter Franziska Schervier, 2. Aufl. Freiburg 1897. 

> Hüffer, Pauline v. Mallindrodt. 2. Aufl, Münfter 1903. 
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(ich der ärmeren Bevölkerung !. Im Elſaß gründete eine Fromme 
Jungfrau die Genoſſenſchaft der Schweitern vom  allerheiligiten 
Heiland in Niederbronn, welche ſich ebenfalls mit dem Kranken— 
dienſte bejchäftigten. Die Gongregation der Schweitern vom 
armen Kinde Jeſu für den Unterricht, bejonders der verwahr: 
(often Kinder, wurde geitiftet von Clara Fey und Leocadia 
Starz in Machen (1848). 

Das katholische Bolt gab in der verjchiedeniten Weiſe den 
veligtöfen Orden und Genoflenichaften jeine Sympathien fund, 
und auch Andersgläubige, Beamte, Aerzte, ſprachen ſich jehr ver: 
theilhaft über deren Wirkſamkeit aus. 

Aber es erhoben ſich auch grimmige Feinde. Kaum hatte 
das Ordensleben in Deutjichland ſich wieder etwas mehr entfaltet, 
da begannen ſchon die Angriffe auf die Klöſter in der firchen- 
feindlichen Preſſe, die im Laufe der Zeit immer heftiger wurden. 
Auch in den Ständefammern ließen Sich Stimmen gegen Die 
religiöſen Genoflenfchaften vernehmen. Die Regierungen beobacd): 
teten vorläufig Stillſchweigen. Doch gaben einzelne Staats- 
männer jeßt Schon ihrer Abneigung gegen die Klöſter einen 
Ausdruck. 

Die gegen die Orden in Seene geſetzten Agitationen riefen 
mehrere Gonflicte zwiichen den Biſchöfen und einzelnen Regie— 
rungen hervor. 


Der Conflict begann in Naſſau. Biſchof Blum, von Lim— 
burg berief 1850 zur Seellorge an der von ihm fäuflich erwor— 
benen ſäculariſirten Wallfahrtsficche zu Bornhofen zwei Patres 
aus der Gongregation des allerheiligiten Erlölers?. Noch ehe. 
diefelben am Orte ihrer Beltimmung eingetroffen waren, hatte 
Die Negierung gegen die Paſtoration ‚fremder‘ Geiftlichen Weto 
eingelegt. Der Recurs des Biſchofes an das Miniſterium wurde 


Sie führten anfangs den Namen ‚Schulichweitern‘, weil ſie auch mit 
Ertheilung des Elementarunterrichtes für Mädchen fich beichäftigten; v. Pfülf, 
Biſchof dv. Ketteler I, 285 ff, 

° Siehe hieüber Brück, Die oberrhein. Kirchenprovinz, S. 370 ff. 
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abſchlägig bejchieden. Hierauf begründete Biſchof Blum in einer 
neuen Eingabe die Berechtigung jeines Verfahrens und führte 
am 8. September die Patres in ihr Amt ein. Aber jchon am 
folgenden Tage wurde diefen ein Ausweiſungsbefehl zugeftellt. Auch 
die Preſſe mijchte ſich in dieſe Angelegenheit und verbreitete lügen: 
hafte Berichte über die angeblich von den Redemptoriſten in Born— 
hofen bejörverten abergläubifchen Gebräuche. Einzelne Mitglieder 
der Ständefammer zu Wiesbaden jchlugen denjelben Ton an. 
Die Katholiten der Umgegend antworteten auf jolche Invectiven 
durch Verleihung des Bürgerrechtes an die Patres, durch Danf- 
adrejlen an den Bilchof und durch zahlreichen Bejuc des Wall: 
fahrtsortes. Noch einmal wandte ſich Biſchof Blum an die 
höchtte Stuatsbehörde und bat unter Hinweis auf das den Patres 
von einigen Gemeinden verliehene Bürgetreht um Verleihung 
des Staatsbürgerrechtes, veip. um Geftattung eines temporären 
Aufenthaltes im Herzogthume. Das Miniſterium ertheilte zwar 
den Batres das erbetene Indigenat nicht, beunruhigte fie aber 
nicht weiter. 

Wenige jahre Ipäter wurde der Biſchof von Limburg in 
einen neuen Conflict mit der naſſauiſchen Regierung verwidelt. 
Es handelte ſich hierbei um den MWallfahrtsort Marienthal im 
Rheingau !. Nach Aufhebung des Jeſuitenordens, deſſen Mit— 
glieder den Gottesdienst in der Wallfahrtskirche verrichteten, hörte 
die dortige Wallfahrt auf. Das Dach der Kirche wurde abge- 
brochen und das Gnadenbild nach dem nahen Geiſenheim gebracht. 
Sp ftand die ihres Schmudes und Schußes beraubte Kirche viele 
Jahre als eine ehrwürdige Ruine. Im Jahre 1857 faßte der 
jeeleneifrige Biſchof Blum den Plan, die Kirche wiederherzuftellen 
und eimer religiöfen Genoflenichaft die Bejorgung des Wallfahrts- 
gottesdienftes zu übertragen. Außerdem follten die Patres die 
Pfarrer in ihrer jeelforglichen Wirkſamkeit unterftügen. Dev 
Biſchof dachte zunächſt an die Yazariften des hl. Vincenz von 
Paulo. Von diefer Abfiht gab er am 24. März 1897 der 
Landesregierung in Wiesbaden Kenntniß, machte aber zugleic) 


! Die Verhandlungen werden Brücd, a. a. O., ©. 430 ff. mitgetheilt. 
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das Anerbieter, falls die Berufung von Orxdensleuten bei der 
Regierung auf Schwierigkeiten ſtoßen jollte, umbejchadet jeines 
Rechtes, Klöſter zu errichten, einige Didcefanpriefter nad) Marien— 
thal zu jenden. Das Geſuch des Biſchofes wurde ohne jede weitere 
Begründung am 2. Mai abſchlägig bejchteden. Auch weitere 
Schritte des Oberhirten blieben erfolglos. Inzwiſchen ging die 
Reltauration der Kirche ihrer Vollendung entgegen. Mit Ge- 
nehmigung des Bilchofes bezogen drei Didcefanpriefter das in der 
Nähe der Kirche Itehende Haus, wo fie mit einigen Laienbrüdern 
ein gemeinſchaftliches Leben führten. 

Mit Verletzung der allereinfachſten Rechtsgrundſätze — 
ſagte die Landesregierung den drei Prieſtern den Aufenthalt in 
Marienthal und bedrohte zwei ! derjelben mit polizetlicher Aus— 
weiſung. Die beiden. Geiftlichen proteitirten dagegen, verließen 
aber auf Wunſch des Bilchofes vorläufig Marienthal. Man 
hoffte immer noch auf eine friedliche Verſtändigung, weshalb der 
Oberhirt jene Forderung noch eimmal wiederholte. Die Sache 
geitaltete jich anfangs nicht günftig. Schon war Biſchof Blum 
entichlofien, die beiden Priefter zurüczurufen und den Kampf mit 
dem naſſauiſchen Bureaufratismus aufzunehmen. Da lenfte Die 
Regierung in der legten Stunde etwas ein. Am 10. November 
1558 jchrieb Negierungspräfident von Winbingerode dem Biſchof: 
Ich bin nunmehr zu der Erwiederung ermächtigt worden, daß 
die Abjendung und der Aufenthalt mehrerer Didcejangerftlichen 
in Marienthal, insbejondere auch des Domvicars Ibach und des 
Prieſters Knie, jedoch nicht in Anerkennung eines angeblichen 
Nechtes des Herrn Bilchofes, ſondern nur in einer nach freiem 
Ermeſſen der herzoglichen Regierung ſtets widerruflichen Weiſe, 
Jowte in der VBorausjegung geitattet werden joll, daß die Geift- 
lichen ihre Functionen lediglih auf die Bedienung der Kirche zu 
Marienthal und die jeelforgliche Aushilfeleiftung auf das Ber: 
langen benachbarter Pfarrer beichränfen, in feiner Weiſe durch 
irgend welche jolenne oder einfache Klöfterliche, oder Congregations- 


Der dritte, der spätere Domherr Zaun, welcher als Pfarrer von 
Kiedrich jtarb, Hatte das Bürgerrecht in dem nahen Geijenheim erworben. 
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gelübde. unter einander oder gegen was immer für ein geiſtliches 
Inſtitut gebunden worden ſind oder gebunden werden, und ihr 
Zuſammenleben in Marienthal jeden Anſtrich klöſterlicher Ein— 
richtung vermeidet, auch die herzogliche Landesregierung jetzt und 
ſpäter gleichzeitig mit der Sendung und Abberufung dieſer Diö— 
cejangeiftlichen zu Marienthal bekannt gemacht wird. Es wird 
dabei, wie ich weiter ausdrücklich zu bemerfen habe, gewünscht, 
daß mehr als drei Didcefangeiftliche gleichzeitig nicht nach Marien: 
thal entjendet werden, und vorausgejeßt, daß bei einer nothwendig 
befundenen Vermehrung, die übrigens unter feinen Umständen die 
Zahl von fünf Geiftlichen überfteigen darf, eine entiprechende 
Verſtändigung darüber mit herzoglicher Landesregierung werde 
herbeigeführt werden.‘ Obſchon dieje Elaujeln überaus abgejchmact 
und für die Kirche verlegend waren, ging doch der Biſchof unter 
jeterlicher Wahrung feines Rechtes vorläufig darauf ein, und die 
Regierung inftruirte das Amt in Rüdesheim, den Aufenthalt der 
genannten Prieſter nicht weiter zu beanftanden. Damit hatte 
dieſer Kampf ein Ende. 


Wie tief der Daß gegen die fatholiichen Orden und vorab 
gegen die Jeſuiten bei den ungläubigen Liberalen und ihren Nach: 
betern Wurzel geichlagen hatte, beweilen die Vorfälle in Mainz!. 
Um dem immer fühlbarer werdenden Prieſtermangel etwas abzu— 
helfen und für die religiöjen Bedürfniſſe der Katholiken von 
Mainz beſſer zu jorgen, berief Biſchof dv. Stetteler 1859 einige 
Väter der Gefellichaft Jeſu in feine biichöfliche Stadt. Da ihm 
eine andere Wohnung nicht zu Gebote jtand, überwies ihnen 
der Bilchof einftweilen das Pfarrhaus der vacanten Pfarrei 
St. Ehriftoph und übertrug ihnen die Abhaltung des Gottes- 
Dienstes an der dortigen Pfarrkirche. Mit der Verwaltung der 
Pfarrei wurde der benachbarte Pfarrer von St. Quintin betraut. 
Zur Beitreitung der Koften ihres Unterhaltes waren die Patres 
auf die Wohlthätigkeit der Katholiten angewiejen, da der Btichof 


©. PBfülf, Biihof dv. Stetteler IL, 51 if.; 301 ff. 
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ihnen hiefür nur eine ganz geringe Summe zur Verfügung 
ſtellen konnte. 

Noch ehe die Patres an ihrem neuen Nufenthaltsorte ſich 
recht heimisch fühlten, waren ſie ſchon die Zielſcheibe der bos— 
hafteften Angriffe. Die Agitationen begannen in der nattonal- 
vereinfichen Prefle, deren Organe die giftigiten Artikel gegen die 
Jeſuiten brachten. Das fatholiiche Volk ließ ſich durch die Lügen 
und Berleumdungen, mit welchen dieje Blätter die Jeſuiten förm— 
(ich überjchütteten, nicht beirren, und auch die Nichtfatholifen 
nahmen hievon nur wenig oder gar feine Notiz. Die Jeſuiten 
blieben ruhig in Mainz und widerlegten durch ihr Leben und 
ihre Wirkſamkeit am beiten die wider ihren Orden vorgebrachten 
Anſchuldigungen. 

Die Hauptoppoſition gegen die Jeſuitenpatres in St. Chri— 
ſtoph ging vom Mainzer Gemeinderathe aus. Er wandte ſich 
im Dezember 1861 an das Kreisamt mit dem Erfuchen, dem 
angeblich rechtswidrigen und abnormen Zultande der Pfarrei St. 
Chriſtoph ein Ende zu machen, und verweigerte vorläufig den zur 
Erhöhung der ganz geringen Pfarrdotation bisher ſubſidiariſch 
geleiiteten zährlichen Beitrag von 250 Gulden. 

Das Kreisamt eritattete Bericht an das Miniſterium, welches 
vom biichöflichen Ordinariate Aufklärung über den Sachverhalt 
verlangte. Die firchliche Behörde gab diefem Erſuchen Folge !, 
wahrte aber ausdrücklich die Nechte des Bilchofes und wies jedes 
Einmiſchen des Stadtvorftandes in dieſe jeiner Competenz gänz- 
(ich entrückte Angelegenheit zurüd. Das Miniſterium ſchloß ſich 
der Auffaflung des Ordinariates an. Es bezeichnete den Aufent— 
halt einiger Jeſuitenpatres in Mainz als nicht rechtswidrig und 
erflärte den Gemeinderath zur ferneren Auszahlung der 250 
Gulden an den Pfarrverwalter von St. Chriſtoph verpflichtet. 
Wenn aber der Gemeinderath auf feiner Weigerung, dieje Zahlung 
zu leiften, beharre, müſſe die Sache auf dem Nechtswege aus- 
getragen werden. Diele Enticheidung theilte das Kreisamt am 
26. September 1865 dem Stadtvoritande mit. 


Das Schreiben ijt vom Domdecan Lennig entworfen. Siehe Brüd, 
U. F. Yennig, ©. 245 ff. 
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Der Gemeinderath gab fich mit diefer Enticheidung nicht zu- 
frieden und wandte jich beichwerend an die Landftände ! mit dem 
Erſuchen, ‚bei Großherzoglicher Staatsregierung die Aufhebung 
des thatjächlich in Rheinheſſen wieder erftandenen Ordens der Je— 
juiten, die anzuordnende Räumung der Pfarrgebäude zu St. 
Chriftoph und die Unterfagung der Ausübung kirchlicher Functionen 
durch eine Aggregation von Jeſuiten zu St. Chriftoph zu befür- 
worten und zu beantragen‘. 

Zur Unterftügung jeines Gejuches führt der Stadtvorftand 
in ſeiner Beichwerdeichrift einige franzöſiſche Verordnungen, ins— 
bejondere das kaiſerliche Edict vom 3. Meſſidor XII. an ?, wo— 
dur die Gründung religiöjer Genoſſenſchaften von Männern und 
Srauen ohne fürmliche Autorifation der Staatsbehörde verboten 
wird. Diejes Decret hat aber offendar nur jolche Genoifenjchaften 
im Auge, welche auf einen äußerlichen Schuß des Staates An- 
ſpruch machen und als öffentliche Corporationen auftreten wollen, 
feineswegs aber eritredt es fich auch auf ſolche Vereine, welche 
hierauf gänzlich verzichten und dem Staate gegenüber lediglich als 
PBrivatvereine und ihre Mitglieder als Brivatperfonen in Betracht 
fommen. Dieje Auffaffung hat in Frankreich ſelbſt in der Praxis 
allgemeine Geltung erlangt und wird von den bedeutenditen fran— 
zöfiichen Rechtögelehrten vertreten. Als Thiers im Jahre 1845 
in der Deputirtenfammer behauptete, daß alle religiöfen, vom 
Staate nicht autorifirten Corporationen fein Recht hätten, in 
Frankreich zu exiftiren, führte der berühmte Juriſt Berryer in 
einer glänzenden Nede den fiegreichen Beweis, daß die Franzöftichen 
Geſetze auf religiöfe Vereine, die nur im Gewiſſen, ohne jtaatliche 
Anerkennung verpflichten, feine Anwendung finden können. Dies 
jelbe Behauptung ſprachen mehrere der ausgezeichnetiten franzöſi— 
ihen Juriſten am 31. Juli 1845 in einem Nechtsgutachten aus, 
welchem 306 franzöfiiche Nechtsgelehrte beitraten. Die Berufung 
des Mainzer Gemeinderathes auf die franzöftichen Gejege war 


ı KRetteler, Die Jeſuiten in Mainz und die Beſchwerde des Gemeinde: 
rathes bei den hohen Ständen ꝛc. Mainz 1863. 

2 22. Juni 1804. 

Brück-Kißling, Geich. der kath. Kirche im 19. Jahrh. III, 2. Aufl. 33 
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deshalb, von anderen Gründen abgejehen, durchaus unberechtigt 
und unftatthaft !. | 

Wie groß der Haß der Kirchenfeinde gegen die religiöſen 
Genoſſenſchaften war, erhellt auch aus der jchon erwähnten ? Bro- 
ihüre ‚Schweiter Adolphe‘, welche uns zugleich die Kampfesweiſe 
jener Partei fennen lehrt. Auch die Jeſuiten wurden in dieſe 
ſchmutzige Verleumdung bineingezogen und bejchuldigt, von der 
ihnen ‚affiliirten Schweiter‘ Nahrungsmittel, Mobilien u. j. w. 
zu empfangen. Biſchof von Ketteler richtete am 15. Januar 1863 
ein Schreiben ‚an die Bewohner der Stadt und Didcefe Mainz‘, 
worin er die jo ſchmählich angegriffenen barmherigen Schweitern 
in Schuß nimmt. Auch der Superior der Jeſuiten, Pater Ro— 
der, erhob feterlich Protejt gegen die wider ihn und jeine Ordens- 
genoſſen vorgebrachten lügenhaften Beihuldigungen. 

Die Berhandlungen der zweiten Kammer der Landjtände über 
die Beſchwerdeſchrift des Mainzer Gemeinderathes fanden am 
12. Juli 1864 ſtatt. Als Referent Hatte die Kammer einen 
Vroteftanten gewählt, deſſen Rechtsanichauungen mit denen des 
Gemeinderathes im allgemeinen übereinjtinmten. Der gänzliche 
Mangel an Kenntniß der thatjächlichen Verhältniſſe und die irrigen 
Nechtsdeductionen des Referenten wurden von Biſchof dv. Ketteler 
in einer bejonderen Bröjchüre ? eingehend nachgewiejen, allein die 
Majorität der Hammer ließ ſich weder durch diefe Schrift noch 
durch die Rede eines der gewiegteiten Juriſten, des Abgeordneten 
General-Staatsprocurators Dr. Seißt, von ihrem vorgefaßten 
Botum abhalten. Sie beichloß, ‚an Großberzogliche Staatsregie- 
rung das Erjuchen zu ftellen, die in Mainz bejtehende Congre- 
gation oder Aſſociation von Jeſuiten aufzulöfen und derjelben die 
Ausübung kirchlicher Functionen, ſoweit jolche der Kongregation 
jelbjt übertragen find, zu unterfagen und ‚die Räumung der 


' Siehe Ketteler, Die Jefuiten in Mainz, S. 32 ff. (Rede Berryers) 
und Ein zweites Wort c.. ©. 19 ff. (Rechtsgutachten). 

° Siehe oben ©. 325. _ 

* Ein zweites Wort ꝛc. Mainz 1864 

* Meber ihn j. oben ©. 326. 
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Piarrgebäude von St. Chriftoph durch die genannte Congregation 
anzuordnen‘ !. 

Da die erite Kammer diejer Angelegenheit feine weitere 
Beachtung jchenkte, beichloß die zweite Kammer am 1. Mai 1865, 
den ‚am 12. Juni 1864 gefaßten Beſchluß mittel3 einfeitiger 
Adrefie zur Kenntniß Großherzoglicher Staatsregierung zu brin— 
gen‘. Es erfolgte aber feine Enticheidung von Seiten der oberften 
Staatsbehörde. 

Am 30. November 1866 wandte jich der Stadtvoritand in 
einer Eingabe an das Miniſterium und erneuerte jein Geſuch. 
Zur Begründung desjelben will er ‚die nach jeiner Anficht jehr 
einfachen und einleuchtenden Gründe, welche für die Gejeßwidrigfeit 
der fraglichen Zuftände in St. Chriſtoph Iprechen, nicht in neuer 
Form reproduciren, oder ſich mit Widerlegung der von der an- 
deren Seite vorgebracdhten Scheingründe (!) befaljen‘, jondern einige 
‚von der Rechtsfrage abjehende‘ Gründe anführen. Won diefen 
Gründen jet bier nur einer namhaft gemacht. Die Ausweifung 
der Jeſuiten, behauptet der Gemeinderath, jet nothwendig, weil 
deren Niederlaffung in Mainz ‚nicht blos in der Stadt Mainz, 
jondern im ganzen Lande, nicht blos bei Afatholifen, jondern au) 
bei dev Mehrzahl der Befenner der fatholiichen Religion in hohem 
Grade die Gemüther aufgeregt und die Gewillen beunruhigt habe‘. 

Es iſt ſchwer, eine pallende Bezeichnung dafür zu finden, 
daß der Mainzer Stadtvorjtand das Franzöfische Recht beijer ver- 
ſtehen will, al3 die hervorragenditen Juriſten Frankreichs und 
in feiner Naivität die für das Verweilen der Jeſuiten in Mainz 
vorgebrachten Gründe als ‚Scheingründe‘ bezeichnet, die einer 
Miderlegung nicht werth jeien. Noch mehr aber muß die mit 
der Wahrheit in jchreiendem Widerjpruche ſtehende Behauptung, 
der Aufenthalt einiger Jeſuiten in Mainz ‚rege die Gemüther 
der Afatholifen und ſelbſt der Katholiken in hohem Grade auf 
und beunruhige jie fogar in ihrem Gewiſſen‘, Staunen und Ent- 
rüſtung hervorrufen. 


! Verhandlungen der zweiten Kammer der Landitände 1863/65. Proto- 
colfe der 127. Sikung. 33* 
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Um der Wetttion des Stadtvorjtandes mehr Nachdruck zu 
verichaffen, richteten die beiden Landtagsabgeordneten von Mainz 
am 21. Januar 1867 eine desfalliige Interpellation an das Mini— 
fterinm. Hiedurch erhielten die Bewohner der Stadt erit Kenntniß 
von der Eingabe vom 30. November 1866. Die Katholiken traten 
nun für die verdächtigten und verfolgten Batres mannhait auf. 
Die Pfarrgeiftlichfeit wies in einer Eingabe an das Miniftertum 
die thatjächlichen Behauptungen des Stadtvoritandes ala unmwahr 
zurück und ſtellte der Wirkſamkeit der Patres das beſte Zeugnig 
aus !, und der Kern der fatholiichen Bürgerjchaft richtete in der— 
ſelben Abſicht eine beſondere Vorftellung an die oberite Staats - 
behörde. Auch Biſchof v. Stetteler unterzog die Petition dom 
30. November 1866 einer eingehenden Crörterung und Kritik 2. 

Die heſſiſche Regierung jchenkte der Stimme der Vernunft 
und der Gerechtigkeit Gehör und beumruhigte die Jeſuitenpatres 
nicht weiter. Die zweite Kammer gab aber noch einen Beweis 
ihrer Abneigung, indem ſie den der Pfarrei St. Chriftoph recht- 
(ih zufließenden kleinen Staatsgehalt ?_ftitirtee Die Jeſuiten 
geriethen hiedurch nicht in große Noth, indem die Wohlthätigkeit 
der Katholiken für ihre Bedürfniife jorgte. Ein neuer Verſuch, 
die Mtoraltheologte des Ordens zu verdächtigen *, ſchlug gänzlic) 
fehl. Die Angriffe auf das vortreffliche und weitverbreitete 
Lehrbuch der Moral von Gury wurden in einer Broſchüre mit 
dem Titel: ‚sein wahres Wort‘ ſiegreich zurüdgejchlagen und 
dabei zugleich die unvedliche und unwürdige Kampfesweiſe der 
Gegner an den Pranger gejtellt. Andere Berleumdungen in 
Zeitungen, Kalendern ® u. ſ. w. fanden ebenjall3 die gebührende 
Abfertigung. Die in der Eingabe des Stadtvoritandes vom 


' Am 10. Februar 1867, 

° Schreiben an das Minijterium vom 5. März 1867. 

Im Ganzen 232 fl. 2 £r., etwa 340 Mark. 

* Die betreffenden Artikel erſchienen im ‚Frankfurter Journal‘. 

° Mainz 1863. 

* Auf eine Beihuldigung gegen die Jeſuiten in der ‚Main-Zeitung ‘ 
antwortete Biſchof v. Ketteler in der Brojhüre: Die Augriffe gegen Gury’s 
Moraltheologie ꝛc. Mainz 1869. 
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30. November 1866 geäußerten ‚Befürchtungen‘ erwieſen ſich als 
gänzlich unbegründet. Die Jejuiten wirkten ruhig fort, exrfreuten 
ſich der Anerkennung der katholiſchen Geiftlichkeit und des katho— 
lichen Volkes, bis das Neichögejeß vom 4. Juli 1872 die Patres 
aus Deutichland verbannte. 


Der Erzbiihof von Freiburg konnte den Jeſuiten im Groß: 
herzogthume Baden, um deſſen Pacificirung fie jo große Ver— 
dienjte hatten, feine Niederlaſſung ermöglichen, und als ev einige 
Patres zur Unterftügung der Seelſorge nach Freiburg berief, 
wurden diejelben nach kurzem Aufenthalte von der Regierung 
wieder ausgewiejen !. 

Auch Biſchof Seneitrey hatte im Oftober 1866 einige Je— 
ſuiten nach Regensburg berufen?. Er wies den WBatres, von 
denen Drei das bayeriiche Indigenat beſaßen, das ehemalige 
Schottenkloſter? zur Wohnung an, wo fie ein gemeinjames Leben 
führten und in der Stadt wie in der Umgegend auf der Kanzel 
und im Beichtituhle Aushilfe leifteten. SHierüber erhob die ra= 
dicale PBrejfe, voran der Nürnberger Anzeiger‘, ein wahres 
Wuthgeſchrei und rief die Hilfe der Polizei gegen die Patres 
an. Die Regierung, welcher der Oberhirte die gewünfchten Auf: 
Ichlüjfe gab ! und namentlich nachwies, daß es ſich im vorlie= 
genden Falle nicht um eine ‚Oxdensniederlaffung‘ handle, nahm 
anfangs weder für noch gegen den Biſchof Partei. Erſt ein 
vom Grafen Holnſtein? umterzeichnetes Schreiben aus dem 
Gabinete des damals in Nürnberg meilenden Königs Ludwig MI. 
veranlaßte den Gultusminifter von Grefjer, gegen die ‚Itaatöge= 
fährlichen Jeſuiten‘ in Regensburg einzujchreiten. Alm 24. No— 
vember 1866 erging im Auftrage des Cultusminiſteriums ein 

! Siehe Maas, a. a. DO. ©. 251 ff. 

? Die firhlide Freiheit und die bayeriiche Gejeßgebung ꝛc. ©. 7. 

’ Siehe Vering, Archiv, Bd. 17, ©. 236 ff. 

* Ordinariatsjchreiben vom 19. Oft. 1866. (Die firhl. Freiheit ac. 


©. 10.) 
° Meber ihn fiehe Kölnische Blätter 1866, Nr. 357. 





518 Kap. 26. Anfeindungen der Jeſuiten in Regensburg. 


Schreiben der föniglichen Regierung der Oberpfalz an Bilchof 
Seneftrey, in welchem der Aufenthalt einiger Jeſuitenpatres im 
Schottenflofter zu Regensburg als ‚eine Zumiderhandlung gegen 
die verfaſſungs- und concordatsmäßigen Beitimmungen‘ bezeichnet 
und dem Biſchofe mitgetheilt wird, ‚daß die einfeitige Verwen— 
dung von Jeſuiten-Ordensprieſtern‘ in der Seeljorge ‚in der 
bisherigen Weile nicht mehr ftattfinden dürfe, vielmehr von der 
Staatsgewalt mit Anwendung aller gejeglichen Mittel verhindert 
werden müßte. 

Der Biſchof von Regensburg wid) der Gewalt, da die Re— 
gierung auf Grund des Mtiniftertalichreibens ‚es als ihre Pflicht 
erachtete, das beanftandete Zufammenleben, das ſ. g. „Convict“, 
der Jeſuiten zu zerftören, und zu dieſem Zwecke erforderlichen 
Talles jogar mit polizeilihen Gewaltmaßregeln vorzufchreiten‘. 
Er veranlaßte die Patres, das Schottenklofter zu verlaflen, und 
gab hievon am 28. November dem Präfivium der königlichen 
Regierung Nachricht. Die Patres leifteten der Aufforderung 
des Bilchofes Folge. Sie fonnten als Staatsangehörige in 
Regensburg verbleiben, ohne ferner beunruhigt zu werden. 

Indem der Biſchof von Regensburg dieſe ‚Angelegenheit 
dem Gebiete äußerlicher Gewalt entzog‘, war er jedoch weit 
entfernt, ‚die ihr zu Grunde liegende Rechtsfrage irgendwie 
fallen zu laflen‘, und beauftragte den königlichen Advocaten in 
München, Dr. Andreas Freytag, mit der Abfaffung eines 
motivirten NRechtsgutachtens, welches die wider Biſchof Senejtrey 
erhobene Beichuldigung einer DBerlegung der Verfaſſung oder 
des Concordates eingehend und vollitändig widerlegt. Den Aus— 
führungen des Verfaſſers ſchloſſen ſich die gewiegteſten Juriſten 
Deutſchlands in beſonderen Erklärungen und Gutachten an?. 
Auch der Klerus trat in Adreſſen an den Bilchof energiich für 
deſſen Recht ein und jprach ſeine Entrüftung über das Auftreten 
der Staatsregierung aus. 


' Die kirchliche Freiheit ıc., ©. 13 f. 
° Das Gutachten und die Erklärungen find abgedrudt in Die kirchliche 
sreiheit ꝛc., ©. 54 ff. 
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Wie in Mainz handelte es ſich in Regensburg nicht um 
eine eigene Ordensniederlafjung, jondern nur um eine veligidfe 
Privat-Afjociation, deren Bilduug auch in Bayern troß des von 
der Regierung angeführten Artifels des ſ. g. II. Edictes ! einer 
bejonderen Bewilligung der Adminiftrativbehörden nicht unterliegt. 


Gerechte Entrüftung rief die ganz unmotivirte Aufhebung 
des Klojters Adelhaufen? in Freiburg i. B. hervor. Don 
Kunigunde dv. Sulz, einer Schweiter Rudolfs v. Habsburg, 
1236 geftiftet, und von Papſt Innocenz IV. auf dem Goneil 
von Lyon 1245 mit der Regel des bl. Dominifus anerkannt, 
blieb das Klofter von den Stürmen der Zeit zwar nicht verjchont, 
erhielt fi) aber und diente jeit 1786 zugleich als Lehr: und 
Erziehungsanſtalt. Die Säcularifation von 1803 änderte nichts 
an jeinem Beſtande. Mit dem MUebergang Freiburgs an Baden 
1806 famen auch die noch exiſtirenden Klöfter unter dejjen Hoheit. 
Die Regierung ließ diejelben beftehen, griff aber durch das Regu— 
lativ vom 16. September 1811 in einer Weije in deren Orga- 
nismus ein, welche ihr Ziel, ‚aus den Klöftern lediglich ftaatliche 
Schulanftalten zu machen‘ t, deutlich erkennen läßt. Die beiden 
Picariate von Conftanz und Bruchjal, welchen das Regulativ zur 
Begutachtung vorgelegt wurde, erhoben zwar feinen Proteſt gegen 
das eigenmächtige Eingreifen der Regierung, gaben aber aud) 
feine Zuftimmung ihrerjeits. Es ift deshalb die Anficht, dieſe 
flöfterlichen Inftitute ſeien mit Zuftimmung der geiftlichen Be— 
hörden in Staatsanftalten umgewandelt worden, ganz und gar 
irrig, und die dom erzbiſchöflichen Ordinariate aufgeftellte Be: 
hauptung, daß dieſe Inſtitute einerſeits geiftliche und kirchliche 
Communitäten und andererſeits katholiſche Lehr: und Erziehungs— 
anſtalten ſeien, vollſtändig begründet. Selbſt das Regulativ 

ı 8 76c. | 

? Officielle Aetenftüde, Heft 1, 2, 4, 5 und 6. Maas, Geſchichte der 
fatholifchen Kirche, ©. 515 ff. 
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erkennt dies ausdrücklih an. Dasjelbe hat ‚die Frauenklöſter, 
welche als weibliche Lehr: und Erziehungsinititute nod) bejtehen‘, 
ausdrüclich als ſolche beftehen laſſen und ihnen, wie es ſich aus— 
drückt, nur ‚eine zwedmäßigere, dem Geifte und dem Bedürfnifie 
der Zeit mehr entiprechende Einrichtung gegeben‘ t. | 

Während der Herrichaft des Staatsfirchenthums gerieth die 
flöfterliche Disciplin in den noch beitehenden Frauenklöftern in 
Verfall, welchem die theilweiſe jelbft vom Aufklärungsſchwindel 
ergriffene oder zu ſchwache Firchliche Behörde nicht zu ſteuern ver: 
mochte. Die Ordenöfrauen trugen nur noch das Ordenskleid; im 
Uebrigen war von einem eigentlichen Ordensleben in jenen Ge: 
nofienichaften nur wenig bemerkbar. Die Wiedererneuerung des 
veligiöfen Lebens in Deutichland nach der Kataftrophe von 1848 
blieb auch nicht ohne Einfluß auf die Flöfterlichen Genoſſenſchaften 
in Baden. Die SKlofterfrauen jelbit äußerten das Berlangen, 
nach ihrer Regel leben zu dürfen, und die Negterung verwehrte 
dem Erzbilchof v. Bicari wenigftens nicht, den Klofterfrauen 
Erercitien abhalten zu laſſen und andere Anordnungen zu treffen, 
um den vielfach entichwundenen Ordensgeiſt neu zu beleben und 
zu fräftigen. | 

Die meiſten Klofterfrauen legten bei diejer Gelegenheit den 
beiten Willen an den Tag; ein Theil derjelben wollte aber die 
bisherige Ungebundenheit nicht aufgeben und war mit den vom 
Erzbiichofe getroffenen Aenderungen unzufrieden. Auch im Klofter 
Adelhaufen jpalteten ſich die Mitglieder in zwei Parteien. Diejen 
Zwieſpalt benüßten die Kirchenfeinde für ihre Zwecke. 

Nach Erlaß des Gejeges vom 9. Oftober 1860, welches die 
Selbititändigkeitt der Kirche wenigftens im Principe anerfennt, 
hoffte Erzbiichof dv. Vicari, daß jetzt auch die noch beitehenden 
Klöfter in das normale Verhältniß zur firchlichen Behörde treten, 
und die damit im Widerfpruche Itehenden Beitimmungen des Re— 
gulatives von 1811 aufgehoben würden. Die badilche Regierung 
dagegen, don den Liberalen unterftügt, griff den alten Plan 
wieder auf, dieſe Genoflenjchaften ihres firchlichen Charakters 
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gänzlich zu entkleiden und diejelben entweder in reine Staats- 
anftalten umzuwandeln oder aufzuheben. 

Einige Anordnungen des Erzbiichofes zur Hebung der Die: 
eiplin umd zur Fördernng des Flöfterlichen Geiftes in den religiöfen 
Genofjenichaften veranlaßten den Bürgermeifter Fauler umd den 
Gemeinderath von Freiburg, gegen ‚den finsteren Geiſt jolcher 
Andächteleien‘ Einjprache bei der Regierung zu erheben. Anſtatt 
ein fol” ganz und gar unbefugtes Einmifchen einer hiezu incom. 
petenten Corporation einfach zurückzuweiſen, forderte die Regierung 
den Erzbifchof zur Erklärung auf. Der kirchliche Oberhirt begrün- 
dete jein Recht, jolche Anordnungen zu treffen, und wies außer: 
dem nad, daß diejelben auch dem Regulativ nicht widerjprächen. 
Die Regierung enthielt fich vorläufig eines Einjchreitens von ihrer 
Seite, jprach aber in ihrer Erwiderung vom 18. Dezember 1861 
die Erwartung aus, daß der ‚Erzbiichof ſich jeder mit der Re— 
gierung nicht vereinbarten Aenderung des Regulatives enthalten 
werde‘. Zwei Tage vorher, am 16. Dezember 1861, hatte das 
Ministerium ‚den Fortbeſtand der Flöfterlichen Inititute: in Frage 
geftellt, wenn der Erzbiſchof die Beitimmungen des Regulatives 
nicht beobachten werde. 

Wie aus dem Geſagten erfichtlich it, war die Aufhebung 
des Klosters Adelhaufen jchon Seit Jahren planmäßig eingeleitet 
worden, und es bedurfte nur einer äußeren Veranlaflung, um 
den Man zur Ausführung zu bringen. Dieſe bot die am 
27. Juni 1863 ftattgefundene Wahl einer neuen Borfteherin 
(Priorin). Elf Stimmen vereinigten ſich auf die Seniorin des 
Klofters, Thereſe Häfelin, welche außer ihrer Lehrbefähigung 
auch die übrigen Eigenschaften beſaß, um der Genofjenjchaft mit 
Nuten vorzuftehen, und bereits die wichtigften Aemter in derjelben 
bekleidet hatte. Die weltlich gefinnten oder ‚aufgeklärten‘ Mit: 
glieder dagegen wählten mit fünf Stimmen Bertha Wirth, 
der, abgeiehen von ihrem unflöfterlichen Sinne, alle Eigen— 
ichaften mangelten, um das Amt einer Vorſteherin verwalten 
au fünnen. 

Um ‚etwaigen Mißhelligkeiten zu begegnen‘, ſchlug das erz— 
bischöfliche Ordinariat am 3. Juli dem Miniſterium vor, „Die 
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Staatsbehörde möge ſich vor der Beltätigung der Wahl mit der 
Kirchenbehörde ins Benehmen jegen‘. Allen die liberale Partei 
im Verein mit dem landesherrlichen Commiſſar des Klofters und 
den ‚aufgeflärten‘ Lehrfrauen betrieb aufs eifrigite die ftaatliche 
Detroirung einer Vorfteherin. Das Ordinariat, von diefen Vor: 
fällen in Kenntniß gejeßt, wies in einem Schreiben an das 
Miniſterium des nern vom 15. Oktober die Unzuläfligfeit der 
einjeitigen Ernennung einer Vorſteherin nad) und erflärte, ‚daß 
es auf die Katholifen einen Ichmerzhaften Eindrud machen würde, 
wenn der paritätilche Staat angejichts der wiederholt garantirten 
Slaubensfreiheit und Selbſtſtändigkeit der Kirche und der reli- 
giöſen Vereine ohne Mitwirkung der SKirchenbehörde die Vor— 
Iteherin einer religtöfen Genoſſenſchaft bejtimmen wirde‘. Der 
Miniſter v. Lamey bezeichnete in feinem Antwortjchreiben vom 
22. Oftober die Auffallung des Ordinartates als unrichtig, da 
‚Die weiblichen Lehr: und Erziehungsinftitute feineswegs religiöſe 
Vereine, ſondern weſentlich Lehr: und Erziehungsanftalten mit 
öffentlichen Character und nur in dieſem Sinne jeiner Zeit 
erhalten worden jeten‘. Noch ehe das Ordinariat diefe mit den 
offenfundigften geſchichtlichen Thatſachen und ſelbſt mit dem 
Regulativ von 1811 im Widerſpruch ftehenden Rechtsdeductionen 
Lamey's beantworten fonnte, wurde ihm am 17. Dezember vom 
Oberjchulrathe eröffnet, daß der Großherzog am 11. desjelben 
Monates die Lehrfrau Bertha Wirth zur Voriteherin des Kloſters 
ernannt babe. Auch den verfammelten Klofterfrauen wurde hie— 
von am 20. Dezember Kenntniß gegeben. Die Majorität erklärte 
jofort, daß ſie die Ernannte ohne firchliche Beitätigung nicht als 
Boriteherin anerkennen fönne. 

Der Erzbiichof ! verweigerte am 24. Dezember 1863 der 
jtaatlic” anerkannten Borfteherin die ‚kirchliche‘ Anerkennung 
und Einjeßung als ‚Priorin der religiöſen Genoſſenſchaft Adel: 
haufen: und verbot ihr ‚unter dem von ihr beſchworenen cano- 
niſchen Gehorſam, ſich als kirchliche Oberin, als Priorin, zu 
geriren‘. Zugleich ließ er den Klofterfrauen eröffnen, daß ‚als 
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firchliche Oberin bis auf weiteres der beitehenden Uebung gemäß 
die Seniorin zu betrachten jei‘. Von diefer Verordnung wurde 
unter demjelben Datum durch das Ordinariat dem Mtinifterium 
Kenntniß gegeben. Das Minifterialichreiben vom 31. Dezember 
ſprach aber mit Bezug auf das Regulativ vom Jahre 1811 der 
firhlihen Behörde ein ‚Mitwirfungsrecht‘ bei Aufftellung der 
Borjteherin ab und forderte unter Androhung der Aufhebung des 
Kloſters das Ordinariat ‚nachdrüclichit‘ auf, die ernannte Bertha 
Wirth ‚zur vollen und unbejchräntten Ausübung des ihr über: 
tragenen Amtes gelangen zu laſſen‘. Kurze Zeit darauf, am 
13. Januar 1864, erſchien Miniſterialrath Jolly ‚zur Unter: 
ſuchung der Zuftände in dem Lehr: und Erziehungsinftitute in 
Sreiburg‘, — aljo ein Proteſtant als Bilttator von katholiſchen 
Trauenklöftern. Sein Bemühen, die Zurüdnahme der erzbiichöf: 
fihen Verordnung vom 24. Dezember 1863 zu bewirken, war 
erfolglos; dagegen erzwang er durch Androhung der Ausweiſung 
aus dem Lehrinftitut die Anerkennung der oetroirten Oberin von 
Seiten der Lehrfrauen; dieſen hatte der Erzbiſchof jchon am 
31. Dezember geftattet, der ſtaatlichen ‚Amtseinweiſung der 
Frau Wirth beizumohnen‘, ohne fie damit als kirchliche Oberin 
anzuerkennen. Das erzbiichöfliche Ordinartat hatte den Klojter- 
frauen die firchlichen ‚Bedenken gegen die ftaatlich ernannte Vor— 
fteherin mitgetheilt‘ und gab hievon dem Miniftertalvath Jolly 
am 14. Januar Nachriht mit der ausdrüdlichen Erklärung, es 
jei von ihm feine Kirchliche Oberin beitellt, jondern der jtaatlich 
‚ernannten Vorſteherin nur die Ausübung kirchlicher Functionen 
unterfagt worden‘. Es war aljo immer noch eine Verjtändigung 
über diefen Punkt möglich; allein Jolly jegte noch an dem näm— 
fihen Tage, 14. Januar 1864, die Frau Bertha Wirth als 
Vorſteherin der klöſterlichen Genofjenichaft ein und bekleidete fie 
auch mit den firchlichen Inſignien ihres Amtes. 

Das erzbiichöfliche Ordinariat führte num in einem Schreiben 
an das Minifterium vom 14. Januar den Beweis, daß die recht: 
fiche Existenz der Frauenklöfter oder Lehr-Inſtitute durch das 
Negulativ gar nicht berührt werde, und wies zugleich) nach, daß 
die eimfeitige ftaatliche Ernennung der Vorſteherin jelbjt gegen 
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den Geilt und den Zwed des Negulativs, ſowie gegen die bis- 
herige Gewohnheit veritoße. 

In Teinem Antwortichreiben vom 19. Januar behauptete 
dagegen das Minifterium, das Negulativ allein ‚jet Grund und 
Negel des rechtlichen Beitehens der Lehrinftitute. Auf die Er: 
flärung des Ordinariates, ‚daß die Großherzogliche Regierung 
nicht befugt ſei, „die Eirchliche Anerkennung oder Einjegung‘* der 
(andesherrlich ernannten Borfteherin zu verlangen‘, erwiderte die 
Regierung, ſie habe ‚ein Folches Erſuchen‘ an die firchliche Behörde 
‚nie gerichtet und könne es um jo weniger thun, als fie nad) 

taßgabe des Regulativs ſelbſt eine unaufgefordert ertheilte 
„trchliche Anerkennung oder Einſetzung“ als rechtlich wirkungslos, 
wenn nicht als eine unzulälfige Einmiſchung in die ausſchließlich 
dem Landesherrn zuftehenden Rechte hätte anfehen müſſen‘. „Da— 
gegen‘, Fährt das allegirte Schreiben fort, ‚müffen wir darauf 
beitehen, daß die landesherrlich ernannte Borfteherin die einzige 
it und alte regulatiomäßig mit ihrem Amte verbundenen Rechte 
ohne Ausnahme und Unterjcheidung hat, und daß neben ihr feine 
andere Lehrfrau unter irgend einem Titel irgend eine andere 
Gewalt ausüben darf. Zum Schluffe wird ‚den wenigen Lehr: 
frauen, die noch nicht unbedingt zu ihrer Pflicht zurückgekehrt 
jeien‘, bei jernerem ‚Ungehorfam‘ mit Ausſchluß aus dem Inſtitut 
gedroht und die ‚Beriicherung‘ verlangt, daß der erzbiichöfliche 
Commiſſar Dr. Orbin ‚sth in Zukunft ftrenge an das Regulativ 
halte, und die damit im Widerſpruch ftehenden firchenbehördlichen 
Anordnungen bejeitigt jeien‘. 

Der Plan des Ministeriums, das Kloſter aufzuheben, iſt 
nicht zu verkennen. Leider bot eine unmwürdige und zum Amte 
einer Borfteherin ganz untaugliche Lehrfrau ihre Mitwirkung zu 
deſſen Ausführung. Doch enthielt fich Yamey noch des äußerſten 
Schritte. Die Zerftörung der berühmten und fo ſegensreich 
wirkenden Genoflenichaft war erft jeinem Nachfolger, dem Staats— 
miniſter Jolly, vorbehalten. 


Welcher Geiſt gewiſſe Mitglieder des Kloſters Adelhauſen 
beſeelte, bezeugt ein Vorfall, der einen neuen Conflict zwiſchen 
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der Regierung und dem Erzbifchofe hervorrief. Der Religions- 
lehrer des Inſtituts, Bedert, empfahl den Kindern den Gruß 
‚Selobt jei Jeſus Chriftus‘, Die Lehrfrau Pauline Hoc führte 
alsbald diejen altehrwiürdigen Gruß bei ihren Schülerinnen ein; 
die Lehrfrau Roſalie Hirt, eine Parteigängerin der Vorfteherin, 
aber verbot den Kindern, fie mit diefen Worten zu begrüßen. 
Diejes mehr als ungeziemende Benehmen einer Klofterfrau rügte 
der Katechet am 10. November 1864 in einer allerdings ſcharfen 
Weile vor den Schulfindern. Anſtatt etwaige Klagen dor den 
Erzbiſchof zu bringen, rief die betreffende R. Hirt mit Zuftim- 
mung der Vorfteherin die Hilfe des Bürgermeiſters Fauler, als 
Präfidenten des Ortsichulvoritandes, an. Lebterer berichtete an 
den Oberjchulvath, welcher am 15. November den Religionslehrer 
Bedert jeiner Stelle entjeßte. Diefe Verfügung wurde vom 
Ninifterium beitätigt. Das erzbiichöfliche Ordinariat erklärte ſich 
am 7. Dezember bereit, eine Disciplinarunterfuchung eintreten 
zu laſſen, erhob aber geitüßt auf SS 7 und 12 des Gejeßes 
von 1860 Beichwerde gegen die vom Oberſchulrathe angeiprochene 
‚Befugniß, einen von der Kirchenbehörde als Religionslehrer auf: 
geitellten Geiltlichen von der Ausübung Diejes jeines kirchlichen 
Amtes zu entfernen‘. Das Minifterrum ftellte in feiner Antwort 
vom 19. Dezember nicht in Abrede, ‚daß die Ertheilnng oder 
Entziehung der Miffton, Religionsunterricht zu geben, zuvörderſt 
Sache der Kirche jei‘, verbot aber troßdem ‚dem SKatecheten 
Beckert den ferneren Zutritt zu der Schule des Anftituts‘. 

Ein Ordinariatserlaß vom 9. Januar 1865 rügte den 
unfirhlichen Sinn mehrerer Mitglieder der Genofjenichaft von 
Adelhaufen und ſprach namentlich jein ‚Mißfallen‘ darüber aus, 
daß einige Lehrfrauen, ‚fich gegen die Einführung des chriftlichen 
Grußes‘ erklärten und in diefen wie in anderen ‚veligiöfen und 
Gewifiensangelegenheiten anftatt ſich an die Kirchenbehörde zu 
halten, ungehörigen Einflüffen und nicht competenten Rathſchlägen 
ſich überlaffen hätten. Dies führte zu einer Correſpondenz 
zwijchen der Kirchen und Staatsbehörde, bei welcher die Gegen- 
jäge recht ſcharf hervortraten. Am 28. Januar erklärte das 
Minifterium, ‚weder der erzbifchöfliche Commiſſär noch eine andere 
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firchliche Behörde habe eine Disciplinargewalt über die Lehrfrauen 
auszuüben‘, jondern nur ‚die VBorfteherin‘, und ‚wo deren Ermah— 
nungen fruchtlos blieben‘, trete ‚in allen Beziehungen der landes- 
herrliche Commiſſär‘ ein, ‚der fi) nach Erforderniß mit der erz- 
biichöflichen Behörde ins Benehmen jege. Auch ‚über die in der 
Schule zu gebrauchende Grußformel hätten die firchlichen Be— 
hörden nicht zu verfügen‘. Gegen diefen Mlinifterialerlaß, durd) 
welchen ‚nicht blos der berechtigte Wirfungsfreis der Kirchengewalt 
angegriffen, jondern die freie Religionsübung und die rechtliche 
Exiſtenz katholiſcher Stiftungen und Anjtalten bedroht ward‘, 
erhob das Drdinariat am 23. Februar Beichwerde bei dem 
Staatsminilterium. Es lieferte den Beweis, ‚daß die Mitglieder‘ 
des Inſtitutes Adelhaufen und der andern Flöfterlichen Genoſſen— 
ſchaften, ‚welche ja mit dem Ordensgewande bekleidet jeien, im 
kirchlichen Verhältniſſen unter der Jurisdiction des Erzbiichofes 
jtünden‘, und hob zugleih mit Rückſicht auf die im Mtinifterial- 
ichreiben enthaltene neue Bedrohung der Eriftenz der Inſtitute 
hervor, daß ‚in feinem Falle die bejtehenden katholiſchen Lehr— 
inftitute diefe Vorgänge verurfacht, und deshalb auch nicht die 
Folgen derjelben zu tragen hätten‘. 

Das Staatsminifterium willfahrte nicht der Bitte des Ordi— 
nartates, die Verfügung des Miniſteriums des Innern vom 28. Ja— 
nuar aufzuheben und ‚die geeignete Weiſung zu ertheilen, daß die 
Autorität der kirchlichen Behörde, die freie Religionsübung der 
Katholifen und die rechtliche Eriftenz der katholiſchen Inſtitute 
fortan nicht angetaftet und jo das Recht, der Friede und Die 
Gewiſſensfreiheit gewahrt werde‘. 

Die weiteren Verhandlungen zwilchen Regierung und Ordi— 
nartat in diefer Sache führten zu feiner Verftändigung. Am 
6. Oktober 1865 ward Neligionslehrer Beckert polizeilich verhin- 
dert, die Schule im Inſtitute zu betreten. Nur die Ertheilung 
eines ‚privaten‘, nicht ‚öffentlichen‘ Religionsunterrichtes außerhalb 
des Schullocals wurde ihm geftattet. Das Ordinariat wahrte 
jein Recht, fügte ſich aber in die Verhältniffe und ordnete den 
Unterricht außerhalb des Schullocales an. Der Ortsichulrath 
verbot nun den Schulfindern, die Schule zu verlaffen, um dem 
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Religionsunterricht beizuwohnen. Der Erzbiichof erließ zur Be— 
lehrung der Katholiken über diefe Vorfälle am 25. Oftober 1865 
einen Hirtenbrief. Der bald darauf erfolgte Tod Beckerts machte 
dem Conflict vorläufig ein Ende !. 





Es dauerte jedoch nicht lange, bis ein anderer Conflict aus- 
brach, welcher die Aufhebung des Kloſters herbeiführte. Schon im 
Dftober hatte die Vorſteherin Bertha Wirth zwei Candidatinnen 
aufgenommen, welche im Herbite 1866 die Staatsprüfung beitan- 
den, in der Religion aber die zur Uebernahme einer Lehritelle 
genügenden Kenntniſſe noch nicht beſaßen, da der erzbiichöfliche 
Commiſſar erit im Oktober 1866 um Grtheilung des Neligions- 
unterrichtes an die beiden Aspirantinnen erſucht worden war. 
Ihre Einkleidung und Profeßablegung mußte deshalb verichoben 
werden. Das Mlinifterium drängte die erzbiichöfliche Behörde, 
die Sache zu bejchleunigen, und bewirkte, als diejelbe ich etwas 
verzögerte, den Beichluß des Staatsminifteriums vom 28. Auguft 
1867, durch den die beiden Gandidatinnen ‚zu vollberechtigten 
Mitgliedern der genannten Anftalt‘ ernannt wurden. Hievon 
wurde durch Minifterialerlaß vom 2. September dem exzbiichöf: 
lihen Ordinariate Mittheilung gemacht. Diejes Schreiben Freuzte 
jih mit dem Berichte der Firchlichen Behörde vom 31. Auguft, 
durch welchen der Regierung angezeigt wurde, daß den genannten 
Lehrfrauen nach) erftandener Prüfung ‚die kirchliche Miſſion zum 
Neligionsunterricht‘ extheilt worden jet. 

Nach Empfang des Minifterialichreibens vom 2. September 
‚erübrigte dem Ordinariate nur, ‚die Rechte der Kirche‘ bezüglich 
der Verfügung vom 28. Auguft ‚für alle Zukunft zu wahren‘, 
was auch mittels Zufchrift an das Miniſterium vom 12. Sep: 
tember geichah ?. 

Am 11. September 1867 ftellte die Vorfteherin Bertha Wirth 
an die Firchliche Behörde die Bitte, ‚die Einkleidung der beiden 

ı Die bezüglichen Actenftüce nebjt dem Hirtenbriefe des Erzbijchofes 
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> Officielle Actenftüde V, 231. 


528 Kap. 26. Conflict wegen Einfleidung zweier Candidatinnen 


Lehrfrauen vorzunehmen‘. Das Meinifterium hatte mit Hinblick 
auf den Bericht des Ordinartats vom 31. Auguft den Bollzug 
des Beichluffes des Staatsminifteriums vom 28. Auguft fiftirt 
und erjuchte am 17. September dieje Behörde um ‚baldgefällige 
Entichließung wegen jofortiger Einfleidung und Bergelübdung der 
beiden Lehrfrauen‘. Das Ordinariat hatte bereits am 12. Sep— 
tember der Vorſteherin eine Antwort zugehen laſſen. Da die 
Staatlichen Beziehungen der beiden Gandidatinnen zum Inſtitut 
durch die Enticheidung vom 28. August geordnet waren, betrach- 
tete die Ffirchliche Behörde die Einklerdung und Profeßablegung 
derjelben als eine rein kirchliche Sache und erflärte jich bereit, 
den kirchlichen Act vorzunehmen, jedoch unter der Bedingung, daß 
ſowohl die Borfteherin, in deren Hände die Gelübde abgelegt 
würden, als die neuen Profeſſen fich ‚wie die Mitglieder der reli- 
giöſen Genoſſenſchaft in ihren Kirchlich-religiöfen Beziehungen der 
Disciplin der Kirche unterftellten. Der erzbiichöfliche Commiſſar 
ichlug der Borfteherin deshalb vor, dem Ordinariate die Erflä- 
rung abzugeben, ‚daß te in religiössfirchlichen Beziehungen der 
Kirchenbehörde Gehorſam leiſten werde, und die unterzeichneten 
Gondidatinnen jollten ich diefer Erklärung anfchliegen‘ t, 

Wäre die Vorſteherin auf dieje jo einleuchtende und begrün- 
dete Forderung eingegangen, dann hätte die Einkleidung ohne 
weitere Verhandlungen mit der Regierung vorgenommen und 
wenigftens ein leidliches Verhältniß hergeitellt werden können. 
Die verkehrte und von ſchlimmen Nathgebern ? irre geführte Klo- 
jterfrau wollte ſich aber dazu nicht verjtehen ? und theilte den 
erzbiichöflichen Erlaß vom 12. September dem Miniftertum mit. 
Diejes jtellte nın am 17. Dftober an das Ordinariat die Yor- 
derumg, jenen Erlaß zurückzunehmen und ohne Verzug zur Ein: 
kleidung zu jchreiten. Es entipann fich hierauf eine neue Cor— 
vespondenz zwilchen Ordinariat und Minifterium, im welcher die 

" Siehe Schreiben des erzbijch. Ordinariates an das Minifterium d. J. 
vom 26. Oktober 1867 (Dfficielle Actenſtücke V, 235 ff., bei. 238). 

’ Siehe a. a. D., ©. 238 und Maas, ©. 588. 

" Schreiben an das erzbiichöfl. Ordinariat vom 19. September, mitge- 
theilt von Friedberg, ©. 313 ff. 
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Kirchliche Behörde den von ihr eingenommenen Standpunft als 
den allein vichtigen vertheidigte, während die Regierung die Be— 
hauptung aufitellte, ‚die Lehr: und Erziehungsinftitute feien feine 
firchlichen Anjtalten‘ und hätten ‚ihre Norm ausdrücklich im Re: 
gulativ von 1511, das von firchlicher Obedienz nichts wie: !. 

Erzbiſchof v. Vicarı hoffte immer noch auf eine Verftändi- 
gung. Er war bereit, jeinerjeits ‚Alles, joweit es nur mit der 
Pflicht und dem Gewiſſen eines fatholiichen Oberhirten vereinbar 
jet, dazu beizutragen‘, daß der traurige Conflict beendigt werde; 
allein die Staatögewalt fam ihm nicht entgegen. Die Verhand— 
fung des erzbiſchöflichen Bevollmächtigten mit dem Minifterpräft: 
denten Jolly führte nicht zum erwünfchten Ziele, indem der Kir- 
chenobere auf die Forderung des leßteren nicht eingehen Fonnte. 
Der Firchenfeindliche Staatsınann verlangte nämlich, daß das 
Ordinariat erkläre, ‚es jolle mit dem Erlaß vom 12. September 
nicht ausgejprochen werden, daß mit der bis dahin noch nicht 
erfolgten, kirchlichen Anerkennung oder Beitätigung der dermaligen 
Frau Borfteherin des Lehrinitituts Adelhaufen die rechtliche Folge 
verbunden jei, daß in dasſelbe feine neuen Lehrfrauen aufgenom- 
men und eingekleidet werden können, indem e3 mit Großherzog- 
lihem Miniſterium des Innern einverstanden fei, daß die landes- 
herrlic; ernannte Voriteherin irgend einer Anerkennung oder Be— 
jtätigung nicht bedürje‘. Am 7. November richtete das Ordinartat 
eine ausführliche Erklärung an das Staatsminiſterium?, in welcher 
es unter nochmaliger Hervorhebung und Begründung des Characters 
der genannten Inſtitute fich bereit erklärt, unter Beiziehung der 
Vorfteherin die Einkleidung vorzunehmen, wenn diejelbe ‚nicht ges 
hindert werde‘, die den Beitimmungen des Negulativs ganz ent: 
iprechende Erklärung abzugeben, ‚die ihr obliegenden veligiöfen 
Pflichten erfüllen zu wollen, wodurd der Erlaß vom 12. Sep: 
tember gegenjtandlos werde‘. 

Diejes wichtige Actenſtück, deſſen Verfaſſer den jchlagenden 
Beweis lieferte, daß nicht der Erzbiſchof, jondern der Miniſter 





ı Dfficielle Actenjtüde V, 239 ff. 
a. V, 24411. 
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des Innern die Beitimmungen des Regulativs verlegt habe, ver= 
fehlte feine Wirkung auf das Staatsminiftertum. Der Erzbiichof 
verlangte von der höchiten Staatsbehörde, ‚entweder die Vorſteherin 
des Lehrinftituts Adelhaufen veranlaſſen, rejp. ihr freiftellen zu 
wollen, ihm die erwähnte Erklärung mündlich oder jchriftlich abzu= 
geben, worauf er die gewünjchte Einfleidung alsbald vornehmen 
werde, oder ihm die Vornahme eines rechtlich und moralifch unzu— 
läſſigen firchlichen Actes nicht zumuthen und die Anftalt jelbft in 
ihrem feitherigen Beftand höchitgeneigt belafjen zu wollen‘. Seine 
Bitte fand fein Gehör; denn die Aufhebung des Klofters Adel- 
haufen war eine längſt bejchloffene Sache. Als Antwort auf das 
Drdinariatsihreiben vom 7. November erfolgte der Staatsmini= 
ftertal-Crlaß vom 14. November, welcher die Aufhebung des 
Kloſters Adelhaufen verfügte und das bedeutende etwa 1,200,000 
Mark betragende Vermögen der aufgehobenen Corporation als 
fatholisch weltliche Stiftung für ‚alle Stufen des Unterrichtes der 
weiblichen Jugend der Stadt Freiburg‘ bejtimmte. ‚Die Verwal- 
tung des Stiftungsvermögend wurde vorerit dem Gemeinderath 
der Stadt übermiejen.‘ 

Gegen dieſe Spoliation der Kirche proteftirte der Erzbiichof 
durd fein Oxdinariat am 21. November und richtete am 14. De— 
zeınber das Erſuchen an das Staatsminiftertum, daß die ‚Frauen— 
congregation Adelhaufen wiederhergeftellt, und über deren Leitung 
in Eirchlichen Angelegenheiten eine Vereinbarung mit der Kirche 
getroffen werde‘. Hierauf ging aber die Staatsbehörde nicht ein. 
Das Ordinariat beichritt nun den gerichtlichen Weg. Der Ober: 
jtiftungsrath erhob gegen den Gemeinderath von Freiburg ‚Klage 
bei dem Freiburger Hofgeriht auf Anerkennung des Firchlichen 
Sharacters des Kloſters Adelhaufen und auf Herausgabe des 
Klojtervermögens zur Stiftungsgemäßen katholiſch-kirchlichen Verwal— 
tung und Verwendung desjelben‘. Die Einrede des Gemeinde- 
vathes wegen Incompetenz der Civilgerichte wurde durch Urtheil 
des Appellationsjenates vom 1. Oktober 1869 zurücdgewiefen. 
Da erhob das Ministerium des Innern den Competenzconflict, 


"a a. DO. V, 264, fiehe auch S. 250 ff. 








Adelhaujen. Die Tertiarierinnen auf dem Lindenberge. 531 


und das Staatsminiſterium hob durch Entſcheidung vom 28. Juni 
1870 das civilgerichtliche Urtheil auf und erklärte die Civil— 
gerichte in dieſer Sache für unzuftändig. Auf diefe Weife wurde 
den Katholiken der Rechtsweg abgejchnitten. 

Die Verfügung des Staatsminijteriums vom 14. November 
1867 hatte noch den katholiſchen Character der Stiftung aner- 
fannt. Wenige Jahre jpäter aber, durch das Geſetz vom 18. Sep: 
tember 1876, wurde die fatholiiche Schule in eine confeſſionell 
gemijchte Schule verwandelt, an welcher afatholiiche Lehrer und 
Lehrerinnen den katholiſchen, proteftantiichen und jüdischen Mäd— 
chen Unterricht exrtheilen !. 


Nicht allein die Flöfterlichen Genoſſenſchaften, jondern ſogar 
die religiöjen Vereine waren ein Stein des Anftoßes für die 
badischen Liberalen. Dies erfuhren die Tertiarierinnen auf dem 
Lindenberge ? bei St. Peter. Seit 1854 führten hier einige 
Landmädchen ein der Arbeit und dem Gebiete gemwidmetes ge- 
meinjames Leben. Ste bildeten feine firchliche Genoſſenſchaft, 
jondern waren ein Privatverein. Die Mitglieder legten nur ein- 
fache, widerrufliche Gelübde ab, trugen fein Ordenskleid und waren 
von der firchlichen Behörde weder als Orden noch als Congrega— 
tion beitätigt. Auch dem Staate gegenüber erjchtenen die Linden- 
berger gemeinfam lebenden Schweitern nicht al3 ein veligiöfer 
Orden. Die Annahme der Statuten der gemeinlam lebenden 
ZTertiarier 1858 alterirte den Character der Genoſſenſchaft nicht. 
Sie war und blieb ein religiöſer Verein, deflen Bildung jelbit 
das Gejeg vom 9. Oktober 1860 geitattete. Auch $ 11 diejes 
Gejeßes 3 fonnte feine Anwendung auf diejen Verein finden, da 
jener Artikel nur von Einführung ‚veligiöjer Oxden‘ handelt und 


Nach der Angabe von Maas, a. a. O. ©. 543, waren 1891 unter 
den ſieben Lehrern drei fatholiih und vier proteitantiih. Neun Lehrerinnen 
waren fatholiih, fünf proteitantijch. 

? Maas, Geihichte der katholischen Kirche ıc., S. 549 ff. 

’ Paragraph 11 lautet: Ohne Genehmigung der Staatsregierung kann 
fein religiöjer Orden eingeführt und feine einzelne Anftalt eines eingeführten 
Ordens errichtet werden. 
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nicht einmal auf die bereits in Baden vor diefem Gejete beitan- 
denen Orden und Congregationen, geichweige auf religiöſe Vereine 
Anwendung finden fann. 

Diefe klaren Gejeßesbeitimmungen hielten jedoch Minifter Jolly 
nicht ab. duch Erlaß vom 22. Dezember 1868 den Berein auf 
dem Lindenberg aufzuheben, weil ‚die nach $ 11 des Gejeßes vom 
9. Dftober 1860 vorgejchriebene Staatögenehmigung des in Frage 
jtehenden religiöſen Ordens (!) nicht erwirkt worden jet‘. Die 
Mitglieder des Vereins, deren verfaſſungsmäßige Nechte durch den 
Miniſterialbeſchluß ſchnöde verlegt wurden, führten hierüber Be: 
ichwerde !. Das Staatsminttertum jchenkte jedoch den vorgebrach— 
ten gewichtigen Gründen feine Beahtung und jchritt am 11. Fe— 
bruar 1869 zur polizeilichen Ausweifung der Bewohnerinnen des 
Lindenberges. Nur die beiden Cigenthümerinnen des von den 
Sungfrauen bewohnten Haufes blieben verichont. Die Vertriebe- 
nen fanden ein Aſyl bei den Benedictinerinnen zu Ottmarsheim 
im Elſaß. Als Später acht der ausgewiejenen Jungfrauen in der 
Nähe ihrer früheren Wohnung ein Haus Fäuflich erwarben, wur: 
den auch fie gegen alles Recht und gegen die Verfaſſung aus 
ihrem Beſitzthume am 4. März durch die Polizei vertrieben. 
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Bon hoher Bedeutung für das firchliche Leben in Deutjch: 
land waren die verschiedenen religiöfen Vereine, vorzüglich aber 
der Verein für religiöfe Freiheit, welcher im Jahre 1848 gegrün- 





Die Beſchwerdeſchrift an das Staatsminijterium it von Dr. Wänfer 
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det wurde. Das fatholifche Volk empfand mit jeinen Oberhirten 
die ummwürdige Behandlung der fatholifchen Kirche und ‚ſehnte 
ih ſchon lange nach Befreiung aus der babyloniichen Gefangen: 
ſchaft, in welcher der allmächtige Volizeiftant die Kirche und das 
katholiſche Leben gefeſſelt hielt‘ '; allein alle bisherigen Verſuche, 
ihr Die zu ihrer Lebensentfaltung jo nothwendige freie Stellung 
zu erobern, waren wirkungslos geblieben. Die Preſſe wurde mit 
Argusaugen von der Genjur überwacht und jedes ihr unliebſame 
Wort gejtrichen, und die Bildung von Vereinen zur Vertretung 
der kirchlichen Intereſſen war geradezu unmöglich gemacht. Der 
Drud und die Verbreitung der Rede des Freiheren v. Andlaw 
in der eriten Kammer zu Karlsruhe 1846 ‚über die Nechtöver- 
hältniffe der Katholifen im Großherzogthume Baden‘ 2 wurde 
von der Genjur verboten, und die wiederholten Aufforderungen 
des Hofrathes und Profeſſors Dr. Buß in Freiburg, Katholifen- 
vereine zu gründen, fonnten wegen des MWiderjpruches der Regie: 
rungen nicht befolgt werden. 

Erſt nachdem ‚tum Frühjahre 1848 der Sturm von Weiten 
den Polizei- und Diplomatenftaat mit all feinen ftolzen Burgen 
und Wällen gleich Kartenhäufern über den Haufen geworfen‘ 3, 
war die Zeit gekommen, ‚die neuerrungenen Freiheiten der Ver: 
jammlung und Bereinigung, der freien Nede und Preffe mit Ent- 
ichloifenheit in die Hand zu nehmen und fich ihrer zu Gunjten 
der Religion und der Kirche zu bedienen‘ t. Noch in den März: 
tagen 1848 traten DBertreter Fatholiicher Intereſſen in Mainz 
zufammen, um nach dem Borbilde ähnlicher Vereine in Frank: 
reich, Irland und England einen Verein zum Schutze der reli- 
giöjen und Firchlichen Freiheit zu ftiften. Die Verſammelten 
verfannten nicht die Schwierigfeit des Unternehmens, legten aber 
mutig Hand an das Werk. ES wurden propijortiche Statuten 
ausgearbeitet und in einer zweiten Verſammlung endgiltig feſt— 
gejeßt. Auf derjelben wurde der Berein conftituirt. Das Prä— 


' Verhandlungen der katholiſchen Vereine J, ©. I. 
? Siehe Bd. 2°, ©. 231 ff. 

’ Berhandlungen I, ©. 1. 
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ſidium übernahm Domherr Lennig!, die Zahl der Mitglieder 
betrug jchon in den erften Tagen jeines Beftehens über vier: 
hundert. Mit Acclamation wurde der Name ‚Biuspverein‘ 
angenommen. 

Der Piusverein verbreitete ſich raſch in der Didcefe Mainz 
und über deren Grenzen hinaus. Das Beiſpiel von Mainz fand 
Nachahmung in allen Gauen Deutichlands ‚von den Alpen Tirols 
bis zur DOftfee und von den Ufern des Rheines bis zur polniſchen 
Grenze‘. Ueberall bildeten fich ähnliche Vereine, deren Mitglieder 
bald nach Hunderttaufenden zählten. 


Um das Band der Einheit feiter zu fnüpfen und hiedurch 
der Wirkfamfeit jener Vereine mehr Erfolg zu fichern, erichien 
eine Zufammenfunft von Abgeordneten jämmtlicher katholiſcher 
Bereine jehr wünjchenswerth. Von diefer Heberzeugung bejtimmt, 
bejchlofien mehrere Vertreter von Einzelvereinen in Uebereinſtim— 
mung mit anderen katholiſchen Männern in Köln bei Gelegen- 
heit der Einweihung des Domes? die Abhaltung einer General- 
verfammlung der Katholischen Vereine Deutſchlands. Als Ort 
der Verfammlung wurde Mainz beftimmt, wo das neue Vereins: 
(eben jeinen Anfang genommen hatte. Außerdem eignete sich 
dieſe Stadt wegen ihrer überaus günftigen Lage vortrefflich für 
dieſen Zweck. 

Die Berfammlung dauerte vom 3. bis zum 6. Oftober 1848, 
Eine nicht geringe Anzahl katholischer Gelebritäten aus ganz 
Deutjchland fand ſich in der ehrwürdigen Metropole ein, um die 
wichtigen Angelegenheiten der Kirche in DBerathung zu ziehen. 
Das ganze Beftreben der Verfammlung ift deutlich und erjchöpfend 
in der herrlichen Eröffnungsrede Lennigs dargelegt. ‚Wir wollen 
die Freiheit‘, heißt es u. A., ‚in ihrer höchiten und edelften Form, 
die Freiheit auf religiöſem und chriftlichem Gebiete! Und damit 


' Brüd, U. 5. Lennig, ©. 111f. 

"Brüd, aa O. ©. 121. Siehe Palatinus, Entjtehung der Gene- 
valver). der Kath. Deutjchlande, Würzburg 1893. May, Geſch. der Gene: 
talverjammlungen, ©. 27 ff. 
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wir fie erlangen, damit wir fie gegenüber jeder äußeren Gewalt 
nad) oben, aber auch jeitwärts und nad) unten, gegen jeden 
Andrang der Factionen und Umftürzler bewahren, damit wir 
unjen Gegnern von was immer für einer Art gerüftet und ftarf 
gegenüber jtehen und hauptjächlich, damit wir nicht wieder zurüd: 
ſinken in die alte Thatlofigkeit, darum find wir nun zufammen: 
getreten zu einem nun bereits, wie Cie jehen, über ganz Deutſch— 
land verbreiteten fatholiichen Bruderbund! Und fo find wir 
denn nun zufammengefommen, um uns zu jehen, uns fennen zu 
lernen und über die bejte Art unjeres Wirfens nach Außen und 
über die Einrichtung unjeres inneren Haushaltes zu berathen . . . 
Wir befämpfen nicht die Throne, jondern nur die Herrichaft 
eines falſchen Staatsfirchenrechtes, wir befämpfen den Abjolutis- 
mus in jeiner Anwendung auf die Religion! Wir find feine 
Feinde der Volfafreiheit, wir jtehen vielmehr mitten im Volke, 
und zwar ftehen wir auf dem Boden der Freiheit; — wir be- 
fämpfen nit die Freiheit anders Glaubender, wir haben in 
unjerem Bereine mit anders Glaubenden uns nicht zu befallen; 
vielmehr bieten wir ihnen, laut unferen Statuten, wo es gilt, 
Ihre Freiheit gegen Beeinträchtigung zu fichern, unjere Hilfe 
an, und halten uns dafür berechtiget, gleiche Billigfeit auch von 
ihnen zu erwarten.‘ Mit diefen Worten ! war das Programm 
entwicdelt, an welchem die fatholifchen Vereine bis zur Stunde 


feithalten. 


Den Vorfiß auf der erjten Generalverfammlung führte Hof- 
rath Dr. Buß, deſſen Wahl mit Jubel begrüßt wurde. Außer 
den Abgeordneten der Fatholiichen Vereine und vielen andern 
Theilnehmern waren auch zwanzig katholiſche Abgeordnete des 
Frankfurter Parlaments einer Einladung nah Mainz gefolgt, 
als deren officieller Sprecher Stiftspropft Döllinger ? einen rein 
objectiven Bericht über den Stand der Kirchen: und Schulfrage 
und die in der Behandlung diefer Angelegenheit von ihnen im 
Parlamente befolgten Grundjäge erftattete. Auch dev unermüdliche 


' Berhandlungen I, ©. 8. 
” Siehe Bd. 2°, ©. 483. u. oben ©. 358 ff. 
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Kämpfer für die Rechte der Kirche, Freiherr v. Andlaw, traf am 
Abend des 3. Oftober in Mainz ein. 

Eine Hauptaufgabe der eriten ©eneralverfammlung der 
fatholifchen Vereine war die Herbeiführung einer innigeren Ber- 
bindung der Einzelvereine unter einander und die Feſtſtellung 
einer Gejchäftsordnung für die fünftigen Generalerfammlungen. 
Nach eingehenden Berathungen vereinbarten ſich die anwejenden 
Abgeordneten über die ‚Saßungen des fatholiichen Vereins Deutich- 
lands‘, deſſen Organifation, Aufgabe und Beziehungen zuc Kirche, 
zur Staatsgewalt und zu anderen Religtonsgenofjenjchaften. Auch 
eine provilorische Geichäftsordnung wurde entworfen, deren end- 
giltige Feſtſtellung aber der nächſten Generalverlammlung vorbe— 
halten. Die übrigen Gegenftände der Berathung betrafen die 
brennenden kirchlichen Fragen. Auch die Einführung des jo 
jegensreich wirfenden Vereins vom bl. Vincenz von Paulo und 
der hl. Elifabeth zur Pflege und Unterftüßung der Armen und 
Kranken wurde in Mainz beſchloſſen. 

Die Geſinnungen, welche die Theilnehmer der eriten Generals 
verfammlung bejeelten, erhielten einen sprechenden Ausdruck in 
ihren Adreſſen an den Papſt und an die deutichen Bijchöfe. 
Unter Hinweis auf die Tirchen=politischen Verhältniſſe Deutich- 
lands führen fie in der Adreſſe an den Hl. Bater die Urſachen 
an, welche die Gründung der fatholiichen Vereine bewirkt, legen 
die Beitrebungen, welche diejelben verfolgen, im einzelmen dar und 


heben hierbei mit bejonderem Nachdruck hervor, daß ſie ‚durchaus. 


und in feiner Weiſe fich in die Negterung der Kirche unbefugt 
einmilchen wollen. Den Gejeßen der Kirche zu gehorchen‘, be— 
theuern fie, ‚Die gejeßlich in der Kirche beitehende Ordnung im 
Befehlen und Gehorchen gewiſſenhaft zu beobachten, uns der Auto— 
rität und den rechtlichen Befugnilien unferer Pfarrer, unſerer 
Biichöfe, ſowie des päpftlichen Stuhles pflichtgemäß zu unter: 
werfen, — dies iſt unjer feſter Wille, welchen wir feierlich aus- 
iprechen‘. Diejelben DVBerficherungen enthält auch das Schreiben 
an die Biſchöfe, in welchen namentlich die ‚Ueberzeugung‘ aus: 
geiprochen wird, ‚daß nur da die Kirche iſt, wo die Bilchöfe Find, 
in ihrer Bereinigung mit dem gemeinfamen Oberhaupte der 
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Chriftenheit; daß jomit auch nur da von firchlicher Freiheit oder 
von katholiſchen Vereinen die Rede fein kann, wo das Ansehen 
des Episcopates in ungemindeter Ehre und Vollkommenheit beitehe‘, 
und daß die fatholifchen Vereine ſich ‚nie würden beikommen 
lafjen, ihre Thätigfeit auf Gegenftände auszudehnen, welche dem 
Verwaltungskreiſe der Bilchöfe oder firchlichen Behörden vorbe: 
halten find‘ !. 

Die Berfammlung erließ auch eine ‚Verwahrung an die 
deutſche Nationalverfammlung‘ in Frankfurt wegen der dort ge— 
faßten Beichlüffe in Bezug auf das Verhältniß der Kirche zur 
Staatögewalt und zur Schule, und forderte in einer befonderen 
Anſprache das Fatholiiche Volt mit Hinweis auf die Bedeutung 
und den Zwed der katholischen Vereine nachdrüclichit zum Beitritt 
und zur Unterftügung derjelben auf 2. 


Wenn Lennig in jeiner Eröffnungsrede der Generalverjamm- 
lung in Mainz eine große Bedeutung beilegte und fie ‚als die 
Borbotin einer beileren Zukunft‘ betrachtete, jo täufchte er ſich 
nicht. Die Verſammlung der fatholiichen Vereine in Mainz wurde 
ein Fräftiges Ferment für die Entfaltung des fatholifchen Lebens 
in Deutichland. Die Bedeutung derjelben erkannten Freunde und 
Feinde an. Die hohen Würdenträger der Kirche, der Papſt an 
der Spiße, ſprachen öffentlich ihre Billigung des Unternehmens 
aus, empfahlen den Katholiken eindringlich die Betherligung an 
diefen Vereinen und knüpften große Hoffnungen an diejelben. Auch) 
die duch Wiſſenſchaft und Stellung hervorragenden katholiſchen 
Laien zollten den Vereinen ihren Beifall, ſchloſſen ſich demjelben 
an und liegen fich deren Verbreitung ſehr angelegen jein. Selbit 
die Gegner der katholiſchen Kirche unterichäßten die Bedeutung 
diefer Vereine für die Weckung und Befeſtigung des katholiſchen 
Bewußtſeins nicht. 

Um jo mehr mußte es auffallen, daß den fatholiichen Ber- 
eimen don einer Seite Oppofition gemacht wurde, von welcher 
' Verhandlungen I, ©. 154, 158. 
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man am wenigſten eine jolche erwartete. Kurz nad) Abhaltung 
der zweiten Generalverfammlung in Breslau erjchien die Schrift 
des Domdecan vd. Hiricher ! ‚die kirchlichen Zustände der Gegen: 
wart‘, worin er auch gegen die katholiſchen Bereine zu Felde zieht. 
Die fatholiihe Kirche, behauptet der Verfaſſer, bedürfe ſolcher 
Vereine nicht. Die geeigneten Mittel, eine Wiedererneuerung des 
religiöſen Lebens zu bewerfitelligen, jeien die Diöceſanſynoden, auf 
welchen auch das Laienelement vertreten jein müſſe?, aber nicht 
kirchliche Privatvereine‘, welche ‚feine kirchlichen Organe‘ ſeien, 
‚feine kirchliche Miſſion und Autorität‘ bejäßen, ‚überall nur eine 
beitimmte Nichtung repräfentirten und deshalb feinen katho— 
liihen, jondern einen particulariftiihen Character hätten‘. 
Solche Vereine, meinte Hirfcher, würden ‚Gegenſätze hervorrufen 
und dadurch die Kirche hindern, auch jene ihrer Kinder für ihre 
Intereſſen zu gewinnen, welche zu einer andern Farbe gehörten‘. 
Um die Männer diefer Richtung zu gewinnen und auch in andern 
Kreiſen ‚die religidje Forſchung anzuregen‘, weiß Hirſcher ‚fein 
tüchtigeres Mittel als die Bildung von Bereinen, bejtehend 
aus Gläubigen, Zweiflern, Ungläubigen und Srre- 
geleiteten, zur Beſprechung aller jhwunghaften 
religtöjen Fragen‘. | 
| Es iſt nicht nothiwendig, eingehend nachzuweiſen, daß leßterer 
Borichlag, ganz abgejehen von jeiner Umausführbarfeit, zu dem 
vorgejeßten Zwede ganz ungeeignet ift und nur den religiöfen 
Indifferentismus befördern fünnte. Nicht minder irrig und auf 
einer totalen Verfennung des Weſens und der Beftrebungen der 
fath. Vereine beruhend ift die Beſorgniß, es würde durch die— 
jelben die bifchöfliche Autorität gefchmälert, oder in deren Nechte 
eingegriffen, da ſich diefe Vereine grumdfäglich nicht mit Gegen: 
ftänden bejchäftigten, welche der Kompetenz der Biſchöfe, reſp. der 
Didcefanfynode, unterjtehen. 

Der Widerjpruch Hirſchers gegen die katholiſchen Dereine, 
welcher kräftige Zurücweifungen aus der Feder bewährter Männer 


' Siehe Bo. 2°, 5 47Thr. 
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und eine Proteitation von Seiten der Generalverfammlung in 
Regensburg hervorrief !, konnte die weitere Entfaltung des fatho- 
lichen Bereinslebens nicht aufhalten; die Zahl der Vereine wurde 
täglich größer umd die Generalverfammlungen erfreuten ſich einer 
immer regeren Theilnahme. 


Die zweite Generalverfammlung fand am 9.— 12. Mai 1849 
in Breslau ftatt. Die Mainzer Berfammlung hatte zuerft 
Wien in Ausficht genommen, mußte aber von diefem - Plane 
Abſtand nehmen, weil die Zuftände der Kaiſerſtadt, wo die Revo— 
lution noch nicht vollitändig überwunden war, ‚eine Tagung des 
katholiſchen Bereins noch nicht zuließen‘ ?. Auch in der Haupt- 
ſtadt Schlefiens waren die öffentlichen Zuftände nicht einladend. 
Am 6. und 7. Mai hatten die Barrifadenfämpfe zwiichen den 
Truppen und den Empörern ftattgefunden. Als die Abgeordneten 
zur Generalverfammlung eintrafen, janden jte die Stadt im Be: 
lagerungszuftande. Die PBolizeigewalt war in den Händen der 
Militärbehörde, welche das freie VBerfammlungsrecht für die Dauer 
des Belagerungszuitandes juspendirt hatte. Doch erflärte diefelbe 
auf eine Anfrage des Localcomites, zu Gunften des Fatholtichen 
Vereins eine Ausnahme machen zu wollen, da derjelbe fein ‚poli- 
tiicher* Verein jei, ‚jedoch jege man voraus, daß derſelbe, wie bis— 
her, unliebjame politische Berührungen vermeiden werde‘ ?, Trotz 
dieſes Entgegenfommens der Niilitärbehörde wurde doch die Frage, 
ob man unter den beitehenden Berhältnifien die Verſammlung 
anderswo, etwa in Oppeln oder in Neiſſe, abhalten jollte, in der 
Vorverſammlung am 8. Mai discutirt, aber mit ‚überwiegender 
Mehrheit‘ beichloiien, ‚in Breslau zu tagen‘. 

Die Verſammlung wurde am 9. Mat in üblicher Weiſe er: 
öffnet und Legationsrath Dr. Yieber* durch Acclamation zum 


! Verhandlungen III, 214. Siehe aud Heinrich, Die kirchl. Reform 
und Andlaw, Offenes Sendichreiben an Dr. J. B. v. Hirſcher ꝛc. Mainz 
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Präfidenten erforen. Die Verhandlungen exitredten ji) vornehm— 
(ih auf die Freiheit des Unterrichtes, Reclamivung der fatholi- 
ichen Schulftittungen, Pflege der chriftlichen Charitas, Gründung 
eines Centralorgans für den Verein, definitive Feitfegung der in 
Mainz entworfenen proviforiichen Gejchäftsordnung, Ausſchließung 
jeder ‚corporativen Betheiligung der katholiſcher Vereine an rein 
politiichen Fragen‘ u. ſ. mw. ! 

Es war dem Vereine nicht beichteden. jeine dritte General- 
verfammlung in Wien abzuhalten, wie es in Breslau feſtgeſetzt 
war, weil die Civil: und Militärbehörden ‚in Rückſichtnahme der 
Grundläße des Belagerungszuitandes‘ die erbetene Erlaubniß hiezu 
verweigerten. Site fand darum in Negensburg vom 2. bis 4. Ok— 
tober 1849 ftatt. Cine beträchtliche Zahl von Abgeordneten hatte 
ſich eingefunden, um unter dem Wräfidium des Grafen Joſeph 
von Stolberg die Vereinsangelegenheiten zu berathen. Auf Ans 
vegung Döllinger® wurde die Gründung des Bonifatiusvereins ? 
beichloffen, deilen Präſidentſchaft Graf Joſeph von Stolberg über: 
nahm. Die bisherige Geſchäftsordnung erhielt einige Veränderun- 
gen. Namentlich wurde beitimmt, daß die Generalverfammlungen 
nur einmal im Jahre und zwar möglichſt im Monat September 
abgehalten werden Sollten. Bon der glänzenden Rede Döllingers 
über die Freiheit der Kirche in der Abendverfammlung des 3. OE 
tobers wurde eine Eeparatausgabe veranftaltet. 

Auf der VBerfammlung in Linz an der Donau, 24, bis 
27. September 1850, führte Freiherr dv. Andlam das Präftdium. 
Bon den dort gefaßten Beichlüffen ſeien nur erwähnt die defint- 
tive Organijation des Bontfatinsvereins und die nachdrückliche 
Empfehlung des Borromäusvereins ? und des Vereins der heiligen 
Kindheit. Auch wurde die Gründung eines katholiſchen Kunſt— 
vereins bejchlofien und ein Comité ernannt, um die nothwendigen 
Borarbeiten zu beiorgen. Der Antrag, es jollten die ‚Verhand— 
lungen der vierten Generalerfammlung allen Regierungen mit— 
getheilt werden‘, fand die Zuftimmung der Verſammlung. 


' Berhandlungen II, 142. 
” ©. unten. Rap. 28. 
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As Ort für die Abhaltung der fünften Generalverfammlung 
war Fulda, eventuell Prag auserjehen. Aber weder hier noch 
dort konnte der Verein tagen. Die meisten Stimmen der Central- 
vereine entjchteden ſich deshalb für Berlin. Dieſer Vorſchlag 
fam indes nicht zur Ausführung, da verichiedene Bedenken gegen 
die Wahl diejer Stadt im Hinblid auf die eigenthümliche Stel- 
lung der Katholiken in Berlin auftauchten. Ob diefelben begrün: 
det waren, oder ‚ob jte am beiten und vollitändigiten wären über: 
wunden worden, wenn im Mitte der preußiichen Hauptſtadt die 
Abgeordneten des Fatholilchen Vereins Deutichlands getagt hätten‘, 
und ob ‚diefe Berfammlung nicht wenig zur Freude und zum 
Troſte der Kgtholiken in und um Berlin beizutragen im Stande 
gewejen wäre‘ !, foll nicht weiter unterfucht werden. 

Die Hindernifie, welche die Abhaltung der Generalverſamm— 
lung für das Jahr 1851 unmöglich zu machen drohten, wurden 
glücklicherweije bejeitigt. ‚Bon der Weberzeugung ausgehend, daß 
durch Nichtzuftandefommen der Berfammlung ein Hauptlebensnerv 
de3 fatholiichen Vereins Deutichlands durchichnitten, und die Er- 
ſchlaffung, die da und dort eingetreten, noch größer und allge 
meiner werde‘ ?, erklärte jich der Piusverein in Mainz bereit, ‚alle 
Vorkehrungen zu treffen‘, um diejelbe in letterer Stadt abzu- 
halten. Diejes Anerbieten wurde freudig angenommen und am 
7. Oftober die Verſammlung eröffnet. Sie dauerte bis zum 
10. Oftober und war von Gäften aus dreißig Diöcefen bejucht. 
Der Vorſitz wurde Ritter von Hartmann übertragen. Auch 
der neue firchliche Oberhirt, Freiherr v. Ketteler nahın an den 
Situngen Theil und hob in jeiner Rede? im der erjten allgemei- 
nen VBerfammlung, am 7. Oktober, bejonders hervor, daß der 
fatholifche Verein ‚die beiden großen Gefahren‘, nämlich ‚lich auf 
das Gebiet der Politik zu verirren‘, oder ‚in das Amt und in 
die Angelegenheit einzugreifen, welche der Herr in der Kirche den 
Biſchöfen allein übertragen, bisher vollkommen vermieden habe‘. 
Außer den Abgeordneten der Einzelvereine und zahlreicher Theil: 


' Derhandlungen V, 3. 
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nehmer hatten fich viele Mitglieder des rheiniſchen und weſtfäli— 
Ichen Adels in Mainz eingefunden. 

Die Verhandlungen wurden mit großer Lebhaftigfeit geführt. 
Sie erjtredten ſich auf die verjchtedenften Gegenftände. Bekämpfung 
der ſchlechten und Unterftüßung der guten Preſſe, Förderung des 
Vereins zur Derbreitung guter Schriften, des Geſellenvereins, 
Empfehlung des St. Bincenzvereins, der Marianiſchen Congrega- 
tionen, Pflege der Kunſt durch Gründung des ſchon in Linz ange: 
regten katholiſchen Kunſtvereins u. ſ. w. boten reichlichen Stoff zu 
eingehenden Grörterungen der betreffenden Materien. Auch Die 
Gründung einer ‚katholischen Univerfität fam in Mainz zur 
Sprache. Die beſchloſſene Abfafjung einer Denkſchrift über die 
Heiligung des Sonntages jollte die Aufmerkſamkeit der Regierun— 
gen auf dieſen wichtigen Punkt lenken. 

Die dritte öffentliche VBerfammlung, am 9. Oktober, welche 
Cardinal oh. dv. Geiſſel! mit feiner Gegenwart beehrte, wurde 
durch einen höchſt bedauernswerthen Unfall geſtört. Während der 
Rede eines Abgeordneten ertönte plößlic) der unbegründete Ruf 
‚zeuer‘. Dieſer erfüllte die Zuhörerſchaar, welche die Urſache 
nicht kannte, mit paniſchem Schreden. Alles drängte nach dem 
Ausgange. Die Bemühungen, die Ruhe wieder herzuitellen, erwie— 
jen ſich als fruchtlos. Erſt nad) und nach gelang e3, die An: 
wejenden zu überzeugen, daß feine Gefahr vorhanden ſei. Leider 
fojtete Ddieje Kataitrophe mehrere Menichenleben. Nachdem die 
Ruhe wieder eingetreten war, ſchloß Bilchof dv. Ketteler die Ver: 
Jammlung 2. 





‚sm folgenden Jahre traten am 21.—23. September Die 
Abgeordneten des fatholifchen Vereins zu Münſter in Weſtfalen 
zufammen. Die Wahl zum Vorfigenden fiel auf Hofrath Dr. Zelt. 
Die Leitung der Geichäfte führte aber der Vicepräfident, Freiherr 
Wilderih v. Ketteler, da Dr. Zell fi) durch Krankheit außer 


" Siehe Bd. 2°, ©. 380 ff. 
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Stande jah, das Amt eines Präfidenten zu verwalten. Außer 
Biſchof G. Müller beehrten Oberpräfident v. Düesberg und der 
Oberbürgermeijter von Münfter die Berfammlung mit ihrer Ge- 
genwart. Eine bejondere Aufmerkſamkeit wandten die Verſam— 
melten der Neubelebung des katholiſchen Vereinslebens zu. Cs 
wurden verichiedene Mittel zu diefem Zwecke in Vorjchlag gebracht 
und angenommen. Vornehmlich aber beichäftigten ſich die Abge— 
ordneten mit der Schulfrage.. Die VBerfammlung erklärte alle 
‚confeffionell gemiſchten Schulen‘ für ‚verderblich und verwerflich‘, 
und erachtete es als Pflicht, alle Kräfte einzufegen, um ‚in den 
Bei rein katholiſcher Lehranftaiten zu gelangen‘. Vor 
‚Allem‘ hatte ſie hiebei ‚die Univerjitäten im Auge. Auch die 
Errichtung Fatholiicher Akademien und Knabenſeminarien fam zur 
Sprade. Außerdem wurden noch mehrere Beichlüffe charitativer 
Natur gefaßt. 

Zur größten Freude der Katholiken ließ diesmal die Abhal— 
tung der jtebenten Generalverſammlung in Wien, 20. bis 23. Sep- 
tember 1853, auf feine Schwierigfeiten, jondern fand vielmehr, 
Dank den Bemühungen des Grafen Seinrih O’Donnel, bereit t- 
willigites Entgegenfommen. Die Verſammlung zählt zu den glän- 
zenditen. Außer dem päpftlichen Pronuntius, Cardinal Viale 
Prelà, und dem Fürfterzbiichof von Wien, Othmar v. Rauſcher, 
erichtenen auch der Fürſtprimas von Ungarn, Gardinal v. Sci- 
tovsfy, Erzbiſchof von Gran, mit neun Biſchöfen und anderen 
firchlichen Würdenträgern in einzelnen Sitzungen. Mit dem Prä— 
ſidium war wieder Hofrath Dr. Zell betraut. Das Programm 
der Verſammlung entwarf Fürſtbiſchof v. Rauſcher in feiner Er: 
öffnungsrede 1, worin er unter Hinweis auf die beitehenden kirch— 
lichen Verhältniſſe einen hiſtoriſchen Weberblik darüber gab, wie 
diefe entjtanden jeten, und zugleich die Mittel namhaft machte, 
durch welche beſſere Zuftände herbeigeführt werden fünnten. 

Bon den in Wien jtattgefundenen Berhandlungen jeten nur 
die Beichlüffe bezüglich der Gründung einer fatholiichen Univerittät 
und einer Akademie kurz erwähnt. ‚Zur Unterjtüßung der Aus- 
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wanderer nach Amerika in ihren religiöſen Bedürfniffen und In— 
tereifen wurde die Wahl einer eigenen Commiſſion bejchloijen.‘ 
Die Anträge, ‚daß bei den Generalverfammlungen eine heilige 
Meſſe für die Wiedervereinigung Deutjchlands im Glauben dar: 
gebracht‘ und allen Mitgliedern, reſp. allen Katholiken Deutſch— 


lands das Gebet für ‚die Wiedervereinigung der ſchismatiſchen 


Griechen mit der Kirche empfohlen werden folle, wurden zum Be— 
ihluß erhoben. Auch der Erlaß einer Adreſſe an die Bilchöfe 
der oberrheiniichen Sirchenprovinz fand die Gutheißung der Ver— 
jammlung. Dagegen ward der Antrag auf Abfaffung einer 
Schrift, in welcher der Begriff der Freiheit der Fatholifchen Kirche 
in ganz populärer Sprache erörtert und die Forderungen der 
Biſchöfe der genannten Provinz dem Volke gemeinverjtändlid) 


auseinandergejeßt werde‘, abgelehnt, ‚weil der beabjichtigte Zwed - 


durch möglichite Verbreitung der zweiten Denkſchrift des ober: 
rheiniſchen Episcopates ſattſam erreicht werde‘ !. 


Nachdem der Verein bereits in mehreren bedeutenden Städten 
Deutjchlands getagt hatte, follte die achte Generalverjammlung 
im ‚heiligen Köln‘ ftattfinden. Die Wahl diefer Stadt war eine 
glückliche. Inmitten einer faſt ausschließlich katholiſchen Umge— 
bung gelegen, war die Metropole des Rheinlands und Weſtfalens, 
mit ihrem herrlichen Dome, ihren vielen altehrwürdigen Kirchen 
und ihren zahlreichen religiöſen und profanen Kunſtdenkmälern, 
ein Ort, der ſich für eine ſolche VBerfammlung vortrefflich eignete. 
Dazu beſaß die Stadt in Cardinal dv. Geiſſel einen Oberhirten, 
deſſen große Verdienſte um die katholiſche Sache, namentlich auf 
der Würzburger Biihofsverfammlung, noch in frischem Andenfen 
waren. Es war mit Sicherheit vorauszujehen, daB die Verſamm— 
lung in Köln jich zu einer großartigen Mtanifeftation des fatho- 
lichen Bewußtjeins geitalten und ebenfo anregend und Fräftigend 
auf die Wedung und Neubelebung diefer Gefinnung in anderen 
Streifen wirken werde. 


"Ua. 8, ©. 270 ff., 166. 
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Das drtlihe Comité machte alsbald, 27. Juli, die vor- 
Ihriftsmäßige Anzeige an die Polizei und fette auch den Erz: 
biichof hievon in Kenntniß. Als Tage der Abhaltung der Ver: 
jammlung wurde die Zeit vom 5. bis 7. September feſtgeſetzt. 
Auch ein Aufruf an die Bürgerſchaft wurde entworfen, in welchem der 
Zweck der Verfammlung näher dargelegt und bejonders hervor: 
gehoben ward, daß ‚es ſich nicht um Demonjtrationen gegen 
Andersdenfende, jondern um die innere Belebung der religiöfen 
Thätigfett im eigenen Haufe handele‘. Derjelbe jollte die Bewoh- 
ner des ‚alten fatholiichen Köln für die bevorjtehende Verſamm— 
(ung interejfiren‘. 

‚Aus diefer Aufruf ſich eben unter der Preſſe befand‘, wurde 
dem Gomite ‚am jpäten Abend des 14. Auguſt‘ ein Schreiben 
des königl. Polizeidirectors Geiger zugeitellt, worin es heißt, 
‚daß die Abhaltung einer Generalverfammlung der Fatholiichen 
Vereine Deutjchlands in Köln, dem $ 8 al. b des Gejeßes vom 
11. März 1850, betreffend die Berhütung eines die gejeßliche 
Treiheit und Ordnung gefährdenden Mißbrauchs des Verſamm— 
(ung3= und Bereinigungsrechtes zuwider laufen würde und daher 
nicht ſtattfinden dürfes!. Dieſe Entſcheidung Fam wie ein Blik 
aus heiterem Himmel und war um jo unbegreiflicher, als eine 
fönigl. Gabinetsordre vom 16. Juni 1851 dem katholiſchen Ver— 
eine jeine ‚volle Anerfennung‘ ausſprach und jeinen ‚Bejtrebungen 
den wirkſamſten Erfolg wünjchte. Das Comite ergriff Necurs 
an die fünigl. Regierung in Köln und machte geltend, daß ‚dem 
Derbote ein thatſächlicher Irrthum zu Grunde liege, indem die 
fatholifchen Vereine mit politiichen Angelegenheiten ſich gar nicht 
beichäftigten, jondern die Hebung des religtöjen Lebens im In— 
nern der fatholifchen Kirche auf dem Gebiete der Armenpflege, 
Schule, Kunſt und Wiſſenſchaft, Preſſe u. dgl. bezwedten‘; zu— 
gleich aber wies es darauf hin, ‚welchen ſchmerzlichen Eindrud es 
auf die Katholifen mache, wenn unter Anrufung eines Gejeßes, 
das auf den vorliegenden Fall gar feine Anwendung finde, die 
Generalverfjammlung jeitens der ‘Bolizeibehörde unmöglich gemacht 





' Das Verbot u. j.w., ©. 6f. 
Brück-Kißling, Gejch. d. fath. Kirche im 19, Jahrh. IIT, 2. Aut. 35 


546 ap. 27. Verbot der Generalverjammlung 


werde‘ !. Da das Gomite erfuhr, daß eim Artikel der ‚Volks— 
halle‘ das Verbot hervorgerufen, richtete e8 am 16. Auguft eine 
weitere Eingabe an die Regierung, worin e& feine ‚Mipbilligung‘ 
über diejen Artikel, der von einem ‚Unberufenen‘ ausgegangen 
jei, ausſpricht und zugleich das Verſprechen beifügt, ‚diejenigen 
Gegenftände von der Verhandlung auszujcheiden, welche die fünig- 
liche Regierung als außer dem Kreife nicht politifcher Vereine 
liegend zu bezeichnen für gut finden werde‘. Die Antwort der 
Regierung auf diefen Recurs war ablehnend. ine weitere, ent- 
ichteden gehaltene Boritellung an das königliche Staatsminifterium, 
in welcher aud der ‚Machinationen, welche jeit Kurzem wieder 
gegen die Katholiken des preußiichen Staates hervorgetreten jeien‘, 
Erwähnung gejchteht und in der ‚nicht verhehlt wird, daß aller= 
dings über jolhe Kränkungen in allen Kreifen große und gerechte 
Indignation vorhanden fer‘ ?, hatte nicht den erwünjchten Erfolg. 
Noch ehe die Enticheidung des Miniſteriums erfolgt war, 
hatte der Stadteommandant von Köln, General Engels, eine 
Berhandlung mit einigen Mitgliedern des Comités. Diejelbe 
(läßt uns die Beweggründe erkennen, welche das Verbot der Ver— 
ſammlung herbeiführten. Der Stadteommandant eröffnete näm— 
(ih den eritaunten Comitémitgliedern, ‚daß die Generalverfamme 
lung in Köln nicht ſtatthaben dürfe, weil die Bevölkerung in 
fonfefftoneller Hinficht eine gemischte ? jei, und überdies die Kölner 
bei einer jolchen Veranlaſſung leicht aufgeregt werden fünnten, 
was zu verhindern ihm obliege‘; er erklärte zugleich, ‚es jei der 
Wunſch von namhafter Seite, daß das Comité die Verlegung 
derjelben‘, etwa nach Münfter, ‚veranlaffen möge. Auf die Er: 
widerung, ‚es ſtehe nicht in der Macht des Comités, die ge= 
wünſchte Verlegung zu bewirken, da diejes vielmehr von dem Vor— 
orte ausgehen müſſe; dab übrigen aber nicht abzufehen jet, warum 
in Köln verboten jein jolle, was in Münster ftatthaft erjchienen‘, 
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und es darum vorerſt die Enticheidung des Staatsminifteriums 
auf den Recurs wider was Verbot abwarten wolle, verficherte 
der Stadteommandant, ‚daß dieſe gewiß eine abjchlägige fein 
werde‘. Auch hob er noch weiter hervor, daß in Köln ‚die Geld- 
arijtofratie größtentheil3 proteſtantiſch oder jüdiſch ſeit, um das 
Verbot der katholiſchen Generalverſammlung in diefer Stadt zu 
rechtfertigen. Am 4. September eröffnete der Stadtcommandant, 
daß die Erlaubniß wohl ertheilt würde, wenn ‚der Cardinal, Erz: 
biſchof Geifjel bittend darım bei Sr. Majeſtät dem König ein- 
fommen würde. Das Comite wollte aber nicht als Gnade er— 
bitten, was es als Recht fordern fonnte. 

In der Hoffnung, daß die Sache fich zum beifern wenden 
würde, hatte das Comité über das Verbot der Generalverjamm- 
fung bisher nichts in die Deffentlichkeit gelangen laflen. Exit am 
28. Auguſt machte es durch die Tagespreife die Vorgänge be= 
fannt; allein bereits hatten viele Katholiken Deutſchlands Die 
Reife nah Köln angetreten. Sie mußten unverrichteter Sache 
die Stadt verlajien !. 

Der Zwilchenfall war mit den oben mitgetheilten VBerhand- 
(ungen nocd nicht zu Ende. Am 7. September ließ der Ober- 
präfident der Aheinprovinz, Freiherr dv. Kleiſt-Retzow, ein Mit— 
glied des Comités, Dr. Voſen, in jein Gaſthaus beicheiden und 
eröffnete ihm, das Verbot der Bolizeibehörde ſei berechtigt, da, 
‚wenn auch nicht alle, jo doch einzelne fatholijche Vereine, nament- 
(ih die PBiusvereine, gemäß ihren Statuten zu den politijchen 
Vereinen gerechnet werden fünnten‘, und außerdem ‚der Umstand 
maßgebend jei, daß die Verſammlung größtentheil® aus Aus— 
ländern beitehen jolle. Es könnte alfo ‚das preußiiche Vereins: 
gejeg vom 11. März 1850° hier feine Anwendung finden, da 
dasjelbe ‚ich jelbjtredend nur auf preußiiche Unterthanen beziehe‘. 
Doch wünjche der Mtinifter des Innern, daß ‚die Verſammlung 
in Köln unbehindert ftattfinde, weil die bisherigen Berfammlungen 
eine durchaus angemeſſene Haltung bewiejen hätten... wenn ihm 
die nöthige Bürgfchaft geboten würde, daß im derjelben nichts 
9.0.9, © 151. 
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vorfommen werde, was entweder die Ddiesjeitige Regierung ver: 
(eßen, oder den fonfeffionellen Frieden jtören könne. Würde der 
Erzbiſchof erklären, ‚daß er die Berfammlung wünjche und für 
das Unterbleiben jolcher Ungehörigkeiten einftehe‘, jo würde die 
Abhaltung der VBerfammlung geftattet werden. Das Comite möge 
alſo ‚Se. Eminenz um eine jolche Erklärung bitten‘. 

Auf diefe Bedingung fonnte das Comité begreiflich nicht ein- 
gehen, weshalb am 9. September das minifterielle Verbot der 
Berfammlung erfolgte. Das Comite machte hievon jogleich dem 
Gardinal Mittheilung. Der hohe Kirchenfürſt ſprach ſein „leb- 
haftes Bedauern‘ über das Verbot, zugleich aber ‚das Bertrauen‘ 
zu dem DBereine aus, ‚daß derjelbe durch das unerwartete Hinder- 
niß ſich nicht entmuthigt finden, jondern fortfahren werde, feine 
anerfennungswerthe Thätigfeit zur Belebung des katholiſchen Glau- 
bens und der fatholifchen Liebe in treuer Anhänglichfeit an die 
heilige Kirche und dadurch zur Förderung ihrer Wohlfahrt, Die 
auch zugleich die ficherjte Förderung der Wohlfahrt des Staates 
in ſich einjchließe, mit derjelben Wärme und derjelben bejonnenen 
Umficht, wie bisher auch fernerhin zu entfalten‘. Auch an den 
Oberpräfidenten v. Kleiſt-Retzow richtete das Comité ein Schrei: 
ben, um ihm ‚einige Aufklärungen und Berichtigungen hinfichtlic) 
des Sachverhaltes‘ zu geben. Ein Paſſus dieſes Schreibens joll 
bier eine Stelle finden. Bezugnehmend auf die Erklärung des 
Oberpräfidenten, daß die Beitimmungen des Vereinsgeſetzes vom 
11. Wär; 1850 auf die katholiſchen Vereine feine Anwendung 
finden, und dieſe ‚als etwas Außerordentliches möglicherweife durch 
die Berwaltungsbehörden verboten werden fünnten‘, weiſt genann- 
tes Schreiben auf die Thatſache hin, ‚daß eine ähnliche Verſamm— 
lung zahleeih von Ausländern befucht in Berlin unter dem Vor— 
fie des Herin Bethmann-Hollweg ohne alles Bedenken und irgend 
eine fremde Garantie abgehalten worden jei‘, weshalb das Comite 
auch ein Gleiches für den katholiſchen Verein beanfpruchen zu 
dürfen glaubte. ‚Am allerwenigiten‘, heißt es weiter, ‚konnte dem 
Comité einfallen, daß das katholiſche Köln, wegen feines verhält- 
nigmäßig geringen Bruchtheiles akatholiſcher Bevölkerung, hier für 
den umftatthaften Ort erklärt werden fünne‘. Zugleich ſpricht das 
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Comité die Hoffnung aus, daß die Regierung fünftig die Grund- 
Jäge der Parität aud auf die Katholiken in Amvendung bringen 
werde. 

Wenn die Meinung ausgeſprochen wurde, daß ‚die Hinder- 
niffe, welche der Abhaltung der Generalverfammlung in Köln 
entgegen waren, durchaus nicht principieller Natur‘ gewefen feien, 
jo ift dies injoweit richtig, als die Oppofition zunächft von der 
Ortsbehörde ausging; dagegen wäre es angefichts der Thatſache, 
daß der Oberpräfident der Nheinprovinz und ſogar das Staats- 
miniftertum jich mit diefer Sache befaßten, unrichtig, zu behaup— 
ten, daß ‚jene Hindernilje ihren Grund nur in den örtlichen Ver— 
hältniffen und in der oft jo leicht vorfommmenden beichräntteren 
Auffaſſung und Anficht untergeordneter Behörden‘ gehabt hätten. 

Das Comite Jette alsbald den Vorort Wien von diefen Vor- 
gängen in Kenntniß. Leider war wegen der jpäten Jahreszeit 
und der in einigen Städten Süddeutichlands herrichenden Epidemie 
die Abhaltung der VBerfammlung in einer anderen Stadt nicht 
mehr möglich. 


Auch im folgenden Jahre konnte die Verſammlung nicht in 
Köln abgehalten werden. Die immer noch herrichende Cholera: 
gefahr ließ es väthlich erjcheinen, überhaupt von einer Tagung 
abzufehen!. Erit im Jahre 1856 konnten die Abgeordneten des 
fatholiihen Vereins in Linz zufammen treten. Graf Heinrich 
D’Donnel führte den Vorſitz. Bon den gefaßten Beſchlüſſen jet 
nur die Beitimmung erwähnt, daß die Generalverfanmlungen in 
Zukunft vier Tage dauern, und daß ſämmtliche fatholiichen Ver— 
eine als Kunftverein, Bonifatius, Borromäus-, Gejellenverein ?, 
jowie ‚die Nedactionen aller irgend wie bedeutenden katholiſchen 
Blätter‘ und ‚jonjtige katholiſche Notabilitäten zur Theilnahme 
an der Generalverfammlung eingeladen, und ihnen Sit und 
Stimme eingeräumt werden follten. 


— — — 


May, General-Verſammlungen, ©. 101. 
Siehe unten Kap. 28. 
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—Die Generalverſammlung erklärte auch, daß der ‚eine Haupt— 
zweck der katholiſchen Vereine, der Kampf für die Freiheit der 
Kirche, nun in Wegfall komme, indem die kirchen-politiſchen Ver— 
hältniſſe in Deutſchland und namentlich in Oeſterreich durch das 
Concordat factiſch geordnet, oder von der legitimen Autorität, 
dem Episcopate entſchieden in die Hand genommen feien, und 
daß jetzt mehr der andere Zweck der Vereine, ‚die höheren Prin- 
cipien und die Anſchauungen der katholiſchen Kirche nad) allen 
Seiten hin ins Leben einzuführen‘, ins Auge zu fallen jei!. 
Aber man hatte ich bitter getäufcht. 

Nieder wurde Köln als Ort der nächſten Generaiverfamme 
fung bejtimmt. Um aber die Schwierigkeiten, welche die Abhal- 
tung derſelben bisher verhindert hatten, gründlich zu bejeitigen, 
wurde in Linz bejchlofen, eine Immediateingabe an Friedrich 
Wilhelm IV. zu richten und deſſen Erlaubniß zur eier der Ge— 
neralverfammlung naczujuchen. Man hoffte zuverfichtlich, die— 
jelbe zu erhalten, und jah deshalb von der Wahl eines weiteren 
eventuellen Ortes für diefen Zweck ab. Die Betition an den 
König von Preußen trägt das Datum vom 24. September 1856. 
Dasjelbe Geſuch erneuerte der Centralausſchuß des Severinus- 
vereins in Wien am 12. April 1857. 3 erfolgte feine Ant- 
wort. Nach mehreren Monaten richtete der Vorort zu Linz ein 
Schreiben an das geheime Gabinet des Königs und jpäter au das 
Miniſterium des Innern, um eine endliche Entjcheidung herbeizu- 
führen, und traf, als dieje bis Ende Mai 1857 nicht erfolgt war, 
die nothwendigen Vorkehrungen, um die Generalverfammlung in 
Salzburg abzuhalten. Am 10. August erfolgte endlich die könig— 
liche Genehmigung ?. Aber jetzt war es zu jpät. Es waren be- 
reits die Einladungen nad Salzburg erfolgt. Dort wurde die 
Berfammlung unter dem Präſidium des Legationsrathes Lieber 
vom 21.—24. September abgehalten. 


' Berhandlungen VIIL, 2717. 

Welche Anfichten in den höchſten Kreifen herrſchten, erhellt aus fol- 
genden Notizen des Generals v. Gerlach. Am 3. Juni 1857 ſchrieb er in 
jein Tagebuch: ‚Dem katholiſchen Verein in Köln will der König nur dann 
erlauben, fi) zu jammeln, wenn die Bijchöfe dabei find. Darüber find die 
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Die folgende Generalveriammlung konnte endlich in Köln 
Ttattfinden. Wiederum hatte die Polizei Anftände erhoben, welche 
die Zuſammenkunft ernftlih in Frage ftellten. Glücklicherweiſe 
wurden durch die Mtinifterialenticheidung vom 18. Mai 1858 die 
Hindernifje entfernt, und am 6. September fand die Eröffnung 
der Berfammlung ſtatt. Die Verhandlungen leitete AR HRIIE 
gerichtsrath Dr. Auguſt Reichensperger. ! 

65 waren nunmehr zehn Jahre, daß die fatholiichen Ver: 
eine ihre von reichem Segen begleiteten Verſammlungen veran- 
ftalteten. Wie hatte ſich unterdeilen die Lebenskraft des Katho- 
licismus in Deutjchland gejteigert, war das katholiſche Bewußtſein 
eritarft! ‚Weldy’ ſchöne Proben jegensreicher Thätigfeit hatte der 
durch die Revolutionsitürme wachgerüttelte deutiche Katholicismus 
jeit zehn Jahren nicht ſchon abgelegt! Immer und immer wieder 
hatten . die jährlichen Generalverfammlungen die Gemüther er: 
mutbigt, ſie aufgerichtet, den Katholiken ihren Einfluß und ihre 
Naht zum Bewußtſein gebracht, ihrer Thätigkeit neue Gebiete 
erichloffen, bejonders die weiten Gebiete der chriſtlichen Charitas.‘ ? 

Wenn bisher die katholiſchen Bereine, deren Gentralpunft 
die jährlichen Generalverfammlungen waren, den Kampf für die 
Freiheit der Kirche als ihre erjte und Hauptaufgabe betrachtet 
und demgemäß auch gehandelt hatten, jo trat diejelbe jet aus 
den ſchon in Linz angeführten Gründen und aus anderen UÜrjachen 
allmälig mehr in den Hintergrund, und die einzelnen Vereine 
wandten ihre Thätigkeit mehr der Pflege des religiöjen Lebens 
zu, befonders in Ausübung von Werfen chriftlicher Liebe, Verbrei— 
tung guter Bücher u. j. w., ohne damit ihren Hauptzwed aus 
den Augen zu verlieren. 


Minijter Raumer und Weitphalen aus dem Häuschen. ch hätte ihnen die 
Verfammlung in Köln ohne alle Umftände und Bedingungen gejtattet.‘ 
Und am 24. Juli 1857: ‚Weftphalen habe ich geantwortet: auch mir erjchte- 
nen, wie dem Könige, die Fatholiichen Vereine nicht gefährlid.‘ Siehe 
Gerlach, Dentw. IL, 517 und 520. 

Paſtor, A. Reichensperger, I, 388. 

” May, General:Verfammlungen, ©. 119. 
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In Folge deſſen mußte auch eine Umänderung der für die 
Generalverfammlungen feitgefeßten Geſchäftsordnung ftattfinden und 
zwar ſowohl hinsichtlich der Nechte der Theilnehmer an diejen 
Verſammlungen, als auch bezüglich der Gegenftände der Berhand- 
(ungen. Die Generalverfammlungen der verjchiedenen katholiſchen 
Vereine Deutichlands hatten eine andere Aufgabe wie früher. 
Sie ſollten jetzt weniger ‚bejchliegend und handelnd‘ auftreten, als 
vielmehr durch Belehrung und Anregung auf ihre Mitglieder ein- 
wirken. Sie hatten die Aufgabe, die Samenförner in die Herzen 
der Anweſenden auszuftreuen, welche von leßteren an ihrem Hei— 
mathsorte und in ihrer Umgebung weiter verbreitet werden joll- 
ten, um dort friich aufblühend reichliche Früchte zu tragen. 

Diefer Wahrnehmung hatten die Leiter der fatholifchen Be— 
wegung ſich nicht verjchloffen, und jchon auf früheren General- 
verfammlungen, namentlich aber in Köln, wurden einzelne Ab— 
änderungen der Gejchäftsordnung gemacht, welche mehr den neuen 
Berhältniiien Rechnung trugen. 

Auch die Folgenden Generalverlfammlungen repräſentirten 
weniger die zum Kampfe für die Freiheit der Kirche ins Leben 
gerufenen Piusvereine, die ſich theilweiſe ſchon aufgelöſt hatten 
oder in Vereine charitativer Natur umgewandelt worden waren; 
fie bildeten vielmehr einen Gentralpunft für alle Fatholiichen 
Vereine und überhaupt für alle ihrer Kirche treu ergebenen Ka— 
tholifen. 

Kach den Beltimmungen der Kölner Generalverfammlung, 
welche durch die jeterliche Einweihung der Marienjäule ! noch be- 
jonders ausgezeichnet worden war, jollte die nächite Verſammlung 
in Freiburg i. B. ftatthaben. Bon Seiten der badiichen Regie— 
rung fam man dem desfallfigen Erjuchen bereitwillig entgegen ; 
aber der ım Sommer 1859 ausgebrochene öjterreichiich-Franzöftiche 
Krieg in Italien drohte der Abhaltung ‚unüberfteigliche Hinder- 
nilje‘ entgegen zu ftellen. Der Friede von Billafranca bejeitigte 
jedoch diejelben und die Berfammlung konnte vom 12.—15. Sep— 
teınber ungeftört tagen ?. 


' Berhandlungen X, 138 ff. 
’ Als Präfident fungirte Graf Brandis. 
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Vom 24.— 27T. September 1860 traten die fatholiichen Ver- 
eine in Böhmens Hauptitadt Prag zufammen!. Der Erzbiſchof, 
Cardinal Fürft Friedrich dv. Schwarzenberg, und jeine Suffragane, 
die eben eine Provinzialiynode gefeierten hatten, erhöhten durch 
ihre Gegenwart den Glanz der Berfammlung. Die öffentlichen 
Vorträge wurden in deutjcher und böhmifcher Sprache gehalten. 
Die in der Nationalitätenfrage liegenden Schwierigkeiten wurden 
hier mit vielem Geſchick behandelt. ? 

Wenn die Verſammlung zu Linz die Hoffnung ausſprach, 
daß die kirchen-politiſchen Verhältniſſe in Deutfchland geordnet 
jeten, und damit ein Hauptzwed der fatholifchen Vereine in Weg: 
fall komme, jo bewiejen die Ereigniffe der folgenden Jahre, ins: 
beſondere die wüſten Agitationen gegen das üfterreichifche Con- 
cordat und die Conventionen mit Baden und Württemberg, das 
Gegentheil ? und Liegen alle einfichtsvollen Katholiken erkennen, 
daß es fich in erfter Linie wieder um den Kampf für die Freiheit 
und Autonomie der Kirche handele, und daß deshalb die Wieder: 
belebung der noch beitehenden und die Gründung neuer Vereine 
zu dieſem Zwecke an allen Orten ein unabweisbares Bedürfniß 
jet. Es wurde auch in Prag ein diesbezüglicher Antrag geitellt 
und angenommen. Der Antrag auf Gründung eines fatholischen 
Gentralblattes aber jand weder in Prag noch auf der General- 
verfammlung in München vom 9.--12. September 1861 die 
Zuftimmung der Anmwejenden. 

Die Berjammlung in leßterer Stadt war großartig. Der 
Ntagiftrat betheiligte ſich an derjelben in corpore, und auch die 
höchſte Staatsbehörde war durch die Minifter des Innern und 
des Cultus vertreten. Die öffentlichen Situngen fanden im Glas: 
palafte ſtatt. Das Präſidium führte Freiherr v. Andlaw. Auch 
Döllinger nahm an der Verfammlung theil und gab eine Erflä- 
rung ab bezüglich jeiner Vorträge im Odeon über die weltliche 
Herrichaft des Papftes, welche nicht ohne Grund vielfach Anſtoß 


' Die Berfammlung wählte den Grafen O’Donnel zum Präfidenten. 
> Näheres |. May, General:Berfammlungen ©. 132 ff. 
’ Siehe oben ©. 294 ff. 
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erregt hatten !. Die Beichlüffe der Münchener Generalverfamme 
(ung betrafen das Miſſionsweſen, die chriftliche Armenpflege und 
Kunſt u. ſ. w. Mit beſonderem Nachdrucke protejtirte die Ver— 
ſammlung gegen die ‚Beraubung des Kirchenſtaates‘, als einen 
‚Sottesraub‘ und ‚einen Frevel gegen die Freiheit der Kirche‘, 
und wider die ‚in jüngfter Zeit hervorgetretenen Agitationen gegen 
die mit dem apoftoliichen Stuhle abgeſchloſſenen Conventionen‘, an 
deren Stelle einfeitige Staatsgejege treten jollten. Zugleich legte 
te Verwahrung ein gegen die unmwahre und heuchleriiche ‚Beſchul— 
digung, daß die Fatholifche Kirche und ihre rechtmäßige Freiheit 
in Deutichland der nationalen Größe und Einheit, ſowie der bür- 
gerlichen Freiheit hinderlich Je‘ ?. 


sm Sahre 1862 fanden jich die Katholiken Deutſchlands in 
Nahen zuſammen, ‚am Grabe Karls des Großen, des Mannes, 
der, Schirmer der Kirche und des Papſtes, die deutſche Nation 
geeint und civilifirt und die Fudamente zu einem fait taujend- 
jährigen Reiche gelegt bat‘ ?. Die Berlammlung dauerte vom 
8. bis 11. September. Das Präſidium führte Graf dv. Brandis. 
Der wichtigste Beichluß derjelben war die Gründung einer freien 
fatholiichen Univerſität“. Außer zwei Bilchöfen wohnten auch 
mehrere hervorragende Katholiken aus Belgien der Verſammlung 
ın Aachen bei. 

In Sranffurt, wo vom 20. bis 24. September 1863 
Freiherr Wilderich v. Ketteler die Verhandlungen Teitete, kam 
namentlich die Hebung der katholiſchen Preſſe, die Wiederbelebung 
der Piusvereine und die Gründung eines Vereines ‚zur geeigneten 
Unterjtügung junger talentvoller fatholiicher Gelehrten und Lite 
raten‘ zur Sprade. Die Generalverfammlungen in Würzburg 
vom 12. bis zum 15. September 1864, und Trier, 10. bis 14. 
Sept. 1865, verhandelten die brennenden Fragen der Gegenwart, 


Verhandlungen XIIL, 155 f. 
° Verhandlungen XIII, 146. 
" Verhandlungen XIV, ©. V. 
' Siehe oben ©. 430 ff. 
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katholiſche Univerſität, Caſinos, beichloffen die Bildung eines katho— 
liſchen Broſchürenvereins, des Katharinenvereis u. ſ. w.! 

Wenn der Bruderkrieg v. J. 1866 auch das Band zwiſchen 
Oeſterreich und dem übrigen Deutſchland zerriß, ſo vermochte er 
doch nicht, ‚in den Katholiken deutſcher Zunge das Bewußtſein 
der Zujfammengehörigfeit zu trüben‘. Davon gab die Verſamm— 
lung in Innsbruck vom 9. bis 12. September 1867 Zeugniß. 
Wie die früheren, jo jprad auch die Generalverfammlung in 
Innsbruck, an deren Spike Dr. Lingens, ihre entjchiedene Miß— 
bilfigung über die Beraubung des heiligen Vaters aus, eiferte die 
Katholiken zur Entrichtung des Peteröpfennigs an, zollte dem 
Vorgehen des deutichen Episcopates ihre Bewunderung, proteftirte 
gegen die Trennung der Schule von der Kirche und fprad ihr 
herzliches Mitgefühl über die Leiden und Verfolgungen aus, 
welche die katholiſchen Polen ihrer Religion wegen von der ruſſi— 
Ihen Barbarei erdulden mußten. Speciell wurde noch das Apo- 
itolat des Gebetes empfohlen ?. 

Die Generalverfammlung zu Bamberg?, 31. Auguſt bis 
3. Sept. 1868, ernannte ein Gentralcomite ‚zur Organijation der 
katholischen Partei Deutjchlands‘, empfahl ‚die Gründung von 
fatholijchen gejelligen Vereinen‘ und legte wiederholt Proteſt ein 
gegen die Bedrüdungen der fath. Kirche, bejonders gegen die Ver: 
legungen der kirchlichen Rechte in Defterreih und Baden. 

Der Borichlag, das nächlte Jahr in Conſtanz zufammen zu 
treten, fand den Beifall der VBerfammlung; allein das Central: 
comite entichted ſich in Anbetracht der dortigen Verhältniſſe für 
Düfleldorf, wo die Generalverfammlung am 6. September 1869 
eröffnet und am 9. gejchloffen wurde. Der um die fatholijche 
Sache jo verdiente Fürſt Karl von Löwenſtein bejtieg unter 
(ebhaftem Beifalle den Bräfidentenftuhl, auf welchen ihn die all: 
gemeine Stimme erhoben hatte. Die Berfammelten bejchäftigten 
ſich mit der immer mehr in den Vordergrund tretenden joctalen 





An Würzburg führte Freih. dv. Moy de Sons und in Trier Freih. 
v. Andlaw den Borfiß. 

> Verhandlungen XVIII, 198, 

’ Präfident war Freiherr Felix v. Los auf Terporten, 
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Frage, zu deren gründlicher Crörterung eine bejondere Section 
errichtet ward, und gaben dem in Bamberg errichteten Gentral- 
comite eine neue Organijation und Beſtimmung. 





Nachdem wir die Gejchichte der Generalverfammlungen in 
ihren Hauptzügen dargeftellt haben, müſſen wir noch einige hier 
einichlagende Fragen in Kürze beiprechen. 

Es fann nicht in Abrede geitellt werden, daß alle General- 
verfammlungen ohne Ausnahme einen echt Fatholiichen Character 
an fi) tragen. Aus allen Reden Tpricht ſich die aufrichtige Liebe 
zur Kirche und die ungeheuchelte Treue gegen diejelbe aus. Die 
fatholtichen Sintereffen find Gegenitand ihrer Verhandlungen, das 
Wohl der Kirche ift das Ziel, welches fie erjtreben. 

Während aber die Theilnehmer diefer Zufammenfünfte unter 
der Devife: ‚Mein Name ift ein Ehrift, mein Zuname ein Ka— 
tholif‘, für die Nechte der fatholiichen Kirche entſchieden eintraten, 
waren fie weit entfernt, die Nechte anderer Confeſſionen anzus 
taften, zu verfümmern, oder in Zweifel zu ziehen. Ebenſo wenig 
wurde von den vielen nach Anlagen und Character jo verjchie= 
denen Rednern auch nur ein Sab ausgeiprochen, in welchen An— 
dersgläubige mit Necht hätten eine Beichtinpfung oder eine Krän— 
fung finden fünnen. Die gedruckten Verhandlungen liefern un— 
umftößliche Beweife hiefür. Die fatholiichen Generalverfammluns 
gen bilden in diefer Hinsicht einen ſcharfen Contraſt mit den Ver— 
jammlungen des Guſtav Adolph-VBereins, des Protejtantenvereins 
und des ſ. g. evangeliichen Bundes, deren vorzügliche Thätigkeit 
darin bejteht, mit Hintanfegung ihrer eigenen Angelegenheiten. die 
katholiſche Kirche, ihre Einrichtungen, ihre Orden und Prieſter 
und ihre Befenner in der unmürdigiten und gehälftgiten Weiſe 
anzufeinden, zu verunglimpfen und zu verleumden. 

Auch ihrer Stellung zur kirchlichen Hterardhie, zum Ober: 
haupte der Kirche und zu den Bilchöfen waren die Fatholiichen 
Generalverſammlungen ftet3 eingedent und gaben ihre Gefinnung 
durch ihre Adreſſen an den Papſt und die Biichöfe fund. Die— 
jelben widerlegen am beiten die hämiſche und unmwahre Beſchul— 
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digung !, die katholiſchen Vereine hätten in den Wirfungsfreis 
der Biſchöfe eingegriffen und eine Art Kivchenvegierung neben den 
von Chriſtus beitellten Organen erftrebt. 

Wie wenig dies der Fall war, beweilen die ausdrücklichen 
Erklärungen, welche von berufener Seite in dieſer Beziehung 
gegeben wurden. „‚Unjere Berjammlung‘, ſprach der Präfident 
der Wiener Generalverfammlung ?, ‚betrachtet ſich auch nicht im 
Entfernteiten als zu irgend einer, wenn auch noch fo Kleinen, 
oder noch jo indirekten Theilnahme an der Leiting der firchlichen 
Angelegenheiten berufen. In unbedingter Unterordnung unter die 
kirchliche Autorität, juchen wir lediglich nur uns zu belehren und 
gegenfeitig zu fürdern in Beziehung auf ſolche Gegenstände, welche 
von der Kirche und ihren gejeglichen Organen jeitgeftellt und 
angeordnet Find.‘ Denjelben Gedanken ſpricht Hofrath Buß auf 
derjelben VBerfammlung mit den Worten aus: ‚Die Aufgabe des 
fatholiichen Vereins it nicht, in das Gebiet einzugreifen, in 
welchem die Kirche jelber waltet, in das ıhr von Gott eingejeßte 
Negiment. Sie allein hat über den Glauben zu enticheiden, fie 
hat die Jurisdiktion zu üben; wir dagegen haben nur eine Pflicht, 
das iſt die Pflicht des Gehorjams.‘ 

Nicht minder erhellt die Unmahrheit dieſer Beichuldigung 
aus den Schreiben des Papſtes und der Bilchöfe, in welchen dieje den 
Beitrebungen der Ffatholiichen Vereine ihren vollen Beifall aus— 
sprechen und ſich jo wenig von denfelben in ihren Rechten be- 
einträchtigt fühlen, daß ſie vielmehr jchriftiich und mündlich be= 
ſonders in ihren Anjprachen an die Mitglieder der einzelnen 
Berjammlungen mit andern Worten das Zeugniß wiederholen, 
welches ihnen Biſchof von Ketteler auf der zweiten Verſammlung 
in Mainz feierlich und öffentlich ausgeitellt hat °. 

Wie jehr übrigens die Leiter der Generalverfammlungen 
auch jeden Schein eines Einmiſchens in den Gejchäftsfreis des 
Episcopates zu vermeiden bemüht waren, ift auch daraus erjicht- 
lich, daß ſie jeden Antrag zurückwieſen, welcher als Eingriff in die 





" Welche z. B. Friedrich, Geſch. des Vatic. Concils, ©. 236 ff. erhebt. 
? Verhandlungen VL, 61 und 83. 
- * Siehe ©. 541. 
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bijchöflichen Nechte gedeutet werden fonnte, und jeden Ausdruck be— 
richtigten, der irgend welcher Mißdeutung fähig war. 

Don der Bolitif hielten fic) die Generalverfammlungen fern; 
rein politifche Fragen wurden gar nicht verhandelt und dergleichen 
Anträge abgewiefen. Der von Hofrath Buß zu Wien ausge: 
Iprochene Grundjaß, daß ‚der Fatholtiche Verein nicht in das 
Gebiet einzugehen habe, auf welchem die Staatsgewalt ihre Zu: 
ſtändigkeit hat‘, wurde aufs genauefte beobachtet, und auch von 
feiner Seite ein begründeter Vorwurf erhoben, daß die fatholiichen 
Vereine auf das rein politifche Gebiet ſich verirrt hätten !. 

Die Bedeutung der fatholifchen Generalverfammlungen wird 
verjchteden beurtheilt. Zweifelsohne haben diejelben nicht geringen 
Nutzen geftiftet. ‚Das katholiſche Bewußtſein ift durch diefe Ver: 
jammlungen bei Wtanchen geweckt und gehoben worden; Fatholtiche 
Männer aus den verichtedenen Gegenden Deutichlands, von Nord 
und Süd, haben ich fennen gelernt und find ſich näher gefommen, 
jo daß dadurch auch ein patriotisches Element dem Unternehmen 
beiwohnt?* Auch als die Berfammlungen ihren urſprünglichen 
Zweck nicht mehr erfüllen konnten, blieben ſie doch immer noch 
von Wichtigkeit. Sie wirkten anregend und ermuthigend auf Die 
Geiftlichen und Laien, welche an denjelben Theil nahmen; ſie 
entflammten wieder den exrfalteten Eifer für die Sache der Kirche 
und übten auch einen heilſamen Einfluß auf das religiöje Leben 
der Diöcefe und der Stadt aus, in welcher fie abgehalten wurden. 
Auch die Gegner verfannten die Bedeutung diejer VBerfammlungen 
nicht; die afatholische Preife, weit entfernt, fie vornehm zu igno— 
viren, nahm ausführliche Berichte über die Verhandlungen auf, 
und jelbit die Regierungen verhielten fich nicht gleichgiltig. 

Eine größere Bedeutung erhielten die Katholifenverfamm: 
lungen während des unfeligen ‚Gulturfampfes‘; auch wurde jekt 
ihre Aufgabe theilweije eine andere. Es galt jeßt vornehmlich 
die Reclamirung der jo jehr bedrohten und zum Theil falt ver- 
nichteten Freiheit der Kirche und die MWiedererlangung der ihr 


' Siehe Verhandlungen V, 133; VI, 172; XVI, 156. 
° Berhandlungen XI, 17. « 
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jo Ihmählich entriffenen Rechte, wofür die fatholiichen Vereine 
jo mannhaft eintraten, ohne die gejeglichen Schranken zu über: 
ſchreiten. 


Achtundzwanzigſtes Kapitel. 


Das religiöſe Leben. Synoden. Prieſterexercitien und Volksmiſſionen. Verhalten der 
Regierungen. Die katholiſche Preſſe und die Vereine. Der Borromäus- und der Bonifa— 
tiusverein. Der Geſellenverein. Die St. Michgelsbruderſchaft. Das Bonifatiusjubiläum 
in Mainz. Die ‚Zeihen der Zeit‘ von Bunfen. Die falihen Neformbeitrebungen. 
Eritarfung des katholiſchen Bewuhtjeins in Deutjchland. 


Nachdem die Schranfen, welche die abjolutiftiich-firchenfeind- 
lihe Staatsgewalt der Wirkjamfeit der katholiſchen Kirche in 
Deutichland gezogen hatte, weggefallen waren, nahm das religiös- 
firchliche Leben einen neuen Auffchwung. Zur ordentlichen Seel— 
jorge, welche nun mit größerer Freiheit ausgeübt werden fonnte, 
fam noch eine außerordentliche für Geiftliche und Laien. Letztere 
beitand vornehmlich in der Abhaltung von Priejtererercitien und 
Volksmiſſionen. Beider Mittel bedienten ſich die firchlichen Ober: 
hirten, um auf Klerus und Volk vegenerirend einzumirfen. In 
einzelnen Theilen Deutjchlands hatten ſchon früher Exercitien und 
Miſſionen jtattgefunden; aber exit jetzt konnte dies in größerem 
Maßſtabe geſchehen. 

Nach dem Beſchluſſe! der Würzburger Biſchofsverſammlung 
ſollten zur religiös-ſittlichen Hebung der Geiſtlichen und des katho— 
liſchen Volkes zunächſt Provinzial- und Diöceſanſynoden gefeiert 
werden, deren Beſchlüſſe der in Ausſicht genommenen National— 
ſynode theilweife als Unterlage dienen fünnten. Die Zeitverhält- 
nilfe ermöglichten die Abhaltung eines deutjchen Nationalconcils 
feider nicht; wohl aber fanden einige Provinzial: und Diöceſan— 
ſynoden ftatt. Unter denjelben nimmt das Kölner Provinzial: 
concil 2 1860 unter dem Cardinal-Erzbiſchof dv. Geiſſel unftreitig 
den erften Rang ein. Auf demjelben waren außer den Compro— 
vinzialbiichöfen ausgezeichnete Theologen und Canoniſten zugegen. 


Sitzung 21ff. Colleet. Lac. V, p. 10665q4. Vering, Ardiv, 
Bd. 22, ©. 372 ff. 


? Acta et Decreta Concilii provineiae Coloniensis. Colon. 1862. 
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Die Beichlüffe der Synode zeichnen ſich Durch dogmatiſche Klarheit 
und Präciſion aus, und geben jowohl der Liebe der Verſammelten 
zur Kirche wie ihrem Eifer für das wahre Wohl ihrer Diöce- 
janen ein glänzendes Zeugniß. Dasſelbe läßt ji) den Theil- 
nehmern der Provinzialiynoden zu Wien 1858 und Prag 1860 
ebenfalls nachrühmen!. Für die Didcefe Paderborn veranftaltete 
Biichof Martin 1867 eine Didcejanjynode ?. 

Ueber den tiefen Eindrud, welchen diefe Diöcefanjynode bei 
den Theilnehmern hervorrief, berichtete damals der ‚Katholif : 
‚Manche Priefter waren mit dem Gedanken zur Synode gefom- 
men, daß fie doch eigentlich hier eine ziemlich überflüjfige Rolle 
ipielen würden, daß, da ja der Biichof allein zu bejchließen habe, 
fie allenfalls nur vorhanden ferien, um ihr Placet auszujprechen. 
Andere jahen, indem fie an den im Pontificale vorgejchriebenen 
Ritus dachten, in der Synode eine bloße, vielleicht jogar lang- 
werlige Feier. Aber Schon nach Verlauf des eriten Tages waren 
alle die Vorftellungen berichtigt. Die erhebenden Geremonien, die 
geistige Weihe, welche auf der ganzen Verſammlung lag, der freie 
Austauſch der Anfichten, den der Oberhirt in feiner liebenswür— 
digen Weiſe Allen gewährte, zum Beginne die erhebende Pro- 
fessio fidei, die väterlichen Worte des ehrwürdigen P. Debarbe 
und zum Schluffe die erhebende gemeinjchaftliche Communion: — 
alles diejes wirkte jo hinreißend auf die Meitglieder der Synode, 
daß die großen Anftrengungen, welche die drei Tage zu wirklichen 
Strapazen machten, vergefjen waren, und fich Viele zu dem Wun— 
he erhoben, es möchte die Synode noch länger dauern und djter, 
wo möglich in jedem Jahre, wiederholt werden.‘ ? 

Trotz des guten Willens der Bilchöfe jcheiterte doch die 
regelmäßige Abhaltung von Synoden an verjchiedenen, theils in 
äußeren Berhältniffen, theils in der Sache jelbft gelegenen Schwie: 
rigfeiten. Dafür wurden aber die ebenjo wichtigen und von den 
Biſchöfen in Würzburg ‚einstimmig‘ empfohlenen ‚geiftlichen Exer— 
citien‘ in den nächſten Jahren faſt in allen Bisthümern gehalten. 
' Collect. Lacens. V, 121 sqq.; 384 sqq. 
’ Stamm, Biihof Martin I, S. 110 ff. 
’ Katholit 1867 II, ©. 617. 


Priejterexereitien und Volksmiſſionen. 561 


Hohe Verdienſte erwarb ſich als Erercitienmeifter der jpätere 
Domherr und Präjes des erzb. Seminars in Köln, Dr. Weithoff. 
Seine Ererceitienvorträge beruhten ganz auf dem Erercitienbüchlein 
des hl. Ignatius von Loyola. Außer ihm betheiligten ſich noch) 
andere Welt: und Ordensgeiftliche, wie die Redemptoriften und 
die Mitglieder des Ordens vom hl. Franzisfus von Aſſiſi, an 
diefem heiliamen Werfe. Später wurde die Abhaltung von 
Prieſterexercitien faſt ausjchließlich in die Hände der Jeſuiten ge— 
legt, welche durch ihre ganze Erziehung biezu vornehmlich geeignet 
find. Die wohlthätigen Wirkungen der Exercitien waren unver: 
fennbar. Die geijtige Wiedererneuerung der Seellorger war zu: 
gleich von den heilſamſten Wirkungen für die ihrer Hirtenforgfalt 
anvertrauten Gläubigen und für die Pflege und Hebung des relt- 
giöſen Lebens in den einzelnen Pfarreien. 

Was die Erereitien für den geiftlichen Stand find, das find 
die Miſſionen für das katholiſche Volk. Sie find eine Art 
außerordentlicher Seelſorge. Wie im alten Bunde das Prophe- 
tenthum neben dem levitischen Prieſterthum in außerordentlicher 
Weiſe an der Erneuerung des vielfach geichwundenen religtöjen 
Sinnes und Lebens des iöraelitiichen Volkes arbeitete, und wie 
in den chriftlichen Sahrhunderten von Gott berufene Männer, 
Welt: und Oxdensgeiftliche, denjelben Zwed verfolgten, jo haben 
auch die Volfsmiffionen die wichtige Aufgabe, die geordnete Seel- 
jorge zu unterftügen, das religiös-fittliche Leben der Angehörigen 
einzelner Pfarreien zu fördern und zu befeftigen, oder, wo das— 
jelbe ganz oder theilweife erloſchen ift, neu zu weden. Miſſionen 
jtehen deshalb nicht im Gegenfage zur ordentlichen Seelſorge, noch 
weniger find fie ein Eingriff in die firchlichen Rechte der Pfarrer; 
fie gehen vielmehr Hand in Hand mit den Seelforgern der ein- 
zelnen Gemeinden und leiften ihnen die trefflichiten Dienite. 

Aus dem Begriffe und der Aufgabe der Volksmiſſionen ergibt 
fich deren Nothwendigkeit. Wie die geiltige Wiedererneuerung 
von Zeit zu Zeit für den Geiftlihen Bedürfniß ift, To jmd auch 
die Volksmiſſionen für alle, auch die gutpaftorirten Pfarreien 
höchſt erſprießlich. Geradezu nothwendig aber ift die Abhaltung 
jolcher Miffionen in Pfarreien, wo das gläubigsreligiöfe Leben 


Brück-Kißling, Geich. d. kath. Kirche im 19. Jahrh. III. 2. Aufl. 36 
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mehr geichwunden, Indifferentismus und jittliche Erſchlaffung ein- 
getreten find. Hier genügt die gewöhnliche Vaftoration nicht mehr; 
es bedarf außergewöhnlicher Mittel, um das erftorbene Glaubens- 
(eben neu anzufachen. Die Anficht, ‚daß es beijer jei, auf dem 
Wege der ordentlichen Seelſorge allein die Herzen der Menſchen 
allmälig wieder für die Religion zu gewinnen und namentlich in 
der Jugend Für die Kirche eine nene bejfere Generation heranzu— 
ziehen, als ſolche ungewöhnliche, dem Zeitgeiſte anftößige, raſch 
und gleichjam gewaltſam wirkende Meittel, wie die Miſſionen, 
anzumenden‘, tft, wie der SKatholif ! jehr richtig bemerft, ‚eine 
große, höchſt verderbliche Täuſchung‘. Leider ließen ſich auch 
einige eimlichtövolle und angejehene Geiftliche ? von diejer irrigen 
Anſchauung beherrichen und ſprachen ſich gegen die Volksmiſſionen 
aus. Weniger aber war es diefer Widerſpruch, als das aus— 
drückliche Verbot einzelner deutjchen Regierungen, welche die Ab- 
haltung von Bolfsmilfionen vor dem Jahre 1848 unmöglich 
machten. 

Die in Würzburg verfammelten deutſchen Biſchöfe unterzogen 
diefen wichtigen Punkt einer eingehenden Berathung ?. Bilchof 
Blum von Limburg ftellte den Antrag, die Berfammlung jolle 
ſich gemeinſchaftlich Für die Nützlichkeit und die Vortrefflichkeit 
der Volksmiſſionen ausjprechen, und wünſchte ‚die Errichtung einer 
eigenen Gongregation von Weltpriejtern‘ für deren Abhaltung. 
Gegen dieſe Anträge wurden bejonders zwei Bedenken erhoben, 
der etwaige Widerjpruch der Regierungen gegen die Gründung 
einer Songregation von Miſſionsprieſtern und ‚die im nördlichen 
Deutjchland gegen die Volksmiſſionen herrſchenden VBorurtheile* *. 
Auf diefe Bedenken erwiderte Döllinger, ‚wenn die Kirche wieder 
zu der ihr gebührenden Stellung gelangen jolle, fünne das nur 
durch außerordentliche Mtittel, vor Allem durch die Volksmiſſionen 
errungen werden. Das fatholifche Deutjchland jolle darum nicht 
hinter allen anderen fatholiichen Nationen zurücbleiben. Die 


' Sahrg. 1850 I, ©. 371. 

Ruland, Der fränfiiche Klerus u. die,Redemptoriften. Würzb. 1846. 
Sitzung 25. Collect. Lacens. V, p. 1087 sqq. Vering, Bd. 22, ©.430ff. 
* Collect. Lacens. V, p. 1087. Bering, ©. 430. 
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deutſchen Prälaten mögen fich vereinigen, um gemeinfam für ganz 
Deutjchland ein Inſtitut, durch welches die Abhaltung von Volks— 
mifftonen ermöglicht und gefichert jei, zu gründen‘. Um das 
gegen eine öffentliche Erklärung erhobene Bedenken nieder au 
ſchlagen, erklärte der Redner, ‚es handele fich hier nur darum, 
den desfallſigen guten Willen der Prälaten auszufprechen; es ſei 
nicht nothwendig, daß man diejes öffentlich verfündige, eine ge: 
meinſame Abjprache genüge‘. ‚Uebrigens‘, fährt ev weiter fort, 
‚werde die Nothwendigkeit der Volksmiſſionen allgemein gefühlt, 
er fenne faum einen einigermaßen intelligenten Kleriker, welcher 
nicht einjehe, daß die bisherigen Kräfte und Mittel nicht aus- 
reihen, um die Aufgabe der Kirche in der Gegenwart zu löſen. 
Wenn daher der Episcopat in diefer Beziehung nichts thäte, To 
würde ein bitteres Gefühl der Täufchung eintreten.‘ Die Bejorg- 
niß eines Widerjpruches von Seiten der Negierungen weift er mit 
den Worten zurüd, daß die Staatsbedenklichfeiten bald verjchwin- 
den, und die Kegterungen ‚wohl bald fich freuen würden, wenn 
dem Volke Miſſionen gehalten würden‘. 

Nach längeren Debatten famen die Bijchöfe überein, in ihre 
Anſprache an den Klerus folgende öffentliche Erklärung aufzuneh- 
men: ‚Der Episcopat erklärt, daß die Vollsmiſſionen nüglich und 
in gegenwärtiger Zeit höchſt wünjchenswerth find, um das er- 
ichlaffte Firchliche Leben wieder zu erwecken.‘ 

Wenn Döllinger die Erwartung ausſprach, daß die deutichen 
Negierungen jelbjt die Abhaltung von Volksmiſſionen mit Freu: 
den begrüßen würden, jo täujchte er ſich nicht. Das erſte Land, 
deflen Regierung die Milfionäre mit offenen Armen empfing, war 
das Großherzogthum Baden. Hier hatte jeit einer Reihe von 
Sahren das gottlofe Staatsfirchenthum unter dem Schuße der 
Negierung fi) am üppigiten entfaltet, aber auch die giftigiten 
Früchte getragen. Die Untergrabung der Fundamente der Kirche 
führte vajch zur Unterminirung der Grundfeite des Staates. Der 
firchliche und ftaatliche Radicalismus wirkten vereint am Werfe 
der Zerftörung, ohne von Seiten der verblendeten Staatslenker 
auf Widerjpruch zu ftoßen. Alle Bemühungen des greifen Erz— 
biichofes, dem immer mehr unter Klerus und Volk einveigenden 
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Verfall zu jteuern, murden don der Regierung vereitelt. Sogar 
die Abhaltung von Volksmiſſionen, eine rein geiftliche, das Ge— 
willen berührende Sache, war von Regierungswegen verboten. 
Anders geitalteten ſich die Verhältniffe, als die Mine explo— 
Dirt war umd die Anarchie die Oberherrichaft in Baden erlangt 
hatte, während Großherzog Leopold das Brod der Verbannung 
effen mußte. Diejes drastische Mittel öffnete den badiichen Staats— 
männern die Augen. Ste erkannten die Nothiwendigfeit der Reli- 
gion auch für das Wohl des Staates an. Schon am 4. Januar 
1849, alfo noch vor der Kataftrophe, hatte Großherzog Leopold 
an Erzbiichof v. Vicari gejchrieben: ‚Sch kann nur lebhaft wün— 
chen, daß der katholiſche Klerus meines Landes e3 jich vecht eif- 
rig angelegen fein laſſen möge, dem rühmlichen Beiſpiele jeines 
würdigen Oberhirten folgend, auf Wiedererwefung und Befefti- 
gung echt veligiöjen Sinnes hinzuwirken t* Nachdem aber der 
Aufſtand niedergeworfen war, durften die bisher unterfagten Volfs- 
miſſionen abgehalten werden. Bon verichtedenen Seiten liefen 
jegt Bittgefuche um Miſſionen beim Erzbiſchofe ein, deren Unter- 
zeichner zu den angejeheniten Männern gehörten und theilweije 
hohe Staatsitellen befleideten ?. In den Städten wie auf dem 
Lande wurden, meistens von Jeſuiten, Volksmiſſionen abgehalten. 
Der Erfolg übertraf alle Erwartungen. Die Kirchen fonnten die 
Menge, welche von allen Seiten herbeifam, nicht faſſen; an vielen 
Orten mußten die Vorträge im Freien abgehalten werden. Die 
Ordnung war mufterhaft, was auch die Regierung anerkannte ®. 


' Maas, ©. 19. 

° Die Karlsruher Miffionspetition war unterzeichnet vom Kriegsmini— 
ter v Roggenbach, Generallieutenant dv. Laſſolaye, Generalmajor Graf dv. Lei— 
ningen=Billigheim, den Geh. Neferendären dv. Gulat, Junghanns und Kirche 
geßner, den Minifterialräthen Preitinari und dv. Pfeuffer, Baudirector Hübſch, 
Baurath Dr. Bader, Regierungsrath Bär u. a. Solche Bittgefuhe wurden 
mehrfach von Proteftanten unterzeichnet. —J S. 194; Duhr, Jeſuiten— 
Miſſionen, ©. 65 ff.) 

’ Die Regierung des Seekreiſes — in ken Erlaſſe vom 26. April 
1850, Nr. 7996 die Bezirksämnter auf, ‚die Anordnung zu treffen, jeder 
Störung in den Miffionsverfammlungen vorzubeugen, bei welden... ein 
religiösefittlicher Geift, Ordnung and gejeßliches Verhalten an den Tag ge= 
legt‘ worden jeien. (Maas, ©. 195 f.) 
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Ueber die erſte badijche, in Sädingen (November 1849) abge- 
haltene Miſſion jchrieb ein Berichterftatter der Liberalen ‚Karls— 
ruher Zeitung‘: ‚AS ich mich Säckingen näherte, war ich erftaunt 
über die Schaaren von Pilgern, die von allen Seiten herbei- 
jtrömten, und das bunte Gemiſch der mancherlei Trachten zeigte 
mir, daß fie von nah und fern, obgleich nirgends öffentlich dazu 
eingeladen worden war, aus allen Gegenden des Schwarzwaldes, 
des Rheinthales, des Oberlandes, der Seegegend, der Schweiz 
und des Elſaſſes, — aus allen Ständen, hohen wie niederen, 
manche wohl 20— 30 Stunden weit, herbeigefommen waren. Viele 
fanden in dem gaftlichen Städtchen fein Obdach und mußten auf 
den benachbarten Dörfern übernachten. Welch’ ein Unterſchied 
zwilchen jeßt und vor ſechs Monaten! Wohl mochten die trau: 
rigen Erfahrungen diejes Jahres auch manche, die ſonſt der Lock— 
ftimme der großbärtigen Menjchenbeglüder gefolgt waren, ent- 
täuscht und für den wahren Weg des Heiles empfänglicher ge- 
macht haben... Alle Vorträge bewegten jich ausichlieglich inner- 
halb des religiöjfen Gebietes; von Politik auch nicht ein Wort. 
Die Wahrheiten waren jcharf wie ein zweilchneidiges Schwert, 
aber die Liebe, die fie vortrug, war das lindernde Del und ges 
wann die heillam Erichütterten und DBerwundeten. Davon über: 
zeugten auch die Beichtitühle, die von 4 Uhr morgens bis abends 
9 Uhr von Maſſen Büßender jo umlagert waren, daß troß der 
großen Anzahl von Beichtvätern (33) viele Beichtende mehrere Tage 
lang harren mußten, bis fie zum Sündenbefenntnifje famen. Ja, 
an einem einzigen Tage (Freitag) wurde mehr ala 2200 ‘Ber: 
jonen das heilige Abendmahl gereicht t.‘ 

Während in Baden die Volfsmijfionen ? bis zum Erlaß des 
Gejeßes vom 2. April 1872 ungeftört fortgeſetzt werden fonnten, 
stießen fie in Bayern auf Schwierigkeiten von Seiten der Regie— 
rung. Die Verhandlungen wurden in der Didcefe Speyer eröff— 
net. DVeranlaffung war die Verwendung von Jejuiten als Miſſio— 

' Duhr, Jeſuiten-Miſſionen, ©. 5 f. 

? Meber die Erfolge der Miffionen fiehe den erzbiichöflichen Hirtenbrief 
vom 2. Februar 1851. 

Remling, Biſchoſ Weis I, ©. 185 if. 
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näre. Anfangs hielten Didcefanpriefter die Miſſionen ab, da aber 
deren Kräfte auf die Dauer unzureichend waren, wandte ich 
Biichof Weis an die Nedemptoriften, und als diefe vorläufig ab- 
lehnten, an die Mitglieder der Geſellſchaft Jeſu. Dieje jagten 
bereitwillig ihre Hilfe zu. Die erſte Miſſion jollte auf Pfing- 
ten in der Biſchofsſtadt jelbit ftattfinden. Kaum hatte die Re— 
gierung der Rheinpfalz bievon durch die Zeitungen Kenntniß 
erhalten, jo wandte jte fih an den Biſchof um Aufklärnng mit 
der Erklärung, daß eine folche außerordentlihe Anordnung nur 
mit fömglicher Genehmigung getroffen werden könne. Das 
biſchöfliche Ordinartat erwiderte mit Beftätigung der Richtigkeit 
jener Nachricht, daß die Abhaltung von Volksmiſſionen eine ‚rein 
firchliche Angelegenheit‘ jet, deren ‚Nützlichkeit und Nothiwendigfeit 
in eimer dem Chriftenthum jo vielfach entfremdeten und feindjeli- 
gen Zeit, von Allen, welche die göttliche Ordnung in Kirche und 
Staat aufrecht erhalten wollten, beinahe einſtimmig anerkannt 
merde‘. Die verlangte Genehmigung wurde nicht eingeholt, und 
die Miſſion unter großer Betheiligung abgehalten. 

Dur diefen und ähnliche Vorfälle veranlakt, erjchten am 
20. Juni 1851 ein Minifterialvefeript, wodurch die geiftlichen 
Behörden verpflichtet wurden, bei Anordnung aller nicht gewöhn— 
lichen kirchlichen TFeterlichfeiten und Andachten der weltlichen Be— 
hörde vorgängige Anzeige zu machen; auch wurde die Erlaubniß. 
der Berufung von Geiftlichen, welche einem im Lande nicht reci= 
pirten Orden angehören, oder das bayerische Indigenat nicht be= 
lien, zur Vornahme außerordentlicher Firchlicher Feierlichkeiten von 
der Enticheidung des Königs abhängig gemacht. Dieje Verfügung. 
war in eriter Linie gegen die Jeſuitenmiſſionäre gerichtet. 

Der Biſchof von Speyer, welcher in einer Eingabe an König, 
Wear II. vom 24. Juli 1851 die Nothwendigfeit der Volksmiſſio— 
nen nachwies, war bemüht, ein gemeinjchaftliches Auftreten feiner 
Mitbiichöfe gegen obiges, die Rechte der Kirche verlegendes Re— 
jeript und damit deilen Zurücnahme oder Abänderung zu eriwir- 
fen; allein der bayeriiche Episcopat wollte vorerſt noch von einer 
gemeinichaftlichen ingabe abjehen. Dagegen erhoben einzelne 
Bilhöfe Einſprache. Das Miniſterium verhielt fich diefen Kund— 
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gebungen gegenüber jchweigend. Einzelne Minifter zeigten Bereit: 
willigteit, die bijchöflichen Vorftellungen zu berückſichtigen, fanden 
aber Widerjpruch, und die Verordnung blieb beitehen. 

Am 6. September 1851 erhielt Biſchof Weis eine ableh: 
nende Antwort des Königs Mar II. auf jeine Eingabe vom 
24. Suli!. Da in diefem, übrigens freundlichen Schreiben ‚der 
Standpunkt der Staatsverfaflung‘, d. h. des |. g. zweiten Edictes 
bejonders betont ward, jand jich der Biſchof genöthigt, mit Bezug 
auf die Freiſinger Denkſchrift von 1851 die Berechtigung ſeines 
bisherigen Berfahrens darzuthun. Er erklärte insbejondere, dar 
die bayerifchen Biſchöfe die zweite Verfaſſungsbeilage, als im 
Widerſpruche mit dem Concordate ftehend, nie anerfannt hätten 
und auc nie anerfennen würden. Zugleich wiederholte der Bilchof 
jeine Bitte um Aufhebung der Neinifterialverordnung vom 20. Juni 
und berief jich hiebet auf das Beiſpiel des proteftantijchen Preußen, 
wo ‚jeßt gerade das umbehinderte und jegensvolle Wirken der 
durch die Jeſuiten und Redemptoriſten abgehaltenen Miſſionen in 
das hellite Licht getreten jei, und gerade auch von der Staats: 
gewalt gewürdigt werde‘. Beide Actenſtücke, das königliche Schrei- 
ben und die biichöfliche Antwort, wurden am 16. September durch 
Biſchof Weis dem Gejammtepiscopate Bayerns zugejandt. In— 
zwilchen hatten weitere Volksmiſſionen jtattgefunden. Die bijchöf: 
liche Behörde machte nur die Anzeige, die fünigliche Genehmigung 
wurde nicht eingeholt. 

Eine fünigliche Entjebließung ? vom 14. Februar 1852 ges 
itattete zwar vorläufig und in widerruflicher Weiſe die Abhaltung 
von Mifftonen durch die Jeſuiten in der Rheinpfalz, ſprach aber 
die Erwartung aus, daß der Biſchof von Speyer von der Bern: 
fung der Jeluiten Umgang nehmen werde, Tobald ihm Redemp— 
toriften oder andere Miffionspriefter des Inlandes zur Verfügung 
ſtünden. Aehnliche Entjcheidungen gingen auch den Biſchöfen ans 
derer Didcejen zu. 


1 Sie fteht Remling, ©. 192. Die Actenſtücke betreffs der Jeſuiten— 
miffionen in Bayern find jeßt volljtändiger abgedrudt in Duhr, Jeſuiten— 
Miffionen ꝛc. ©. 81, 84, 88, 106, 107 u. ſ. f. 
’ Remling, ©. 19. 
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Der eigentliche Zwed der königlichen Entichliegung, deren 
Urjachen in der Abneigung des Hofes gegen den Sejuitenorden, 
in Borurtheilen und in Verdächtigungen ſeitens der Firchenfeind- 
lichen Preſſe zu juchen find, war die Ausſchließung der Jeſuiten 
von den Miffionen. Um den Bilchof von Speyer zu bewegen, 
diefem Wunfche des Monarchen mit möglichiter Bereitwilligfeit 
entgegen zu fommen, wandte ſich Gultusmintjter Ringelmann in 
einem PBrivatichreiben an denjelben. An andere Bilchöfe richtete 
er ähnliche Schreiben. Der Widerfpruc gegen die Jeſuitenmiſſio— 
nen jcheint übrigens mehr direct von der Krone, als von der 
Staatsregierung ausgegangen zu jein. Ber aller Abneigung gegen 
den Orden erkannte man doch in den höchſten Regierungskreiſen, 
daß das fatholische Bayern gegen ‚die Lebensſtrömung der fatho- 
liſchen Kirche in ihren verjchiedenen Institutionen‘, alfo auch gegen 
die Jeſuitenmiſſionen, ‚ſich nicht abiperren‘ fünne. Doch hoffte 
man allmälig das Ziel erreichen zu fünnen. Am 8. April 1852 
erging eine weitere fünigliche Entichließung an die Bilchöfe des 
Königreiches jenjeits des Nheines, daß ‚Seine königliche Majeſtät 
die Abhaltung der Miffionen durch ausländische Prieſter bis zum 
Ende des Monats Oktober I. J. allergnädigit zu genehmigen, 
zugleich aber dem königlichen Staatsminiftertum für jeden einzel- 
nen all allerunterthänigite Antragftellung anzubefehlen geruht 
hätten‘. Dem Bilchofe von Speyer wurde von diefer Entjchlie= 
Bung Kenntniß gegeben. 

Die Volksmiſſionen wurden auch in den übrigen Bısthümern 
des Königreiches abgehalten und brachten überall die herrlichiten 
Früchte. Einzelne Prälaten, unter ihnen auch Biſchof Richark 
von Augsburg, welche ſich früher gegen die Miſſionen ausge: 
Iprochen hatten, wurden gänzlich umgeltimmt und im begeifterte 
Lobredner derjelben umgewandelt. Außer den Jeſuiten bethei= 
ligten ji an der Abhaltung die Nedemptoriften und die Mitglie— 
der des Ordens vom hl. Franzisfus von Aſſiſi, an einzelnen Or: 
ten auch Weltgeiftliche. 

Die Schönen Nejultate, welche die Jeſuitenmiſſionen erzielten, 
vermochten leider nicht, das Mißtrauen und die Abneigung des 
Hofes zu entfernen. Es kam bejonders in der Didcefe Speyer zu 
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neuen Erörterungen zwiſchen dem Bifchofe und der Regierung 
über dieſen Punkt. Im Anfange des Jahres 1853 ſollte eine 
Miſſion in Pirmaſens durch Jeſuitenpatres ſtattfinden. Am 
20. Dezember 1852 machte das biſchöfliche Ordinariat der Kreis— 
regierung hievon Anzeige. Dieſe hielt ſich jedoch ‚verpflichtet, die 
benannte Miſſion nicht zuzulaſſen, jo lange nicht Seine Majeftät 
der König hiezu die allerhöchite Bewilligung ertheilt habe‘, und 
ſprach die Erwartung aus, der Biſchof werde nicht das Beifpiel 
der Mißachtung der Gejege geben. Der kirchliche Oberhirt ver- 
theidigte jowohl der Landesregierung der Pfalz wie auch dem 
Minijterium gegenüber jein Necht, Bolfsmiffionen ohne königliche 
Genehmigung abhalten zu laſſen, und trat hierüber in Correſpon— 
denz mit dem Gultusminifter v. Zwehl, die aber wegen des ent- 
gegenjegten Standpunftes der beiden MWürdenträger zu feinem 
Endrejultate führte. Doc wurde zulegt vom Staatsminifterium 
der Beihluß gefaßt, daß der Miſſion in Pirmafens ‚ein Hinder: 
niß nicht entgegen zu jtellen jet‘, da ‚die allerhöchite Entjcheidung 
Sr. Majeſtät des Königs wegen deſſen Abweſenheit in Stalien 
nicht erhalten werden könne‘. Damit war diefe Sache friedlich 
geichlichtet. 

In den folgenden Jahren wurden die Volksmiſſionen in allen 
Theilen des Königreiches ohne bejondere Beläftigung durch die 
Regierung abgehalten. Nur die Jeſuitenmiſſionen stießen fort— 
während auf Hindernilfe. Um diejelben noch mehr zu erjchweren 
und wenn möglich ganz zu verdrängen, machte das Staatsmini— 
iterium deren Abhaltung von einem Gutachten des Gemeinde: 
rathes der Pfarrei, in welcher eine ſolche Miſſion ftattfinden 
jollte, abhängig. Gegen dieje gehäfltge und ungerechte Maßregel 
richteten die bayeriichen Bilchöfe 1868 eine gemeinjchaftliche Vor: 
ftellung an den König, fanden aber feine Berückſichtigung. 

Welche Stellung die preußiſche Regierung bezüglich der Ab— 
haltung von Volksmiſſionen einnahm, wurde bereits in Verbin— 
dung mit den hieran ſich knüpfenden Kammerverhandlungen erör— 
tert !. Die preußischen Biſchöfe entfalteten großen Eifer für die 


' Siehe ©. 66 ff.; vergl. Duhr, Jeſuiten-Miſſiionen, S. 192 ff. 
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Millionen, und der Klerus lieh ihnen bereitwilligit feine Unter: 
ſtützung. Die Befürchtungen, welche preußifche Staatsmänner an 
die Volksmiſſionen fnüpften, erwiejen ſich bald als eitel; dagegen 
trat der Nutzen diefer außerordentlichen Belebungen des- religtöfen 
Lebens immer augenfälliger hervor. 

Wie in der Erzdidcefe Freiburg wurden aud in den übrigen 
Bisthümern der oberrheintichen Kirchenprovinz durch die firchlichen 
Dberhirten Volksmiſſionen veranitaltet, welche reichen Segen tif: 
teten. Auch die Bischöfe des öfterreichtichen Kaiſerſtaates ließen 
ih die Pflege dieſer außerordentlichen Seelforge jehr angele= 
gen ſein. 

Die Ihätigfeit der Jeſuiten bei den Volksmiſſionen fand bei 
Freund und Feind die höchſte Anerkennung. Auch andere Or- 
densgeiftliche nebit einigen Weltprieftern erwarben ſich durch die 
gleiche Wirkſamkeit hervorragende Verdienſte. Werthvoll in diefer 
Beziehung iſt das Urtheil eines Forſchers auf diefem Gebiete: 
„In den von mir durchforſchten Archiven Liegen die herrlichiten 
Berichte über die Miffionen der Redemptoriften, Lazariften, Kapu— 
ziner, Sranzisfaner u. |. w. Bon den Weltpriejtern verdient eine 
ganz bejondere Erwähnung der unermüdliche Paderborner Miſ— 
tonät Hillebrand, über den eine jo große Reihe der rühmend- 
ten Berichte im Archiv des hochw. Ordinariates zu Paderborn 
ruhen, daß ſie allein hinreichten, dem eifrigen Prieſter ein mo- 
numentum aere perennius zu errichten.‘ ! 


Obſchon die mündliche Belehrung auf der Kanzel, in der 
Schule und im Beichtſtuhle das Hauptmittel zur Pflege des re: 
ligiöſen Lebens it, To kann doch der Nuten guter Schriften zur 
Grreihung dieſes Zweckes feineswegs verfannt werden. Die in 
Würzburg ? verfammelten Bilchöfe jprachen deshalb den Wunſch 
aus, daß in allen Diöceſen jogenannte Sonntagsblätter belehren. 
den und erbauenden Inhaltes begründet werden möchten. In 
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einigen Bisthümern beſtanden ſchon ſolche Blätter, deren Nutzen 
in der Zeit des Rongeſcandals ſich herrlich erprobt hatte. Große 
Bedeutung erlangte das von Beda Weber, Stadtpfarrer zu Frank— 
furt, gegründete ‚Frankfurter katholiſche Kirchenblatt‘. Auch für 
Abfaſſung guter Gebet- und Erbauungsicriften und für ‚beifere 
Handhabung der Firchlichen Cenſur‘ veligiöfer Bücher trugen die 
Oberhirten Sorge. 

Um den Berheerungen der jchlechten Preſſe, welche fait täg— 
lich die katholiſche Kirche und ihre Priefter, ja das pofitive Chris 
ftenthum anfeindete, verleumdete und verdächtigte, und beionders 
dem unchriftlichen Zeitungsmwejen, wodurch ‚jede Leidenschaft Wi— 
derhall findet‘ !, einen Damm entgegen zu jegen, und katholiſchen 
Schriftſtellern die Möglichkeit zu bieten, die Vertheidigung der 
hrijtlichen Religion mit Erfolg führen zu fönnen, war die Grünz 
dung größerer fatholischer Tagesblätter ein dringendes Bedürfniß. 
Schon jeit Jahren empfanden dies einfichtsvolle Katholiken; aber 
alle Berfuche diefer Art mihlangen, weil die Regierungen die 
Gründung fatholifcher Zeitungen verboten, oder durch die Cenſur 
eine freie Polemik gegen die Kirchenfeinde unmöglic; machten. 
Mit dem Jahre 1848 fielen diefe Schranken weg. Die Freiheit 
der Rede und der Preſſe wurde verfündet. Diefe Gelegenheit 
ergriffen Firchlich gefinnte Männer, um größere fatholifche Tages- 
blätter ins Leben zu rufen. Alsbald erjchtenen in verjchtedenen 
volfreichen Städten wie Köln? Mainz? u. ſ. mw. katholiſche Zei: 
tungen, deren Leiter an Geiſt, Gewandtheit und wiljenjchaft- 
licher Bildung den Nedacteuren der beitehenden Blätter vollkom— 
men ebenbürtig und vielfach überlegen waren. 

Die ‚Deutjche Volköhalle‘, das führende Fatholiiche Blatt ın 
Preußen, erfuhr durch den Oberpräfidenten v. Kleiſt-Retzow alle 
Härten der gejeklich abgejchafften Geniur. Sie wurde am 10. 
Juli 1855 nach mancherlei Verationen unterdrüdt, weil der Re— 
dacteur, C. G. Schmiß, eine nicht eben regierungsfreundliche Hals 
tung eingenommen hatte. So wurde ihm denn die zur Heraus— 


’ Döllinger, Univerfitäten jonjt und jetzt, ©. 50. 
° Deutiche Volkshalle. 
’ Mainzer Journal. Siehe Brüd, U, 3. Lennig, ©. 1127. 
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gabe einer Zeitung nothwendige Unbejcholtenheit aberflärt. „Als 
diefe Logische und rechtliche Gewaltthat im preußifchen Abgeord- 
netenhaufe einen Entrüftungsjturm hervorrief, flüchtete ſich der 
vertheidigende Minister auf die Flägliche Ausfluchtsinjel der bloß 
‚officiellen Bejcholtenheit des Schmitzt. In der Folge gründete 
Stadtpfarrer Beda Weber zu Frankfurt die großangelegte Tages: 
zeitung ‚Deutichland‘ (1855 —58). ! 

Auch in Fleineren Städten entjtanden zum Theil vortrefflich 
vedigirte Tagesblätter. Die fatholiiche Preſſe nahm von Jahr zu 
Jahr einen größeren Aufſchwung und erlangte in Deutjchland eine 
Bedeutung, welche auch die Gegner anerkannten. 


Das Beſtreben, der antikichlichen und unchriftlichen Lite: 
vatur kräftig entgegen zu wirfen, rief zwei fatholiiche Vereine 
ins Leben, deren Zweck die Verbreitung guter Schriften tft. Der 
älteſte dieſer Vereine, der Verein vom bl. Karl Borromäus, 
feierte am 30. Mai 1895 in Bonn fein goldenes Jubelfeſt. Den 
Hauptantheil an der Gründung dieſes DBereines haben Auguſt 
Reichensperger (f 1895) und fein Freund, Freiherr Albert von 
Thimus. Die nächite Beranlafjung hiezu gab eine Unterhaltung 
beider Freunde über den damaligen Zuftand der Fatholiichen Preſſe. 
Neichensperger jchreibt hierüber: ‚Auf einem Spaziergang, welchen 
ih in Koblenz mit einem Freunde, dem Freiherrn Albert von 
Ihimus, damals Landgerichtsratyg in Koblenz, jpäter Appellations- 
rath, machte, unterhielten wir uns über die damaligen Zuftände, 
inöbejondere auf dem Gebiete der Prefle. Wir famen darin über: 
ein, daß diejelben für die Katholiken jehr bedenklicher, ihren Glau— 
ben, ja überhaupt die gute Sitte bedrohender Art jeien. Die 
fatholischen Schriftiteller und Verleger bildeten eine faſt verſchwin— 
dende Minorität im Vergleiche mit den nichtfatholiichen. Angriffe 
aller Art der Tagespreffe auf die Kirche und deren Einrichtungen 
blieben demnach durchweg unerwidert. Mangelte e8 doch jogar 


Vergl. Wadernell, Beda Weber 1798—1858. Innsbruck 1903, 
©. 388 ff.; Pastor, A., Reichensperger I, 366 5.; 380f.; Hilgers, Der 
Inder der verbotenen Bücher. Freiburg 1904, ©. 362 ff. 
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an katholiſchen Kalendern, jo daß ein in Berlin von einem ge: 
wiſſen Glasbrenner in nichts weniger als katholiſchem Geifte 
verfaßter Kalender in unjerem Rheinlande auch unter den Katho- 
liken vorzugsweiſe Abnehmer fand. Beſonders bedenklich jah es 
aus um den Lejejtoff, womit die Leihbibliothefen das Publikum 
verjahen. In dem Durcheinander traten auf die Sinnlichkeit 
jpeculirende Romane bejonders hervor; Belehrendes oder gar Er: 
bauliches, überhaupt gejunde Geijtesnahrung war von da nicht, 
oder doch nur jehr ausnahmsweiſe zu beziehen. Daß es dringend 
noth thue, Wandel zu jchaffen, lag auf der Hand. Auch die 
Frage, in welcher Art folches gejchehen könne, war im allgemeinen 
nicht ſchwer zu beantworten. Es handelte fich darum, die Pro— 
duction guter Schriften zu beleben, den Verfaſſern und Verlegern 
ſolcher Schriften durch Förderung des Abſatzes derjelben zu Hilfe 
zu fommen!.‘ Che die beiden Männer weitere Schritte in diefer 
Sache thun wollten, wünjchten fie das UÜrtheil des um die fatho- 
liche Kirche hochverdienten Koblenzer Stadtrathes Hermann Joſeph 
Dietz, von Clemens Brentano jcherzhaft als ‚Hausknecht unferes 
lieben Herrgottes‘ bezeichnet, zu vernehmen. Derſelbe zollte dem 
Plane jeinen vollen Beifall. Auf einer VBerfammlung im Haufe 
des Profeſſors Dr. Dieringer ? in Bonn wurde die Sache einer 
eingehenden Erwägung unterzogen und die Gründung eines Ver— 
eines zur Verbreitung guter Bücher beichlofjen. Die preußiiche 
Regierung ertheilte am 22. März 1845 die ftaatlihe Genehmi— 
gung, und im Sommer deöjelben Jahres trat der Verein ins 
Leben. Als nächites Ziel ftellte ſich derjelbe die Aufgabe, ‚dem 
verderblichen Einfluffe, den die jchlechte Literatur auf alle Klaſſen 
der bürgerlichen Gejellichaft ausübt, durch die Begünftigung und 
Verbreitung guter Schriften entgegen zu wirfen‘?. Nach den 
Statuten leitet ein aus mehreren Mitgliedern beitehender Vorſtand 
die Geſchäfte. Als Vorſitzender fungirte zuerit Freiherr Maxi— 
milian v. Loé und nach ihm Profeſſor Dieringer, welcher diejes 
Amt bis zum Jahre 1871 verwaltete. Zahlreiche Mitglieder aus 
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ganz Deutichland jchloffen fich diefem von geiftlicher und weltlicher 
Obrigkeit gejchäßten Bereine an. Die Berfammlung der fatholi- 
ichen Vereine in Regensburg 1849 erkannte die ausgezeichneten 
Verdienfte des Karl Borromäus-Vereins ‚für die Verbreitung einer 
guten katholiſchen Literatur‘ öffentlich an und empfahl ‚die Er- 
rihtung von Filtalvereinen‘ !. Auch die folgenden Generalver- 
jammlungen nahmen DBeranlaffung, dem Vereine ihre Anerfen- 
nung wiederholt auszufprechen. Die Anfeindungen von Geiten 
der preußiichen Regierung während des Gultufampfes ſeien hier 
nur kurz erwähnt. 

Viel jüngeren Datums iſt die durch Geiſtl. Rath Thiſſen 
und Domcapitular Dr. Heinrich beantragte und von der Würz- 
burger Generalverfammlung 1864 bejchlojfene Gründung des Ver— 
eins? zur Herausgabe und DBerbreitung zeitgemäßer Brojchüren, 
der ebenfalls ſchöne Erfolge erzielte. Außer diejen beiden Ver: 
einen iſt bier noch der von den katholiſchen Generalverfammlungen 
ebenfalls empfohlene Meinchener Verein zur Berbreitung guter 
Bücher anzuführen. 


Um den in Gegenden mit vorherrichend proteftantiicher Be— 
völferung wohnenden Katholifen Gelegenheit zu bieten, dem fatho- 
lichen Gottesdtenite beizumohnen, die heiligen Sacramente zu 
empfangen, und ihren Kindern fatholifchen Religionsunterricht 
ertheilen zu laſſen, wurde der St. Bonifatiusverein gejtiftet. Die 
Anregung zur Gründung diejes ‚deutichen Miſſionsvereins‘ gab 
Döllinger auf der Generalverfammlung der fatholiichen Vereine 
in Regensburg 1849. ‚Schon einige Jahre früher war eine Anz: 
zahl von Fatholiihen Männern am Rhein und in Bayern in 
Folge wiederholter bittender Borjtellungen auf die dringenden 
Bedürfniffe jo vieler armer und Hilflojer katholiſcher Gemeinden 
im nördlichen Deutjchland aufmerfjam geworden. Man hatte 
erfahren, daß eine große Menge diefer Gemeinden der Mittel zu 
Schulen, Kirchen, Pfarrhäuſern ganz oder größtentheils entbehre, 
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daß viele Taufende das ganze Jahr hindurch feinem katholiſchen 
Gottesdienſt beimohnen fünnten; jo war der Entichluß gereift, 
unter den deutſchen Katholifen einen Verein unter dem Namen 
des Bonifatiuspereins zu gründen, welcher durch freiwillige Bet: 
träge unjere dürjtigen Glaubensgenoifen in Norddeutſchland unter- 
jtügen jollte. Der Gentralpunft des Vereins jollte München fein.‘ 
Die bayerische Regierung, welche furz vorher den agitatoriichen 
proteftantiichen Guſtav-Adolf-Verein im Königreich verboten hatte, 
erklärte aber ‚auf eine vorläufige Anfrage‘, daß ſie ‚Ichon um der 
Paritäf willen die Gründung einer verwandten katholiſchen Ver— 
bindung nicht gejtatten werde‘. 

Einige Jahre jpäter griff Döllinger die Frage wieder auf 
und legte der VBerfammlung in Regensburg ‚einen Entwurf für 
Stiftung eines eigenen Miſſionsvereins unter dem Namen Bont: 
fatiusverein‘ vor, welcher ‚allgemein angenommen wurde‘. Damit 
war der Verein conjtituirt, der fich ‚unter den eigens zu erbitten- 
den Schuß und die oberjte Leitung des deutſchen Episcopates 
jtellte. Die Präfidentichaft übernahm Graf Joſeph dv. Stolberg 
(F 1859). Er entfaltete eine große Thätigkeit für das Gedeihen 
des Vereines. Im Winter 1849/50 bejuchte er die einzelnen 
deutichen Bijchöfe, um fie für das Unternehmen zu gewinnen, was 
ihm auch gelang. uch bewirkte der eifrige Präfident die Errich— 
tung von Didcefanvereinen, welche mit dem Hauptverein, der in 
Paderborn jeinen Sit hatte, verbunden waren. Die anfangs 
erhobenen Bedenten, der neue Verein würde die ſchon bejtehenden 
Miffionsvereine in ihren Einkünften ſchädigen, erwiejen ſich glüd- 
ficherweife als unbegründet. Der auf der Generalverfammlung in 
Linz geftellte Antrag, auch die Unterjtügung der Heidenmiſſionen 
in den Gejchäftsfreis des Bonifatiusvereind zu ziehen, wurde abge 
(ehnt?. Unter der umfichtigen Leitung jeines zweiten Präfidenten, 
des Biſchofs Konrad Martin von Paderborn, nahm der Verein, 
deffen Mittel Gebet und Almofen find, einen raſchen Aufihwung. 


' Verhandlungen IIL, 105. ö 
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Seine Einkünfte vergrößerten fih von Jahr zu Jahr. Wenn 
dieſelben auch nicht hinreichen, um alle berechtigten Anforderungen 
zu erfüllen, jo konnten doch viele Miſſionsſtationen, bejonders in 
Norddeutichland, gegründet, fatholifche Schulen neu errichtet oder 
unterftüßt und an vielen Orten ein periodilcher Gottesdienit ein- 
geführt werden, wodurd den zeritreuten Katholiken der Umgegend 
die Möglichkeit geboten wurde, wenigitens einigemale im Jahre 
ſich der Tröftungen ihrer Religion theilhaftig zu machen. 
Einen Begriff von der überaus jegensreichen Ihätigfeit des 
Vereines, wie von der bewundernswerthen Opfermwilligfeit feiner 
Mitglieder gibt ein Rückblick über die eriten 25 Jahre jeines 
Beitehens: ‚Hatte die Einnahme de3 Vereins in den eriten 10 Jah— 
ven insgeſammt etwas über eine Million Mark und dement- 
Iprechend die Zahl der gegründeten und unterhaltenen Miſſionen 
152 betragen, jo belief fi) das Gejammtrejultat des zweiten 
‚sahrzehntes bereits auf mehr als 21/, Millionen, und nach aber- 
mals blos 5 Jahren für diefe Zeit wiederum auf mehr als 
21/, Millionen, jo daß ſich am Ende des eriten Bierteljahrhun- 
dert3 die gefammte Ginnahme auf rund 6 Millionen und Die 
gefammte Ausgabe auf rund 5,600,000 Mark bezifferte. Die 
Zahl der gegründeten und unterftüßten Miffionspoften, im Jahre 
1859 bereits 152, war bis 1870 auf 345 und 1874 auf 426 
geftiegen. Die Zahl der auf diefe Weiſe paftorirten Katholiken 
der Diaspora betrug gegen 400,000. Das waren in der That 
hocherfreuliche Refultate, welche mit Dank gegen Gott erfüllen 
mußten, welche aber auch alle Befürchtungen zu Schanden mad) 
ten, die jemals von ängftlichen Gemüthern gehegt und mehr als 
einmal, jelbit bis in die jechziger Jahre, waren geäußert worden.‘ ! 
Der von Canonicus Priſac aus Aachen ins Leben gerufene 
Verein vom heiligen Grabe (1856) hat den Zweck, den 
Kirchen und Schulanftalten im heiligen Lande, bejonders den 
Franziskanern, als den Wächtern des heiligen Grabes, dem Paz 
triachen von Jeruſalem u. ſ. w., Schuß und Unterftüßung zu 
gewähren; ein anderer, von demjelben Brieiter in Anregung 
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gebrachter und von der Katholifenverfammlung in Aachen 1862 
empfohlener ‚Verein vom heiligen Joſeph‘ hat vornehmlich die 
Seeljorge für die zahlreichen katholiſchen Deutichen in Paris und 
London, reſp. die Aufbringung dev Mittel hiefür in feine Statu: 
ten aufgenommen. ‚Zur Hilfe dienſtloſer Dienjtboten weiblichen 
Geichlechtes‘ wurde der Marienverein geitiftet !, 
- Mit der Gründung eines Gejellenvereines in Elberfeld 
hat 1845 der dortige Kaplan Adolf. Kolping ein Samenkorn 
in die Erde gelegt, welches ſchon bald zu einem fräftigen, Frucht: 
bringenden Baume emporwuchs. Die Abjicht, welche ihn hiebei 
leitete, war, den Gejellen den Abgang des Familienlebens in der 
Fremde jo weit möglich zu erſetzen. Die Mitglieder des Ver— 
eines kamen an beitimmten Tagen im Bereinslocale zujammen, 
um die Vorträge ihres geiftlichen Präſes über religiöje Fragen, 
über das Handwerk, das ‘Familienleben u. j. w. anzuhören und 
ih gemüthlich zu unterhalten. Bon Zeit zu Zeit brachten kleine 
Ausfliige in die Umgegend etwas Abwechslung in das Alltags- 
leben. Reden über Bolitif waren ganz ausgejchloflen. Als Kol- 
ping die Stelle eines Domvicars in Köln erhielt, gründete er 
hier jeinen zweiten Verein, der jchon in furzer Zeil mehr als 
400 Mitglieder zählte. Auf der Generalverfammlung in Mainz 
1851 trat Kolping mit jenem Plane zum erjtenmale in die 
Oeffentlichkeit. Alsbald entitand auch in Mainz ein Gejellen: 
verein ?. Etwas jpäter bildeten ich in vielen anderen größeren 
Städten Deutſchlands ſolche Vereine mit zahlreichen Mitgliedern, 
deren Leitung eifrige und umſichtige Geiſtliche übernahmen. Die 
Deviſe ‚Gott ſegne das ehrbare Handwerk‘ drückt am beiten Die 
Tendenz des Vereins aus: Gebet und Arbeit. Was Kolping für 
die Geſellenvereine in Preußen und im übrigen Deutſchland war, 
das wurde Dr. Gruſcha, jetzt Cardinal und Fürſterzbiſchof von 
Wien, für die Geſellenvereine in Oeſterreich. 
Der Aufſchwung des religiöſen Lebens in Deutſchland gibt 
ſich auch in der Liebe und Verehrung des Oberhauptes der Kirche 
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zu erfennen. Der gefeiertite Name im katholiſchen Deutſchland 
war der Name des Papſtes. Kein Monarch der Welt war jo 
populär und jo geliebt wie Pius IX., deſſen Name feinem katho— 
liſchen Kinde unbekannt blieb. Als die revolutionäre Regierung 
Italiens, an ihrer Spite ein gefröntes Haupt, den heiligen Stuhl 
eines Theiles feiner Beſitzungen gewaltjam beraubte, erhob das 
fatholiiche Deutichland wiederholt feierlich Proteft gegen dieſe 
Schandthat und ſprach feinen Schmerz hierüber auch dem heiligen 
Vater in bejonderen Adreſſen aus. Damit begnügten ſich aber 
die Katholifen noch nicht. Sie waren auch nad) dem VBorgange 
anderer Länder, insbejondere Frankreichs, bemüht, durd) Gebet 
und Entrihtung des Peterspfennigs dem Papſte in feiner ſchwie— 
rigen Lage zu Hilfe zu kommen. Dieje Aufgabe stellte ich 
hauptjählic die St. Michaelsbruderſchaft. Sie wurde 1859 
in Wien gegründet. Auf der Generalverfammlung zu Prag 1860 
verbreitete fi) Wtiniftertalrathd Meyer über den Zweck diejes Ver— 
eins und hob namentlich hervor, daß die Katholiken ‚es nicht auf 
einzelne Gaben, die der Fromme Sinn dem heiligen Vater jpen- 
det, ankommen lafjen dürften; es müſſe ſich die Fatholiiche Ehri- 
jtenheit organifiren vom Thron bis zur Hütte, bi in die leßte 
Hütte, damit fie regelmäßig zur Beitreitung der Bedürfniffe des 
heiligen Baters, zur Unterjtügung derjenigen, die Gut und Blut 
für ihn und die heilige Kirche hergeben, ausreichende Hilfe leiten‘ !. 
Der auf der Verſammlung anwejende Cardinal Schwarzenberg, 
Fürſterzbiſchof von Prag, forderte ſogleich jeine Bisthumsangehöri- 
gen zum Eintritt in den Verein auf. Etwas jpäter wurde die 
St. Michaelsbruderichaft in Köln und hierauf in den meilten 
deutjchen Diöceſen eingeführt. 

Nicht minder offenbarte fi) der religiöfe Sinn des katholi— 
hen Klerus und Volkes in der Fürjorge für die würdige eier 
der heiligen Geheimniſſe, in der Erbauung herrlicher Kirchen und 
der jtilgerechten Reſtaurirung altehrwürdiger Gotteshäufer, welche 
der verdorbene Geſchmack des vorigen Jahrhunderts verunftaltet 
hatte, und in der Anjchaffung werthvoller und pafjender Kirchen: 
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geräthihaften. Eine raftloje Thätigfeit in diefem Sinne entfaltete 
Auguft Reichensperger, in Wort und Schrift immer unermüdlich 
zur Belebung hriftlicher Kunftübung anjpornend. Sicher war er 
in der Werthſchätzung des gothiſchen Stiles einfeitig; aber was er 
zur Kenntniß und Würdigung der chriftlich-germanifchen Bauweiſe 
ein halbes Jahrhundert lang erftrebt und erreicht hat, ift des 
höchſten Lobes werth. Ein Hauptgegenftand jeiner Ihätigfeit und 
feiner Erfolge ift der Ausbau der herrlichen Kathedrale in Köln !. 

Zur ‚Wiederbelebung der katholiſchen Kunft‘ wurde der katho— 
liſche Kunftverein gegründet, deſſen Verdienſte um eine würdige 
und zwedentiprechende Ausſchmückung der Kirchen die verdiente 
Anerkennung fanden. Der ſchon 1841 entjtandene Diüffeldorfer 
Bilder-Verein ift bejtrebt, die oft unſchicklichen und geſchmackloſen 
Bilder von Chriftus und den Heiligen durch beifere und wiürdigere 
zu erjeßen; der Baramentenverein, welcher meiftens Mit: 
glieder aus den bejjeren Ständen zählt, beichäftigt fich mit Anferti- 
gung und Ausbejjerung von Kirchenparamenten und Kirchenwäſche 
vorzüglich für arme Kirchen ?. 

Als weitere Zeugniffe der Entfaltung des firchlich-religiöfen 
Lebens in Deutichland können auch die eifrige Theilnahme der 
Gläubigen an der Feier des Gottesdienites, der vermehrte Empfang 
der heiligen Sacramente, die Einführung verjchiedener Gebetöver- 
einigungen und der zahlreiche Beſuch der Ende des 18. und in 
der eriten Hälfte des 19. Jahrhunderts verpönten Wallfahrtsorte 
angeführt werden. Mit Freuden begrüßte das Fatholiiche Bolt 
die Einführung, reſp. Neuorganiſation der Bruderjchaft zur ewigen 
Anbetung des allerheiligiten Altarsfacramentes und vom heiligen 
Herzen Mariä zur Bekehrung der Sünder, jowie die Maria— 
niihen Sodalitäten für Yünglinge und Yungfrauen in den 
verschiedenen Diöceſen Deutichlands. 


Unter den mit einer ganz außerordentlichen Feier begange: 
nen kirchlichen Feften nimmt wohl das Felt des elfhundertjährigen 
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Martertodes des Apoſtels der Deutſchen die erſte Stelle ein. Am 
5. Juni 1855 waren es elfhundert Jahre, daß der hl. Bonifatius 
in Friesland den Glauben, den er mit unermüdetenm Eifer bis in 
jein hohes Greijenalter predigte, mit jeinem Blute beſiegeln durfte. 
Diejen wichtigen. Tag wollten die deutichen Oberhirten nicht ohne 
eine entiprechende firchliche Ferer vorüber gehen laſſen. Fünf 
deutiche Bilchöfe erliegen am 12. Dezember 1854 von Nom aus 
eine Einladung zu diefem Feſte, welches vom 5. bis 12. Juni in 
Fulda, der Grabesitätte des Heiligen, und vom 14. bis 21. des- 
. jelben Monats in Mainz !, jeiner biichöflichen Reſidenz, gefeiert 
werden Jollte. | 

Um die Begeifterung für dieje Feitfeier zu weden, hatte. der 
Biſchof von Mainz, Freiherr dv, Ketteler, nach jeiner Rückkehr aus 
der ewigen Stadt einen Hirtenbrief erlaflen, worin er die Bedeu— 
tung des bl. Bonifatius für Deutjchland ſchildert und zu zahl- 
vercher Betheiligung am Feſte auffordert. 

Die eier des Bonifatiusfeftes war in Fulda und in Mainz 
eine überaus glänzende. Der deutjche Episcopat war durch viele 
ſeiner Mitglieder vertreten; ihnen gejellten jich andere hohe Wür— 
denträger in Kirche und Staat bei, und die Seelforger nebjt den 
ihnen amvertrauten Bfarrangehörigen wallten in jtattlichen Pro— 
cejfionen nach der Wallfahrtsjtättee Während der eier fand 
täglich Bontificalamt und Bontificalvesper ſtatt. Während des 
Hochamtes predigte einer der anmejenden Bilchöfe.. Am Abend 
hielt in Mainz der berühmte Kanzelredner v. Yamezan S. J. 
belehrende und begeifternde Vorträge über wichtige Gegenftände 
des chriſtlichen Glaubens und des chriftlichen Lebens. 

Das herrliche Zeugniß, welches die Katholiken bei diejer Feſt— 
feier von ihrer Treue gegen die Kirche feierlich und öffentlich ab— 
legten, ſowie auch die Anerkennung, welche das Wirken des gro= 
Ben Biſchofes und Martyrers Bonifatius in proteftantiichen Krei— 
jen jand, erregten den Neid und die Eiferfucht des befannten 
Satholitenfeindes Ritter dv. Bunſen? in hohem Grade und trieben 
ıhn an, in eimer Echmähjchrift feinen Haß gegen die fatholiiche 
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Kirche auszufchütten. Nicht Lange nad der jchönen Feſtfeier er- 
ſchien jein Pamphlet ‚die Zeichen der Zeit‘ 1, worin er das Boni— 
fatiusfejt angreift, den Character und die Wirffamfeit des hl. Boni: 
fatius ſchmachvoll verdächtigt, die katholiſche Kirche der Unduld— 
ſamkeit und des Eingriffes in die Rechte der Gemeinden und der 
Regenten beſchuldigt. Auch den badiſchen Kirchenſtreit zieht er 
herbei und tritt als Anwalt der Civilehe auf, ‚weil fie einzig und 
allein dem Chriſtenthum entjpreche‘, vertheidigt die Erziehung des 
Klerus dur den Staat und die Verwaltung des Kirchenvermd- 
gend durch Laien und verjchreit zuleßt auch die Katholifen als 
Gegner der Gewiſſensfreiheit. 

Die wahre Tendenz diejes unlogiichen, ſtiliſtiſch faſt ungenieß— 
baren und inhaltlich ganz werthloſen Glaborates, welches nicht 
einmal den allergemwöhnlichiten Anforderungen entipricht, war: Mi}: 
trauen zwiſchen den deutichen Regierungen und den Biſchöfen her- 
dorzurufen, die Proteſtanten gegen die Katholiken aufzuhegen und 
auf dieſe Weile die Flamme der Zwietracht neu zu ſchüren, um 
die jo nothwendige und von allen billig denfenden Männern ge— 
wünſchte friedliche Verſtändigung zwiſchen Kirche und Staat über 
die objchwebenden ftrittigen Frugen zu erjchweren oder unmöglich 
zu machen. 

Die ‚Zeichen der Zeit von Bunfen, der auch kirchlich-prote— 
ftantifche Männer wie Stahl nicht verjchonte und den berühmten 
Geſchichtsforſcher Heinrih Leo, Profeſſor in Halle, in höhniſcher 
Weiſe bejudelte, regten troß ihrer inneren Gehaltlojigfeit und ver: 
morrenen Darftellung eine Zeit lang die Gemüther auf, trugen 
zur Bergrößerung der Verwirrung im Schooße des Protejtantismus 
bei und übten auch Einfluß auf einzelne Regierungen aus, welche 
die Winfe diefes grimmigen Feindes der Katholiken nicht unbeachtet 
ließen ?, Bon letterer Seite erhielt die Schrift Bunfens die wohl: 
verdiente Abfertigung. Auch Stahl ließ eine Brojchüre ? gegen 





‘ * Reipzig 1855. 
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‚die Zeichen der Zeit‘ erfcheinen, worin er die rationaliftiich-undhrift- 
liche Richtung des ehemaligen Diplomaten erfolgreich befämpft. 








Wenn die religtös-fittlichen Zuftände, wie aus dem Mitge— 
theilten erfichtlih it, glänzende Lichtjeiten bieten, jo jind doch 
auch düftere Schattenfeiten bemerfbar. Die faum unterdrüdten 
falichen Reformbeftrebungen tauchten in einzelnen Diöceſen wieder 
auf. Am ärgjten war es in der Erzdiöcefe Freiburg. Veranlaßt 
duch das Ausfchreiben des Ordinariates vom 24. März 1848, 
welches den Decanaten auftrug, Conferenzen abzuhalten, um über 
die zu ergreifenden Mittel zur Abwendung der Gefahren, welche 
der Kirche drohten, zur Sicherung ihres Eigenthums und einer 
gelegneten Amtswirkſamkeit des Guratflerus zu berathen und hier= 
auf Bericht zu erjtatten, Jandten mehrere Decanate ihre ſ. g. Re— 
formvorſchläge der erzbiihöflihen Behörde ein. Ste verlangen 
nichts weniger als Aufhebung des Eölibates, deutiche Sprache beim 
Gottesdienste, Reform des Beichtinftituts, Erziehung des Klerus 
durh Männer ‚im echt chriftlich-firchlichen Geifte eines Weilenberg‘, 
‚Abichaffung der kirchlichen Zwangsgebote‘, Betheiligung der Ge— 
meinden bei Anftellung der Geiftlichen und endlich Einführung der 
Synoden mit berathender und entjcheidender Stimme der Laien, 
ſowie einleitende Schritte zur Reorganijation einer deutſchen Na— 
tionalfirche, unbeſchadet der Einheit der fatholiichen Kirche. Außer: 
dem beantragen diejelben die Entfernung der Ultramontanen aus 
der Nähe des Oberhirten und Verſtärkung feines erzbijchöflichen 
Senates durch einen aus mindeitens ſechs und höchjtens zwölf vom 
Klerus gewählten Geiftlichen beitehenden Beirath, mit der beige- 
fügten Bitte, daß der Erzbiichof ohne deſſen Zuftimmung feine 
Beichlüfle, Verordnungen u. j. w. erlaſſen jolle. Um aber dem 
demofratiihen Elemente vollends zum Stege zu verhelfen, wurde 
den Mitgliedern des Beirathes zur Pflicht gemacht, den Conſens 
des Klerus für ihre Anträge und Entjicheidungen einzuholen !. 

Zur Ehre des Klerus der Erzdiöceje ift hier beizufügen, daß 
die Mehrzahl der Geistlichen folchen Beftrebungen abgeneigt war 
und einige Decanate gegen die falſchen Reformvorichläge entichieden 
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Proteſt einlegten, mit dem Erſuchen an das erzbiichöfliche Ordi— 
nariat, ernſt, gemeſſen und ftreng gegen die neuerungsfüchtigen 
Geiftlichen einzujchreiten, und überhaupt die Kirchendisciplin ftren- 
ger zu handhaben. Das fatholiiche Volk ſtand treu zum Erzbijchof 
und ſprach in Adreſſen! an den Kirchenobern jeinen Abjcheu vor 
den unfirchlichen Beitrebungen eines Theiles des Klerus aus. Der 
Oberfirchenrath dagegen, in jeinen Anjchauungen mit den faljchen 
Reformern innerlich) verwandt, warf ſich zum Sachwalter der 
Synoden mit Laienvertretung und einer ‚Reprälentativregierung‘ 
auf und gab dem Erzbiichof den Rath, ‚die Wünſche der fatho- 
liihen Bevölferung durch ihre Repräjentanten zu vernehmen‘, 
Letzterer entwidelte in ſeinem Antwortjchreiben vom 12. Januar 
1849 dem Oberfirchenrathe die richtigen hier in Betracht fom- 
menden Grundjäße und widerlegte die irrigen Behauptungen der 
Itaatlichen Behörde. Am 26. Januar 1849 erſchien der erz— 
biihöfliche Hirtenbrief zur Belehrung der Geiftlichfeit und des 
Volkes. Nicht alle Prieſter fehrten zum Gehorfam unter ihren 
Oberen zurüd, die renitenten Geiftlichen wurden ercommunicirt 2. 

Weniger geräufchvoll ging es in anderen Diöcejen ? zu, ob— 
ichon ſich auch dort falſche Reformgelüfte fundgaben. Die über: 
wiegende Mehrzahl des Klerus ſtand aber auf Seite der Bilchöfe, 
welche durch energiiches Einjchreiten die Flamme eritickten, ehe ite 
heil auflodern konnte. 


Eine Beachtung verdient noch die Schrift des Domdecans 
Hiricher ‚die firhlichen Zuftände der Gegenwart‘ !, ſowohl wegen 
ihres Verfaſſers als wegen ihres Inhaltes. Von guter Abficht 
geleitet, aber die eigentlichen Urfachen der vorhandenen Mißſtände 
gänzlich verfennend, bringt Hiricher in jeiner Broſchüre Mlittel in 
Vorschlag, welche das Uebel eher vergrößern als es abitellen konn— 
ten. Die Schrift enthält in Kürze fait alle früher jchon aufge 
ſtellten falſchen Neformprojecte und ift in hohem Grade verlegend 
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für die Biichöfe, wenn auch ihrem Verfaſſer eine ſolche Abficht 
mochte fern gelegen haben. Dabei jpricht derjelbe ſich in einer 
Weiſe über das bisherige Benehmen des Staates gegen die Kirche 
aus, welche im offenfundigen Widerfprud; mit der Wirklichkeit 
war. Nach der Angabe Hirichers, welcher doch als Mitglied des 
erzbiichöflichen Ordinariates die Verheerungen des badiſchen Staat3- 
kirchenthums hinlänglich kennen mußte, ſchützte der Staat bisher 
‚die angeftellten Geistlichen gegen ungerechte Verfolgung in ihren 
Pfründen, er ſchützte das Kirchengut im Ganzen und Einzelnen, 
er übte über die Firchlichen Anordnungen und Einrichtungen eine 
gewiſſe Controle, wodurch diejelben nicht jelten von Einfeitigfeiten 
zurücgehalten, oder auf das Zeitbedürfnig zurücdgeführt wurden‘ 
u.).w. Waren folche Neuerungen aus dem Munde eines Man— 
nes wie Hirſcher ſchon betrübend für die kirchlichen Oberhirten, jo 
waren feine gegen die bijchöflichen Lehranitalten in den Semina— 
rien gerichteten Befürchtungen von einer ‚einjeitigen Ausbildung 
des Klerus‘ und einer ‚unwillfürlih an Phariſäismus nahenden 
Dreffur‘, ſowie feine Frage, ‚welche Cautelen‘ man habe, ‚jolche 
und andere Einfeitigfeiten zu verhindern‘, und, ‚unter welcher 
Gontrole das Anftellungsrecht der Beiftlichen geübt werde‘, geradezu 
beleidigend für den Episcopat. 

Ein näheres Eingehen auf die einzelnen Reformprojecte Hir— 
ſchers kann unterbleiben, da er nur die bereits erwähnten Vor: 
Ihläge wiederholt. Beſonders warm tritt er ein für Synoden mit 
Yaienvertretung, Laiſirung von Geiftlichen, welche ihren Beruf 
verfehlt haben, und fiir Reform des Gottesdienjtes, bejonders für 
liturgiſche Formulare in der Mutterfprache. Seine Neußerungen 
über Beicht, Empfang der Sterbefacramente, Abläffe u. j. w. leiden 
jehr an Unflarheit und können nur zu leicht Mißverjtändnifie 
hervorrufen. 

Die Schrift Hirfchers, welcher auch als Gegner der fatholi- 
hen Vereine auftrat, erregte Aufſehen. Es erſchienen mehrere 
Gegenjchriften !, deren VBerfafler die ungefunden Ideen und Vor— 


Heinrich, Die firhliche Reform ze. Mainz 1850. Dieringer, 
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ichläge derſelben befämpfen. Der apoftolifche Stuhl cenfurirte 
zuleßt die Schrift. Der Berfafler unterwarf ſich dem Urtheil. 
Bei Beurtheilung Hirſchers darf man nicht überjehen, daß er von 
einem edlen Streben erfüllt und der fatholiichen Kirche aufrichtig 
ergeben war. Seine Schriften, jein Auftreten in der eriten Kam— 
mer in Karlsruhe und fein Verhalten im badiichen Kirchenconflicte 
liefern hiefür Beweiſe. Auf der anderen Seite it jedoch nicht in 
Abrede zu ftellen, daß er zu viel von dem jedesmaligen Zeitgeifte 
beherricht wurde. Er ließ fich von der Zeititrömung fortreißen. 
Diejen Umständen haben auch die Gegner Hirichers Rechnung ge: 
tragen und waren bemüht, feine irrigen und irre führenden Anz 
ſichten und Vorichläge auf ihren wahren Gehalt zurüdzuführen, 
ohne dabei die jeiner Perſönlichkeit ſchuldige Achtung und die 
feinen Berdieniten gebührende Anerkennung herabzudrüden. 

Nach dem Tode Hirichers erwog man in Nom ernitlich, ob 
nicht auch deſſen Moraltheologie, Katechetit u. a. wegen der in 
diefen Werfen enthaltenen "Glaubensirrthümer zu cenſuriren jeten. 
Der Secretär der Inder-Congregation, Vincenz Modena, erbat 
fih den Rath Biſchof dv. Kettelers in diefer Angelegenheit. Der 
Kirchenfürit ließ nach Berathung mit feinem Domdecan Dr. J. 
B. Heinrich” dem Prälaten antworten, daß er fich entjchteden 
gegen eine Genjurtrung ausipreche: ‚Die Schriften Hirichers wer: 
den in nicht jehr langer Zeit gänzlich vergeflen jein. Cine Ber: 
urtheilung derjelben wird nach meiner Ueberzeugung faum einen 
Nuben haben; jeine Irrthümer find genügend widerlegt, eine 
eigentliche Schule hat er nicht zurückgelaſſen. Wohl aber haben 
noch viele, die jene Schüler waren, und auch viele Andere eine 
große perfünliche Pietät gegen ihm. Deßhalb würde eine nad)- 
trägliche und durch feinen neuen Vorgang irgendwie motivirte... 
Verurtheilung Hirſchers außerordentlich verlegen, ganz gewiß viel 
ſchaden und nur Ichlechten und verkehrten Richtungen zum Vor: 
wande dienen und ihnen Vorſchub Leisten!‘ Diefer Rath wurde 
von der Congregation befolgt. 
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Eine unpartetiiche Prüfung von Licht: und Schattenfeiten im 
fatholiichen Klerus und Volke wird ficher den Beweis liefern, daß 
das religiög-firchliche Leben in Deutichland einen herrlichen Auf- 
ihwung genommen. Gin frilches, Fruchtbringendes Glaubensleben 
erblühte unter der Leitung ausgezeichneter Biſchöfe und eines wiſſen— 
ihaftlichen und opferwilligen Seelforge-Klerus, deren Wirfen durch 
die religiöfen Orden, Congregationen und Vereine fräftig unter: 
ftüßt wurde. Die Mehrzahl des Fatholiichen Volkes ftand treu 
zu jeiner Kirche und deren Oberhaupt und wußte mit Ddiejer 
Treue auch den Gehorjam gegen die weltliche Obrigkeit in jchöner 
Harmonie zu verbinden, was auch von Seiten der Fürſten wieder: 
holt anerfannt ward. Es gab bereitwillig dem Kaiſer, was des 
Katjers ift, aber es ließ ſich auch nicht abhalten Gott zu geben, 
was Gottes ift. Als der unbeilvolle ‚Eulturfampf‘ ausbrach, bil- 
deten Klerus und Volk vereinigt eine feſt geichlofiene Phalanx 
für ihre Religion, welche die vereinten liberalen und conjervativen 
firchenfeindlichen Parteien nicht zu durchbrechen vermochten, jo daß 
nach langen, aber vergeblichen Verjuchen der eigentliche Urheber 
des verhängnißvollen Kampfes die eriten Schritte zur Verſtändi— 
gung mit der Kirche machen mußte. 
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